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I. 
Chronik 
der wichtigſten Ereigniffe 
europäiſchen Hfaatenfnfleme 


im Jahre 1878. 


1. Jan. [Ruff.:türf, Krieg I.] Die Ruffen haben mit ihrem rechten Flügel 
unter General Gurko den Balkan überjchritten und rüden gegen 
Sofia dor. 

2. „ (Frankreich.] Das neue Minifterium Dufaure hat ſich mit dem 
von der Kammer niedergejegten Ausſchuß bez. der Unterſuchung gegen 
das vor bem allgemeinen Stimmrecht zufammengefunfene reactionäre 
Gabinet Broglie⸗Fourtou verftändigt. In Folge der bisherigen De: 
pofitionen fteht bereits feit, daß im ben fritiichen Tagen vom 8.—12. 
Dec. 1877 ein Staatäftreich gegen die Republif geplant war, nicht 
zwar vom Marjchall:Präfidenten ſelbſt, wohl aber von einer Anzahl 
bonapartiſtiſcher und legitimiſtiſcher Generale. Als der Haupt: 
ichuldige ericheint der General Ducros in Limoges. 

„ England] hat Rubland erfucht, jeine Friedensbedingungen gegen: 
über der Türfei zu nennen, mit ber beitimmten Erklärung, ee 
ſeinerſeits weder den völligen Sturz der Türkei noch einen — 
frieden Rußlands mit der Türkei würde zugeben können. 

[(Frankreich Der neue Arbeitsminiſter de Freycinet entwickelt in 
einen Bericht an den Marjchall: — einen — Plan 

bez. Ausbau des franzöſiſchen Eiſenbahnnetzes mit einem Aufwand 
von 3 Milliarden Franken. 

„ [Deutiches Reich.) Die öffentliche Meinung beichäftigt ſich fort: 
während lebhaft mit der FFortdauer besjenigen Zuftandes, den man 
als „SHanzlerkrifis* zu bezeichnen fich gewöhnt hat. 

Bi (Franfreid,] Die Neuwahl der Gemeinderäthe in Jämmtlichen ca. 
36,000 Gemeinden des Landes fällt in weit überwiegendem Maße zu 
Gunften der Republit aus. Damit ift die Mehrheit für diefe auch) 
im Senat binnen kurzer Zeit gefichert und find alle weiteren Hoff: 
nungen und Pläne der reactionären Parteien definitiv gefcheitert. 

7. „ [Rufl.stürf. Krieg 1.] Auch das Centrum der ruſſiſchen Armee 
überjchreitet den Balkan bei NYchtiman. Die türkifche Beſatzung des 
Shipfapafjes ift damit von den Rufen zu.. abgejchnitten. 

9. „ [Rufl.stürf. Krieg 1.) Der ruffiiche General Radetzky nimmt die 
ganze türfijche Shipfa:Armee, 32,000 Mann ftarf, ie 

„ ., [Rufstürf, Krieg 11.) Erzerum ift von den Ruſſen vollftändig 
blofirt; die Uebergabe der Hauptftadt Armeniens iſt nur noch eine 
Trage der Zeit. 

”»  » [Pforte] Dr bei Rußland Dermittlung der Königin bon 
England um ——— nach 

(Frankreich. neral Ducros in Limoges wird für jeine Staats: 
Dart a Marjchall-Präfidenten feiner Stelle enthoben. 

J [dtalien.] König Victor Emanuel F, mit den Tröſtungen der Re: 
" Ligion verjehen. Der Papft mildert die über den König verhängte 


— 
— 


= 
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Greommunication bis auf einen gewiffen Grad, ohne fie jedoch gänz— 
lich aufzuheben. Dem König folgt der Kronprinz als K. Umberto 1. 


. Jan. [Pforte] Edhem Paſcha tritt, um Unterhandlungen mit Rußland 


zu ermöglichen, ala Großvezier zurüd und wird durch Hamdi Paſcha erſetzt. 

„[Ruffl.türf. Krieg 1.] Der ruſſiſche Obercommandant, Großfürft 
Nikolaus, reitet an diefem Tage, dem xuffiichen Neujahrstage, über 
den Balkan und jchlägt fein Hauptquartier in Keſanlik auf. 

— ————— Krieg 1.) Ein ſchrecklicher Zug von muhamedaniſchen 
F er wälzt ſich vor den fiegreichen Ruffen aus Sofia, Philip: 
popel und Abdrianopel Eonftantinopel zu. 

„ [Ruff..türf,. Krieg 1.] Die Ruſſen jchlagen bei Philippopel die 
Hälfte der türkifchen yeldarmee unter Suleiman Paſcha und ſchneiden 
diefem den Nüdzug nach Adrianopel ab. General Gurko zieht in 
Philippopel ein. 

»„ [Deutjhes Reich.) Die preußifche Regierung legt dem Bundes: 
rath einen Gejehentwurf betr. erhöhte Befteuerung des Tabafs vor. 
Der Bundesrath beichließt die Einberufung einer Conferenz von Dele: 
girten der Staats: und Privatbahnen betr. Gifenbahntarif:Reform. 

„ [Bdtalien.] Der deutjche Kronprinz, vom Saifer nad) Rom ge: 
ichieft, wird von König Umberto und von der Regierung mit aus: 
gefuchter Zuvorkommenheit und ganz befonderen Ehren, von der Be: 
völferung Roms faft enthufiaftiich empfangen. 

„ Ifranfreid.] Der Arbeitsminifter de Freycinet fchlägt in einem 
Bericht an den Marichall:Präfidenten aud) die Vollendung des Syſtems 
der franzöſiſchen Häfen und Ganäle mit dem Aufwand von einer Mil: 
liarde Franken vor. 

»„ MRuff.:türt. Kriegl.] Türkifche Unterhändler treffen in Keſanlik, 
dem Hauptquartier bes Großfürften Nikolaus, ein. Diefer erflärt 
jedod), nur in Adrianopel verhandeln zu wollen. 

„ [Deutihes Rei: Bayern] Die „bayeriſch-patriotiſche“ (ultr.) 
Partei tritt in das Stadium einer gewiffen Zerſetzung ein: die er: 
tremeren, aber auch conſequenteren Elemente derjelben find mit ber 
Führung der Parteı (Jörg) äußerft unzufrieden. 

„ (England) Gröffnung des Parlaments, drei Wochen früher ala 
emöhnlih. Die Thronrede det auf der bedingten Neutralität 
— gegenüber dem ruſſiſch-türkiſchen Kriege und verlangt even— 
tuell die Gewährung der Mittel zum Schuhe der Intereffen, welche 
die Neutralität Englands zu einer nur bedingten machen. 

„ [Rom.] Die päpftliche Curie proteftirt gelegentlich des italienischen 

rontvechjels neuerdings gegen den „Raub“ der weltlichen Herrichaft 
des Papftes durch dad Königreich Italien. 
[Ruif.stürt. Krieg l.] Die Türken verzichten darauf, Adrianopel, 
* — zu einem zweiten Plewna zu machen, und räumen 
ie Stadt. 

J Noble Der neue König Umberto leiftet dem Parlament den 
Eid auf die Verfaffung und unterzeichnet dad Eidesinftrument. 

»„ [Defterreih:Uingarn] Die Regierungen beider Reichshälften 
fommen überein, für Die von ihmen bez. des Ausgleichs getroffenen 
Vereinbarungen nöthigenfall® mit Einfegung ihrer Nortefeuslles ihren 
Parlamenten gegenüber einzuftehen. 

„ [Rufl.türf, Krieg 1.] Die Ruffen rüden in Adrianopel ein. 

Suleiman Paſcha ſchifft in Kawala ben Reſt feiner Truppen nad) 
Gonftantinopel ein. Gin Theil derfelben trennt fich jedoch von ihm 
und wirft fich ins Rhodope-Gebirge. 
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21. Yan. [Frankreich] Kammer: Hat bei den Wahlprüfungen bis jeht 
ca. 20 Mandate caffirt und wird vielleicht noch weitere 15 caffiren. 
Es iſt das jedoch in Wahrheit nicht viel gegenüber den wahrhaft 
fcandalöfen Wahlbeeinfluffungen, twelche ſich das geftürzte Gabinet 
vom 16. Mai hat zu Schulden kommen laſſen. 

22. „ [Schweden.] Die fog. Landmannspartei bringt im Reichstag einen 
neuen Antrag behufs Löſung der das Heerweſen und die Grunditeuern 
betreffenden Fragen. 

23. „ [Rufl.stürf. Krieg I. — England] Die Pforte, von England im 
Stiche gelafjen, ift geneigt, fi) den Ruffen in die Arme zu werfen. 
In Eonftantinopel wird eine Revolution befürchtet. Die englifche 
Regierung befiehlt der englifchen ylotte, in den Bosporus einzufahren, 
nimmt aber diejen Befehl noch am gleichen Tage wieder zurüd. 

»  » [Beutihes Reid: Preußen] Das Abg.: Haus geht über bie 

Beichwerden des ultramontanen Gentrums betr. die Ertheilung des 

Religionsunterricht3 in den Volksſchulen mit 267 gegen 104 Stimmen 

zur einfachen Tagesordnung. 

„. [Beutihes Reid: Bayern] Differenzen mit dem hl. Stuhle 

betr. die Wahl und Ernennung der Biſchöfe. 

24. „ [Ruff.etürf. Krieg 1.) Der ruſſiſche Großfürft Nikolaus verlegt 
jein Hauptquartier von Keſanlik nad) St. Stefano. 

-»  » [England] Die Regierung greift endlich zu einer entichiedenen und 
für das Parlament entjcheidenden Mahregel gegen Rußland, indem 
fie in beiden Häuſern anfündigt, dab fie am 28. d. M. einen Rüftungs: 
Gredit von 6 Mill. Pf. St. verlangen werde. Der damit nicht ein— 
verftandene Minifter Ganarvon gibt jeine Entlaffung, Derby jchiwantt, 
Salisbury tritt dem entfchloffenen Theile des Gabinet3 bei. 

[Aegypten] Der Sthedive erklärt den europäiſchen Staatsſchulden— 
Gommifjären, die am 1. Mai —— Zahlungen für die unifizirte 
Schuld nicht vollſtändig leiſten zu können. 

25. „ [Deutfches Reich.] Der Reichskanzler läßt dem Bundesrath eine 
Vorlage zugehen, nach welcher der erſtere ſich auch für die Gegen— 
zeichnung ſoll vertreten laſſen können. 

»„ „TDeutſches Reid: Preußen] In Berlin macht die Hofprediger: 
partei den Verſuch, der jozialdemofratifchen eine ſog. „hriftlich-foziale“ 
Partei entgegen zu ftellen. 

[Deutſches Reich: Bayern.] Die kleine ultramontane Mehrheit 
ftreicht gelegentlich des Budgets aud) alle darin vorgejehenen Diſpo— 
fitionsfonds der einzelnen Minifter als Mihtrauend: Demonftration 
gegen das Minifterium. 

27. „ [Frankreich] Grgänzungswahlen zur Hammer ergeben 8 Republi- 
faner und 1 Stichwahl. Bon einem offiziellen Drud ift dabei feine 
Rede: die Regierung hatte den Beamteten ausdrüdlich jede Ein: 
miſchung unterfagt. — Gambetta jpricht bei einem Bankett in ber 
demokratischen Parifer Borftadt Belleville die Meinung aus, daß die 
DOppofition des Senats gegenüber dem ausgefprochenen Willen der 
Nation auf die Dauer ganz unmöglich fei und ermahnt zur Einigkeit, 
Mähigung und Disciplin. 

27. Januar. [Rußland] jchieft den General Janatieff ins ruſſiche Haupt: 
quartier, um mit den Türken über einen Friedensvertrag zu unter: 
handeln. Inzwiſchen rüden die Ruffen fortwährend weiter gegen Eon: 
ftantinopel vor und laffen Europa über ihre Unterhandlungen mit 
der Pforte gänzlich im Dunkeln. 

28. Jan. — 8. Febr. [England.] Unterhaus: Debatte über den von der 


31. 


= 
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Regierung geforderten 6 Mill.:Rüftungs:Eredit. Während der Debatte 
hat die Stimmung der öffentlichen Meinung entjchieden umgejchlagen 
und haben die Kundgebungen für eine energijche Politif gegen Ruß: 
land unzweifelhaft die Oberhand gewonnen über eine Friedenspolitik 
um jeden Preis, Forſter zieht feinen Gegenantrag zurüd und der 
Gredit wird der Regierung mit 328 gegen 124 Stimmen bewilligt. 
Die Regierung hat einen großen Sieg erfochten. 

»„ [Rufi.stürf. Krieg 1.) In Adrianopel wird zwijchen Rukland und 
der Pforte ein Protokoll betr. FFriedenspräliminarien vereinbart und 
unterzeichnet. 

„ [Megypten] Der Khedive jeht eine Enquete-Commiffion behufs 
Prüfung der gefammten Finanzlage ein. 


beſchließt, 12,000 Mann in Thefialien, Epirus und Macedonien ein: 
rüden zu laſſen. Die türkische Flotte rüftet fich zur Abfahrt, um 
die griechifchen Häfen, Athen zc., anzugreifen. Inzwiſchen ruft bie 
Pforte die Vermittlung der Mächte an. 

„ [Pforte] Die Nationalverfammlung der Inſel Kreta beichließt die 
Unabhängigkeit der Inſel und den Anſchluß derfelben an Griechenland. 

„ [Rußland] verlangt von Rumänien die NRetroceffion von Beſſara— 
bien beim Friedensſchluß mit der Türker. 

„ [Deutfhes Reich.] Der Bundesrat genehmigt den preußifchen 
Geſetz-Entwurf betr. eine erhöhte Befteuerung des Tabak zur Bor: 
lage an den Reichstag. 

P (Deflerreid-Ungarn] ergreift die Snitiative, indem es die Groß: 
mächte in aller Form zu einer europäijchen Gonferenz behufs Be: 
rathung der in Folge des Kriegs vorzunehmenden Aenderung ber 
Derträge nach Wien einlabet. 

P Rente Radicaler Gabinetötwechjel: das Großvezirat wird ab: 
geihafft und Vefil Paſcha zum bloßen Minifterpräfidenten ernannt. 
»„ [Spanien] Die Eonjeription in den baskiſchen Provinzen erfolgt 
überall in vollflommener Ruhe. Dieſe Provinzen haben ihre früheren 

Sonderrechte für einmal, wie es fcheint, endgültig verloren. 

» [Rußland.] Attentat der Wera Saffulitih auf den Gtadthaupt: 
mann bon Petersburg, General Trepow, in feinem Aubienzzimmer. 
Der General wird ſchwer verwundet, die Thäterin ergriffen. 

„ [Rumänien] lehnt die von Rußland geforderte MWiederabtretung 
Befjarabiens entfchieden ab. Beide Kammern erflären fich einftimmig 
dagegen. Rußland bietet ala Entjchädigung die Dobrudſcha aıt. 

„Teutſches Reich.] Eröffnung des Reichstags: der Staatsminifter 
Gamphaufen verlieft die wejentlich geichäftsmäßige Thronrede. 

». [Deutiches Reich: Preußen] Die Regierung erklärt, daß fie be: 
Ichloffen habe, die Seffion des Landtags nicht zu ſchließen, fondern 
neben dem Reichstage weiter tagen zu laffen, um die Ausführungs: 
geſetze zur neuen bdeutjchen Reichsjuftizgefeßgebung two möglich nod) 
in diefer Seffion zum Abſchluß zu bringen. 

„IFrankreich.] Kammer: der Finanzminiſter Leon Say entwidelt 

jeinen Finanzplan behufs Ermöglichung der großartigen Pläne des 

Arbeitsminifters de Freycinet. 

[Rom.] Papft Pius IX. f. 

[Griehenland — Pforte.) Griechenland zieht in Folge der Ein: 
wirkung der Mächte feine Truppen aus den türfifchen Provinzen 
wieder zurüd. 


. Yebr. — — 59 erklärt der Pforte den Krieg und 
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10. Febr. IRußland) erklärt den Mächten, daß es, um das bedrohte Leben 
der Chriſten zu beſchützen, beabſichtige, einen Theil feiner Truppen in 
Gonftantinopel einrüden zu laſſen. 

*» er I[Spanien.] Nachdem die fpanifche Regierung die Führer der In— 
furrection auf Cuba durch) Geld getvonnen, werden Die Friedens: 
bedingungen zwifchen den fpanifchen Truppen und den Inſurgenten 
unterzeichnet. Der Aufjtand wird fo durch einen Compromiß bei 
gelegt und die Perle der Antillen für Spanien gerettet. 

11. „ [Schweiz] Beide Räthe der Bundesverfammlung haben ſich darüber 
im Princip geeinigt, das Gleichgewicht in den Bundesfinanzen durch 
Erhöhung der jehr niedrigen Grenzzölle herzuftellen und exrtheilen dem 
Bundesrat die Vollmacht, behufs Deckung des laufenden Jahres: 
beficit3 10 °/ Zufchlag auf den beftehenden Tarif ſchon jet zu erheben. 

12. „ [Deutfhes Reich.] Reichstag: die beiden Liberalen Parteien 
(Nat.:Lib. u. Fortichr.) verftändigen fich darüber, da3 Budget zu be: 
rathen, ohne erft die Steuervorlagen vorzunehmen. 

13. „ [England] Die englifche Flotte fährt in die Dardanellen ein. 
Rukland und England ftehen fich drohend vor Eonftantinopel gegenüber. 

14. „ TDdeutſches Reih: Bayern] 1. Sammer ſchließt die Etats: 
berathung mit Erhöhung mehrerer indirecten Steuern, wodurd die 
Bilancirung des Budgets ohne Erhöhung der birecten Steuern er: 
reicht wird. 

» # [Pforte] Der Sultan löst da3 türkifche Parlament auf, ohne 
Neuwahlen anzuordnen. 

— „rankreich]) Die republikaniſchen Blätter fprechen ſich mehr und 
mehr entjchieden für eine Annäherung an England in der orientali: 
ichen Frage aus und gegen die bisherige Begünftigung Rußlands 
mit ihren eventuellen Möglichkeiten gegen Deutjchland. 

16. „ [Beutjhes Reich.] Reichstag: Erfte Leſung des Budgets für 
1878/79. Der Etat von 1877/78 wird ftatt der bisherigen Weber: 
fhüffe ein muthmaßliches Defizit von 26 Millionen ergeben, das De: 
fizit des Budgets für 1878/79 wird zu 28 Millionen veranjchlagt. 

—26. „ [Defterreih:Ungarn: Ungarn] Das Abg.:Haus genehmigt 
das neue Zoll: und Handelsbündniß mit Defterreich incl. der von 
beiden Regierungen en Induſtriezölle (Schubzölle). 

19. „ [Deutfches Reich.] Der Reichskanzler beantragt beim Bundes— 

rath eine Enquete über die mihliche Lage der deutjchen Eifeninduftrie. 

Reichstag: Anterpellation über die politifche Lage im Drient. 

Begründung derjelben durch Bennigjen. Antwort und Darlegung 

des Reichskanzlers. 

. .. — Deutfhland.] Der Prinz von Wales geht angeblich 
zum * ſeines Schwagers, des deutſchen Kronprinzen, nach Berlin. 
In Wahrheit ſoll jedoch die Reiſe den Zweck haben, dem deutſchen 
Kaiſer den Moment zu bezeichnen, in welchem England ſich der Noth— 
wendigfeit eines Krieges nicht mehr entziehen könnte. Die Königin 
hatte den Prinzen ermächtigt, ganz aufrichtig zu ſprechen. 

„Frankreich.] Senat: wählt drei Reactionäre zu Lebenslänglichen 
Senatoren mit 140 gegen 135 Stimmen. Das ıft 3. 3. das Ber: 
hältniß der Parteien im Senat. 

20. „ [Rom.] Der Gardinal Pecci wird vom Gonclave zum Papft ge: 
wählt und nimmt den Namen Leo XII, an. Der neue Papft zeigt 
dem deutjchen Kaiſer noch am gleichen Tage jeine Wahl an und 
ipricht den Wunjch nach Befeitigung des Culturkampfes aus. 

21. „ [Ruff.stürf. Krieg I.] Erzerum wird von den Türken geräumt. 
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21. Febr. [England — Rußland] Zwifchen beiden ift ein Einverftändniß 
dahin zu Stande gefommen, daß beide ſich gegenfeitig verpflichten, 
weder die Halbinjel Gallipoli zu beſetzen noch Truppen auf der an— 
dern Seite der Dardanellen zu landen. 

„ »„[Deutihes Reich.) Bundesrat: genehmigt bie Vorlage betr. die 
Stellvertretung des Reichskanzlers, doch mit einigen Einſchränlungen 
im Intereſſe der Particularſtaaten. 

„—23., [Deutfches Reich.) Reichsſtag: Große Steuerdebatte gelegentlich 
der 1. Leſung der Steuervorlagen. Dieſelben werden der Budget: 
commiffion überwieſen. Allfeitige Mihftimmung Die Combination 
der Gründung einer feiten Majorität im Reichstage und des Eintritts 
der einflußreichjten Führer der nat.zlib. Partei in die Reichsregierung 
wird nach diejer Debattte als gejcheitert angejehen. 

„ „DDeutſches Reid: — Die beiden Kammern verſtändigen 
ſich über ihre Differenzen bez. des Budgets, wobei die von der ultra— 
montanen Mehrheit der I. Hammer demonftrativ geftrichenen Diſpo— 
fitionsfonds der Minifter wieder in dasſelbe eingefegt werden. Schluß 
der Landtagsſeſſion. Die öffentliche Meinung ıft darüber einig, daß 
die Ohnmacht und Zerbrödelung der ultramontanen Partei während 
derjelben bedeutende Fortſchritte gemacht habe; einzelne Blätter ftellen 
die Seſſion geradezu als eine fortlaufende Niederlage der Partei bar. 

„ » [Beutjdhland.] Die General:Berfammlung des Gentralverbandes 
deutjcher Induſtrieller (Schußzöllner) zur Beförderung und Wahrung 
nationaler Arbeit erklärt ſich ca. 500 Mitglieder ſtark einftimmig für 
Aufftellung eines Lediglich die eigenen wirthichaftlichen Berhältnifie 
Deutichlands voll berücdfichtigenden autonomen Zolltarifs. 

23. „ [Rußland — Biorte] unterhandeln in St. Stefano über einen 
Friedensſchluß. Die Pforte lehnt die von Rußland geforderte Ab: 
tretung von 6 Panzerichiffen ab. 

24. „ [Ruff.stürf. Krieg 1.] Die Ruffen ——— in Bulgarien die allge— 
meine Wehrpflicht ein. Die Bulgaren ſetzen gegen die zurückgebliebenen 
Muhamedaner ein wahres Ausrottungsſyſtem ins Werk. 

„  » [Oeflerreid:Iingarn.] Gin großer Kronrath unter dem Vorſitze bes 
Kaiſers beichlieht, Andraffy zur Vorlage einer Ereditforderung von 
50 Millionen an die Delegationen zu ermächtigen, um mit dem 
nöthigen Ernte die Forderungen Defterreichd gegenüber Rußland ver: 
treten zu können. 

27. „ [England] rüftet mit aller Macht. Das Landheer foll von 70,000 
auf 135,000 Dann gebracht werden und im Falle eines Krieges 
Lord Napier of Magdala den Oberbefehl über das Erpeditionscorps 
mit General Wolfeley als Generalftabschef übernehmen. 

» „DdDeutſches Reid: Preußen.) Gamphaufen verlangt in folge der 
Debatte des Reichstags vom 21.—27. d. M. feine Entlafjung als 
Finanzminiſter und Vicepräfident des preußifchen Staatäminiftertums. 

» „DDeutſches Reich: Elſaß-Lothringen.] Nicht weniger ala ca. 10,000 
Optanten And in folge der letzten Gnadenerlaffe des Kaiſers in ihre 
Heimath zurücdgefehrt. 

„. [Bereinigte Staaten.] Präfident Hayes legt fein Veto ein gegen 
die von beiden Häufern des Congreſſes beichloffene ſog. Bland'ſche 
Silberbill ala gegen eine Benadhtheiligung ber Staatsgläubiger. Beide 

änfer beharren aber mit mehr als Zweibrittel:Majoritäten auf ihren 
Beichlüffen. Das Veto wird dadurd hinfällig und Präfident Hayes 
erleidet eine erſte Niederlage. 

—  ,„ [England.] Die Verhältniffe Englands reſp. der englifchen Regierung 
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in Indien zu Schir Ali, dem Beherricher von Afghaniftan haben fich 
entjchieden getrübt. Der Emir richtet feine Blide gegen England 
nach Rußland. 


2. März. [Franfreig.] Der Schulreformplan des Unterrichtsminifters 


3. 


T. 


8.-9. 


—23., IItalien. 


9. 


11. 


tritt endlich in deutlichen Umriſſen hervor: der Volksunterricht ſoll 
unentgeldlich fein, im jedem Departement ein Schullehrerfeminar ge: 
gründet und 100 Millionen Fr. jollen für Erbauung neuer Schul: 
häuser aufgewendet werden zc. 

(Rufj.türf. Krieg.) Abichluß eines förmlichen Friedensvertrags 
zu St. Stefano zwischen Rußland und der Pforte. Der Vertrag ıft 
weſentlich das Werk Ignatieffs. In England und Dejterreich ift die 
öffentliche Meinung alsbald darüber einig, dab diefer Vertrag für 
Europa abfolut nicht annehmbar ſei. Die europäiiche Türkei wäre 
nach demfelben entjchieden nicht mehr lebensfähig. 

[England] verlangt von Rußland aufs beftimmtefte und entſchie— 
benfte, daß der ganze Vertrag von St. Stefano in allen feinen Be: 
ftiimmungen der Prüfung und Entjcheidung der Mächte vorgelegt 
werben müfle. Rußland weigert fich deſſen. 

ſFraukreich.] Es finden wieder 17 Ergänzungswahlen zur Hammer 
jtatt und werden 13 Republikaner und 4 Gonfervative gewählt. 

[Rom.[ Der neue Papft Leo ernennt den (gemäßigten) Gardinal 
Franchi zu feinem Gardinal-Staatzfecretär. 

[Deutſches Reich.] Reichstag: erite ng des Gejeh:Entwurfs 
betr. Stellvertretung des Reichskanzlers. Rede des Fürften Bismard. 


„ L[Oefterreig-Ungern: Oeſterreich) Das Abg.-Haus genehmigt das 


neue Zoll: und ehren mit Ungarn incl. der von beiden 
Regierungen geforderten Finanzzölle. 

„Teutſches Rei.) Reichstag: zweite Lejung des Geſetz-Entwurfs 
betr. Stellvertretung des Reichslanzlers. Die Annahme des Geſetz— 
Entwurfs ift durch die Stimmen der Eonfervativen und der National: 
Liberalen gefichert, die ganze Bedeutung der Frage aber in letter 
Zeit jehr zufammen geſchrumpft. 

[Oeſterreich Ungarn] Zufammentritt der Delegationen. Die ge: 
meinfame Regierung verlangt von denjelben die Ermächtigung zu 
eventueller Verwendung eines außerordentlichen Credits bis zur dohe 
von 60 Millionen. Andraſſy begründet die Forderung in einem ein— 
läßlichen Erpof& der politiſchen Lage. Die von der Regierung ge: 
plante, aber vor der Hand noch nicht eingeftandene Occupation Bos— 
niens und der ———— als Gegengewicht gegen Rußlands neue 
Stellung in Bulgarien tritt näher. „Die Regierung erkennt es als 
ihre Aufgabe, die europäiſchen Rechte in der orientaliſchen Frage mit 
Europa, die eigenen auf eigene Fauſt zu ſchützen.“ 

II. Kammer: wählt Cairoli zu ſeinem Präſidenten. 
Die Wahl hat die Bedeutung einer Art Mißtrauensvotum gegen das 
Gabinet Depretis. Dasjelbe gibt feine Entlaffung ein. ildung 
eines Gabinet3 Gaitoli. 

[Rumänien] proteftirt gegenüber den Mächten gegen eine Wieder: 
abtretung Beſſarabiens. Zwiſchen Rumänien und Rukland ift eine 
jehr intenfive Spannung eingetreten. 

Deutſches Reih.] Reichstag: nimmt den Gejeh:Entwurf betr. Stell: 
vertretung des Reichsfanzler3 ın 3. Leſung mit 171 gegen 101 St. ar. 


16. 
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. März. [Deutiches Reih.] Die Schubzöllner des Reichstags thun 


fi) unter der Leitung VBarnbüler’s, vorerſt ca. 60 Mitglieder ftarf, als 
ſog. „volfawirthichaftliche freie Vereinigung” zufammen. 

»„ [Deutjches Reid] Der neue Feitungsgürtel um Straßburg ift 
vollendet, bejegt und armirt. 

„. [Deutiches Reich.] Die Stellung und Haltung des Gentrums 
im Reichstage ift durch die .n des neuen Papftes fichtlidy eine 
unfichere und taftende geworden. Ein Auseinanbderfallen der Partei 
wird bereits für möglich gehalten. 

„. [Bentfhland.] Die jog. demokratiſche Preife zählt 3. 3. in Deutjch- 
land nicht weniger ald 75 größere und fleinere Parteiblätter mit 
135,000 Abonnenten; ihre Zahl Hat in den Iehten 9 Monaten um 
18 Blätter zugenommen. „So ift Deutfchland die Pflanzichule für 
die Ausbreitung des Sozialismus in der übrigen Welt geworben ; 
aus ihm ergiehen fich die Apoftel desjelben in alle Lande, Deutjche 
ftehen an der Spitze aller fozialiftifchen Congreſſe und Aufſtände.“ 

„ [Dejterreih:lingarn] lehnt eine ſeparate Verftändigung mit Eng— 

land gegen Rußland und den Vertrag von St. Stefano ab. 
[Franfreid.] Kammer: beichließt 500 Millionen auf den Ankauf 

fleinterer, nothleidender Bahnlinien zu verwenden. 


[Franfreid.] Kammer: genehmigt einen Eredit von 32 Millionen, 
um den alten Plan, die Seine von Paris bis Havre für Seeſchiffe 
fahrbar zu maden, auszuführen, und 45 Millionen, um die Seine 
und die Rhone jo zu canalifiren, daß Marjeille und Havre durch 
eine unmittelbare Waſſerſtraße verbunden werben. 

„ [Rom.] Der neue Papft erlaubt den italienischen Biſchöfen, den 
gejeglichen Forderungen ohne Anftand zu genügen, um in den Genuß 
der weltlichen Einkünfte ihrer Bisthümer zu gelangen. 

» [Pforte] genehmigt ihrerjeits den Friedensvertrag don St. Stefano 

mit Rußland. 

[Deutiches Reich.] Der Neichsfanzler legt dem Bundesrath einen 
Geſetz-Entwurf vor betr. ftatiftifche Erhebungen über die Tabafsfabri- 
fation und den Handel mit Tabafsfabrikaten, offenbar zum Behuf 
der Einführung des Tabakmonopols. 

„Oeſterreich-Ungarn.) Die ungarische Delegation gewährt der Re: 
gierung einftimmig den geforderten 60:Millionen:Gredit. 

» [Franfreig.] Kammer: wählt einen Ausſchuß zur Berathung eines 
neuen Zolltarif3. Auch im Frankreich tritt der Gegenjah zwiſchen 
Freihändlern und Schußzöllnern immer jchärfer zu Tage. 

„ [Defterreidelingarn.] Die öfterreichijche Delegation gewährt der Re: 
Dream den geforderten 60:Millionen-Gredit nur mit 39 gegen 20 
Stimmen (Herbft, Giskra 2c.). 

» [England] beharrt Rufland gegenüber auf feiner Forderung bez. 
des Vertrags von St. Stefano. 

» (Franfreid.] Kammer: genehmigt fat einftimmig das ganze 
Budget für 1878, da ein neuer Streich des Marſchall-Präſidenten 
nicht mehr beforgt werden zu müffen jcheint. 

„ [Deutjches Reich] Der Kaifer feiert jeinen 81. — 
„England.] Die Rüftungen find bis auf einen gewiſſen Punkt be: 
endigt. Zwei Exrpeditionscorps, jedes von ca. 35,000 Mann, find 
zur Berwendung bereit. 

„_[Deutihes Reid.) Der neue Papft richtet ein jehr freundliches 

Schreiben an ben Kaiſer, das über die Abficht des Papftes, gegenüber 
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Deutſchland eine andere Stellung zu fuchen, als fie Pius IX. be- 
hauptet hat, faum einen Zweifel läßt. 

24. März. [Rufland] lehnt die Forderung Englands bez. des Congreſſes 
und des Vertrag: von Et. Stefano bejtimmt ab. Das Zuftande - 
kommen des Gongrefies ift daher zweifelhaft geworden. 

25. „ DdDeutſches Reid: Preußen] Der Handelsminifter Achenbach ver: 
langt jeine Entlafjung. 

26.—31. „ [Oeflerreid-lUIngarn — Rußland.]) Miſſion Jgnatieffs in Wien. 
Diejelbe wird als gejcheitert betrachtet. Defterreich formulirt Ruß: 
land gegenüber feine Forderungen bez. einer definitiven Löfung der 
orientalijchen Frage. 

N. „ [Beutjhes Reich: Preußen] Graf Eulenburg wird zum Minifter 

Innern, Hobrecht zum Finanzminifter, Maybach) zum Handels: 
minifter ernannt. Graf Stolberg erklärt fi zur Annahme ber 
Stellung als Bicefanzler und BVicepräfident des preußifchen Staats: 
miniftertums bereit. 

- - [MRußland — Rd Rubland verlangt den Abzug der 
engliichen Flotte aus der Nähe Eonjtantinopels. England eriwiedert: 
die Flotte werde bis zum Abzug der Ruffen aus der Umgebung von 
Gonjtantinopel dajelbft bleiben. 

28. „ [Deutihes Reich: Preußen] Das Abg.:Haus lehnt die in einem 
Nachtrag zum Budget von der Regierung vorgefchlagene Nebertragung 
der Forſten und Tomänen dom Finanz- an das Landwirthicafts- 
Miniftertum und die Errichtung eines Eifenbahnminifteriums ab, ge: 
nehmigt dagegen die Hebertragung der Befoldung des Minijterpräfi: 
denten auf den Vicepräfidenten des Staatsminifteriums. 

29. „ [England.] Die Regierung zeigt dem Parlament die Einberufung 
der Rejerven an. Derby, damit nicht einverftanden, nimmt feine Ent: 
— als Miniſter des Auswärtigen; Salisbury tritt an feine 

telle. 


30. „ ee Reich: Preuhen.] Schluß der Seffion des Landtags. 
Franfreid.] Kammer: lehnt einen Antrag, ihre Situngen von 

BDeriailles wieder nach Paris zu verlegen, ab. 

[Pforte] bietet alles auf, jo viel Truppen ala möglich in Gon- 
ftantinopel und in den — Vertheidigungswerken um dasſelbe zu 
ſammeln und anvertraut den Oberbefehl über dieſelben dem Helden 
von Plewna, Osman Paſcha. 

— „Deutſches Reich.) Differenz mit Nicaragua: dieſes fügt ſich an: 
gefichts deutſcher Kriegsſchiffe den Forderungen Deutſchlands. 

— „Deutſches Reich: Elſaß-Lothringen.] Wenigſtens die militäri— 
ſchen Verhältniſſeder Reichslande geſtalten ſich von Jahr zu Jahr 
beſſer für Deutſchland. 

— , en da Die öffentliche Meinung wendet ſich in der orienta: 
liſchen Frage fichtlich immer mehr England zu und von Rußland ab. 


1. April. [England] Rundjchreiben Salisbury’s über den Vertrag 
von St. Stefano und die Unmöglichkeit für England, an einem Con: 
greß auf die von Rußland geitellten Bauen hin Theil zu nehmen. 

— „ Oeſſerreich Ungarn — England] Zwiſchen beiden jcheint doch 
eine Art ſtillſchweigender Entente zu Stande gefommen zu fein, nur 
dab Deiterreich nicht vorangehen will, jondern England gegen Ruß: 
land vorgehen läßt. Auch Deutjchland Hat wenigſtens eine halbe 
Wendung gegen Rußland gemacht, indem es die Nebergriffe Rußlands 
in dem Bertrage von St. Stefano anerfennt und dem befreundeten 
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Nachbar im Oſten die Nothwendigkeit von Goncejfionen an Defterreich 
und England unverfennbar nahe legt. 

3. April [Deutjches Reich.] Der Bundesrath genehmigt den Antrag bes 
Bundestanzlers auf Vornahme einer umfaffenden Enquete behufs Er: 
höhung der Tabakjteuer zur Vorlage an den Reichstag. Nach den 
Motiven der Vorlage joll indeß die Frage der Einführung des Tabak— 
monopol3 oder irgend einer andern Steuerart als eine völlig offene 
behandelt werden. 

»„ # [dtalien] 1. Kammer: genehmigt den fchon 1877 noch unter 
dem Gabinet Broglie: yourtou mit Frankreich abgeſchloſſenen, für 
Italien jehr günftigen, Hanbdelsvertrag mit 212 gegen 19 Stimmen. 

5. „ [Deutihes Reid.) Der Reichstag genehmigt einen Gejeßentwurf 
betr. Verwendung der Eriparnifje an den von Frankreich für die 
deutjchen Occupationstruppen bezahlten Berpflegungsgeldern im Be: 
trage von ca. 27 Millionen nur theilweiſe. Die Regierung will die 
ganze Summe zu militärijchen Zweden verwenden. Der Reichstag 
beichließt dagegen, davon jo viel als außerordentlichen Zuſchuß in 
den Etat einzuftellen, ala nothwendig ift, um eine Erhöhung der 
Matrikularbeiträge von nur ca. 7 Millionen gegen das Vorjahr ein: 
treten zu lafjen. 

7. „ [Frantreid.) Erjagwahlen für 15 Deputirte in 15 verjchiedenen 
Departements. Es werden 14 Republikaner gewählt, Die Eonjer: 
vativen gejtehen jelbjt, daß die Nation augenblidlich entſchieden die 
Republit wolle und daß gegen die Strömung nicht aufzulommen jei. 

8.—9. „ [England] Beide Häufer des Parlaments ſprechen in Adrejjen 
ihre Zuftimmung zu der Botjchaft der Königin betr. Einberufung 
der Reſerven aus, dad Oberhaus einjtimmig, das Unterhaus mit 319 
gegen 64 Stimmen. 

9. „ [Rubland.] Die Regierung hat ſich überzeugen müffen, dab ein 
Anlehen im Auslande 3. 3. geradezu unmöglidy iſt. Die gewaltigen 
Kriegstoften ünnen aljo vorerft nur duch eine übermäßige Ber: 
mehrung des Papiergeldes im Inlande aufgebracht werben. 

10. „ [Deutiches Reid.) Der Reichätag genehmigt einen Nachtrag zum 
Budget behufs Errichtung eines eigenen, vom Reichslanzleramte un: 
abhängigen Reihsichagamtes. 

a Ku Oeheereigstingarat Die bisherige türkifche [Franzöfiiche] Eiſen— 
ee Ya des Baron Hirſch wandelt ſich in eine öfterreichiiche 
um. Die bisher von der Pforte ausgeübten Rechte über dieje Gejell- 
[haft gehen auf Defterreich über, deſſen Verkehr bis Salonichi da— 

urch gefichert wird. 

11. „ Deutſches Reich.) Die national:liberale Partei des Reichstags 
erklärt fi) in einer Fyraftionsverfammlung einftimmig wohl für Ge: 
währung einer anjehnlichen Mehreinnahme für das Reid) aus dem 
Tabak, aber entjchieden gegen das Monopol. 

—  „ [Rußland] Wera Saffulitich wird in St. Petersburg wegen ihres 
Attentat3 vom 5. Februar auf den General Trepow von den Ge: 
ſchwornen freigeiprochen. 

12. „ [Dentihes Reich.] Der Reichstag ftellt da3 Budget für 1878/79 in 
3. Leſung Felt. Die von der Regierung geforderte Erhöhung der 
Matricularbeiträge um 28. Mill. erjcheint darin um nicht weniger 

‚ala 22 Mill, herabgemindert. 

Mitte „ [England] Die Regierung befchließt, auch die Golonien zu einem 

eventuellen Kriege mitt Rußland herbeizuziehen. Zunächſt ſoll ein 
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indiſches Kontingent, das fast ausſchließlich aus eingebornen Truppen 
befteht, nad; Malta überführt werden. 


— April. [Rumänien] und Befjarabien find von ruffiichen Truppen geradezu 


29. 


30. 


überſchwemmt und dieſe häufen fich namentlich im bedrohlicher Weiſe 
rings um die Hauptjtadt. In diejer wird ein Handftreich gefürchtet. 
Die Regierung conftatirt in einer Denkſchrift an die Mächte dieſe 
Art Occupation Rumäniens und Belikergreifung Beſſarabiens. Eine 
Miſſion des Minifterpräfidenten nah) Wien und Berlin gegen die 
Forderung Rußlands bez. Beifarabiens bringt inzwijchen wenig Hoff: 
nungen bez. Erhaltung Beſſarabiens zurüd. 

»„ [Rußland] Eine „geheime ruſſiſche National:Regierung” erläht eine 
Proclamation, worin das ruſſiſche Bolt zum Ergreifen der Waffen 
gegen die Regierung des Czaren aufgefordert wird. 

„ [Btalien.] 1. Kammer: genehmigt mit 191 gegen 20 Stimmen 
einen allgemeinen autonomen Zolltarif. 

R Rom.) Der neue Papft beruft den P. Curci nach Rom. 

[Rupland.] Stubdentenunruhen in Kiew. 
(Pforte) Ausbruch des Aufſtands der Muhamedaner im Rhobope: 
gebirge gegen die Bulgaren und Ruffen. 

»„ [Defterreih: Ungarn] Die Regierungen beider Reichshälften 
veritändigen ſich neuerdings darüber, den Ausgleich auf den bisher 
angeftrebten Grundlagen mit einigen Modificationen direchzufeßen und 
fich zu Ddiefem Ende hin mit den Parteien und ihren Führern in 
Berbindung zu ſetzen. 

„ [Franfreidh.] Es werden zum erſten Mal mehr ala 100,000 
Dann Landwehr zu Hebungen einberufen. Das Rejultat wird als 
jehr befriedigend gejchildert. 

„ [Schweiz] Die Regierungen der Gantone Waadt, Wallis, Genf, 
St. Gallen und Graubünden bejchliegen im Intereſſe einer künftigen 
Simplon: und einer künftigen Splügen:Bahn gegen jede Subvention 
des et rg durch den Bund zu — 

„ [Deutihes Reich: Bayern.] Der König wählt und ernennt ben 
Dompropjt Steichele in Augsburg zum Grzbiichof von München: 
Freiſing ohne Rücdficht auf die —— Roms bez. der Ernennung, 
nach dem Wortlaut des Concordats. Gegen den Erwählten ſelbſt hat 
die Curie nichts einzuwenden. 

De und Großfürſt Nicolaus wird vom Oberbefehl über bie 
ruffiiche Armee in der Türkei enthoben und durch General Totleben, 
den Vertheidiger von Sebaftopol, erſetzt. 

„» MBereinigte Staaten] In mehreren Staaten organifiren fich 
die jozialiftiichen Elemente immer entjchiedener: ihre Gejammtzahl 
wird auf mindeitens 60,000 geſchätzt. Die öffentliche Meinung ver: 
Hält fich indeß diefer ganzen Agitation gegenüber vorerft jehr Faltblütig. 


1. Mai. Deutſches Reich.) Die offiziöfe Prov.:Eorr. erklärt fich ent: 


2. Mai — 1. Juni. [Frankreich] Internationaler Poftcongreß in — 
t 


chieden gegen die von einem Theile der national-liberalen Partei ge: 
orderten conftitutionellen Bürgichaften ala Vorbedingung für die 
etvilligung der vom Reichskanzler betriebenen Steuerreform. 

» ‚[Branfreid.] Eröffnung der Parifer Welt: u. Induftrieausftellung. 


Derjelbe wird von ſämmtlichen europäifchen Regierungen beſchickt und 
nimmt eine Reihe neuer außereuropäifcher Länder in den Weltpojft: 
vertrag auf und faht eine Reihe von Beichlüffen behufs weiterer 
Ausbildung des Weltpoftverfehrs. 
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3. Mai. [Deutiches Reich: Preußen] Gelegentlich einer Pfarrwahl in 
der Berliner Jakobi-Gemeinde geht die orthodore Richtung innerhalb 
der evangelifchen Kirche durch den Oberkirchenrath und da3 branden: 
burgiiche Gonfiftorium immer entjchiedener gegen die Liberale Richtung 
vor. Der gemäßigte und bisher vermittelnde Präfident des Ober: 
firchenraths hr ter verlangt und erhält feine Entlaffung. Der 
Kaiſer fördert entjchieden die orthodore Richtung. 

—  „ [BPiorte] Auch in Albanien beginnt e8 zu gähren: bei der allge: 
meinen J8 in der das bisherige türkiſche Staatsweſen begriffen 
iſt, regen ſich auch in den Albaneſen Selbſthülfstendenzen und Un— 
abhängigkeitsgelüſte. 

6. „ TDdeutſches Reich.] Der Kaiſer ernennt die Chefs des Auswär— 
tigen, der Marine und des Poſtweſens zu Stellvertretern des Reiche: 
fanzlerd für ihre Nefforts. Die Schaffung eines Reichsſchatzamts 
bleibt umerledigt. Die Ernennung Stolbergg zum Bicefanzler zieht 
fi in die Länge. 

7. Mai. [Schweden.] Die I. Hammer lehnt den Antrag der Bauernpartei 
betr. die Militär:Reorganifationsfrage mit 64 gegen 56 Stimmen ab, 
die II. Kammer nimmt ihn mit 104 gegen 82 Stimmen an. Der 
Verſuch ift alfo geicheitert. 

„» r [Rubland] beginnt gegenüber England einzulenten. Der ruffiiche 
Botſchafter in London, Graf Schumwaloff, geht mit Ermächtigung des 
Kaiſers nad) Peteröburg, um wo möglich eine Vermittlung zu ver: 
ſuchen. Bis zum 22. l. M. will er wieder in England zurüd fein. 

9 „ [Defterreid: Ungarn] Die Regierungen beider Reichshälften 
legen den maßgebenden Parteien beider Abgeordnnetenhäufer die neueften 
Vereinbarungen bez. des Ausgleichs vor, mit der Erflärung, beide 
Regierungen betrachteten die Vereinbarungen als die lehten und feien 
zu weiteren Berfuchen nicht geneigt. 


“11. „ DTDeutſches Reich] Attentat Hödel auf den Kaiſer. Der Kaiſer 
bleibt underivundet. Die preußische Regierung. zieht ſofort Maßregeln 
gegen die jozialdemokratifche Wühlerer in Erwägung. 

» Frankreich.] Sammer: wählt Gambetta wieder zum Vorfiten: 
den der Bubdgetcommilfion. Gambetta übernimmt den Vorſitz mit 
einer jehr friedjelig lautenden Anſprache. 

14. „ [England.] Das erſte engliſche Expeditionscorps erhält Befehl, ſich 
auf den 28. d. M. zur Einjchiffung bereit zu Halten. Gngland hält 
feft an feiner Forderung: Rußland muß den Rückzug antreten oder 
einen Krieg mit England wagen. 

„ » [Meaypten.] Der Khedive muß fich dazu herbeilaffen, den Eng: 
länder Wilfon zu feinem Finanzminiſter zu ernennen, 

—  . [Beutihland.] Die von der Berliner Hofpredigerpartei betrie: 
bene jog. hriftlich-foziale Bewegung ſcheint Boden zu gewinnen. Jhr 
Gebahren erregt jedoch auch von unbefangener Seite ſchwere Bebdenten. 

17. „ [Beutihes Neid.) Die preußische Regierung legt dem Bundesrath 
bereit3 einen in aller Eile ausgearbeiteten Gejeh:Entwurf gegen fozial: 
demofratifche Ausjchreitungen vor. 

„ [Deutjhes Reich.] Der Reichstag genehmigt den Gejekentwurf 
betr. eine Tabafs:Enquete mit 152 gegen 117 Stimmen, jedoch nicht 
bloß amendirt, jondern wejentlich ganz umgeftaltet. Die Regierung 
wird indeh auch jo ihre eingeftandenen und nicht eingeftandenen Zwecke 
fo ziemlicdy erreichen können. Ebenjo genehmigt derſelbe die weitere 
Subvention von 10 Millionen Fr. an das Gotthardsbahnunternehmen. 
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18. Mai. [Deutjches Reich: Preußen] Zufammentritt der Provinzial: 
ſynoden der älteren Provinzen. Die vom Staifer berufenen Mitglieder 
gehören jämmtlich der orthodoren Partei art. Der Gultminifter Falk 
verlangt in Folge davon feine Entlaffung. 

19. „ [Deutihes Reich.) Der Reichstag genehmigt eine Novelle zum 
Gewerbegejeh; dagegen jcheitert der Gejeß-Entwurf betr. Einführung 
von Gewerbegerichten. 

„ [Schweiz] Das Volt des Kantons Zürich verwirft in allgemeiner 
Abjtimmung die ihm zugemuthete Nachſubvention von Fr. 800,000 
für das Gotthard-Unternehmen. 

20. „ [England] Unterhaus lehnt einen Antrag der Oppofition gegen 
die Verwendung indijcher Truppen in Europa mit 347 gegen 226 
Stimmen ab. 

„ # [Pforte] Mißlungener Verſuch in Gonftantinopel, den Sultan 
abzujegen und jeinen Bruder, den früheren Sultan Murad, wieder 
auf den Thron zu ſetzen. 

21. „ TDeutſches NReih.] Der Bundesrath genehmigt den Entwurf eines 
Eozialiftengejeges zur Borlage an den Reichstag, dod) unter Streichung 
des bedentlichiten Paragraphen desjelben. 

22. „ [Rußland] Graf Schumaloff trifft wieder in London ein. Seine 
Bermittlung ift gelungen: eine Formel für die Einberufung des Con: 
grefjes ift gefunden und dieſer fcheint nunmehr gefichert zu jein. 

24. „ TDeutſches Reih.] Der Reichstag lehnt das Sozialiftengejeh in 

diejer Form mit 251 gegen 57 Stimmen ab. Schluß des Neichstage 

durch faiferliche Botſchaft. Die Sejfion läßt fo ziemlich bei allen 

u wie bei der Regierung das Gefühl einer tiefen Mißſtimmung 

zurück. 

[England.] Die erſten indiſchen Truppen, 8500 Mann, treffen 

in Malta ein. 

25. „ [Frantreid.] Die Regierung vereitelt den Verſuch des radikalen 
Gemeinderathes von Paris, eine Voltairefeier zu veranjtalten und den 
Jahrestag der Erjtürmung der Baftille zu feiern und verlangt von 
der Hammer eine halbe Million, um während der Weltausjtellung 
ſelbſt Feſte zu veranftalten. 

26. „ [Deutihes Reich: Sacjen.] Beide Kammern haben fich über 
das revidirte Einkommenſteuergeſeh geeinigt, wodurch die langjährigen 
Bir Baier di ihre Ende erreichen. 

27. „ [England.) Unterhaus: genehmigt mit 214 gegen 110 Stimmen 
die Koſten für die Herbeiziehung der indifchen Truppen. 

28. u. 29., (Oeſterreich-Ungarn.]) Andraſſy verliest in beiden Delegationen 
ein Erpofe, in welchem mitgetheilt und begründet wird, daß das ge: 
meinjame Minijterium nunmehr einen Theil des 60-Millionen-Credits 
thatjächlich zu verwenden gedenke, und erklärt bejtimmt, daß Defter: 
reich-Ungarn im Gongreffe darauf dringen werde, daß das neue Bul— 
garien eine bedeutend geringere Ausdehnung erhalte, ala nach dem 
Bertrage von St. Stefano, daß den Ruſſen nicht geftattet werde, 
dasjelbe noch 2 Jahre lang nad) dem Frieden bejett zu halten und 
daß endlich Serbien und —— ein weſentlich geringerer Ge— 
bietszuwachs zugeſprochen werde, als jener Vertrag Seftiehte. Die 
öffentliche Meinung ift damit jehr einverſtanden. 

30. „ [Beutjches Reich.) Untergang des deutſche Panzerjchiffes „der 
große Kurfürft“ an der Hüfte von England. 

„ » [England u. Rußland] jchließen ala Refultat der Vermittlung Schu— 
waloff’3 eine Art von Vertrag über die von England geforderten 
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und von Rußland zugeftandenen Mobdificationen des Vertrags von 
St. Stefano ab. 


30. Mai. [England u. Pforte] England macht der Pforte den geheimen Bor: 


31. 


ichlag, ıhr Sleinafien, Syrien und Mejopotamien gegen weitere Ueber— 

griffe Rußlands als Schutzmacht zu garantiren, wenn fich die Pforte 

zu Einführung gewifjer noch zu vereinbarender Reformen in diejen 

Provinzen verpflichte und die Occupation und Verwaltung der Inſel 

Cypern England übertrage. 

[Italien] Der König beftätigt den von beiden Kammern be- 
ichloffenen autonomen Zolltarif. Derjelbe iſt damit Geſetz. 

„ [Schweiz] Bollendung der Eijenbahnlinie Leuk-Brieg, wodurch 
die künftige Simplonbahn Seitens der Schweiz am großen Tunnel an: 
gefommen ift. Die Direction unterhandelt bereit? mit Frankreich 
und Stalien wegen Subventionen für die Ausführung auch diejer 
Alpenbahn. 

„ [Deflerreidelingern.] Andrafiy erklärt in der öfterreichiichen Dele: 
gation auf die Trage, ob Defterreich- Ungarn für jeine Intereſſen, 
falls fie auf dem Gongrefje nicht gemügende Berüdfichtigung finden 
follten, mit den Waffen einftehen werde, auf das entjchiedenjte mit Ja. 


1. Juni. [Defterreih:Ungarn: Defterreih.] Das Abg.: Haus ge: 


2. 


11. 


nehmigt den Ausgleich mit Ungarn ſchließlich in allem Wejentlichen 

nach den Borjchlägen der Regierung. 
ſRußland.]) Der Senat caſſirt da3 freifprechende Urtheil des Ge: 

ihtwornengericht3 im Procefje der Wjera Safjulitih. Ein weiteres 

Decret desjelben entzieht die Aburtheilung von Staatsverbrechen für 

die Zukunft den Gejchtwornengerichten. 

„TDeutſches Reich.) Die Neichregierung ladet die Großmächte und 
die Pforte zu einem Congreß nach Berlin ein behufs Erledigung der 
orientalifchen Wirren. Die Einladung wird von jämmtlichen Mächten 
angenommen. Diejelben werden von ihren leitenden Miniftern vertreten 
fein, der deutſche Reichskanzler wird das Präfidium führen. 

[Deutſches Reidh.] Zweites Attentat, Nobilings, auf den Staifer. 
Der Kaiſer wird nicht ungefährlich verwundet. 

„ [Italien] I. Kammer: Fyinanzdarlegung des Finanzminiſters 
GSeismit:Doda. Derjelbe erklärt die Periode der Deficit3 für ge 
ſchloſſen und berechnet für das laufende Jahr einen Ueberſchuß von 
10, für das nächſte Jahr von 451. Millionen. Die confervative 
Dppofition bezweifelt die Richtigkeit diefer Berechnungen. 

» [Beutihes Neid] Dem Hronprinzen des deutichen Neichd und 
von Preußen wird auf unbeftimmte Zeit die Stellvertretung, nicht 
die Regentichaft, des Kaiſers und Königs übertragen. 

» [England — Pforte] Der von England der Pforte vorgejchlagene 
geheime Schußvertrag bez. Kleinafien, Syrien und Mefopotamien wird 
von der Pforte genehmigt und unterzeichnet. 

„ [Frankreich] Kammer: lehnt die Genehmigung des mit Jtalien 
abgeichlofienen — vorerſt ab. Es iſt darin unſtreitig 
ein gewiſſer Erfolg der ſchußzöllneriſchen Strömung auch in Frank— 
reich zu erkennen. 

„TDeutſches Reih.] Der Bundesrath beſchließt auf den Antrag 
Preußens infolge der Ablehnung des Sozialiſtengeſetzes die Auf: 
löjung de3 Reichstages und Anordnung von Neuwahlen. Die offt- 
ziöfen und die conferdativen Blätter beginnen einen wahren Sturmlauf 
gegen den Liberalismus und namentlich gegen die nat.:lib. Partei. 
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11. Juni. [Oefterreihellngarn] beginnt zu mobilifiren, ohne indeh vorerft 


18. 


24. 


29. 


jeine Zwede bejtimmt zu präcifiren. 

»„ [Deutjhes Reich: Preußen] Der Erkönig Georg V. von Hans 
nover + in Paris. 

» [Berliner Gongreß.] Derjelbe tritt unter dem Vorſitze des deutſchen 
Reichslanzlers in Berlin zufammen. Zunächit finden Sonderverhand:- 
lungen zwijchen England, Oejterreih und Rußland ftatt. 

» _[Belgien.] Die Erneuerungswahl der Hälfte der Kammer und bes 
Senats ergibt einen entjchiedenen Sieg der Liberalen über die Cleri— 
calen. Die Liberalen haben fortan die Erg Kg in beiden Kammern. 
Das clericale Gabinet Malon gibt ſofort feine Entlafjung und wird 
vom a durch ein Liberales Gabinet Froͤre-Orban erjept, das zum 
erften Mal einen eigenen Unterrichtäminifter zählt. 


5.0.25. „ [Oeflerreidelingarn.] Das ungarische Abg.- Haus genehmigt 


den Ausgleich mit Dejterreih und die Abg.-Häufer beider Reichs: 

hälften genehmigen das Einführungsgefeß zu demjelben, der damit 

— nad 2’/2 jähriger Dauer der Ausgleichgarbeit — volljtändig er: 

ledigt ift. | 

„» [dranfreid.] Der Senat hat in lehter Zeit in einer a nicht 
unmwichtiger Tragen den Bejchlüffen der Kammer mit anjehnlicher 

Mehrheit zugeftimmt. Ein Zheil der reactionären Majorität des 

Senats (die Orleanijten) ift doch nicht geneigt, den Conflict zwifchen 

beiden Kammern auf die Spitze zu treiben, 

Gelegentlich der Weltausftellung ſoll im Laufe der nächiten Monate 
— Reihe freier internationaler Congreſſe in Paris abgehalten 
werden. 

[Italien] Bei den Wahlen zum römiſchen Provinziallandtage 
und zur Stadtverorbnetenverjammlung betheiligen fich die Glericalen 
zum erjten Mal in größerer Anzahl, bringen aber neben 13 Liberalen 
vorerjt doch nur 2 der Ihrigen durch. 

» [Berliner Congreß.) Erledigung der bulgarischen Frage. Das von 
Rußland geplante Bulgarien wird auf die Bulgarei nördlich des 
Balkans bejchräntt, der füdliche Theil des erjtern bleibt der Pforte 
ala Dit:Rumelien. 

— — Beide Räthe der Bundesverſammlung haben den neuen 
Bolltarif durchberathen, gehen aber in ihren Beſchlüſſen vorerſt noch 
einigermaßen auseinander. Die Mehreinnahme für die Bunbdesfafje 
wird auf 7--9 Mill, Fr. berechnet. 

„ [Oeflerreigslingarn.] Der Kaiſer beftätigt das von beiden Häufern 
Fi Reichsraths beichloffene autonome Zarifgejeh. Dasjelbe ift alfo 
eſetz. 

Berliner Gongreß] überträgt Defterreich die einjtiweilige Occupation 
und Verwaltung Bosniens und der Herzegowina, 

[Italien — Oeſterreich.] Lebhafte Agitation in Nord» und 
Mittelitalien für die fog. Italia irredenta (Zrieft und Wälſchtirol). 
Das Minifterium Cairoli läht die Agitation gewähren. 

„ JBerliner Congreß] jpricht Griechenland eine erhebliche Grenzregus 
lirung zu. 


1. Juli. [Deutfhes Reid: Preußen] Der a ag angeln 
24, März und 


das Schreiben des Papjtes an den Kaiſer v. ie Ants 
wort des Kronprinzen vom 10. Juni. Preußen und Deutichland 
werden jedenfalls nicht nach Ganofja gehen. 

2% 
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2. Juli. ſPDeſterreich⸗ Ungarn] hat bis jetzt ca. 100,000 Mann mobilifirt 

zu dem nunmehr ausgeſprochenen Atbede einer Occupation Bosnien? 

und ber Herzegowina. Die Regierung erwartet indeh erflärter Maßen 

feiteng der Bevölkerung dieſer türkiſchen Provinzen feinen oder doch 
nur einen jehr geringen Widerftand. 

»„ [MDefterreih: Ungarn: Defterreih.] Das Minifterium Aueröperg 
verlangt vom Kaifer neuerdings feine Entlaffung. Der Kaiſer zögert, 
fie zu gewähren. 

»„ » [Spanien] Ein fol. Decret ertheilt Cuba diejelbe Communal— 

und Provinzialverwaltung, deren das Mutterland genießt. 

4 „ [Deutjhes Reich.) Deutjche KHriegsichiffe zwingen die Samoa: 
oder Schifferinjeln, die dem deutſchen Reiche gemachten Handels: 
begünftigungen aufrecht zu erhalten. 

„ [Berliner Congreß] erklärt Rumänien, Serbien und Montenegro 
unter der Bedingung der Gleichitellung aller Gonfejfionen für un: 
abhängig von der Pforte. Serbien und Montenegro erhalten anjehn: 
liche Gebietövergrößerungen; dagegen wird Rumänien den Anjprüchen 
Rußlands auf Netrocejfion Bejjarabiens geopfert und muß fich mit 
der Dobrudicha abfinden laſſen. 

„—7., [Italien] 1. Kammer: bejchließt mit 235 gegen 78 Stimmen 
die fjofortige Herabjegung und die jpätere (von 1883 an) gänzliche 
Abſchaffung der Mahljteuer. 

„ [Oeflerreislingarn.] Die öffentliche Meinung fpricht fich in beiden 
Reichshälften überwiegend energiſch gegen die Bejegung Bosniens 
und der Herzegowina in der Form eines von Oeſterreich-Ungarn 
provozirten und jofort aud; angenommenen Auftrags des Berliner 
Congreſſes aus. 

„XFrankreich.] In Folge Caſſation von Wahlen finden 20 Er: 
gänzungswahlen zur Hammer ftatt und werden 16 KRepublifaner und 
nur 4 Reactionäre gewählt. 

„ [England] legt den Schußvertrag mit ber Pforte vom 4. Juni dem 
Parlament vor. 

10. „ [Deutjhes Reid.) Der Er: Kronprinz don Hannover, Ernſt 
Auguft, nimmt nach dem Tode feines Vaters den Titel „Herzog von 
Gumberland und Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg fgl. Hoheit“ 
an und hält in einem Schreiben an den „König von Preußen” — einen 
deutſchen Kaiſer fennt er nicht — alle jeine Anſprüche auf den Thron 
von Hannover aufrecht. 

11. „ [England] ergreift Beſitz von der Inſel Eypern, 

12. Rumänien) fügt fi der Enticheidung des Berliner Congreſſes 
be3. Beffarabiens und prinzipiell auch bez. der Judenfrage. 

13. „ [Berliner Gongreß.] Abjchluß des Berliner Friedensvertrags. Die 
BELEGEN jollen binnen drei Wochen in Berlin ausgewechſelt 
werben. 

„» » [England.] Salisbury conjtatirt und präcifirt in einer einläß- 
lihen Girculardepejche die Rejultate des Berliner Congreſſes. 

„» » [dtalien.] Senat: verjchiebt einen Beichluß über die Abſchaffung 
der Mahljteuer bis nach den Sommerferien. 

15. „ [Deutjhes Reid.) Der „Reichganzeiger“ veröffentlicht erſt jebt 
* —— des Grafen Stolberg zum Stellvertreter des Reichs— 
anzlers. 

„ [Pforte] In Eonftantinopel herrſcht eine wi bedenkliche Papier: 
geldnoth, der die Regierung kopflos und rathlos gegenüberfteht. 

[Argypten.] England und Frankreich verlangen vom Khedive 


or 
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ziemlich kategoriſch die Nüdberufung feines früheren Reformminifters 
Nubar Paicha. 


16. Juli. [Pforte] Auf der Inſel Kreta kommt ein Waffenftillftand zwi: 


1 


19. 


22. 


24. 


30. 


90 


ſchen Türken und Griechen zu Stande. 

Deutſches —— Der Reichskanzler trifft zur Badekur in Kiſſingen 
ein. Daſelbſt findet ſich auch der päpſtliche Nuntius in Münden 
ein, um mit dem Reichskanzler über eine Beilegung des Eulturtampfes 
zu unterhandeln. 

„ [England.] Oberhaus: Debatte über die Reſultate des Berliner 
Gongrefied. Der Premier Beaconsfield jet diefelben in einer großen 
Rede auseinander. 

„ [Holland.] 1. Kammer: genehmigt das revidirte Primärſchulgeſetz 
mit einer Mehrheit von 18 Stimmen. Die Confeſſionsloſigkeit der 
Volksſchulen wird darin aufrecht erhalten. Der Senat tritt dem Bes 
ſchluſſe mit 26 gegen 10 Stimmen bei und der König janctionirt 
* Geſetz trotz eines dagegen von den Gegnern erhobenen Petitions: 
turmes. 

„ L[Oefterreidh » Ungarn.] Der ſtrategiſche —— der zur Occu⸗ 
pation Bosniens und der Herzegowina aufgebotenen Armee iſt voll: 
endet und dieje ift nunmehr operationzfähig. 

u br Afghaniftan: Eine ——— Geſandtſchaft trifft in 
Kabul ein, um Schir Ali gegen England zu hetzen und gu ftüßen. 
Ein Schub: und Trußbündniß foll zwiſchen Rußland und 
abgeichloffen werben. 

„ ‚[Oefterreih» Ungarn — Pforte.) Unterhandlungen in Wien über 
einen Vertrag zwilchen beiden behufs einer Occupation Bosniens durch 
Defterreich im Einverjtändniß mit der Pforte führen zu feinem Ziele, 
Deiterreih muß auf eigene Fauſt vorgehen. 

v»„ [Beutjhes Reid.) Ser — deſſen Befinden ſeit dem Atten— 
tate ein ſehr befriedigendes iſt, geht zur Badekur na — 

» [Oeflerreigslingarn.] Auf die Nachricht, daß die Ratification der 
Beichlüffe des Berliner Congreſſes jeitens aller Mächte erfolgt ſei, 
rüden die öfterreichiichen Truppen fofort in Bosnien und in bie 
Herzegotvina ein. 

— 3. Aug. [England] Unterhaus: große Debatte über die Con— 
vention Englands mit der Pforte vom 4. Juni und die Erwerbung 
Eyperns. Ein Miftrauensvotum der Oppofition gegen den Schritt 
wird mit 338 gegen 135 Stimmen vertoorfen. 

„ „„[Dentihes Reich] Allgemeine vr zum a ai Die nat.s 
liberale und die Fortſchrittspartei gehen aus denjelben wejentlich ge: 
Ihwächt, die particulariftiichen, ultramontanen und conjervativen Par: 
teten dagegen wejentlich geftärft hervor. 

„ [BDentfhes Reig: Preußen] Der Biſchof von Osnabrück +, two: 
durch in Preußen nur noch 3 er ar e Biſchöfe aufrecht ftehen. 

„ Mußland.] Die Unzufriedenheit der panflaviftiichen Partei mit 
dem Rejultat de3 Berliner Congreſſes ift eine fat allgemeine und 
findet in Moskau wie in Petersburg fcharfen Ausdruck. 


em Emir 


. Aug. [Rom] Der Cardinal-Staatsſecretär Frandi F. Der Papft 


ernennt den Gardinal Nina an jeine Stelle. 

„_[Deutjhes Reich: Preußen] Das Ordinarium des preußifchen 
Staatshaushaltes für 1877/78 hat ein Defizit von 20 Millionen A 
ergeben, was von den Anhängern des Tabatmonopols jofort in ihrem 
Intereſſe ausgebeutet wird. 
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3. Aug. [Berliner Congreß.]) Auswechslung der Natificationen des Ber: 
liner Friedensvertrages. Der türkiſche Botſchafter gibt die Erklärung 
zu Protofoll, daß der Sultan die Natification vollzogen und den 
Vertrag ala vom heutigen Tage an in Gültigkeit getreten anerfenne. 

— „TDdeutſches Reid.) Die öffentliche Meinung ift darüber einig, 
daß der chröftliche Sozialismus der Berliner Hofpredigerpartei Ichlieh 
lic Fiasco gemacht hat. 

5. [Rußland] In ganz Rußland gährt es ſichtlich. An allen Eden 
und Enden häufen ſich die Nihiliftenprozeife, aber die Bewegung wird 
darum nicht fchwächer. Unruhen in Odeſſa. 

--8, „ Teutſches Reih.] Gonferenz der Finanzminiſter der deutfchen 
Ginzelftaaten zu Heidelberg unter dem Vorſitze des Reichskanzleramts— 
Präfidenten. Die Eonferenz erklärt ſich einftimmig für Befeitigung 
der Matricnlarumlagen durch Erhöhung der indirecten Steuern zu 
Gunſten des Reiches. Doch foll die Tabakmonopolfrage vorerjt noch 
eine offene Trage bleiben. 

6. „ IDeſſerreich-Ungarn] jtöht in Bosnien und der Herzegowina auf 
einen viel größeren Widerſtand jeitend der Bevölferungen, als es er: 
wartet hatte. Die dfterreichiichen Truppen erleiden eine ſehr empfind: 
liche Schlappe. Die Öfterreichiiche Regierung bietet daher neue Truppen 
auf, um den MWiderftand raſch zu Boden zu ſchlagen. 

8 „ |Pforte) ſucht fi) dem Beſchluſſe des Berliner Congreſſes zu 
Gunften Griechenlands zu entziehen, 

10. „ Mußland.) Die Regierung löst das Moskauer panjlaviftiiche ſog. 
Wohlthätigkeits-Comitéè auf und weist Akſakoff, den Führer der pan— 
ſlaviſtiſchen Partei, aus Moskau aus. 

13. „ TDeutſches Reid.) Die preußifche Regierung legt dem Bundesrath 
einen neuen Entwurf eines Eoylalbennfratengeiches vor, nach welchem 
als Recurdinftanz ein neues „Reichsamt für Vereinswejen und Preſſe“ 
errichtet werden foll. 

v» » [England] Afghaniftan: die engliiche Regierung beſchließt, eine 
Gefandtichaft in Begleitung eines vollftändigen Reiterregiments nach 
Kabul zu ſchicken, um bie Pläne Rußlands wo möglich zu vereiteln. 

14.u.24. „ [Schweiz] Beide NRäthe der Bundesverfammlung bejchließen 
eine Bundesjubvention von 4'/, Mill. für das Gotthardunternehmen 
und 2 Mill. für die Monte-Genere:Linie und ftellen dem Simplon: 
und Splügenproject, wofern fie zu Stande kommen follten, jedem 

gleichfalls 4 Mill. Bundesjubvention in Ausficht. 

Mitte „ [Oeflerreig-Ungarn: Ungarn] Die Neuwahlen zum Unterhaufe 
ergeben 238 Stimmen der Negierungspartei, ca. 80 Mitglieder ber 
gemäßigten Partei und 72 der äußerften Linfen. 

„TTeutſches Reich.) Hödel wird enthauptet, nachdem der Kron— 
prinz als Stellvertreter des Kaiſers das gegen denfelben ausgejprochene 
Zodesurtheil beftätigt hat. 

„» »  [Rubland.] Attentat auf den General Mefenzoff, Chef der dritten 
Abtheilung der geheimen Kanzlei des Kaiſers, in Petersburg. Die 
Urheber entkommen. 

18. „ TDeutſches Reid.) Der Neichsfanzler geht nach Beendigung feiner 
Kur in SKiffingen nach Gaftein zur Nachkur. Die Anterhandlungen 
mit dem päpftlichen Nuntius haben noch zu feinem Rejultate geführt 

und eine Verftändigung ift offenbar noch in weiter Ferne; doc) wer: 
den bie Verhandlungen auch nicht abgebrochen. 

19. „ L[Oeflerreihelingarn.] Die öfterreichtichen Truppen erobern und be: 
jegen nad) einem heftigen Stampfe Serajewo, die Hauptjtadt von 


« 
— 


16. 
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Rosnien. Damit ift der erite Act des blutigen Dramas gejchloffen. 
Indeſſen dauert der Widerjtand der Bevölkerung gegen die Öfterreichijche 
Occupation des Landes überall noch fort. 

20. Aug. [Megypten.] Die finanzielle Enquete-Commiſſion fordert vom Khedive 
die Abtretung feiner ſämmtlichen Privatgüter, um daraus die Schul: 
ben des Landes zu bezahlen. 

21. „ [Rußland] Gin faiferlicher Ukas verfügt die Aburtheilung politi— 
cher Verbrechen durch die Militärgerichte. 

24. „ [Aenypten.] Der Khedive ernennt nach dem Verlangen Englands 
und Frankreichs Nubar Paſcha zum Minifterpräfidenten und iſt be 
reit, den Engländer Wilfon zum Frinanzminifter zu ernennen, 


27. „ [Deutihes Reich.] Die Particularftaaten merzen im Bundes: 
rat) bei Berathung des neuen Sozialiftengejeßes das beabfichtigte 
neue Reichsamt als ihrer Souveränetät abträglih aus. Preußen 
läßt e3 fich gefallen. 

[Franfreid.] Zum eriten Mal werden 200,000 Reſerviſten zu 

Mandvern einberufen und folgen überall willig dem Rufe. 

» " [Pforte — England.) Unterhandlungen über die in Kleinafien, 
Syrien und Mejopotamien einzuführenden Reformen. Die Pforte 
zögert: es ift ihr mehr um ein von England zu garantirendes Ans 
leben, als um Reformen zu thun, 

3. „. [Pforte] Midhat Paſcha erhält die Erlaubniß zur Rücklehr ern 
fi Türkei, jedoch nicht nach Gonjtantinopel, ſondern vorerjt nur na 

reta. 

”»  " [Megppten.] Der Khedive ernennt das neue Reformminifterium: 
Nubar Paſcha Präfident, Riza Inneres, Natib Krieg, der Engländer 
Milfon Finanzen und der Franzoſe Blignieres öffentliche Arbeiten. 
Die Verwaltung Aegyptens wird dadurch faſt direct der Leitung Eng: 
lands und Frankreichs übertragen. 

—  „ [Pforte] Die nad dem Rhodope:-Gebirge behufs Unterjuchung der 
Beſchwerden der Injurgenten entjandte internationale Commiſſion 
kann fich über ihren Bericht an die Mächte nicht einigen. Es ift 
außer Zweifel, daß die Gräuel der Bulgaren von den Ruffen nicht 
nur nicht verhindert, ſondern wenigſtens theilweije geradezu unterftüht 
worden find. Der Gejammtbericht der Commiſſion wird fchlielich 
nur don den Vertretern Englands, Frankreichs und der Pforte unter: 
zeichnet, diejenigen Rußlands, Deutſchlands, Oeſterreichs und Jtaliens 
verweigern ihre Unterſchrift. 


. Sept. „ IFranfreih — Rom.) Biſchof Düpanloup erläßt einen 
in jehr beweglichem Tone gehaltenen Aufruf zu Gunjten des Peters: 
pfennigs, der auch in Frankreich jehr abgenoinmen hat. 

» [Pforte) Batum wird von den Türken geräumt und von den 
Rufen bejett. 
Der von der Pforte zur Beruhigung der Gemüther nad) Albanien 
geſchickte Mehemed Ali Paſcha wird von den Albanejen ermordet. 

9. „ [Dentihes Reih.] Zujammentritt des neugewählten Reichstages. 
Der Stellvertreter de3 Reichskanzlers Graf zu Stolberg verliest Die 
Thronrede. Das neue Sozialiftengejfeg bildet die einzige Vorlage ber 
Regierung. 

10. „ ® —— Reich.) Nobiling ſtirbt in Folge dev Kopfwunde, 

die er ſich unmittelbar nach dem Attentate auf den Kaiſer ſelbſt beis 

gebracht hat, im Gefängniß. 


Dr 


24 


Allgemeine Chronik, 


10. Sept. [Defterreih: Ungarn: Defterreich.] Tie Neuwahlen zu 10 Land» 


11. 


17. 


19. 


tagen einzelner Kronländer fallen für die liberale Partei jehr wenig 
befriedigend aus. Die clericale Partei geht in den meiften derjelben 
wejentlich verftärft aus diefen Wahlen hervor. 

„ IDeutjhes Reich.] Reichstag: die Präfidentenwahlen ergeben 
doc) die Wiederwahl des bisherigen Bureau's: Fordenbed, Stauffen: 
berg und Hohenlohe. 

„ Schweiz] Der Gr. Rath des Kantons Bern Iegt den juraffis 
ſchen Kirchenſtreit wenigſtens vorläufig bei. 

„Mußland. Die ruſſiſchen Truppen beginnen St. Stefano und bie 
Umgebungen don Eonjtantinopel zu räumen und ſich nad) Adrianopel 
zurüd zu ziehen. 

»„ [Deutihes Reich.) Der Kaiſer geht nach beendigter Badekur 
nad) Staffel, um den dortigen Militärmandvern wenigſtens theilmweife 
und jo weit es ihm die Aerzte erlauben, beizumwohnen. 

»„ [Deutihes Reich.] Die Schubzollpartei des Reichstags erklärt 
fih für eine Nevifion des beftehenden Zolltarif3 in ihrem Sinne, 
Diejelbe macht innerhalb de3 Reichstags offenbar Fortſchritte. 

v (Pforte) Erzerum wird von den Ruffen geräumt. Cine große 
Anzahl der armenischen Bewohner verläßt mit ıhnen die Stadt. 

„ _[Bereinigte Staaten.] Der Präfident Hayes und der Finanzminiſter 
Sherman halten feit daran, daß die Wiederaufnahme der VBaarzahlung 
beftimmt am 1. Jan. 1879 erfolgen folle. Die großen Geldinjtitute 
ftehen entichteden auf ihrer Seite. 

„ [Deutihes Reih.] Reichstag: weist das neue Gozialiften : Gefeß 
an eine Commiſſion zu gründlicher Prüfung reſp. Amendirung, 
namentlich bez. der Gültigfeitsdauer desjelben. In die Commiſſion 
wird fein Sozialift gewählt. 

„ L[Oeflerreigelingarn.) Moftar, die Hauptjtadt der Herzegowina, 
ergibt fich den öfterreichiichen Truppen: die Occupation der ‘Provinz 
wird als durchgeführt betrachtet. 

» [England] Afghaniftan: die englifche Gejandtichaft wird von ber 
afghanischen Grenze abgewiefen und ihr die Weiterreife verweigert. 
Diejelbe ehrt fofort um. Der Bruch zwifchen England und dem 
Emir Schir Ali ift damit erklärt. 

» [Defterreihh : Ungarn: Defterreih.] Die Gzechen beichließen 
nach Hjähriger Enthaltung die Beſchickung des böhmischen Landtags, 

„» [Pforte] Ghaireddin, der frühere allmächtige Reformminifter des 
Bey dv. Tunis, wird dom Sultan nad) Konjtantinopel gezogen und 
zum Senator ernannt. 

» [Italien] Auch in Stalien werden zum erſten Mal ca. 45,000 
Mann Landwehr (milizia mobile) zu Waffenübungen einberufen. 
» [Pforte] Zufammentritt der internationalen Commiffion 5% 
Vereinbarung eines Verfaſſungsſtatuts für das neugefchaffene O 
Rumelien. Das ruffiische Mitglied it von Anfang an bemüht, der 
Commiſſion alle nur möglichen Schwierigkeiten entgegen zu ſehen. 

„ [Oelterreidelingarn.] Die Schwierigkeiten, die großen Koften und 
die blutigen Opfer des bosnifchen Unternehmens haben die öffentliche 
Meinung jowohl diesjeit3 als jenfeits der Leitha in eine ſehr gereizte 
Stimmung gegen dasjelbe verjeßt. Das Minifterium Tisza fordert 
jeine Entlaffung, dag Minifterium Auersperg beharrt neuerdings auf 
der jeinigen. Der Kaiſer zögert und hofft, durch Modificationen des 
— und des andern Cabinets um die Schwierigkeiten herum zu 

ommen. 


2 
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— Sept. [Rubland — Pforte] Die ruſſiſche Regierung verlangt von der 
Pforte den Abjchlu eines FFriedensvertrags, durch welche diejenigen 
Puncte des Vertrags von St. Stefano geregelt werden jollen, Die 
vom Berliner Congreſſe nicht alterirt worden find, und macht die 
weitere Räumung Thraciens davon abhängig. 


1. Sch. [Dänemarf.] Die Neuwahl des Landathings ergibt feine wejent: 
liche Veränderung. Die Linke hat einen Si gewonnen, aber ein 
Drittel der 9 Mitglieder der Linken ift gemäßigt. 

» » [Bforte] verjtändigt ſich mit den Delegirten der cretifchen National: 
verjammlung über die fünftige Verfaſſung der Inſel. 

2. „ [Deutjches Reid.) Reichstag: die Commiſſion für dad Sozia— 
Liftengejeß hat fi) zwar, dem Verlangen der Regierung entjprechend, 
entjchteden auf den Boden eines Ausnahmegejehes geitellt, beantragt 
— in ihrer Mehrheit eine Anzahl weſentlicher Modificationen der 

orlage. 

» „efierreich⸗Ungarn.]) Die Regierung beſchließt, die Occupation des 
Sandichafs Novi:Bazar, wo ein heftiger Widerjtand vorherzuſehen ift, 
Angejichts der Stimmung der öffentlichen Meinung in beiden Reiche: 
hälften aufs fünftige Frühjahr zu verjchieben. 

4. „ [Üeherreid:lingarn.] Erſt jett ift der MWiderjtand Bosniens gegen 
die öfterreichifche Occupation völlig zu Boden geworfen und das ganze 
Land in den Händen der öfterreichiichen Truppen. 

»„ [Rom.] Da die Sammlungen des Peterspfennigs feit dem Tobe 
Pius IX. überall ftarf im Rückgange find, der neue Papft aber bis 
jet wenigſtens die italienifche Dotation jo wenig wie fein Vorgänger 
annehmen zu wollen jcheint, jo jucht der Gardinal:Staatsjecretär Nina 
jene Sammlungen durch ein Schreiben an die franzöſiſchen Bijchöfe 
wieder in Schwung zu bringen, indem er die zahlreichen und großen 
Bedürfniffe des Hl. Stuhles eindringlich jchildert. 

6. „ [MRupland.] General Drentelen wird vom Kaiſer an die Stelle 
Mejenzoffs zum Chef der dritten Abtheilung der geh. faif. Kanzlei 
ernannt, 

7. „ [Pforte] Die Papiergeldwirthichaft in Conftantinopel wird immer 
mehr zu einer wahren Galamität. 

8 „Oeſterreich-Ungarn: Defterreich.] Die italienisch gefinnte 
Mehrheit de3 Landtags von Trieft demonjtrirt gegen die Zufammen: 
gehörigfeit mit Defterreich. 

9I.—16. „ [Deutjhes Reid] Neichätag: Zweite sejung des 
Sozialiſten-Geſetzes. Mehrere Puncte werden noch nicht endgültig 
entſchieden. Das Zuſtandekommen desſelben wird erſt von der dritten 
Leſung abhängen. 

»„ „(MNußland)] verlangt von der Pforte Schuß für die Chriſten in den 
von ihm bereit3 geräumten und noch zu räumenden Gegenden unb 
ftellt die weitere Räumung vorerſt wirklich ein. 

10. „ |Rubland.) Die Berhaftungen in ganz Rußland nehmen in Folge 
der Attentate gegen die höchften Beamten einen ganz auferorbentlichen 
Umfang an. Die Gefängniffe find überfüllt. 

11.—12. Oct. [Rumänien.] Beide Kammern genehmigen die ihnen vom 
Berliner Congreſſe aufgezwungene Wiederabtretung Beſſarabiens an 
Rußland und erklären ſich für die Annahme der Dobrudſcha als 
Entſchädigung dafür. 

13. „ [Defterreih: Ungarn] Die Regierung bejchließt eine Vermin— 
derung der bosnifchen Dccupationsarmee, 
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14. Oct. [Defterreih: Ungarn: Ungarn] Der Landtag don Groatien 
genehmigt eine ganz im jog. großeroatiichen Sinne gehaltene Antworts: 
adrejje auf die kgl. Thronrede. 

15. „ [Oejterreih Ungarn: Defterreih.] Der Finanzminifter De 
Pretis wird vom Kaiſer mit der Neubildung des cisleithanischen 
Minifteriums betraut. De Pretis fucht fi) mit den verfaffungstreuen 
Fractionen des Abg.-Hauſes und des Reichsraths über ein Programm zu 
verjtändigen. Der Verſuch jcheitert jedoch an der bosnijchen Frage. 
De Pretis verzichtet auf den ihm ertheilten Auftrag des Kaiſers. 

„ » |&ngland u. Frankreich] veritändigen fich darüber, die ägyptifchen 
Finanzen gemeinfam unter ihre Obhut und indirecte Verwaltung zu 
nehmen. Der Khedive ertheilt der Uebereinkunft feine Genehmigung. 

—  „ [Piorte)] In Mazedonien bricht ein bulgarifcher Aufitand gegen 
die Wiederkehr der türkichen Herrichaft aus. 

18. „ [Deutihes Neih.] Reichstag: dritte Leſung des Sozialiftengefeßes. 
Die beiden confervativen Parteien und die nationalliberale Partei 
haben ſich über ein Compromiß verftändigt, mit dem fich der Bundes 
rath einverjtanden erklärt hat. Das Geſetz wird demgemäß mit 221 
gegen 149 Stimmen angenommen. Der Keichäfanzler ſchließt darauf 
jofort die Seſſion des Reichstags. 

»„ » [Rom u. Italien] verftändigen fich über die Ernennung bon 
Erzbiſchöfen und Biſchöfen des ſog. kgl. Patronats. 

19. „ Teutſches Reich: Preußen] Der Cardinal und Ex-Erzbiſchof 
von Poſen Ledochowski wird neuerdings gerichtlich zu 15,000 .4 
Geldbuhe und 2 Monaten Gefängnii verurtheilt. 

20.u.22. „ [Defterreih:Ungarn) Gröffnung der Seifion de3 Reiche: 
rath3 und des ungarischen Reichstags. In Wien verlangt die Re— 
gierung einen außerordentlichen Credit von 25 Millionen für das 

osnifche Unternehmen, während das dem Reichärath vorgelegte Budget 
für 1879 ohnehin jchon ein Defizit von 15 Millionen aufweift. 

21. „ [Deutfdes Reid.) Der Bundesrath genehmigt das Sozialiftengefek 
und der Kronprinz unterzeichnet es. Cine anſehnliche Zahl fozials 
deinofratifcher Blätter und Vereine beginnen ihre Ihätigkeit freiwillig 
einnzuftellen, fich aufzulöfen, ihre Kaſſen zu vertheilen ze. 

23. , [Deutihes Reid.) Beginn der Mahregeln gegen die Sozialdemo— 
fraten auf Grundlage des neuen Sozialiftengejehes. 

24. „ Mußland.] Die ruſſiſchen Befehlshaber in Bulgarien und Oft: 
rumelien intriguiren neuerdings ganz offen gegen das vom Berliner 
Congreſſe neu gejchaffene Oftrumelien und für ein Großbulgarien von 
der Donau bis zum ägäiſchen Meere nach dem urjprünglichen Plane 
des Bertrages von St. Stefano. 

25. „ TDeutſches Neid.) Der Neichstanzler conftatirt feine Abficht, eine 
umfafjende Revifion des beftehenden deutſchen Zolltarif3 im Sinne 
von Finanz: und Schußzöllen herbeizuführen. 

”» » [Spanien.| Attentat auf den König. Derjelbe bleibt unverletzt. 

26. „ [England] Afghaniftan: Schir Alı ruft gegen England die Hilfe 
Rußlands an. 

27. „ [rranfreih.] Die Wahl der Delegirten der Gemeinden für die Er: 
neuerung bes eriten Dritteld des Senats fallen in weit überwiegenden 
Maße zu Gunsten der Republik aus. Diejer ift demnach die Majorität 
im Senat nad) diefen Wahlen, die am 5. Januar 1879 ftatt finden 
follen, bereits gefichert. Die reactionären Parteien find durch diejes 
Ergebniß wie niedergejchmettert. 
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27. Oct. Schweiz.) Die allgemeinen Grnenerungswahlen zum National: 


29. 


*50 


m 


> 


II. 
12. 


rath ergeben ca. */s Liberale und Radicale und ca. Ultramontane 
und Gonjervative. 

» [Belgien] Auch die allgemeinen Gemeinderathswahlen fallen im 
Großen und Ganzen zu Gunften der Liberalen aus. 

„ England.) Afghaniftan: die Regierung beſchließt, an Schir Ali 
doch noch ein Ultimatum zu richten, bevor zu den Waffen gegriffen 
werden jol. Inzwiſchen werden in Judien alle Vorbereitungen zum 
striege getroffen. 


. Rov. [Italien] An diefem Tage wird die achte proteftantifche Kirche 


reip. Stapelle in Rom eingeweiht. 

»„ [Defterreih:Ungarn: Defterreich.] Abg.-Haus: bie Regierung 
legt demfelben nach dem Verlangen der Gegner des bosnischen Unter: 
nehmens den Text des Berliner Kar zur Genehmigung vor. 

„Oeſterreich- Ungarn: Defterreich.] Abg.:Haus: fpricht ſich in feiner 
Antwortsadreffe auf die Ihronrede mit 1650 gegen 70 Stimmen ge: 
mäßigt, aber entichieden gegen das bosnische Unternehmen aus. 

»„ [Beutjhes Reich: Preußen] Der gew. Erzbiichof von Pofen, 
Gardinal Ledochowski, wird wegen unbefugter Amtshandlungen ge: 
richtlich wiederum zu 18,000 .4 Geldbuße, eventuell 2 Jahren Ge: 
fängniß verurtheilt. 

[Deiterreih:Ungarn: Ungarn) Der Saifer weist die groß: 
eroatiichen Wünſche und Pläne der Adreſſe de3 croatiichen Landtags 
ziemlich jcharf zurück. 

» [Pforte] Die Unterhandlungen mit England über die in Klein— 
afien 2c. einzuführenden Reformen wollen nicht von der Stelle rüden. 
Tie Pforte will ſolche Reformen verfuchsweije vorerſt nur in 2 Vila— 
jets einführen. 

„ [ngland — Rußland.) Rußland fucht fich den Beichlüffen bes 
Berliner Congreſſes bez. Bulgarien zu entziehen. Gngland, von 
Defterreich und Frankreich unterſtützt, beharren jedoch feit as der 
ftrieten Ausführung jener Beſchlüſſe. Rußland fügt ſich neuerdings 
und gibt die beiten Zuficherungen. Beaconsfield erklärt gelegentlich 
des Yordmajorsbankettes jeher bejtimmt, daß England nöthigenfalls 
einen Krieg nicht ſcheuen würde, um die jtricte Ausführung des 
Buchſtabens und des Geiftes des Berliner Vertrags von Rußland zu 
erzwingen, 

„» [Rubland.]) Revolutionäre Demonftration der Studenten vor dem 
Palais des Großfürften:Thronfolgers in Petersburg. 

„Deutſches Neid.) Der Reichskanzler regt beim Bundesrath die 
Revifion des allgemeinen Zolltarif3 im Sinne eines größeren Schubes 
der nationalen Anduftrie gegen die Concurrenz des Auslandes ar. 

„ ISchweiz.] Bei der Neuwahl de3 Gr. Rathes von Genf fiegen bie 
Demokraten und Unabhängigen (Gonfervativen) volljtändig über die 
(radicale) Regierungspartei. Der radicale Staatsrath; beichlieht, troß: 
dem jeinen Poſten zu behaupten und vorerft wenigitens nicht zu 
demiffioniren. 

„ [Belgien] Eröffnung der Kammern. Die Thronrede des Königs 

ſpricht fich offen für Loslöfung des Staats von der clericalen Bevor: 

mundung im Unterrichtswejen aus. 
[Frankreich] Der Senat beſetzt 3 Tebenslängliche Senatoren: 
jtellen doch twieder, wenn auch nur mit einer Mehrheit von ein paar 

Stimmen, im Sinne der reactionären Parteien. 
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— Nov. [Dentfches Reih.] Tie Ausführung des Sozialiftengefekes nimmt 


17. 


19. 


21. 


einen durchaus befriedigenden Fortgang. Die Regierungen verbieten 

überall zahlreiche ſozialdemokratiſche Blätter und unterdrüden zahl: 

u. jozialdemofratifche Vereine. Bon Widerftand ift nirgends die 
ede. 

» [dtalien.] Das Königspaar befucht Neapel, wo «3 enthufiaftijch 

ringen wird. Witentat Paſſanante's auf den König. Der König 

bleibt unverleßt, der Minifterpräfident Gairoli wird leicht verwundet. 


„» [Oefterreih: Ungarn] PhHilippovic wird des Obercommandos 
in Bosnien und der Herzegowina enthoben und durch den Herzog 
v. Württemberg erjett. 

» [Rumänien] Die ruffiichen Truppen beginnen Rumänien zu 
räumen. 


„ [Beutihes Reich: Preußen] Eröffnung des Landtags. Die 
Thronrede de3 Kronprinzen wird dom Vicepräfident des Staatämini: 
ſteriums, —55 Stolberg, verleſen. Die Regierung macht dem Land— 
tage eine Reihe von Vorlagen; die wichtigſten ſind das Budget für 
1879 und die Geſetzesentwürfe behufs Einführung der Reichsjuſtiz— 
gejekgebung, die am 1. October 1879 in Kraft treten fol. Das 
Budget zeigt ein Defizit von 11 Millionen, das vorerjt noch auf dem 
Wege der Anleihe zu deden jein wird. 

„ [2eutiches Reich: Preußen] Der Ex-ſtronprinz von Hannover 
verlobt ſich mit der Prinzeilin Ihyra von Tänemark, wodurd er der 
Schwager de3 zufünftigen Kaiſers von Rußland und des zufünftigen 
Königs don England wird. Die welfiiche Partei in Hannover de 
monftrirt bei diefer Gelegenheit mit Glückwunſchadreſſen. 

„ [Pforte — Griehenland.] Die Pforte will Griechendland doch 
eine gewiſſe Grenzerweiterung zugeftehen, aber nur in Theſſalien. Die 
Abtretung Janings oder irgend eines Theils von Albanien verweigert 
fie entſchieden. 


„_[Deiterreih:Ungarn.]) Zuſammentritt der Delegationen in Peſth. 
Die Regierung verlangt von denjelben für dad bosniſche Unternehmen 
42 Mill. pro 1878 und 33 Mill. pro 1879. 


„ [England] Afghaniftan: Schir Ali hat das engliiche Ultimatum 
abgelehnt. Die engliſch-indiſchen Streitkräfte, ca. 35,000 Mann ftarf, 
wovon ca. 13,000 Mann englifche Truppen, überfchreiten in 3 Co— 
lonnen die afghanifche Grenze, um die 3 Haupteingangspäffe des Lanz 
de3 zu forciren umd zu beſetzen. 

» [Pforte] Die türfiichen Truppen fchlagen die mazedoniſchen 
Inſurgenten bei Pirin-Planina nachdrücklich auf den Kopf. 

» [Deutihes Rei: Preußen] Die Regierung verhängt mit Zuftims 
mung des Bundesrathes auf Grund de3 Sozialiftengejebes den jog. 
kleinen Belagerungszuftand über Berlin. Die Polizei weiſt darauf 
hin 40 jozialdemofratiiche Agitatoren aus der Stadt aus. 

» [Pforte] Said Paſcha, der Schwager und Günftling des Sultans, 
wird von demjelben wieder zum Minijter (dev Givillijte) ernannt, 

» [Rumänien] nimmt von der Dobrudſcha Beſitz nach dem Berliner 
Vertrage. Dagegen zögert es, die ihm gleichfalls vom Berliner Ber: 
trage auferlegte Gleichitellung der Juden gejeglich feitzuftellen. 

„. [Dentfäges Reid.) Bis jet find von den Regierungen 153 fozials 
demofratijche Vereine, 40 periodijche und 135 nicht-periodiſche Drud: 
ichriften verboten worden, aljo 328 Verbote erfolgt. 
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2. Dec. [Dereinigte Staaten] Zujammentritt des Congreſſes. Jahres⸗ 
botichaft des Präfidenten Hayes. 

3.—9. „ [Italien] 1. Kammer: große Debatte über die innere Politik. 
Die Kammer lehnt ein VBertrauensvotum für das Minifterium Gairoli 
mit 263 gegen 189 Stimmen ab. Das Minifterium gibt feine Ent: 
laffung und wird ducch ein zweites Minifterium Depretis erjekt. 

»„ [Piorte., Der Sultan ernennt den Tuniſier Chaireddin afche 
zum Großvezier. ine große Anzahl früherer MWürdenträger ber 
Pforte wird in entfernte Provinzen verbannt. 

» _[Beutides Reid.) Rückkehr des Kaiſers nad) Berlin und feierlicher 
Einzug desjelben. Der Kaiſer übernimmt jofort wieder die ganze 
Laſt der Regierung. 

v»„ »„ _[Delterreih:Ungarn: Ungarn] Tisza reconftruirt das ungarijche 
Minifterium doch wieder unter feinem Vorſitze. Die Mehrheit, über 
nn er im Unterhauje verfügt, ift aber bereit3 nur noch eine jehr 

eine, 

„ [Beutjhes Reich: Preußen] Der Minifter des Innern, Graf 
Gulenburg, legt dem Landtage die Motive der Regierung zur Ver: 
hängung des fleinen Belagerungszuftandes über Berlin dar. 

[England — Rußland.] Die englijche Regierung theilt dem 
Unterhaufe offiziell mit, daß laut einer Benachrichtigung der ruffischen 
Negierung die ruſſiſche Gejandtichaft Kabul verlafien habe, 

„ [Däünemark.]| Das Folkething verwirft mit allen gegen bloß 15 ° 
Stimmen eine don der Regierung geforderte Anleihe zu Gunften der 
wejtindijchen Inſel St. Eroir. Die Regierung löst das Thing auf 
und ordnet auf den 3. Januar 1879 Neuwahlen an. 

10. „_L[Oefierreihelingarn.| Beide Delegationen beiwilligen die für das 
bosnijche Unternehmen von der Regierung geforderten Gredite wenig: 
ftens zum größeren Theile. Die Negierung fonnte von vorne herein 
in beiden auf die Majorität zählen. In der öfterreichijchen Delegation 
wird jedoch die Regierung don der Minorität, an deren Spitze Herbft 
fteht, ſcharf angegriffen. 

11. „ TDeutſches Reid: Preußen] Das —— geht über einen An— 
trag Windthorſt's auf Abänderung des Geſehes betr. die Aufhebung 
geiftlicher Orden zur einfachen Tagesordnung über. Die Regierung 
anerkennt die Friedensliebe de3 Papftes, ift aber nicht geneigt, die 
ſchwer errungene Pofition nublos aufzugeben. „Der Befi der be: 
treffenden Gejeße, erklärt fie, war, ift und bleibt eine Nothiwendigfeit 
für die Regierung. 

12. „ | Dentfches Reih.] Der Bundesrath genehmigt den Antrag bes 
Reichskanzlers betr. Revifion des Zolltarifs und die Beltellung der 
dießfälligen Commiſſion nach den Anträgen der Ausſchüſſe, doch in: 
dem er aus den Motiven die jchußzöllnerischen Anjchauungen des 
Antrags entfernt. - 

„ [England — Rußland] Die englifche Regierung muß dem 
Unterhaufe erklären, daß fie von Rußland getäufcht worden fei: nicht 
die ruſſiſche Gejandtichaft, fondern nur der ruffiiche Gefandte habe 
Kabul verlaffen. 


> 


5 


Nu 


13. [Deutjches Reich] Dem Bundesrath Liegt nunmehr ein von ber 
preußifchen Regierung ausgearbeiteter Entwurf eines allgemeinen 
Reichdeijenbahngejeßes vor. 

»  » [Bdeutihes Reid: Preußen] Die Regierung weist wieder 39 ſozial⸗ 


demofratifche Agitatoren aus Berlin aus und beginnt, ſolche aud) 
aus der Umgegend Berlins auszuweijen. 
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13. Dec. [England.) Afghaniftan: Schir Ali verläßt Kabul mit feinen Schäßen 
und N lägt den Weg nach dem rufjiichen Gebiete ein. 


14. „ Fe Neid: a Das Kreigericht zu Birnbaum 
erläßt einen Stedbrief gegen den früheren Erzbifchof von Pojen und 
Gnejen, Gardinal Ledochowski. 

v„ . [England] Afghaniftan: Unterhaus: lehnt ein Tadelsvotum der 
EN wegen des afghanijchen Krieges mit 328 gegen 227 Stim— 
men ab. 

15. „ [Deutfhes Neih.] Der Reichskanzler legt in einem Schreiben an 
den Bundesrat) zu Handen der Zolltarif: Revifionscommiffion fein 
zolle und ftenerpolitijches Reformprogramm dar, nach welchen außer 
den eigentlichen Finanzzöllen auf Tabak, Petroleum, Zuder, Cafe xc. 
ein Schuß: und Finanzzoll auf die Einfuhr aller und jeder auslän- 
diſcher Erzeugniffe ohne Ausnahme von 5— 10/0 gelegt werden foll, 
deſſen Ertrag für den Reichsfiscus der Kanzler auf 70 Millionen „4 
berechnet. 

„  r [&ngland.] Afghaniftan: die englifche Erpeditiond-Armee hat alle 
3 Zugangspäſſe zu Ajghaniftan beſetzt. 

»  » |Pforte.) Der von der internationalen Commiſſion für Oftrumelien 
eingejette yinanzdirector Schmidt wird von den Bulgaren fürmlich 
vertrieben. 


- 16. „ [Dentides Reid — Oeſierreich-Ungarn.] Nachdem Oeſterreich-Ungarn 
die Verlängerung de3 bisherigen Handelsvertrags mit Deutjchland ab- 
gelehnt Hat, kommt fchließlich wenigitens ein Merftbegünjtigungsvertrag 
zu Stande, der bis Ende 1379 in Kraft bleiben ſoll. 

v„ n [Bentides Reich. Die vom Bundesrath eingefehte Tabafenquete- 
Gommiffion beendigt ihre Arbeiten und jchreitet zur Abftimmung. 
Der Tabak wird einjtimmig als tauglicher Gegenftand für eine höhere 
Beitenerung anerfannt und dieje faft einftimmig auf 50 bis 70 Mill. 
per Jahr angefeht. Bez. der Steuerform jprachen ſich dagegen nur 
wenige Stimmen für dad Monopol oder für die amerikanische Fabrikat— 
ſteuer aus; faſt einftimmig wird vielmehr die Einführung einer Ge: 
wichtjteuer befürtvortet. 

„ „eſterreich-Ungarn: Ungarn.) Abg.-Haus: genehmigt die Ver: 
längerung des MWehrgejehes bis Ende 1879. 

17. „ [England — Rußland.) Afghaniftan: die ruffiiche Gefandtichaft 
wird nunmehr wirklich von Kabul abberufen. Rußland läht Schir 
Ali definitiv im Stich). 

v» [Bereinigte Staaten.] Angeficht? der am 1. Januar 1879 ein: 
tretenden gejeklichen Wiederaufnahme der Baarzahlungen erreicht das 
Gold an diefem Tage zum erjten Mal wieder den Pari-Curs. Die 
anftandslofe Wiederaufnahme der Baarzahlungen ift dadurch zum 
voraus gefichert. 

18. „ [Deutjches Reich: Preußen] Das Abg.: Haus genehmigt bie 
Vorlage der Regierung betr. Veränderungen in den Nejjortverhält: 
niſſen der Minifterien der Finanzen, des Handels und der Land: 
wirthſchaft. 

„ [Bereinigte ae Der Senat bejchließt eine Unterfuchung 
der angeblichen Wahlbeeinfluffungen in ben Siübdftaaten gelegentlid) 
der lebten Präfidentenwahl, und dat dieſe Unterfuchung auf ke 
liche Staaten ausgedehnt werden ſolle. 

20. „ Deutſches Reich: Braunfchweig.] Der Landtag bejchlieht ein: 
ftimmig, Die Regierung zu erjuchen, die Yage bes Landes für den 
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Fall einer Erledigung des Thrones in Erwägung zu ziehen und dem 
Zandtag darüber die geeigneten Vorlagen zu machen. 


21. Dec. [Dentfhes Reid — Dünemarf.] Bermählung des hannoverfchen 
Kronprätendenten mit der Prinzeifin Ihyra von Tänemark zu Kopen— 
hagen. Die däniſche Regierung begeht die Taktlofigfeit, eine welfiſch— 
hannoverſche Deputation nicht nur mit Auszeichnung zu — 
ſondern ſogar mit Orden zu bedenken. In Berlin erregt dieß be— 
rechtigten Aerger. 

„eſterreich-Ungarn: Defterreih.] Abg.-Haus: genehmigt die 
Verlängerung des Wehrgeſetzes bis Ende 1879. 

22. „ [Deutiches Reich: Mecklenburg.) Der Landtag hat die Ver— 
fafjungsfrage zwar dem Wunfche der beiden Regierungen entjprechend 
einer Deputation überwieſen, aber offenbar nur zum Scheine, 

» [Rom.] Papſt Leo richtet an den ftaatlich abgejekten Erzbiſchof 
von Köln ein Schreiben, in dem er jich neuerdings für Beſeitigung 
bes Gulturfampfes in Deutjchland ausipricht, jedoch ohne bezüglich Son: 
ceffionen jeitens der Curie irgend welche Anhaltspunkte darzubieten. 

» » L[Frantreidh.)] Gambetta hält eine Banfettrede, in der er neuer: 

dings zur Geduld und zur Mäßigung ermahnt. 

»  » [öriehenland] ernennt jeinerjeits feine Commiſſäre für die türkifche 

Grenzfrage, ift indeß zum voraus entjchloffen, auch nicht um ein 
Haar breit von den Beftimmungen des Berliner Vertrages zu weichen. 


26. „ [Oeflerreidelingarn.] Der Obercommandirende in Bosnien kündigt 
auf den 1. Januar 1379 die Einjegung einer Landesregierung für 
Bosnien und die Herzegowina an. Es ift außer Zweifel, dab die 
Regierung nicht daran denkt, die beiden Provinzen je wieder der 
forte zurücd zu geben. 

27. „ Tdeutſches Neid.) Die vom Bundesrath beſchloſſene Commiſſion 
von 15 Mitgliedern für Nevifion des allgemeinen Zolltarif3 ift er: 
nannt. Diejelben find bis auf zwei ſämmtlich entjchiedene Schutz⸗ 
zöllner. Zum Präſidenten wird der geweſene württembergiſche Mi— 
niſtet v. Varnbüler, einer der thätigſten Führer der Schutzzollpartei, 
ernannt. 

.. „Deſfſfterreich⸗ Ungarn — Italien] ſchließen unter ſich einen neuen 
Handelsvertrag ab, der weit über einen bloßen Meiftbegünftigungs: 
vertrag hinausgeht. Die Schußzöllner find daher über denjelben jehr 
unzufrieden. 

29. „ Pforte.) In Eonjtantinopel herrſcht in Folge der Papiergeld: 
wirthichaft eine dumpfe Gährung. 

30. „ Melgien.] Die belgifchen Biſchöfe erlaffen einen gemeinfamen 
Hirtenbrief gegen den Plan der Regierung, den öffentlichen Unterricht 
von der bisherigen clericalen Bevormundung zu emancipiren. 

31. „ [Beutihes Reih.] Die Reicheregierung kündigt auf Ende des Jahres 
1379 die Handelöverträge mit Belgien und mit der Schweiz, da die— 
jelben der Aufrichtung eines autonomen deutjchen Zolltarifs auf dieſen 
Zeitpunct im Wege ftänden. 

» „rankreich] kündigt England und Belgien die bejtehenden Handels: 
verträge, um auf den 1. Januar 1880 freie — für einen neuen 
autonomen Zolltarif zu haben gleich Italien, Oeſterreich und 
Deutſchland. 

v [Rupland.] Der Reichsrath genehmigt die Einführung neuer Steuern, 
wodurch allein eine größere Anleihe im Auslande möglich gemacht 
werden könnte, 


x 
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31. Dec. [Pforte] erklärt fich zu einem definitiven yriedensvertrage mit Ruß- 
land bereit und ernennt ihre Bevollmächtigten dazu. Die Unterhand: 
lungen follen jofort beginnen. 

—  ,„ [England — Pforte] Die engliiche Regierung veröffentlicht ein 
Blaubuch über ihre ſeit dem Auguft mit dev Pforte geführten Unter: 
handlungen betr. die in Kleinafien, Syrien und Mejopotamien von 
der Pforte —— Reformen. Dieſelben find bisher erfolglos 
gewejen. England muß behutjam vorgehen, um die Pforte nicht in 
die Arme Rußlands zu treiben. Der ni aber ift es nicht um 
Reformen, jondern um ein don England zu garantirendes Anlehen 
zu thun, wozu England feine große Luft hat. 

— „ |[Rom.]) Die unmittelbar nach der Wahl des Papftes Leo aud) 
mit Rußland angefnüpften Unterhandlungen wegen Bejeitigung der 
Differenzen ziwiichen dem Staat und der fatholijchen Kirche find 
definitiv gejcheitert. 


I. 


Das deutſche Reid 


und 


die Oeſterreichiſch-Angariſche Monarchie. 


Schulthess, Gurop. Geſchichtstalender. XIX, Bd. > 3 


I. 
Das deutſche Heid) und feine einzelnen Glieder. 


1. Januar. (Deutjches Reich.) Ueber die Kriegäftärke des 
deutichen Heeres und den Beltand der deutjchen Flotte werden offi= 
3108 folgende Angaben veröffentlicht: 


Das deutjche ver tritt in das Jahr 1878 für bie Feldarmee (ohne 
Landwehr wie ohne die etwanigen befonderen Kriegs- und Landſturm-For— 
mationen, jedod mit Einjchluß des Trains und der Adminijtration) mit 
17,310 Offizieren, 687,594 Dann, 1800 Geſchützen und 233,592 —X 
für die Erſatztruppen mit 4426 Offizieren, 243,095 Mann, 426 Geſchützen 
und 30,590 Pferden, für die wir ya mit Einſchluß der Landwehr, 
mit 10,107 Offizieren, 353,102 Mann, 324 Gejchüben und 57,414 Pferden. 
Der gejammte unmittelbar verfügbare Kriegsſtand berechnet fich danach auf 
31,843 Offiziere, 1,283,791 Mann, 301,536 Pferde und (für alle drei Haupt: 
abtheilungen derjelben) 425 Teldbatterien mit 2550 Geſchützen. Gleich bei 
Eröffnung eines Krieged würden der deutjchen Feldarmee jedoch noch zu: 
getheilt werden können 120 —- 150 Landwehr:Bataillone, 144 Landwehr: 
Schwadronen und 54 Tyeldbatterien, jo daß für jofortige aktive Verwendung 
900,000 Mann mit 2124 Feldgeſchützen verfügbar find. Dieſe Streitmacht 
fann erweitert werden durch 148 vierte Feld: und 148 oder 293 bezw. 270 
Landiturm:Bataillone, für welche Kriegsformationen der Erlaß über Ernen: 
nung von Feldwebel-Lieutenants die a: Arad Zahl von Offizieren jchafft. 
Die deutfche Marine zählt beim Eintritt in das Jahr 1878 — den Offi⸗ 
zieren à la suite der Marine 1 Vize-Admiral, 3 Contre-Admirale, 18 Ga: 
pitäne zur See, 43 Gorvetten:Gapitäne, 77 Gapitän-Lieutenants, 125 Lieute: 
nant3 zur See, 128 Unterlieutenants, 100 See-Cadetten, 19 Majchinen: 
Ingenieure, wobei jedoch die neueren Avancements-Aenderungen und Offizier: 
Ernennungen noch nicht berüdfichtigt find; ferner 58 Offiziere und 22 See: 
Gadetten der Rejerve und Seewehr. Der Mannfchaftäftand berechnet fich für 
die beiden Matrojen-Divifionen auf 89 Dedoffiziere, 18 Feldwebel, 654 Unter: 
offiziere und 5189 Matrojen; die SR auf 12 Unter: 
hargen und 400 Sciffsjungen; die beiden MWerft:Divifionen umfafjen 141 
Deckoffiziere, 4 Feldwebel, 1616 Unteroffiziere und Gemeine; das Seebataillon 
zählt in ſechs GCompagnieen, außer 3 bezw. 8 Offizieren à la suite, 32 DOffi- 
ziere, dazu noch 7 Offiziere der Referve und Seewehr, 1035 Unteroffiziere 
und Gemeine. Die See-Artillerie wird gejondert nicht mehr aufgeführt, das 
Maſchinenperſonal ift wahrfjcheinlich in den beiden Werft:Divifionen mit ein: 
gerechnet. Bei der Zujammenjtellung al Offizier: und Mannjchaftsziffer 
ergibt fich für die deutjche Marine ein bdisponibler Offizierftand von 458 
8* 
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See: und 44 Marine:-Dffizieren, 19 Marine-Ingenieuren, 122 See-Cabetten 
und ein Friedensſtand von Mannjchaften von 254 Unterchargen, 7869 See: 
leuten, ag gb des Mafchinendienftes und Werftarbeitern und 1035 
Seefoldaten, jo daß demnach der Friedensſtand der deutjchen Marine, bei 
Abrechnung der Offiziere der Rejerve und Seewehr wie der Aerzte, Marine: 
Geiftlichen und des gejammten Beamtenperjonals, der Marine-Stabswadht 
und all der nur zum Hafendienjt beftimmten Chargen und Mannjchaften, 
4971 Köpfe oder nahezu einen Stand von 10,000 Offizieren und Mann: 
ichaften beträgt. Die Zahl der aktiven Schiffe und Fahrzeuge der deutjchen 
Flotte beläuft ſich einjchließlich der Dampf: und Segel-Schulſchiffe, aber 
ohne die nur zum Hafendienft u. Schiffe und En auf 60 Schiffe 
und Fahrzeuge mit 407 Geſchühen, 84,561 Zonnengehalt und eine Majchinen: 
fraft von 103,300 indicirten Pferdefräften. Im Bau begriffen find 4 Panzer: 
Gorvetten, 5 gedeckte Gorvetten, wovon 4 jchon in letter Ausrüftung find 
und 3 als Erjagichiffe für die älteren, noch in Gebrauch befindlichen Cor: 
vetten dienen twerden, und 3 Grjabsftanonenbote. Der Tonnengehalt diejer 
noch im Bau bezw. in lebter Ausrüftung begriffenen Schiffe und Fahrzeuge 
wird zu 33,177 Zonnen und ihre Majchinenkraft zu 35,920 indicirten Pferdes 
fräften angegeben. Geſchütze werden diejelben insgefammt 124 führen. 


— Januar. (Deutjches Reich.) Die Fortdauer desjenigen 
Zuſtandes, den man ala „KHanzlerkrifis“ zu bezeichnen fich gewöhnt 
bat, bejchäftigt die Preffe auch im neuen Jahr jehr lebhaft. 

Im wejentlichen handelt e3 fi) nach den Ausführungen der leitenden 
Preborgane bei der neuen Organijation darum, die ſchon bejtehenden oder 
noch zu errichtenden Reichdämter: das Auswärtige Amt, das Reichskriegs— 
amt, das Finanzamt, das Juſtizamt, das Eijenbahn:, bezw. Verkehrsamt, 
durch eine imnigere — — mit den preußiſchen Miniſterien aus dem 
gegenwärtigen halt: und machtloſen Zuftande zu erlöſen, die entſprechenden 
Reflortveränderungen innerhalb der preußiichen Regierung durchzuführen, im 
nothiwendigen Gegenjaße dazu dem föbderativen Prinzip des Bundes und den 
wichtigeren Mittel: und Kleinftaaten durch grundgejeglich gejicherte Beſtim— 
mungen über ihren Antheil an der Neichsregierung und Reichsverwaltung 
im Bundesrath und feinen Ausſchüſſen gegen eine „Verpreußung“ verjtärkte 
Bürgichaften zu geben, und das Reich ın finanzieller Beziehung durch eine 
Steuerreform in der bekannten Richtung, unter Aufhebung oder doch Ein: 
ſchränkung der Matrikularbeiträge, auf jeine eigenen fyühe zu ftellen. Andrer: 
ſeits müßte für die neue Organtjation und für ein erfolgverjprechendes Func— 
tioniren der neuen Organe ein lebensfähiges und jchaffenskräftiges Verhältniß 
gur Volksvertretung hergejtellt werden, jo dab alle der Befeitigung und dem 

usbau des Reichs und feiner nothiwendigen Jnjtitutionen zugewandten Ele: 
mente, mithin alle zwijchen den frondirenden Altconjervativen einerjeits, den 
Ultramontanen und Sozialijten andrerjeits ftehenden Parteien, unter Zurück— 
ftellung der kleinen Fyractionsjtreitigfeiten gegen die großen, für Beſtand und 
Entwidlung des Steates und der Gejellichaft entjcheidenden Gefichtspuntte 
in eine nähere Fühlung mit der Reichsregierung gebracht und Vertreter der 
in der Mehrheit ausjchlaggebenden Partei bei der Bejegung der hödjiten 
Posten der Verwaltung zur aktiven Betheiligung herangezogen würden. Wie 
weit ed dem Reichstanzler gun ee ift für feine orgamtjatorischen Projekte 
den Kaiſer zu gewinnen und welche Ausfichten denjelben im Bundesrath zu= 
ger werden dürfen, iſt noch umbefannt; jelbjt die Frage: ob Hr. v. 

ennigjen die Zuftimmung der in ihrer Fühlung nad) rechts und lints bie 
Mehrheit verichaffenden Partei zu allen wejentlichen Punkten des jo um: 
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faflenden Reformprogramms verheiken konnte, wird noch immer in verfchie: 
denem Sinne beurtheilt, wiewohl an dem erniten Willen der gemäßigten 
Parteien — dauernde Inſtitutionen hergeſtellt zu ſehen, kein Zweifel be— 
ſtehen kanu. Ueber die Ergebniſſe der Varziner Beſprechungen Bennigſens 
mit Bismarck herrſcht die Meinung vor, daß alles noch in der Schwebe und 
vor Bismarcks Rücklehr nach Berlin eine Entſcheidung nicht zu erwarten ſei. 


— Januar. (Deutjches Reich.) Bundesrath: Demjelben 
werden von der Reichäregierung zwei Gejehesentwürfe 1) betreffend 
die Abänderung der Gewerbeordnung und 2) betreffend die Errichtung 
von Gewerbegerichten zur Beſchlußnahme vorgelegt. 


Diejelben follen mit dem 1. Januar 1879 in Kraft treten. In der 
Begründung wird hervorgehoben, daß bei Löfung der den Bundesregierungen 
geitellten Aufgabe, entiprechend den im Reichstag vorwiegend zum Ausdrud 
gelangten Meinungen, davon auszugehen fei, daß die Revifionsarbeiten zu: 
nächſt auf diejenigen Fragen bejchränft werden, bei denen das Bedürfniß 
nach Abänderung des Gejehes am Meiften hervorgetreten fei und die Anz 
Ichauungen über die Art der Abänderungen fi) am Meiften genähert hätten. 
Aus diejen Geſichtspunkten ergeben ich re Ziele ald die nächſten: eine 
größere Sicherung gegen die * des Arbeitsvertrages; eine ſtrengere 
Ordnung des Lehrlingsverhältniſſes; eine Regelung der Beſchäftigung jugend— 
licher Arbeiter mit Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe der verſchie— 
denen Induſtriezweige; eine zweckmäßige Ausbildung der zur Erledigung der 
Streitigkeiten zwiſchen Arbeitsherren und Arbeitern vorgeſchriebenen Ein— 
richtungen. Für Reviſion aller übrigen grundjäßlichen Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung wird die gegenwärtige Zeit nicht für geeignet gehalten, ba 
bie Anichauungen über Dasjenige, was von ber Gejehgebung zur Abhilfe 
ber empfundenen lebelftände erwartet werben darf, weit auseinandergehen. 


3. Januar. (Sachfen.) II. Kammer: Beräth eine Petition 
der evangelifchreformirten Gonfiftorien zu Leipzig und Dresden um 


Abänderung des Parochiallaftengejehes. 


Für diejelbe tritt namentlich” der Abg. Dr. Stephani auf, da ber 
Grundjag, nad) welchem Andersgläubige gezwungen würden, zu den Parodhial: 
Laften beizutragen, völlig unhaltbar, beziehungsweife ganz unvereinbar mit 
dem neueren Grundſatze fei, die Kirche möglichft auf eigene Füße zu ftellen; 
in Sachſen bedürfe zudem bie Kirche eine Unterftügung von Andersgläubigen 
nicht. Die Kammer tritt mit 40 gegen 20 Stimmen dem GCompromiß:Bor: 
fchlag der Deputation bei: die Regierung zu erfuchen, daß fie die Beſtim— 
mungen über die Verpflichtung der Kirchen- und Schulgemeinden zur Auf: 
bringung des für ihre Kirchen und Schulen erforderlichen Aufwands dahin 
abändere, daß den Gemeinden die Füglichkeit gegeben werde, die anderägläus 
bigen Grumdbefiter von Beiträgen zu den Parochiallaften frei zu lafien, und 
daß fie dem nächſten Landtag einen entjprechenden Geſetzentwurf vorlege. 
Der Gultusminifter Dr. v. Gerber hatte ſich, hauptſächlich wegen der Eon» 
jequenzen, gegen dieſen Vorſchlag ausgeſprochen. 


4. Januar. (Preußen.) Der Unterrichtsminiſter Falk weiſt 
eine Eingabe evangeliſch-ſtrenggläubiger Gegner der confeſſionell ge— 
mijchten oder Simultan-Schulen in Minden jehr entjchieden durch 
den Hinweis darauf ab, „daß in ben paritätifchen Schulen durch 
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Sorge für den confeffionellen Religionsunterricht der Kinder und 
durch Anjtellung von Lehrern der verjchiedenen Bekenntniſſe, welche 
in der Schule vertreten find, diefen die ihnen gebührende Berück— 
fihtigung in vollem Maß gewährt wird, und daß demnach auch 
die religiöfe Erziehung der Jugend in folchen Echulen feinerlei Be— 
einträchtigung erfährt. Won einem Beſtreben der Gemeinden, con= 
feffionslofe Schulen, d. h. Schulen, an welchen weder bei Ertheilung 
des Unterricht? noch bei Anftellung der Lehrer das religiöfe Be— 
fenntniß der Zöglinge berüdfichtigt wird, ins Leben zu rufen, ift 
mir bis jet nichts befannt geworden.“ 


8—9. Januar. (Bayern.) II. Kammer: erflärt fich nach 
ſehr Tebhaften Debatten mit 77 (ultr.) gegen 75 (lib.) Etimmen 
für eine Petition der fath. Bürger von Großkarlbach betr. die Auf— 
bebung der Verordnung über die Simultan= (paritätifchen) Echulen. 


Die Regierung denkt indeh nicht daran, die Verordnung, die einem 
Bedürfniß entipricht und in der für die Ertheilung des Religionsunterrichts 
an die Kinder der verfchiedenen Confeſſionen alle nur wünſchbare Vorſorge 
getroffen ift, wieder abzuschaffen. — Im Kaufe der Diskuſſion bemerkt Kultus: 
minifter dv. Zub, daß die Anerkennung der Jurisdiktion des altkath. Biſchofs 
Reinkens eine VBerfafjungsverlegung jein würde; doc fünne er nichts dagegen 
thun, wenn derjelbe kirchliche Handlungen in Bayern vornehme. 


12. Januar. (Preußen.) Der Eultminifter Falk weiſt eine 
vom Grafen Balleftrem und 18 Mitgliedern de3 Abg.-Haufes am 
5. Nov. dem Kaiſer überreichte Maffenpetition ſchleſiſcher Katholiken 
entichieden ab, indem er den Petenten eröffnet: 


„Die Klagen, welche die Zuftände auf kirchlichem Gebiete zum Gegen: 

ftande haben, glauben diejenigen Mißſtände, welche nach Erlaß der neueren 
firchenpolitifchen Geſetze hervorgetreten find, auf dieje Gejehe jelbjt zurück— 
führen zu jollen, Während doch offenkundig dieſe Ericheinungen nur noth— 
wendige folgen des unberechtigten Widerjtandes find, welchen jene auf ver= 
fafjungsmäßigem Wege zu Stande gefommenen und deßhalb für Jedermann 
verbindlichen Geſetze Seitens der geiftlichen Oberen und eines großen Theiles 
des Stlerus der römijch-fatholifchen Stirche gefunden haben. In Beicheidung 
auf diejen Theil der Petition kann ich demgemäß nur auf meine in ber 
Sigung des Haufes der Abgeordneten am 22. Nov. v. J. abgegebene Er: 
flärung verweiſen, wonach die Frage der Aufhebung der Maigejehe für die 
Staatsregierung abjolut indisfutabel ift, die Regierung aber auch, jo lange 
die von dem Herren Abgeordneten im Zentrum vertretenen Grundjäße auf: 
recht erhalten werden, nicht in der Lage iſt, Erwägungen eintreten zu laffen, 
ob Modifikationen fi empfehlen könnten. Auch haben Se. Majeſtät der 
KHaifer und König Allerhöchitielbit bei Zufertigung der Petition zum Auss 
drud zu bringen geruht, daß die Petenten in mehrfacher Beziehung befjer 
ethan haben würden, anftatt ihre Klagen Allerhöchſten Orts vorzutragen, 
Fi zur Erreichung ihrer Zwecke mit ihren Beichwerden und Anträgen an 
diejenige kirchliche Autorität zu wenden, welche dem grundjäglichen Wider 
ftand gegen die Gejeße des Staates ein Ziel zu ſetzen in der Lage ift.“ 
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15. Januar. (Deutfches Reich.) An deutfchen Landwirth— 
Ichaftarathe bleiben die Schußzöllner gelegentlich der Frage der Auf: 
bebung des Handelsvertrags mit Defterreich mit ihrem Antrage auf 
„Einführung mäßiger Yinanzzölle auf alle in erheblichen Quantitäten 
in das Gebiet des bdeutjchen Reichs eingehende Produkte“ in der 
Minderheit. 

15. Januar. (Deutfches Reich.) Der preußiiche Handels— 
minifter Achenbach erklärt gelegentlich im preuß. Abg.-Haufe, Die 
Regierung habe die Abficht, die preuß. Eifenbahnen auf das Reid) 
zu übertranen, keineswegs aufgegeben, werde fich aber dem in Aus— 
ficht geftellten Verſuch des Reichstags, ein Reichgeifenbahngejeh aus 
eigener Initiative zu jchaffen, durchaus Hülfreich erweifen. 

Die Bundesregierungen ftimmen dem Antrage der preußifchen 
Regierung, demnächlt eine Gonferenz von Delegirten zur Durch» 
führung der Eifenbahntarif-Reform zu berufen, bei und vereinbaren 
unter fich, daß für die Staatsbahnen jeder Staat 3 Delegirte ernennen 
und für die Privatbahnen im Ganzen 7 bis 8 Delegirte an der 
Gonferenz theilnehmen follen. 

15. Januar. (Deutſches Reich.) Bundesrath: Die preuß. 
Regierung legt demfelben einen Geſetzesentwurf betr. erhöhte Be— 
jteuerung des Tabaf3 vor. 


Nachdem nämlich der Bundesrath in diefer Sitzung diejenigen Special: 
etats, welche auf die Geftaltung des Reichshaushalts für 1878/79 am fühl: 
barjten einwirken, nämlich den Etat des Reichsheeres, den Marine-Etat, den 
Etat der Poſt- und Telegraphen:Berwaltung und den Etat der Einnahmen 
aus den Zöllen und Verbrauchsſteuern durchberathen und feitgeftellt hat, iſt 
die Vorausſetzung erfüllt, von melcher er den Eintritt in Erwägung über 
die Vermehrung der Reichseinnahmen abhängig gemacht hat. Die preuß. 
Regierung hatte fich ihrerſeits darauf bezügliche —— vorbehalten, und 
fommt nunmehr dieſer Zuſage nach. Der Vorſitzende, Staatsminiſter Hof: 
mann, legt daher den — Antrag vor und fügt die Erklärung hinzu: 
daß nach der Auffaſſung der preußiſchen Regierung in Verbindung mit dieſem 
Geſetzentwurfe die beiden von den Ausſchüſſen bereits berathenen Entwürfe, 
betreffend den Spielkartenſtempel und ee die Einführung von Reichs: 
jtempeliteuern (Börjenjteinpel und Lotterielooje-Stempel), in Betracht zu ziehen 
jeien. Der Ertrag der erhöhten Tabakiteuer wird preußifcherfeit3 auf 29 
Mill. „A veranichlagt; der Spiellartenjtempel fol nach der Schäßung ber 
Reichaftempelfteuer » Gommiffion 2 Mill. 4, die Börjenfteuer 5'/ Mill, 
die Steuer von den Lotterieloofen 6 Mill. A ergeben. Die Mehreinnahme 
würde fich alfo auf 421 Mill. A belaufen. Damit wäre die Summe, 
um welche die eigenen Einnahmen des Reiches erhöht werden müfjen, wenn 
eine Erhöhung der Matrikularbeiträge vermieden werden joll, um 1 bis 1'/ 
Mill. A überjchritten. Angeſichts der Unficherheit der Schäkung ber Er» 
träge glaubt indefjen die preußiſche Regierung darauf feinen Werth Legen zu 
jollen, 
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Die Motive zum preußischen Antrag auf eine höhere Tabakbefteuerung 
entwiceln im Betreff des indireften Steuerjyftems für das Reich fol- 
gende allgemeinere Gefichtäpunfte: „Die Verfaffung hat in Art. 70 ben Matri— 
fularumlagen einen jubfidiarifchen und provijorischen Charakter beigelegt, 
indem fie beftimmt, daß die Ausgaben des Reiches, infoweit fie durch die 
eigenen Einnahmen nicht gedeckt werden und folange Reichsjteuern nicht ein: 
geführt find, durch Beiträge der einzelnen Bundesſtaaten nad Mahgabe ihrer 
Bevölkerung aufgebracht werden jollen. Die Bertheilung der Matrikular: 
beiträge nach der Kopfzahl der Bevölkerung, ohne Rüdficht auf die Steuer: 
kraft, hat. zu Beichwerden geführt, die nicht grundlos erjchienen. ine plöß- 
liche und vorausfichtlich andauernde Erhöhung der Matrikularumlagen in 
bem bezeichneten Maße würde für die Verwaltung der Landesfinanzen Schwie— 
rigfeiten mit fich führen, welche wahrjcheinlich ım keinem Bunbdesftaat ohne 
ftärfere Anjpannung der Steuerkraft zu überwinden fein würden. Beſteht 
aber einmal die Nothwendigfeit neuer Steuerauflagen, fo läßt es jchon ber 
erwähnte Art. 70 ber Berfaffuung als eine Aufgabe des Reiches erkennen, 
für feinen Mehrbedarf die Dedung nicht in einer Erhöhung der Matrikular: 
umlagen, fondern in einer rationellen Vermehrung feiner eigenen Einnahmen 
zu fuchen, und dadurch die Beiträge der Einzeljtaaten, wenn nicht ganz zu 
bejeitigen, fo doch thunlichit auf einer gleichmäßigen, die Landesfinanzen rt 
unverhältnigmäßig belajtenden Höhe zu halten. Bon entſcheidendem Gewicht 
ift die Rüdficht darauf, daß die Einzelftaaten zur Dedung erhöhter Matri: 
fularbeiträge vorzugsweiſe auf direkte Steuern angewiefen find. Nach den 
Beitimmungen der Reichsverfaffung fteht den Einzeljtaaten, abgeſehen von 
ber bejonderen Stellung, welche Bayern, Württemberg und Baden hinfichtlich 
der Beiteuerung von Branntwein und Bier einnehmen, das Recht zur Er— 
höhung von Derbrauchäfteuern nur in fehr beichränfttem Maße zu. Eine 
Benübung dieſes Rechts zur Eröffnung neuer Einnahmeguellen für die Lan: 
desregierungen würde Rs Errichtung neuer Beichränkungen des inneren 
Verkehrs nicht durchführbar fein. Nur das Reich iſt in der Lage auf dem 
Gebiete der Verbrauchsſteuern, auf welchem eine jtärfere Anſpannung der 
Steuerfraft am leichteften ertragen werden kann, reichere Einnahmequellen in 
umfafjender Weife zu jchaffen. Daß das Reich hiezu fchreite, iſt eine, auch 
abgejehen von ben Bedürfniffen der jehigen finanziellen Lage, gerechtfertigte 
Forderung einer gefunden Befteuerungspolitit. Die feitherige Entwidlung 
des Steuerſyſtems in Deutjchland, welche die Staaten und die communalen 
Gorporationen und Berbände vorzugsweife auf die Vermögens- und Ein: 
fommenfteuern anweift, bereitet nicht nur ben Landesregierungen Schwierig: 
feiten gegenüber den jteigenden Anforderungen an die Finanzielle Kraft ber 
Staaten, fondern fie hat auch namentlich dazu geführt, daß die communale 
Selbitverwaltung, um ben ihr durch höhere Intereſſen geftellten Aufgaben 
zu genügen, die direkte Befteuerung auf eine Höhe zu jteigern genöthigt ift, 
welche diejelbe jehr beſchwerlich macht und auf die Fortentwicklung ber 
Staatäfteuern nachtheilig zurüdwirft. Gegenüber diefer von Jahr zu Jahr 
—— werdenden Lage erſcheint es geboten, die Aufgabe der Finanz— 
politit des Reiches dahin zu ftellen, daß durch Vermehrung der eigenen Eins 
nahmen besjelben aus den ihm zur Verfügung ftehenden Verbrauchäfteuern 
nicht nur fein gegenwärtiger Mehrbedarf gededt, ſondern auch eine Entwick— 
lung eingeleitet werde, twelche eine Entlaftung der Budgets der Einzelftaaten 
auf die Dauer herbeiführt, fo daß es den lekteren dadurch ermöglicht wird, 
drückende Steuern zu bejeitigen, bezw. zu ermäßigen, oder, wenn fie dieß für 
angezeigt halten, einzelne dazu geeignete Steuern den Provinzen, Kreifen oder 
Gemeinden ganz oder theilweije zu überlaffen.” 

Der Gejegentiwurf felbjt bez. Erhöhung der Tabakſteuer nimmt bie 
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Trage genau an dem Punkte wieder auf, wo fie im Jahr 1873 abgebrochen 
war und beantragt demgemäß neuerdings eine Erhöhung de3 Gingangszolls 
von Tabak um 24 .A Der Eingangszoll joll aljo betragen: von einem Gentner- 
unbearbeiteter Zabafblätter und Stengel 42 .%, von fabricirtem Tabaf und 
zwar a) Gigarren und Gigaretten 90 .#, b) anderer 60.4 Die Motive er: 
flären ausdrüdlich: dem Tabatmonopol jei mit Rüdficht auf die geo: 
graphiiche Lage, fowie auf die Productions: und Gonfumtionsverhältniffe 
Deutſchlands, der Vorzug zu geben; aber die Einführung des Monopols jei 
zur Zeit noch nicht möglih, man müſſe aljo, wenn ein höherer Ertrag der 
Steuer erzielt werden jolle, an dem jegigen Syſtem feithalten. Man möchte 
rg glauben, daß zwiſchen der gegenwärtigen Vorlage und der Einführung 
des Tabakmonopols ein principieller Unterjchied beitände. In der That aber 
ift das Gegenteil der Fall. Die Wirkungen, welche das Geſetz auf den in— 
ländiichen Zabafbau ausüben wird, werden in Zukunft die Einführung des 
Monopols wejentlich erleichtern. Zunächſt wird die Erhöhung der Steuer 
auf 24 .A von dem Gentner unfermentirten Tabaks (alſo etwa 32.50 4 
von dem Gentner fermentirten Tabaks) dazu führen, daß der Tabafbau auf 
diejenigen Gebiete beichränft twird, in denen ein Produkt gewonnen wird, 
welche die Gonfurrenz mit dem importirten Tabak ertragen fann. Gin: 
fchneidender noch ift die Beitimmung in $ 22 des Entwurfs, durch welche 
die bisherige Steuerfreiheit aller Tabakpflanzungen auf Grundftüden von 
weniger ala 6 Duadratruthen Flächeninhalt (Geſetz vom 26. Mai 1868) 
aufgehoben und bei Grundſtücken von weniger als 6 Aren Flächeninhalt die 
zn für jeden Quadratmeter der mit Tabak bepflanzten Grundfläche auf 
A feftgefegt wird. Die Aufhebung der Steuerbefreiung ift damit motis 
bir dab nach Erhöhung der Steuer diefe Pegünftigung des Iporadifchen 
Tabafbaues zum Hausgebrauch zum Zweck der Umgehung der Steuer aus: 
gebeutet werden würde. Zudem fer zu befürchten, dab der ſporadiſche Tabaf: 
bau, welcher jebt zum bei weitem größten Theile auf das Gebiet öjtlich der 
Elbe beichränft ift, auch im weſtl. Gebiete des Zollvereina größere und für die 
Ertragsfähigkeit der Steuer gefährliche Dimenfionen annehmen würde. Mit 
der Bejeitigung des jporadijchen Tabafbaus würde eines ber weſentlichſten 
N der Einführung des Tabatmonopol3 wegfallen. 


9. Januar. (Medlenburg) Ber Landtagsabichied des 
— von Mecklenburg-Schwerin erklärt, daß er im Einver— 
ſtändniß mit dem Großherzog von Mecklaäburg-Strelitz die Ver— 
handlungen wegen einer Modifikation der Landesverfaflung wieder 
aufnehmen werde. Am Lande jelbft ift man gegenüber allen folchen 
gänzlich ausfichtslofen Verſuchen völlig gleichgültig geworden und 
hofft nur noch, daß es dem Reichstag chliehlich gelingen werde, 
eine Reform der völlig antiquirten und nachgerade Lächerlich ges 
wordenen Berfaffung nöthigenfalla zu erzwingen. 

16. Januar. (Preußen) Abg.=Haus: Lehnt einen Antrag 
der Ultramontanen, dahin gehend, daß der Gemeinde Marpingen 
die ihr auferlegten Koften für die dort erforderlichen Polizeimaß— 
regeln erjebt, das Verbot der Betretung de3 Wunderwaldes auf: 
gehoben und die betheiligten Staatöbeamten einem Disciplinarver— 
fahren unterworfen werden follten, mit großer Majorität ab. 
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17. Januar. (Bayern). II. Hammer: Ber Ausſchuß für 
den Gej.-Entw. betr. den Verwaltungsgerichtshof genehmigt den Be— 
richt des (ultr.) Referenten Haud. Die Regierung erachtet Die 
Faſſung für unannehmbar. — Die ultramontane oder „bayerilch- 
patriotifche" Partei ift inzwijchen in das Etadium einer gewiflen 
Zerſetzung eingetreten: die extremeren, aber auch conjequenteren Ele= 
mente derjelben find mit der Führung der Partei äußerft unzufrieden. 

Der Abg. Schels erklärt feinen Austritt aus der Fraction mit der 
Motivirung: „Die bayerifch:patriotiiche Partei ift auf einem Standpunft 
angelangt, daß fie zu jeder energifchen Action unfähig, zu jeder politischen 
Dppofition untauglich ift. Ihr Verhalten kann nur die Wirkung haben, 
das jetige Syſtem zu ftüpen und zu ſtärken, anftatt e3 zu ſtürzen. Die 
Schuld daran trägt theild bie Führerſchaft, theils eine, wenn auch nicht 
quantitativ, aber doch qualitativ bemerfenswerthe Zahl von Mitgliedern der 
—— Sein Geſinnungsgenoſſe, Dr. Rittler, erklärt dagegen in ſeinem 

rgane, der „kath. Fahne“: „Die Fraction ſei thatſächlich an einem Punkte 
angelangt, daß ſie nicht einmal mehr die weſentlichſten Bedingungen ihrer 
Exiſtenzberechtigung erfüllen könne. Allein mit dem einfachen Austritt aus 
der Fraction ſei dem überhandnehmenden Uebel keineswegs geſteuert, im 
Gegentheil müßte dieſer Weg conſequent nur zum vollſtändigen Zerfall und 
zur Unmöglichkeit führen, die Intereſſen der Mehrheit des bayeriſchen Volkes 
überhaupt noch würdig zu vertreten. Rettung könne nur die Bildung einer 
neuen parlamentarifchen Gruppe bringen, die Bildung einer äußerften Rechten, 
die es ınit dem fatholifchen und patriotiichen Programm ernft nehme und 
die Beichwerden und Wünſche des katholiſchen Volkes ebenſo rüdjichtslos ala 
würdevoll zum Ausdrud bringe.“ 


18. Januar. (Heffen.) Der feit Sommer 1877 erledigte 
Biſchofsſitz zu Mainz ift bis heute noch nicht befeßt, da ſämmt— 
liche von dem Domkapitel auf die Lijte geſetzten Kandidaten als nicht 
genehm von der Regierung recufirt wurden. 

Das Tomtkapitel legt keine neue Lifte vor und die Negierung hat 
wenig Intereffe an der Beſetzung des Biſchofsſtuhles, weshalb ji) annehmen 
läßt, daß die Vakanz no geraume Zeit dauern wird. Uebrigens iſt Die 
Regierung nicht in der Lage, den aus der Staatskaſſe fließenden Theil der 
Dotation des Biichof3 wegen der Vakanz der Stelle zurüdzubehalten. Nach 
einem Regulativ vom Jahre 1830 bejteht die Domkapitelfajje auch während 
einer Sedisvafanz und fließen in diejelbe auch alle Gehalte erledigter Stellen, 
inäbejondere auch die Dotation des Biſchofs. 

22. Januar. (Deutfches Reich.) Bundesrath: befchliekt, 
dem Reichstag in Verbindung mit den ſonſtigen Steuervorlagen die 
Einführung von Reichäftempelfteuern von Spielkarten, Börjengeichäften 
und Lotterieloofen dvorzufchlagen. 

22. Januar. (Baden.) II. Hammer: Die Feine ultramon= 
tane Minderheit ergreift die Initiative. Die Hammer geht jedoch 
über ihre Anträge auf direfte Wahlen für den Landtag, die Kreis— 
vertretung und die Bezirkgräthe, ſowie auf Aufhebung der Beftim- 
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mung, wonach die Annahme von Lehrmittelunterftühung den Wahl- 
rechtsverluft bewirft, zur Tagesordnung über. Die Regierung fpricht 
fich energiſch gegen die Anträge aus. 


Der Regierungsvertreter hebt hervor, daß die Anträge ber Ultramon— 
tanen von der Vorausſetzung nicht vorhandener idealer Zuftände ausgehen, 
gegenüber welchen fich die Regierung auf den realen Boden ftellen müffe. 
Man könne vor den jchönen Kigenjchaften des Volker alle Achtung haben, 
daneben ich aber doch der Wahrheit nicht verichließen, daß fich unter dem 
Bolte Elemente befinden, welche der nöthigen pelitifchen Bildung und Reife 
entbehren und deßhalb Leicht zu umwälzenden Beftrebungen mihbraucht 
werden fönnen. Der Staat müffe feft gegründet fein und bebürfe einer 
großen Stetigfeit in feiner Entwidlung, wofür das indirefte Wahliyitem 
eine Garantie biete. Dieſes Wahlſyſtem beeinträchtige die Freiheit des Volkes 
nicht, e3 ſetze nur Einfchränfungen feft, die den Staat ſchützen gegen über: 
mäßige Beeinfluffung feines Leben? durch einzelne Agitatoren und durch 
Prinzipien, welche die Ordnung des Rechtäftaates und dag Wohl de3 Volkes 
ernftlich bedrohen. Auch die Redner der Linken jprechen fi) im Allgemeinen 
in dieſem Sinne aus, nur Ginige geben ber Ueberzeugung Ausdrud, daß 
das direkte Wahlſyſtem einmal eingeführt werden müffe, daß aber jetzt die 
Zeit dazu noch nicht gefommen fei. Die Nltramontanen find erbittert über 
die ihnen zu Theil gewordene Zurüdweifung, und Einer derjelben ergreift 
die Gelegenheit, den Staatsminijter Turban aufzufordern, feine frühere Aeuße: 
rung, „daß das Land eine ultramontane Regierung nicht ertragen würde,“ 
zurüdzunehmen; auch legt er zugleich Verwahrung ein gegen die Bezeichnun 
feiner Partei als „ultramontane”. Dem entgegnet der Staataminijter, dab 
er nicht eine Eylbe von dem zurüdnchme, was er gejagt habe, und hier 
wiederhole, daß eine ultramontane Regierung dag Land dem Verderben ent: 
gegenführen würde. „Sie Alle, wie Sie hier auf dieſen Bänken fiten, 
wären nicht im Stande, Ihre Verfprechungen zu erfüllen, denn Sie an 
nicht abhängig von hrer eigenen Ueberzeugung, jondern Sie erhalten Ihre 
Befehle von einer andern Seite.“ Damit ift das Tijchtuch vollends entzwei: 
geichnitten, und ala der Präfident fich weigert, die Bezeichnung „ultramon— 
tan“ zu rügen, droht die Partei, den Saal zu verlaffen, was fie aber doch 
nicht thut. — Einen weiteren Zwiſchenfall veranlaßt der Antrag der Ultra: 
montanen auf nachträgliche Ablieferung des gefperrten Tiſchtitels Für den 
erledigten erzbifchöflihen Stuhl in Freiburg und Genehmigung des— 
jelben pro 1878 und 1879. Die Negierung erklärt, daß nicht fie, ſondern 
die Kurie an der Unmöglichkeit, den Freiburger Biſchofsſtuhl zu beſehzen, 
fchuld fei, indem letztere nur folche Kandidaten vorjchlage, welche den Eid 
auf die Gejeßgebung verweigern. Die Regierung allein könne feinen Erz— 
bifchof ernennen und — ohne Erzbifchof feine Bezahlung. Die empfind: 
lichite Niederlage jedoch wird der Partei durch ein Mitglied aus ihren eigenen 
Reihen bereitet. Jhr Antrag auf Abänderung des Gejebes über die Bor: 
bildung und das Staatseramen der Geiftlichen gibt den Anlaß 
dazu. Nachdem der Minifterpräfident erklärt hat, daß zuvor der bijchöfliche 
Erlaß gegen das Geſetz zurückgenommen werden müſſe, bevor man überhaupt 
die Angelegenheit in Erwägung ziehen könne, und nachdem anderjeits darauf 
hingewiefen worden, daß jelbjt der anmwejende ultramontane Abgeorb: 
nete Hansjakob in jeinem Bude über Jtalien zur Ablegung des ver: 
langten Staatseramens gerathen habe, erhebt jich diejer und jagt, es ſei ein 
een ci Fehler der Kurie geweſen, daß fie fich nicht mit der kirchlichen Geſetz⸗ 
gebung des Minifteriums Lamey voll und ganz verjöhnte. Er billige das 
Betreffende Gejeg nicht, aber jo wie die Dinge jetzt Liegen, müffe die Kurie 
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nachgeben im Intereſſe des fatholifchen Klerus, bes Fatholifchen Volkes und 
der fatholiichen Kirche. Ter wahre Freund der fatholifchen Kirche rathe 
zum Frieden und zur Verföhnung, nicht aber zur Fortſetzung des Kampfes. 
Diefe Worte des Abgeordneten Hansjafob machen einen gewaltigen, aller: 
dings ſehr verfchiedenen Eindrud. Der Sprecher der Ultramontanen (Lender) 
fährt wahrhaft wüthend auf und behauptet, Hansjakob fei feine Autorität 
u. ſ w., wogegen Sliefer (liberal) droht, daß, wenn dem Abgeordneten Hans: 
jafob nur ein Haar gefrümmt werde in folge feines Auftretens, jo werde 
er, Kiefer, den Antrag einbringen, daß man bie Priefter der katholiſchen 
Kirche für unfähig erkläre, in der badijchen Volksvertretung zu fiten. Der 
Antrag wird jelbjtverftändlich abgelehnt. 


23. Januar. (Deutjches Reich.) Bundesrath: Die Reichs— 
gierung legt demjelben den Reichshaushaltsetat für 1878/79 vor. 


Nach demjelben würden die Matricularbeiträge von 87'' Millionen 
nicht auf 112 Mill., wie in den Motiven zu der preußischen Tabakſteuer— 
Vorlage vorausgefekt war, ſondern auf 109. Mill. 4, aljo gegen 1877/78 
um 28 und gegen 1876 um 39Y. Mill. fteigen, wenn eine Bermehrung der 
NReichseinnahmen nicht eintritt. Daneben aber würde noch zur Dedung eins 
maliger außerordentlicher Ausgaben eine Anleihe von mehr ala 70 Mill. A 
erforderlich fein. Aus diefer follen zunächit die außerordentlichen Ausgaben 
der Marine behufs Ausführung des Flottengründungsplans in Höhe von 
33 Mill, M beftritten werden, inel. der zu eritattenden Rejtbeträge von 
15 Mill. 4, weldje im Etat für 1876 zur Verwendung gebracht ind; ferner 
jollen verwendet werden: 8’. Mill. M für Gafernirung des NReichsheeres auf 
Grund des in der vorigen Sefjion vorgelegten Planes; ſodann 9'/s Mill, „A 
für außerordentliche Ausgaben der Pot: und Zelegraphen:Berwaltung — 
namentlich die tweitere Rate zur Erweiterung der unterirdiichen Telegraphen: 
leitungen — und endlich 22 Mill. A behufs Durchführung der Münzreform. 
Letztere Ausgabe it veranlaßt durch die in Ausficht genommene Abftogung 
der überflüffigen Münzvorräthe. Am Jahre 1877/78 End 21% Mill. Alm 
fein Silber verkauft worden; im Jahre 1878/79 follen weitere 2 Mill. Pfund 
abgeftoßen werben, welche durch Einſchmelzung der Thalerftüde gewonnen 
werden follen. Ber Anlaufspreis des Silbers beträgt 91, der Verkaufs— 
preis nad dem Curſe von 1877 nur 80; ber bei dem Verkauf von 2 Mill. 
Pfund fein zu erwartende Verluſt beläuft fih aljo auf 22 Mill..A Die 
Koften der Einſchmelzung u. f. w. hinzugerechnet, entfteht eine Ausgabe von 
25 Mill. A 

23. Januar. (Preußen) Abg.- Haus: Debatte über die 
ultramontanen Bejchwerden betr. die Grtheilung des Religionsunter- 
richts in den Volksſchulen. Das Haus geht fchlieklich über diefe 
Beichiwerden mit 267 gegen 104 Etimmen zur einfachen Tagesord— 
nung über. 

Die Debatte gehört principiell zu den nicht am wenigſten bedeutungs- 
vollen und intereffanten ber Seifion. Der Vertreter der Regierung, Geh.: 
Rath Stauder, kennzeichnet die Schwierigkeit und Wichtigkeit der Frage zus 
gleich, indem er fagt: „Die Frage hat einmal einen Eonfeifionellsreligiöfen 
Anhalt und dem gegenüber fteht die ftaatliche Ertheilung des Religions: 
unterrichts; wir haben eine verfafjungsmäßig garantirte Gewifjensfreiheit 
und dem gegenüber gejeßlichen Schulzwang; wir oe die verfafſungsmäßig 
garantirte Leitung des Religionsunterricht® durch bie Religionsgetellichaft 
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unb bem gegenüber die ftaatliche generelle Schulaufficht.* Das find fchroffe 
Gegenjäge, um deren Löjung man ſich bisher vergebens bemüht hat. Man 
will verjöhnen, wo eine Berjöhnung nicht möglich ift, man will vermitteln, 
wo jede BVermittlung nur die vorhandenen Schwierigkeiten vergrößert oder 
neue Ichafft. Denn zwiſchen Gewifjensfreiheit und Gewiſſenszwang, zwiſchen 
kirchlicher Leitung des Religionsunterrichtes und ftaatlicyer Ertheilung des: 
jelben ift eine principielle Vermittlung geradezu unmöglich. ine principielle 
Löſung läge nur darin, daß der (confejfionsloje) Staat auf die ftaatliche Er: 
teilung eines Unterrichts, dejjen Charakter er ſelbſt als einen confeiftonell: 
religiöjen anerkennt, verzichten und den Schulzwang aufheben würde, jo weit 
er mit der garantirten Gewifjensfreiheit in Gollifion fommt, indem er auch 
dem Auffichtärecht über einen Unterrichtsziveig entjagen würde, deſſen Leitung 
ihm entzogen ift und ihn vielmehr den verjchiedenen Confeſſionen jelbit, aber 
allerdings außerhalb der Schule, überliefe. Tie Regierung ift jedoch weit 
entfernt, daran zu denfen. Die Staatsgewalt hat immer die Beendigung 
de3 jetzigen Gonflictes mit der römiſch-katholiſchen Kirche im Auge, und hofft, 
daß fi für diejen Fall der confejjionelle Religionsunterricht zu Nutz und 
Frommen beider Theile ala obligatorijcher Lehrgegenitand der Volksſchule 
erhalten lafjen werde. Aber wenn fie glaubt, die Tinge ließen fich über: 
haupt wieder dahin bringen, dat der Widerfpruch zwijchen der Gemifiens- 
freiheit des Art. 12 der Berfaflung und dem Religionsunterrichtäziwang des 
Art. 24 fich durch ein Unterrichtsgeſetz, das der radikalen Löfung aus dem 
Wege geht, löſen laſſe, jo ijt fie wohl in einem ſchweren Irrthum befangen. 
Entweder die Gewijjensfreiheit wird objiegen und dann muß der Art. 24 
fallen, oder die Berficherung des Herrn all, daß der Religionsunterricht 
in der Volksſchule obligatorisch bleiben werde, wird wahr und dann iſt es 
mit der Gewifjensfreiheit für diejenigen, die ſich nicht entjchließen können, 
ber Religionsgemeinjchaft überhaupt zu entjagen, zu Ende. 


23. Januar. (Bayern.) Zwijchen der bayerischen Regierung 
und dem Batican finden Verhandlungen über die Auslegung des 
Concordats ftatt, die nachgerade einen ziemlich gereizten Charakter 
annehmen. Die bayerijche Regierung verlangt bezüglich der Er— 
nennung ber Bilchöfe nad) dem Wortlaut des Concordats das Vor: 
recht der Wahl und der Ernennung; der Vatican will nur das 
erjtere zugejtehen und verlangt dag Necht der Ernennung aus drei 
vorgeichlagenen Gandidaten, was Bayern nicht zugejtehen will. 

25. Januar. (Deutjches Reich.) Bundesrath: empfängt 
eine Vorlage, welche dem Reichsfanzler das Recht zufpricht, fich auch 
für die Gegenzeichnung vertreten zu Taffen. 


Die Vorlage lautet: „Die durch die Verfaffuug und die — des 
Reichs dem Reichskanzler übertragene Leitung in der Verwaltung, Beauf— 
ſichtigung und Bearbeitung der Reichsangelegenheiten, ſowie die zur Giltig— 
teit der Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers nothwendige Gegenzeich— 
nung des Reichskanzlers können durch Stellvertreter wahrgenommen werden, 
welche der Kaiſer auf Antrag des Reichskanzlers für die Fälle der Behin— 
derung desjelben aus anderen Mitgliedern des Bundesrath3 im Allgemeinen 
oder für einzelne Amtszweige ernennt.” Die der Vorlage beigelegten Mo: 
tive bejagen: „Die Verfafjung des deutjchen Reichs erfordert im Art. 17 
zur Giltigkeit der im Namen des Reichs zu erlaffenden Anordnungen und 
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Verfügungen des Kaiſers die Gegenzeichnung bes Neichäfanzlerd und über: 
trägt dem Lebteren dabei die VBerantwortlichkeit für diefelben. Berfafjungs: 
mäßig ift hiedurch dem Reichskanzler die Stellung als des einzigen Kaiſer 
und Reich verantwortlichen Reichsminiſters und damit bie verantiwortliche 
Leitung aller Neichdangelegenheiten, welche in der Regierungsgewalt des 
Kaijers liegen, zugewiejen. In Ausführung diejes der Verfafjung zu Grunde 
liegenden ftaatsrechtlichen Prinzips find durch die einzelnen Reichsgeſetze die 
Angelegenheiten ber —— Art, gleichviel welchem Geſchäftskreiſe der 
verſchiedenen oberſten Reichsämter fie angehören, an die Perſon des Reichs— 
lanzlers gelnüpft. Ebenmäßig haben die Geſehe, Verordnungen und Erlaſſe, 
durch welche die Errichtung oder Abgrenzung der oberſten Reichsämter er— 
folgt iſt, die lehteren der Leitung des Reichskanzlers unter Verantwortlich: 
feit desſelben unterſtellt. (Folgt die Aufzählung der kaiſerlichen Erlaſſe über 
die höchſte Marinebehörde, das Reichs-Eiſenbahnamt und die Verwaltung 
des Poſt- und Telegraphenweſens.) Einer Aufzählung dieſer an die per: 
ſönliche Zeitung des Reichskanzlers geknüpften Obliegenheiten in der Ber: 
waltung, Beauffichtigung und Bearbeitung von Reichsangelegenheiten wird 
e3 nicht bedürfen; faum ein umfafjendes Reichsgejeß ermangelt der Aufftellung 
folcher DObliegenheiten. Der Kreis derjelben ift mit der Entwidlung des 
Neichd von Jahr zu Jahr größer geworden und wird mit der fortjchreiten- 
ben Stärkung de3 Reichs auch in Zukunft immer mehr an; Ausdehnung 
gewinnen. Damit tritt an die Gejehgebung die Nothmwendigkeit heran, Für— 
ge dafür zu treffen, dab in "Fällen einer perjönlichen Behinderung des 
eichäfanzlerd an der Wahrnehmung ſeines Amtes die ihm übertragene 
Leitung der Reichögejchäfte ohne Störung im geregelten Gange erhalten 
bleibe. Die Zuläffigkeit einer Vertretung des Reichskanzlers iſt bezüglich 
der Gegenzeichnung allerhöchiter Anordnungen und Verfügungen in der Ber: 
fafjungsurfunde nicht ausdrüdlich ausgejprochen. Wenn nun auch eine frü- 
her nicht beftrittene Praris eine Anzahl von Fällen aufweift, in welchen 
allerhöchfte Anordnungen und Verfügungen durch andere Reichsbeamte in 
Vertretung des Reichskanzlers fontrafignirt worden und in diejer Gejtalt in 
die amtliche Verfündigung übergegangen find, jo iſt doch bei Gelegenheit 
bes dem Neichslanzler im vorigen Jahre alleryöchjt bewilligten Urlaubs im 
Reichstage die Zuläffigkeit einer ſolchen Vertretung angezweifelt worden. 
Auch Betreffs der dem Reichskanzler zuitehenden oberjten Zeitung und Auf: 
ficht, welche aus der ihm übertragenen Gegenzeihhnung rechtlich folgt, aber 
nicht überall mit der Vornahme einer Gegenzeichnung zufammenfällt, könnte 
ber Zweifel erhoben werden, ob das beftehende Recht die Uebertragung ber: 
felben auf Stellvertreter des Reichslanzlers allgemein zuläßt. In ausdrüde 
licher Anordnung geftattet das Bantgejeg vom 14. März 1875, daß die 
Leitung der Reichsbank in Behinderungsfällen des Reichskanzlers durch einen 
vom Kaijer hiefür ernannten Stellvertreter wahrgenommen werde. Sonft 
fehlt es am gejeßlichen Beftimmungen, jo daß jene einzelne Anordnung ſo— 
wohl als Ausnahme wie als Anerkennung des allgemeinen Rechts angerufen 
werden könnte. Da die Gewalt der Thatjachen aber auf die Nothwendigkeit 
ee gejeplich die unbeftrittene und auf Grund der Verfaffung nicht 
ejtreitbare Möglichkeit einer vollen Stellvertretung bes Reichskanzlers zu 
bieten, jo wird die Gejehgebung diefer Aufgabe fi) nicht Länger entziehen 
bürfen. Der vorgelegte Gejegentwurf fchließt fich im feinen Beſtimmungen 
an ben erwähnten für einen jehr wichtigen Zweig ber Leitung des Reiche: 
kanzlers gegebenen Vorgang der NReichägejeggebung, an den $ 26 des Bant: 
efees, an, und es ift ſomit nur ein organtjches Fortſchreiten auf dem jchon 
5 etenen Wege, wenn ber Entwurf die Zuläffigfeit einer Vertretung des 
Reichslanzlers für Fälle der Behinderung desſelben in jedem einzelnen Amts: 
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ehlich zum Ausdruck bringt. Dabei läht der Entwurf bie dem Reichskanz 

cc) Art. 15 der —— ilte Befugniß, ſich im Vorſitz des Bunbes⸗ 
raths und in der Leitung der Geſchäfte durch jedes andere Mitglied ver— 
möge ſchriftlicher Subftitution vertreten zu laſſen, unberührt, beſtimmt aber, 
damit der nothiwendige Zujammenhang des Reichskanzlers mit dem Bundes» 
rath auch in jenen Vertretern gewahrt und erfennbar bleibe, daß diejelben 
nur aus dem Schooße be3 Bundesraths entnommen werden bürfen. Die 
Möglichkeit ihrer Beftellung ijt für alle fälle einer Behinderung des Reichs: 
fanzlers, alfo auch ohne da der Fall einer Beurlaubnng eintritt, offen zu 
halten, und ihre Beitellung wird, der Verfaffung — durch kaiſer⸗ 
liche Ernennung auf Antrag und unter verantwortlicher Gegenzeichnung des 
Reichslanzlers zu erfolgen haben.“ 


Die Vorlage beruht, wie man erfährt, auf einer Denkſchrift, welche 
Fürſt Biemard wenige Zage nad Neujahr an den Kaiſer einjandte. Bes 
fanntlich hatte der NReichalanzler im Frühjahr 1877 ſich vorbehalten, dem 
Kaifer diejenigen Modalitäten zu bezeichnen, unter welchen er bereit fein 
werde, jein ſchwieriges Amt wieder zu übernehmen. Jene Denkjchrift des 
diese Bismarck war nun feine erfte Aeußerung über diefe Angelegenheit. 
ffenbar bildet diejer Gejepentwurf einen wichtigen Theil der Bedingungen, 
welche Fürjt Bigmard für jeinen Wiedereintritt in die Gejchäfte ftellen wird, 
und e3 bleibt abzuwarten, was für Vorfchläge er fonft noch zu machen hat. 
Borderhand erblidt man in der Vorlage den erjten Schritt für die Reform 
der Reichsämter. Die Motive lajjen nicht deutlich erkennen, ob eine Ver: 
bereuen, dabei in Ausſicht genommen ijt; doc fcheint man in 
undesrathsfreijen dieß anzunehmen. Dieſe werden aber jchon jet darüber 
beruhigt, daß man in Berlin rejp. Barzin nicht beabfichtige, die Reichsorgani— 
jationsreformpläne über die Häupter der bundesjtaatlichen Regierungen hin: 
weg auszuführen, daß vielmehr Fürſt Bismard jelbjt den größten Werth 
darauf lege, jich für feine Reformen der volljtändigen Zuftimmung der Bun— 
besrath3-Bevollmächtigten zu verfichern, weil der Kaiſer wünjche, daß nichtg 
geichehen jolle, ohne daß alle Bundesregierungen damit einverjtanden ſeien. 
— Dagegen läßt fich nicht verfennen, daß die Tendenz des Geſehentwurfs 
ganz und gar verjchieden ijt von den j. 3. bei der Berathung über die 
Reichsverfaſſung geftellten Anträgen der liberalen Parteien. Nach dem ba: 
mals von der Fortſchrittspartei geftellten Amendement jollte mehreren gleich: 
berechtigten Reichsminiſtern die oberfte Leitung und DVerantwortlichkeit zus 
ftiehen. Das damalige Amendement der Natiovnalliberalen (von Bennigjen) 
wollte neben dem Kanzler „Borftänden der einzelnen Verwaltungszweige“ 
die oberſte Berantwortlichteit mit dem Recht der Gegenzeichnung faijerlicher 
Anordnungen übertragen. Der vorliegende Gejeßentwurf betrifft nicht folche 
felbjtändig neben dem Kanzler ftehende, jondern nur in Behinderung des 
Kanzler3 als deſſen Vertreter fungirende Perfonen. Wer in Vertretung 
eines Andern fungirt, hat durchaus diejenige politifche Selbjtändigfeit und 
Berantwortlichkeit nicht, welche ſich aus ber Vertretung eigener Anfichten 
ergibt, mag deren yeftitellung immerhin die Vereinbarung mit Anderen vore 
hergegangen fein. Zie Abhängigkeit wird verſchärft durch die Beichränfung 
der Vertretung auf Behinderungsfälle. Der eigentliche Leiter ift danach be: 
fugt, in jedem Augenblid, wo er fich als behindert nicht mehr anfieht, jelbit 
in dad Reſſort einzugreifen und direkte Anordnungen zu treffen. Ein Stell— 
vertreter verhält ſich hiernach zum Reichskanzler nur wie ein Unterſtaats— 
fefretär zum Minifter, nicht aber wie ein englijcher oder preußijcher Minifter 
zu jeinem Minifterpräfidenten, 


Ins fowie in der Gefammtheit der Obliegenheiten des Kanzleramts ger 
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25. Januar. (Preußen.) In Berlin ift ber Verfuch ge= 
macht worden, unter dem Patronat und der Xeitung der jogen. 
Hofpredigerpartei der jozial = demofratifchen eine „chriftlich-foziale” 
entgegen zu feßen. Der erſte Verſuch einer derartigen Berjammlung 
war jedoch ſehr unglüdlich abgelaufen, indem fich auch die Sozial- 
Demokraten eingefunden und die Verhandlungen durch Lärm und 
Tumult unmöglich gemacht und vereitelt hatten. Dennoch geben 
fich die Leiter des Verſuchs an diefem Tage nochmals ihren rück— 
fichtslofen Widerjachern Preis. 

Hofprediger Stöder entwidelt nunmehr das Programm der neuen 
Partei dahin: daſſelbe erfläre, daß die chriftlich-foziale Arbeiterpartei auf 
dem Boden de3 chrijtlichen Glaubens und der Liebe zu König und Vaterland 
ftehe und die gegenwärtige Sozial-Demokratie als unprattifch, var in ran 
unpatriotijch veriverfe. Es verlange von der Staatöhilfe Arbeiter-Organijation 
durch Herbeiführung obligatorischer Fachgenoſſenſchaften, Regelung des Lehr: 
lingswejens, Einrichtung obligatorischer Schiedsgerichte, Wittiwen: und Waifenz, 
por Invaliden- und Alterverjorgungs : Rentenkafjen; ferner Arbeiterſchutz 
urch thunlichite ———— der Sonntagsarbeit, Einſchränkung der Arbeit 
von Kindern und verheiratheten Frauen in Fabriken, Normalarbeitstag, ener— 
giſche Anſtrebung der Internationalität dieſer Arbeiterſchutzgeſetze, arbeiter: 
freundlicher Betrieb des vorhandenen Staats- und Kommunaleigenthums, 
endlich eine progreſſive Einlkommenſteuer, hohe Luxus- und Erbſchaftsſteuern. 
Von der Geiſtlichkeit verlangt der Entwurf thätige Theilnahme an allen 
voltsfreundlichen Beſtrebungen, von den beſihenden Klaſſen Entgegenkommen 
gegen die berechtigten Forderungen der Nichtbeſitzenden. Von der Selbſthilfe 
verlangt der Entwurf: „Freudige Unterſtützung der fachgenoſſenſchaftlichen 
Organiſation als eines Erſahes deffen was in den Zünften gut und braud): 
bar war; Hochaltung der perjönlichen und Berufschre, Verbannung aller 
Rohheit aus den VBergnügungen und Pflege des yamilienlebens in chrijt- 
lichem Geiſte.“ Herr Dolprebiger Stöder bemertt: Er fpreche bier nicht 
als Vertreter der evangeliichen Kirche, fondern äußere lediglich jeine perjön- 
liche Meinung. Der Programmentwurf ſei zufammengejegt aus dem Pro: 
gramm der fozialsdemofratijchen und der fatholifchen Arbeiterpartei. Er 
(Redner) gebe Ki der Hoffnung hin, daß die Mehrheit der Berliner, bezw. 
deutfchen Arbeiter diejem Entivurfe zuftimmen werden. (Stürmijcher Bei: 
Ir und Interbrehung.) Das Programın untericheide ſich dadurch von dem 
ozial:demofratifchen, daß es im Gegenjak zu diefem erreichbare Forderungen 
aufgejtellt habe. —— Beifall und Unterbrechung.) Er habe es ſchon 
immer ausgeſprochen, daß ohne eine gewaltfame Revolution die Sozial:De: 
mofratie nicht ihre Forderungen erreichen könne. Wenn man nun ohne 
diefe Revolution weniger erreiche — und die in dem Programm enthaltenen 
Forderungen feien doch durchaus geeignet, die Nothlage der Arbeiter zu 
beſſern — (heftiger Lärm und ftürmifches Bravo), jo fei es doch auf alle 
Fälle praktifch, Fich auch mit diefem Wenigen zu 2 ip Er gehöre durch: 
aus nicht zu demjenigen Leuten, die die heutige Welt ala die befte aller 
Welten bezeichnen und er hätte das Programın noch jehr gern erweitert; 
feiner Meinung nad) empfehle es fich aber, Lieber das Erreichbare als das 
in das Gebiet phantaftiicher Träume Gehörige zu verlangen (ftürmifcher, 
langanhaltender Beifall und heftiger Tumult), Ihm entgegnet der fozial: 
bemofratijche Agitator Moft: Das ſoeben erläuterte Programm enthalte jehr 
viele Forderungen, die ebenjo in dem Programm der juzial:demotratijchen 
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Arbeiterpartei ſtehen. Wenn man fage, die Sozialdemokraten feien unpraf: 
tiſch, fie wollen auf dem Wege —— Reform nichts erreichen, jo ver: 
mweije er blos auf da3 von den jozialdemofratifchen Abgeordneten vor nun: 
mehr faſt Yahresfrift im Reichstage eingebrachte —— Wenn 
die Herren es aufrichtig meinen, ſo haben ſie keine neue Parteibildung nö— 
thig, ſondern nur die Sozialdemokraten in dieſen ihren Forderungen zu unters 
fügen. Die Herren wijjen jedoch nur zu gut, daß das Volk ſich mit folchen 
Abichlagszahlungen, die vermöge des ſich mit Naturnothwendigkeit vollziehen: 
den öfonomijchen Prozefjes gar wenig nüben, auf die Yänge der Zeit nicht 
begnüge. Nur eine radifale Ummwälzung des heutigen Staatsſyſtems fei im 
Stande, Noth und Elend aus der Welt zu jchaffen. (Stürmijcher Beifall 
und heftiger Zumult.) Ta dieß den Herren aber befannt, daß die ſozial— 
demofratiiche Sturmfluth der gefammten Unterdrüderr und Ausbeuterklaſſe 
fürdjterlich zu werden beginne, jo verjuchen e3, wie zur Zeit die Fortſchritts— 
partei, nunmehr die Pfaffen, die Arbeiterbewegung einzudämmen. (Stürmis 
cher Beifall und heftige Unterbrechung.) Jeder einzelne Sozialdemofrat 
werde jedoch, jo lange noch ein Athemzug in ihm jei, gegen dieſes Attentat 
auf die freiheitliche Vollsbewegung mit aller Entjchiedenheit Front machen. 
Gr jchliege mit Ulrich von Hutten: „Herunter, Ihr Heuchler, die Kutten.“ 
(Stürmifcher Beifall und heftiger Tumult.) Bis hierher vermochte man 
troß des heftigen, von beiden Seiten injcenirten Skandals den Rednern noch 
immer zu folgen, nach der Rede des Herrn Moft nahm der Tumult jedoch 
einen jo heftigen Charakter an, daß die VBerfammlung polizeilich geſchloſſen 
werden mußte. 


25. Januar. (Bayern) II. Sammer: Berathung des 
Budget3, Etat des Innern: Generaldisfuffion, der vorgejehene Dis— 
pofitionsfonds des Miniſters wird auch bei dieſem Etat von der ultra= 
montanen Mehrheit ald Mißtrauensvotum gejtrichen. 


Es war vorauszujehen, dab die Generaldiscuffion zum Gtat des Mi: 
nifteriums des Innern der TZummelplaß jein werde für heftige Angriffe gegen 
die Regierung und jpeciell gegen die Perjon des Minifterd, und daß nament: 
lid die HH. Jörg und Scel3 die Reform des Yandtagswahlgejehes wieder 
zur Sprache bringen würden. Uebrigens leidet der Angriff der Oppofition 
augenjcheinlih an dem Bewußtfein innerer Schwäche, ſonſt hätte fie doch 
taum zu dem Popanz ihre Zuflucht genommen, mit welchem gewöhnlich nur 
ihre Preßorgane unterfter Corte ſchwächliche Leſer zu fchreden fuchen: zu 
dein Gejpenjt, ala welches man den Freimaurerorden Hinjtellt. Die Schredens: 
bilder des Abg. Dr. Rittler erregten denn auch Lediglich helles Gelächter. 
Im Ganzen ift die Verhandlung wieder derart, daß, ala am Ende der Re: 
ferent Dr. Buhl zum Schlußwort aufgefordert wird, er einfach erflären 
fann: zum tat, der auf der Tagesordnung ftehe und welchen zu vertreten 
er die Aufgabe habe, ſei fein Wort gejprocdhen worden, weßhalb er füglich 
ſchweigen fönne. 


28. Januar — 1. Februar. (Bayern.) II. Kammer: ge— 
nehmigt den Gel.-Entw. betr. Errichtung eines Verwaltungsgericht3- 
5053 wejentlich nach den Anträgen der Kommilfion. Der Verwal: 
tungsgerichtshof wird alfo zunächſt noch nicht ins Leben treten. 


31. Januar. (Deutjches Reich.) Der neue, von ber nun— 
mehr gefeftigten republifanifchen Regierung Frankreich® nach Berlin 
Schulthess, Gurop. Geiyichtölalender. XIX, Bd. 4 
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ernannte Bolſchaſter, Graf de Et. Vallier, übergibt feine Ereditive. 
Bon demfelben ift ein beſſeres Verhältniß zwiſchen den beiden Re— 
gierungen zu gewärtigen, als von dem bisherigen Gejandten, dem 
flerifalslegitimiftifchen de Gontaud-Biron. 

31. Januar. (Preußen.) Abg.-Haus: genehmigt den ihm 
von ber Regierung vorgelegten Geſ.-Entw. betr. die Befugniß der 
Gommifläre für die bijchöfliche VBermögensverwaltung in erledigten 
Didcefen zu Anwendung von Ziwangdmitteln. 

Demgemäß follen Kommifjäre befugt jein, von den fath. Kirchen: 
vorftänden nicht nur die Einreichung des Jnventard des Kirchenvermögens 
und des Etats zu verlangen, fondern auch — was bisher ftreitig war —- 
befugt, gegen die Kirchenvorſtände im Weigerungsfalle Erekutivftrafen zu 
verhängen. 

— Januar. (Braunjchweig.) Bei den Stadtverordneten= 
wahlen der Stadt Braunjchweig haben diesmal die Sozial: Demo- 
fraten gefiegt; ihr Gandidat vereinigte 530 gegen die 488 Stimmen 
des liberalen Gegner2. 

Diefer Erfolg in einer fo reichen Stadt wie Braunſchweig jo gut 
wie die mächtige jozial-demofratifche Minorität bei den lebten Reichstags: 
wahlen in jämmtlichen drei Wahlfreifen des Herzogthums geben jehr zu 
denken; Braunſchweig ift ziemlich dag reichite Land von Deutjchland und 
materielle Bedrängniß kann für jene ———— durchaus nicht als allei— 
nige Urſache gelten. Aber das Land iſt bei der Kinderloſigkeit des Herzogs 
Wilhelm und den bekannten Erbfolgeſtreitigkeiten ſo gut wie auf den Ab— 
bruch geftellt und der Yandtag hat bei der Verfchleuderung des Staatäeigen- 
thums wie der Eijenbahnen, Bergwerke und Forſten ziemlich ſtarke „Gründer“ = 
tendenzen gezeigt, daher der allgemeine Peilimismus und der Mangel an 
Achtung vor den erhaltenden gejellichaftlichen Principieu. Aehnliche Urjachen 
wirken für Die fozialdemofratiichen Erfolge bekanntlich in Holftein mit; 
den analogen Gricheinungen in Sachſen, Berlin und Hamburg mögen fie 
troß der mitwirfenden materiellen Bedrängniß nicht ferne liegen. Die Sozial: 
demofratie ift jehr oft weniger die Urjache als die Wirkung vorgängiger po: 
litifcher und gejellichaftlicher Zerſetzung. 


1. Februar. (Bayern.) I. Hammer: Die ultramontane 
Majorität ftreicht auch beim Budget des Finanzminiſters den ein 
gejegten Dispoſitionsfonds. 

2. Tebruar. (Deutſches Reich.) Bundesrat: genehmigt 
den preuß. Gej.-Entw. betr. die erhöhte Befteuerung des Tabaks zur 
Vorlage an den Reichstag. 


5. Februar. (Preußen) Abg.-Haus: Der preußijch-par- 
tifulariftiiche Paragraph des Ausführungsgejeßes zur Gerichtöver- 
faffung, die Entjcheidung in Landesftrafjachen durch das Berliner 
Oberlandesgericht betr, wird mit Stimmengleichheit abgelehnt. 
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6. Februar. (Teutfches Reich.) Eröffnung des Reichstags. 
Diejelbe erfolgt dießmal nicht durch den Kaifer in einer Thronrede, 
fondern durch eine wefentlich gejchäftsmäßige Rede bes Staats 
miniſters Camphauſen. 

6. Februar. (Preußen.) Herrenhaus: nimmt ſchließlich das 
Gerichtsſitzgeſetz en bloc in der legten Faſſung des Abgeordneten= 
haujes an. Der Jujtizminifter erklärt, daß die Regierung, in der 
Hoffnung, das Ausführungsgeſetz noch in diefer Seſſion zu Stande 
zu bringen, bejchlofjen habe, die Seſſion nicht zu jchließen, fondern 
den Yandtag auch neben dem Reichstag noch weiter tagen zu lafjen. 

7. Hebruar. (Deutjches Reich.) Reichsſtag: Auf Antrag 
von Windhorjt:Mieppen werden das Präfidium und die Schriftführer 
der vorigen Seſſion wieder gewählt und werden zunächjt nur fehr 
untergeordnete Vorlagen auf die Tagesordnung gejeßt, um die poli= 
tiiche Vorlage par excellence, diejenige über die Stellvertretung des 
Reichskanzlers, die 3. 3. noch in den Ausſchüſſen des Bundesraths 
ſchwebt, zu erwarten. 


Der Reichskanzler wird demnächſt aus Varzin in Berlin erwartet 
und dann werden die Verhandlungen beginmen, welche, wie man hofft, zu 
der Löſung der Regierungsfrifis führen jollen, welche jeit dem letzten Früh— 
jahr über den Häuptern Liegt. Die Regelung der Stellvertretung des Reichs: 
fanzlers — um bei diejer euphemiftiichen Bezeichnung zu bleiben — iſt nicht 
die einzige, aber die wejentliche Vorbedingung; ſie foll die Bildung einer 
großen geichlofjenen Partei herbeiführen, welche in Zufunft in Nebereinjtim: 
mung mit dem Reichskanzler die Politif des Reiches und aljo aud) der 
Präfidialmacht bejtimmen und demnach auch innerhalb der Regierung ver: 
treten jein wird. Erſt wenn die Berathung über bie Stellvertretungsvor: 
lage zu einer Berjtändigung zwiſchen der Mehrheitspartei und dem zeitigen 
Reichsfanzler über die u und Bedingungen geführt hat, in und umter 
denen neben dem Fürſten Bismard Mitglieder der Parteı die innere Po: 
Litit des Reiches mitbejtimmen und ausführen können, iſt die Grundlage ge: 
geben, von der aus eine Vereinbarung über das politijche zrogramm in 

ngriff genommen werden fan. Damit iſt bereits fonjtatirt, daß die Stell: 
vertretungsvorlage, wie fie an den Bundesrath gelangt ift, nur den Aus: 

zn zur eilig einer Verftändigung bildet, mit anderen 

Sosten: dab die Stellung der Stellvertreter des Reichslanzlers mit denjeni⸗ 
gen Garantieen umgeben werden muß, welche ſelbſtändigen Politikern die 
Uebernahme derſelben ermöglicht. Das iſt das Problem, von deſſen Löſung 
die Entwicklung der Dinge abhängt. 


7. Februar. (Preußen) Abg.eHaus: Beſchließt bei Be— 
rathung des Ausführungsgeſetzes zur Gerichtsverfaſſung nach längerer 
Debatte in namentlicher Abſtimmung mit 164 gegen 140 Stimmen 
die Einführung einer Amtstracht für die Richter und nach dem An— 
trage der Commiſſion, gegen die Regierung, die Feſtſtellung der 
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9. Februar. (Preußen) Mbg.-Haus: Dritte Lefung des 
Ausführungsgeſetzes zum deutjchen Gerichtsverfaffungsgefeh. 

Der Gegenſatz zwiſchen Regierung und —5 dreht ſich dabei 
nur mehr um wenige, aber principiell bedeutſame Differenzen. Noch einmal 
verſucht der Juſtizminiſter, die Vollmacht für Beſtimmung des Sitzes der 
Amtsgerichte zu erobern; er iſt, obgleich von dem Referenten ber Juftiz- 
fommiffion unterftüßt, nicht glüdlicher, als in der zweiten Leſung, denn bie 
Majorität beharrt dabei, daß aud) die Amtsgerichte gejeglich beſtimmt wer: 
ben jollen. in gleiches Schidjal * der Antrag gegen den Beſchluß der 
Ben Lefung, der mit Stimmengleichheit gefaßt war, das Berliner Ober: 
andeögericht zur Revifionsinftanz für alle Landesjtrafjachen zu machen. Nas 
mentliche Abjtimmung ergibt 162 Stimmen für die Regierung und 191 gegen 
diefelbe; abermals ift es der jogenannte Linke Flügel der Nationalliberalen, 
der gegen ein Kleines Obertribunal in Berlin den Ausſchlag gibt. Schließ— 
lich kommt e3 auch noch zu einem Gang zwijchen Amtsfrad und Zalar, der 
zu Gunjten des leßteren ausgeht, nachdem der Vorſchlag, e3 jedem Ober: 
landesgerichtäbezirt zu überlafjen, in einem Kleide nach eigener Façon Recht 
zu ſprechen, gefallen war. 

9. Februar. (Bayern.) Die ultr. Blätter beflagen fich 
bitter darüber, daß die Nachricht vom Ableben des Papſtes Pius IX. 
in München mit auffallender Gleichgültigfeit aufgenommen wor= 
ben fei. 

12. Februar. (Deutjches Reich.) Neichdtag: Die beiden 
lib. Parteien (Nat.Lib. u. Fortichr.) verjtändigen fich darüber, das 
Budget zu berathen, ohne erjt die Steuervorlagen vorzunehmen. 

14. Februar. (Deutjches Reich.) Der Reichgkanzler trifft 
von Darzin in Berlin ein. 

14. Februar. (Bayern) I. Hammer: genehmigt das Tax— 
gejeß, die Einführung des Malzaufjchlags in der Pfalz und die Er— 
höhung der Erbichaftöfteuer, womit die Bilancirung des Budgets 
ohne Erhöhung der directen Steuern erreicht wird. 

16. Februar. (Deutjches Reich.) Der Reichskanzler läßt 
dem Bundesrath einen Geſ.-Entw. betr. Organifirung der Lebens— 
mittelpolizei zugehen. 

Reichstag: Erjte Leſung des Budgets für 1878/79. Aus der 
Yinanzdarlegung des Präf. des Neichsfanzleramtes dv. Hoffmann er— 
gibt fich, daß das muthmaßliche Rejfultat des laufenden Finanzjahrs 
1877/78 ftatt der bisherigen Ueberſchüſſe ca. 26 Mill. Deficit, 
dasjenige des Jahres 1878/79 ca. 28 Mill. betragen dürfte. 

18. Februar. (Bayern.) II. Kammer: erklärt mit 77 (ultr.) 
gegen 72 (lib.) Stimmen auch die Bejchtwerden einer Anzahl Mün— 
chener Petitionen gegen die Simultan= (paritätifchen) Schulen für 
begründet, 


Das dentfhe Keich und feine einzelnen Glieder. (Febr. 18—19.) 53 


18. Februar. (Sachlen-Weimar.) Landtag: Der Finanz: 
Ausschuß desfelben Tchlägt einftimmig Ablehnung der von der Re- 
gierung proponirten Neuregulirung der bisherigen Beitimmungen 
be3. der Domänen vor. 


19. Februar. (Deutfches Reich.) Der Reichskanzler läßt 
dein Bundesrath eine Vorlage betr. die Veranftaltung einer Unter: 
Juchung über die Lage der deutjchen Eifeninduftrie zugehen. 

Reichdtag: Debatte über die von den beiden lib. Parteien an 
den Reichskanzler gerichtete Interpellation betr. die polit. Lage im 
Drient und die hierbei von der Regierung des deutjchen Reichs 
eingenommene und einzunehmende Haltung. Begründung der Inter— 
pellation durch Bennigjen. Antwort des Reichskanzlers: 


Zuerft erörtert der Reichskanzler die Stellung zu und das Intereſſe 
Deutſchlands in der orientalifchen Frage: „.. . E3 find dem Waffenjtillftande 
vorhergegangen gewiſſe fyriedenspräliminarien, die ich recapitulire, um bie 
Frage daran zu fnüpfen, ob in einem Punkte derjelben ein deutjches Inter: 
effe engagirt ıft. Der erfte Punkt ift die SKonftituirung Bulgariens, und 
e3 kommt hier zunächſt die Frage der Begränzung in Betracht, wie fie auf 
der Konferenz zu Konftantinopel discutirt ift. (Der Reichsfanzler verlieft 
den franzöfiichen Text ber bezüglichen Verhandlungen und fährt fort): Der 
Unterſchied zwiſchen den Begränzungen ift meines Erachtens nicht von der 
Erheblichkeit, daß darum der Friede Europas in gefährlicher Weiſe berührt 
twerden kann. Die ethnographiiche Lage Bulgariens ift, wie ich authentijch 
weiß, und nach der beften Starte, die wir fennen, von Kiepert, jo nl 
daß die Nationalgränze ziemlich unvermifcht im Weften bis dicht über Sa: 
lonichi herumter und im Dften mit einiger Vermifchung mit türkischen Ele: 
menten bi3 an das Schwarze Meer hinreicht, während die Konferenz, jomweit 
fi) dies genau aus den Verhandlungen aufführen läßt, in Dftbirlgarien 
etwas nördlich von der Gränze der Nationalität bleibt, dagegen im Weiten 
vielleicht etwas mehr zu Bulgarien hinzurechnet, ald mit rein bulgarifchen 
Stämmen bevölfert ift. Die Verfaffung von Bulgarien würde nad) den 
Präliminarien etwa eine ähnliche fein wie die von Serbien. Es wird alſo 
eine Sache der Unterhandlung unter den Mächten fein, welche ben Parijer 
Vertrag von 1856 unterzeichnet haben, dieſe offen oder unbeftimmt gelaffene 
Grenze näher zu beftimmen. Es folgt dann l’independance du Montenegro, 
eben jo von Rumänien und Serbien, Beftimmungen über Bosnien und die 
—— und über die Verhältniſſe dans les autres provinces de la 

urquie. Alle dieſe Sachen berühren meiner Ueberzeugung nach die deut— 
chen Intereſſen nicht in dem Maße, daß wir darüber die Veziehungen zu 
unferen Grenznachbarn, zu unferen Freunden auf Spiel jeben könnten. 
Wir vermögen uns die eine oder die andere Beitimmung darüber gefallen 
zu laffen, ohne an unſeren Intereſſen zu leiden. Es folgt dann unter V, 
eine Beſtimmung über die Kriegskoſten, die offen läßt Je mode, soit pecu- 
niaire, soit territorial. Das ift eine Sache, die im weſentlichen, ſoweit es 
fi) um pecuniäre Entichädigung handelt, una nicht berührt, ſoweit e3 eine 
territoriale fein mürde, mit den Gontrahenten de3 Parifer Vertrages zu 
regeln wäre. Es folgt ein Punkt, über den meines Erachtens Er Bes 
forgniß im der Melt verbreitet ift, ala durch die thatjächliche Möglichkeit 
feiner Entwidhung gerechtfertigt iſt. Es ift dies die Darbanellenfrage. Diefe 


54 Das deutfhe Bei und feine einzelnen Glieder, (Febr. 19.) 


hat eine gewiſſe Wichtigkeit, wenn e3 fich darum handelt, die Schlüffel des 
Bosporus und der Dardanellenftraße in andere Hände zu verlegen, wenn e3 
fi) darum handelt, zu entjcheiden, ob Rußland felbft die Dardanellen bes 
jegen joll. Für den Fall des Strieges wird es immer darauf anfommen, ob 
der Inhaber des Schlüffeld der Dardanellen im Bunde oder in Abhängigkeit 
mit den drinnen oder draußen Mohnenden, mit Rußland oder Rußlands 
Gegnern, ift. Im Falle des Friedens würde dieje Vertragsbeftimmung, die 
man treffen könnte, jo lange die Dardanellen eben in Händen find, die im 
Frieden von Rukland unabhängig find, meines Erachtens gewiß nicht die 
Bedeutung haben, die man ihr beilegt. Es kann für die Anwohner des 
Mittelmeeres nicht von Intereſſe fein, ob Rußland berechtigt ift, in Friedens: 
zeiten durch die Dardanellen zu fahren und fich dort zu zeigen. Wenn es 
ich dort zeigte, würde ich aber immer wie beim Barometer auf gut Wetter, 
auf Frieden jchließen. Wenn es fich nicht zeigt, dann würde man vermuthen 
fönnen, daß vielleicht Wolfen auffteigen. Die Frage, ob im Frieden durch 
die Dardanellen Kriegsichiffe fahren können, halte ich nicht für bedeutungs— 
los: aber doch nicht für jo bedeutend, daß dies eine europäifche Frage wer: 
den fünne. Ob der Beſitz der Dardanellen in einer andern Hand ift, ift ein 
ganz anderes Ding, aber eine frage, die meines Erachtens in der gegen: 
wärtigen Situation nicht vorliegt und über die ich mich deßhalb nicht aus: 
iprechen will. Mir kommts im Augenblide nur darauf an, ungefähr jo 
weit ich e3 fann, dad Gewicht der Intereſſen zu bezeichnen, über welche ein 
neuer Krieg, nachdem der ruſſiſch-türkiſche beendet, entjtehen fönnte, und deß— 
halb fommt es mir darauf an, zu präcijiren, daß die Friedensbejtimmungen 
über die Dardanellen in Bezug auf Kriegsschiffe faum fo wichtig find wie 
in Bezug auf den Handel. Darin liegt zunächit das hervorragende deutſche 
Sintereffe im Orient, dad uns die dortigen Wafjerftraßen wie biäher ver: 
bleiben (Beifall), und das ift noch gar nicht in Frage geitellt. In den amt» 
lichen Mittheilungen, die von Petersburg darüber vorliegen, wird in dieſem 
Punkte einfach Bezug genommen auf die beitehenden Stipulationen des Pa— 
rijer Dertrages. Das Jntereffe, welches wir an einer Beſſerung der Lage 
der chriftlichen Nationen haben, an einem Schuß gegen die Gewaltthätig- 
feiten, denen fie unter der türfifchen Herrichaft ausgefeßt waren, wird durch 
die zuerjt genannten Punkte gewahrt werden, und das tft das zweite minder 
directe, aber doch Humanitär im Intereſſe Deutichlands TLiegende Moment. 
Mit diefer Darlegung tft die erfte Frage über die Lage der Dinge im Orient 
beantwortet und dürfte dies Thema damit befeitigt jein. Die Frage, zu der 
ich jet komme, betrifft die Stellung, die Deutichland in Beziehung zu den 
andern Mächten zu nehmen hat.” — Dann geht derjelbe über zu der Auf: 
gabe der bevorftehenden Konferenz und erörtert die frage, welche Stellung 
auf derjelben Deutichland und ihm als dem Bertreter defjelben angemefjen 
jein werde: „Die Conferenz wird vermuthlich in der erjten Hälfte des März 
beginnen und die Mächte vorher fich über den Gang der Verhandlung ver: 
jtändigen. Ic fomme zu dem jchiwierigften Theile der zu Löfenden frage, 
zu der Tarlegung über unfere Stellung auf der Gonferenz. Ich kann da 
nur allgemeine Gefichtäpunfte nennen, die der Herr Interpellant fchon be: 
rührt hat. Wir fönnen nur allgemeine Rathichläge geben, man kann uns 
nicht zumuthen, jebt ſchon unſere Politik feftzuftellen und anderen aufzu: 
drängen, wie es die Zeitungen wollen. Das wäre mehr Prehpolitit ala 
Staatzpolitif. (Heiterfeit.) ir würden uns damit die Rolle eines Vermitt: 
ler3 unmöglich machen, worauf ich Werth lege. Tie Vermittlung dente ich 
mir nicht * daß wir den Schiedsrichter ſpielen, ſondern mehr die eines 
ehrlichen Maklers, der das Geſchäft wirklich zu Stande bringt. Wir 
find in der Lage alſo, einer Macht, die geheime Wunſche hat, die Verlegen: 
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heit zu eriparen — ich will fie einmal congrekgegnerisch nennen — fich ent: 
weder einen Korb oder eine unangenehme Antwort zu holen. Wenn wir 
mit beiden gleich befreundet find, können wir zuvor fondiren und den andern 
jagen: Thu’ das nicht, das wird jchlimm, oder richte die Sache fo ein, 
Tas find geichäftliche Hülfsmittel, die jehr zu ſchätzen find. ch Habe eine 
langjährige Erfahrung in diefen Dingen, und ich habe mich oft überzeugt, 
wenn man zu zweien ift, fällt der Faden oft, und aus faljcher Scham nimmt 
man ihn nicht wieder auf. Fremde und wichtige Intereſſen, die man ver: 
tritt, halten ab, und fo vergeht der Moment, wo man den Faden wieder 
aufnehinen könnte, man trennt fich in Schweigen und ift verſtimmt. Iſt 
aber ein Dritter da, fo kann dieſer ohne weiteres den Faden wieder auf— 
nehmen, ja, wenn getrennt, bringt er fie wieder zujammen. Das ift die 
Rolle, die ich mir denke, und die den freundichaftlichen Berhältniffen ent: 
fpricht, in denen wir in eriter Linie mit unfern befreundeten Grenznachbarn 
auf langgedehnten Grenzitreden überhaupt leben, und dann vermöge ber jeit 
einem Luſtrum beftehenden Einigfeit der drei Kaiferhöfe: aber aud) demjelben 
vertrauten Verhältniß, in dem wir mit einem andern Hauptinterejjenten, 
mit England, uns befinden. Wir find mit England in der glüdlichen Lage 

feinen Streit der Intereſſen zwiſchen uns zu haben, es jeien denn Banbels- 
rivalitäten umd vorübergehende Verftimmungen, die ja vorkommen, aber doc) 
nichts, was ernithaft zwei arbeitfame, friedliebende Nationen in Krieg bringen 
fönnte, und ich ſchmeichle mir deßhalb, daß wir auch zwiſchen Rußland und 
England unter Umftänden eben fo gut Bertrauensperjon fein fönnen, ala 
ich ficher bin, daß wir es zwifchen Defterreich und Rukland find, wenn fie 
ſich nicht von jelbft einigen können. Das Dreisftaijer-:Berhältniß, wenn man 
es jo nennen will, während man es gewöhnlich Bündni nennt, beruht über: 
haupt nicht auf geichriebenen Verpflichtungen, und feiner der drei Kaiſer ift 
verpflichtet, fich von zwei Kaiſern überftimmen zu laſſen. Es beruht auf der 
perjönlichen Sympathie zwijchen den drei Monarchen, auf dem perjönlichen 
Vertrauen, twelches dieje Hohen Herren untereinander haben, und auf dem 
auf langjährige perjönliche Beziehungen bafirten Berhältniffe der leitenden 
Minifter in allen drei Reichen. Wir haben ftet3 vermieden, wenn Meinungs: 
verjchiedenheiten zwiſchen Defterreich und Rußland waren, eine Majorität 
von zwei gegen eins zu bilden, indem twir beftimmt für einen Partei nahmen, 
auch wenn umjere Wünſche "etwa in der Beziehung nach der einen Seite 
mehr als nach der andern uns hingezogen hätten. Wir haben uns deſſen 
enthalten, weil wir bejorgten, daß das Band doch nicht ftark genug fein 
möchte, und gewiß fann dasjelbe fo ſtark nicht fein, daß es eine biejer Groß: 
mächte — ſſen könnte, aus Gefälligkeit für die eine oder die andere die 
eigenen unbeſtreitbaren ftaatlichen und nationalen Intereſſen darüber hint: 
anzuftellen. Das ift ein Opfer, was feine Macht pour les beaux yeux der 
anderen thut. Sie thut ed, wenn ftatt der Argumente die Hindeutung auf 
die Machtverhältniffe eintritt. Da kann fie unter Umftänden jagen: dieſe 
Gonceffion zu machen, iſt mir jehr unangenehm, aber es ijt mir noch uns 
angenehmer, mit einer jo großen Macht, wie Deutſchland etwa, darüber in 
Zwiſt zu gerathen; aber ich werde mir dies merken. Das ijt etwa die Art, 
wie bergleichen aufgefaßgt wird, und ich fomme nun auf die Nothiwendigkeit, 
den übertriebenen Anjprüchen, die man an Deutjchlands Vermittlung itellt, 
bier ganz entjchieden entgegenzutreten und zu erklären, daß, jo lange ich bie 
Ehre habe, Rathgeber Sr. Majeftät zu jein, nicht die Rede davon it. Ich 
weiß, daß ich in dieſer Beziehung ſehr viele Erwartungen täuſchen werde, 
die fi) an die heutige Eröffnung anknüpfen, aber ich bin nicht der Meinung, 

daß wir den napoleonijchen Weg zu gehen hätten (Bravo!), wenn aud ni t 
der Schiedsrichter, gewiffermaßen auch nur der Schulmeifter in Europa jein 
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zu tollen. Ich jehe 3. B. in einem mir Heute vorgelegten — „bie Politif 
Deutjchlands in der entjcheidenden Stunde” ift der Titel — bemerfenäwerthen 
Artikel der Allgemeinen Zeitung, daß eine Einmifchung der dritten Macht 
zu Gunften Oeſterreichs ala nothwendig dargeftellt wird, Wir follen aljo 
Stellung nehmen zwilchen England und Defterreih, um Rußland das Ber: 
dienſt zu nehmen, die Gonceffionen, welche e3 etwa dem europäischen Frieden 
machen kann, freitwillig zu machen. Ich zweifle nicht, daß Rußland das, 
was nach feinem Nationalgefühle, nach jeinem eigenen Intereſſe, nad) dem 
Intereſſe von 80 Millionen möglich ift, dem europäischen Frieden zum Opfer 
bringt. Ich Halte das für überflüffig zu jagen; aber wenn wir es thäten, 
jo bitte ich doch Die Herren, die auf dergleichen bdenfen — ich habe nod) 
einen —— Artikel, „Deutſchlands Schiedsrichterrolle“ iſt er überſchrieben, 
aus einem Berliner Blatte —, nehmen Sie an, wir folgten dieſen Rath: 
ichlägen und erklärten dies Rukland in irgend einer höflichen und freund: 
ſchaftlichen Weife. Das ift jehr gut; wir find jeit Hundert Jahren Freunde 
geweſen, Rußland Hat uns Farbe und Freundſchaft gehalten, während wir 
in ſchwierigen Berhältniffen waren; aber jetzt liegt die Sache dody jo: im 
europäijchen Intereſſe als policeman von Europa, al3 eine Art von Fries 
densrichter müffen wir dem Wunfche, diefen europäischen Anforderungen, 
nicht länger widerſtehen. E3 gibt in Rußland erhebliche — die 
Deutſchland nicht lieben und die glücklicherweiſe nicht am Ruder ſind, die 
aber a. nicht unglüclich fein würden, wenn fie ans Ruder fämen. Wie 
würden die num zu ihren Landsleuten fprechen? Vielleicht auch andere Leute, 
vielleicht auc) andere Staatsmänner, die jetzt nicht unfere ausgeiprochenen 
Treinde find? Sie würden jagen: Mit welchem Opfer an Blut, Menjchen, 
Schätzen, * wir die Stellung erreicht, die ſeit Jahrhunderten das Ideal 
bes ruſſiſchen Ehrgeizes war! Wir hätten fie gegen diejenigen Gegner, Die 
ein wirkliches Intereſſe hätten, gegen uns zu jtreiten, behaupten können. 
Es iſt nicht Defterreic), mit dem wir in mäßig intimen Berhältniffen Lange 
Zeit gelebt haben, es iſt nicht England, welches ganz offen anerfannte nter: 
eſſen hat, net, unfer intimer Freund, von dem wir glaubten wegen früher 
Gegendienfte zu erwarten, Deutichland, welches fein Intereſſe im Orient hat, 
hat Hinter unjerm Rüden nicht den Degen, jondern den Dolch gezückt. So 
wird die Redensart lauten. Das wäre das Thema, das wir dort hören 
würden, und diejes Bild, das ih in übertriebener Weife — aber die ruſſiſche 
Deklamation übertreibt — zeichnete und vor Augen führte, ſchwebt auch mir 
vor, und ich werde niemals die Verantwortung übernehmen, eine fichere, ſeit 
Menjchenaltern erprobte Freundichaft einer großen mächtigen Nachbarnation 
dem Kiel, eine Richterrolle in Europa zu fpielen, aufzuopfern, und die 
Freundſchaft, die uns glücklicher Weife mit mehreren europätichen Staaten, 
ja, mit allen wohl in diefem Augenblicd verbindet — denn es find die Par: 
teten nicht am Ruder, denen diefe Freundſchaft ein Dorn im Auge ift (hört!) 
dieje Freundſchaft deßhalb aufs Spiel zu feßen mit einem Freunde, um einem 
andern im fragen, in welchen wir Deutjche ein directes Interefje nicht haben, 
gefällig zu fein, mit unferem eigenen Frieden den Frieden des Freundes zu 
erfaufen, ſelbſt getwiffermaffen ala Subjtitut auf der Menfur, um mid) eines 
Univerfitätsausdrudes zu bedienen, für den Freund einzutreten; das kann ich 
wohl, two ich nichts als meine Perſon in die Schanze zu jchlagen habe, ich 
kann es aber nicht, wenn ich die Politik eines a mitten in Europa 
gelegenen Reiches von vierzig Millionen Sr. Majejtät dem Kaiſer gegenüber 
zu vertreten habe, und dehhalb erlaube ich mir, auf der Tribüne allen dieſen 
Stimmen und Zumuthungen eine offene Abfage zu erklären, daß ich mich 
darauf unter feinen Umständen einlaſſen würde, und daß feine Regierung, 
feine der am meijten interejfirten, uns eine Zumuthung bevartig gejtellt hat, 
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Deutſchland ift, wie der Herr Vorredner jchon vorher beinerkte, durch feine 
Grftarfung auch zu neuen Verpflichtungen re iger Aber wenn wir 
eine große Anzahl Bewaffneter in die Wagichale der europäifchen Politik 
werfen fönnen, jo halte ich doc Niemanden dazu berechtigt, der Nation und 
dem Kaijer, den Fürſten, die im Bundesrathe zu bejchliehen haben, wenn 
wir anders Strieg führen wollten, den Rath zum Appell an die erprobte Be: 
reitwilligfeit der Nation zur Hingabe von Blut und Vermögen für einen 
Krieg zu ertheilen und für irgend einen andern Zweck als Mir den Schuß 
unjerer Unabhängigkeit nady außen, unferer Ginigfeit unter uns und Die: 
jenigen Intereſſen, die jo flar find, daß, wenn wir für fie eintreten, nicht 
bloß da3 einftimmige nothwendige Votum des Bundesraths, fondern auch die 
volle Heberzeugung, die Begeifterung der deutichen Nation uns trägt. Nur 
einen folchen Krieg bin ich bereit dem Kaiſer anzurathen.“ 

Die Preffe hebt bei Erörterung der Darlegung des Reichskanzlers vor 
allen hervor, daß derjelbe unummunden anerfannt habe, daß der Parijer 
Bertrag von 1856 von Deutichland als noch zu Necht beitehend anerkannt 
werden müfje und auch anerkannt werde. 


20. Februar. (Sachjen.) II. Kammer: genehmigt ein neues 
Einfommenfteuergejeg mit mäßiger Progreffion (von "a bis 4 .A) 
wejentlich nach den Anträgen der Regierung gegen eine Minderheit 
von bloß 4 Stimmen 

und das Geſetz, nach welchem der durch directe Steuern zu deckende 
Staatäbedarf durch die Grunditeuer (4 d. von der Steuereinheit), durch die 
Steuer vom Gewerbebetrieb im Umherziehen und durch die Einfommenftener 
aufgebracht werden joll, mit 47 gegen 25 Stimmen. Hier befinden fich die 
Gegner natürlich meift unter den Ländlichen Abgeordneten. Hinfichtlich der 
Einkommenſteuer bejchließt die Kammer die Deklarationapflicht erjt bei einem 
Einkommen von 1600 .# eintreten zu laſſen und lehnt den Antrag des Abo. 
—— falſche Deklarationen mit Gefängnißſtrafen und Ehrenverluſt zu 
eſtrafen, ab. 

21. Februar. (Deutſchland.) Die General-Verſammlung 
(der zweite Gongreß) des Gentralverbandes deutjcher Induſtrieller 
(Schußzöllner) zu Beförderung und Wahrung nationaler Arbeit be= 
ſchließt ca. 500 Mitglieder ſtark, einjtimmig: 

„Der Eongreß erklärt die Aufftellung eines die Natur der Produktion, 
bie Lage der Induſtrie und Gewerbe, überhaupt lediglich die eigenen wirth: 
ichaftlichen Verhältniſſe Deutjchlands voll berüdichtigenden autonomen Zoll: 
tarif3 für nothwendig und wünſcht, daß der von dem Gentralverbande aus: 
gearbeitete autonome Tarif ala Grundlage für den erjteren erachtet werde. 
Die Generalverfammlung bejchließt demgemäß: 1) eine Petition in diefem 
Sinne an den Bundesrath und Reichstag zu richten, zugleich 2) den Eriteren 
zu erfuchen, über den Antrag Preußens hinaus eine Enquöte nicht nur für 
die Eifeninduftrie, jondern für die gefammte Induſtrie zu veranjtalten.“ 


21. Februar. (Deutfches Reich.) Bundesrath: derjelbe ge= 
nehmigt einftimmig die Vorlage des Reichskanzlers bez. feiner Stell- 
vertretung, doch nicht ohne erhebliche Einſchränkung, indem dieſelbe 
ausgeſchloſſen werden ſoll für diejenigen Aemter, bei welchen der 
Echwerpunft der Gejchäfte in die Beauffichtigung der Bundesftaaten 
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fällt, alfo Hauptfächlich für die Juſtiz, das Eifenbahnamt, fowie 
einen Theil des Reichskanzleramts, wie namentlich die Finanzen, in 
fo fern fie nicht die Reichsfinanzen umfaſſen. Dagegen foll die 
Stellvertretung eintreten können für die Marine, die auswärtigen 
Angelegenheiten, ElfaßsLothringen, Pot, ZTelegraphen und die Fi— 
nanzen, jo weit das Reich eine eigene Reichöverwaltung hat. Die 
Beauffichtigung bleibt uneingefchränft nicht nur für den Reichskanzler 
jelbjt, fondern auch für den verantwortlichen Vizekanzler. Diefer 
Vizekanzler wird allfeitig zugeftanden. Der Reichskanzler erklärt, 
daß er fich damit zufrieden gebe und auf feinen urfprünglichen Vor— 
ichlägen nicht bejtehe. Die Vorlage geht alfo in jener Faſſung an 
den Reichstag. 

21. Februar. (Bayern) I u. II. Kammer: verftändigen 
fih über ihre Differenzen bez. des Budget, wonach die don der 
ultr. Mehrheit der II. Kammer durchweg geitrichenen Dispofitions= 
fonds der Miniſter wieder in das Budget eingejeßt werden, indent 
4 Ultraniontane nunmehr dießfall® zu den Yiberalen übergehen. 
Schluß der Landtagsjejfion. Die öffentliche Meinung ift darüber 
einig, daß die Ohnmacht und innere Zerbrödelung der ultramon= 
tanen oder bayerifch-patrintifchen Partei während derjelben bedeutende 
Fortfchritte gemacht Habe; einzelne Blätter ftellen die Seffion geradezu 
als eine fortlaufende Niederlage der Partei dar. 

21— 23. Februar. (Deutſches Reich.) Neichdtag: Große 
Steuerdebatte gelegentlich der erſten Leſung der Vorlagen bez. Er— 
höhung der Tabakjteuer und Einführung von Stempeljteuern. Die 
Vorlagen werden an die Budgetkommiſſion gewiejen. 


Gine jehr klare Ueberſicht über die Pebatten gibt die „Köln. 
tg." in Folgendem: Alle Hauptparteien des Reichstags find bereits in diejer 
eriten Lejung der Steuervorlagen zum Worte gefommen, und es hat fi) da- 
bei eine u Uebereinftimmung aller für Ablehnung wenigitens des Kernes 
der Vorlagen, dagegen auch eine nicht minder große Werjchiedenheit ſowohl 
binfichtlich der ins Suge gefaßten Ziele, wie hinfichtlich der Gründe der Ab: 
lehnung herausgeftellt. Nur in Betreff der Abfichten der preußifchen Re— 
gierung und des weiteren Ziele der eingebrachten Entwürfe ift, in über: 
rafchender Weiſe durch Selbſtbekenntniß, jchon völlig außer Zweifel geftellt, 
dat e3 nicht allein der Neichatanzler ift, der auf das Tabafamonopol los— 
fteuert. Vor Allem müſſen wir die Stellungen jowohl der Reichsregierung 
twie der Hauptparteien des Reichätages, wie jolche in den Verhandlungen 
hervortraten, uns flar machen. — Als Vertreter der Reichöregierung 
für Die Vorlagen trat zuerjt der preußifche Finanz: Minifter Camphauſen auf. 
Derjelbe erörterte zunächjt wiederum die „Bedürfnißfrage‘. Er juchte mit 
bejtimmten Zahlenangaben darzuthun, daß eine „Vermehrung der eigenen 
Einnahmen des Reiches“ jchon zum Ausgleich des Reichshaushalts 1878—79 
dringend twünjchenswerth ſei. Redner würde fich allerdings freuen, wenn 
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die bevorjtehende Specialberathung des vorgelegten Wudget3 eine bedeutende 
Herabjekung des in Ausficht genommenen Deficit3 ergeben follte; allein auch 
dann twürde man dennoch nach einer unbefangenen Erwägung der gefammten 
Finanzlage des Reiches das Bedürfniß einer baldigen erheblichen Vermeh— 
rung der eigenen Einnahmen des Reiches noch immer anerkennen müſſen. 
Die dem Reichstage zugegangenen Steuervorlagen „haben ihr Recht und ihre 
Bedeutung in beichränktten Zufammenhang mit dem vorgelegten Etat; fie 
haben aber ihr Recht und ihre Bedeutung auch völlig unabhängig von dem 
vorgelegten Etat“. Es handelt fich dabei nicht allein um die Finanzen des 
Reiches, Sondern zugleich um die finanzen der zum Weiche verbündeten 
Ginzelitaaten. In bejonderem Bezug auf Preußen jagt Herr Camphauſen: 
Ich vertrete jchon jeit mehreren Jahren den Standpunkt, dab es für die 
gefunde Entwidlung der Finanzverhältniſſe des preußtichen Staates in hohem 
Grade wünſchenswerth jein twird, daß die Matricularbeiträge über diejenige 
Höhe, die fie im Jahre 1876 Hatten, und die aljo von der Höhe, die ſie 
im laufenden Etat einnehmen, um etwa 10 Millionen abweichen, nicht his 
nausgehen. ch vertrete noch lebhafter die Auffafjung, dat keinesfalls die 
gegenwärtige Höhe noch geiteigert werden möge. ch vertrete endlich die 
Auffaffung, daß im preußifchen Steueriyitem bei den Anforderungen, die 
immer tweitergehend an die Staatskafje gerichtet werden, bei den YUnforbe: 
rumgen, die in immer größerem Umfange jich an die Streis: und Communal— 
verbände gerichtet haben, ein Weg gejucht werden muß, um im Wege der 
indirekten Bejteuerung die Mittel zu gewinnen, die Laſten bei der direkten 
Pefteuerung, deren Sich jene Verbände in der Regel zu bedienen haben, zu 
vermindern.” Herr Camphauſen bemerkt dann in Kürze von der „Stempels“ 
und beſonders der „Börſenſteuer-Vorlage“, man habe in benjelben mit Un: 
recht einen augenblidlichen Nothbehelf erblickt, während auch fie einen erjten 
umd jchwierigiten Echritt bilden, nad dejien Zurücklegung erſt ein weiterer 
Meg betreten werden dürfe. „Meine Herren! Die Trage wegen der foge: 
nannten Börjenftener beichäftigt uns im Deutichen Reiche, früher im Nord: 
deutichen Bunde, nun ſchon jeit beinahe neun Jahren. Eine Entſchließung 
ift um fo nöthiger in einem Augenblid, wo wir uns mit dem Gedanfen bes 
ichäftigen, Berbrauchsjteuern zu erheben in einem größern Umfange, Ber: 
brauchafteuern, die ich, wenn fie einen erklecklichen Erfolg herbeiführen follen, 
ftet3 nur abdreifiren fönnen an jolche Genußmittel, die in weiten Schichten 
ber Bevölkerung gefucht werden. Und in einem ſolchen Augenblide, m. H., 
würde e3 meiner Anficht nad) nicht wohlgethan jein,. wenn wir Steuerpro: 
jefte, die recht eigentlich die Beſitzenden treffen, die recht eigentlich den mehr 
oder weniger leicht ertworbenen Reichtum treffen, bei Seite legen und uns 
nur mit den andern Steuern bejchäftigen wollten.“ Damit ift auf den Stern 
des innern Zujammenhanges der jeßigen Vorlagen hingewieſen. Bon der 
andern Vorlage zur „höhern Bejteuerung des Tabaks“, jagt der Herr Mi: 
nijter zumächjt nur, die höhere Beſteuerung des Tabaks jei ein Thema, das 
jeit Jahren mit bejonderer Vorliebe behandelt werde und deſſen Löjung für 
eine durchgreifende Umgeſtaltung des indirekten Steuerweiens eine Vorbedin— 
gung bilde. Bas Syſtem der indirekten Steuern ſei verjchieden zu geitalten, 
je nachdem man hinfichtlich der Beiteuerung des Tabaks fic für das Mo: 
nopol entjcheide, je nachdem man fich für eine hohe Fabrikſteuer enticheide, 
je nachdem man Hi für die höhere Beſteuerung des ausländifchen und eine 
entiprechende höhere Bejteuerung des inländijchen Tabaks entjcheide. Se 
mehr man aus dem Tabak zu ziehen gedenfe, je mehr man herauszuziehen 
vermöge, dejto mehr werde das übrige Syitem der indirekten Steuern ſich 
darnach modeln müfjen. Dann fritifirt Redner das Mohl'ſche Phantafie: 
gebilde über die alsbald zu erwartende ungeheure Ertragſamkeit des Tabaks— 


60 Bas dentfhe Reid, und feine einzelnen Glieder. (Febr. 21—23.) 


monopols für Deutichland und vertheibigt bemjelben gegenüber bie einge: 
brachte bundesräthliche Vorlage, welche Hi auf Erhöhung ber bisherigen 
Beitenerung der Einfuhr und des einheimifchen Baues von Tabak beichränkt, 
wobei fie für lekteren die Gewichtäftener an die Stelle der 78 Flächenſteuer 
ſetzt. Aber zugleich betont der Miniſter ſchon ſofort, daß auch für diejeni— 
gen, welche das ergiebigere Monopol als ihr Ziel betrachten, die Vorlage 
als ‚vorbereitender“ Schritt ſehr annehmbar ſein würde, und ſchließlich, am 
zweiten Tage, nachdem am Schluß der erſten Sihung Fürſt Bismarck es 
gerade herausgeſagt hatte, daß ſein Ziel allerdings das Tabakmonopol ſei, 
erklärte dann auch Camphauſen, daß auch er das Monopol als Ziel be— 
trachte und dasſelbe ſchon in einer Denkſchrift vom 17. Februar 1877 als 
ſolches bezeichnet habe. Damit war denn über den öffentlichen Standpunkt 
des Bundesraths wohl ſchon weit hinausgegangen, dagegen in dankenswerther 
Weiſe der bis dahin verhüllte Standpunkt der eigentlichen Urheber der vor— 
liegenden Steuergefetzentwürfe bedeutſam enthüllt. — Von den Hauptparteien 
des Haufes kam zuerjt in Herren dv. Helldorf die fonjervative Partei 
zum Mort. Herr v. Helldorf veriwirft die Steuervorlagen ald „ungenügend“ 
und jteuert auch — erſichtlich auf das Tabalmonopol los. Er meint, 
die vorgelegte Erhöhung der Tabakſteuer ſchädige die Induſtrie und drohe 
den Tabakbau zu vernichten, ohne ein genügendes Reſultat zu erzielen. 
Man müfje freilich vor Allem Tabak ala entbehrliches Genußmittel heran: 
ziehen, auch eine Schankftener werde als Finanzquelle möglich jein, eben jo 
eine Reform bes Zolltarifs im finanziellen Sinne durch Vereinfachung des Tas 
rif3 des Verfahrens und Hervorhebung der bejonders geeigneten Finanz— 
objekte. In Betreff der von Liberaler Seite ftetö betonten politijchen Bor: 
bedingungen urtheilt der fonfervative Redner, die Eonftitutionellen Bedenken 
gegen — ber Reichseinnahmen aus Verbrauchsſteuern und Zöllen 
theile er nicht. Den Schuß des Verfaſſungslebens allein in jährlicher Steuer: 
bewilligung zu fuchen, jei eine veraltete Anſchauung. Wer den jegigen all: 
jeitig gutgeheißenen Zuftänden Liege das Hauptgewicht in ber Ausgabebe- 
willigung und Mitwirkung der Kontrole des Reichstags bei der gefammten 
Finanzverwaltung. Bon den folgenden Rednern aus den Reihen der Son: 
jervativen jpricht fich Herr dv. Kardorff ganz ähnlich aus. Auch er verlangt 
Steuergejehe, die einen höheren Betrag erwarten laſſen als die vorgelegten, 
namentlich auch noch „Schußzölle" neben der Tabafbeftenerung, um ſolche 
Erträge für das Reich zu erzielen, daß dieſes „davon die Einzeljtaaten do— 
tiren könne“. Ganz offen erflärt Herr dv. Wedell-Malchow, er für feine 
Perſon ſei ein Anhänger des Monopols; wenn die Vorlage indeß ein vor— 
bereitender Schritt zu dem Monopol fein foll, jo finde er es wenig loyal, 
vor der Einführung desfelben die Tabakbauer zu ruiniren. Hinfichtlich der 
Steuerreform ſei er zu einer Transaktion bereit, dieſe habe jedoch nicht im 
Reichätag, fondern im Landtag zu gejchehen. Nach jeiner Anficht bleibe fein 
anderes Mittel zur Regelung der Zabakfrage über, als die Einbringung 
einer Vorlage zur Einführung des Monopols. Dasjelbe erflärt aucd Herr 
v. Varnbüler. NHeber diefen Standpunkt der Konjervativen war man übri— 
gens jchon unterrichtet durch die Verhandlungen in der am 14. yebruar ab» 
gehaltenen General: Berfammlnng der „Steuer: und Wirthichaftsreformer” 
und durch die faft gleichzeitige Nejolution des „9. Kongreſſes der deutjchen 
Landwirthe“, welche lautet: „Eine gründliche Steuerreforin in den Einzel: 
ftaaten ift nur durch finanzielle Stärkung des Reichs und Befeitigung der 
Matrikularbeiträge zu erreichen. Dies hat zu geichehen durch Erweiterung 
und Ausdehnung der indirekten Abgaben, vor Allem durch Einführung des 
Tabafamonopol3, das ſich vor allen Arten der Tabafbefteuerung für Deutjch: 
land am beiten eignet.“ — Gleich nach Herrn dv. Helldorf nahın als Redner 
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ber National:Liberalen ber Abg. Vicepräfident Frhr. v. Stauffenberg 
das Wort. Er befämpfte zunächit die Steuergefeg-Entwürfe in ihrer jeßigen 
Geftalt. Bezüglich der Stempelabgabe jcheint ihm der Standpumtt der Mehr: 
heit der zu jein, die ganze Materie einheitlich geregelt zu jehen; ob dies 
durch den bezüglichen — nun angebahnt iſt, das darf wohl bezweifelt 
werden. „Mir ſcheint es nöthig, gewiſſe derartige Abgaben für das Reich 
und gewiſſe für die Einzelſtaaten aufzuſtellen; ehe dies geſchehen iſt, kann 
in der Vorlage eine Anbahnung einer definitiven Löſung nicht gefunden 
werden.“ Bezüglich der Zabakjteuer:Borlage macht Redner der Reichsregie— 
rung den Vorwurf des Erperimentirens, defjen umbeilvolle Folgen ſich jett 
ichon zeigten, wo das Zabafjteuergeje nur erit in Ausficht genommen fei. Die 
Zabafinterefienten führten jetzt bereits ihren zwei- bis dreijährigen Bedarf ein, 
und der einheimische Tabakbau werde fünftig feine stäufer finden und außer— 
dem noch die Gewichtäfteuer zu tragen haben. Jedenfalls würden er und 
feine Freunde nur für Steuervorlagen ftimmen, wenn mit denjelben zugleic) 
eine Bürgjchaft für die Steuerreforn gegeben werde. Die Empfehler bes 
Monopols beliebten neuerdings recht vornehm und wegwerfend über das 
fonftitutionelle Recht des —2 beziehungsweiſe der Matrikularbeiträge 
zu urtheilen. Dieſe Anſicht werde aber nicht von der Mehrheit des Reichs: 
tages und wohl auch nicht von den Bundesregierungen getheilt; und aud) 
der preußifche Finanz: Minijter habe im Jahre 1875 vollitändig klar und 
deutlich die fonjtitutionellen Befugniffe des Neichstages gerade an den Ma— 
tritularbeiträgen eremplificirtt. Die Form werde allerdings vielleicht ſchwie— 
rig fein, aber fie müfje gefunden werden und werde deßhalb auch gefunden 
werden. Eben jo jcheine e3 mit der fonjtitutionellen Befugniß der Einzel: 
ftaaten zu jein. In demjelben Sinne, wie Frhr. v. Stauffenberg am erjten, 
jprah am zweiten Tag Lasſsker. Daß dad Monopol das eigentliche Ziel 
der Tabakſteuer-Vorlage jei, hält Redner für unverkennbar und zweifelt dei: 
halb an ihrer Annahme. Der Reichstanzler habe die Eventualität der Ab: 
lehnung jchon ind Auge gefaßt und nur gewünſcht, man möge der Negie: 
rung durch eine Rejolution Weiſungen für den einzufchlagenden Weg geben. 
Ich perjönlich“, fährt Redner fort, „bin in dem Hauptziele, das Reich in 
feinen Einnahmen von den einzelnen Staaten zu emancipiren, bereit, Die 
ganze Länge mit dem Herrn Reichstanzler zufammenzugehen, ein Standpuntt, 
den ich jeit 1869 ſchon vertreten habe. Ich möchte für das Neid) ein felb- 
ftändiges Finanzſyſtem eingeführt und innerhalb diejes das Eteuerbewilli: 
gungärecht gewahrt wiſſen. Die Matrikularbeiträge halte ich für die Eier: 
Shaten auf dem Haupte des Deutjchen Reichs, weil ich die jelbjtändige 
Staatsbildung erjt dann erkennen werde, wenn das Neich nicht mehr von 
den Einzelſtaaten für feine Exiſtenz einzujammeln braudt. Dennoch habe 
ich nicht die Hoffnung, daß die Budget:Stommiffion zu irgend einem Beſchluß 
fommen wird, und wenn e3 der Budget:ftommiifion gelingen follte, würde 
es im Haufe nicht gelingen.“ Stonftitutionelle Bürgfchaften, namentlich auch 
KReorganijation der Reichsregierung, bilden die unaufgebliche VBorbedingung. 
Ganz dasjelbe betont der lebte nationalsliberale Redner, Abg. Bamberger. 
Derjelbe beleuchtet die Schwierigkeiten der Einführung und Durchführung 
des Tabakmonopols, erflärt fi) aus diefen Gründen gegen die Vorlage und 
ichließt mit dem Wunfche nad) einem verantwortlichen Reichs: Finanz: Mini: 
fterium, ohne welches man zu feiner guten Steuerreform fommen könne, —- 
Die dritte der reichsfreundlichen — die deutſche Fortſchritts— 
Be fam erft am zweiten Tage zum Worte, und zwar in der Perjon 
es Abg. Richtex-Hagen. Derjelbe erflärte fich, wie immer, wiederum gegen 
jede Vermehrung der indireften Steuern im Allgemeinen und gegen das 
Zabatmonopol insbefondere. Eine ſolche Maßregel wäre dl unpo⸗ 
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pulär, daß, jelbjt wenn fie zur Zeit inmitten einer großen wirklichen Reform 
angezeigt wäre, es ſehr jchiwer jein würde, dieje einzuführen, und eine kleine 
Mehrheit, die fich dazu verfichen würde, würde ihre Griftenz aufs Epiel 
k en. Bon allen Formen, in denen die Tabatjteuer erhöht werden könne, 
et feine jo unpopulär, feine fo jchlimm, wie die Einführung des Monopols, 
Das deutjche Volk empfinde gegen derartige Monopole einen herzlichen Wider: 
willen. Aus der FFortichrittspartei trat leider fein zweiter milderer Redner 
auf, und jo blieb es bei dieſer fchroffen Darlegung des idealen Standpunktes, 
der in jo fern dicht an den des Abg. Fritzſche zu grenzen jchien. — Ter 
Reden aus der überwiegend reichsfeindlihen Minderheit gedenken wir 
nur flüchtig. Herr Neichensperger vom Gentrum meint: Wenn das Land 
feine höheren Steuern tragen wolle, müſſe es vor allen Tingen dem immer 
zunehmenden Militarismus inhalt gebieten. Geſchehe dies nicht, erfülle 
ber Reichstag nicht dieſe feine wichtigſte Pflicht, dann werde Noth und 
Steuerdruf im Lande fortwährend zunehmen. Redner erflärt fich ſodann 
für einen Anhänger des Tabafmonopold. Herr Windthorit dagegen meinte 
am zweiten Tage, nachdem der Minifter Camphaufen das Monopol für das 
Ziel der Vorlage offen erklärt hatte, gerade umgekehrt, wer gegen das Mo: 
nopol jet, könne auch nicht für eine VBorbereitungsmaßregel dafür fein. Im 
Haufe aber jei feine Mehrheit für das Monopol. Tas Monopol jei eine 
durchaus ungejunde Maßregel und das Beſte würde fein, wenn der Reichs: 
tag dies durch einfache Abweijung der Vorlage als feine Meinung fundgäbe. 
Am zweiten Tage fprach dann ſchließlich aud) ein Redner aus dem Häuflein 
der Cozialdemofraten. Der Abg. Fritzſche erklärte fich kurz umd bündig 
gegen die indirekten Steuern im Reiche überhaupt und verlangte direkte, „da= 
mit Jedermann e3 recht fühle, wie theuer das Deutſche Reich dem Volke 
zu jtehen komme“, uud 

Die Stellung de3 preußifchen Finanzminister? Camphauſen wird 
als in folge der Debatte jehr erjchüttert angefehen. Man hat bisher und 
zwar nicht bloß auf liberaler Seite in der VBorjtellung gelebt, daß der jeit 
vorgelegte Tabakſteuer-Entwurf die Grenzlinie fei, bis zu dem jeine Wege 
mit denen des Reichskanzlers zufammengingen, daß jenjeits diejes Projektes 
die Trennung beginne. Das war ein Jrrthum, wie aus der Grflärung 
Camphauſens hervorgeht, daß auch er den vorgelegten Entwurf nur als einen 
Weg betrachte, um zum Monopol zu gelangen. Webrigens wiederholte er 
jeine frügere Erklärung, daß er jeinen Abjchied nehmen würde, wenn er fi) 
mit der Mehrheit des Reichstags nicht im Einklang befinde. Diefelbe Ge: 
neigtheit, aus feinen Aemtern zu fjcheiden, habe er auch dem Reichskanzler 
nicht eins, jondern mehrmals ausgedrüdt, als ihm in leßter Zeit das öte- 
toi, que je m’y mette in die Ohren geflungen jei. Als er zum Beweiſe 
befien auf das Zeugniß des neben ihm fißenden Fürſten Bismarck jelbjt 
probocirte, erhob ſich dieſer, um Gamphaufens Ausfage in diejer Beziehung 
aufs volljte zu bewahrheiten und feinen Wunjc auszusprechen, mit einem 
fo gejchäftstundigen, charakterfeſten Gollegen noc) lange zufammen zu arbeiten. 
In größter Nührung haben ſich dann beide Herren die Hand gejchüttelt. 
Der Reichstag aber hat die drei Vorlagen ſämmtlich der Budgettommiffion 
zugewiejen, nicht einer technifchen Fachtommiſſion, womit ausgejprochen wor: 
den ift, dab es fich auch in der Vorberathung weniger um eine techniſche 
Spezialprüfung, als um das politiſche und finanzielle Prinzip der drei Vor— 
lagen handeln * Die öffentliche Meinung iſt wenigſtens darüber ſchnell 
einig, daß die Vorlagen nicht nur der Budgetkommiſſion überwieſen worden 
ſeien, ſondern dort auch ihr Grab finden würden, und daß der Rücktritt 
des Finanzminiſters Camphauſen nur noch eine frage der Zeit fei. Die 
gejammte Debatte läßt aber auch noch nach einer andern Seite einen un— 
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günftigen Eindrud zurück. indem von Seite der Neichäregierung über zu: 
fünftige conjtitutionelle Bürgfchaften für die Steuerbewilligung feine Anz 
deutung erfolgte. Daraus folgt, daß die perjönlichen Gombinationen, welche 
an bie Stellvertretungsvorlage gefmüpft wurden, zum mindejten als vertagt 
angejehen werden müſſen; man bejorgt daher allgemein, dat die Mißſtim— 
mung, welche die ganze Steuerdebatte hinterlafjen hat, bei der Stellvertretungs- 


frage zum Ausdrud kommen twerde. 

23. Tebruar. (Deutfches Reich.) Eine Konferenz des 
Reichskanzlers mit Bennigſen, der auffallender Weife in der großen 
Steuerdebatte vom 21.—23. ſich gar nicht betheiligt hat, wird vor— 
erſt als die lebte diejer Art angejehen und die Combination der 
Gründung einer feſten Majorität im Reichstage und des Gintrittö 
der einflußreichhten Führer der nationalliberalen Partei in die Reichs— 
tegierung wird als gejcheitert angejehen. 

„Das Nefultat war vorherzujehen und fann nicht überrafchen. Das 
Partei:Programm umfaßt drei Hauptpuntte: verfafjungsmäßige Stellver: 
tretung durch Delegation, Ausführung der VBerwaltungsrefermen, endlich ein 
Erjag für die Beſchränkung des preußiichen Budgetrechtes, welche die Ver: 
minderung der Matrifularbeiträge im Reiche herbeiführen müßte, durch Quo: 
tifirung eines Theile der direkten Steuern in Preußen oder in ähnlicher 
Weiſe. Dies mußte irgendwie in Ausficht geftellt worden fein, jonjt wären 
die Verhandlungen gewiß ſchon früher abgebrochen worden. Während der 
legten Debatten im Reichstage fehlte indeſſen Seitens der Regierung jede 
Hindeutung auf ein Entgegentommen in dieien Dingen. Die National: 
partei fonnte ihre Prinzipien nicht aufgeben und mußte die Angelegenheit 
vorerjt als jo gut wie erledigt anjehen. Der gegenwärtige Ausgang beweist 
übrigens, daß, wenn jelbjt eine Berftändigung jebt erzielt worden wäre, 
Epaltungen doch wahrſcheinlich nad einiger Zeit eingetreten wären, welche 
die Schwierigkeiten im Reiche nur verjchärft hätten. Die Barteiführer hätten 
fi vergeblich abgenügt und ihre Zukunft umjonft preisgegeben.“ 

25. Februar. (Hejjen.) Die Regierung verhandelt jchon feit 
vier Monaten mit einer Gommilfion des Landtags über eine Rege— 
lung rejp. Erhöhung der Givillijte des Großherzogs, ohne daß es 
bis jet möglich geivejen twäre, zu einer Einigung zu gelangen. 

Die Eivillifte betrug bisher 1,081,000 A; aber da diefelbe jeit langer 
Zeit her jehr verſchuldet ıft, jo mußte der verjtorbene Großherzog jährlich 
207,000 A zur Schuldentilgung veriwenden. Die Regierung verlangt daher 
eine Erhöhung um 222,230 .4 Die öffentliche Meinung des Kleinen Landes 
findet jedoch, dab die Givillifte fchon bisher für dasjelbe mehr als Hoch ge: 
nug bemefjen gewejen jei. 

27. Februar. (Preußen) Camphauſen verlangt jeine Ent— 
lafjung als Finanzminifter und als Vizepräfident des preußijchen 
Staat3minijteriums. 

— Februar. (Elfaß-Lothringen.) Die Zahl der in Folge 
der letzten Gnadenerlafje des Kaiſers in ihre Heimath zurücgefehrten 
Optanten ift jehr groß und wird big auf nicht weniger als 10,000 


angegeben. 
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2.—4. März. (Deutſches Neich.) Reichsſtag: Erfte Lefung 
ber Gej..Entw. betr. Abänderung der Gewerbeordnung und Errich- 
tung don Gewerbegerichten. Diejelben werden an eine Gommijfion 
von 21 Mitgliedern gewieſen. 


Der erſte Gejehentwurf fordert für gewiſſe Intereſſen die jchriftliche 
Form des Lehrvertrags, führt eine Probezeit zu Anfang der Lehre und Ars 
beitsbücher für alle gewerblichen Arbeiter (obligatorijch jedoch nur für —E 
unter 18 Jahren) ein, erſchwert das Verlaſſen der Lehre durch die Lehrlinge, 
ermöglicht bei unbefugten. Verlaſſen die zwangsweiſe Zurückführung des 
Lehrlings und will alle Betheiligten mehr gegen den Vertragsbruch jichern. 
Weiter joll die Sonntagsarbeit und die Beſchäftigung der jugendlichen Ar: 
beiter nach Arbeitszeit, Kofal und Art der Arbeit erichwert und begrenzt 
werden. Es jind das längſt vieljeitig geforderte Aenderungen, in twelchen 
die Ginen ein Zuviel, die Anderen ein Zuwenig finden. Nicht der Normal: 
arbeitätag mit feinen unausführbaren Stonjequenzen, jondern der Vertrags 
bruch, das Lehrlingsverhältniß, die Sonntagsarbeit, die Arbeit der jugend» 
lichen Arbeiter und der auf dieſe begrenzte Gebrauch bes Arbeitsbuches find 
dad Weſentliche der gebotenen Reform. Der zweite wei Dar will Ge⸗ 
werbegerichte conftituiren, welche, ohne Rüdficht auf den Werth des Streit 
peaenflanben, zuftändig find für: 1) Streitigkeiten, welche auf den Antritt, 
ic Fortſetzung oder die Auflöjung des Arbeitsverhältniffes, auf die Aus— 
bändigung oder den Inhalt des Arbeitsbuches oder Arbeitszeugniffes fich bes 
ziehen; 2) Streitigkeiten über Leiftungen oder Entſchädigungsanſprüche aus 
dem Arbeitäverhältnig. Wo Gemwerbegerichte nicht eingerichtet werden, kann 
in Streitigfeiten der bezeichneten Art Klage vor dem Gemeindevorjteher er— 
hoben werden. Die Gegenpartei hat ſich auf die Klage einzulaſſen. Dieß 
ber Kern der Vorlage. Gegen die Entjcheidungen ber Gewerbegerichte find 
die nämlichen Rechtsmittel gegeben, wie gegen die Entſcheidungen der ordent: 
lichen Gerichte, welche für die Mehrzahl der hier fraglichen Streitjadhen an 
fi zur Entjcheidung berufen wären. 


3.—7. März. (Deutfches Reich.) Der öjterr. Kronprinz 
Rudolf bejucht Berlin und die faijerliche Yamilie. Die Aufnahme 
deafelben ijt alljeitig die allerfreundlichite. 

Auch in Wien ift man über den Erfolg des Beſuches jehr zufrieden. 
Menigftens läßt ſich die offiz. Polit. Korr. darüber aus Berlin ſchreiben: 
„Mit kurzen Worten gejagt: der Kronprinz von Defterreich hat hier bei 

ofe ſowohl wie beim Militär das allerbejte Andenken zurüdgelafien; überall 
ijt man jeines Lobes voll, und wenn einer der hier anweſenden fremden Die 
plomaten äußerte, er habe anfänglich den Beſuch des Kronprinzen für einen 
einfachen Höflichkeitsakt gehalten, die Art, in welcher der Prinz hier behan: 
belt wurde, habe ihn jedoch belehrt, daß es fich um ein politifches Ereigniß 
erften Ranges dabei handle, — fo mag diefer Ausipruch ala ein Zeichen 
gelten, wie der Aufenthalt des öſterreichiſchen Kronprinzen Seiten? der Di: 
plomatie gewürdigt wird.“ 


5. März. (Deutjches Reich.) Reichstag: Erfte Lefung der 
Vorlage des Bundesraths betr: die Stellvertretung des Reichskanzlers. 
Nede des Fürſten Bismard. 


Ueberjicht der Debatte: Hänel (Fortichr.) plädirt für verant- 
wortliche Reichsminiſterien. Gin preußifcher Minifter und Bundesraths- 
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Bevollmächtigter habe neulich von Verhandlungen des Reichskanzlers mit 
Herrn d. Bermigjen in Varzin geiprochen. Deßhalb müfje hier davon ge: 
Iprochen werden. Dieſe Verhandlungen Er ala bedeutjames Moment zu 
begrüßen, ala der erjte Anjtoß zum Webergange zu einem Syſtem, welches 
den wahren Rüdhalt der Regierung in der Majorität der Volfsvertretung 
ſuche. Der jekige Zuftand ſei unhaltbar, die gegenwärtigen Einrichtungen 
in ihrem rein provijorischen Charakter in jeder Beziehung — Die 
heutige Vorlage ſtehe außerhalb aller dieſer Verhältniſſe. Die Vorlage ſei 
nur diskutabel, wenn die Stellvertreter volle Verantwortlichkeit hätten; 
daran ſei aber nicht zu zweifeln, die Borlage bejeitige einen Nothitand; ans 
bererjeit3 bejeitige fie eine Verfaſſungswidrigkeit. Der Theil, welcher bie 
Einjegung eines Bicekanzlers betreffe, jei ganz klar und werde nirgends 
Wideripruch begegnen, nur müſſe der Vicefanzler an Stelle des Reichätanz: - 
lers treten und dürfe durch $ 3 nicht etwa plößlich behindert werden können. 
Der verfafjungswidrige Zuftand bejtehe darin, daß fich die verfaffungsmäßige 
Berantiortlichkeit des Reichskanzlers mit der jebigen complizirten Verwal: 
tung de3 Reiches nicht mehr dedfe, daß man vor einer breiten Lücke ftehe. 
Die Borlage wäre noch glüdlicher gewejen, wenn biejenigen Reichsämter ſo— 
fort bezeichnet worden wären, welche mit voller Berantwortlichkeit eingejeßt 
werben jollten. Diefen Weg ſei man nicht gegangen, man habe Umwege 
geſucht. Es Handle ſich nicht um perjönliche, — um ſachliche Hinder⸗ 
niſſe, um Gründe des Reichskanzlers — da könne man nicht die Sache in 
bie Hand des Reichskanzlers legen, damit begründe man die Diktatur, gegen 
welche er proteftiren müſſe. Er könne hieran nicht glauben, fondern mehr 
an die Abficht, einer weiteren Entwidelung verantwortlicher Reichsämter 
mehr Raum zu gönnen. Damit würde er einverjtanden ſein. Er wünſche 
nur ftete Aufrechterhaltung der Verantwortlichkeit der Reichsämter dem Reichs: 
tage gegenüber, jonft müjje er mit feiner Partei dagegen ftimmen. Er wünfche 
ferner die Mitwirkung des Reichstags auch infofern, daß die Ernennung der 
Stellvertreter durch Geſetz oder die Dotirumg der Stellvertreter durch das 
Budget erfolge. $ 3 fei unannehmbar. Der bayeriihe Minifter:Brä- 
fident v. Pfregichner erklärt, er möchte die Einrichtung des Bundesraths 
ausgenommen wiſſen von ben nftitutionen, welche ala unhaltbar bezeichnet 
würden. Er halte fich für verpflichtet, die Stellung der bayerijchen Regie: 
zung zu der Trage der Neichaminifterien zu prägifiren. Diejelbe, fagt er, 
ift entjchieden gegen Reichminifterien. Sie fennt al3 einziges verantwort— 
liches Reichsorgan mit der Reichäverfaffung nur den Reichäfanzler. Sie gibt 
die Nothwendigkeit einer Siellvertretung de3 Reichskanzlers, wie fie die Vor: 
lage will, zu. Sie würde aber in Reichsminiſterien eine Schwächung des 
Bunbdesrath3, eine Beeinträchtigung der Autonomie der Ginzelftaaten er: 
bliden. Wir finden eine nothrvendige Hilfe für die Gejchäfte in der Vorlage. 
Gegen Reichsiminifterien dagegen müffen umd werden wir uns emergiich er: 
flären. v. Helldorf (conjerv.) erklärt, die Vorlage jei für ihn und feine 
politischen Freunde ihrem ganzen Inhalte nad) annehmbar. Das Inſtitut 
der Reichöminifterien würden fie befämpfen. v. Bennigjen (nat.:lib.) IR 
gegenüber der Erklärung des bayerijchen Minifter-Präfidenten, man_ erjehe 
aus befjen Worten, mit welchen Schwierigfeiten die Weiterentwicdlung Deutſch— 
lands zu fämpfen habe. Gegenüber ber Abneigung ber Einzelitaaten gegen 
die Errichtung von Reichaminifterien ſei zu conjtatiren, dat die Parteien, 
beren föderative Geſinnung außer Zweifel fei, jowohl im conftituirenden 
Reichstage wie jpäter, Reichsminiſterien angeftrebt hätten. Allerdings werde 
bei Reichäminifterien die Stellung bes Bundesraths modifizirt werden müffen. 
Die Schwierigkeiten babei würden jo groß fein, daß man von einer ſyſte— 
matischen Regelung ganz abjehen müffe. Man bürfe nicht vergefjen, daß die 
Echulthess, Gurop. Geſchichtslalender. XIX, 2b, 5 
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gegenwärtigen Verhältniſſe erſt 10 Jahre alt und nach einem jchiveren, ge= 
waltjamen Durchbruche entjtanden jeien. Zu $ 1 der Vorlage bemerft er, 
bei Uebernahme der —— durch den Stellvertreter müſſe die Ver— 
antwortlichkeit des Reichskanzlers auf den Stellvertreter übergehen. Zu $ 3 
wünfcht er, dab er ganz wegbleibe oder eine präcijere Faſſung erhalte. Zu 
5 2 hebt er die Theilung der Arbeiten hervor, bei weldyen eine Vertretung 
zuläffig fein joll und bei welchen nicht; eine Theilung, weldye vom Bundes— 
rath vorgenommen, in der urfprünglichen preußifchen Vorlage nicht enthalten 
eiwejen jei. d. Bennigſen weist auf die Schwierigkeiten ſolcher Theilungen 
Din, geht dann auf die Verhandlungen ber legten Woche über die innere 
Reform über und jagt: Wenn die gegenwärtige Vorlage nur zur folge hätte, 
daß wir eine verantwortliche Finanzverwaltung erhielten, jo würde dieß 
ein großer FFortjchritt fein. Nach feiner Meinung bezwede die Vorlage, die 
einzelnen Reſſortchefs unbeſchadet der einheitlichen Verwaltung jelbjtändiger 
und jelbjtbewuhter zu machen, und namentlich jei dieß mwünjchenswerth hin— 
ichtlich der Finanzverwaltung. Bennigjen betont, die Finanzvertvaltung bes 
eich müſſe nothwendigerweiſe in ein anderes Verhältnig gebradyt werden 
zu den Finanzverwaltungen der Einzeljtaaten, namentlich müfje eine Wer: 
bindung bergejtellt werden zwiſchen ber Reichafinanzverwaltung und ber 
preußijchen Finanzverwaltung. Bezüglich der Steuervorlage bemerft er, die 
Steuer müſſe dem ii wirklich erhebliche Einnahmen und den Ginzel: 
ftanten wirklich große: Erleichterungen verichaffen, jo daß die Matrikular: 
beiträge fait ganz wegfallen könnten. Der württembergijhe Minifter 
v. Mittnacht erklärt, auch feine Regierung würde gegen die Vorlage ges 
ftimmt haben, wenn diefelbe die Errichtung von Reichsminifterien gewollt 
hätte. Aber feine Regierung habe im Bundesrathe Derartiges gewollt. Für 
ein deal vermöchte er die Reichäminifterien nicht zu halten. Zwiſchen 
reußen und der Reichöregierung bejtänden ja doch nähere Beziehungen. Die 
jee würden meiſt ın den preußijchen Minijterien gemacht. Der Bundes: 
rath gäbe jchnell feine Zuftimmung und die Vertretung im Reichstage er: 
[ele: durch preußijche Minifter und Regierungsbeamte. Das würde durch 
ie Reichäminifterien auch nicht beffer werben. Die württembergiſche Regie: 
rung halte die Errichtung von KReichdminifterien nicht ohne Kränkung der 
Rechte der Einzeljtaaten im Bunbesrathe für denkbar und thunlid. Endlich 
ergreift der Reichskanzler dad Wort: „Als ich zuerft, hebt der Reichs: 
fanzler an, bei Sr. Majeftät dem Kaiſer die Erlaubniß nachjuchte, den An: 
trag einzubringen, der zu der Vorlage Anlaß gegeben hat, und ala zuerft 
bieje Thatjache bekannt wurde, hat es mich überrafcht, aus den öffentlichen 
Blättern zu erjehen, daß an dieje jehr einfache und durch die Sachlage ala 
geichäftlich imdizirte Vorlage fich ein jo gefteigertes Mak von Befürchtungen 
einerjeitö, von unitarischen Beitrebungen und von Wünjchen und Hoffnungen 
andererjeit3 auf Beftrebungen in diefer Richtung geknüpft hat. Auch unjere 
heutige Diskuffion wird ım Ausland infofern Verwunderung erregen, ala 
man hen aus den erjten Reden fchließen fonnte, daß über das, was uns 
weſentlich beichäftigt, der Bundesrath und die große Mehrheit des Reichstags 
einig ift und einig bleiben wird. Man hat ım Auslande vielleicht feinen 
richtigen Maßſtab von der Neigung, die uns Deutjchen beiwohnt, nicht den 
mr Bedarf der Geſe . zu abjorbiren, jondern jede Gelegenheit zu 
ergreifen, um tiefer gehende theoretifche oder bdoftrinäre Erörterungen des 
eigenen Berfaffungszuftandes, des Bodens, auf dem man fteht, daran zu 
fnüpfen. Es ift Alto — till ich dabei für Leute, die ung nicht fennen, er: 
läutern — gewifjermaßen ein Rendezvous auf heute verabredet, um eine der 
periodijch eintretenden Kritiken unferer DVerfafjungsbeftimmungen gegenfeitig 
vorzunehmen, die wir zuleßt bei dein Münſter-Tweſten'ſchen Antrag hatten 
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und die und allen frifch in der Erinnerung ift. ch freue mich, daß dem 
Gedanken diejer Neigung durch Anträge eine praktifche Geftalt zu geben, von 
feiner Seite Ausdruf gegeben worden ift. Ich meine nicht Amendements; 
ich meine Anträge auf Berfafjungsrevifion. Denn ich würde es bedauern, 
wenn eine jo junge und mühjam zur Welt gefommene Verfaffung nun von 
Neuem funditus revidirt werden müßte. ch bin wohl berechtigt, zu jagen: 
von Grund aus; denn e3 handelt ſich um das Erjchüttern der Fundamente, 
die Behufs der Machtvertheilung zwiſchen Reich, Bundesrath und Reichstag 
gelegt worden find, und die Erinnerung an die vergeblichen Verſuche, bie 
wir in frankfurt a. M. vor einem Menjchenalter gemacht haben, um theo— 
retiſch dieſe Frage richtig zu Löfen, follte meines Erachtens Jeden abhalten, 
an diefe Grumdlagen zu rühren. Wollen Sie, daß dieſe Verfaſſung, die jet 
dem deutjchen Reiche ein Maß von Einheit gibt, das e3 feit Jahrhunderten 
nicht gehabt hat, jeden Augenblid wieder in Frage geftellt werde? Wollen 
Sie, dab die Einzelregierung fich die Frage vorlegen dürfe, ob fie an eine 
modifizirte Verfafjung, die ihr durch Mebrheitsbeieluß aufgedrungen wird, 
fi) noch in demjelben Maße zu halten, moraliſch verpflichtet ſei, ala fie es 
urſprünglich war? Dieß der Grund, weßhalb ich mich —* daß die kriti⸗ 
ſchen Reden, zu denen die Verfaſſung den Stoff eben hergegeben hat, ſich 
nicht in beſtimmten Anträgen auf Verfafſungsreviſion verkörpert haben. Das 
Reden an und für ſich über Dergleichen, was fein könnte, was wünſchens— 
werth wäre, was vom ibeellen, doftrinären Standpunfte erftrebt werden 
fönnte, ift am fich ein ziemlich unjchuldiges Vergnügen, aber jo ganz um: 
ichuldig, wie bie Fe annehmen, doch noch immer nicht. Ich möchte jo: 
gar behaupten, daß die Stellung eines beftimmten Antrages in mancher Be: 
ziehung einen Borzug hat; denn die Reben, die fich nicht an einen pofitiven 
Antrag anfchließen, müfjen ſich faft nothiwendig auf eine Kritik des Beftehen- 
den beichränfen, und es verbreitet ſich dadurch eine Empfindung, die die 
Herren ſich vielleicht jelbft einreden, als ob das Beſtehende eigentlich ganz 
unerträglidy fei. ch habe, bevor ich nach Berlin fam, in den Zeitungen 
einen gewiſſen Stimmungsausdrud gefunden, der mich zum Nachdenten brachte: 
was ift eigentlich in Deutjchland geichefen, daß wir uns in einer fo büjtern 
oder niedergedrüdten Stimmung bezüglich der Gegenwart wie der Zukunft 
befinden, wie die meiften Blätter diejelbe in ihren Leitartifeln jchildern? Es 
hieß überall: jo wie es ift, fann es nicht bleiben, es muß etwas gejchehen, 
diefer Zuftand ift zu fürchterlich. (Heiterkeit.) Num, ift denn die Berfafjung, 
unter welcher wir leben, wirklich jo jchlecht und unerträglich? Xheoretij 

läßt fi ja Vieles gegen fie jagen, aber praftifch find wir mit ihr bo 

‚weiter gekommen, als mit allen theoretifchen Verfuchen ; fie hat fich in Europa 
Anfehen ertvorben, wa3 niemals gejchehen fein würde, wenn man fie dort 
* ſo elend und verwerflich hielte, wie ſie bei uns geſchildert wird. Ich 
ann in der Einſamkeit des Landlebens nach: was iſt meinen Landsleuten 
geſchehen, daß ſie auf einmal ſo viel ne daran find, ald vor einem 
Sabre? Sit es vielleicht die verhältnigmäßige Ruhe und ftete Entwicdelung, 
in welcher wir uns im Vergleich zu anderen Ländern befinden, ift es unjer 
großes Maß von Frieden? Gewiß trägt Das viel dazu bei; denn thaten: 
durjtige Herzen, bie gerade feine weiteren fie anregenden und bejchäftigenbden 
Aufgaben haben, als im Winter im Parlamente das Volk zu vertreten, 
fommen nothiwendigerweife im Sommer auf eine gewiffe Unruhe, daß etwas 
geichehen müfje: das Revifionsbedürfnig wird jo ftarf, daß es nur durch 
Krieg oder innere end oder durch eine den ganzen Geijt bes tiefen Den: 
kers bejchäftigende Kritik der unterjten Grundlagen unferer Einrichtungen 
befriedigt werden kann. Wenn alle unjere Volksvertreter in der Lage wären, 
wie ich und Diele von uns, daß fie froh find, das Leben zu Haben und ihre 

5* 
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Geichäfte beforgen zu können, dann glaub’ ich, würden wir nicht ———— 
unſeren Gejundheitszuftand in ia bedenklichen und erregenden Weiſe unter: 
vaben. Als dieje Vorlage eingebracht wurde, lag mir der Gedanke einer 
Derfaffungsänderung außerordentlich fern. Der Neichäfanzler war in dem 
urfprünglichen Verfaſſungsentwurfe für den norddeutſchen Bund nicht mit 
ben jeigen Machtattributen betleidet, er jollte Das jein, was man in Frank— 
furt einen Präfidialgefandten nannte, der feine Injtruftionen von dem Mi: 
nijter der auswärtigen Angelegenheiten empfing und ebenfo das Präſidium 
hatte. Nun wurde durch den Eonftituirenden Reichätag die Bedeutung des 
Reichskanzlers plößlich zu der eines fontrafignirenden Minifters, und nad) 
ber ganzen Stellung blieb fie nicht mehr die eines Unterjtaatsjefretärd für 
beutjche Angelegenheiten im preußiſchen Minifterium des Auswärtigen, tie 
urſprünglich bie Abficht war, fjondern wurde die eined leitenden Reichs: 
minifterd. Dadurch entjtand die von mir und meinem VBertreter v. Sadigny 
ofort erfannte Nothwendigkeit, daß deutſcher Reichskanzler und preußijcher 

inifterpräfident ein und diejelbe Perſon fein müßten. Es hat mich Das, 
wie ich fürchte, einen fyreund gefoftet *), aber bie Leberzeugung war bei mir 
durchſchlagend. In ben Berathungen des Reichstags Maren mun unjere 
Amendement3 eingebracht, welche die Abficht Hatten, die Stellvertretungsfrage 
u regeln; allein diejelben wurden ausdrüdlich abgelehnt. Der Kontra: 
tan in $ 17 blieb einigermaßen im Unklaren. Ich erinnere mid) 
ganz gut, weßhalb. Mir jchien es, faſt möchte ich jagen, nicht ſchicklich, jo, 
wie bie ten lag, dat ein Reichskanzler mit der minijteriellen Kontra 
fignaturbefugni en ohne eine in der Verfaffung ausdrüdlich ausgeſprochene 
Wittoiekung des Kaiſers Jemanden jubjtituiren fönne, den der Kaiſer nun 
als fontrafignirenden Minijter und die Hand des Kanzlers annehmen jolle; 
2 Io damals darüber meine Jmmediatvorträge gehalten, welche Ihnen 
ſchriftlich und mündlich den Beweis liefern, daß durchaus fein Vergeſſen 
vorlag, jondern ich habe Sr. Majejtät gejagt: Alle Anträge über dieſe 
Dinge find mit einer jo geringen Majorität gefaßt, daß ich Bedenken trage, 
wieder daran zu rühren; wir könnten dann leicht zu einer underföhnlichen 
Differenz fommen. Ich bin ſehr froh, daß wir etwas halbwegs Annehm— 
bares, wenn auch nur mit einer Stimme Majorität, in der Beziehung ge: 
wonnen Haben, ohne zu einem Bruche der Verhandlungen mit den Regie: 
rungen zu fommen, die wir unmöglich vergewaltigen konnten, ohne über Das, 
wozu fie zugejtimmt haben, Hinauszugehen. Es ftand jchon damals feft, 
baß bie verbündeten Regierungen nicht auf die Anträge eingegangen wären, 
die damals mit einer Stimme Majorität abgelehnt wurden. Ich Habe def: 

Ib darauf verzichtet, eine deutlichere Beſtimmung über die Stellvertretungs: 
vage auch tm $ 17 anzuregen, indem ich Sr. Majejtät dem Kaiſer jagte: 
Das ift eine Sache, die man ja in ber dienftlichen Praxis reguliren kann. 
Der Kaiſer, oder damals das Präfidium, der König von Preußen, kann dem 
Kanzler befehlen „ich verlange jedesmal, eine Genehmigung zu geben“, und 
der Saijer kann Den, der ſich micht fügen will, an jedem Tage entlafjen. 
63 — nicht nöthig, daß das Schicklichteitsbedürfniß erfüllt wird auf die 
Gefahr hin, daß eine Majorität mit einer Stimme gegen uns in einer kitz— 
ligen und ſchwierigen Sache ſich bildet. Ich bin alſo niemals zweifelhaft 
Boat zehn Jahre lang nicht, daß ich als Kanzler ganz berechtigt wäre, 
uch Subftitution mit kaiſerl. Genehmigung mir einen Gefammt:Stellver: 
treter zu ſchaffen, auf den auch die Kontrafignatur übergehen würde. Ich 
war mir don Haufe aus um fo weniger zweifelhaft darüber, als der Reichs— 


Arcbt *) Hrn, d. Savigndy, ber ben Poften einer Bundesfanzferd für feine Perſon an» 
rebte. 
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fanzler — ich will jagen, mindeſtens bi3 zu der neuen Nevifion der Ver: 
faffung von 1870, vielleiht fogar bis zum Erlaß des a 
von 1873 — 2 ein preuhifcher Beamter war. Gr war Beamter des 
Königs von Preußen, in deſſen Eigenſchaft als „Präfidium“, wie man es 
neulich bezeichnet hat. Es konnte mir alfo gar fein Zweifel beitommen, 
daß nicht auch diefen preußiſchen Präfidialminifter jeder Andere unter Im: 
ftänden auch in der Kontrafignatur werde vertreten fünnen. Es fam bazu, 
daß ich einfach jahrelang danach gehandelt habe. Es ift eine ganze Anzahl 
von Föniglichen Verordnungen, von Beamten-Ernennungen, fogar jolcher, die 
nach den jet aufgetauchten Streitigkeiten ſehr zweifelhaft werden können, 
erfolgt. Wenn es zweifelhaft ift, ob man die Gompetenz eines Nichterd dom 
obersten Reichägericht anfechten kann, wenn beifen Ernennung nicht vom 
Kanzler Ekontrafignirt ift, jondern von beffen Stellvertreter, jo find Das 
Fragen, die nachher erledigt werden müflen. Der Reichskanzler führt dann 
aus, wie erſt die Debatte des vorigen Jahres über fein Urlaubsgejuch bie 
Anregung zu den Zweifeln über feine Kontrafignatur gegeben habe; damals 
babe der Staatäminifter dv. Bülow zugegeben, daß in der Kontrafignatur 
eine Vertretung nicht beabfichtigt fei. Um aber allen Zweifeln entgegen: 
zutreten, ſei die Borlage ausgearbeitet worden. In Bezug auf die Vertretung 
durch die Chefs der einzelnen Reſſorts jei die Interpretation zweifelhafter, 
ala ın Betreff der Geſammtvertretung. Das Bedürfniß einer Vertretung in 
den Reffort3 brauche wohl nicht erft motivirt zu erden; es Handle ſich 
dabei um bie Gefchäftserleichterung. Die Verwaltung von Elfah-Lothringen 
erfordere die meiften Kontrafignaturen. Der Gejfammtitellvertreter follte immer 
derjenige fein, der jtellvertretender Minifterpräfident in Preußen ift; denn 
er, der Reichsfanzler, habe felbft gejehen, wie jchädlich e3 jei, wenn der Ein: 
fluß des Reiches in Preußen fein genügender fei. Der Reichalanzler geht 
dann darauf ein, wie zwifchen dem Fyinanzminifterium Preußen? und ber 
frinanzverwaltung bed Reiches eine here Verbindung beftehen müfle. 
Denn die Zeiten des finanzktundigen Minifterd Delbrüd jeien vorüber und 
die Stellung des Reichsfanzleramtes eine andere geworben. Aus ben jehigen 
Unbequemlichkeiten könne nur die Bildung eines Reichäfinanzamtes heraus: 
helfen; ähnlich, wie e3 in Bezug auf die Kriegsverwaltung bereit gefchehe, 
folle der Schatzſekretär des Reiches gehalten fein, die Vorlagen nur mit 
Gegenzeichnung de3 preußifchen Finanzminifter® zu machen. Große Diffe: 
zenzen würden dabei nicht entftehen, wenigſtens feien fie in Bezug auf das 
ſtriegsdepartement nicht entftanden. Der Schahfetretär ſei dabei nicht etwa 
überflüffig, fondern er müſſe feine Reichsbeamtenqualität den Einzelftaaten 
gegenüber haben, damit diefe nicht gezwungen feien, an das preußiſche Mini: 
fterium zu gehen. Zur Bildung eines Reichäfinanzamtes gehörten aber auch 
Finanzen. Die Mayorität könnte umgekehrt fagen: erft ein Reichafinanzamt, 
dann die Finanzen. Das fei ein circulus vitiosus. Der Reichskanzler weift 
dann mit Entjchiedenheit zurüd, daß im Reichdtage die Eteuerborlagen nur 
dann zur Annahme gelangen jollten, wenn in Preußen ein erweitertes Steuer: 
bewilligungsrecht zugeftanden würde. Das jei Sache des preußiſchen Land» 
tages. Uebrigens begreife er gar nicht, was die Regierung Preußens, im 
Fall die Einnahmen aus den Eteuern bie Ausgaben überfchritten, mit dem 
übrigen Geld ohne Bewilligung bes Landtages machen jolle; es müßten dann 
nothiwendiger Weife an bie — * ial:, Kreis- und Kommunal-⸗Verbände 
Steuern abgegeben werden. Dieſes Vertrauen müſſe man der preußiſchen 
Regierung ſchenken. Was würde man dazu ſagen, wenn man bei einer poli— 
tiſchen oder wirthſchaftlichen Frage dem bayeriſchen Landtage zumuthen wollte, 
erſt ſein Steuerbewilligungsrecht Art des Artikels 109 der preußiſchen 
Verfaſſung einzuſchränken? Man müſſe zur preußiſchen Regierung Vertrauen 
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haben, denn man jehe ja dann den Reichskanzler und den Finanzminifter im 
preußischen Abgeordnetenhaufe wieder. Der Reichsfanzler wendet fi) gegen 
das Vorurtheil, daß Regierung und Volfsvertretung divergirende Intereſſen 
hätten. Das jei umrichtig. Beide Faktoren arbeiteten lediglich für da3 Wohl 
des Landes. Zur Zeit des Abjolutiamus fei e8 wohl vorgefommen, daß ein 
Minifter lediglich feine Herrfchaft im Auge gehabt habe; aber daran ſei 
heute nicht mehr zu denken, und Mißtrauen jei deßhalb durchans nicht am 
—— Auf die beiden Fragen des Abg. Bennigſen, ob die Stellvertretung 
nicht bloß durch den Kanzler, ſondern durch kaiſerliche Verordnung beſeitigt 
werden könne, und ob der kontraſignirende Stellvertreter die volle Verant— 
wortlichkeit übernehme, antworte er mit Ya, müffe aber betonen, daß er 
beffenungeachtet nach) wie dor die volle Verantwwortlichkeit für die politifche 
gattung der Regierung und ben ganzen Gang ber Verwaltung übernehme. 

en Bundesrat halte er für eine bejjere Einrichtung ala die Reichsmini— 
fterien, fchon be&halb, weil das größere Maß politiicher Erfahrungen, das 
fi) in ihm aus den verjchiedenen deutichen Staaten konzentrire, durch Reichs: 
ıninifterien nicht erjeßt werden könne. Beltände fein Bundesrath, jo müßte 
ein ſolcher gejchaffen werden. Ein immerwährender Stellvertreter jei nicht 
in Ausficht genommen, fondern die Stellvertretung werde von Fall zu Fall, 
je nad) Bedürfniß, erfolgen. Wie fich diefelbe gejtalten werde, ſei vorläufig 
noch nicht abzujehen, zumal die Vorlage feinen Abſchluß bilde und eine 
— rei keineswegs ausfchließe. Der Reichskanzler bittet ſchließ— 
lich, die Vorlage in der Form, wie fie aus dem Bundesrath hervorgegangen, 
anzunehmen, da eine Amendirung derfelben die Sadje nur verzögere, in der 
Sache aber doch nichts ändere. Nach diefem Bortrage des Reichafanzlers 
wird die Diskuſſion gejchloffen und die Verweifung der Vorlage an eine 
—— abgelehnt. Die zweite Berathung derſelben ſoll alſo im Plenum 
tattfinden. 

Die, Rede des Reichskanzlers beſtätigt, daß dieſer die Einführung der 
neu aufgetauchten ‚konſtitutionellen Garantien“ als Vorbedingung der Steuer: 
reform entſchieden zurückweiſt. Vor dem Reichskanzler hatte Hr. v. Bennigſen 
das Wort ergriffen zu einer Rede, in der er ſichtlich bemüht war, die Trag— 
weite der Stauffenberg'ſchen Rede vom 22. Febr. zu beſchränken. Herr v. 
Stauffenberg hatte von konſtitutionellen Reichsminiſterien geſprochen, Hr. v. 
Bennigſen erkennt an, daß dieſes Ziel jetzt noch nicht zu erreichen ſei; 

err d. Stauffenberg hatte bie Steuerbewilligung im Allgemeinen gefordert, 

err d. Bennigfen erflärt fi nur für eine beweglichere Geftaltung der Ein: 
fommenfteuer als das zu erftrebende Ziel. Aber auch in diefer Gejtalt wird 
man nach der Rebe des Kanzlers nicht annehmen können, dab der Lektere 
geneigt fei, die liberalen Fyorderungen als Preis einer Steuerreform im Bor: 
aus anzunehmen. Die Nede des Sanzlers läht feinen Zweifel darüber, daß 
er vor Allem die Einführung — Reichseinnahmen an Stelle der Matri— 
kularbeiträge geſichert wiſſen will, bevor von einer Regelung der Dispofition 
darüber die Rede fein dürfte. 


6. März. (Deutfches Reich.) Während das deutiche Reich 
die Betheiligung an der bevorjtehenden Weltinduftrieausftellung in 
Paris ſ. 3. befanntlich abgelehnt hat, genehmigt dagegen der Kaiſer 
ein Dekret, welches die Betheiligung der deutjchen Künftler an der 
mit jener verbundenen Ausstellung der jchönen Künfte genehmigt 
und läßt darüber der franzöfifchen Regierung durch den deutfchen 
Botichafter in Paris Mittheilung machen. 
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8.—9. März. (Deutjches Reich.) Reichdtag: Zweite Lefung 
der Vorlage des Bundesraths betr. die Stellvertretung des Reichs— 
fanzlerd. Die nat.-lib. Partei und die Gonfervativen, alfo die ent- 
Ichiedene Mehrheit des Reichstags, find von vornherein entjchloffen, 
den im Bundesrath vereinbarten Gompromiß unverändert anzu— 
nehmen. Dagegen ftellt die Tortfchrittspartei Anträge, um dem 
Reichstage einen Einfluß auf die Frage zu fichern. Diefelben, ſowie 
alle übrigen Amendements werden theil® zurüdgezogen, theil® mit 
großer Mehrheit abgelehnt und die Vorlage wird unverändert an— 
genommen. Der Reichäfanzler ergreift wiederholt das Wort. 


Meberficht der Debatte: dv. Grävenitz (conf.) legt ben Stand: 
punkt der Gonfervativen dar, welche die Vorlage unverändert annehmen 
wollen. v. Kleiſt-Retzow (conf.) äußert den Wunſch, dab ein felbitändi: 
ges Reichsfinanzamt gejchaffen werde, und erklärt ſich gegen alle Veränderungs— 
anträge Fürſt Bismard tritt nochmals für die unveränderte Annahme 
der Vorlage ein, indem er bemerkt: das Gemwünfchte jei nicht fteld dad Er: 
reichbare. Was den Gedanken des Vorredners ambelange, daß die ganze 
Reichäverwaltung direkt durch die preußiichen Minifterien zu führen fer, * 
wäre Das in den erſten Jahren des Beſtehens des Reiches möglich geweſen, 
nicht mehr aber bei der weiteren Entwickelung der Verhältniſſe. Der Reichs: 
fanzler geht jodann auf die Entjtehung der Verträge mit den Regierungen 
bezüglid; der Gründung des Reiches zurück und meist auf die Schwierig: 
keiten bei Organiſation der Reichsbehörden unter ſteter Echonung und Ber 
rücfihtigung der Anfprüche der Einzelregierungen hin. Der Bunbesrath 
babe fich ala geeignete? Organ erwiefen, um allen Anjprüchen Rechnung zu 
tragen. Dean jolle bereits befeitigte Schwierigkeiten nicht noch einmal auf: 
thürmen. Der Fürſt äußert feine freude darüber, dab die allgemeinen 
Wünjche ri darin begegneten, die Schaffung eines Reichsfinanzamtes zu 
verlangen; darüber herriche im Bundesrathe Einigkeit, daß ber preußifche 
Finanzminiſter die Reichsfinanzen leiten ſolle. Wenn er (Biamard) den 
preußiichen Fyinanzminifter als feinen natürlichiten Stellvertreter bezeichnet 
babe, jo ſei dabei maßgebend gewefen, daß diefer Minifter im Miniſterium 
natürlich einen bedeutjamen Einfluß babe. Der Reichäfanzler bittet noch: 
mals, von Amendements möglichjt abzujehen und bie alte Erfahrung zu be: 
herzigen: Das Befjere ift des Guten Freind., Man möge e3 vermeiden, Die 
Vorlage nochmald an den Bundesrath gelangen zu laſſen, und das dort 
mühſam zu Stande Gebradhte nicht nochmals in Frage ftellen. Der zu 8 2 
beantragte Zufakantrag Beſeler's wird einftimmig, der Zufakantrag Winbdt: 
horſt's (Meppen) mit großer Majorität abgelehnt. Weitere Anträge von 
MWindthorft, Reichenfperger und Hänel werben zurüdgezogen. $ 3, wo bem 
Reichskanzler vorbehalten ift, jede Amtshandlung auch während der Dauer 
der Stellvertretung jelbft vorzunehmen, wird von Treikfchke und Schmibt 
befürwortet, von Reichenjperger befämpft. Der württembergijhe Mi: 
nifter vd. Mittnacht tritt für diefe Beftimmung der Vorlage ein. Wenn 
man aus den Gtellvertretern nichts weiter — als was ſie ſeien, könne 
man gegen den Paragraphen nichts einzuwenden haben. Man * Ein⸗ 
wendungen bezüglich der Selbſtändigkeit des Stellvertreters erhoben. In 
dieſen Dingen komme es aber auf die Perſon, den Charakter und bie Be: 
fähigung der Stellvertreter an, wie der Abg. dv. Bennigjen bie kürzlich 
treffend ausgeführt habe. Es ſei nicht anzunehmen, daß ber Reichäfanzler 
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ohne Noth und rückſichtslos intervenire. Dem Reichskanzler müffe zumazift 
daran liegen, vertrauenswürdige und befähigte Perfonen zu Stellvertretern 
zu bejtellen, ober folle er verurtheilt fein, ruhig zuzufehen, wenn der Stell: 
vertreter umrichtige Bahnen einjchlage? Hierzu komme ferner die Rücficht 
auf den Verkehr der Einzelregierungen mit dem Reichskanzler. Die Einzel 
regierungen könnten nicht wünfchen, den Reichskanzler hierbei verſchwinden 
oder in den Hintergrund treten zu ſehen. Fürſt Bismard erklärt, bie 
für den Reichsfanzler geforderte Befugniß ſei unentbehrlich. Gewähre man 
diejelbe nicht, jo werde man auf Umwegen zn dem gewünfchten Ziele zu 
gelangen fuchen. Ohne dieſe Berechtigung werde man ſchwerlich einen Reich: 
fanzler finden. Ohne fie würde der Zuftand eintreten, welcher dem Abge— 
ordnieten Lasker ala deal vorzuichweben jcheine, der Zuftand der Zerfahren: 
heit und Anarchie in den einzelnen Reſſorts, wobei Jeder thun und laſſen 
fönne, was er wolle. Die preußiſchen Minifterialzuftände kämen dieſem 
Sjdeale ziemlich nahe, und beftünde der von Laster gewollte Zuftand, jo 
müßten Lippe und Mühler nod heute Minifter fein, denn er (Redner) 
würde ihnen niemala haben bdreinreden fünnen. Werde dem Reichskanzler 
die gebachte Befugniß nicht ertheilt, jo Lönnen während der Stellvertretung 
leicht Zuftände eintreten, die mit der Politif des leitenden Minifterd im 
ſchneidendſten Widerjpruch ftänden und den Lehteren zum Rücktritt zwingen 
müßten. Windthorjt (Meppen) erflärt fich gegen $3. Laster Sucht 
fi) gegen die Neußerungen des Reichskanzlers, ſoweit biefelben auf feine 
rer ni bezogen hätten. Dad Land und das ganze Haus würden ihm 
ezeugen, daß er ſtets das Gegentheil Defjen verfolgt, was der Reichskanzler 
ihm unterftellt Habe. Uebrigens wahre er fich die volle Freiheit der KHritif 
und der Rede. Fürſt Bismarck erwidert, er wollte Lasker beide nicht ver: 
fümmern. Zum Beweis, daß feine Aeußerung begründet fei, berufe er fich 
auf die Aeußerungen Lasker's bei der erften Lejung. 

Die Annahme des Stellvertretungägejeges ijt durch das Refultat ber 
zweiten Leſung gefichert, bie ‚ganze Bedeutung der Trage aber in letzter Zeit 
jede ne ie rumpft. a3 hat man nicht alles um die Jahreswende, 

a Bennigfen nad) Varzin reidte, an neuen Organifationen und neuen Mi— 
niftern als bevorftehend bezeichnet! Zum Mindeſten drei Verwaltungs: 
zweige im Reich und in Preußen follten durch Perjonalunion mit einander 
verbunden werden: der Vorſteher des Reichsjuſtizamts follte zugleich preußi: 
jcher Juftizminifter, der Vorſteher bes Reichseiſenbahnamts zugleich preußiicher 
Erjenbahnminifter, endlich der preußische Finanzminiſter zugleich Vorſteher 
de3 Neichsfinanzamts und Bicefanzler werden. Für die letteren Aemter 
jollte Bennigjen beftimmt fein. Das fogenannte Stellvertretungsgefek ſollte 
angeblich für diefe Organifationen Raum le Was ift dagegen jetzt, 
two das GStellvertretungsgeje der Annahme ſicher, two außerdem beftimınte 
Aeußerungen des Kanzlers vorliegen über ben Gebrauch, welchen er von 
dem Geje machen will, von allen dieſen Plänen übrig geblieben? So gut 
wie nichts. Eine Verbindung bes preußiichen Yuftizminifteriums mit bem 
Reichsjuftizamt, eine Verbindung der Eifenbahnverwaltung in Preußen und 
im Reid) ift nach den Amendirungen des Bundesraths durch das ei. elbft 
ausgeſchloſſen. Die Perfonalunion zwiſchen Reichafinanzamt und preußiſchem 
Finanzminiſterium, ſowie die Ernennung dieſes Doppelminifters für Finanzen 
zum Nicefanzler wäre nach dem Geſeß zuläffig, jcheint aber vom Kanzler 
jebt aufgegeben, offenbar weil ihm nach dem gänzlichen Scheitern der Ber: 
handlungen mit Bennigjen feine für ein folches Amt nach allen Richtungen 
geeignete Perfönlichkeit mehr zur Verfügung fteht. Unterftaatsjefretär Herzog 
wird für Eljaß-Lothringen und Stantsiekretär v. Bülow für da3 Aeußere 
eine etwas erweiterte Kontrafignaturbefugniß erhalten; nur wenn zeitweilig 
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einmal fonft noch eine Vertretung erforderlich wird, joll dieſelbe der Vice: 
präfident des preußifchen Miniftertums beforgen. Aber diefer Vicepräfident 
wird künftig ſchwerlich der preußiiche Finanzminiſter fein. Ebenfo ſchrumpft 
ber „Reichsfinanzminifter” auf einen Unterjtaatsjefretär für das Reichsfinanz— 
weſen zujammen, Die negative Wirkung des Stellvertretungsgejches Liegt 
allerdings in der Außerkraftſetzung de3 Betorecht3 der 14 Stimmen im Bun— 
besrath bei Berfaffungsänderungen für eine künftige anderweitige Organifa: 
tion der oberften Reichsämter. 


11. März. (Deutjches Reich.) Reichstag: Dritte Lefung 
des Stellvertretungägefees des Reichskanzlers. Dasjelbe wird jchließ- 
lih als Ganzes mit 171 gegen 101 Stimmen angenommen. 


Sin der Generaldebatte ſpricht v. Kleiſt-Retzow für, Windthorft (Mep: 
pen) gegen die Vorlage. v. Czarlinsky erklärt im Namen der polnijchen 
Abgeordneten, daß diefe an der Berathung und Abjtimmung nicht theil: 
nehmen würden. Bei der Spezialdiskuffion nehmen Dernburg und Laster 
für den Entwurf, Windthorft, Hänel und Reichenfperger gegen denfelben das 
Wort. Lebterer wird wegen Abjchweifung auf das Gebiet des Kulturfampfes 
vom Präfidenten zur Sache gerufen. Darauf werden die $$ 1 und 2 an: 
genommen und ebenjo ohne Debatte die 8$ 3 und 4. Bei der Abjtimmung 
über das Geſetz im Ganzen, welche nach Lucius' Antrage eine mamentliche 
ift, erfolgt die Annahme mit 171 Stimmen gegen 101; gegen dasſelbe ftim: 
men die Mitglieder der FFortichrittspartei, des Gentrums und der elſaß-loth— 
ringiſchen Proteftpartei; die polnischen und jozialiftiichen Abgeordneten ent: 
halten fi) der Abjtimmung. 

Wortlaut des Geſetzes über die Stellvertretung des Reiche» 
fanzler3: „F 1. Die zur Gıltigkeit der Anordnungen und Verfügungen des 
Kaiſers erforderliche Gegenzeichnung des Reichskanzlers, ſowie die fonftigen 
demjelben durch die Verfaſſung und die Gejehe des Reiches übertragenen 
Dbliegenheiten können nah Maßgabe der folgenden Beitimmungen durch 
Stellvertreter wahrgenommen werden, welche der Kaiſer auf Antrag des 
Reichskanzlers in Fällen der Behinderung desjelben ernennt. $ 2. Es kann 
ein Stellvertreter allgemein für den gejammten Umfang ber Gejchäfte und 
Dbliegenheiten des Reichsfanzlerd ernannt werden. Auch fönnen für bie 
jenigen einzelnen Amtözweige, welche fich in der eigenen und unmittelbaren 
Berwaltung bes Reiches befinden, die Vorftände der dem Reichskanzler unter: 
geordneten oberſten Reichsbehörden mit der Stellvertretung desjelben im ganzen 
Umfang oder in einzelnen Theilen ihres Gejchlftatreijes beauftragt werden. 
8 3. Dem Reichstanzler ift vorbehalten, jede Amtshandlung auch während 
der Dauer einer Stellvertretung jelbjt vorzunehmen. 8 4. Die Beltimmung 
bes Artikel 15 der Neichöverfaffung wird durch dieſes Geſetz nicht berührt.“ 
(Artikel 15 der Verfaffung lautet: „Der Borfi im Bundesrathe und die 
Leitung der Geichäfte fteht dem Reichskanzler zu, welcher vom Kaiſer zu er: 
nennen ift. Der Reichskanzler kann fich durch jedes andere Mitglied bes 
Bundesrathes vermöge fchriftlicher Subjtitution vertreten laſſen.“) 


| 12. März. (Deutfches Reich.) Reichstag: Unter den Mit» 
gliedern desſelben hat fich eine fog. volfswirthichaftliche freie Ver— 
einigung gebildet, die meift aus jehr entjchiedenen Schutzzöllnern, wie 
v. Varnbüler xc., befteht und 3. 3. ca. 60 Mitglieder zählt. 


12. März. (Bayern.) Gen.-VBerfammlung der „Eatholifchen 
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Volkspartei” (Sigl's) in München. Diejelbe ift von ca. 300 Per— 
fonen aus allen Theilen de3 Landes befucht. 

Den Vorſitz führt Frhr. v. Sazenhofen, ber in feiner Eröffnungs— 
anfprache hervorhebt, daß die Partei feit dem Jahre ihres Beſtehens große 
Hortichritte gemacht habe, wiewohl fie anfänglich ohne Freunde in der Landes: 
vertretung und in der Preſſe geweſen fei. Diele ——— ſie könnten mit der 
katholiſchen Volkspartei nicht gehen wegen ber Geſellſchaft, welche an ber 
Spitze derſelben ſtehe. Er ſage, wenn der Weg gut iſt, dann frägt man 
nicht, wer darauf geht. Was übrigens dieſe Perſonenfrage betreffe, jo con—⸗ 
centrire ſie ſich allein auf Dr. Sigl. Die katholiſche Volkspartei werde den— 
ſelben ihren Gegnern aber nie zum Opfer bringen. Aus dem Rechenſchafts— 
bericht ergibt fich, daß endlich der päpftliche Segen, nachdem man ein Jahr 
lang gewartet, für die Partei eingetroffen ſei, da wahrjcheinlich mit dem 
Tode Pius IX. die Hinderniffe, welche diejer Segensſpende entgegenftanben, 
befeitigt waren. Unter den Rednern verdient Erwähnung ber Herausgeber 
der Wochenschrift „das Kreuz” Pfarrer Dr. Schäffle von Ramgau. Der: 
jelbe wirft zumächit einen Nüdblik auf bie gegen die Partei erfolgten An— 
griffe aus dem eigenen katholischen Lager, deren Zielfcheibe hauptſächlich ber 
fatale Dr. Sigl, diejer Stein de3 Anftoßes für alle Kindsköpfe, geweſen jei. 
Alle Berfuche, denfelben zu befeitigen, werben aber mißlingen. (Stürmifches 
Bravo!) Redner erörtert dann die Geichichte und die Natur des Cultur— 
fampfes und erflärt, die fatholifche Volkspartei wolle den Syllabus, Gott 
jet nicht nur der Schöpfer des Individuums, fondern auch des Staates. Vie 
Kirche aber habe eine höhere Beſtimmung ala der Staat und es fei daher 
nicht anders möglich, ala daß der Staat unter der Kirche ftehe. Chri— 
ſtus habe feine Apoftel in die ganze Welt geichidt, um das Chriftenthum 
zu predigen und wenn Chriftus fie ſelbſt ſchickte, dann brauchten fie Nie: 
mand um Erlaubniß zu fragen, fie brauchten fein Placetum regium. All 
die modernen Freiheiten, namentlich die Gewiffensfreiheit und Gultusfreiheit, 
hätten fein Recht zur Griftenz, wenn fie fich gegen das göttliche Ft ven: 
den. Die Gewiſſensfreiheit ſei nach päpftlichem Ausſpruch ein Wahnfinn. 
Die fatholiiche Volkspartei ftrebe den fatholifchen Staat an, ben Staat, der 
die Revolution befämpfe. Dazu fei fie durch den Syllabus ermächtigt und 
tie 1789 die Menfchenrechte, jo würden 1889 die Rechte Gottes proflamirt 
werden. Vor den Gewalthabern in Berlin und namentlich vor Biamard 
folle man fich nicht fürchten. Dr. Sigl unterzieht das Gebahren der pa= 
triotifchen Partei einer fcharfen Kritik. Daß die gut fatholifche Stadt Mün- 
chen feit 1869 einen liberalen Magiftrat, daß fie Simultanſchulen habe, dat 
fie dem Liberalismus und dem Judenthum überantwortet fei, jei nur da— 
durch möglich geworden, dak in München Semmeljchmarren Trumpf gemwejen 
und die allerweijefte Mäßigung dort geherrfcht habe. Obwohl das Pott 
ſchwarz gewählt habe, fei doch nicht? ausgerichtet worden. Redner findet 
den Grund darin, daß man den fatholifchen Preußen zu viel getraut habe, 
ſowie darin, daß man immer nur die Fauſt im Sade made. Man führe 
den Eſel nur einmal aufs Eid, gewiffe Leute hätten fich aber zweimal da— 
rauf führen laſſen. Redner hält die Gegenwart für die günftigite > für 
die fatholifche Volkspartei. Redakteur Fusangel (eine Rheinpreuße) dom 
„Fränk. Volksblatt” bringt Grüße aus dem katholifchen Unterfranken, wo 
die Sache der katholiſchen oltspartei vollftändig zum Siege gelangt jet und 
zwar Dank dem Clerus einerjeit3 und dem Betragen der unterfränkiſchen Ab: 
geordneten andererſeits. 


12. März. (Helfen) Die Commiffion der II. Kammer für 
die Angelegenheit der Givillifte bringt endlich doch mit 6 gegen 3 
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Stimmen eine Vereinbarung mit der Regierung zu Stande, die Fol: 
gendes feſtſetzt: 

1) Die für die Civilliſte von der Regierung verlangte Summe von 
1,096,230 .4 wird bewilligt. 2) Die für Schuldentilgungen verlangten 
Summen werden abgelehnt; dagegen follen die Stände ihre Genehmigung zu 
dem Berfaufe des Palais ın Frankfurt a. M. und falls Hieraus der Erlös 
für die Schuldenzahlung nicht ausreicht, noch zu der weiteren Veräußerung 
eines Objekt aus den großherzoglichen Schatullgütern zu fraglichen Zweck 
erteilen. 3) Auf die Heffen-Homburg’schen Güter Hötensleben und Oebis— 
feld ſoll ſeitens des heifiichen Staat3 verzichtet und ſolche ala Familien— 
Eigenthum des großherzoglichen Haufe anerfannt werden. 4) Bor Erthei— 
lung der definitiven Genehmigung durch die Stände joll jeitens der Regierung 
eine Borlage zur Reorganifation rejp. Vereinfachung der Verwaltungsbehörden 
den Ständen nad den von lebteren früher bereits geäußerten Wünſchen zu: 
gehen. Zu dieſem Zwed foll ſeitens der Regierung gemeinfam mit der Civil: 
liſten-Commiſſion eine Commiffion aus Sacjverftändigen jofort ernannt wer: 
den, welche Vorjchläge zu machen hat. An der Spike der NReorganijation 
fteht Die Reduktion der drei Minifterien zu einem Staatöminifterium, in 
welche? auch die noch aufzuhebenden Mittelbehörden aufgenommen werden. 


14. März. (Deutjches Reich.) Ein deutjches Geſchwader 
fegelt von Panama nach Nicaragua ab, um den Beſchwerden der 
deutfchen Regierung gegen diejenige des Freiſtaates Nachdrud zu 
geben. 


15. März. (Deutfches Reich) Nachdem der Reichskanzler 
kurz nach der erften Lefung des Tabakſteuergeſetzes und mit Bezug 
auf diefe ein Rundjchreiben erlaffen hat, um die Zuftimmung der 
Regierung zu Herbeiführung einer Enquete über die thatfächliche 
Sage der Tabakinduftrie in Deutjchland zu erlangen, wird nunmehr 
offiziös gemeldet, daß die preuß. Regierung mit der Vorbereitung 
eines jolchen Antrags bejchäftigt ei. 

Durch eine jolche Enquete fol offenbar der Boden für die Einführung 
des Tabakmonopols geebnet werden. Die Ermächtigung zu einer Enquete aber 
ift Seitens der gejegebenden Faktoren nur erforderlich, injofern dieje Er: 
hebung entweder gewiſſe Zwangsverpflihtungen für Private mit fich Führt 
ober erhebliche, den allgemeinen Dispofitionsfonds des Reichäfanzlers über: 
fteigende Ausgaben verurſacht. In lebterer Beziehung ift von der Forderung 
einer Summe im Betrage von 200,000 M die Rede. Minifter Camphaufen 
bemerkte jchon am 22. yebruar, die erſte Maßnahme zur Einführung des 
Monopol3 würde der Erlaß eines Gejeßes fein, das die Regierungen berech— 
tigte, eine ftatiftiiche Aufnahme der vorhandenen yabrifationsanjtalten vor: 
zunehmen. Zur Beantwortung der ftrengen Fragen, die man aufiwerfen 
müjje und auf deren erafte Behanbiere man halten müfje, führte der Mi: 
nifter aus, könne man das Publikum nicht nöthigen, wenn die Regierung 
nicht eined Geſetzes berechtigt werde, in dieje Verhältniſſe einzudringen. 
Das wird aljo jet beabfichtigt und eingeleitet, 


15. März. (Deutfches Reich.) Die rechtsrheinifchen Forts 
Blumenthal bei Auenheim, Roſe bei Neumühl und Kirchbach bei 
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Sundheim find vollendet und werden arınirt und bejegt: damit ift 
der neue Feſtungsgürtel um Straßburg gejchloffen. 


— März. (Deutfches Reich.) In Folge des Todes des 
Papftes Pius IX. und der Gefinnung des neuen Papſtes Leo XIII. 
ijt die Stellung der ultramontanen oder Centrumsfraktion des Reichd- 
tags eine etwas unfichere und die Haltung ber ultr. Preſſe eine 
fichtlich taftende geworden. ine Beendigung des Culturkampfes 
gehört nicht mehr unter die Unmöglichkeiten und es fragt fich, ob 
für diefen Fall die ultr. Partei ſich in ihre verjchiedenen Elemente 
auflöfen oder mit der Regierung gegen die Xiberalen oder endlich 
mit diefen gegen die Negierung fich verbinden werde. 

— März. (Deutichland.) Nach den von Bamberger an— 
geftellten und veröffentlichten Grmittelungen zählt die fozialiftifche 
Parteipreffe in Deutfchland jeht alles in allem 75 größere und 
fleinere Barteiblätter (während in frankreich fürzlich dag erjte ſpezi— 
fiſch Tozialiftiiche Blatt gegründet ward). Diefe Blätter haben zu— 
ſammen weit über 135,000 Abonnenten; ihre Zahl hat in 9 Wio- 
naten gegen das Vorjahr um 18 Blätter zugenommen! „Eo ift 
Deutichland die Pflanzichule für die Ausbreitung des Sozialismus 
in der übrigen Welt geworden, aus ihm ergießen fich die Apoftel 
besfelben in alle Lande, Deutjche ſtehen an der Spibe aller foziali- 
ftifchen Congreſſe und Aufftände.“ 


16. März. (Preußen) Herrenhaus: beendigt die Berathung 
des Gerichtöverfaflungsgefees und nimmt dasſelbe in namentlicher 
Abftimmung mit 85 gegen 5 Stimmen an. Dasſelbe weicht in 
mehreren jehr wichtigen Punkten von den Beſchlüſſen des Abg.-Haufes 
ab und entjpricht darin den Wünfchen der Regierung. 


18. März. (Deutjches Reich.) Bundesrath: Demfelben geht 
nunmehr nicht Seitens der preuß. Regierung, jondern im Namen 
des Reichskanzlers der mehrfach angekündigte Gefeßentwurf betr. 
ftatiftifche Erhebungen über die Tabaffabrifation und den Handel 
mit Tabakfabrifaten im Jahre 1878/79 zu. 

Derjelbe verpflichtet die felbftändigen Fabriklanten und Händler den 
auf Grund dieſes Gejehes beftimmten Beamten über die zu dem Geſchäft be 
nüßten Räumlichfeiten, über das bejchäftigte Hülfsperjonal, über die vor: 
handenen Vorräthe und über die yabrifation und den Umfaß in den letzten 
brei Jahren alle erforderliche Auskunft zu geben. Die genaue Formulirung 
ber Gegenftände der ftatijtiichen Erhebungen und die Beitimmung der Be: 
amten, welche diejelben vornehmen follen, find dem Bunbdesrath vorbehalten. 
Derweigerung der Auskunft wird, unter Androhung der Erekution, mit Geld: 
ftrafe bı3 zu 300.4, unrichtige Auskunft mit Gelbftrafe bis zu 500 .M bes 
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firaft. Zur Beftreitung ber Koften wird ein Betrag von 200,000 . in ben 
Etat aufgenommen. Die Motive zu diefem Geſetzentwurf jegen auseinander: 
das Bedürfniß, höhere Einnahmen aus dem Tabak zu erzielen, ſei anerfannt; 
nur über den Modus der Belteuerung jeien die Ertvägungen noch in der 
Schwebe.. Ob Monopol oder Fabrikatſteuer, oder welche andere Steuer, da: 
rüber lafje fich erjt ein Beichluß faſſen, wenn genaues ſtatiſtiſches Material 
über die Tabaffabrifation und den Handel mit Fabrikaten im ganzen Ge: 
biete des Reiches, aljo auch in den Zollausjchlüffen, ſowie über den Tabat: 
bau, vorliege. Offenbar verlangt der Gejehentwurf die Ermächtigung zu 
Mafregeln, welche die Einführung des Monopols vorbereiten, noch ehe 
Bundesrath und Reichstag die Einführung des Monopols beichloffen haben, 

18. März. (Preußen) Abg-Haus: beräth und genehmigt 
einen Geſetzentwurf betreifend die Fertigſtellung der Berliner Stadt— 
eilenbahn für Nechnung des Etaates. | 

Der Handelöminifter rechtfertigt die Vorlage, indem er erklärt, das 

rojelt jei genau nach den gejeglichen Borfchriften geprüft worden; es handle 
ſich dabei freilih um ein Unikum, um ein bahnbrechendes Werk, da müſſe 
man den außerordentlichen VBerhältniffen Nechnung tragen. In der Kom: 
mijfion werde jich Gelegenheit finden, darauf näher einzugehen. Das Unter: 
nehmen werde bedeutungsvoll für die VBerhältniffe der Landeshauptſtadt. Die 
Erweiterung des Staatsbahnnehes erheiſche überdieß die Erwerbung ber 
Stadteifenbahn durch den Staat, zumal unter diejen rer Narr 
Bedingungen. Innerhalb der betheiligten Reſſorts ſchwebten die Berhand: 
lungen über Ausarbeitung des Reichseiſenbahngeſetzes, und es jei wahr: 
ſcheinlich, daß im nicht ferner Zeit der bezügliche Antrag Preußens an den” 
Bundesrath gelangen würde. 

19. März. (Deutjches Reich.) Das Demiffionsbegehren 
Gamphaufens ijt angenommen. Unterhandlungen mit dem Grafen 
Stolberg wegen Uebernahme der Stellvertretung des Reichskanzlers 
als Vicefanzler find vorerjt gejcheitert, da diejer fich nur dann dazu 
verftehen will, wenn ein Vicefanzlerpojten in das Budget aufgenom= 
men und die Funktionen des Vicefanzlers dauernd feſtgeſetzt würden. 

Geſetzlich und thatjächlich jcheint der Reichskanzler für die von ihm 
Er Neuorganifationen in der Reichsregierung umd in dem preußifchen 

taatdminifterium augenblidlich ziemlicy freie Hand zu haben. mn leßterer 
Beziehung äußert ex fich bei einem parlamentarijchen Diner mit der an ihm 
befannten yreimüthigkeit dahin: „Bon den preußifchen Miniſtern ſeien eigent: 
lich nur noch zwei ganz intakt: Hr. d. Kamete und Hr. Achenbach. Camp— 
— ſei thatſächlich entlaſſen; el Gulenburg wegen Krankheit beurlaubt; 

r. Leonhardt kränklich, Dr. Friedenthal habe fich überarbeitet und Dr. alt 
fei nervös überreizt.“ Um fo größer jcheint die Schwierigkeit, andere Männer 
zu finden, die dem Reichäfanzler für jeine Plane ganz entjprechen. 

19. März. (Preußen.) Abg.-Haus: beräth über das dom 
Herrenhaus zurüdgelommene Gerichtsverfaflungägejeg und die darin 
vorgenommenen Yenderungen. Das Abg.“Haus beharrt gegen Die 
Beichlüffe des Herrenhaujes auf der früher von ihm angenommenen 
Fafſung, obgleich der Juftizminifter erklärt, daß das Geſetz in diejer 
Faſſung für die Regierung abfolut unannehmbar fein werde, 
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Die beiden Hauptdifferenzpunfte beftehen darin, daß das Abg.-Haus 
die Fyeitftellung der Amtsgerichts:Sike und Bezirke durch Geſetz verlangt, 
während das Herrenhaus dieß föniglicher Verordnung anheimgeben will, und 
daß das Abg.:Haus den $ 151 ganz ftreicht und damit dem Berliner Ober: 
landesgericht feinen Obertribunalscharafter entzieht, den ihm das Herrenhaus 
mit der Regierung zugeitehen will. 


20. März. (Deutjches Reich.) Bundesrath: genehmigt nach 
den Ausschußanträgen eine Vorlage an den Reichätag betr. den Ver— 
fehr mit Nahrungsmitteln, welche den zahlreichen Klagen über die 
immer frechere Fälſchung derjelben möglichit abhelfen fol. 

22. März. (Deutjches Reich.) Der Kaiſer feiert feinen 
81ſten Geburtstag. Gine große Anzahl deutjcher Fürften bringen 
ihm ihre Glückwünſche perfünlich dar. 

22. März. (Preußen.) Es ſteht bereits feſt, daß der Oberpräfi= 
dent von Hannover, Graf Eulenburg, das Minifterium des Innern 
übernehmen wird; die Annahme der BVBicefanzlerjtelle durch den Bot— 
Ichafter in Wien, Graf Stolberg, wird erwartet; wegen Uebernahme 
de3 Finanzminiſteriums durch den Oberbürgermeifter von Berlin, 
Hrn. Hobrecht, wird unterhandelt. 

23.—28. März. (Preußen) Abg.Haus: Erjte, zweite und 
dritte Leſung eines Nachtragseredites zum tat für 1878/79, aus 
dem fich ergibt, daß 

1) die Verwaltung der Forften und Domänen vom Finanzminiſterium 
abgezweigt und dem Miniſterium der Landwirthicaftlichen Angelegenheiten 
unterjtellt, 2) die Eijenbahnabtheilung des Handelsminijteriums in ein jelb- 
ftändiges preußijches Eijenbahnminifterium verwandelt und 3) das Gehalt 
des Minifterpräfidenten im Betrage von 36,000 . auf den Bicepräfidenten 
des Staatäminifteriums für den Fall übertragen werden foll, daß derjelbe 
fein Refjortminifter, jondern Minifter ohne Portefeuille ift. (Fürft Bismard 
bat das Gehalt als preußischer Minifterpräfident, jeitdem er als Reichskanzler 
vom Reiche 54,000 .%4 Yahresgehalt bezieht, nicht erhoben.) 

Fürſt Bismard und Miniſter Friedenthal treten jehr nach- 
drüdlich für die Vorlage ein. Das Haus lehnt jedoch bei der zweiten 
Lefung die Begehren der Regierung bezüglich Punkt 1 und 2 ab, 
genehmigt nur Punkt 3 und Hält troß aller Bemühung der Regie- 
rung und ihrer Freunde feine Befchlüffe auch bei der dritten Leſung 
feft. Die nationalliberale Partei ftimmt dabei nichts weniger als 
geſchloſſen. 

Ueberſicht der Debatte: Am 23ſten nimmt zuerſt Miquel das 
Wort gegen die Vorlage, die zu überraſchend komme und im jetzigen Augen: 
blide nicht mehr zu erledigen ſei. Unaufjchiebbar fei nur die Frage wegen 
des Gehalts des Minifter-Vicepräfidenten; die anderen Punkte der Vorlage 
erforderten grünbdlichere Vorarbeiten, als jet möglich ſei. Ex erflärt ſich 
namentlich gegen ein Eiſenbahn-Miniſterium, weil die verwidelten Kompetenz: 
perhältniffe des Handelsmintjters eine gefeßliche Regelung erforderten, wozu 
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der Moment nicht angetan ſei. Auch fünne man Aufficht und Verwaltung 
nicht in eine Hand legen, wie die Vorlage wolle. Sollten durch die Bor: 
lage frühere Pläne bezüglich des deutichen Eiſenbahnweſens verfolgt werben, 
dann fönne man zujtimmen, aber doch die Sache nicht über’3 Knie brechen. 
Man könne fi in der nächſten Sejfion darüber verjtändigen. Sachlich er: 
fläre er fich für die Verweilung der Domänen und Forſten an das land: 
wirtbichaftliche Minifterium; die Frage fünne aber nicht hinter dem Rüden 
de3 alten und neuen Finanzminiſters entjchieden werden. Fürſt Bismard 
hebt hervor, der Abg. Miquel habe eigentlich die Vorlage vertheidigt, jei 
aber defjenungeachtet zu dem Schluſſe gekommen, Ddiejelbe in zwei Punkten 
abzulehnen. Es jei nicht richtig, dab die Borlage ungenügend vorbereitet 
jet. Er habe beabfichtigt, den Yandtag erjt nad) dem Schluffe des Reichs— 
tages zujammentreten zu laſſen. Danı wäre Zeit geweſen, Alles mit Ruhe 
zu erledigen. Der Landtag habe e3 anders gewollt, und unter den ob- 
waltenden Umſtänden Habe die Regierung möglichjt diligentiam preftirt. 
Wenn e3 jein müſſe, fönne aber die Sache bis nach dem Reichstags— 
ſchluß verfchoben bleiben und dann eine neue Seſſion anberaumt werden. 
Tringlich jeien alle Punkte der Borlage, namentlich derjenige in Betreff der 
Eijenbahnen. Die heutige Vorlage habe er jchon i. J. 1862 gemacht, bei 
damaligen Zeitverhältniffen aber nicht durchführen können. Ex jei in Zeiten 
der Ruhe darauf zurüdfgefommen. Aus dieſen Ideen heraus habe er die 
Reichseijenbahnvorlage eingebradyt und ſich entjchlofjen, wenn das Reich die 
Sache ablehnen jollte, zuerft in Preußen, als dem größten Bundesjtaate, 
damit vorzugehen. „Die Zuftimmung beider Häufer des Landtags hat mid) 
darin bejtärkt, daß ich auf richtigen Wege var. Aber ich fonnte die Frage 
nicht ventiliren, in welcher Form wir das Reich fragen konnten, ob und 
wie es ſich zur Uebernahme unjerer Bahnen jtellen wollte Ich kann jetzt 
nicht mehr verantworten, noch mehr Zeit zu verlieren, bis wir in der Eiſen— 
bahnfrage zum Ziele fommen. Es muß eben eine andere Verwaltung der 
Gijenbahnen Plaß greifen, als bisher. Ich will aus der Frage feinen Kon: 
flitt jchaffen, will fie im Ginverjtändnijje mit Ihnen löſen. Uber Löjen 
müſſen wir jie, wenigſtens würde id), wenn Das nicht möglich wäre, im 
Amte nicht bleiben können.“ (Senjation.) Fürſt Bismard bemerkt weiter: 
die Gompetenzfragen bezüglich; des Handelsminijteriums halte er nicht für 
jo hindernd. Wie die Regierung zu dem Reicyseijenbahnprojefte fich ver: 
halten wolle, könne fich erſt nad) Löſung der Perjonenfrage zeigen, und wenn 
man twijje, wer preußiicher Finanzminiſter ſei und was aus diefer Vorlage 
werde. Er —* ſich ſchwer von Camphauſen getrennt. Die Wahl ſeines 
Nachfolgers habe die größten Schwierigkeiten. Er bitte, ihn mit der Vor— 
lage nicht auf ein Gab zu vertröften. Die Berzögerung der Vorlage würde 
die Wahl eines Finanzminiſters erjchtveren, diejelbe könne faum vor Erle 
digung der Vorlage eiege. Gr bitte aljo, die Vorlage anzunehmen und, 
wenn das Haus Zeit für gründlichere Vorberathung wünſche, im Mai die 
Berathungen vorzunehmen und zu beendigen. In der Sitzung v. 27. wird 
die erite Leſung — Miniſter Friedenthal erklärt vor Eintritt 
der Diskuſſion: „Als das Abg.-Haus am 9. Febr. feine a. unterbrach, 
um dem Reichstage Platz zu machen, geſchah dieß in Folge einer Verftän: 
digung zwijchen dem Präfidenten beider Käufer des Landtags und einigen 
vom Staatäminifterium delegirten Miniftern. Leider unterblieb es aus Ver: 
jehen, dem damals beurlaubten Minifterpräfidenten von dem getroffenen Ar: 
rangement Mittheilung zu machen, ebenjo demjelben den Irrthum zu be 
nehmen, ala ob die Vertagung des Landtags während der ganzen Neichstags: 
jej währen würde. Ich bemerke dieß zur Ergänzung der neulichen Er: 
Härungen des Minifterpräfidenten.” Graf Bethuſy-Huc erklärt, er und 
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feine politifchen Freunde wirden für alle Theile der Vorlage ſtimmen. 
Lasker erklärt ſich im Namen der nationalliberalen Fraltion für die Be: 
willigung des Gehaltes für den Vicepräfidenten des Minifteriums, wünſche 
aber Hinjichtlicy der Frage der ee der Domänen und Forſten län 
ere Zeit zum Ueberlegen und zu gründlicherer Vorbereitung. Gigen bie 
Errichtung des Gijenbahn:Minifteriums wendete ſich Redner mit Entjchieden: 
heit. Miniſter Friedenthal tritt nochmals für die Vorlage ein, indem 
er geltend macht, daß die Vertagung der Maßnahmen, welche die Vorlage 
in Ausficht nehme, das Land jchädigen würde. Fürſt Bismard nimmt 
das Wort und bemerkt zunächit nochmals, daß er der Anſicht geweſen jei, 
der Landtag würde erjt nach Dftern wieder zujammentreten. Tas Miniſte— 
rium babe fich über diefe Dinge früher nicht jchlüfjig machen können; feine 
— habe ihn gehindert, früher bei ſeinen Collegen damit vorzugehen. 
Ueberdieß halte er die Vorlage für eine reife Frucht, nachdem er ſich Jahre 
lang damit beſchäftigt habe. Darin ſehe er ſich getäuſcht. Bezüglich der 
Reſſortirung der Domänen und Forſten habe er den prinzipiellen Wider— 
ſpruch Camphauſen's gekannt und deßhalb nicht eher an die Frage heran 
treten können, als nach dejjen Rücktritt, den er, jo jehr er auch dagegen ans 
geftrebt, nicht habe ändern fünnen. Fürſt Bismarck widerlegte darauf eins 
elne Einwände Lasker's; bezüglid) der Abtrennung der Domänen und Forſten 
N die Sache eilig, weil der künftige Finauzminiſter mehr Zeit für die Ge- 
ebgebung frei befommen müffe, die bei ung feit zwölf Jahren ruhe und 
worin viel nachzuholen jei, was andere Länder, Frankreich, Dejterreich, ſelbſt 
Rußland auf dem Gebiete des Zoll:, Steuer: und Finanzweſens vor uns 
voraus hätten. Er habe die Sache für jo einfach gehalten, dat er geglaubt, 
diejelbe jei in wenigen Tagen zu erledigen. Er habe bejchäftigte Yeute nicht 
wieder nach Dftern behelligen wollen, habe aljo hier aus reiner Gutmüthig- 
feit geirrt und könne nur jagen, es folle nicht wieder vorfommen. Zu dem 
Plan der —— des Eiſenbahnminiſteriums hätten zunächſt viele Klagen 
der Poſt- und Telegraphenverwaltung über das jetzige Verhältniß Anlaß ge: 
geben, ebenſo die Betriebsverhältniſſe auf den ck A Gr belegt dieß 
mit vielen Beifpielen und verliest u. A. einen Bericht der oberiten Forſt— 
verwaltung über Holztransporte, worauf er fortfährt: es beitehe gegenwärtig 
in der Ihat eine lleberladung mit Gejchäften im Handelsminijterium; die 
Abzweigung jei nothivendig. Jedenfalls müffe, wenn ein Wechjel in der Leis 
tung des Handelsminifteriums eintreten jollte, was noch nicht feſtſtehe (Sen= 
fation), die Yeitung in eine Hand gelegt werden, welche des Eiſenbahnweſens 
bejonders fundig jei. Windthorſt (Meppen) jpricht gegen die Vorlage, bes 
onder3 gegen die Schaffung des Vicepräfidenten des Miniſteriums. Damit 
F ie erſte Leſung. Nach einer Reihe perſönlicher Bemerkungen und 
a Kommiſſionsberathung nicht beliebt wird, beginnt ſofort die zweite Leſung 
an der Hand der einzelnen Ausgabepojten. Die Neusejjortirung der Do: 
mänen und Forſten wird abgelehnt, ebenjo das Kapitel, das Eiſenbahn— 
minifterium betr., dagegen ohne Debatte das Gehalt für den Staatsminijter: 
vicepräfidenten bewilligt. Am 28ften findet die dritte Lefung ſtatt. Deren 
Refultat wird mit großer Spannung entgegengejehen, da die Negierung und 
ihre freunde fich alle Mühe geben, die Entjcheidung der zweiten Leſung we— 
nigftens bezüglid) der Abtrennung der orjten und Domänen vom Finanz: 
minifterium wieder umzuſtoßen. Es gelingt jedoch nicht. Zwar die national: 
liberale Partei jpaltet ſich: mindeftens die Hälfte derjelben tritt unter Füh— 
rung Gneift’3 auf Seite der Regierung. Allein die andere Hälfte, worunter 
faft alle ihre Führer mit Bennigfen, bleiben fejt, ebenjo die Fortſchritts— 
— und bis auf wenige Ausnahmen die Ultramontanen. Dagegen treten 
ie Polen dießmal auf Seite der Regierung. 
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Das Haus fügt fih, um nicht die Durchführung der neuen 
Zuftizorganifation innerhalb des bejtimmten Termin zu gefährden, 
Ichließlich doch den Bejchlüffen des Herrenhaufes bez. des Gerichts— 
verfaſſungsgeſetzes ſowohl bez. der Feſtſetzung der Amtögerichte (nicht 
durch Geſetz) als bez. der Gompetenz des Berliner Oberlandesgerichtes. 

24. März. (Preußen) Der. neue Papſt Leo XI. 
richtet gelegentlich feiner Thronbefteigung einen jehr freundlichen 
Brief an den deutſchen Kaifer, der über die Abficht des Papſtes, 
gegenüber Deutjchland eine andere Stellung zu ſuchen, als fie 
Pius IX. behauptet hat, faum einen Zweifel läßt. Der Brief findet 
in Berlin die freundlichjte Aufnahme, ein Angebot zum Friedens— 
ichluß folgt aber darum nicht: die weiteren Schritte werben ber 
Gurie überlafjen; Deutjchland kann troß aller ultramontanen Agi— 
tation feinerjeit3 warten. 


Noch unter Pius IX. jchien man in Rom einen Augenblid Willens, 
mit Preußen ſich ins Einvernehmen zu ſetzen, gab dieſen Plan aber fofort 
auf, al man aus gewiſſen verjühnlichen Keden im preußifchen I rede 
hauſe jchließen zu ei vermeinte, die Regierung Habe den „Eulturfampf“ 
fatt, jei mürbe geworden und man fönne fie an fich herankommen Lafjen. 
Hat man jet geglaubt, durch Vornahme des erjten Schrittes die Regierung 
mit vollen Segeln in das Bergleichsfahrwaffer fteuern zu jehen, jo hat man 
fi) getäufcht. Die Curie leidet am meijten unter den jeßigen Verhältnifjen. 
Acht Bisthümer ohne Biſchöfe, Hunderte von Pfarreien ohne Pfarrer, die 
ftändige Abnahme von Studirenden der Theologie und die Zunahme von Geijt: 
lichen, welche gejeglich von der Anftellung ausgejchlofjen find, bilden feine 
Ausficht für einen guten kirchlichen Fortgang. Biel jchlimmer jteht es aber 
in einer andern Hinficht. Ter Zuftand in den verwailten Diöceſen hat eine 
für die Hierarchie bedenkliche Selbftändigkeit der unteren Organe herbeigeführt. 
Man hat alle Kräfte aufgeboten, um das Bolt in die Oppofition zu treiben; 
der „Gaplan“ ift zum Agitator auf der Kanzel, in der Preſſe, in Volks— 
Berjammlungen, in Vereinen geworden, welche dem Sozialismus eine „chriſt— 
liche" Gewandung zu geben juchen. Nun fühlt man, was man gethan, der 
„Zauberlehrling“ hat eine praftifche Anwendung gefunden; jetzt heißt es die 
Geifter bannen, die man heraufbeſchworen. Man ift in Deutichland ver: 
fichert, daß in Rom fich bifchöfliche Stimmen geltend machen und jchon gel: 
tend gemacht haben, welche zum Ginlenfen rather. Man zweifelte aber in 
Rom an der Feſtigkeit des Staates und trieb diefen durch Widerftand von 
Schritt zu Schritt zu neuen Gejegen, bis der Apparat fertig wurde, der dem 
Staate geftattete, jeden Eingriff in feine Sphäre zu befeitigen. Man hat fich 
jegt überzeugt, daß der Staat warten kann, die Hierarchie nicht länger warten 
= wofern fie nicht ihre Macht ſelbſt zerftören will. Xeo XIII. wird, 
nachdem er den erften Schritt gethan, fich zu weiteren entjchließen, es fei 
denn, daß bie ertreme Partei ihn fich dienjtbar mache, 


24. März. (Deutſches Reich.) Ein Delegirtentag der Hans 
dels- und Gewerbefammern Deutjchlands in Leipzig findet die von 
der Regierung dem Reichstage vorgelegten Gej.-Entw. betr. die Ab» 
änderung der Gewerbeordnung und die Errichtung von Gewerbe= 
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gerichten für „nicht geeignet, den Bedürfniffen des Gewerbejtandes 
zu genügen“ uud faßt demgemäß Refolutionen für weiter gehende 
Maßregeln. 

25. März (Deutſches Reich.) Bundesrath: demſelben 
geht vom Reichsfanzler ein Nachtragdetat zu, welcher für die Er- 
richtung eines Reichsjchag-Amtes eine Mehrforderung der fortdauern= 
den Musgaben um 34,250 M und 3840 A Wohnungsgeldzufchüffe 
in dem Gtat des Reichskanzleramts verlangt. 

Die Forderung iſt durch eine Denkſchrift wie folgt motivirt: „Inner— 
* des bisherigen Geſchäftskreiſes des Reichskanzleramtes ſondern ſich die 

ngelegenheiten der Reichsfinanzverwaltung als eine feſt abgeſchloſſene und 
ihrer Natur nach bejondere techniiche Spezialtenntnifje erfordernde Gruppe 
aus, twelche der allmäligen Ausbildung der Einrichtungen des Reiches ent» 
jprechend fortdauernd an Umfang gewachien ift. Diefem Umſtand iſt in der 
Drganifation des Reichskanzleramtes auch äußerlich injofern Rechnung ges 
tragen, als mit Beginn bes vorigen Jahres eine neue Abteilung defjelben 
ausjchliegli” zur Wahrnehmung der ren der allgemeinen Finanzver— 
waltung gejchaffen wurde. Die Rückſicht auf die fernere Entwidelung des 
eh des Reiches läßt es rathjam erfcheinen — in weiterer Befolgung 
des bei der Abzweigung des Poftwejens, des Juſtizweſens und der Reichs: 
lande vom Reichslanzleramt zur Anwendung gelangten Grundjages, folche 
Zweige der centralen Verwaltung als bejondere, dem Reichskanzler ummittel- 
bar unterjtellte Gentralbehördem zu Konftituiren, welche einen für ſich abge: 
Ichlofjenen umfangreichen Wirkungstreis von entiprechender Bedeutung haben — 
nunmehr auch die Finanzverwaltung unabhängig von dem bisherigen Ber: 
bande de3 Reichskanzleramtes zu Efunjtituiren. Die Organijation der neuen 
Behörde wird im Anjchluß an das bei der Errichtung des Reichskanzleramtes 
jelbft und bei der Verſchmelzung des Poft: und Telegraphenweſens eingehal: 
tene Verfahren durch kaiſerliche Verordnung zu erfolgen haben, .n die 
erforderlichen Mittel im verfaffungsmäßigen Wege bereitgeftellt find,“ 


25. März. (Preußen) Der Handelsminifter Achenbach ver- 
langt in Folge der Rede Bismarcks im preuß. Abg.=Haufe v. 23. 
d. M. und feiner mehr als herben Kritif der bisherigen Eifenbahn- 
Verwaltung jeine Entlafjung. 


27. März. Preußen.) Graf Stolberg erklärt fich zur An— 
nahme der Stellung als PVicefanzler und Bicepräfident des preuß. 
Minifteriumg bereit. Hobrecht wird zum Finanzminiſter, Maybach 
zum Handelsminiſter ernannt. 

Die Ernennungen werden als Uebergang zum „dritten Minifterium 
Bismarcks“ — das erfte war das Conflictäminifterium, das zweite dasjenige, 
von welchem jeht nur noch die Hälfte übrig geblieben ift — aufpefaht, dazu 
beftimmt, die Ideen des leitenden Staatsmannes zum erften Mal vollftändig 
zu verwirklichen. 

30. März. (Preußen) Die Seſſion des Landtags wird 
durch kgl. Botjchaft geſchloſſen. 

— März. (Deutjches Reich.) Nicaragua hat fich den For— 
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derungen Deutſchlands Angeficht3 der deutjchen Kriegsschiffe vollftän- 
dig gefügt, indem feine Regierung fich bereit erflärt hat, die von 
dem bdeutjchen Gejchäftsträger geftellten Begehren zu erfüllen, die 
Schuldigen zur Strafe zu ziehen und die verlämgte internationale 
Genugthuung zu gewähren. 

— März. (Eljaß-Lothringen) Die militärijchen Ver— 
bältnifje der Reichslande gejtalten ich von Jahr zu Jahr entjchie- 
den befler. 

Nach den amtlichen Ausweiſen find von ben deutjchen Reichslanden 
im vorigen Jahr 4826 Rekruten geftellt worden. Wenn, was freilich nicht 
der Tall, die Refrutenzahl in den beiden Vorjahren bereit die gleiche Höhe 
erreicht hätte, jo würde fich der Gejammtftand der im die deutjche Armee 
eingereihten eljaß-lothringifchen Mannfchaften bei drei Jahrgängen zur Zeit 
auf 14,473 Mann beziffern, was einem Prozent der rund 1,500,000 Ein: 
wohner umfaljenden Bevölkerung diejer Landestheile nahezu gleichtäme. Mit 
der Refruteneinftelung im nächſten Herbſt erwartet man die volle geſetzlich 
veranfchlagte Geftellungszahl erreichen zu können; die Jahr für Jahr ſtatt— 
gehabte Steigerung kann ficher als ein — für das allmälige Ein— 
gewöhnen der dortigen Bevölkerung in die neuen Staatszuſtände angeſehen 
werden. Auch alle anderen zuverläffigen Mittheilungen jtimmen mit diejer 
Wahrnehmung überein, und zwar wird diefer mehr und mehr fortjchreitende 
Umſchlag der Stimmung als jelbit für die ausjchließlich franzöſiſchen Be: 
zirke von Lothringen, wie Thionville, Chateau:Salind, Moyenvic, Delme ꝛc. 
mitgültig bezeichnet, wo überall jet bei den Ausmufterungen und Kontrol: 
Berjammlungen ein Ausbleiben der dazu berufenen Mannjchaften fait gar 
nicht mehr vorfommt. Gin fernerer Beweis liegt in der großen Zahl von 
jungen Leuten, welche zur Ableijtung ihrer Dienftpflicht als 3jährig-Freiwillige 
bei den dort garnijonirenden Truppentheilen eintreten. So befiten die beiden 
in Met garmijonirenden bayerijhen Infanterie-Regimenter Nr. 4 und 8 je 
über 100 derartige Freiwillige. . die Zahl der Kapitulanten ftellt ſich 
bei den aus Elſaß-Lothringen ausgehobenen Mannjchaften ehr body; dieſe 
nn bilden überhaupt weit überwiegend ein vortreffliches Soldaten: 
material, 


3. April. (Deutfches Reich.) Bundesrath: genehmigt den 
Gef.-Entw. betr. eine Zabafenquete nach den Nusjchußanträgen. 
Don den Abänderungen der Vorlage ift nur diejenige von fachlicher 
Bedeutung, welche bejtimmt, daß die Unterfuchung auch auf die 
Tabafpreije ausgedehnt werden jol. Die Motive der Vorlage an 
den Reichstag, mit deren Ausarbeitung die Ausſchüſſe beauftragt 
find, jollen die Frage de Monopols oder der Fabrikatsſteuer als 
eine völlig offene behandeln. 

5. April. (Deutjches Reich.) Reichstag: Berathung des 
Gejegentwurfs betr. die Erjparnifie an den von Frankreich für die 
deutfchen Dceupationstruppen gezahlten Verpflegungsgeldern. Nach 


dem Borichlag der Regierung follten die geſammten 26,763,900 .4 
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für das Heer und die Marine zu verjchiedenen Zweden (zum Ga— 
rantiefonds für die Lebensverficherungsanftalt, zur Bildung von 
Unterſtützungsfonds, Gadettenfreiftellen, für Dienftwohnungen u. ſ. w.) 
verwendet werden. Die Budget-Commiſſion beantragt dagegen, nur 
3,000,000 AM für die Bildung eines Garantiefonds der Lebensver— 
fiherungsanftalt für Armee und Marine — Württemberg erhält 
195,900 A und Bayern 528,300 .4 zu gleichen Sweden — zu be— 
willigen und die Ausgaben für den Bau einer Conſerven-Fabrik in 
Mainz, für den Ankauf eines Dienjtgebäudes des Generalcommans 
do's des dritten Armeekorps und für die Erweiterung der ſächſiſchen 
Unteroffizierfchule in Marienberg im Geſammtbetrage von 5,494,243 .4 
nachträglich zu genehmigen. Von dem Reit fol — nad Art. 4 
der Commiſſionsvorſchläge — Jo viel ala außerordentlicher Zuſchuß 
in den Etat eingejtellt werden ala nothiwendig ift, um eine Erhöhung 
der Matricularbeiträge von nur 6,769,816 A gegen das Vorjahr 
eintreten zu laffen. Das Haus tritt den Bejchlüffen der Budget— 
Commiſſion bei. 

7. April. (Deutſches Reich.) Eine Delegirten-Verſamm— 
lung der deutjchen Handelskammern in Kafjel jpricht fich einftimmig 
gegen die Ginführung des Tabakmonopols und ebenjo einmüthig 
gegen die Enquete-Vorlage aus. 

10. April. (Deutfches Reich.) Reichstag: genehmigt den 
Nachtragsetat für Errichtung eines vom Reichskanzleramte unabhän- 
gigen Reichsſchatzamtes. 

11. April. (Deutſches Reich.) Reichstag: die natlib. Partei 
bejchließt in einer Fraktionsverſammlung einjtimmig, die Einführung 
des Tabafmonopol3 abzulehnen, und lehnt auch die Vorausfeßung 
ab, daß eine anderweitige Bejteuerungsform des Tabaks annähernd 
jo viel einbringen müſſe, als die Neichsregierung von dem Tabak— 
monopol- erwartet. Die Fraktion ijt nicht principiell gegen die Vor— 
nahme einer Tabafenquete und die Gewährung eines Gredit3 hierzu, 
jedoch ausdrüdlich nicht zur Vorbereitung für die Einführung des 
Monopols, jondern in der Richtung einer Befteuerung, welche, ohne 
auf den Handel, den Bau und die Induſtrie des Tabaks zerjtörend 
einzuwirfen, eine anjehnliche Mehreinnahme gewähren könnte. 

12. April. (Deutſches Reich.) Prinz Heinrich der Nieder: 
lande verlobt fich mit der Pringeffin Marie von Preußen. Der 
Verbindung wird eine gewiſſe politifche Bedeutung ziemlich allgemein 
jugemefjen. 


Das deutfhe Keich und feine eimelnen Glieder. (April 12-20.) 85 


12. April. (Deutiches Reich.) Reichstag: ftellt den Reichs— 
Gtat für 1878,79 in dritter Lejung definitiv fe. Durch Ermäßigung 
einzelner Ausgaben und Erhöhung einzelner Einnahmen ift es ge= 
lungen, die Herabminderung der Matrifularbeiträge, die nach dem 
von der Reichdregierung vorgelegten Gtat3entwurf eine Erhöhung 
von 28 Mill. gegen das Vorjahr bezifferten, um nicht weniger ala 
22 Mill. zu erzielen. 

— April. (Preußen.) Das Vorgehen des Oberfirchenrathes 
gegen die freifinnigen evang. Prediger Hoßbach und Kalthoff — dem 
eritern, von der Berliner Jacobi-Gemeinde zum Prediger gewählt, 
wird die Beltätigung verfagt, gegen den letzteren aber eine Unter- 
fuchung eingeleitet, die faft nothwendig zu feiner Abjegung führen 
wird — erregt fortwährend großes Auffehen und entjchiedenen Tadel. 

Die Regierung antwortet darauf offizids: „E3 ift ala ein Gewinn 
ber Hoßbach'ſchen Angelegenheit bezeichnet worden, jchrieb feiner Zeit der 
„Gvangelifche kirchliche Anzeiger”, daß in dem Erlaß de3 evangelijchen Ober: 
firchenrath3 gewiſſe Lehrabweichungen ala jolche bezeichnet find, welche auf 
evangelifchen SKanzeln nicht geduldet werden fünnen. „Wenn Sie“, heißt 
es in dem betreffenden Erlaß, „im Widerjpruch mit dem ältejten Glauben 
der Chriftenheit Chrijtus blos für einen natürlichen, wenn auch noch jo her: 
vorragenden Menjchen erklärten, wenn Sie feine Gemeinjchaft und feine 
ugs eg mit Gott, ſowie die normative Autorität der Hl. Schrift 
in Abrede ftellten und das Wunder überhaupt leugneten, jo würden Sie fich 
mit dem Gemeinglauben der evangelifchen Kirche und mit der hl. Schrift in 
einem fundamentalen Gegenjak ng wie er mit den Ihnen durch Ihr 
Amt auferlegten Pflichten ſchlechthin unverträglich iſt.“ Nachdem die üblichen 
Adreſſen und Anfprachen zwiſchen den in dieler Sache Betheiligten gewechjelt 
waren, jchien die Hoßbach'ſche Angelegenheit erledigt zu fein. (Sohbad) hat 
auf eine Wiederwahl verzichtet.) Plötzlich ift auf’3 Neue der innerfte Stern 
dieſer Sache unter einem anderen Namen, ala Kalthoff’iche Angelegenbeit, 
in die Deffentlichkeit getreten. Prediger Kalthoff Hat nämlich erklärt, daß er 
an die Schranken der Lehre, welche der evangelijche Oberkirchenrath in der 
Berfügung an den Prediger Hoßbach für einen — Geiſtlichen als 
nothwendig bezeichnet, ſich nicht binden könne, und daß er dieſelben gs 
nur in feiner bisherigen amtlichen Thätigkeit überjchritten habe, fondern fie 
auch ferner überjchreiten werde. Die Antwort auf dieſe Erklärung war die 
Aufforderung, Prediger Kalthoff möge fein Amt freiwillig niederlegen. Die 
Weigerung desjelben, diefer Aufforderung Folge zu geben, mußte die Dis: 
ggg mit ihren Konjequenzen nad) fich ziehen. Dieſe ener: 
iſche und fchnelle Antwort ber Kirchenbehörde auf das Vorgehen des Pre: 
Digers Stalthoff bildet die erfte Conſequenz der Entjcheidung in ber Hoßbach'⸗ 
ſchen Angelegenheit.“ 


20. April. (Deutſches Reich.) Es ergehen die allerhöchiten 
Drdres über die im Spätjommer jtattfindenden Corpsmanöver. 
Tür das fechstägige Gorpsmandver des eljaßelothringifchen (15.) 
Armeecorps werden Beſtimmungen getroffen, denen zufolge der Kaifer 
am 14. September nach Straßburg reifen und dafelbft für die ganze 
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Dauer der Uebungen bis zum 22. das Hauptquartier aufichlagen 
wird. Die große Parade foll bei Straßburg, das Corpsmanöver 
ebenfall3 in der Nähe von Straßburg ftattfinden. 

25. April. (Deutfches Reich.) Reichstag: demjelben geht 
vom Bundesrath eine Vorlage zu, nach welcher in Folge de am 
12. März d. 3. zu Bern von der Schweiz, Italien und Deutich- 
Yand unterzeichneten Nachtragsvertragd zu dem die Gotthard-Eifen- 
bahn betr. Vertrage dv. 15. Det. 1869 vom deutſchen Reich eine 
weitere Subvention von 10 Mill. Fr. geleiftet werden foll. 


25. April. (Preußen) Der greife Bifhof von Gulm, 
Hr. dv. Marwitz, wird wegen Nichtbejegung erledigter Pfarreien mit 
17,500 4 Strafe belegt. 

Da er nicht zahlt, foll er gepfändet werben. Die Pfändumg kann 
fi) nur auf einen Teppich erftreden, da alles übrige Mobiliar zwei adeligen 
Herren abgetreten ift. Der Erlös des Teppiche, zur Dedung obiger Strafe, 
ergibt nach Abzug der Pfändungs- und Verjteigerungstoften 10 Pfennig. 

30. April. (Bayern.) Der König ernennt den Dompropft 
Dr. Steichele in Augsburg zum Erzbifchof von München, ohne daß 
er deßhalb, wie Rom e3 principiell verlangt, zuvor eine Mittheilung 
an die römische Curie hätte gelangen laſſen, aljo aus eigener Macht- 
vollfommenheit, wie es ihm das Goncordat einräumt. 


Anfang Mai. (Deutſches Reich.) Dasfelbe trifft allerlei 
Maßregeln zum Schuß des deutjchen Handele für den Fall des 
Einlaufens einer englifchen Flotte in die Dftfee und einer Blofirung 
der ruf). Oftfeehäfen, da der längjt projektirte Nordojtjeefanal, ob— 
gleich fich die Elbherzogtbümer nunmehr jchon 12 Jahre in un— 
bebindertem deutſchem Beſitz befinden, noch nicht einmal in Bau 
genommen worden ilt. 


1. Mai. (Deutſches Reich.) Die offiz. Prov.-Gorr. be= 
fpricht die „conftitutionellen Bürgfchaften bei der Steuerreform.“ 


Anknüpfend an die bezüglichen Neben v. Stauffenberg’s, v. Bennig— 
jen’3 und des Fürſten Bismarck meist fie darauf hin, daß der Widerſpruch 
des Reichstanzlers fi) nur gegen die Forderung v. Stauffenberg’s, nicht 
gegen die von d. Bennigfen ausgejprochene Forderung richtete. Ueber das, 
was letzterer jachlich gefichert haben wolle — nämlich daß die Mehreinnah: 
men zu denjenigen Grleichterungen durch Webertragung von Steuern an 
Kommunen oder durch jährliche Erleichterungen in den Perſonalſteuern be: 
nubt würden, welche die Landesvertretungen in den einzelnen ‚Ländern für 
nöthig erachteten — herriche grundjäßliches Einverjtändni mit dem Stanzler; 
nur darin wichen die Meinungen ab, daß Bismarck die Erfüllung dieſer 
Forderung bereits für gefichert Halte durch das Audgetrecht des Landtags 
und deßhalb ablehne, der Regierung weitere politijche Bedingungen aufer: 
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legen zu Laffen, durch welche verfaffungsmähige Rechte der Krone beeinträch: 
tigt werden könnten. 

2. Mai. (Deutſches Reich.) Reichstag: Centrum u. Fort— 
jchrittspartei befchließen, die Tabak-Enquete-Vorlage ihrerfeit3 ein- 
fach abzulehnen. Die nationaleliberale Partei bejchließt nochmals, 
das Tabatmonopol zu befämpfen und auch aus der Tabak-Enquete— 
Vorlage alles das zu entfernen, was fie einfach ala Einleitung zur 
Einführung des Monopol3 erjcheinen läßt. 


3.— 9. Mai. (Deutſches Reich.) Reichdtag: Berathung 
der Vorlagen betr. Errichtung von Gewerbegerichten und theilmeife 
Modification der Gewerbeordnung. Beide Vorlagen werden im 
wejentlichen nach den Anträgen der Regierung angenommen, indem 
die Nat.-Liberalen und die gemäßigt Confervativen in der Regel fich 
die Hand geben. 

3. Mai. (Preußen.) Der Kaifer genehmigt die Entlaffung 
Hermann's ala Präfidenten des Oberfirchenrathe3 und ernennt den 
Db.-Eonfift.-Rath Hermes an feine Stelle. Den ficheriten Schluß 
auf die durch diefen Wechjel herbeigeführte Sachlage wird die Aus- 
wahl der von der Krone in die Synoden zu berufenden Mitglieder 
geftatten, eine Angelegenheit, die auf die Entjchließungen des Herrn 
Herrmann wohl bereit3 nicht ohne Einfluß geblieben war. 

6. Mai. (Deutjches Reich.) In Folge des neuen Geſetzes 
beauftragt der Kaiſer den Gtaatäjerr. des Ausw. dv. Bülow, den 
Chef der Admiralität v. Stoſch und den Generalpoftmeifter Stephan 
mit der Stellvertretung des Reichskanzlers für ihre Reſſorts. 


7. Mai. (Deutfches Reich.) Die Delegirten » Conferenz 
deutjcher Seehandelspläße erklärt fich gegen da8 Tabatmonopof und 
auch gegen eine allzu Hohe Befteuerung des Tabaks und bejchließt 
eine Refolution, welche den Handelsvorſtänden der Seeplätze den 
Austritt aus dem (überwiegend fchußzöllnerifch getwordenen) deutjchen 
Handelätage empfiehlt. Der letztere Beichluß wird jedoch nur mit 
ſchwacher Mehrheit gefaßt. 

10. Mai. (Deutfches Reich.) Reichstag: Erſte Leſung der 
Tabak-Enquete-Vorlage. Das Haus beichließt, auch die zweite und 
dritte Lefung im Plenum vorzunehmen. 


v. Bennigjen erflärt fich für Erhöhung der indirekten Steuern, 
auch für die — des Tabals als Objekt hierfür, aber unter fon: 
ftitutionellen Garantieen; namentlich wolle er diejes in Preußen. „Bier 
wollen wir für die Einkommen- und Klaffenfteuer die Quotifirung, aber wir 
wollen nicht den Art. 109 ber preußifchen Berfafjung antaften. Wir wollen 
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ein bebeutendes Plus an indireften Steuern gerade vom Tabak bewilligen, 
deßhalb Halten wir die Enquete für nüglic) und deßhalb bewilligen wir bie 
Mittel dafür." Die Rede des Präfidenten des Reichskanzleramtes v. Hof: 
mann ftehe weder im Ginflange mit ber Vorlage noch mit ben früheren 
Aeußerungen Gamphaufen’3 und Bismard’3, die fich zum Monopol bekannten. 
Die Regierung jehe die Vorlage nur ala Vorbereitung zum Monopol an, 
aber die nationalliberale Partei jei Gegnerin bes Monopols, und eine jede 
wirkliche Monopolvorlage werde im RE ſcheitern. Auch eine Fa— 
brifatfteuer dürfe nicht zu hoch geichraubt werden; ſonſt würden bie Wir: 
fungen noch jchädlicher als die des Monopols. Die heutige Vorlage bedürfe 
vielfach der Amendirung; man verlange darin zu viel von den Tabak-In— 
duftriellen; Ddiejelben dürften nicht gezwungen werden, Gejchäftägeheimnifie 
zu offenbaren. Auf das Beijpiel Frankreichs könne man fich nicht berufen, 
benn die Verhältniffe lägen dort anders. Wolle man eine gute Enquete vor: 
nehmen, jo müſſe man vor Allem Sadjverftändige hören. In diefem Sinne 
ſei die Vorlage zu amendiren. v. Bennigjen wendet fi) hierauf in ein 
ehendfter Weiſe gegen das Monopol und erklärt fchließli, er werde mit 
* Freunden die — loyal unterſtützen, aber die Regierung müſſe 
dann auch das Ihrige thun, daß man ſchon im nächſten Jahre ſich über 
die Grundlagen einer Steuerreform verſtändigen könne. 

11. Mai. (Deutſches Reid.) Attentat Hödel auf den 
Kaifer. Der Kaiſer wird nicht verwundet, der Thäter jofort er— 
griffen. Es ift ein ſozialiſtiſch gefinnter Flafchnergejelle, ein frecher, 
moralifch gänzlich verlumpter Menjch, der fich offenbar aus Größen 
wahnfinn zu der That hat bejtimmen laſſen. Bon Mitfchuldigen 
ift feine Rede. Die Regierung bejchäftigt fich alsbald mit der Frage 
von Maßregeln gegen die fozial=demofratifchen Agitationen und 
Wühlereien. Die ſozial-demokratiſche Partei protejtirt indeß gegen 
ihre Eolidarität mit Hödel. 

14. Mai. (Deutfches Reich.) Reichstag: Berathung über 
den von der Regierung mit Rumänien abgejchloffenen Handelävertrag. 
Derfelbe erregt allerlei Bedenken, namentlich bei der befannten Un— 
buldjamteit der Rumänen gegen die Jsraeliten. Der Vertrag wird 
Ichließlich einer Commiſſion überwieſen, wo er liegen bleibt. 

— Mai. (Deutjched Reich.) Die og. chrijtlich-Joziale Be- 
wegung feheint -in Berlin an Boden zu gewinnen; der Verein ſoll 
dort ca. 1300 Mitglieder zählen und bereit3 angefangen haben, fich 
auch über andere Städte auszubreiten. 

Pie ganze von der fog. Hofpredigerpartei auägehende Bewegung erregt 
indeß in der öffentlichen Meinung nicht ohne Grund auch vielfache Bedenken. 
„Was könnte — ſo lautet als Beijpiel ein Urtheil der A. U. 3. — er: 
wünſchter fein, ala daß die Kirche mit aller Kraft des fittlichen Geiftes den 
gefährlichen Phantaftereien der Sozialdemokraten entgegentritt! Denn nur 
durch völlige Aenderung der Lebensführung, des Lebenszweckes, ber bloßen 
Sinnlichkeit kann die Krankheit geheilt werden. Alle Achtung gebührt den 
Männern, welche muthvoll genug waren, in ben eriten Verfammlungen den 
wüthenden Stürmen der Mafje zu troen. Gleichwohl tritt bie Bewegung 
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in einer Geftalt auf, welche jene gründliche Heilung in hohem Grabe er: 
ichtweren muß. Sie geht von einer Seite aus, welche fich bisher nur als 
BVerfechterin einer höchſt unduldjamen, a en geiftig ſehr be— 
ſchränlten Orthodoxie kundgethan hat. Die Gefährlichkeit dieſer Richtung 
liegt ja viel weniger in dem Feſthalten an den alten Glaubensſatzungen als 
vielmehr in dem Gewicht, das man dem Bekennen derſelben zuweist, und 
der dabei unvermeidlichen Zurückſtellung des Sittlichen. Daß jene pure 
Kirchlichkeit allein das Heilmittel fein könnte, möchten wir doch ſehr be: 
zweifeln, wenn gleich fich ein Teufel durch den anderen am leichteften aus: 
treiben läßt. Bedenklicher fait ift die Connivenz, ja die offene Parteinahme 
für gewiſſe Sätze des Sozialismus, welche für das natürliche Gefüge der 
Geſellſchaft grundftürzend find. Solche erfcheinen 3. B. in der fleißig col— 
portirten Schrift des Pfarrer Todt, welche gleichjam das ausführliche Pro: 
gramm der chriftlichen Sozialiften bildet und alle Zugejtändniffe der Sta: 
theberfozialiften noch weit überbietet. Jener omindje Aufſatz in der Zeitjchrift 
jener Richtung, der nachzuweiien fuchte, daß ſchon die chriftliche Nächftenliebe 
eine jolche Aenderung des Erbrechts erheifche, daß den Erben nur fo viel 
übrig bleibe ala zum Leben nothivendig fei, hat freilicd bald in denjelben 
Blätttern eine Entgegnung erfahren, mit dem Hinweiſe, das Blatt jei ein 
offener Sprechjaal; allein darf man dergleichen Thorheiten doch ala disputable 
und discuffionsfähige Meinungen anfieht, ift nicht geeignet, der Bewegung 
Vertrauen in der Klaſſe aller Verftändigen zu eriwerben. Endlich verbindet 
fi damit jenes befannte confervative Poltern gegen alle Geſehe der neueren 
Zeit, welche die Abjicht haben, die wirthichaftliche Kraft des Volkes von 
den bisherigen Feſſeln zu befreien. Wenn der Sozialdemofrat auf die Bour: 
geoifie ſchimpft, ſtimmt der chriftliche Sozialift wader mit ein, indem er ben 
Liberalismus meint. Diefe Tendenz, Freiichaaren:Gorps für die Wahlurne 
zu vr um fie gegen alles, was liberal heißt, zu führen, blickt nicht ſelten 
hindurch.“ 


16. Mai. (Deutſches Reich.) Der Kronprinz geht nach 
England. Der preuß. Minifter des Innern, Graf zu Eulenburg, 
geht nach Varzin zum Neichsfanzler, um ſich über die gegen die 
Sozial-Demofratie vorbereitete Borlage an den Reichätag mit ihm 
zu benehmen. 

16. Mai. (Deutjches Reich.) Reichstag: genehmigt in 
2. Leſung den Gej.-Entw. betr. den Spielfartenftempel und ebenfo in 
2. Lefung en bloc den Geſ.Entw. betr. die Gerichtäfoften- und die 
Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher und für Zeugen und Sad)- 
verftändige. 

17. Mai. (Deutjches Reich.) Bundesrath: die preußische 
Regierung legt ihm einen Geſ.Entw. zur Abwehr gegen fozial- 
demofratifche Ausfchreitungen vor. Derfelbe lautet: 


$ 1. Drudichriften und Vereine, welche die Ziele der Sozialdemokratie 
verfolgen, können von dem Bundesrath verboten werden. Das Verbot ift 
öffentlich befannt zu machen und dem Reichstag jofort oder, wenn derjelbe- 
nicht verfammelt ift, bei jeinem nächſten Zufammentritt mitzutheilen. Der 
Reichstag kann die Aufhebung des Verbots beichließen. $ 2. Die Verbrei— 
tung don Drudichriften an öffentlichen Orten, auf Straßen und auf öffent: 
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lichen Pläßen kann von der Ortspolizeibehörde vorläufig verboten werden, 
wenn die Drudjachen Ziele der im $ 1 bezeichneten Art verfolgen. Das 
Verbot erlifcht, wenn nicht innerhalb vier Wochen die Drudjchrift von dem 
Bundesrat; auf Grund des $ 1 verboten wird. 8 3. Eine Verfammlung 
fann von der Ortspolizeibehörde verboten oder nad) ihrem Beginn von dem 
Vertreter der Ortäpolizeibehörde aufgelöft werden, wenn Thatjachen vorliegen, 
welche die Annahme rechtfertigen, dak die Derfammlung Zielen der im $ 1 
bezeichneten Art dient. $ 4. Wer einem nach $ 1 oder $ 2 erlaffenen Der: 
bot zumider eine Druckſchrift verbreitet, wird mit Gefängniß beitraft. Die 
Beichlagnahme der Drudjchrift kann ohne richterliche Anordnung erfolgen. 
($ 23 ff. des Geſetzes über bie Preffe vom 4. Mai 1874.) 8 5. Die Be: 
theiligung an einem nach & 1 verbotenen Vereine oder an einer nad $ 3 ver: 
botenen Verfammlung wird mit Gefängnik beftraft. Gleiche Strafe trifft 
denjenigen, welcher fich nicht ſofort entfernt, jobald die Auflöfung einer Ber: 
fammlung auf Grund des & 3 erfolgt ift. Gegen die Vorfteher des Vereins, 
ſowie gegen die Unternehmer und Leiter der Verfammlungen und gegen ben: 
jenigen, welcher zu einer verbotenen Berfammlung das Lokal freigibt, ift auf 
Gefängniß nicht unter drei Monaten zu erfennen. $ 6. Wer öffentlich durch 
Rede oder Schrift ed unternimmt, in Verfolgung der im & 1 bezeichneten 
Ziele die beſtehende rechtliche oder fittliche Ordnung zu untergraben, wird 
mit Gefängnik nicht unter drei Monaten beftraft. $ 7. Diejes Gejek gilt 
nur für den Zeitraum von drei Jahren. Die $$ 1—5 treten fofort in Kraft. 

Reichstag: Zweite Lefung des Tabak-Enquete-Geſetzentwurfs. 
Derjelbe wird durch einen Antrag dv. Stauffenbergs und der Nat.= 
Liberalen, der mit 152 gegen 117 Stimmen zur Annahme gelangt, 
jehr wefentlich umgeftaltet. 

Ein von freifonjervativer Seite durch ben württembergiſchen Abg. 
v. Schmid gemachter Verſuch, die Vorlage durch angemefjene Amendirung 
zu retten, findet von vornherein bei ber Tortichrittsfrattion und beim Gen: 
trum feinen Anklang, aber ebenjo wenig bei der in diefem Fall ausichlag: 
ebenden Partei der Nationalliberalen. Zur Kennzeichnung der v. Schmid’: 
en Amendement3 genügt anzuführen, daß der Reichafanzleramtspräfident 
—— den Ausſpruch thut, die Bundesregierung erkläre ſich mit den 

mendements einverſtanden, da ſie mit der Vorlage auch in der Form, die 

ihr v. Schmid gebe, was fie bezwecke, werde erreichen können. Pie national: 
liberale Fraktion hatte fich indeh im Voraus jchlüffig gemacht, nur für die 
von ihr amendirten Paragraphen 1 und 10 der Vorlage zu ftimmen, wo: 
nach „über Tabakbau, Zabakfabrifation und Tabafhandel im Reich unter 
Zuziehung von Sachverſtändigen Erhebungen veranjtaltet werden jollen, deren 
Rejultat dem Reichstag mitzutheilen ift, und die dazu erforderlichen Aus: 
gaben bewilligt werden.” Und dieſer Torſo bleibt bei der Abjtimmung des 
Hauſes von der Vorlage allein übrig. Die außerordentlichen gejeßlichen Er: 
mädhtigungen zu Gunſten der Erhebungen, welche die Vorlage vor Allem 
bezwedte, find alſo geſtrichen. Die Regierung wird indeß auch jo ihre ein: 
gejtandenen und nicht eingeftandenen Zwecke jo ziemlich erreichen können. 

Schließlich genehmigt ber Reichstag auch die neue Subvention 
von 10 Mill. Fr. an das Gotthardsbahn-Unternehmen. 


18. Mai. (Preußen.) Zufammentritt der Provinzialfynoden 
der ältern Provinzen. Die vom Kaiſer berufenen Mitglieder der 
brandenburgifchen Synode erregen großes Auffehen, zumal der Vor— 
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Ichlag dazu unmöglich” vom Kultminifter Falk und ſchwerlich auch 
vom Oberkirchenrath ausgegangen ift, da er eine volljtändige 
Schwenfung diefer Behörde bedeuten würde. In bemfelben Sinne 
wird auch der bekannte ftarrorthodore Ob.Conſ.-Rath Hegel zum 
fol. Commiſſär bei der brandenb. Synode ernannt. Wie e8 fcheint 
in Folge diefer Vorgänge, gibt der Cultminiſter Falk feine Entlaffung 
ein, ohne erſt feine Gollegen und namentlich den Reichskanzler davon 
in Kenntniß zu eben. 


Die ſog. — hat in den Synoden entſchieden die Ober— 
hand. Wie ſchroff und unverſöhnlich gegen die liberale und gemäßigte Rich— 
tung dieſe neue Reaction zu verfahren geneigt iſt, beweist ſie ſofort dadurch, 
daß ſie in Benützung des, mit Ausnahme der alten Provinz Preußen, überall 
die Mehrheit ſichernden Bundes zwiſchen der Rechten und dem rechten Cen— 
trum — Confeſſionelle“ und „pofitive Unioniſten“ — bie gemäßigte Mittel: 
partei faſt gänzlich und die Linke vollſtändig von der Vertretung im Vor— 
ſtand, und damit auch von der Vertretung in den Conſiſtorien, ausſchließt. 


19. Mai. (Deutfches Reich.) Reichsſtag: 3. Leſung der 
Gemerbegejegnovelle. 


Reichslanzleramtäpräfident Hofmann erflärt, die Regierung trage fein 
Bedenken, den meijten der von dem Reichstage in zweiter Leſung beichloffe: 
nen Aenderungen zuzuftimmen. Zu den wenigen Punkten, wo der Bundes: 
rath die Wiederherftellung der Regierungsvorlage oder wenigſtens eine Ab: 
änderung der Beſchlüſſe zweiter Lejung wünſche, gehöre der 8 105 (betr. die 
Sonntagsarbeit), wo die Kommilfionsbejchlüffe weiter gingen als die Re: 
gierungsvorlage; ferner die obligatorijche Einführung von Tyabrikinfpeftoren, 
wie bei der zweiten Zefung zu $ 139 bejchloffen worden. In der Dis: 
cuffion über das Verbot der Sonntagsarbeit Ienft Bamberger jofort auf 
die Frage ab, die bereits alle bejchäftigt: die Befämpfung der ſozial-demo— 
fratiichen Bewegung, und warnt die firchlich gefinnten Gonfervativen vor 
der Allufion, als ob durch die DVergefellihaftung religiöier Intereſſen mit 
jozialiftiichen der Sozial:Demokratie ein Damm geſeht werden könne In 
diefer Verbindung werde das jozial-demofratifche Element ſich ala das ftär: 
fere erweifen. Indem man die religiöje Frage der Sonntagäheiligung mit 
der jozialiftifchen Forderung bes Verbots der Sonntagsarbeit vermiiche, jtärfe 
man nur die —* demokratiſche Strömung. Bamberger tritt aljo der Windt: 
borft’ichen Iheorie, daß man den halbwegs berechtigten Forderungen der 
Sozial-Demokratie jo jchnell ala möglich entgegenfommen müſſe, entjchloffen 
entgegen. Bon conjervativer Seite wird fein Verfuch gemacht, das Verhalten 
der „chriftlich fozialen Partei” zu vertheidigen; dagegen proteftirt der ultra= 
montane Dr. Lieber jehr energiich gegen die Behauptung Bambergers: er 
habe gejagt, er gienge Lieber mit Hrn. Moft als mit Hrn. v. — untere 
läßt es aber Flugerweife zu wiederholen, was er wirklich gelagt hat, näm: 
lid: wenn er die Wahl habe, mit Hrn. Moft zu „Liebäugeln“ oder mit 
Hrn. v. Helldorf, jo ziehe er den erjteren vor. Auch Windthorjt nimmt 
entjchiedene Stellung, beruft fich auf die Worte des Kaiſers an das Staats: 
minifterium, —* komme es darauf an, daß dem Volke die Religion 
nicht verloren gehe,“ betonte wiederholt, daß gegen die Sozial-Demokraten 
feine Mahregeln helfen würden (alfo auch nicht das fogenannte Attentat: 
gefeß), wenn man nicht die firchlichen Grundlagen wiederherjtelle. Mit an: 
deren Worten: Rom bietet dem Kaiſer feine Dienfte gegen die Soztal:Demo: 


92 Das dentfhe Reich und feine einzelnen Glieder. (Mai 20—24.) 


fratie an. Nebenbei wird infinuirt, daß die Liberalen, welche — 
zeigen, wenn von den Vorſchriften der Kirche über die Sonntagsfeier die 
Rede ift, die Mitjchuld daran tragen, daß in jozial:demofratifchen Berfamm: 
lungen über Gottes Wort gelacht werde. Wie fehr das Centrum den Blid 
nach oben gerichtet hält, verräth die perfönliche Bemerkung Windthorft's: 
der — daß er durch die Bezugnahme auf die Worte des Kaiſers in: 
eonftitutionell gehandelt habe, rühre ihn nicht, für ihm fer Die Perjon des 
Kaiſers keine bloße Fiktion, jondern eine lebende hohe Autorität, und dieſe 
zu zitiren werde er ſich immer für berechtigt halten! Schließlich wird der 
Antrag auf Wiederheritellung der Regierungsvorlage betr. die Sonntags: 
arbeit in namentlicher Abftimmung mit 132 — 131 Stimmen angenom— 
men; dagegen beharrt das Haus bei feinem Beſchluſſe betr. obligatoriſche 
Einführung von Fabrikinſpektoren. 

Dagegen jcheitert der Gel.-Entw. betr. Ginführung von Ge— 
werbegerichten im letzten Augenblid an der frage der Bejtätigung 
der von den Gemeindeorganen zu bejtellenden Vorfißenden durch die 
Regierung. 

20.—21. Mai. (Deutjches Reich.) Bundesrath: genehmigt 
die Vorlage betr. Abwehr gegen ſozial-demokratiſche Ausfchreitungen, 
doch unter Streichung des $ 6 und mit einzelnen, indeß mehr res 
dactionellen, Nenderungen. 

In der Begründung des Gefekentwurfs wird hervorgehoben, e3 Liege 
die Abjicht ferne, das Vereins und Derfammlungsrecht und das Necht freier 
Meinungsäußerung allgemeinen dauernden Beichränktungen zu unteriverfen, 
es erjcheine aber im öffentlichen Intereſſe geboten, dem fortgejehten Miß— 
brauche der Sozial:Demofraten mit diejen Freiheiten Schranfen zu ſetzen 
und auf diefe Weiſe den Beftrebungen Raum zu gewähren, die darauf ge 
richtet find, durd) Aufklärung, Belehrung, Stärkung des Sinns für Recht 
und Eitte und wirthichaftliche Verbefferungen die Wurzeln des Uebels zu 
bejeitigen. Solche Schranten könne nur die Geſetzgebung aufrichten. 

22, Mai. (Deutfches Reich.) Reichätag: die nat.lib. Fraktion 
bejchließt einftimmig die Ablehnung des ſog. Sozialiftengefeßes in 
biefer Form. 

23.24. Mai. (Deutfches Reich.) Reichstag: genehmigt 
in dritter Lefung eine Rechtsanwaltsordnung für das ganze Neich 
und geht hierauf über zu der Debatte über das fog. Sozialiſtengeſetz. 
Die nat.-lib. Partei erklärt fich gegen eine Annahme in der vor— 
liegenden Faſſung, dagegen bereit, der Regierung in der Herbſtſitzung 
die Hand zur Abhülfe auf Grund einer befler vorbereiteten Vorlage 
zu bieten. Amendementsantrag Gneijt-Bejeler. Derjelbe wird mit 
243 gegen 60, die Borlage ſelbſt mit 251 gegen 57 Stimmen ab= 
gelehnt. 

Schluß des Reichstags durch kaiſ. Botſchaft, welche der Prä- 
jident des Reichskanzleramtes verlieft. 

Ueberjicht ber Debatte: Reihstanzleramtspräfidentv. Hof: 
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mann vertritt den Entwurf in nachjtehenden Ausführungen: Jeder dbenfenbde 
Staatämann arbeite jeit Jahren der von inneren — drohenden Gefahr 
entgegen; bislang ſei aber jeder legislatoriſche Verſuch, ihr zu begegnen, im 
Reichsſtage mißlungen. Die Frevelthat vom 11. Mai lege den verbündeten 
Regierungen die Pflicht auf, ihrer Verantwortung getreu, auf's Neue der 
Gefahr entgegenzutreten. „Wir —— kein Vertrauensvotum vom Reichs— 
tag; wir halten dieſes Mittel gegen die Gefahr für geboten. Lehnen Sie 
das Geſetz ab, jo hat der Bundesräth ſeine Schuldigkeit gethan; nicht ihn, 
nicht die verbündeten Regierungen trifft die Schuld und Verantwortlichkeit 
weiterer Folgen, fondern den Reichstag. Den Gedanken der Sozial-Demo— 
fratie wird weder ein Ausnahmegejek, noch ein Gejeß überhaupt befeitigen 
tönnen. Das ift zunächſt Aufgabe der Kirche; im Weiteren muß die Schule 
helfen, andere geiftige Mittel müſſen eingreifen. Aber dieß hilft nichts, 
wenn der Staat nicht feine Schuldigkeit thut, der Ausbreitung der Sozial— 
Demokratie entgegenzutreten. Gegenüber der Ausnußung des Vereins: und 
Berjammlungsrechts3 muß der Staat auftreten. Der Zeitpuntt des Einſchrei— 
tens ift ein ungünftiger, weil er an den Schluß einer langen anftrengenden 
Seifion fällt und weıl der leitende Staatsmann durch Krankheit verhindert 
it, anweſend zu fein. Die verbündeten Regierungen halten den von ihnen 
betretenen Weg für den richtigften und zwedmäßigjten, um augenblidlich ber 
dringendften Gefahr zu begegnen.“ Liebfnecht verliest im Namen jämmt: 
licher ſozial-demokratiſcher Abgeordneter die Erklärung, daß fie es mit ihrer 
Würde für unvereinbar halten, an der Ziscuffion des Geſetzentwurfs theil: 
zunehmen, fi) aber an der Abjtimmung betheiligen werden. Jörg fpricht 
im Namen des Gentrums gegen die Vorlage. Graf — ———————— frei⸗conſ.) 
tritt für dieſelbe ein. v. Bennigſen (nat.lib.) fordert die Regierung auf, 
der Behauptung En ag fie habe die Vorlage eingebracht, objchon 
fie gewußt, daß diejelbe abgelehnt werde. Wäre dieß der Fall, jo wäre es 
der Regierung weniger darum zu thun gewejen, die Genehmigung zu außer. 
ordentlichen Maßregeln gegen die Sozial:Demofraten zu erhalten, als vielmehr 
um den Vorwand zu einer — Maßregel. In Erkenntniß der 
durch die Sozial-Demokraten drohenden Gefahren ſei ſeine Partei mit der— 
jenigen des Vorredners und der Regierung einverſtanden; es handle ſich da— 
rum, geeignete Mittel dagegen zu finden. Ex bedauert, daß die Vorlage im 
Zujammenhange mit dem Attentat erfolgte, Eritifirt ihre Beitimmungen und 
bezeichnet die vorgejchlagenen Maßregeln als die denfbar wenigſt geeigneten. 
Der Bundesrath als emticheidende Inſtanz jei mach feiner Zufammenjegung, 
feinem Charakter, nach der Zeit feines — ungeeignet für die 
gejtellte Aufgabe, ebenſo der Reichstag als Kontrol- und” Reviſions-Inſtanz. 
Dann beleuchtet er die andern einzelnen Bejtimmungen der Vorlage und 
fragt, ob auf dem Boden ber bejtehenden regelmäßigen Gejeßgebung nichts 
Wirkſameres gegen bie Sozial:Demofraten vorgefehrt werden fünne. Es fei 
viel verfäumt worden; die bejtehenden Geſetze hätten von ben beftehenden 
Verwaltungsbehörden bis zur äußerjten Grenze des Zuläjfigen angewendet 
werden müſſen; das jei nicht geſchehen! Wenn Lücken der Gejeßgebung vor: 
handen, fo ſei er mit feiner Parteı bereit, Hand zur pe eventuell in 
der Herbitjeifion, auf dem Gebiete des gemeinen Nechtes zu leihen. Repreſſiv— 
maßregeln gegen bie Sozial:Demofraten hätten nie und nirgends gefruchtet. 
Bei ben jebigen verivorrenen minifteriellen Zuftänden in — und im 
Reiche könne man Befugniſſe, wie die Vorlage wolle, der Verwaltung nicht 
geben. In Preußen jei die Minifterkrifis in Permanenz; auch Falk's Stel: 
lung fei nun erjchüttert. Der Regierung dürfe man diftatorijche Gewalt 
nur einräumen, wenn man Bike wer fie augübe, und dieß müſſe man na= 
mentlich dann, wenn man die Gefahr nicht jehe, die eine Diktatur erheiſche. 
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Schließlich berührt er die frage des Kulturkampfes und Außert den Wunfch 
nach dejien Ende, weil die Kirche wohl geeignet jei zum Kampfe gegen ben 
Sozialismus; freilich müfje diejelbe fich der ſtaatlichen Ordnung fügen. Alle 
Parteien müßten ihre Zwiftigkeiten aufgeben und gegen den Sozialismus 
zufammenftehen. Dazu ſei auch die Mitwirkung der Regierung nothivendig, 
die bisher leider oft die liberalen — für das Wachſen des Sozialis— 
mus verantwortlich gemacht habe. Auch den berechtigten Wünſchen der Ar— 
beiter müſſe Genüge geſchehen. Namentlich aber mühe die bisherige Läſſig⸗ 
feit der bürgerlichen Klaffen bei den Wahlen aufhören. Minifter Graf 
Eulenburg erwidert: der borgejchrittene Zeitpunkt der Seſſion könne bie 
Regierung nicht abhalten, wichtige für das Staatäwohl dringend nothwendige 
Geſetze vorzulegen. Er müſſe der Behauptung Bennigjen’s enfchieden ent: 
gegentreten, daß die Regierung die Einbringung der Vorlage nicht ernft ge: 
meint habe. Die Lehren der Sozial:Demofraten verwirrten die Gemüther 
oft derart, daß Verbrechen wie das am 11. Mai möglich; würden. Daß die 
Sozial-Demokraten dasjelbe direkt angeftiftet hätten, glaube die Regierung 
nicht. Wenn man helfen wolle, müfje vorläufig Raum gejchafft werden, die 
Sozial-Demokraten zum Schweigen zu bringen, um in Frieden wirken zu 
fönnen. Der Entwurf jei feine Gewaltmahregel, und behhalb nur eine jo 
furze Dauer für demjelben vorgeichlagen. Man habe heute zum erjten Male 
von zu larer Handhabung der Gejepe gehört; vielmehr ſei allgemein über 
zu ftrenge Handhabung geklagt worden. Man könne ja num nad) dem 
Wunjche Bennigjen’3 bie Lefege bi3 zur äußerten Strenge anwenden, dann 
möge aber Niemand ſich beklagen. Dem Gerüchte von dem Demiffionsgefuche 
eines preußiſchen Minifters könne er nicht widerjprechen; er habe aber die 

offnung, daß das Geſuch nicht zum Austritt des betreffenden Minifters führe. 
ee fei maßgebend für die preußiiche Regierung: einmal alle zufammen: 
haltenden Glemente zu ftüßen, zweitens fein Mittel zu fcheuen, um dieſen 
Zweck zu erreichen. dv. Helldorf (conferv.) tritt Namens der Gonjervativen 
für die Vorlage ein, während Richter (Fortſchr.) fich gegen dieſelbe erklärt. 
Gneiſt: die jozialiftifche Bewegung ſei noch nicht unterdrüdt, weil die libe— 
ralen Vereine und die liberale Preſſe I die arbeitenden Klaſſen unzugäng: 
lic) feien; in Folge deſſen hätten fich die Arbeiter jchroff von allen anderen 
Ständen abgejchloffen. An fich feien alle Beitrebungen, der Obrigkeit gegen: 
über den Sozial-Demofraten größere Macht zu verleihen, gerechtfertigt. Die 
Borlage ſelbſt errege indejjen viele juxiſtiſche Bedenken; trotzdem fei fie amen= 
dirungsfähig. Er erſucht daher das Haus, das von ihm eingebrachte Amen: 
dement anzunehmen. Windthorſt (Meppen) ergreift das Wort gegen die 
Vorlage. Minifter — verwahrt fich gegen die von Jörg und 
Windthorſt feinen Aeußerungen über die Hilfe der Kirche gegebenen Deu: 
tungen; ex habe nur von dem Kirchenthum gejprochen, das mit dem Staate 
Hand ın Hand gehe und die Autorität des Staates achte. Der Kulturfampf, 
wie ihn die katholische Kirche durch ihre Prefje und ſonſtigen Organe führe, 
babe der ftaatlichen Autorität mehr zu jchaden gejucht, als die Sozial-Demo- 
fratie. Moltte (conferv.) gibt die Verbefjerungsfähigfeit der Vorlage zu, 
weiſt aber “1 die allgemein verbreitete Meberzeugung hin, daß man befferen 
Schutzes vor den den Staat bedrohenden Gefahren der Sozial:Demofratie be: 
bürfe. Gegen Noth, Elend und Armuth könne feine Regierungsform und 
fein Gejeßgeber ſchützen. Revolutionen hätten noch nie geholfen und hätten 
ihre Anftıfter und Führer ftets zuerft verzehrt. Man ſolle der Regierung 
die nöthige Macht geben, die Gefahren ber bürgerlichen —— bei Zeiten 
abzuwehren. Die Geſchichte der Pariſer Commune zeige, welche Folgen ent— 
ſtünden, wenn die Regierung ſich die Zügel der Gewalt entſchlüpfen lafſe. 
Die Zuftände und Begebenheiten unter der Herrichaft der Gommune würde 
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man für unmöglich halten, wenn fie fich nicht unter ben Augen der Oklu— 
pationdarmee zugetragen hätten, die Gewehr bei Fuß gezwungen geweſen, 
von jedem Eingreifen Abitand zu nehmen. Solche Dinge jeien eine ver: 
ſtändliche Mahnung für die Ordnungspartei. Der Reichätag könne das Geſetz 
heute ablehnen, in der Erwartung, daß die Regierung ſtark genug fei, Aus 
—— mit den Waffen in der Hand entgegenzutreten. Dadurch werde 
aber nur augenblicklich geholfen und die Schäden nicht gründlich geheilt. 
Wenn mit der Vorlage der Weg gezeigt werde, durch vorbeugende Maß— 
regeln, durch verſtändige Beſchränkung der gemißbrauchten freiheit beklagens— 
werthen Uebeln abzuhelfen, jo müſſe der Reichsſtag dazu die run bieten. 
Der leidende Theil der Bevölkerung gewinne nicht durch gewaltſamen Um— 
fturz, jondern auf dem langjamen Wege der Gejekgebung den erforderlichen 
Shut. Lasker (nat.:lib.) tritt der Behauptung entgegen, daß die liberale 
Partei das Anwachſen der Sozial-:Demotratie gefördert habe. Mit größeren 
Rechte treffe ein folcher Vorwurf die conjervatıve Partei, die durch ihre In— 
triguen und Machinationen zur Untergtabung der öffentlichen Gittlichkeit 
beigetragen habe. Auch die Regierungen hätten die Sozialiſten gegenüber 
den Liberalen begünjtigt, wie dieß namentlich bei den lebten Wahlen in 
Sachſen geichehen ſei. Die Beftimmungen des Entwurfs feien in vielen 
Stüden ganz unausführbar, auch nicht verbefjerungsfähig; der bezügliche 
Verſuch Gneijt’s fei ein mißglüdterr. Er und feine Partei würden ab irato 
gemachten Gejegen niemals zuftimmen. Der ſächſiſche Miniſter v. Noftiz- 
Wallwitz erklärt die Behauptung Lasker's, betreffend die Begünftigung der 
Sozialiſten durch die Regierung bei den legten Wahlen, für unwahr. Damit 
ſchließt die erſte Leſung, und es wird jofort in die zweite eingetreten. Yu: 
cius (conjerd.) erklärt jich für umveränderte Annahme des $ 1, Bejeler 
für dad von ihm und Gneift eingebrachte Amendement. Auch Minifter 
Hofmann empfiehlt dieſes Amendement und verwahrt die Vorlage gegen 
den Borwurf, daß dieſelbe abjolut nicht verbeiferungsfähig jei. Das Amen: 
dement Gmeift:Bejeler wird jedoch im namentlicher Abjtimmung mit 243 
gegen 60, $ 1 der Vorlage mit 251 gegen 57 Stimmen abgelehnt. Minijter 
Hofmann erklärt, die Regierung lege auf die Weiterberathung feinen Werth, 
worauf die Situng geſchloſſen wird. 

Die jo nad drei und einhalbmonatlicher Dauer geichlofiene Reiche: 
tagsſefſſion hinterläßt jo ziemlich bei allen Parteien das Gefühl einer tiefen 
Mipftimmung. Der Rüdbli auf diefelbe ift ein fo wenig — daß 
als der hellſte Lichtpunkt allgemein — die Novelle zur Gewerbe-Ordnung 
bezeichnet wird, ein Geſetz, welches allerdings in ſozial-politiſcher Beziehung 
von nicht zu unterſchätzendem Werth iſt, indem es die Verhältniſſe der Lehr— 
linge und Arbeiter einer beſſeren Regelung als bisher unterwirft, welches 
aber doch bei weitem nicht die wichtigſte unter den großen Aufgaben der 
Wirthſchaftsreform der Loſung entgegenführt. Das Scheitern des Entwurfs 
über die Gewerbegerichte wird wenig bedauert, da die Frage der Betheili— 
gung des Staates an jenen Gerichten noch nicht genügend geklärt iſt. Die 
Rechtsanwaltsordnung und das Gerichtsfoftengefeh, welche zwar nicht allen 
Wünſchen entiprechen, im Ganzen jedoch von der Volkävertretung wie von 
den Regierungen als ziwedentiprechende Leitungen der Gejehgebung anerkannt 
find, werden ala nothwendige Gonjequenzen der neuen Gerichtsverfaffung mit 
Befriedigung aufgenommen. Die Bereicherung der Steuergejeßgebung durch 
den Spieltartenftempel hat geringe Bedeutung. Nachdrüdlichere Betonung 
erfährt von verjchiedenen Seiten die Nichterledigung einer größeren m 
nicht unwichtiger Vorlagen: der —— über bie ra von Nah: 
rungamitteln und Gebrauchsgegenftänden, über die Statiftit des Wanrenver: 
tehrs mit dem Ausland, über den Feingehalt der Edelmetallivaaren, über die 
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Beförderung don Auswanderern nach außerdeutſchen Ländern, ferner der | 


rumänijchen Handels: Gonvention und ber Trage des ferneren Zolle und 
Handelsverhältniſſes zur öfterreichiicheungarifchen Monardie. Mit den ſtla— 
gen um dieje negativen Ergebnifje verbindet fich der fchiwere Vorwurf des 
allgemein fühlbaren Mangels eines zuverläfligen, concreten und praftifch 
ausführbaren Programms der feit lange als wichtigfte Aufgabe der inneren 
Reichspolitik Hingeftellten Steuer: und Wirthſchaftsreform, und die wo mög: 
lich noch jtärfer hervorgetretene Unzufriedenheit mit den Andeutungen und 


Proben, welche jenes noch nicht genügend faßbare Programm in den Ent: 


würfen einer höheren Tabafbejteuerung und einer Enquete über die Tabaf: 
induftrie einem ſyſtematiſchen, wohldurchdachten und wirthichaftlich wie po» 
litiſch annehmbaren umfaſſenden Steuer: und Finanzreformplan vorausgefandt 
hat. Selbſt das Stellvertretungsgeſetz, welches nach lebhaften Kämpfen zur 
Annahme gelangte und einen ausſichtsreichen Gewinn der Seſſion zu bilden 
ſchien, hat bisher nicht einmal die Erwartungen der vertrauensvolliten Com: 
promiß:Bolitifer gerechtfertigt. Unter folchen Umftänden wird die allgemeine 
Verſtimmung über die Mißerfolge nur wenig durch die Hoffnung gemildert, 
daß die Pauſe der parlamentlojen Zeit bis zum Herbſt jeitens der Regie: 
rungen zu den nöthigen Vorarbeiten für die nächite Seſſion nicht bloß mit 
Eifer, fondern auch mit derjenigen Rücdficht auf die zu deutlichem Ausdrud 
gelangten Ziele der Mehrheit der Volksvertretung benüt werde, welche inner: 
halb ber verfafjungsmäßigen Grenzen allein eine fruchtbare legislatorifche 
Ihätigfeit zu verbürgen vermag. 

24. Mai. (Preußen.) Ueber das Entlaſſungsgeſuch Falk's 
ift noch nichts entjchieden. Falk legt eine Denkjchrift über jeine 
Gtellung zur evangelijchen Kirchenpolitif vor und macht fein Ver— 
bleiben von der Billigung derjelben abhängig. Der Kaiſer behält 
fi die Rüdfprache mit dem Reichskanzler vor. Inzwiſchen erhält 
Half einen 14tägigen Urlaub. 

26. Mai. (Sachſen.) I. u. I. Kammer: das revidirte Ein» 
fommenfteuergefeß hat nunmehr nicht nur die II, fondern auch die 
I. Kammer glüdlich paſſirt. Damit haben die langjährigen Steuer- 
fämpfe endlich einmal ihr Ende erreicht und find die ermüdenden 
Steuerreform=Berhandlungen zu einem pofitiven Reſultat geführt 
worden. 

28. Mai. (Deutfches Reich.) Das am 27. Mai zuſam— 
inengetretene, aus den Panzerjchiffen „Preußen“, „König Wilhelm“ 
und „Großer KHurfürjt“ bejtehende Uebungsgeſchwader fährt von 
Wilhelmshafen nach Plymouth ab; der Avifo „Falke“ folgt nach. 
Don Plymouth joll jich das Gejchtwader vorausfichtlich nach Gibraltar 
begeben. 

30. Mai. (Deutjches Reich.) Untergang des Panzerjchiffes 
„der große Kurfürſt“. Derjelbe erfolgt, nachdem das Geſchwader 
Dover paffirt hat, in der Nähe von Folkeftone, durch einen Zuſam— 
menjtog mit dem „König Wilhelm“. Jener wird dadurch in den 
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Grund gebohrt, diefer bedeutend bejchädigt. Nur ein Theil der 
Mannſchaft kann gerettet werden. Für die deutjche Marine ift das 
Greigniß ein jchwerer Echlag. Die öffentliche Meinung nimmt an 
demfelben lebhaften Antheil und verlangt nachdrüdlich ftrenge Unter: 
ſuchung, wie dad Unglüd möglich gewejen fei. 


Anfang Juni. (Preußen) Nach einer amtlichen Mitthei- 
lung in der fächfifchen Provinzialiynode liegt es in der Abficht des 
Kirchenregimentes, die erjte ordentliche Generaliynode noch in diefem 
Jahr einzuberufen. Daß in derjelben der gleiche Geift herrichen 
wird, wie in den gegenwärtigen Provinzialſynoden, ift bereits ent— 
ihieden, da, außer in Königsberg, überall nur orthodore Wahlen 
in die Generalfynode vollzogen worden find. 

2. Juni. (Deutjches Reich.) Die deutfche Regierung ladet 
in Folge vorausgegangenen Ginverjtändniffes jämmtlicher Groß: 
mächte die Unterzeichner der Verträge von 1856 und 1871 ein, auf 
einem Gongreß in Berlin zufammen zu treten, um 

„die Stipulationen des Vertraged von San Stefano zu biäfutiren. 
Indem "die deutjche Regierung dieſe Einladung an die... Regierung richtet, 
nimmt diefelbe an, baß die... Regierung, indem fie die Einladung annimmt, 
darein willigt, bie freie Disculfion bes gejammten Vertrages von San Ste: 
fano zuzulafjen, und daß dieſelbe bereit ijt, daran Theil zu nehmen, wenn 
alle dazu eingeladenen Mächte daran Theil nehmen.“ Als Zeitpunkt des 
Zufammentritt3 des Gongrefjes wird von Deutichland der 13. Juni d. J. 
vorgefchlagen. Die Ausdrüde find jehr forgfältig abgewogen und gleich: 
lautend an alle Mächte gerichtet, um England zu — ohne Rußland 
zu verletzen. England — denn auch gewiſſermaßen nur bedingungsweiſe 
„Augeſichts der mündlichen Andeutung des Grafen Münſter, daß die Einladung 
in den nämlichen Ausdrücken auch an die übrigen Mächte ergangen ſei, und 
indem e3 vorausjehe, daß jene Mächte der in der Note des Grafen Münfter 
eonftatirten Bedingung zuftimmen würden, die an England gerichtete Ein: 
ladung zum genannten Tage an.“ 

2. Juni. (Deutfches Reich.) Neues Attentat auf den Kaifer. 
Der Thäter Heißt Dr. Nobiling und gehört den höheren, gebildeten 
Klafjien an. Derjelbe macht nach der That einen Selbſtmordverſuch. 
Gr nährte fozialiftifche Ideen und Tendenzen, jcheint aber ohne Mit- 
verfchtvorene und ohne irgend welchen direkten Zuſammenhang mit 
der ſozial-demokratiſchen Partei gehandelt zu haben. Der Kaiſer 
wird an der linken Wange und am Halje, an der linfen Schulter 
und der linfen Hand durch Schrotförner verwundet. Hundert— 
taufende umlagern jofort auf die Kunde den Palaft in tiefem ge— 
drücktem Schweigen. Dagegen bemächtigt fich eine unbefchreibliche 
Aufregung und Wuth des Volkes, als der jchwerverwundete Mörder 
in einem Polizeiwagen nach der Charite gebracht werden ſoll. Bei 
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der Abfahrt will man den Magen umftürzen und den Attentäter 
jteinigen; fajt wäre diejer Akt der Volksjuſtiz gelungen, wenn nicht 
die Ehußmannfchaft zu Pferde mit eigener Lebensgefahr die An- 
drängenden zurüdgeworfen und den Wagen esfortirt hätte. Die 
Wunden des Kaiſers, an fich nicht gerade lebensgefährlich, find es 
vielleicht doch bei dem hohen Alter des Monarchen. Die Empörung 
über die That und die Theilnahme iſt in ganz Deutjchlandb eine 
ebenjo allgemeine ala tiefe. 

4. Juni. (Deutſches Reich.) Dem Kronprinzen de3 deut— 
Ichen Reichs und von Preußen wird auf unbeftimmte Zeit die Stell- 
vertretung, nicht die Regentjchaft, des Kaijers und Königs über- 
tragen. 

6. Juni. (Deutjches Reich.) Bundesrath: Preußen bean 
tragt die Auflöfung des Reichſtags und die Anordnung von Neu— 
wahlen. 

7. Juni. (Deutfches Reich.) Die offiziöfen und die con= 
jervativen Blätter beginnen einen wahren Sturmlauf gegen den 
Liberalismus und namentlich auch gegen die nationalliberale Partei. 
Der fozialdemokratiichen Agitation und Wühlerei wird der Ver: 
nichtungsfrieg angekündigt und die preußifche Regierung geht mit 
allen denjenigen Maßnahmen energijch gegen fie vor, welche die be— 
ftehende Geſetzgebung geftattet. Dem jozialdemofratifchen Bereins- 
und Verſammlungsweſen könnte fie indeß nur durch eine (allerdings 
verfaflungsmäßig mögliche) Octroyirung, der jozialdemofratijchen 
Prefle kann fie gar nicht zu Leibe gehen, da die Preſſe Reiche» 
lache iſt. 

11. Juni. (Deutjches Reich.) Bundesrath: genehmigt ein— 
ftimmig den Antrag Preußens auf Auflöfung des Reichſtags. Die 
Neuwahlen werden auf den 30. Juli angejekt. 

11. Juni. (Bayern) Der König bejegt auch den biſchöf— 
lichen Stuhl von Speyer wieder, indem er den Domprediger Ehrler 
in München zum Bilchof „ernennt“. Die römifche Curie kann gegen 
die Wahl nichts einmwenden, obgleich der Gewählte wenigjtens bisher 
gleichfall3 zu den Gemäßigten zählte. 

12. Juni. (Preußen) Der Er-König Georg V. von Hans 
nover + in Paris. 

Nachdem er feinem Vater am 18. Nov. 1851 gefolgt war, machte ber 
Krieg von 1866 feiner Herrichaft ſowie derjenigen des Welfenhaujes in 


Hannover ein Ende: das Land wurde Preußen einverleibt. König Georg 
ging mit feiner Familie nah Wien. In dem jog. Stödl des faijerlichen 
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chloſſes Schönbrunn ward ihm zuerst gaftliche Aufnahme, jpäter erwarb 
er eine auf der Straße ey Hating gelegene Billa nebjt prachtvollem Part, 
in ber er gewöhnlich den Winter und Frühling zubradhte. Zum Sommer: 
aufenthalt hatte er ſich Gmunden erwählt. Das Leben, das er in den erjten 
zwei Jahren führte, brachte in dem zur Winteräzeit fonjt einfamen Hieking 
große Bewegung hervor. Georg V. hat niemals aufgehört, fich als König 
zu fühlen und in der erften Zeit feines Aufenthalts im Defterreich durch 
die Art und Weile, wie er diefe Behauptung der Legalität feines Rechts 
d uführen verfuchte, zu vielfachen Rekriminationen Beranlaffung gegeben. 
Er hielt in Hietzing fürmlichen Hofftaat. Sein Minifter des Aeußern, Graf 
laten, fungierte dajelbit mit einem förmlichen Bureau, in welchem der 
egationsraty Meding, der fich fpäter durch feine Romane unter dem Pfeu: 
danym Gregor Samarotv eine gewiſſe Berühmtheit erwarb, feine unbedeutende 
Rolle fpielte. Ein Finanzrath ftand an der Spitze der Hoffammer, ein 
eigenes Preßbureau ward errichtet, eine Militärkanzlei aus treugebliebenen 
Offizieren höherer Chargen gebildet; der König hatte feinen Oberjthofmeifter, 
feinen General:Adjutanten, wie die Königin und die Prinzeifinnen Friederike 
und Mary ihre Beben Der diplomatischen und militärischen Stanzlei 
wußte aber Graf Beuft ein jähes Ende zu ie Die Minifter, wie die 
literarifchen Beiräthe und die militärischen Würdenträger wurden ihrer Stel: 
lungen enthoben — und auch die finanziellen Operationen erlitten mit dem 
Untergange der mit Beihilfe der Millionen König Georg’3 gegründeten 
Wiener Bank Schiffbruh. Der Hof von Hannover begann jich einzufchrän: 
fen, die mit Djtentation zur Schau getragene hannoverische Uniform ward 
abgelegt und von dem Tage, an dem Kronprinz Ernſt Auguſt in die öfter: 
reichiiche Uniform fich Eleidete, hatte die politiiche Welt keinen Anlaß mehr, 
fich mit dem Hannover'ſchen Hofe zu beichäftigen. König Georg aber blieb 
feinen Anjchauungen über die ihm angeborenen und unvderäußerlichen Rechte 
treu bis zu feinem Tode. Bezüglich der Trage, wo feine Leiche beigejett 
werden jolle, wird jeitens der preubiichen Regierung jofort die Bereitwillig- 
feit zur Erfüllung des ihr ausgejprochenen Wunſches, die Beiſetzung, jedod) 
allerdings ohne militärische oder amtliche Fyeierlichkeit, in Herrenhauſen 
ftattfinden zu laffen, Tundgegeben. Die Hinterbliebenen ziehen jedoch ein 
durchaus fönigliches Leichenbegängniß in Paris (unter Begleitung franzöfiicher 
Infanterie, Gavallerie und Artillerie) und die Beifegung der Yeiche in Wind: 
for vor. 

13. Juni. Erſte Situng des Gongrefjes der Großmächte und 

der Türkei in Berlin. 


—— find die Namen der Mitglieder des Congreſſes: Türkei: Sara: 
theodory, Mehemet Ali und Sadullak Bey; Rußland: Reichskanzler Fürſt Gor- 
tſchakoff, Graf Peter Schumwaloff u. Frhr. dv. Oubril; England: Minijterprä- 
fident Lord Beaconzfield, Minifter des Ausw. Salisbury und Lord Odo Rujfel; 
Defterreich: d. gemeinfame Minifter des Ausw. Graf Andrafiy, Graf Ca: 
rolyi und Baron Haymerle; Frankreich: der Minifter des Aust. Wad— 
dington und Graf St. Ballier; Italien: der Minifter des Aust. Graf 
Eorti und Graf de Launay; Deutſchland: der Reichäfanzler Fürſt Bis: 
mard, der Staatsjefretär des Ausw. dv. Bülow und Fürſt Hohenlohe. — 
Die Rangordnung ift nach dem Alphabet ven Allemagne, Autriche, 
France, Grande Bretragne, Italie, Russie, Turquie. Zur Zeit des alten 
Deutjchen .. hatte befanntlich der Deutjche Kaiſer unbeftritten den Vor: 
rang dor den übrigen europäifchen Souveränen und der „Ambassadeur de 
l’Empereur“, wie der Gefandte desjelben in der damaligen officiellen Sprach: 
weiſe jchlechtiweg genannt wurde, führte daher diefen Borrang feines Sou— 
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veräns gleichfalls unbeftritten. Cine Rangordnung der übrigen Souveräne 
hat nie feftgeftellt werden können, und deßhalb fehlte es auch zwijchen den 
ranzöfiichen, ſpaniſchen, engliſchen 2c. Gejandten nicht an heftigen und nicht 
elten zu politifchen VBerwidlungen führenden Rangitreitigkeiten. Der weit: 
älifche Friedenscongreß bietet hiefür namentlich ein — Nach Auf— 
löſung des Deutſchen Reiches beſtimmte der Wiener Congreß, daß die Mächte 
nach der Reihenfolge der Anfangsbuchſtaben ihrer franzöſiſchen Namen ran: 
iren follten. Es traf ſich alfo, daß „Autriche“, auch abgejehen von der 
(ee beutjchen Kaiſerwürde, wieder den erjten Rang hatte. Auf dem 

erliner Gongreß, welcher denjelben Grundjag zu befolgen hatte, würde da: 
ber, auch abgejehen von dem Vorſitze, die neue deutjche Kaiſermacht „Alle- 
magne“ die erjte Stelle eingenommen haben. 

13. Juni. (Deutfches Reid.) Die 5. altkatholifche Synode 
in Bonn hebt mit 75 gegen 22 Stimmen das Gölibat ihrerjeits 
auf, indem fie die Verheirathung der Geiftlichen für zuläffig erklärt. 
Einige bisher altkatholifche Profefloren erklären in Folge dieſes Be— 
Ichluffes ihren Austritt aus der Religionsgenofjenjchaft. 

13. Juni. (Heffen.) I. u. I. Kammer: haben dem Majori— 
tätsantrage der Gommilfion der II. Hammer betr. Regelung der 
Givilliftefrage beigeftimmt. 

16. Juni. (Deutjches Reich.) Die verfchiedenen Parteien 
oder Fraktionen des Neichstag3 fangen an, ihre Wahlaufrufe für die 
Wahlen vom 30. Juli zu erlaflen. Die Sozialdemokraten beichließen 


ihrerfeits, nur da Gandidaten aufzuftellen, wo wirklich Ausficht vor= 


handen fei, diejelben durchzubringen. Auch das Gentralcomits der 
Schutzzöllner erläßt einen Wahlaufruf behufs Förderung ihrer 
Intereſſen. 

20. Juni. Die Eongref-DBerhandlungen haben eigentlich noch 
nicht begonnen. Es finden vorerft noch Sonderverhandlungen zwi— 
chen den Bertretern Englands, Rußlands und Oeſterreichs ftatt. 
Rußland wird mit der bisherigen Abmachung mit England nicht 
davon fommen; es wird mehr opfern müſſen. Deutjchland zieht 
fi möglichft zurüd. Dagegen haben fich England und Dejterreich 
entjchieden genäbert. 

20. Juni. (Sachſen.) Das Königspaar feiert fein 25jähri- 
ges Jubiläum. Die Regierung bejchließt, beim Landtag den Ankauf 
einer Reihe weiterer Privatbahnen für den Staat zu beantragen. 


21.—24. Juni. Congreß: Erledigung der bulgarischen Frage. 
Rußland muß auf feine Schöpfung im Vertrag von St. Stefano, 
der ein Bulgarien nördlich und füdlich des Balfand und big ang 
Aegäiſche Meer in Ausficht nahm, verzichten und ſich mit einem 
Bulgarien nördlich des Balkans zufrieden geben, ber ſüdliche Theil 
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jenes Neubulgariens ſoll als Dftrumelien unabhängig von Ruß— 
land organifirt und die Türkei wmenigftens ſüdlich des Balkans 
al3 Iebensfähige Macht confervirt werben. Dafür werden Rukland 
vom Gongrefje zwei überaus wichtige Goncejfionen gemacht: einmal 
nämlich jollen die jämmtlichen Donaufeftungen zwar gejchleift, aber 
auch jämmtlich, alfo einjchließlich Varna's, dem neuen Fürftenthum 
Bulgarien überantwortet werden, und dann wird bdemfelben auch 
Sofia zugetheilt, von wo aus der Balfan leicht umgangen wer— 
den kann. Rußland gibt auf den Rath und Antrieb Schuwalow's 
nad; Gortichafoff ift dagegen mit diefen Conceffionen gar nicht 
einverftanden. 


Inzwiſchen fällt ein durchaus unabhängiges und unbefangenes 
Platt, das „Journal des Debats“, über die Abmachungen des Con— 
arefle bez. Bulgariens ein geradezu vernichtendes Urtheil: 


„Bulgarien, jagt man uns, wird nicht über den Balkan hinüber: 
reichen — erites Zugejtändniß. Der Balkan wird die Vertheidigungslinie der 
Türkei und eine mächtige Schranke gegen die Ruffen auf der Straße nad) 
Konftantinopel jein — zweites Zugeitändnik. Das füdliche Bulgarien er: 
hält den Namen Oft:Rumelien: es joll allerdings vollftändige adminiftrative 
Autonomie befigen; aber da e3 unter der Herrfchaft des Sultans bleibt, 
wird bie Kohäfton des türfifchen Reiches gewahrt fein — drittes Zugeftänd: 
niß. Die Türkei behält in Rumelien die Militärgewalt — viertes und 
lehtes Zugeſtändniß. Man muß in der That anerkennen, daß Rußland in 
diefen vier Punkten nachgegeben hat; aber Rußland Hat nur im Prinzip 
nachgegeben, was nach dem Ausspruch des Herrn vd. Bismarck jo viel be: 
deutet, als ob es gar nicht nachgegeben hätte, und wir werden zeigen, daß 
auch dießmal der . bes Heren v. Bismard fich trefflich bewährt. Wenn 
Bulgarien bis zum Balkan reicht, wird e3 in feinen Grenzen ein unabhän: 
giges Fürſtenthum bilden, welches zweimal größer ift, ald Serbien, aber, 
wie diejes, eine vollftändige Regierung und eine nationale Armee befißt, welche 
in den Händen der Ruffen bleiben werden, einfach weil die Bulgaren in mili: 
tärifcher umd politifcher Hinficht ganz Null find und ſich aljo der VBormund: 
ſchaft ihres mächtigen Nachbar? nicht entziehen können. Die Offiziere der 
Armee, bie Bertwolkinofbeasien ber Pijtrikte, die Mitglieder der Gentral: 
gewalt werden, wenn nicht von Geburt, jo doch von nn Ruffen fein, 
und jo wird Bulgarien die Zitadelle Rußlands auf der Halbinjel werden. 
Bulgarien wird auf die Südprovinz, das fogenannte Oft:Rumelien, ein: 
wirken, wie Serbien auf Bosnien und die Herzegowina eingewirft hat. 
Jedermann weiß heute, dat die Aufftände in ber Herzegowina und in Bos— 
nien hauptjächlich da3 Werk Serbien geivejen find. Das Fürſtenthum Bul: 
garien wird leicht ähnliche Anläfje finden, um ſich in die Angelegenheiten 
Dft:Rumeliens einzumifchen, zumal dieſe leßteren, Dank den vom Gongreß 
angenommenen Plänen fich herzlich jchlecht geftalten werden. Aber, wird 
man einwenden, wie follen denn die Bulgaren und Ruffen die Balfanlinie 
überfteigen, jene Bertheidigungalinie, welche der befondere Triumph der eng: 
Lifchen Diplomatie ift? Man wird uns geftatten, auf dieſe Linie in ber 
That nicht zu viel Werth zu legen. Um wirklich etwas zu bedeuten, müßte 
fie Varna und Sofia mitumfafjen, d. i. die beiden Straßen, durch welche 
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man fie umgehen kann. Varna und Sophia find den Ruffen preis: 
gegeben worden. Wer wird Rußland verhindern fönnen, in Varna eine 
Grpedition zur See vorzubereiten und feine Truppen an einem beliebigen 
Punkte der rumelifchen Hüfte auszufchiffen? Noch leichter wird es die Balkan 
linie zu nichte machen können, wenn es eine Armee geraden Wegs von So: 
phia nach Adrianopel dirigirt. Hat man denn die Lehren des lebten Kriegs 
ichon vergefjen? Sobald die Finnahme von Plewna den Rufjen geftattete, 
ſich Softa’3 zu bemächtigen, aus welchem die Pforte troß der dringenden 
Rathichläge Osman Paſcha's verfäumt hatte, ein ziweites Plewna zu machen, 
ſtand Rumelien vor ihnen offen. Wir wollen nicht zu hart urtheilen über 
dieſe famoje Balkanlinie, welche der Lieblingsgedanfe des Lord Beaconsfield 
und des Grafen Andraſſy zu fein jcheint; aber auf uns macht es, ehrlich 
gejagt, den Eindruc, als ob bie europäifche Diplomatie forgfältig alle Yen: 
fter eines Haufes ſchlöſſe, deſſen Hauptthor fie in den Händen berer Läßt, 
welche es bedrohen. Zudem darf man Sich durch das Wort: Balfanlinie 
nicht täuſchen laſſen. Auch Hier hat Rußland nur im Prinzip nachgegeben, 
und eine militärische Kommiſſion foll die Anordnung erſt in die Praxis 
übertragen. Mit welchen Schwierigkeiten wird aber diefe Kommiffion zu 
füämpfen haben! Die Engländer hatten für die Türken das Recht verlangt, 
den Gebirgskamm zu befehen. Daran ift gar nicht zu denfen! riefen ſogleich 
die Ruſſen. Sollen wir etwa das Fort St. Nikolaus ausliefern, das wir 
fo lange mit unjerm Blute beipritt haben? Sollen denn die Türfen von 
Diefer herrichenden Stellung aus die fo theuer erfaufte Unabhängigkeit Bul- 
gariens bedrohen können? Dieje Gründe find gewiß jehr jentimental und 
jehr rührend; aber wenn die Türkei als ganze Vertheidigungslinie das Recht 
erwirft, den füdlichen Ausgang der Balkanpäſſe zu beſetzen, jo erwirkt fie, 
wie das Beiſpiel von Schipka gezeigt hat, in Wahrheit gar nichts. Es ges 
bricht uns an Raum, um bie Hinfälligkeit der anderen Erfolge Europa's 
darzuthun. Wie kann man davon fprechen, dat der Türkei die Militärs 
gewalt in Rumelien erhalten bliebe, wenn fie nur in den Päflen und an 
der Südgrenze Oftrumeliens Garnifon halten darf? Der ganze mittlere Theil 
der Provinz wird den Bevölkerungen preisgegeben fein, und man wird dort 
nicht AR; eine türkiſche Gensdarmerie haben, die fie allein verhindern könnte, 
ſich gegenfeitig aufzufreifen. An beftimmten Punkten Garnifonen zuſammen— 
zupferchen, ift übrigens ein nichtanußiges Syften und der erfte Schritt zu 
einer gänzlichen Räumung, wie man Keen in Serbien gejehen Hat. Der un: 
abläffigen Einmiſchung Bulgariens ausgefeht, wird Oftrumelien nur eine 
Dependenz diejes Fürſtenthums fein. Der pomphafte Name, den man ihm 
gegeben hat, wird es vor diefem Looje nicht bewahren. Indem der Kongreh 
arein willigte, Numelien in zwei Theile zu jpalten und den einen derfelben 
zu einer autonomen Provinz zu erheben, hat er das Prinzip der Cohäſion 
des türfifchen Reiche, die letzte Bürgfchaft eines daueruden Friedens und des 
allgemeinen Gleichgewichts, preisgegeben. Zudem foll die ruffiiche Occupation 
neun Monate dauern, ein langer Zeitraum, in welchem die gefährlichiten 
Verwicklungen ausbrechen fönnen. Der Congreß verfällt offenbar in den: 
jelben Fehler, welcher der Gonferenz von Konjtantinopel jo verhängnißvoll 
geworben if. Er nimmt auf die Türken gar feine Nüdficht, ala ob fie gar 
nicht mehr vorhanden oder ala ob fie nicht im Stande wären, lieber Alles 
zu erdulden, als fich erdrücken zu laffen, ohne fich zu wehren. Sie jchwei: 
gen jebt, aber man weiß, was fich hinter diefem Schweigen verbergen kann. 
Rußland gibt ſich die größte Mühe, die Lage feiner Armee zu verhehlen; 
dieje Lage ift aber eine folche, daß Niemand weiß, was geichehen kann.” 


26. Juni. Gongrek: Fürſt Gortſchaloff, der den letzten Eih- 
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ungen tvegen Krankheit nicht beigewohnt Hat, ericheint wieder und 
hält folgende Anrede an den Gongreß: 

„Hr. Präfident, Em. Ercellenzen! Da ich einige Tage nicht an Ihren 
Berathungen theilmehmen konnte, möchte ich nicht in Ihre Mitte zurückkehren 
ohne Ahnen nachitehende Bemerkungen mitzuthetlen, die mir durch die Liebe 
zur Wahrheit und zu meinem Vaterland eingegeben werden. Während der 
legten Berathung haben meine Gollegen (hier verbeugte fich der Fürſt gegen 
den Grafen Schumwaloff und den Baron Dubril) Jhnen im Namen Rußlands 
Zugeftändniffe gemacht, welche weit diejenigen überjchreiten, die e8 zu machen 
gedachte. (Allgemeine Spannung.) Aber ich bin zu gut von ben Gefühlen 
unterrichtet, welche meine Gollegen beeinfluffen, um etwas gegen die Zuge: 
ftändniffe zu jagen, zu denen fie fich verpflichtet lache Ich möchte ledig: 
li vor Ihnen erklären, daß Rußland, wie wohl befannt ijt, dieſe Opfer 
wegen feiner Liebe zum Frieden gebracht hat, und daß es Wahrheit war, 
ala Rußland fowohl vor ala nach dem Krieg erklärte: daß es nur um den 
Ehriften de3 Orients zu helfen, fich erhoben hat, dat es feinen felbftjüchti: 
gen heimlichen Zwed verfolgte, und daß, nachdem es fo große Opfer, in 
einem Kriege, der lediglich für das Chriftentgum und die Eivilifation unter: 
nommen wurde, gebracht hat, e3 fich auch im Stande zeigt, Opfer für die 
Wiederherjtellung des Friedens zu bringen, auf die ja Ihre Anftrengungen 
gerichtet find. Ich glaube, Niemand wird den Ruhm der ruffiichen Armee, 
welche die glänzenditen Siege errungen hat, in Frage ftellen; aber Rußland 
wünjcht, dat es offenkundig jei, daß es die Lorbeeren des Sieged, die mit 
dem foftbarjten Blut errungen find, gegen die Palme des Friedens vertau: 
ichen möchte.“ Diejen Worten folgt 44 Schweigen. Nach einigen Augen: 
bliden erhebt fich Lord Beaconsfield und bittet um das Wort. Seine 
mit der ihm eigenen ausdrudsvollen Weife gehaltene Nede, über welche dem 
Gorrejpondenten der „Times“ jehr viel Rühmendes gejagt wurde, deren ges 
nauen Wortlaut derjelbe aber nicht feſtſtellen kann, beginnt etwa folgender: 
maßen: „Ich bin überzeugt, der Dolmeticher Ihrer Gefühle zu fein, wenn 
ich der tiefen Bewunderung Ausdrud gebe, welde ich für die Worte meines 
edlen und erlauchten Freundes und die Weife hege, in denen er den wahren 
Gefinnungen feines Landes Ausdrud verliehen hat. Sch bin — in dem 
Gedanken, daß es der Wunſch nach Frieden war, der die Entſchließungen 
Rußlands in den letzten Berathungen geleitet hat. Ich beeile mich daher, 
das im Namen dieſes Congreſſes, der mir zuhört, anzuerkennen, und ich 
hoffe zuverſichtlich, daß ich ein gleiches Gefühl in allen dieſen Berathungen 
antreffen werde“ Lord Beaconsfield ſpricht noch einige Minuten länger und 
nimmt dann feinen Pla wieder ein, worauf der Congreß feine eigentlichen 
Arbeiten fortjeßt. Es iſt klar, die Nachgiebigkeit Rußlands bezüglich der 
Ausdehnung Bulgariens ift vom Kaiſer und Shumaloff gegen dad Wider: 
ftreben Gortſchakoff's und ber panjlavifchen Partei durchgejeht worden. 


27. Juni. (Deutjches Reich.) Unter dem Titel „Die Ab» 
fihten und Wünſche der Regierung Angeficht? der Wahlen“ ver- 
öffentlicht die „Prov.=Corr.” einen Artikel, den nıan ala dad Wahl- 
programın bes Reichafanzler8 betrachten darf, und der im Wefent- 
lichen wie folgt Tautet: 


„In den Motiven des Auflöfungsantrags ift die nächſte gemeinfame 
Aufgabe klar bezeichnet: die Regierungen eriwarten von dem neuen Reiche: 
tage zunächit die jüngft verweigerten geſetzlichen Vollmachten, um die Ge: 
— welche für Staat und Geſellſchaft von dem Treiben der Sozial: 
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demofratie drohen, erfolgreich abwenden zu fönnen. Dig frühere Vorlage 
erblidte die Quelle diejer Gefahren vor Allem in dem Gebrauch, welchen die 
Sozialdemokratie von der Freiheit der Preſſe und des Vereinsrechts machte: 
die Regierungen hielten in diefer Beziehung die Bewilligung kräftiger und 
schnell eingreifender Mittel für nöthig, um dem bisherigen Mitbrauche jener 
Freiheiten Schranken zu jeßen und damit den Beftrebungen Raum zu ge: 
währen, welche darauf gerichtet find, durch Aufklärung und Belehrung, durch 
Stärkung des Sinns für Recht und Sitte, wie durch wirthichaftliche Ver: 
befferungen die Wurzeln des Uebels zu befeitigen. Zur Erreihung jenes 
Zweds wurde für den Bundesrath eine Ermächtigung zum Verbot von Drud: 
Ichriften, Vereinen und Verfammlungen, welche die Ziele der Sozialdemo: 
fratie verfolgen, in Ausficht genommen. Nachdem inzwifchen durch die 
neuejten traurigen Erfahrungen die Meberzeugung von der Verderblichkeit des 
fozialdemofratijchen Treibens eine neue Beitätigung und zugleich — 
——— gefunden hat, halten die Regierungen es um ſo dringender ge— 
oten, „den Weg der Geſetzgebung in derſelben Richtung, wie ſie die frühere 
Vorlage bezeichnet hatte, weiter zu beſchreiten“ und vor Allem — Boll: 
machten gegenüber der fozialdemofratijchen Prefje und den jozialdemofrati- 
fchen Vereinen und Derfammlungen in Anspruch zu nehmen. Für die praf: 
tische Ausführung und die Wirkſamkeit der betreffenden Beftimmungen wer: 
ben in der neuen Vorlage, jo wie durch anderweitige Schärfung einzelner 
Beitimmungen des Strafgejehes entjchiedenere Bürgichatten zu fichern fein.... 
Indem die Regierungen aber in der hierdurch gebotenen energiichen Be— 
kämpfung der Sozialdemokratie nicht bloß eine dringende Nothwendigfeit des 
Augenblicks, fondern zugleich eine Bedingung für die Wiederbelebung des 
öffentlichen Vertrauens und für einen neuen Aufſchwung des rapie Pr 
und mwirthichaftlichen Lebens der Nation erkennen, müfjen fie von dem fünf: 
tigen NReichstage auch eine bereitwillige und fräftige Unterſtützung für Die 
feit Jahren vorbereiteten Reformen auf dem gewerblichen und finanziellen 
Gebiete erwarten. Im engften Zufammenhange mit dem Kampfe gegen bie 
fozialiftifchen Verirrungen und gegen die angeftrebte Lockerung aller fittlichen 
Bande in ben gewerblichen Kreiſen werden die Beitrebungen, die Gewerbe: 
ordnung unter Feithaltung ihrer Grundlagen und unter Berüdfichtigung der 
hervorgetretenen praftifchen Bedürfniffe zu verbeffern, in dem bisherigen 
Geifte fortzuführen fein. Seit Langer Zeit ift das Streben der Regierungen 
—7* auf eine wirthſchaftliche Reform gerichtet, von welcher fie eine all: 
eitige Erfriichung ber finanziellen WVerhältniffe des Reichs und der einzelnen 
Staaten und ſomit einen neuen Aufſchwung der Volfswohlfahrt erwarten. 
Aus den darüber gepflogenen Verhandlungen geht für jeden Unbefangenen 
hervor, daß ber eigentliche bejtimmende Grund und Zweck diefer Reform im 
Sinne der Regierung nicht die Vermehrung der Steuerlaft des Volkes, fon: 
bern vor Allem die feite dauernde Begründung einer jelbftändigen und er: 
ſprießlichen Finanzpolitik des Reichs, und zwar unter weſentlicher aid 
terung der Ginzeljtaaten und Behufs möglichiter Schonung der Eteuerfra 

des Volkes, if. Die leitenden Gefichtspuntte, bon denen der Reichäfanzler 
und die verbündeten Regierungen bei ihrem Reformplan von vornherein aus: 
gingen, ng nach wie vor in voller Kraft und bleiben maßgebend für 
das weitere Vorgehen der Regierungen: einerfeits die Selbjtändigfeit der 
Reichafinanzen und zu dieſem Zweck die Vermehrung der eigenen Finnahmen 
des Neiches; — andrerjeits die überwiegende Heranziehung und Ausnußung 
ber dazu vorzugsweiſe geeigneten indirekten Steuern, um gleichzeitig die feit 
Jahren immer mehr gejteigerten Anforderungen der direlten Beftenerung im 
Staate, jowie in den Kreis- und Kommunalverbänden vermindern zu können, 
. .. Unter den Verbrauchsgegenftänden, durch deren höhere Beſteuerung eine 
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Mehreinnahme des Reiches im bedeutendem Umfange zu erreichen ift, fteht 
nach alljeitigem Anerkenntniß in erjter Linie der Tabak, deijen höhere Be: 
ftenerung mit Leichtigkeit den größten Theil_ der wünjchenswerthen Mehr: 
einnahmen für das Reich einbringen kann. Ob dabei die Form des Mono: 
pol3 oder eine hohe Fabrikatſteuer oder ein anderer Modus Ina Auge zu 
fafjen fein wird, bleibt von dem Ergebniffe ber mit Zuftimmung des Heise 
tages eingeleiteten Enquete abhängig. Als Folge der Vermehrung der Reichs 
einnahmen würde (um zunächſt und vorbehaltlich näherer Datlegung nur 
für Preußen nochmals anzudeuten, was Seitens der Vertreter der Regierung 
wiederholt ausgeführt worden tft) Schritt vor Schritt eine durchgreifende 
Reform der Klaſſen- und Einkommenſteuer Behufs vollitändiger Befreiung 
oder wejentlicher Erleichterung der unteren Stufen, die Verwendung eines 
namhaften Theiles der Grund: und Gebäudeſteuer für die fommunalen Ver: 
bände Behufs Erleichterung der Kommunaljteuern und weiter eine Reform 
der Gewerbefteuer Behufs Erleichterung der Handwerker und der kleineren 
andeltreibenden in Ausficht zu nehmen fein. Außerdem würde die Mög: 
lichkeit gewonnen werden, die Förderung neuer produftiver Anlagen im 
Antereffe der verfchiedenen Sanbestheile, Tote die bevorftehenden weiteren 
Reformen, namentlich auf dem Gebiete des Unterrichtäwejens, für welche 
ſonſt die Steuerkraft der Kommunen auf'3 Neue erhebli in Anjpruch ges 
nommen werden müßte, ohne folche neue Belaftung durchzuführen. Das find 
die weſentlichen Gefichtäpunfte bei der in Angriff genommenen Finanzreform. 
Nur auf dem von den Regierungen eingejchlagenen Wege ift es möglich, das 
Volk von bisherigen drüdenderen Laften zu befreien und vor der jonft ums 
vermeidlichen anderweitigen Steigerung der ftaatlichen und fommunalen Laſten 
zu bewahren. Deßhalb rechnen die Regierungen darauf, für die Durchführung 
der Steuerreform im dem neuen Reichstage eine feitere Stübe als bisher zu 
finden. Die Sorge der Regierungen iſt im jeder Beziehung auf die För— 
derung der wirthichaftlichen Wohlfahrt des Volkes gerichtet: auch in der 
andelspolitif jollen bei der weiteren Entwidlung, unter Feſthaltung der jeit 
ründung des Zollvereing ftetig beachteten grundjäßlichen Gefichtspunfte, in 
jeder Beziehung die thatjächlichen Intereſſen und Bedürfniffe des gefammten 
nationalen Verkehrs, der Produktion wie der Gonfumtion, foralic) gewahrt 
werden. ine energifche Entwidlung de3 Verkehrsweſens (der Eijenbahnen, 
Kanäle u. ſ. w.) und die jorgliche | Verüdfichtigung der —— 
Intereſſen innerhalb der Eiſenbahnpolitik werden einen mächtigen Hebel ab 
geben, die vaterländifche Produftionsfähigkeit zu fteigern. Die Regierungen 
fönnen aber in allen diefen Beziehungen ihre Abfichten, für die Wohlfahrt 
und das Gedeihen des Volkes nur durchführen, wenn fie der willigen und 
entſchloſſenen Unterftühung einer feſten Mehrheit im Reichstag gewiß find.“ 
28. Juni. Der Congreß überträgt auf die Anregung Defter- 
reichs jelbjt und auf den formellen Antrag Englands Defterreich 
die Bejegung und Verwaltung Boznien’s und der Herzegowina. Die 
Türkei proteftirt dagegen. , 
Der diehfällige Gang der Berathung de3 Congreſſes ift überaus cha= 
rafteriftiih. Zu Beginn der Siprmg verliest Graf Andrajjy ein Mes 
morandum, worin unter Anderm  ırauf Hingewiejen wird, daß Defterreich: 
Ungarn ein ganzes Yahr lang durch die Inſurrektion und die Agitation in 
ben Nachbarländern an feinen Grenzen zu leiden hatte. Er jet auseinander, 
daß Defterreicy: Ungarn über 150,000 bosnijche Flüchtlinge ahnen mußte, 


welche die Rüdfehr nad Bosnien verweigerten, jo lange als dieſes unter 
türkischer Herrjchaft verbleibe, die ihnen tweder Erijtenz noch Schub gewähre 
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und führt aus, daß dieje das Elend und die Erniedrigung bes Exils und bie 
Öfterreichiichungarifche Wohlthätigkeit vorziehen, Lieber ala in ihre Heimats— 
ftätten zurüczufehren, die entweder jchon vermüftet find oder fpäter davon 
bedroht erjcheinen. Graf Andraffy Legt dar, daß die Türkei nicht in ber 
Lage ſei, die Ordnung in diefer Provinz aufrechtzuerhalten, daß letztere in 
einem Zuftande des Elendes und revolutionärer Agitation gegen bie türkische 
Herrſchaft verbleiben würde, daß dieſe revolutionäre Agitation unvermeidlich 
die angrenzende ſlaviſche Bevölkerung erfaſſen würde und daß diefer Congreß, 
wenn er die Fortdauer folcher Zuftände gejtattet, eine ernfte Verantwortung 
für die fünftige Ruhe Europas auf fich nimmt. Graf Andraſſy erklärt, er 
verlange nicht, da Bosnien für Oeſterreich-Ungarn annektirt werde, er wünſche 
nur, der Kongreß möge überhaupt zu irgend einem Entjchluffe kommen, und 
Defterreich-IIngarn werde, fobald dieſer praftifch und acceptabel erjcheine, als 
Erfter ihm beitreten. Der Marquis of Salisbury (England) erhebt 
fih hierauf und, dem Beifpiele des Fürſten Bismard folgend, erklärt er fich 
als „ehrlicher Makler" für die indirekte Vereinigung Bosniens mit Oeſter— 
reich-Ungarn. Auch er verliest ein Memoire. Er erflärt in demjelben, 
England jei durchdrungen von der Gerechtigkeit der Bemerkungen des erjten 
Öfterreicheungarischen Bevollmächtigten, und ba fein edler Freund die offene 
Aneignung Bosniens zurückweiſe und ſich mit der Annerion zur linken Hanb 
begrrüge, jchlage er dem Gongreffe vor, zu entjcheiden: daß Oeſterreich-Ungarn 
beauftragt werde, Bosnien und die Herzegowina zu offupiren und fie zu 
verwalten; daß e8 im öffentlichen Intereſſe Europas gelegen ſei, diefe Pro: 
vinzen unter den direkten Schuß eines mächtigen Staates zu ftellen; daß 
diefer Staat einzig und allein nur Defterreich-lingarn jein könne, welches 
der unmittelbare Nachbar Bosſsniens und der Herzegowina fei, und daß dieſem 
Reiche die Aufgabe zufalle, die Inſurrektion dort zu Ende zu bringen, 
MWaddington (Frankreich) bittet fodann gehört zu werden und erflärt, 
feiner Anficht nach follten die Vorjchläge Salisbury's vom Gongreffe jchon 
im Intereſſe der Türkei jelbft angenommen werben. Der fortdauernde Be: 
fik von Bosnien unb der — würde ſie nur ſchwächen, da die 
Opfer, welche ſie für die Erhaltung dieſer Provinzen bringen müſſe, außer 
Verhältniß ſtehen zu ihren eigenen Reſſourcen, geſchweige denn zu den Rei: 
jourcen von Bosnien. Er fchließt mit der Erklärung, daß er im Namen 
Frankreichs den eben von Salisbury dem Congreſſe unterbreiteten Vorjchlägen 
uftimme. Graf Corti (Italien) wirft, ohne beitimmte Einwendungen zu 
— einige Fragen auf, auf die er jedoch keine Antwort verlangt. 
Schließlich ſtimmt auch er, wenn auch ohne beſondere Freudigkeit, den Vor: 
Ichlägen Ealisbury’s zu. Fürſt Gortj — (Rußland) erklärte pur et 
zimple ſeine Zuſtimmung. Deutſchland, welches dem Congreſſe präſidirt, 
bewahrt Schweigen und ein Moment der Unterbrechung folgt. Schließlich 
erhebt ſich der türkiſche Bevollmächtigte und verliest ſogar ein Memoire. 
Die Türkei, ſagt er im Weſentlichen, kann unmöglich der Abtrennung zu: 
ftimmen, die von ihr gefordert wird. Sie ift alleın durch den Vertrag von 
San Stefano gebunden, die gegenwärtige Forderung aber gehe über die 
Grenze jenes Dokumentes hinaus. Die Türkei felbjt ift in der Lage, Bos— 
nien zu bejchügen umd zu verwalten, und was die Mächte für dasſelbe zu 
thun vorjchlagen, deffen Ausführung kann fie ſelbſt auf fich nehmen, % 
von abgejehen indeß, haben bie türfifchen Bevollmächtigten formelle In— 
ftruftionen, welche ihnen verbieten, diefer Konzeffion zuguftimmen, und ohne 
dad Werk des Congreſſes hindern oder ſich den ihnen durch die Entjchei: 
dungen dieſer Verfammlung auferlegten Verpflichtungen entziehen zu wollen, 
erflären fie, dab fie dem Vorſchlage des Marquis of Saliabury nicht bei— 
ftimmen fönnen. Hierauf erhebt fi Lord Beaconsfield und erklärt, 
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England könne nur bei der von ihm geftellten Motion beharren: Bosnien 
und die Herzegowina würden, wenn in der Hand der Pforte belaffen, 
unnöthiger Weiſe ftreben den Zufammenhang bed Reiches zu fpren: 
gen, der ſowohl von dem Freunden der Türkei jelbft, als auch von denen, 
welche einen dauernden Frieden in Europa heritellen wollen, für mwefentlich 
erachtet werde. Gr erinnert im jchneidiger Weife daran, wie die Türfer 
jelbft vor dem Kriege und ala fie noch in ber Fülle ihrer Macht ftand, 
nicht fähig war, einen in der Herzegowina auägebrochenen Aufjtand zu 
bezwingen, und conftatirt, daß es in Folge deflen bei dem gegenwärtigen 
Stande der Angelegenheiten für Europa unmöglich jei, der Türkei die Sicher: 
heit diefer Provinzen, welche die Eorafalt Europas erheifchen, anzuvertrauen. 
Gr ſchließt mit dem Wunfche, da der Kongreß den Antrag annehmen möge. 
Run erhebt fih Fürſt Bismarck und drückt fein Erftaunen darüber aus, 
daß die türfifchen Bevollmächtigten zögern, der einmüthigen Meinung des 
Congreſſes nachzugeben. Er erinnert fie daran, daß der Congreß —— un⸗ 
unterbrochene Anſtrengungen und durch unaufhörliche Conzeſſionen dahin 
gekommen iſt, die türkiſchen Provinzen in einer Weiſe wiederherzuſtellen, die 
ihnen eine beträchtlich größere Ausdehnung ertheilt, als der Friede von San 
Stefano, und fordert ſchließlich die türkiſchen Bevollmächtigten auf, neue In— 
ftruftionen einzuholen, welche ihnen geftatten würden, den Anfchauungen des 
Kongreſſes ihre Zuftimmung zu a Der Borichlag Englands wird 
vom Gongrejje einftimmig gegen die Stimme ber Türkei acceptirt. Defter: 
reich-Ungarn enthält fich der Abjtimmung. Graf Andrafiy erklärt, er nehme 
im Namen Defterreich:IIngarn3 den vom Congreſſe eben votirten Vorſchlag an. 

Defterreich hat damit erreicht, was es troß aller Abläugnungen gegen: 
über jeinen beiden Parlamenten und gegenüber den Delegationen längft geplant 
bat und wozu «3 längſt feſt entichloffeen war. In St. Petersburg (und 
ebenfo auch in Berlin?) hätte man freilich gerwünjcht, da die Beichlagnahme 
Bosniens und der Herzegowina durch Defterreich:IIngarn jofort nach Aus: 
bruch de3 Krieges erfolgt und daß dieſes mit feiner Erwerbung in der Hand 
auf dem Gongrefje erfchienen wäre, jtatt ohne Erwerbung und ohne ein fait 
accompli vom Congreſſe eine europäiſche Vollmacht zu verlangen. Mit Rück— 
fiht auf die entichiedene Stimmung in Ungarn und in Defterreich fonnte 
fih Andraffy jedoch nicht dazu verftehen. Es wird fogar behauptet, daß 
Defterreich den Verſuch nicht jcheute, die Occupation Bosniens und der Herze: 
gowina mit Hilfe der Pforte ee Die Unterhandlungen, welche 
im Hinblif darauf ſchon vor geraumer Zeit eingeleitet wurden, hatten den 
Zweck, die Pforte zu beivegen, daß fie zur Decupation Bosnien? und der 
Herzegowina ihre Zuftimmung gebe Der Pforte wurde vorgeftellt, daß 
dieſe Occupation eine unabänderlich beichloffene Sache ſei, welche unter allen 
Umjtänden zur Durchführung gelangen müffe. Man ziehe es aber vor, die 
Sache freundſchaftlich mit ihr abzumachen u. dgl. Graf Andrafiy wollte 
die Pforte überreden, fie jolle Oeſterreich-Ungarn gewiffermaßen bitten, daß 
e3 fich die Herzegowina und Bosnien nehme. Die Pforte machte indeß taube 
Ohren und protejtirt nunmehr gegen den Beichluß des Congreſſes. Wird 
der Gongreß den Proteft der Pforte berüdfichtigen oder darüber hinmweggehen? 
Kann er ein europäifches Mandat ertheilen ohne jene Einftimmigfeit, welche 
die Grundbedingung jeder Congreßentſcheidung bildet? Das europäifche 
Mandat zur Occupation von Bosnien und ber Herzegowina konnte nur in 
der Vorausſetzung verlangt werden, daß die Pforte ihre Zuftimmung ge: 
währe; nachdem dieje Zuftimmung vertveigert worden, wäre die Durchführung 
der Occupation nidyt mehr ein Frieblicher Akt, jondern eine Maßregel ber 
Gewalt — der erfte unzweifelhafte Akt einer Theilung der Türkei. 

Die öffentliche Meinung in Dejterreich ſelbſt iſt über diefes gejuchte 
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und glücklich erhaltene europäiſche Mandat nach all den bisherigen Ableug: 
nungen theils verblüfft, theils erbittert. In Deutichland dagegen wird der 
Entſchluß Defterreichd vielfach als ein halb und Halb deutjcher Erfolg an— 
geleben. So urtheilt ein jüddeutiches Blatt: „Defterreich geht nad Dften, es 
egt ſich nach dem Belſpiel Rußlands auf der Balkanhalbinſel 
* und verliert natürlich an Bedeutung und Aktionsfähigkeit 
ür die eigentliche europäiſche Politik. Es begeht politiſch vielleicht 
einen Fehler, namentlich auch dadurch, daß es die kleinen Nachbarn Serbien 
und Montenegro weder zu befriedigen noch niederzuhalten verſtanden hat. 
Es wird jetzt auch den Landſtrich zwiſchen beiden Fürſtenthümern, das ſo— 
genannte Rascien, nehmen, aber es wird dafür in Belgrad wie in Cetinje 
——— gehaßt werden. Das iſt num feine Sache. Wichtiger iſt, daß das 
reifatferbündnig don feinem Scheintode wieder erftanden iſt und daß 
Deutichland in demjelben das führende Schiedsamt verwaltet. Freilich auf 
Koften der Türkei, welcher Fürſt Bismarck mit der ihn auszeichnenden Un: 
umwundenheit nach den „Etappen“ von 1828, 1853 bis 1856, 1876 bis 
1878 noch weitere Etappen für diefes Jahrhundert in Ausſicht geftellt hat. 
Hoffentlich dann die legten; unſere Volkswirthſchaft erträgt die orientalische 
Frage nicht mehr Lange. Defterreich aber macht unbejchadet einer gewiſſen 
weiteuropäifchen Schwächung ieaggadia nk, und ſozial-politiſch einen 
beneidenswerthen Erwerb in einem neuen Gebiet für jein Geld und Menjchen: 
material. Was wäre für unfere Vollswirthichaft und unfere foziale Frage 
ein Land wie Bosnien ober überhaupt ein größerer Kolonialbefig werth? 
Aber wir Deutiche find troß des jchlechten Standes unferer Poefie und des 
länzenden Standes unſerer Tiplomatie noch immer wie der Schiller'ſche 
—* bei der Theilung der Erde: uns zeigt man den abgegeſſenen Tiſch. 
Uber wir werden wieder eine Kolonialpolitik im Style der großen Branden— 
burger KHurfürften haben müfjen und zwar noch in diefen Jahrhundert, 
Sonft erftiden wir in unjerm eigenen Haufe.“ 

Auf die Schwierigkeiten der Occupation Bosnien? durch Defterreich 
wird dieſes fchon jeht ſehr nachdrücklich aufmerkſam gemacht. „Ob die offi= 
cielle Pforte ſich mit Waffengewalt dem öſterreichiſchen Einmarſch — 
wird oder nicht, kann mit Beſtimmtheit nicht geſagt werden. So viel aber 
iſt gewiß, daß die bosniſchen Muhamedaner alle bewaffnet und ſchwerlich 
entſchloſſen ſind, beim Herannahen öſterreichiſcher Truppen die Waffen weg— 
zuwerfen. Man vergeſſe doch nicht, daß in Bosnien 60,000 Muſelmanen 
auf 40,000 Chriſten kommen und daß die Hälfte der Chriſten nicht römiſch— 
fatholifch, ſondern griechiſch-orthodox iſt, Oeſterreich alſo nur bei einem ge— 
ringen Bruchtheile der Bevölkerung auf Entgegenkommen rechnen darf. Wenn 
es nun die Moslems in Bosnien unternehmen ſollten, was immerhin mög— 
lich ift, ala geichloffene Nationalmiliz aufzutreten und, jobald die öſterrei— 
chiſchen Truppen die Grenzen überjchreiten, den bosnifchen Ehriften die Wahl 
zwischen Tod und Anſchluß an bewaffneten Widerſtand zu jtellen, jo. wird 
die Occupation Bosniens ein recht blutiges Stüd Arbeit werben und man— 
che3 Tauſend öfterreichifcher Soldaten kann bei diejer Arbeit zu Grunde gehen. 
Wenn aber die Arbeit gethan fein wird, fo hat Defterreich eine neue Pro— 
vinz, die mehr Trümmerhaufen als Ortjchaften, mehr Einöden ala Land— 
ftraßen zählen und die an den öÖfterreichiichen Staatsjedel Jahrzehnte Ian 
Forderungen ftellen wird, welche nicht befriedigt- werden können, ohne dab 
man die Stammländer aufs allerempfindlichite ſchädigt. Bei jedem Kriege 
aber, den Defterreich an irgend einer Grenze zu führen haben wird, dürfte 
e3 eine beträchtliche Truppenzahl zur Sicherung feiner Südgrenzen veriven- 
den müflen. Serbien, die Bulgarei und Montenegro werden die Unabhän— 
gigkeit Bosniens und deffen Eintritt in den ſüdſlaviſchen Staatenbund un— 
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abläffig verlangen, Oeſterreich alſo mit dieſen Staaten ernſtlich rechnen müſſen. 
Auch täuſche man ſich ja nicht über die Schwierigkeiten, welchen die Occu— 

tion jelber begegnen wird. Die öfterreichiichen Truppen werden ganz wie 
in Feindesland vorgehen müſſen und vorfichtig Etappe um Etappe zu fichern 
haben, was bei dem verwahrloften Zuftande der Verkehrswege in Bosnien 
eine Arbeit von Monaten fein dürfte, für welche die von den Reichsvertre: 
tungen bewilligten 60 Millionen jchwerlich hinreichen werden. Die bosnijche 
Frucht jchien, jo it zu fürchten, nur jo lange fie am Baume hing, füß; 
jobald man einen Biß hineinthut, wird man merfen, wie fauer fie eigentlich 
it. Auch Graf Andraſſy wird noch zu erfahren haben, daß verbotene Frucht 
nicht immer ſüß jchmedt, und daß derjenige ein Reich nicht immer ftärkt, 
der jeine Grenzen erweitert.“ 

Allerdings ift es durchaus a la daß die Türkei es auf 
einen Krieg mit Defterreich ankommen laſſen ſollte. „Es ift ja nun dahin 
gefommen, daß England auf die Rolle eines Beſchützers der Türkei verzichtet 
und eine friegerijche Politit der Pforte jeden Rüchalt verloren Hat. Unter 
diefen Umftänden würde man fid) wohl aud in Sonftantinopel in gewohn— 
tem Tyatalismus in das Unabwendbare fügen, wenn der Sultan nicht 
bejorgen müßte, die Zuftimmung zu A Congreßbeſchluſſe 
mit dem Verluſt der Herrſchaft zu bezahlen. Die Verſchwörungen 
der Muradiſten, Midhatiſten u. ſ. w. würde der Sultan vielleicht weniger 
fürchten, wenn die Lage noch heute dieſelbe wäre, wie zur Zeit des Friedens 
von San-Stefano. In dieſen vier Monaten aber iſt es der türkiſchen Re— 
gierung angeſichts der drohenden Stellung Rußlands gelungen, ihre Armee 
wieder halbwegs zu organifiren und, wie von türkiſcher Seite behauptet 
wird, eine Armee von 200,000 Mann zu ſchaffen. Dieje Armee, auf welche 
die Herren in Konftantinopel jüngſt noch mit Zuverficht und Stolz hinfahen, 
ift, bei der für fie unertwarteten Wendung, welche die Gongreiverhandlungen 
genommen haben, mit einemmal ihr Schreden geworben. Indeſſen ift die Türkei 
zu einem ernftlichen Widerjtand gar wicht im Stande. Sie hat alles daran 
gefeßt, einer Verſtändigung zwiſchen Rußland und England wegen Zurüd: 
ziehung der ruffischen Truppen vor Konftantinopel und der englilchen Flotte 
aus der Befifa-Bai entgegenzuarbeiten. So find denn alle ihre Streitkräfte 
an die nächjte Umgebung von Sonftantinopel gebunden. Dieſe Lage macht 
der Zürfei einen activen Widerjtand gegen die Jntervention Dejterreich in 
Bosnien unmöglich —- und andrerfeit3 iſt gerade die Anweſenheit der ruſſi— 
ſchen Zruppen vor Konjtantinopel und der englifchen Flotte bei den Prinzen— 
Inſeln die einzige Garantie Abdul Hamids gegen jeine Gegner. Inter diefen 
Umftänden wird der Türkei nichts anderes übrig bleiben, al? 1 ſchließlich 
dem Spruch Europa's zu unterwerfen. In Konſtantinopel wird man ſich 
darüber klar werden müſſen, daß Bosnien für die Türkei in jedem Falle 
verloren fein würde. Nehmen wir den Fall, daß ber Congreß ſich damit 
begnügt hätte, Bosnien und der Herzegowina eine halbwegs jelbftändige 
Berwaltung zu geben, deren Ginrichtung unter öfterreichiicher Gontrole er: 
olgt wäre. Was würde nad) dem Abzug der dflerreichifchen Truppen F 
chehen ſein? Sicherlich würden die Bosniaken in dieſem Abzug einen Be— 
weis geſehen — daß Oeſterreich ſich des Einfluſſes auf ihr Geſchick begebe, 
und ſo wäre dann nach menſchlichem Ermeſſen nichts anderes erfolgt, als 
der Anſchluß an Serbien, in deſſen Selbſtändigkeit die Pforte bereits im 
Frieden von San:Stefano eingewwilligt hat; Dejfterreich hätte alſo nur für 
— Serbien gearbeitet. So it Defterreich in feinem eigenen Intereſſe ge- 
radezu gezwungen, in jenen Provinzen feine Herrſchaft an bie 
Stelle der dort völlig illuforifh gewordenen Herrichaft der 
Pforte zu ſetzen.“ 


110 Bas deutfhe Reich und feine einzelnen Glieder. (Juni 28. — Juli 1.) 


28. Juni. (Deutſches Reich.) Die fog. „freiwillig gou— 
vernementale” Prefje, die Nordd. A. Ztg. zc., greift rüdfichtslos ſelbſt 
die geachtetjten Führer der Nationalliberalen, wie v. Bennigfen, 
v. Stauffenberg ıc. aufs heftigſte an. Am Schluffe ihrer Diatriben 
wiederholt ſich regelmäßig die Frage: „Wie lange wird fich der 
Reichskanzler die von den nationalliberalen Führern gegen ihn ge= 
richteten Angriffe noch gefallen laſſen?“ 

29. Juni. Der Eongreh erledigt die griechiiche Frage. Me— 
morandum des zu der Sitzung zugezogenen griechiichen Bevollmäch- 
tigten. Frankreich und Italien beantragen eine näher bejtimmte 
Grenzrektifitation zu Gunften Griechenlands im Ginvernehmen des— 
felben mit der Pforte, eventuell unter Bermittlung dev Mächte. 
England hegt Bedenken, Rußland dagegen erklärt, den Antrag rück— 
haltlo3 zu unterftüßen; die Türkei iſt ohne Inſtruktion. Schließlich 
wird der Antrag einjtimmig angenommen. 

— Juni. (Deutſches Reich.) Eine Anzahl hervorragender 
Männer, an ihrer Spike Moltke, laden gegenüber den wiederholten 
Attentaten auf dag chrwürdige Haupt des Kaiſers zu einer allge» 
meinen Bolfäfubjeription ein, 

„die es jedem Deutjchen, ohne Unterjcyied von Alter, Stand, Eon: 
feifion, Reichthum oder Armuth ermöglichen joll, feinem Gefühl Ausdrud 
zu geben, einer Subjcription geringfügigiter Summen. Ale Zeichnungen 
über 1.4 jollen ausgeſchloſſen, ‘Pfennigeinzahlungen zuläffig fein. Gerade 
auf dieje leßteren wird der Werth gelegt. Nicht auf die Höhe des Ertrages, 
fondern auf die Zahl der Zeichner kommt es an. Dieſe joll unferem Kaiſer 
den Maßſtab gewähren für die allgemeine Theilnahme feines Vpltes, ber 
Ertrag Sr. kaiſerl. Hoheit dem ſtronprinzen mit der Bitte übergeben wer: 
ben, ıhm nad) eigener Wahl zu einem allgemeinen wohlthätigen Zweck zu 
verwenden.“ Die dee findet alsbald allgemeinen Anklang. 

— Juni. (Preußen.) Die welfifche Partei erhebt gelegent- 
lich der Neichdtagswahlbewegung mehr als je ihr Haupt und agitirt 
aufs eifrigfte: die Wahlen follen nach ihrem Plane zu einer Art 
von Plebiscit für den hannoverjchen Kronprinzen Ernſt Auguft fich 
gejtalten. 


1.—5. Juli. Der Congreß erledigt die rumäniſche, ferbifche 
und montenegrinifche Frage: Rumänien muß, da es von allen 
Mächten im Stich gelaſſen wird, auf Bellarabien verzichten und 
dasjelbe an Rußland wieder abtreten; dagegen erhält es die Do— 
brudſcha und einen Landſtrich von Giliftria bis Mangalia am 
Ichwarzen Meer und die Schlangeninfel; Serbien erhält Nifch, 
Montenegro Nicſich und Podgorika big Antivari, doch ohne einen 
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Hafen au der Adria. Alle drei werben für unabhängig von ber 
Pforte erklärt, wozu dieje jchon durch den Vertrag von Gt. Stefano 
eingemwilligt hat; allen dreien wird dagegen die Gleichjtellung aller 
GConfejfionen auferlegt. 


1. Juli. (Preußen.) Der „Reichsanzeiger” veröffentlicht ein 
Schreiben des Kaijerd vom 24. März und ein folches des Kron— 
prinzen vom 10. Juni an den neuen Papſt Leo XIII. 

Die Benahrichtigung von feiner Erhebung auf den päpftlichen Stuhl, in 
welcher Seine Heiligkeit der Papſt Leo XIII. zugleich fein Bedauern darüber 
ausipricht, nicht die guten Beziehungen vorzufinden, welche einjt zwilchen 
Preußen und dem päpftlichen Stuhle bejtanden hätten, ift vom Kaiſer 
durch folgendes Schreiben beantwortet worden: „Berlin, den 24. März 1878. 
Guilelmus Dei gratia imperator et rex Leoni XIII. summo ecclesiae ro- 
mano-catholicae pontifici salutem. Ich Habe das Schreiben vom 20. vor. 
Mts., durch welches Ew. Heil. mich von Ihrer Erhebung auf den päpft: 
lichen Stuhl in Stenntniß zu ſetzen die Güte Haben, durch Vermittlung der 
verbündeten Regierung Sr. Majeſtät des Königs von Bayern mit Dant er: 
— Ich —A Sie aufrichtig dazu, daß die Stimmen des hei— 
igen Collegiums ſich auf Ihre Perſon vereinigt haben, und wünſche Ihnen 
von de eine gejegnete Regierung der Jhrer Obhut anvertrauten Kirche. 
Ew. Heil. heben mit Recht hervor, daß meine fatholifchen Unterthanen gleich 
den andern der Obrigkeit und ihren en die ae ar beweijen, 
welche ben Lehren des gemeinfamen chrijtlichen Glaubens entjpricht. ch 
darf in Anknüpfung an den Rückblick, den Ew. Heil. auf die Vergangenheit 
werfen, hinzufügen, daß Jahrhunderte hindurch der chriftliche Sinn des 
beutfchen Volkes den Frieden im Land und den Gehorjam gegen dejjen Ob- 
rigfeit treu bewahrt hat und für die —— dieſer werthvollen Güter 
auch für die Zukunft — leiſtet. Gern entnehme ich den freundlichen 
Worten Ew. Ko die Hoffnung, daß Sie geneigt jein werden, mit dem 
mächtigen Einfluß, welchen die Verfaſſung Ihrer Kirche Ew. Heil. auf alle 
Diener bderfelben gewährt, dahin zu wirken, daß auch diejenigen unter den 
letzteren, welche e3 bisher —— nunmehr dem Beiſpiel der ihrer geiſt— 
lichen Pflege ee Bevölkerung folgend, den Gejegen be3 Landes, in 
dem fie wohnen, fich fügen werben. ch bitte Ew. Heil. die Verficherung 
meiner größten Hocachtung genehmigen zu wollen. Guilelmus imperator 
et Rex. (&g;3.) v. Bismarck. An Se. Heil. den Papſt Leo XIII.“ — Nad): 
den der Papjt in einer Erwiederung vom 17. April der Hoffnung auf Er: 
neuerung des früher bejtandenen guten Einvernehmens wiederholt Ausdrud 
gegeben und ala Mittel zur Erreichung bdesjelben die Abänderung verſchie— 
dener in Preußen beftehender gejeglichen und — Te rg Beſtim⸗ 
mungen bezeichnet hatte, hat Se. kaiſerl. und königl. Hoh. der Kronprinz 
nachjtehendes Schreiben an Se. Heil. gerichtet: „Berlin, d. 10. Juni 1878, 
Em. Heiligkeit für die au Anlaß des Attentat? vom 2, d. bewiejene Theil: 
nahme jelbft zu danken, ift der Staifer, mein Herr Vater, Leider noch nicht 
im Stande; gern lafje ich es baher eine meiner Obliegenheiten fein, an 
feiner Statt Ihnen für den Ausdruck Ihrer freundlichen Gefinnung aufrichtig 
zu danken. Der Kaiſer hatte mit Beantwortung des Schreibens Ew. Heilig: 
feit vom 17. April gezögert in der Hoffnung, daß vertrauliche Erläuterungen 
inzwifchen die Möglichkeit gewähren würden, auf den jchriftlichen Ausdruck 
principieller Gegenfäte zu verzichten, welcher ſich bei Fortſetzung des Schrift: 
wechjels im Sinne des Schreibens Ew. Heiligkeit vom 17. April nicht ver 
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meiden läßt. Nach Inhalt des letzteren muß ich leider annehmen, daß Em. 
Heiligkeit die in dem Schreiben meines Hrn. Vater vom 24. März aus: 
gedrücte Hoffnung nicht glauben erfüllen zu können, daß Ew. Heiligkeit den 
Dienern Ihrer Kirche den Gehorfam gegen die Gejege und gegen die Obrig- 
feit ihres Landes empfehlen würden. Dem dagegen in Ihrem Schreiben 
vom 17. April ausgeiprochenen Verlangen, die Berfaffung und die Gejebe 
Preußens nach den Satungen der römiſch-katholiſchen Kirche abzuändern, 
wird fein preußifcher Monarch entiprechen können, weil die Unabhängigkeit 
der Monarchie, deren Wahrung Mir gegenwärtig als ein Erbe Meiner Väter 
und als eine Pflicht gegen Mein Land obliegt, eine Minderung erleiden 
würde, wenn die freie Bewegung ihrer Gejehgebung einer außerhalb ber: 
felben ftehenden Macht untergeordnet werden follte. Wenn es daher nicht in 
Meiner und vielleicht auch nicht in Ew. Heiligkeit Macht fteht, jetzt einen 
— — zu ſchlichten, der ſeit einem Jahrtauſend in der Geſchichte 

eutſchlands ſich mehr als in der anderer Länder fühlbar gemacht hat, fo 
bin Ich doch gern bereit, die Schwierigkeiten, welche fich aus diefem von den 
Vorfahren überfommenen Conflicte für beide Theile ergeben, in dem Geijte 
der Liebe zum Frieden und der Verjöhnlichkeit zu behandeln, welcher das 
Ergebnig Meiner chriftlichen Neberzeugungen ift. Unter der Vorausjegung, 
Mich mit Ew. Heiligkeit in folcher Geneigtheit zu ag a werde ich die 
Hoffnung nicht aufgeben, daß da, wo eine —— erſtändigung nicht 
erreichbar iſt, doch verſöhnliche Geſinnung beider Theile auch für Preußen 
den Weg zum Frieden eröffnen werde, der anderen Staaten niemals ver: 
ichlofjen war. Genehmigen Ew. Heiligkeit den Ausdruf meiner perjönlichen 
Grgebenheit und Verehrung. Friedrich Wilhelm, Kronprinz. Ggz.v. Bismarck. 
An Seine Heiligkeit den Papft Leo XII.“ Dieſer Schriftwechjel ift eine 
neue Bekräftigung des Spruches: „Nach Canoſſa gehen wir nicht.“ 


2. Juli. Der Parifer Times-Correſpondent dv. Blowit Hat 
eine Unterredung mit dem Fürſten Bismard, die er etwas jpäter, 
wie man meint mit Zujtimmung Bigmards, in der Times ver— 
öffentlicht. Der Gegenfag und die Spannung zwiſchen Biamard 
und Gortichafoff treten darin in ein ziemlich grelles Licht. 

2. Juli. (Deutjches Reich.) Bundesrath: die Ausjchüffe 
ändern die Vorlage betr. die Zufanmenfeßung der Tabaf-Enquete= 
Gommiffion in zwei Punkten gegen die Intentionen des Reichs— 
fanzlerd ab: der Vorſchlag des Reichsfanzler hätte die Zufammen= 
fegung der Enquete-Commiffion ganz in feine Hand gegeben, nach 
dem Antrag der Ausſchüſſe Toll ihm dagegen nur die Wahl der 
Minderheit überlaflen werden und ferner wird die Aufgabe der Come 
miffion in einer dem Monopol ungünftigen Weiſe bejchräntt. 

4. Juli. (Deutjches Reich.) Deutjche Kriegsschiffe beſetzen 
2 Hafenorte der Inſel Oputa, einer der Samoa= oder Schifferinfeln im 
großen Ocean, nicht um die Inſel zu annectiren, jondern nur um 
fie zu zwingen, die dem deutjchen Reiche gemachten Handelsbegün— 
ftigungen aufrecht zu erhalten. 

4. Juli. (Deutjches Reich.) Bundesrath: genehmigt die 
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Zabat-Enquete-Borlage nach den Anträgen der Ausſchüſſe und er— 
nennt die Enquete-Commiffion bez. der Lage der Leinen u. Baum— 
woll⸗ Induſtrie. 

6. Juli. (Bayern) U. Kammer: Es hat ſich in derſelben 
nunmehr eine äußerſte Rechte (Partei Sigl) gebildet, die aber vor— 
erſt nur 6 Mitglieder zählt, doch hat ſie auch ſo den Ausſchlag 
zwiſchen der ſog. bayeriſch-patriotiſchen und der liberalen Partei in 
ihrer Hand. 

9. — 10. Juli. (Sachſen-Weimar.) Herzliche Feier des 
25ſten Regierungsjubiläums des Großherzogs. Doch thut es dem 
Feſte und der Stimmung Eintrag, daß der Kaiſer demſelben nicht, 
wie er beabſichtigt hatte, beiwohnen kann. 

10. Juli. Der Coungreß erledigt die Frage wegen Batum 
weſentlich im Sinne Rußlands, indem England in Folge ſeiner 
Convention mit der Pforte vom 4. Juni, nachgibt. Damit iſt die 
eigentliche Arbeit des Congreſſes erledigt und erübrigt nur noch die 
nähere Textirung ſeiner Beſchlüſſe. 

10. Juli. (Deutſches Reich.) Der Ex-Kronprinz von Han— 
nover Ernſt Auguſt zeigt dem König von Preußen den Tod ſeines 
Vaters des Er-Königs Georg V. von Hannover an und hält alle 
feine Anfprüche auf den Thron von Hannover aufrecht. 

Das Schreiben, aus Gmunden datirt, macht zuerft die Anzeige des 
Todes Georg V. und fährt dann wörtlich fort: „In Folge diejes Todes— 
er find alle Rechte, Prärogative und Titel, welche dem König, meinem 

ater, überhaupt, insbejondere in Beziehung auf dag Königreich Hannover 
zugeftanden, kraft der in meinem Hauſe bejtehenden Erbfolge: Ordnung en 
mich übergegangen. Alle diefe Rechte, Prärogative und Titel halte ich do 
und ganz aufrecht. Da jedoch) deren Ausübung in Beziehung auf das König: 
reich Hannover thatfächliche, für mich felb —— nicht rechtsverbind⸗ 
liche Hinderniſſe entgegenſtehen, habe ich beſchloſſen, für die Dauer dieſer 
Hinderniſſe den Titel Herzog von Cumberland, Herzog zu Braunſchweig 
und Lüneburg mit dem Prädikate „Königliche Hoheit“ zu führen. Indem 
ich auch hievon Mittheilung made, wird bejonderer Erwähnung nicht be: 
dürfen, daß meine und meines Hauſes in voller Selbjtändigfeit beſtehenden 
Gejfammtrechte durch zeitweiligen Nichtgebraucd) der diejelben bezeichnenden 
Titel und Würden in keinerlei Weiſe aufgehoben oder eingejchräntt werden 
fönnen. ch verbleibe Euer Majeftät freundwilliger Bruder und Better 
Ernjt Augujt.“ 

Die Preſſe ift darüber jo ziemlich einig, daß bei folcher Gefinnung 
be3 Ex⸗Kronprinzen von einer Herausgabe de3 beichlagnahmten jog. Welfen: 
fonds, deſſen derjelbe ziemlich bedürftig fein möchte, doc) feine Rede fein kann, 
auch der preußifche Landtag dazu niemals jeine Einwilligung geben würde 
und daß jelbjt die Erbfolge des Prinzen in Er zweifelhaft fein 
werde, da berjelbe allem Anjcheine nach das deutſche Reich nicht anerkenne, 
wenigjtens nur einen König don Preußen, aber feinen deutjchen Kaiſer zu 
tennen jcheine. 

Schulthess, Gurop. Geſchichlstalender. XIX, 2b. 8 
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12. Juli. (Bayern.) I. u. II. Kammer: einigen fich defi: 
nitiv über die Errichtung eines VBerwaltungsgerichtshofes. 

13. Juli. Der Congreß bat fich über die Tertirung feiner 
Beichlüffe geeinigt. Der Friedensvertrag von Berlin lautet demnach 
im MWefentlichen: 

Im Eingange wird die Abficht der vertragjchließenden Mächte dahin 
bezeichnet: „Zum Beften der europäifchen Ordnung und in Gemäßheit der 
Beftimmungen des Parifer Vertrages vom 30. März 1856 bie im Orient 
durch die Ereignifje der legten Jahre und durch den Krieg, der zu dem Der: 
trage von San 563 oh hat, entjtandenen Tragen zu löjen.” Die 
Bulgarien betreffenden Beitimmungen, welche den Vertrag eröffnen, find 
folgende: Art. 1. Bulgarien wird als autonomes und tributäres Fürften- 
tum errichtet, unter der Oberlehnsherrſchaft Er. M. des Sultans. Es er: 
hält eine chriftliche Regierung und eine nationale Miliz. Art. 2. Das bul— 
garifche ee wird im Süden durch die Balkankette begrenzt. Art. 3. 
Der Fürſt von Bulgarien wird frei durch die Bevölkerung gewählt und 
durch die hohe Pforte beftätigt, mit Zuftimmung der Mächte. Kein Mit— 
glied der regierenden Häufer der europäiſchen Großmächte joll zum Fürſten 
von Bulgarien gewählt werden. Falls die ah Würde erledigt wird, 
wird die Wahl deö neuen Fürſten unter denjelben Bedingungen und Formen 
borgenommen. Art. 4. Eine nad) Tirnowa berufene VBerfammlung ber No: 
tabeln Bulgariens foll vor der Wahl des Fürften den Plan der Regierung 
des Fürſtenthums vorbereiten. In den Ortichaften, wo die Einwohner: 
Ion außer Bulgaren auch Türken, Rumänen, Griechen u. A. einjchliekt, 
oll den Rechten und Intereffen Ddiejer Klafjen der Bevölkerung in Allem, 
was fich auf die Wahlen und den Regierungsplan bezieht, Rechnung getragen 
werden. Art. 5. Die — eſtſtellungen ſollen die Grundlage des öffent: 
lichen Rechts von Bulgarien bilden: Unterſchied des religiöſen Glaubens 
oder Bekenntniſſes ſoll gegen Niemanden als —— oder Unfähig— 
keitsgrund gelten in allen Dingen, die den Genuß bürgerlicher und politi— 
ſcher Rechte, die Zulaſſung zu oͤffentlichen Anſtellungen, Aemtern oder Wür— 
den oder die Ausübung der verſchiedenen Berufe oder Gewerbe betreffen, wo 
e3 auch fein möge. Die freiheit der öffentlichen Ausübung aller Glaubens— 
befenntniffe wird fowohl der gegenwärtigen und noch zurücdtehrenden Be: 
völkerung von Bulgarien wie den Fremden gewährleiftet, und der hierardhi: 
ſchen Einrichtung der verjchiedenen Religionsgenoffenjchaften oder ihren Be: 
ziehungen mit * geiſtlichen Oberhäuptern wird feine Schranke entgegen: 

eftellt. Art. 6. Die vorläufige Organiſation Bulgariens wird bis zur 
Fertigfteffung bes Regierungsplanes durch einen faiferlich ruſſiſchen Kom: 
miſſär geleitet. Gin faiferlich türkifcher Kommifjär fo wie die von den 
Mächten, welche den gegenwärtigen Vertrag — ad hoc entſandten 
Conſuln werben ihm an bie Seite geftellt, um den Gang dieſer vorläufigen 
Verwaltung zu fontroliren. Im Falle einer Meinungsverjchiedenheit zwiichen 
ben bdelegirten Conſuln entjcheidet die Mehrheit, umd im Falle einer ‘Mei- 
nungöverfchiebenheit zwiſchen jener Mehrheit und dem kaiſerlich ruſſiſchen 
oder dem kaiſerlich türkiichen Kommifjär enticheiden die zu einer Gonferenz 
zufammentretenden Vertreter der unterzeichnenden Mächte in Konftantinopel. 
Art. 7. Die prodiforische Regierung kann nicht auf mehr ald neun Donate 
von dem Datum der Unterzeichnung des gegenwärtigen Bertraged an ver: 
längert werden. Wenn die organijche Regierung volljtändig eingerichtet ift, 
hat die Wahl bes Fürften von Bulgarien unverzüglich zu erfolgen. Sobald 
der Fürſt eingefegt ift, tritt die neue Organijation in dem Fürſtenthum in 
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Kraft und es felbft im vollen Bei feiner Autonomie. Art. 8. Die zwi: 
jchen fremden Mächten und der hohen Pforte abgejchlofjenen und gegenwärtig 
in Kraft ftehenden ig und Schiff ahrtäverträge, Gonventionen und Ab: 
fommen bleiben in dem Fürſtenthum Bulgarien beftehen, und e3 kann feine 
Veränderung in bdenjelben einer fremden Macht gegenüber getroffen werden, 
wenn bieje nicht ihre Zuftimmung dazu gibt. Kein Durchgangszoll auf 
MWaaren, welche durch das Fürſtenthum paffiren, darf in Bulgarien erhoben 
werden. Die Angehörigen und der Handel aller Mächte follen auf den Fuß 
vollftändiger Gleichheit geftellt werden. Die Freiheiten und Rechte fremder 
Unterthanen, die durch Gapitulationen und Herkommen beftehenden Rechte 
der Gerichtäbarkeit und des konſulariſchen S kr bleiben in voller Kraft 
beftehen, joweit fie nicht mit Zuftimmung der betheiligten Parteien abgeändert 
werden. Art. 9. Der Betrag de3 von dem Fürſtenthum Bulgarien dem 
fuzeränen Hofe, durch —— in einer von der hohen Pforte demnächſt 
zu beſtimmenden Bank, zu zahlenden jährlichen Tributs wird durch ein Ab— 
fommen zwiſchen den Mächten, welche den gegenwärtigen Vertrag unterzeich— 
nen, zu Ende des erjten Amtsjahres dev neuen Organifation feftgeieht. Diefer 
Tribut wird nach den durchfchnittlichen Einkünften des Gebietes des Fürften: 
thums berechnet. Bulgarien hat einen Theil der öffentlichen Schuld des 
Reiches zu tragen. Wenn die Mächte über den Tribut bejchloffen haben, 
werden fie den Theil diefer Schuld, welcher auf Grund eines billigen Der: 
hältniffes auf das Fürſtenthum trifft, in Erwägung ziehen. Art. 10. Buls 
garien tritt an bie Stelle der Eaiferlich osmanischen — in ihren 
age und Berpflichtungen gegen die Ruftichud:Barnaer:Eifenbahn:Gejell: 
Ichaft vom Tage der deln de3 gegenwärtigen Bertrages ein. Die 
Feſtſtellung der näheren Einzelheiten bleibt einer Verftändigung zwiſchen der 
hohen Pforte, der Regierung des Fürſtenthums und der Eijenbahn-Gejellichaft 
überlafien. Das Fürſtenthum Bulgarien tritt in derſelben Weife für die 
von der hohen Pforte Defterreich-Ungarn jo wie der Gejellichaft zum Betriebe 
der Eifenbahnen in der europäifchen Türkei gegenüber eingegangenen Ber: 
pflichtungen bezüglich der Vervollftändigung und Bereinigung und des Be: 
triebe3 der auf — Gebiete liegenden Linien ein. Die zur Löſung dieſer 
Fragen erforderlichen Conventionen ſollen zwiſchen Oeſterreich-Ungarn, der 
Pforte, Serbien und dem Fürſtenthum Bulgarien unverzüglich nach dem 
riedensſchluſſe —— werden. Art. 11. Die osmaniſche Armee ver: 
leibt nicht länger in Bulgarien. Alle früheren Feſtungen jollen auf Koften 
des Fürſtenthums binnen einem Jahre oder wo möglich Früher gejchleift 
werden. Die Lofalregierung hat ſofort Maßregeln zur Schleifung zu er: 
greifen und darf feine neuen errichten. Die hohe Pforte hat das Recht, nach 
Gutdünken über da3 Kriegsmaterial und andere der osmanischen Regierung 
gehörige Gegenftände, welche in den gemäß dem al vom 31. 
Januar fchon geräumten Donanfeftungen noch verblieben find, fo wie über 
die in den Feſtungswerken Schumla und Varna noch vorfindlichen zu ver: 
fügen. Art. 12. Die mohamebanifchen Grundbefiter, die aus dem Kürten: 
thum weggezogen find, können ihren dortigen Grundbeſitz behalten, indem fie 
benjelben Per oder durch Dritte verwalten laffen. Eine fürftlich bul: 
garische Commiſſion bleibt zwei Jahre lang mit der Beforgung aller auf die 
Art der Hebertragung, des Betriebes und der Regelung bezüglichen Ange: 
legenheiten des Stantzeigenthums und ber religiöfen Stiltungen (Bakuf) auf 
Rechnung der hohen Pforte und der dabei intereffirten Privaten betraut. 
Die aus dem Fürſtenthum Ausgewanderten, welche in anderen Theilen des 
———— Reiches reifen oder wohnen, ſtehen unter der Botmäßigkeit und 

ben Geſetzen der Türkei. 
Die Art. 13—22 beziehen fih auf Oft: Rumelien und die ruf: 


8* 
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fifhe Dccupation und lauten: Art. 13. Im Sübeu des Balkans wird 
eine Provinz gebildet, die den Namen Djt:Rumleien annehmen und unter 
ber unmittelbaren militärifhen und politifchen Botmäßigkeit Sr. Kaiſerl. 
Maj. des Sultans verbleiben a unter Bedingungen autonomer Verwaltung. 
Sie erhält einen chriftlichen General:Gouverneur, Art. 14. (bejtimmt aus: 
ein die Grenzen Djt:Rumeliens). Art. 15. Se. Maj. der Sultan hat 
as Recht, für die Vertheidigung der Land» und Seegrenzen der Provinz 
durch Errichtung von Befeftigungen an diefen Grenzen und durch Unterhal- 
tung von Truppen daſelbſt zu jorgen. Die inhere Ordnung in Oft:Rumelien 
wird durch eine einheimijche Gendarmerie, der eine Lofalmiliz zur Seite fteht, 
aufrechterhalten. In der Zuſammenſetzung dieſer beiden Körper, deren Dffi- 
jiere von dem Sultan ernannt werden, wird, den Dertlichkeiten entjprechend, 
auf die Religion der Bewohner Rüdficht genommen. Se. Maj. der Eultan 
verpflichtet fich, feine irregulären Truppen, wie Baſchibozuks und Tſcherkeſſen, 
in den Garnifonen an den Grenzen zu verwenden. Tie zu diefem Dienſte 
beftimmten xegulären Truppen bürfen in feinem falle bei den Einwohnern 
einquartirt werden. Wenn fie durch die Provinz marſchiren, follen fie da— 
elbjt feinen Aufenthalt — Art. 16. Dem General-Gouverneur ſteht 

3 Recht zu, die türkiſchen Truppen herbeizurufen, wenn die innere oder 
äußere Sicherheit der Provinz bedroht ſein ſollte. Für ſolchen Fall iſt die 
— Pforte verpflichtet, ihren Entſchluß und die denſelben rechtfertigenden 

ründe den Vertretern der Mächte in Konjtantinopel anzuzeigen. Art. 17. 
Der General:Souverneur von DOft:Rumelien wird von der hohen Pforte mit 
Zuftimmung der Mächte auf einen Zeitraum von fünf Jahren ernannt. 
Art. 18. Sofort nach der Katifitation des gegenwärtigen Vertrages wird 
eine europäiſche Commiſſion eingejekt, welche mit der hohen Pforte die Or: 
gantfation Oft:Rumeliens auszuarbeiten hat. Diejelbe hat binnen drei Mo: 
naten die Machtbefugniß und die Zuftändigkeiten des Gouverneurs jowie das 
gerichtliche, finanzielle und adminiftrative Regime der Provinz feitzujeßen, 
indem fie die verjchiedenen Geſetze über die Vilajet3 und die ın der achten 
Eitung der Konftantinopeler Konferenz gemachten Vorſchläge zum Ausgangs: 
punft nimmt. Die gejammten Anordnungen, welche für DOft:Rumelien ge: 
troffen werden, werden in einem von der Pforte zu promulgirenden und ben 
Mächten mitzutheilenden großherrlichen Firman zufammengefaßt werden. 
Art. 19. Bis zur yertigftellung der neuen Organifation wird die europätjche 
Commiſſion im Einverftändnig mit der hohen Pforte mit der Verwaltung 
ber finanzen der Provinz betraut. Art. 20. Die Berträge, Conventionen 
und internationalen Abmachungen jeder Art, welche zwijchen der Pforte und 
ben fremden Mächten —— And oder noch abgeſchloſſen werden, haben 
in DOft:Rumelien wie im ganzen osmaniſchen Reich Öeltung, Die Freiheiten 
und Rechte, die von fremden erworben worden find, welcher Art fie aud) 
feien, bleiben in diefer Provinz in Kraft. Die hohe Pforte verpflichtet ſich, 
ie zu forgen, daß die auf die Religionsfreiheit zu Gunften aller Belennt: 
niſſe bezüglichen allgemeinen Geſetze des Reiches dort beobachtet werben. 
Art. 21. Die Rechte und Verpflichtungen der Hohen Pforte in Bezug auf 
die Eifenbahnen in Oft:Rumelien bleiben in voller Ausdehnung in Kraft. 
Art. 22. Die ruffiiche Occupations-Armee in Bulgarien und Dft:Rumelien 
foll aus 6 Infanterie und 2 Kavalerie-Divifionen beftehen und nicht 50,000 
Mann überjteigen. Sie wird auf Koften des occupirten Landes unterhalten. 
Die Dccupationd:Truppen behalten ihre Verbindung mit Rußland nicht nur 
durch Rumänien nad) den zwifchen den beiden Staaten abzufchließenden Ver: 
einbarungen, jondern auch über die Häfen bes ſchwarzen Meeres Varna und 
Burgad, wo fie während der Dauer der Beſetzung die erforderlichen Depots 
organifiren können, Die Dauer der Bejegung von Oft:Rumelien und Bul: 
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arien durch die kaiſerlich ruffiichen Truppen wird auf neun Monate vom 
Zage ber Auswecjelung der Ratifitationen diejes Vertrages an feſtgeſetzt. 
Die ruffiiche Regierung verpflichtet fich, in einem weiteren Zeitraume von 
drei Monaten den Durchzug ihrer Truppen durch Rumänien und die voll 
ftändige Räumung dieſes Fürſtenthums zu bewerfitelligen. 

Art. 23. Die Hohe Pforte verpflichtet fich, auf ber Inſel Kreta 
das organijche Reglement von 1868 gewifjenhaft zur Anwendung zu bringen 
und dabei bie billig gefundenen Mobifitationen anzuwenden. Aehnliche den 
Iofalen Bebürfniffen angepaßte Reglements, ausgenommen foweit diefelben bie 
Kreta bewilligten Steuereremtionen betreffen, werden ebenfalls in den übrigen 
Provinzen der europäifchen Türkei, für welche durch den gegenwärtigen 
Vertrag eine bejondere Organifation nicht vorgejehen worden ih eingeführt 
werden. Die hohe Pforte wird Spezialtommilfionen damit beauftragen, in 
deren Schooße das eingeborene Element zahlreich vertreten fein foll, die De: 
tail3 diejer neuen Reglements für jede Provinz auözuarbeiten. Die Organi-— 
fationsentwürfe, welche aus dieſen Arbeiten hervorgehen, follen ber Unter: 
ſuchung durch die hohe Pforte unterworfen jein, welche vor Erlaß der Ber: 
ordnnungen, welche diefelben in Kraft jegen jollen, die Anficht ber für Oft: 
Rumelien eingeſetzten europäiſchen Kommiffionen einholen muß. 

Art. 24. Im Falle, daß die hohe Pforte und Griechenland nicht 
dazu kommen follten, fich über die im 13. Protokoll des Berliner Congreffes 
angegebene Reftifitation der Grenzlinie zu einigen, behalten fich Deutichland, 
DefterreichIngarn, Frankreich, Großbritannien, Italien und Rußland vor, 
beiden Theilen ihre Vermittlung anzubieten, um die Unterhandlungen zu er: 
leichtern. 
Art. 25. Die Provinzen Bosnien und Herzegowina follen von 
Defterreich-IIngarn beſetzt und verwaltet werden. Da die öfterreichiich.unga« 
rifche Regierung nicht wünjcht, ra mit der Verwaltung des Sandſchaks von 
Novibazar zu befaſſen, welches ſich zwiſchen Serbien und Montenegro in 
jüdöftlicher Richtung bis jenſeits Mitrovitza erſtreckt, wird bie hat he 
Regierung fortfahren, dort zu funktioniren. Nichts deftomweniger behält fich 
eo ar ze um bie Aufrechterhaltung des neuen politiichen Zuftandes 
ebenfo wie die Freiheit und Sicherheit der Communikationswege zu fichern, 
das Recht vor, im ganzen Umfange dieſes Theiles de3 ehemaligen Vilajets 
Bosnien Garnifon zu halten umd militärische und Handeläftraßen zu haben. 
Zu biefem Zwecke behalten fich die Regierungen von Oeſterreich: Angarn und 
der Türkei vor, über die Details fich in's Einverſtändniß zu ſetzen. 

Art. 26. Die Unabhängigkeit Montenegro’3 wird von ber hohen 
Pforte und von allen ben hohen Eontrahirenden Barteien anerfannt, welche 
fie bis jet noch nicht augelafen hatten. Art. 27. Die hohen Eontrahiren: 
den Parteien find über die folgenden Bedingungen einverjtanden: In Montes 
negro darf ber Unterjchied des Glaubens und der Confeſſion Niemanden ala 
ein Grund der Ausſchließung oder der Unfähigkeit entgegengeftellt werden, 
inſofern es den Genuß der bürgerlichen und politiſchen Rechte, die Zulaſſung 
zu Öffentlichen Aemtern, ge und Ehrenftellen oder die Ausübung ber 
verjchiedenen Gewerbe und Induftrien betrifft, an welchem Orte e8 auch fei. 
Die Freiheit und öffentliche Ausübung aller Eulte werben allen Einheimis 
ſchen Montenegro’3 ebenjo wie auch den Fremden gefichert, und fein Hins 
derniß darf der hierarchiichen Organijation der verfchiedenen Glaubensgemein: 
ichaften oder deren Beziehungen zu ihren geiftlichen Oberhäuptern entgegen: 
eftellt werden. Art. 28. Die neuen Grenzen Montenegro’3 find wie folgt 
eitgeftellt worden: Die Linie, welche von dem Jlinobrdo, nördlich von 
Klobuk angeht, fteigt zur Trebinjtſchica in der Richtung von Grantſcharewo 
zu hinab, welches bei der Herzegowina bleibt, folgt dann dem Laufe dieſes 
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Fluſſes aufwärts bis zu einem Punkte, der einen Kilometer abwärts von 
der Mündung der Zjchepelica gelegen ift, und verbindet von bort in Zr Seh 
Linie die Höhen, welche links der Trebinjtſchica Hinlaufen. Sie geht dann 
in der Richtung auf Pilatowa zu, welches Dorf bei Montenegro verbleibt, 
und geht dann im nördlicher Richtung, fich jo viel als möglid) in der Ent: 
fernung von 6 Kilometern von ber Straße Bilek-Korito-Gacko, haltend, bis 
u dem zwilchen der Somina:Planina und dem Berge Kurilo belegenen 
Ber rüden, von wo fie in Ayaeıp Richtung bei Vratkowitſch vorbei, welches 
Don bei Montenegro bleibt, bis zum Tr Orlina geht. Bon diejem 
Punkte aus zieht fich die Grenze, Ravpo bei Montenegro laffend, norbnord: 
Öftlich in gerader Linie über Gipfel des Lebersnif und Volujak, fteigt dann 
in fürzefter Linie zur Piwa hinab, welche fie durchſchneidet, und trifft dann 
Tara, zwijchen Orokoica und Nedwina durchgehend. Bon diefem Puntte 
geht fie in die Tara aufwärts nad) Mojkovatich, von wo fie dem Kamm der 
Vorberge bis Siskojezero folgt. Bon diefem Orte aus läuft fie die alte 
Grenze entlang bis zu dem Dorfe Sefulare. Bon dort nimmt die neue 
Grenze ihre Rıcytung über die Hämme ber Mokra Planina, das Dorf Mokra 
Montenegro belafjend, und trifft dann den Punkt 2166 ber öſterreichiſchen 
Generalftabafarte, indem fie der Hauptfette und der Waſſerſcheidelinie zwiſchen 
dem Lim einerjeit3 und dem Drin und der Cievna (Zem) andererjeits folgt. 
Sie läuft dann mit den jegigen Grenzen zwijchen dem Stamm der Kutſchki— 
Drekalovitſchi einerjeit3 und der Kutſchka-Krajga fowie der Stämme ber 
Klementi und Grudi andererjeits entlang bis zur Ebene von Podgoriza, von 
two fie fi) auf Plawnica — die Staͤmme der Klementi, Grudi und Hoti 
bei Albanien laſſend. Von dort durchſchneidet die neue Grenze den See bei 
dem Inſelchen Gorika-Topal, geht von Gorika-Topal aus gerade auf die 
Höhen des Kammes zu, folgt dann der Waſſerſcheidelinie zwiſchen Megured 
und Kalimed, Mikovic bei Montenegro belaſſend, und Läuft bei V. Kruci 
in da3 adriatifche Meer. Im Nordweften bildet eine Linie die Grenze, 
welche von der Küſte zwischen den Dörfern Sufana und Zubei geht und an 
dem äußerften jüböftlichen Punkte der gegenwärtigen Grenze von Montenegro 
an der Vrſuta-Planika endet. Art. 29. Antivarı und fein Küftenftrich wer: 
ben von Montenegro unter folgenden Bedingungen annektirt: Die ſüdlich von 
diefem Territorium belegenen Gegenden nach der obigen Grenzbeitimmung 
bis zur —— Dulcinjo inbegriffen, werden der Türkei zurückgegeben. Die 
Gemeinde Spiza bis zur nördlichen Grenze des in der genauen ————— 
der Grenzlinie angegebenen Territoriums wird Dalmatien einverleibt. Boll: 
ftändige und gänzliche Freiheit der Schifffahrt wird für Montenegro auf der 
Bojana ftattfinden. Fortifikationen dürfen am Laufe diejes Huffes nicht 
errichtet werden, ausgenommen jolche, welche für die Yofalvertheidigung von 
Skutari nothiwendig fein könnten, Die fich aber nicht über eine Entfernun 

von 6 Kilometern von diefer Stadt erſtrecken dürfen. Montenegro darf 
weder Kriegsichiffe haben, noch eine Kriegsflagge führen. Der Hafen von 
Antivari und alle zu Montenegro gehörigen Gewäſſer bleiben den Kriegs« 
ſchiffen aller Nationen gejchloffen. Die zwiichen dem See und dem Ufer auf 
montenegrinifchem Gebiete belegenen Fortifikationen müſſen rafirt und es 
bürfen in diefem Gebiete feine neuen errichtet werden. Die Hafen: und Ges 
jundheitspolizei jowohl in Antivari als der Küſte von Montenegro entlang 
wird durch Oeſterreich-Ungarn vermittelft leichter Küftenwachtichiffe ausgeübt. 
Montenegro nimmt die in Dalmatien in Kraft beftehenden Seegejehe an. 
Ceinerjeit3 verpflichtet ſich Defterreich-Ungarn, der montenegriniichen Hans 
belöflagge jeine SKonjularproteftion zu Theil werden zu laſſen. Montenegro 
muß mit — —— über das Recht verſtändigen, durch das neue 
montenegriniſche Territorium eine Landſtraße und eine Eiſenbahn zu erbauen 
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und zu unterhalten. Bollftändige Freiheit der Communication auf dieſen 
Straßen wird gefichert. Art. 30. Die Mufelmänner oder andere, welche in 
den an Montenegro anneftirten Territorien Grundeigenthum befigen und 
ihren Wohnſitz außerhalb diejes Fürſtenthums nehmen wollen, können ihre 
Immobilien belaffen, indem fie fie verpachten oder durch einen Dritten bes 
wirthichaften laffen. Niemand kann anders ala auf gefeglichem Wege im 
öffentlichen Intereſſe erpropriirt werden und nur gegen eine vorher verein: 
barte Indemnität. ine türfifch-montenegriniiche Gommiffion wird beauftragt 
werben, innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren alle auf den Verkaufs, 
Betriebs- und Benutungsmodus auf Rechnung der hohen Pforte, des Staat3: 
eigenthums und der frommen Stiftungen u fowie die auf die Inter— 
eſſen der Privatleute, welche darin engagirt fein jollten, bezüglichen Fragen 
zu reguliren. Art. 31. Das Fürſtenthum Montenegro wird fich direft mit 
der ottomaniſchen Pforte über die Errichtung montenegrinifcher Agenturen 
in Konftantinopel und in gewiffen Ortjchaften des ottomanijchen Reiche, wo 
deren Nothmwendigfeit anerkannt werden follte, verftändigen. Die Monte: 
negriner, welche im ottomanijchen Reiche reifen oder wohnen, follen den otto: 
maniſchen Gejehen und un den allgemeinen Grundfäßen des inter: 
nationalen Rechts und den für die Montenegriner eingeführten Gewohnheiten 
gemäß untertvorfen fein. Art. 32. Die montenegrinijchen Truppen jollen 
ehalten jein, in einem Zeitraume von 20 Tagen vom Austaufch der Rati: 
J——— des gegenwärtigen Vertrages an oder, wenn möglich, früher das 
Territorium zu räumen, welches fie in dieſem Augenblicke außerhalb der 
neuen Grenzen des Fürſtenthums beſetzt halten. Die ottomaniſchen Truppen 
werden ebenfalls innerhalb 20 Tagen die an Montenegro abgetretenen Gebiete 
räumen. Doch ſoll ihnen außerdem ein Zeitraum von 15 Tagen vergönnt 
jein, ſowohl um die Feſtungen zu verlaffen und Material und Nahrungs: 
mittel aus ihnen zu entfernen, ald auch um das Inventarium der Mafchinen 
und ſonſtigen Gegenjtände aufzunehmen, welche nicht gleich entfernt werben 
fönnen. Art. 33. Da Montenegro einen Theil der öffentlichen ottomani: 
ſchen Schuld für die neuen Territorien übernehmen muß, welche ihm durch 
den Friedensvertrag zuerkannt worden find, werden die Vertreter der Mächte 
in Konftantinopel in Mebereinftimmung mit der hohen Pforte auf einer 
billigen Bafis die Höhe derjelben beftimmen. 

Art. 34. Die hohen kontrahirenden Parteien erkennen bie Unabhängig: 
feit bes FFürftenthHums Serbien an, indem fie diefelbe an bie im na fiehen: 
ben Artitel aufgeführten Bedingungen fnüpfen. Art. 35. In Serbien darf 
der Unterfchied des Glaubens und der Confeſſionen Niemanden ala Grund 
der Ausſchließung ober — entgegengeſtellt werden, inſoweit es den 
Genuß der bürgerlichen und politiſchen Rechte, die Zulaſſung zu öffentlichen 
Aemtern, Functionen und Ehrenſtellen, oder die Ausübung der verſchiedenen 
Gewerbe und Induſtrien betrifft, an welchem Orte es auch ſei. Die Freiheit 
und öffentliche Ausübung aller Kulte werden den Einheimiſchen Serbiens 
ſowohl als den Fremden geſichert, und kein era darf der hierarchifchen 
Drganifation der verjchiedenen Gemeinden oder deren Beziehungen zu ihren 
geiftlichen Oberhäuptern entgegengeftellt werden. Art. 36. Serbien erhält 
die in der nachftehenden Begrenzung eingeichloffenen Territorien: Die neue 
Grenze folgt der jegigen Linie, indem fie dem Thalweg der Drina von deren 
———— mit der Save aufwärts folgt, wobei der Mali, Zwornick und 

khar dem Fürſtenthume bleibt, und ſetzt fi in Rice ber alten 
—— Serbiens bis zum Kopaonif I von dem fie fich auf dem Gipfel 
des Kanilug abzweigt. Bon dort folgt fie Anfangs der weftlichen Grenze 
de3 Sandſchaks von Niſch über die füdlichen Vorberge des Kopaonit, über 
bie Kämme ber Marica und Mrdar Planina, welche bie Wafferjcheide zwiſchen 
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den Gebieten des AYbar und der Sitnica einerfeitd und ber Toplika anderer: 
feit3 bilden, wobei Prepolac ber Türkei verbleibt. Sie wendet ſich dann 
gegen Süden auf ber Waffericheide zwifchen der Brivenica und der Medvedja, 
wobei das ganze Gebiet ber Medvedja bei Serbien verbleibt, folgt dem Kamme 
der Goljat Planina (welche die Wafferjcheide zwifchen ber Kriva Rjeka einer: 
feit3 und der Poljanica, der Veternica und der Morawa andererjeit3 bildet) 
bi3 zum Gipfel der Poljanica. Weiter geht fie über die Vorberge der Kar— 
ina Planina bis zur Mündung der Koinska in die Moramwa, durchichneidet 
en lehzteren Fluß, fteigt wieder auf der Waſſerſcheide zwiſchen dem Bache 
Koinska und dem Bache, welcher fich bei Neradowoe in die Morawa ergicht, 
und trifft die Planina Sv. Ylija oberhalb Trgovifte. Bon dieſem Punkte 
jelat fie dem Kamme der Sv. Jlija bis zum Berge Kljuc und dann über 
ie in ber Karte mit 1516 und 1547 bezeichneten Punkte und die Bobina 
Gora bis zum Berge Emmi Vrh. Vom Berge Erni Vrh ift die neue Grenze 
diefelbe wie die Bulgariens, db. h.: Die Grenzlinie folgt der Waflerfcheide 
zwifchen der Struma und der Morawa über die Gipfel der Streſer, Vilo- 
golo und Mefid Planina, erreicht, über die Gacina, Erna Trava, Darkowska 
und Drainica-Ebene und weiter über ben Destichani Kladgnec, die Wafler: 
fcheide zwifchen der oberen Sufkowa und der Morawa, geht gerade auf den 
Stol zu und jchneidet dann, 1000 Meter nordweitlich von dem Dorfe Seguja, 
die Strake von Sofia nach Pirot. Sie fteigt dann wieder in gerader Linie 
zu ber Vidlic Planina und weiter über den Berg Radocina, in ber Kette 
des Rodza Balkan, wobei da3 Dorf Doikinci bei Serbien, dad Dorf Senakos 
bei Bulgarien bleibt. Bon dem Gipfel des Berges Radocina folgt bie 
Grenze in nordweftlicher Richtung dem Kamme bes Balkan über Giprovec 
Balkan und Stara Planina bis zur alten Dftgrenze bes Fürſtenthums Ser: 
bien bei der Kula Smiljowa tichufa und von dort diejer alten Grenzlinie 
bis zur Donau, welche fie bei Rafowika trifft. Art. 37. Bis zum Abſchluß 
neuer Uebereinkünfte ſoll in Serbien nichts an den gegenwärtigen Beding» 
ungen ber Hanbelsverbindungen des Fürftenthums mit den fremden Ländern 
geändert werben. Kein Tranfitzoll foll von Waaren, welche durch Serbien 
geführt werden, erhoben werden. Die Jjmmunitäten und Privilegien fremder 
Unterthanen, ſowie die fonfularifchen Jurisdictions- und Schußrechte, wie fie 
heute beftehen, bleiben in voller Kraft, jo lange fie nicht durch ein gemein: 
james Uebereinkommen zwifchen dem Fürſtenthum und den fremden Mächten 
mobificirt worden find. Art. 38. Das Fürftenthum Serbien wird jeinestheils 
ben Verpflichtungen jubftituirt, welche die hohe Pforte ſowohl Defterreich- 
Ungarn als der Gejellichaft zum Betriebe der Eijenbahnen in der europäts 
ſchen Türkei gegenüber eingegangen ift, in Bezug auf die Vollendung und 
die Verbindung ebenjo wie den Betrieb der Eijenbahnlinien, welche in dem 
durch das Fürſtenthum jeht erworbenen Territorium noch erbaut werden 
jollen. Die nothiwendigen Konventionen, um bieje fragen zu regeln, ſollen 
unmittelbar nach der Unterzeichnung bes gegenwärtigen Vertrages zwiſchen 
Defterreichellngarn, der Pforte, Serbien und innerhalb der Grenze feiner 
Gompetenz dem Fürſtenthum Bulgarien abgefchloffen werden. Art. 39. Die 
Mujelmänner, welche in den von Serbien anneftirten Territorien Grund: 
eigenthum befiten, und welche ihren Aufenthalt außerhalb des Fürſtenthums 
nehmen wollen, fönnen ihre Immobilien behalten, indem fie fie verpachten 
oder burch einen Dritten bewirthichaften laſſen. Eine türkifch-jerbiiche Com: 
miffion wird damit beauftragt, innerhalb eines Zeitraums von 3 Jahren 
alle auf den Verkauf, die Ausbeutung oder die Nutzun für Rechnung ber 
— Pforte, des Staatseigenthums und der frommen Stiftungen (Vatufs) 
ezüglichen Angelegenheiten ebenſo wie die Intereſſen derjenigen Privatleute 
zu ordnen, welche ſich dabei engagirt finden möchten. Art. 40. Bis zum 
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Abſchluß eines Vertrages zwiſchen der Türkei und Serbien follen die im 
ottomanifchen Reiche reifenden oder mohnenden jerbifchen Unterthanen den 
allgemeinen Principien des internationalen Rechts gemäß —* werden. 
Art. 41. Die ſerbiſchen Truppen ſollen gehalten ſein, innerhalb 15 Tagen, 
von dem Austauſch der Ratifikationen des gegenwärtigen Vertrages an, das 
in den neuen Grenzen des Fürſtenthums nicht einbegriffene Territorium zu 
räumen. Die ottomaniſchen Truppen ſollen die an Serbien abgetretenen 
Territorien in derjelben Zeit von 15 Tagen räumen. Es wird ihnen jedod) 
außerdem ein nachträglicher Termin von gleicher Länge bewilligt werden, fo: 
wohl um die Feſtungen zu räumen und aus ihnen Nahrungsmittel und 
Kriegsmaterial zurüczuziehen, al um das Inventarium von den Majchinen 
und anderen Gegenständen aufzunehmen, welche nicht fofort entfernt werden 
fönnen. Art. 42. Da Serbien einen Theil der öffentlichen ottomanifchen 
Schuld für die ihm durch den gegenwärtigen Vertrag zuertheilten neuen Ge: 
bietstheile übernehmen muß, jo jollen die Vertreter in Konftantinopel in 
—— * mit der hohen Pforte den Betrag auf einer billigen Baſis 
eſtſtellen. 

Art. 43. Die hohen kontrahirenden Parteien erkennen die Unabhängig— 
feit Rumäniens an, indem fie fie an die in den beiden folgenden Artikeln 
aufgezählten Bedingungen fnüpfen. Art. 44. In Rumänien en ber Unter: 
ichied der Religionen und Belenntniffe Niemanden ald Grund der Aus: 
ſchließung oder der Unfähigkeit entgegengeftellt werden, injoweit er den Ge: 
nu der bürgerlichen und politifchen Rechte, die Zulaffung zu öffentlichen 
Aemtern, Funktionen und Chrenjtellen oder die Ausübung der verſchiedenen 
Gewerbe und Induſtrien betrifft, an welchem Orte es auch fei. Die Frei— 
beit und öffentliche Ausübung aller Eulte werden allen Einheimijchen de3 
rumänifchen Staates, ſowie den Fremden gefichert, und fein Hinderniß darf 
ihnen tweder in der hierarchiichen Organifation der verjchiedenen Gemeinden, 
noch in deren Beziehungen zu ihren geiftlichen Häuptern in den Weg gelegt 
werden. Die Unterthanen aller Mächte, Handeltreibende oder andere, wer: 
den in Rumänien ohne Unterjchied der Religion auf dem Fuße vollftändiger 
Gleichheit behandelt. Art. 45. Das Fürftentygum Rumänien tritt an Se. 
Maj. den Kaijer von Rußland den Theil des in Folge des Pariſer Vertrages 
von 1856 von Rußland abgezweigten Territoriums von Beſſarabien wieder 
ab, welcher im Weften durch den Thalmweg des Pruth, im Süden durch den 
Thalweg de3 Kilia-Armes und die Mündung von Stary-Stambul begrenzt 
wird. Art. 46. Die dad Donaudelta bildenden Inſeln, ebenſo wie die 
Schlangeninjeln, das Sandſchak von Zulticha, einſchließlich der Diſtrikte 
(Gazas) von Kilia, Sulina Mahmudieh, Iſaktſcha, Tulticha, Matſchin, Ba: 
badagh, Hirfovo, KHüftendiche, Medichidieh werden mit Rumänien vereinigt. 
Das Fürſtenthum erhält außerdem da3 im Süden der Dobrudjcha gelegene 
Territorium bis zu einer Linie, welche von einem Punkte im Oſten von 
Siliftria ausgeht und em ſchwarzen Meere im Süden von Mangalia aufhört. 
Die Grenzlinte wird an Ort und Stelle durch die für die Grenzberichtigung 
Bulgariens eingejeßte europäifche Commiſſion bejtimmt. Art. 47. Die Frage 
der Theilung der Gewäſſer und Fiſchereien wird dem Schiedäfpruche der 
europäifchen Donaufommiffion unterworfen. Art. 48. Kein Tranfitzoll darf 
in Rumänien auf Waaren erhoben werden, die durch das Fürſtenthum ges 
führt werden. Art. 49. Gonventionen können von Rumänien abgeichlojjen 
werben, um bie Privilegien und Befugniffe der Confuln in . auf Schuß 
im Fürſtenthum zu regeln. Die erworbenen Rechte bleiben in Kraft, jofern 
fie nicht durch eine gemeinfame Verftändigung zwifchen bem Fürſtenthum 
und den intereffirten Rarteien modifizirt tmorden find. Art. 50. Bis zum 
Abſchluß eines Vertrages, welcher die Privilegien und Befugniffe der Kon— 
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ſuln zwifchen der Türkei und Rumelien regelt, follen rumänifche Unterthanen, 
welche im ottomanifchen Reiche reifen oder wohnen, und — nter= 
thanen, welche in Rumänien reifen oder wohnen, die Rechte geniehen, welche 
ben Unterthanen ber übrigen europäifchen Mächte garantirt find. Art. 51. 
Was die Unternehmungen an öffentlichen Arbeiten und anderen berjelben 
Art betrifft, wird Rumänien für das ganze abgetretene Territorium ben 
Rechten und Verpflichtungen ber * fubſtituirt. 

Art. 52. Die hohen kontra — — beſchließen, um bie ber 
freien Schifffahrt auf ber Donau, welche ala von europäiſchem Jutereſſe 
anerkannt worden ift, geficherten Garantien zu fteigern, daß alle Feſtungen 
und Fortifikationen, welche I im Laufe des Fluſſes dom eijernen Thor 
bi3 zur Mündung befinden, ge — und keine neuen errichtet werden ſollen. 
Kein Kriegsſchiff darf unterhalb des eiſernen Thores die Donau befahren, 
mit Ausnahme leichter Fahrzeuge, welche zum Dienſte der Flußpolizei und 
der Zollbehörden beftimmt find. Pie an der Mündung der Donau befind: 
lichen Stationsjhiffe der Mächte dürfen indeſſen bis nach Galab geben. 
Art. 53. Die europäifche Donaucommiffion, in welcher auch Rumänien 
vertreten fein twird, behält ihre Functionen und wird fie von jet an bis 
nad) Galak ausüben, vollftändig unabhängig von jeder territorialen Auto: 
rität. Alle Verträge, Uebereinfommen, Acte und Gnticheidungen, welche 
fi) auf ihre Rechte, Prärogative, Privilegien und Verpflichtungen beziehen, 
werben bejtätigt. Art. 54. Ein Jahr vor dem Ablaufe bes für die Dauer 
der europäifchen Commiſſion beftimmten Termins werden fi die Mächte 
über bie Verlängerung ihrer Vollmachten oder über die Mobdificationen in 
Einverftändniß ſetzen, welche fie einzuführen für nöthig befinden jollten. 
Art. 55. Neglements für Schifffahrt, Flußpolizei und Aufficht vom eiſernen 
Thor bis Galak werden von der europäiſchen Gommiffion, der Delegirte 
der Uferftaaten beivohnen, ausgearbeitet und in Uebereinſtimmung mit denen 
gebracht werden, welche für den Lauf unterhalb Galak gegeben worden jind 
oder noch gegeben werden. Art. 56. Die europäiſche Donaucommilfion 
wird ſich mit dem, ber die Verpflichtung hat, den Leuchtturm auf der 
Schlangeninfel zu unterhalten, ins Einvernehmen fegen. Art. 57. Die Aus: 
führung der Arbeiten, welche beftimmt find, bie Hinderniffe zu befeitigen, 
welche Ti der Schifffahrt am eijernen Thor und den Sataraften entgegen: 
ftellen, wird Defterreich-UIngarn anvertraut. Die Uferftaaten dieſes Theiles 
des Fluſſes werden alle Erleichterungen gewähren, welche im Jutereſſe der 
Arbeiten verlangt werben jollten. Die Beftimmungen des Artikels 6 des 
Londoner Vertrages vom 13. März 1871, welche I auf das Recht beziehen, 
eine provijorische Taxe zur Dedung der Koften dieſer Arbeiten zu erheben, 
bleiben zu Gunften Oeſterreich-Ungarns in Kraft. 

Art. 58. Die hohe Pforte tritt dem ruffiichen Reich in Afien bie 
Gebiete von Ardahan, Kars und Batum ab mit dem letzteren Hafen, ebenjo 
wie alle Territorien zwiſchen ber alten ruſſiſch-türkiſchen Grenze und ber 
folgenden Linie: Die neue Grenze geht von dem jchiwarzen Meer aus conform 
der Linie, welche durch den DBertrag von San Etefano bejtimmt ift, bis zu 
einem Punkte norbweftlich von Khorda und jüdlich von Artwin, erſtreckt fich 
in gerader Linie bis zu dem Fluſſe Tjchorufh, überjchreitet diefen Fluß und 
get öftlih von Afchmichen vorüber in gerader Linie nad) Süden bis zu 

er ruffifchen Grenze, die in dem Vertrage von San Stefano angegeben iſt, 
bei einem Punkte füdlic) von Nariman, indem fie die Stadt Oltı Rußland 
läßt. Bon dem bei Nariman bezeichneten Punkte wendet fich die Grenze 
öftlich, geht über Tebrenec, welches bei Rußland bleibt, und dehnt fich bis 
Pennet Tſchai aus. Sie folgt diefem Fluß bis Barduz, richtet fich dann 
nad Süden, indem fie Barduz und Jönildi Rußland überläßt. Bon einem 
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rg wetlich von dem Dorfe Karaugan geht die Grenze über eg 
äuft im gerader Linie zu dem Gipfel des Berges Kaſſa-Dagh und entlang 
ber Maffericheide zwiichen den Zuflüffen des Arares im Norden und des 
Murad Su im Süden bis zu der alten ruffiichen Grenze. Art. 59. Se. Majeftät 
ber Kaiſer von Rußland erklärt, daß es jeine Abficht ift, Batuın zu einem 
Freihafen, der hauptſächlich für den Handel beftimmt ift, zu machen. Art. 60. 
Das Thal von Alaſch-Kerd uud die Stadt Bajazid, welche durch den Art. 19 
des Bertrages von San Stefano an Rußland abgetreten waren, werben der 
Türkei zurüdgegeben. Die * Pforte tritt an Perſien die Stadt und das 
Territorium von Khotur ab, jo wie es durch die gemiſchte engliſch-ruſſiſche 
Commiſſion für die Feſtſtellung der Grenzen zwiſchen der Türkei und Perfien 
feftgefeßt worden iſt. Art. 61. Die hohe Pforte verpflichtet ſich, ohne 
Zeitverluft alle Ameliorationen und Reformen einzuführen, twelche die localen 
Bedürfniffe in den von Armeniern bewohnten Provinzen erfordern, und 
ihre Sicherheit gegen die Tjcherkeffen und die Kurden zu garantiren. Sie 
wird in bejtimmten Zeiträumen den Mächten Senutni von den zu diejem 
Zwede getroffenen Mahregeln geben, und dieſe werden deren Ausführung 
überwachen. 


Art. 62. Nachdem die 4 Pforte den Willen ausgefprochen Hat, 
dad Princip ber Religionsfreiheit aufrecht zu erhalten und ihm eine 
ftete Ausdehnung zu geben, nehmen die contrahirenden Parteien Act von 
dieſer freiwilligen Erklärung. In feinem Theile des ottomanifchen Reiches 
darf der Ilnterfchied der Weligion irgend Jemanden als ein Motiv zum 
Ausschluß oder zur Unfähigkeit entgegengejtellt werden, was den Gebrauch 
der bürgerlichen und politischen Rechte, die Zulafjung zu öffentlichen Aemtern, 
Functionen und Ehrenſtellen oder die Ausübung der verjchiedenen Gewerbe 
und Induſtrien betrifft. Jedermann foll ohne Unterfchied der Religion als 
Zeuge vor den Gerichten zugelaffen werden. Die freiheit und öffentliche 
Ausübung aller Eulte werden Allen gefichert, und fein Hinderniß darf ber 
hierarchiſchen Organifation der verjchiedenen Gemeinden oder deren Be: 
ziehungen zu ihren geiftlichen Häuptern in den Weg gelegt werden. Die 
Geiftlichen, Pilger und Mönche aller Nationalitäten, welche in der curo: 
päifchen oder ajiatifchen Türkei reifen, genießen dieſelben Rechte, Vortheile 
und Privilegien. Das Recht offiziellen Schutzes wird den diplomatischen und 
Gonjularagenten der Mächte in der Türkei zuerkannt, ebenjo wohl in Betreff 
der oben erwähnten Perfonen, als ihrer zu religiöfen, Wohlthätigkeits: oder 
anderen Zwecken gebildeten real ie an den heiligen Orten oder 
anderwärts, Die von Frankreich erworbenen Rechte werden ausdrücklich 
reſervirt, und es iſt dabei wohlverſtanden, daß kein Verſuch zur Aenderung 
des status quo an den heiligen Orten gemacht werden darf. Die Mönche 
des Berges Athos, aus welchen Ländern ſie auch ſtammen mögen, werden 
in ihrem Beſitz und in ihren früheren Vortheilen erhalten und genießen 
ohne Ausnahme vollſtändige Gleichheit der Rechte und Prärogative. 

Art. 63. Der Pariſer Vertrag vom 30. März 1856 ebenſo wie 
der Londoner Vertrag vom 13. März 1871 werden in allen ihren Be: 
ftimmungen aufrecht erhalten, welche durch die vorftehenden Stipulationen 
nicht aufgehoben oder modificirt worden find. 

Art. 64. Der gegenwärtige Vertrag wird ratificirt und die Ratifica: 
tionen werden zu Berlin in einer Friſt von drei Wochen oder, wenn es 
fi thun Läßt, Prliher ausgewechſelt. 


15. Juli. (Deutſches Reich.) Der Reichsanzeiger veröffent— 
licht erſt jeßt die Beauftragung des Grafen Stolberg mit der all« 
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gemeinen GStellvertretung des Reichskanzlers nach Maßgabe des Ge— 
ſetzes vom 17. März 8 2. 

15. Juli. (Sachſen.) II Kammer: nimmt die Vorlage der 
Regierung betr. Ankauf einer Reihe von Privatbahnen für dert 
Staat größtentheild an, lehnt aber den Anfauf einiger derſelben 
auch ab. 

16. Juli. (Bayern.) II. Kammer: genehmigt den Militär- 
Etat fiir 1878/79 nahezu einjtimmig ohne wejentlichen Widerfpruch. 

17. Juli. (Deutfches Reich.) Bundesrath: der Reichs— 
fanzler läßt demjelben ein jehr einläßliches Reglement für die Tas 
bafenquetefommiffion zugeben. 

18. Juli. (Deutfches Reich.) Der Reichskanzler trifft zur 
Badekur in Kiffingen ein. 

18. Juli. (Deutfches Reich.) Zufammentritt der Tabak- 
enquetelommiffton. 

18. Juli. (Bayern) Schluß der Seſſion des Landtags. 

22. Juli. (Deutfches Reich.) Der Kaifer, deffen Befinden 
ein jehr befriedigendes ift, fiedelt von Berlin vorerft nach Babels— 
berg über. 

23. Juli. (Sachſen.) I. u. II. Kammer: verftändigen fich 
bez. ihrer Beſchlüſſe über den Ankauf weiterer Privatbahnen für den 
Staat. Der von der Regierung beantragte Ankauf von 5 Bahnen 
wird für 4 genehmigt, für 1 abgelehnt. Es foll dafür eine drei— 
prozentige Rentenanleihe im Betrage von 10 Mill. A kontrahirt 
werden. 

24. Juli. (Deutjches Reich.) Zufammentritt der Enquete- 
fommilfion für die Leinen und Baumwoll-Induſtrie. 

29. Juli. (Deutjches Reich.) Der Kaifer geht zur Badekur 
nach Töplitz. 

29. Juli. (Deutfches Reich.) Der päpftliche Nuntius in 
München, Mfgr. Mafella, trifft in Siffingen ein, wohl hauptjächlich 
um mit dem Reichskanzler über einen Ausgleich bez. des Cultur— 
fampfes zu verhandeln. 

30. Juli. (Deutfches Reich.) Allgemeine Wahlen zum 
Reichstage. 

Das Rejultat derjelben, zufammen genommen mit den 3 Wochen 
fpäter jtattfindenden Stichtwahlen, gereicht weder der Regierung noch den 
Parteien zu großer Befriedigung. Die Lage ift im Grunde diejelbe geblieben, 


wenn auch der Schwerpunkt des Reichstags einigermahen nad) rechts gerückt 
ift: denn derſelbe fällt noch immerhin innerhalb der nationalliberalen Harkei. 
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Wie man annimmt, zählen jet die Nationalliberalen mit der Gruppe 
Löwe und den befreundeten „Wilden“ doch 113, das Gentrum mit Welfen 
und elfäjfichen Klerikalen 108, die Gonfervativen ca. 60, die Freiconſerva— 
tiven ca. 50, die Fyortjchrittäpartei etwa 25, die Polen 13, die Sozialdemo: 
fraten 9, die Proteftfranzofen 6, bie eljäflischen Autonomiften 3, die jübd- 
deutſchen Demokraten 3, die Dänen 1 Mandat. Genau zählen läßt fich nicht; 
einige Manbatsinhaber find von unbeftimmter Farbe. 

Es it alfo der Regierung feineöwegs gelungen, ihre Stellung zur 
Bolf3vertretung zu fichern und zu feftigen, denn obgleich ich die Zahl der 
Mitglieder beider ——— Fraktionen nicht unerheblich vergrößert hat 
(indem fie von 78 auf 110 geftiegen ift), jo muß ‚man doch andererjeits be: 
denken, daß ſowohl mehrere Dlitglieder der deuticheonjervativen Fraktion feines: 
wegs als unbedingte Anhänger der Negierung bezeichnet werden fönnen, als 
auch, daß die Männer der „Oppofition auf alle Fälle“ nicht in verminderter, 
jondern in verjtärkter Anzahl in den Reichstag zurücgekehrt find. Die offi: 
cidje preußijche Prefie hat während der Wahlbewegung den Kampf mit weit 
größeren Eifer gegen die Fortſchrittspartei und die Nationalliberalen geführt, 
als gegen die reichöfeindlichen Eleunente der Ultramontanen, Polen und Sozial: 
demofraten. Wie oft ift dem Volke vorgepredigt worden, die Fortſchritts— 
partei habe fein Anrecht auf den Namen einer Ordnungspartei, und es jei 
ganz gleichgültig, ob ein Anhänger derfelben oder ein Sozialdemofrat in den 
Reichstag getwänlt würde, die Rationalliberalen aber hätten durch ihr mit 
dem Fortſchritt abgejchlojjenes Wahlbündnig — das übrigens keineswegs in 
der behaupteten Weije beftanden hat — fich ebenfalld einer indirecten Unter: 
ftügung der Sozialdemokratie ſchuldig gemacht. Es konnte freilich nicht aus: 
bleiben, daß ſolche Anjchuldigungen bei der Landbevölkerung, welche fie zu 

en und ihre innere Hohlheit zu erkennen nicht im Stande war, ben 
reifinnigen Parteien NachtHeil bringen mußten und gebracht haben, zumal 
leßtere e3 in manchen Wahlkreijen an der nöthigen Regſamkeit der confer: 
vativen Agitation gegenüber haben fehlen laſſen. Die yortjchrittspartei 
bat jo bei ben legten Wahlen einen Berlujt von 10 Sigen zu verzeichnen 
und wird nur mit 25 Mitgliedern in den Reichätag eintreten; die national: 
liberale Fraktion ihrerjeits ijt von 126 Mitgliedern auf 97 gejunfen, 
wenn auch zu bemerfen ijt, daß — von den jetzt noch als „wild“ 
bezeichneten Abgeordneten einige fpäter den Nationalliberalen, wenn auch nur 
als Hojpitanten, beitreten werden. Der Berluft, den die Liberalen erlitten 
haben, entfällt vorzugsweiſe auf den Norden Deutſchlands, insbejondere auf 

veußen, Pommern, Medlenburg und Hannover. In den drei erjtgenannten 
Zändern wurden die früheren liberalen Vertreter durch Gonjervative, in 
— durch ultramontan-welfiſche Particulariſten verdrängt. Dieſe letzte 

hatſache iſt vielleicht die bedauerlichſte des ganzen Wahlkampfes und iſt 
weit bedeutungsvoller als der geringfügige Sieg, den die Ordnungsparteien 
über die Sozialdemokratie errungen haben, indem fie ihr drei Sitze ab: 
nahmen. Die Zahl der abgegebenen — ———— Stimmen überſteigt 
die vom Jahre 1877 um mehrere Hunderttauſende, und gewiß liegt darin 
ein jehr bedenklicher Fingerzeig für die Zukunft. Neben Bus Anwachſen 
der ſozialiſtiſchen Stimmen zeigt ſich, wie geſagt, eine nicht minder gefähr: 
liche Verſtärkung der particulariftiicen. Kann man doc nicht ohne 
Grund auch den Sieg der Gonjervativen in Preußen und Pommern ala einen 
Erfolg des ſpezifiſch preußifchen Particularismus bezeichnen. In Hannover 
erhebt das Welfenthum, verbünbet mit dem Wltramontanismus, kühner wie 
je fein Haupt, und es ift gewiß eine überaus beflagenswerthe Wahrheit, daß 
in mehreren Wahltreifen Confervative durch Aufftellung ganz ausſichtsloſer 
Kandidaturen den Anhängern des „Königs Ernſt Auguft” zum Siege ver: 
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olfen haben. Die Welfen, welche im vorigen Reichstage nur durch vier 

bgeorbnete vertreten waren, erjcheinen im neuen als Vertreter von neun 
hannoverſchen Wahlkreifen. Und wie hier dem hannoverjchen Particularis: 
mu3, fo Hat die conjervative Agitation im Wahlfreife Danzig Land einem 
Polen, in Freiburg und München einem Ultramontanen zum Siege verholfen, 
in München in brüderlichem Zufammengehen mit den Umfturzmännern ber 
Sozialdemokratie. 

Die ehe hi Dr Parteien haben alfo, wie man erfennen 
wird, Schon direct durch die Auflöfung des Reichstags einen Zuwachs erhalten, 
denn früher zählte da3 Centrum mit den welfiichen Hojpitanten 96, die 
Sozialdemokraten 12, die Polen 14, die flerifalen elfaß-lothringifchen Pro: 
teftier 11 Mitglieder; die Oppofition verfügte demgemäß mit Hinzuzählung 
von 3 Demokraten und des Dänen Kryger über 137 Mitglieder. Am 9. Sep: 
tember wird fie 142 Abgeordnete zählen, trogdem die Zahl der Sozialdemo: 
fraten von zwölf auf neun beruntergegangen tft. 

Was nun die Stellung des neuen Reichstages zur Regie: 
rung, insbefondere zu dem Entwurf für das Sozialiftengeje angeht, jo wird 
nicht bezweifelt werden fönnen, daß, — nach dem Vorgehen der preußiſchen 
Regierungsblätter während der Wahlbewegung und bei der politiſchen Stellung 
des an Mintfterd des Innern, die Fortſchrittspartei ebenfalls in 
Zufunft der Oppofition wird zugezählt werden müſſen. Ziejelbe nähert ſich 
demgemäß in ihrer Gefammtzahl 167 der abjoluten Mehrheit des Hauſes (199) 
bis auf 32, oder, wenn man die vier eljäflifchen Autonomiften, die vielleicht 
auch gegen das Sozialiftengejeß flimmen werden, mitzählt, bis auf 28 Stim: 
men. hr gegenüber fteht die geichloffene Mafje von 110 Eonfervativen und 
Treiconfervativen, auf welche die Regierung bei dem zunächſt auf der Tages: 
ordnung des Reichstages ſtehenden ra mit Sicherheit rechnen kann. Es 
liegt demgemäß klar zu Tage, dat, namentlich auch bei der zweifelhaften 
ort, einzelner liberalen „Wilden“, die Regierung, wenn jie in der 

ozialijtenfrage Erfolg haben will, genöthigt ift, auch auf den in leßter Zeit 
fo viel gejchmähten linken „Lasfer’schen* Flügel der Nationalliberalen zurück— 
zugreifen und deffen Unterjtügung zu ſuchen. Jedenfalls ift ihre Arbeit, da 
mehrere Abgeordnete fich in ihren Wahlreden von vornherein gegen jedes 
Ausnahmegejeg mit Entjchiedenheit ausgeſprochen haben, im neuen Reichs: 
tage auf das höchite gefährdet, und es bedarf der größten Mäßigung und 
eines vertrauenvollen Entgegentommens von Seiten der Regierung, vorzugs— 
weife gegen die Führer der nativnalliberalen Partei, tvenn das neue Sozialijten: 
geſehz nicht jcheitern joll, wie das erfte am 24. Mai. Bei denjelben Dlännern, 
welche die Hauptzielpuntte der Angriffe der freiwillig gouvernementalen Preſſe 
geweſen find, bei Bennigfen, Yordenbed, Stauffenberg und Lasker, liegt die 
GEntjcheidung, und fie bietet dem deutjchen Volke in ihrer Vereinigung die 
Bürgichaft dafür, daß die Vorlage der preußiichen Regierung mit volljtem 
Ernft geprüft werden, und wenn es ihrer Meberzeugung nad) möglich, ein 
Conflict mit der Regierung vermieden werden wird. 


30. Juli. (Preußen) Der Biichof von Osnabrück }. Er 
ijt einer der vier Fatholifchen Bifchöfe, welche im preußifchen Staate 
überhaupt noch im Amte find. Seit 1866 Bifchof, verjtand er es, 
den Gonflikten mit dem Staate auszuweichen und fich feiner Did- 
ceje zu erhalten, ohne eine prinzipielle Anerkennung der Maigeſetze 
auszuſprechen. Jetzt ftehen in Preußen nur noch drei Biſchöfe 
aufrecht. 
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2. Auguft. (Deutfches Reich.) Der bisherige Botfchafter 
in. Konftantinopel, Prinz Reuß, wird an die Stelle des Grafen 
Stolberg zum Botjchafter in Wien ernannt. 

— Auguſt. (Deutjches Reich.) Die öffentliche Meinung 
ift darüber einig, daß der chriftliche Sozialismus der Hofprediger« 
Partei in Berlin Fiasco gemacht hat. 

Die gute Abficht wird nicht geläugnet. Die Aufgabe der Kirche ift 
e3, ber Rohheit und Genußjucht der Leute und ebenjo auch auf ſittlich-religiöſem 
Wege jeder Ausbeutung der niederen Klaſſen aus Habjucht entgegenzuarbeiten ; 
nimmermehr aber follen Geiftliche an Vereinen jener Art fich betheiligen, 
welche die jchiwierigen ragen über Lohn und Arbeit in roh dilettantifcher 
Weiſe, weil fie davon offenbar nichts verftehen, behandeln. Nur kurze Zeit 
hatte der jog. chriftliche Sozialismus für Manche etwas Blendendes, dieſe 
Zeit ift vorüber; fein totales Fiasko ift außer 33 ſelbſt in Berlin 
hängt die ganze Sache nur noch an einem einzigen Hofprediger. 

2. Auguſt. (Preußen) Das Ordinarium des preußiſchen 
Staatshaushaltes für 1877/78 ergibt ein Defizit von ca. 20 Mill., 
eine Ihatfache, die von den Anhängern des Tabakmonopols jofort 
in ihrem Intereſſe ausgebeutet wird. 

Indeß ift das Defizit keineswegs durch Mindererträge der preußiſchen 
Steuern entjtanden. Die Erträge diejer Steuern find ja größtentheils firirt. 
Die Grund: und Gebäubefteuer ift feitftehend, ebenfo die Claſſenſteuer, und 
ftarfe Schwankungen in dem Grtrage der Einkommenſteuer find der Natur 
der Sache nach ausgeſchloſſen. Der in Rede ftehende Ausfall in den Ein» 
nahmen des preußifchen Staats rührt aus den fogenannten Betrieböverwal: 
tungen ber, d. h. aus der Eijenbahnverwaltung, aus der Berg: und Hütten: 
verivaltung und aus der Tyorftverwaltung. Auf den Ertrag der Eijenbahn: 
vertvaltung drüdt die ganze wirthichaftliche KHrifis, auf den Ertrag ber 
Bergverwaltung das Sinten der Stohlenpreije und auf den Ertrag der Forſt— 
verwaltung das Sinten der Holzpreife. Die Staatsinduftrien find eben den: 
felben Schwankungen unterworfen wie die Privatinduftrie. 

3. Auguft. Congreß: Die Auswechjelung der Ratififations- 
urkunden des Berliner Vertrags findet zwifchen den Bevollmächtigten 
Deutſchlands, Defterreich-Ungarns, Englands, Frankreich, Italiens 
und Rußlands ftatt. Der türkiſche Botjchafter gibt die Erklärung zu 
Protokoll, daß der Eultan die Ratifilation vollzogen und den Ver— 
trag als vom heutigen Tage an in Giltigkeit getreten anerfenne. 
Die fpätere Auswechjelung der türkifchen Urkunden, welche nicht 
rechtzeitig eingetroffen find, bleibt vorbehalten. Wiederholtes Erjuchen 
der Pforte um Verlängerung der Frift war von Deutjchland, dem 
Wächter über die Ausführung diejer Vertragsbeftimmung, rund ab— 
geichlagen worden. 

5.— 8. Auguft. (Deutjches Reich.) Die Finanzminifter der 
Ginzelftaaten treten auf Anregung des Reichskanzlers in Heidelberg 
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unter dem Vorfite des Reichäfanzleramtspräfidenten dv. Hofmann zu 
einer Gonferenz zufammen. Diejelben jprechen fich, wie es jcheint 
einftimmig, für Erhöhung der indirekten Steuern ſeitens des Reiches 
aus, um dadurch die auf den Finanzen aller Ginzeljtaaten jchiver 
laftenden Matrikularbeiträge bejeitigen zu fünnen. Die Einführung 


des Tabakmonopols ſoll indeß vorerjt eine offene Frage fein. 

T. Auguft. (Elfaß-Lothringen.) Landesausſchuß: jpricht 
fih mit 26 gegen 2 Stimmen für Einführung des Tabakmonopols 
im Reiche aus. 

Eine unabhängige Tabakinduſtrie befteht eben im Elſaß (wie in ganz 
Frankreich) längft nicht mehr, die Conſumenten aber haben fich an die Regie 
gewöhnt. 'In Deutjchland würden die Gonfumenten beim Monopol wohl 
auch nicht fchlechter jtehen als bei einer ſtarken Erhöhung der Tabakſteuer, 
aber um dem Monopol Pla zu machen, müßte eine blühende Induſtrie 


geradezu vernichtet werden, und dieje wehrt fich dagegen mit Hand und 
Fuß. Das ijt für Deutjchland der Stern der Trage. 


13. Auguft. (Deutjches Reich.) Bundesrath: die preußische 
Negierung legt demjelben einen neuen Entwurf eines Sozialdemo— 
fraten = Gejeßes vor. Nach demfelben ſoll als Rekursinſtanz ein 
eigenes neues „Reichsamt Für Vereinsweſen und Preſſe“ errichtet 
werden. Die betreffenden SS des Entwurfs lauten: 


$ 1. Vereine, welche fozialdemofratifchen, fozialiftifchen oder com: 
muniftifchen, auf Untergrabung der bejtehenden Staatd: oder Gejelljchafta- 
ordnung gerichteten Beitrebungen dienen, find zu verbieten. Den Bereinen 
gleich jtehen Verbindungen jeder Art, insbeſondere genoſſenſchaftliche Kaſſen. 
g 2. rg für das Verbot find die Gentralbehörden der Bundesjtaaten. 
Das Verbot ift durch den Reichdanzeiger befannt zu machen. Dasjelbe ift 
für da3 ganze Bundesgebiet wirkjam und umfaßt alle VBerzweigungen des 
Vereins ſowie jeden vorgeblich neuen Verein, welcher fachlich) als der alte 
fi) darjtellt. $ 3. Auf Grund des Verbots find die Vereinskaſſen ſowie 
alle für Vereinszwecke bejtimmte Gegenjtände durch die Polizeibehörde in 
Beichlag zu nehmen. Nachdem das Verbot endgültig geworden, ijt das in 
Beichlag genommene Geld ſowie der Erlös der in Bejchlag genommenen 
Gegenjtände der Armenkaſſe de3 Drtes der Beichlagnahme zu überweijen. 
Gegen die Anordnung der Polizeibehörde findet nur die Beſchwerde an die 
Auffichtsbehörde ftatt. $ 4. Gegen da3 Verbot fteht dem Bereinsvorjtande 
die Beichwerde an das ee ev für Vereinsweſen und Prefje offen. Das: 
jelbe ijt innerhalb einer Woche nach der Zujtellung des Verbots bei ber 
Gentralbehörde anzubringen, welche dasjelbe erlajjen hat. Die Beſchwerde 
bat feine aufjchiebende Wirkung. $ 5. Das Reichdamt für Vereinsweſen 
und Preffe hat feinen Sig in Berlin und bejteht aus neun Mitgliedern, 
welche aus der Zahl der im Reiche: oder im Staatsdienjte angeftellten Per: 
fonen zu berufen find. Mindejtens fünf Mitglieder müſſen etatsmäßig an: 
geftellte Richter fein. $ 6. Der Präfident, fein Stellvertreter ſowie die 
übrigen Mitglieder des Reichsamts werden für die Zeit der Geltung diejes 
Gejepes umd für die Dauer des zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen bes 
kleideten Reichs- oder Staatsamts vom Bunbdesrathe gewählt und vom Kaiſer 
ernaunt. 8 7. Alle Behörden im Reich find verpflichtet, auf Erjuchen des 
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Reichsamts bie in ihren Gejchäftsfreis fallenden Ermittlungen vorzunehmen. 
S 8. Das Reichgamt enticheidet in der eo. von fünf Mitgliedern, von 
denen mindeſtens drei zu dem richterlichen Dlitgliedern gehören müffen. Die 
Entjcheidungen erfolgen nach freiem Ermefjen und find endgültig. Im Uebrigen 
beftimmt das Reichsamt feine Geſchäftsordnung felbjtändig ... .“ 


Die neue Vorlage enthält den directen Auftrag an die Landescentral: 
bezw. Polizeibehörden: Bereine, Derfammlungen und Drudichriften, welche 
fozialdemofratifchen, fozialiftifchen oder communiftifchen, auf Untergrabung 
der bejtehenden Staatd: oder Gejellichaftsordnung gerichteten Beftrebungen 
dienen, zu verbieten. Dadurch iſt die frühere discretionäre Mitwirkung des 
Bundesraths bei Ausführung des Geſetzes und die Gontrole des Reichstags 
— zwei Beitimmungen, welche im Reichstag als jehr anftößig befunden 
wurden — völlig bejeitigt. Dagegen joll ala Recurinftanz ein neues Reiche: 
amt für Vereinsweſen und Preſſe errichtet werden. Das neue Amt ift eine 
Art Ausnahmegerichtshof, ganz entiprechend dem Charakter dieſes Gefepes. 
Diejen vorausgeſetzt, ıft der jeht eingejchlagene Weg dem früheren, ber 
wenigitens der Form nach den Schein der Willtür hatte, entjchieden vorzu— 
ziehen. Die Erweiterung des Geſetzentwurfs, der anjtatt der früheren 5, jeßt 
24 Paragraphen hat, ift herbeigeführt durch eine Reihe von Beſtimmungen, 
welche fi auf Ginfammeln von Beiträgen für verbotene Vereine, Mitglied: 
ſchaft, Verbreitung verbotener Druckſchriften u. ſ. w. beziehen. Endlich ent: 
hält $ 23 noch ein zweites Ausnahmegejeß für Bezirke oder Ortjchaften, in 
welchen die jozialdemofratijchen Beitrebungen die öffentliche Sicherheit be— 
drohen. In diejen kann auf Antrag der Lanbdescentralbehörde, aljo der 
Regierung, mit Genehmigung des Bundesratha eine generelle Beſchränkung 
des Derjammlungsrechts, des Straßenverlaufs von Drudjchriften, des 2* 
tragens und die Ausweiſung arbeitsloſer Perſonen, welche ohne Unterhalt 
und nicht ortsangehörig find, erfolgen (dev jog. kleine Belagerungszuſtand). 
—— find der dem Bundesrath zugegangenen Vorlage vorerſt nicht bei— 
gegeben. 


15. Auguſt. (Deutſches Reich.) Die Frage, welche Stellung 
da3 jeit dem Rücktritt des Hrn. Maybach in den preußiichen Staat3- 
dienft verwaiste Reichdeifenbahnamt in Zukunft einzunehmen babe, 
ift erledigt. 


Fürft Bismarck hat fi) auf dieſem Gebiete des Auswegs bedient, 
den er im WReichätag bei der per ri des Stellvertretungsgeſetzes ala das 
geeignete Mittel bezeichnete, um zwiſchen der —— und dem 
preußiſchen Finanzminiſterium eine Art Solidarität —— Der Unter: 
ftaat3jecretär im Reichsfinanzamt, meinte der Reichskanzler, könne angewiejen 
werden, vor Einholung der Zuftimmung des Reichskanzlers fich der Zus 
ftimmung des preußiichen Finanzminiſters zu verſichern. In ähnlicher Ee 
iſt nunmehr das Reichseifenbahnamt, deifen Leitung proviforiich dem Geh. 
Oberregierungsrath Dr. Körte übertragen ift, angewiejen worden, vor Ein: 
bolung der Burkamane des Reichskanzlers oder feines Stellvertreterd ſich 
der Zuftimmung des preußifchen Handelsminifters, natürlich in deſſen Eigen: 
ichaft ala Chef der preußiſchen Etjenbahnverwaltung, zu verfichern und dem: 
nach deſſen Gegenzeichnung einzuholen. Tem Chef der preußiichen Eifenbahn: 
verwaltung re mit der Einfluß auf die Maßnahmen des Reichseiſenbahnamts 
gefichert, we 5 ei die Wirkjamkeit des Reichseiſenbahnamts unerläßlich 
iſt, wie Herr Maybach während feiner Amtsführung als Präfident des Reichs— 
eijenbahnamt3 allerdings zur Genüge erfahren hat. 

Schulthess, Gurop, Geſchichtökalender. XIX. Bd. 9 
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16. Auguft. (Deutjches Reich.) Hödel wird enthauptet, 
nachdem der Kronprinz al3 Stellvertreter ded Kaiſers dag gegen 
denjelben ausgeſprochene Todesurtheil beftätigt hat. 

17. Auguft. (Deutjches Reich.) In Harburg finden ge: 
legentlich der Stichwahl für den Reichstag Rubeltörungen Seitens 
der vereinigten Sozialdemokraten und Welfen, welchen letteren durch 
den Ausfall der Wahlen im ehemaligen Königreic) Hannover der 
Kamm jehr gewachſen ift, Ruheſtörungen ſtatt. Erft nach energi- 
ſchem Einjchreiten der Polizei, der Feuerwehr und der augenblidlich 
nur ſchwachen Garnifon gelingt e8, die Ruheſtörer zu zerjtreuen. 
Ein Givilift bleibt todt, mehrere Perjonen, auch vom Militär, find 
verivundet. ; 

18. Auguft. (Deutjches Reich.) Der NReichdkanzler verläßt 
Kilfingen nach beendigter Kur und geht zur Nachkur nach Gaftein. 
Der päpftliche Nuntius Maſella verläßt Kilfingen an demjelben 
Tage, um nad München zurüdzufehren. Eine Berjtändigung zwi— 
Ihen Preußen und Rom über eine Beendigung des Kulturfampfes 
iſt offenbar noch in ziemlich weiter Ferne, doch werden die Verhand— 
lungen auch nicht abgebrochen. 

20. Auguſt. Zujammentritt des internationalen Vereins für 
Reform und Godification des VBölferrecht3 in Frankfurt a. M. Ans 
wejend find dabei u. A. auch die Gefandten von China und Japan. 
Der Congreß faßt, meijt einftimmig, eine Reihe von Refolutionen. 


27. Auguft. (Deutjches Reich.) Bundesrath: Berathung 
der Gejeßvorlage bez. die Eozialdemofratie. Die Partikularftaaten 
merzen aus dem Gntwurfe die Errichtung eines neuen Reichsamtes 
als ihrer Souveränetät abträglich aus; Preußen macht feinen Ver— 
ſuch, feine Faſſung des Entwurfs durchzufeßen. 


— Auguft. (Elfaß-Lothringen.) Umtriebe der franzöfifch 
gefinnten Proteftpartei. 


Die ———— entwickelt dabei, unterſtützt von franzöfiſchen 
Emiſſären, eine außerordentliche Rührigkeit. Da es dieſer Partei haupt: 
fächlicd darauf ankommt, die Gemüther in Aufregung und den Gedanten an 
eine gegen "ee mit Frankreich lebendig zu erhalten, jo hat fie e3 
zunächſt auf die Bekämpfung der Autonomiften abgejehen, die troß aller 
ihrer taftifchen und fonjtigen Fehler doch einer verjtändigen Opportunitätds 
politif allmälig Eingang verjchafften. Verſchiedene Comités in Straßburg, 
Mes, Miülhaufen u. j. w., die zu ihren Mitgliedern die einflußreichiten 
Männer aus der Protejtpartei zählen, entwideln daher eine jehr intenfive 
Agitation Für die nächften Landesausſchuß- und Bezirkstagswahlen, bei 
welcher die Befeitigung der Autonomiften das Lofungswort ijt. Die Re: 
gierung hat bereits einige Agitatoren in aller Stille des Landes vertiefen. 
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Anfang September. (Deutſches Reich.) Eine vom Reichs— 
fanzler beantragte Prejfion der Mächte auf die Pforte im Intereſſe 
einer möglichit rajchen Ausführung de3 Berliner Vertrags und zu 
Gunjten Griechenlands fcheitert an dem Widerftande Englands. 

Während Rußland, Oeſterreich und Frankreich jofort bereit waren, 
den von Deutſchland vorgejchlagenen Gollectivfchritt der Mächte bei der 

forte wegen der Ausführung des Berliner Vertrags beizutreten, forderte 

talien, das vertraulich erklärt hatte, ſich der Haltung Englands anzu— 
jchließen, als Bedingung feines Beitritts die gänzliche Cinhelligfeit der 
Mächte. Lord Salisbury's Antwortnote wurde nicht nur in Berlin über: 
reicht, jondern wahricheinlic” auch den anderen Mächten vertraulich mit: 
getheilt. Diejelbe erklärt, die furze, jeit dem Bertragsichluffe veritrichene 
Zeit geftatte noch fein ficheres Urtheil über die Ausführung des Vertrags. 
Die Räumung Varnas, Schumlas und Batums beweije den bejten Willen 
des Sultans, den eingegangenen Verpflichtungen nachzufommen; auch müßten 
die inneren Schwierigkeiten der Pforte nach einem die Reichahälfte auf: 
reibenden Kriege berüdfichtigt werden. Die deutjche Regierung bejteht an— 
gejichts der Ablehnung Englands und der Zurüdhaltung Italiens vorläufig 
nicht weiter auf ihrem Vorſchlage. 

3. September. (Deutjches Reich.) Der in Polen zuſam— 
mengetretene volkswirthſchaftliche Kongreß jpricht fich nach einläß- 
licher Debatte entichieden gegen die Ginführung des Tabakmonopols 
in Deutjchland aus, da dasſelbe aus wirthichaftlichen Gründen ver— 
werflich erjcheine und insbejondere eine über viele Kreiſe Deutjch- 
lands ausgebreitete, nicht nur für den inländifchen Bedarf, Jondern 
auch in erheblichem Umfange für den Erport arbeitende Induſtrie 
und Handelsthätigfeit vernichten würde. Wenn die Nothwendigfeit 
eines höheren Ertrags aus den indirekten Steuern begründet jei, jo 
jei eine Mehrbelaftung des Tabakconſums als zuläſſig anzujehen. 

3.—5. September. (Bayern.) Der Kronprinz des deutjchen 
Reichs und von Preußen inſpizirt wie alljährlich) das bayerijche 
Armeekorps. 

9. September. (Deutſches Reich.) Der Kronprinz befiehlt 
eine — von ber Öffentlichen Meinung laut geforderte — kriegs— 
gerichtliche Unterfuchung über den Untergang des großen Kurfürften. 

9. September. (Deutfches Reich.) Zufammentritt des neu— 
gewählten Neichstags. Der Stellvertreter des Reichskanzlers, Graf 
zu Stolberg-Wernigerode, verlieft die Thronrede. Diejelbe lautet: 

.. . Als die lebte Seffion gejchloffen twurbe, befand fich das deutjche 
Volk noch unter dem Gindrud der tiefen Erregung, welche ein gegen Die 

erjon Sr. Majeftät des Kaiferd gerichteter Mordverſuch hervorgerufen 

atte. Schon wenige Tage darauf Hat fi) abermals und mit unheilvollerem 

Erfolge die Hand eines Verbrecherd gegen das Oberhaupt des Reiches erhoben. 

Gottes Gnade bewahrte zwar auch diesmal das Leben des Kaiſers, aber die 

erlittenen jchiweren Berwundungen haben Se. Majeſtät genöthigt, bis zur 
9* 
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völligen Genefung fich der Regierungsgefchäfte zu enthalten und die Wahr: 
nehmung derjelben Sr. Kaiſerl. Hoheit dem Kronprinzen zu übertragen. 
Schon nad dem erften Mordanfall waren die verbündeten Regierungen über: 
zeugt, daß die Fyrevelthat unter dem Einfluffe der Gefinnungen entjtanden 
ei, welche durch eine auf Umtergrabung ber bejtehenden Staats: und Se: 
J———— gerichtete Agitation in weiten Kreiſen erzeugt und genährt 
werden. Sie haben deßhalb dem Reichstage den Entwurf eines Geſetzes vor: 
elegt, welches dieſen gemeingefährlichen Bejtrebungen ein Ziel zu ſetzen 
beftimmt war. Die Vorlage wurde abgelehnt. Jetzt, wo ber Nation ein 
erneutes Verbrechen die dem Reich und der ganzen bürgerlichen Gejellichaft 
drohende Gefahr mehr und mehr zum allgemeinen Bewußtſein gebracht hat, 
werden Sie, geehrte Herren, durch Neuwahlen zur Mitwirkung an der Gejeh- 
gebung berufen, aufs Neue zu prüfen haben, ob das beftehende Recht ges 
nügende Handhaben zur Unfchädlichmachung jener Beitrebungen bietet. Die 
verbündeten Regierungen haben ihre Ueberzeugung nicht geändert. Sie find 
nad) wie vor der Anficht, daß es außerordentlicher Maßregeln bedarf, um 
ber weitern Ausbreitung des eingerifjenen Uebels Einhalt zu thun und dem 
Boden don eine allmähliche Heilung zu bereiten. Sie halten eben jo an 
der Auffaffung feſt, daß die zu wählenden Mittel die ftaatsbürgerliche Freiheit 
im Allgemeinen zu jchonen und nur dem Mißbrauch derjelben entgegenzus 
wirken haben, mit dem eine verderbliche Agitation die Grumdlagen unjers 
ftaatlihen und Gulturlebens bedroht. Ein von diejen Gefichtspunften aus 
aufgeftellter Gefepentwurf wird Jhnen unverzüglich vorgelegt werden. Die 
verbündeten Regierungen hegen die Zuverficht, daß die neugewählten Ber: 
treter der Nation ihnen bie Deittel nicht verfagen werden, welche nothwendig 
find, um die friedliche Entwidlung des Reiches gegen innere Angriffe eben 
1 ficher zu ftellen, wie gegen äußere. Gie geben fid) der Hoffnung Hin, 
aß, wenn exit der öffentlichen Ausbreitung der unheilvollen Bewegung ein 
Ziel gejett ift, die Zurüdführung der rregeleiteten auf den richtigen Weg 
gelingen wird.“ 

Der von Preußen beantragte und vom Bundesrath genehmigte Geſetz— 
Entwurf gegen die Sozialdemokraten bildet Die einzige Vorlage der Regierung. 
Die Thronrede beichäftigt ſich daher ausfchließlich mit ihr. Inzwiſchen wird 
ein Pafjus Über die auswärtige Politik, der fonjt nie zu fehlen pflegte, viel: 
fach vermißt, namentlich jede Hindeutung auf den ftatt gehabten Berliner 
Congreß und den durch ihn vereinbarten Frieden von Berlin. 

Die Regierung legt dem Reichstag den Gejeß-Entwurf gegen 
die Sozialdemofratie mit Motiven dazu vor. 

Der — übertrifft ſeine Vorgänger an Wichtigkeit ganz ent— 
ſchieden. Alle bisherigen Reichätage waren unter der Doppelconſtellation 
„Bismard:nationalliberale Partei” geboren und in Wirkſamkeit getreten. Die 
Einträchtigkeit des Zufammenwirfens des Neichstanzlerd und der national» 
liberalen Partei bildete bisher die Signatur des öffentlichen Lebens im 
deutjchen Reiche. Diesmal haben die Wahlen zum erften Mal unter einem 
ausgetprochenen Gegenſatz des Neichskanzlers zu der vordem „auf feinen 
Namen BR und mit der ausdrüdlichen Abjicht, die Nationals 
liberalen „an die Wand zu drüden“, ftattgefunden, und bei der Unſelb— 
ftändigfeit der Stellung, welche der Liberalismus in den alten preußijchen 
re und ſelbſt in einem Theile bes durch eine längere conjtitutionelle 
Schule gegangenen beutjchen Südens einnimmt, ift die von Berlin aus: 
gegangene Parole aud nicht ohne Erfolg geweſen, wenn ſchon nicht in dem 
Maße und Umfange, wie man dort erwartet hatte. Die nationalliberale 
Partei, welche bisher reichlich ein Drittel der Stimmen des Reichstages in 
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fi) vereinigte, hat bei den Neuwahlen deren 30—40 verloren und hat damit 
aufgehört, die maßgebende Fraktion zu fein; die confervativen Parteien haben 
um eben fo viel Site gewonnen, und diejenige Fraktion, die relativ bie 
meiften Stimmen zählt, ift jet das Gentrum. &o hat eine vollftändige 
Verſchiebung der Verhältniffe im Reichstage Plah gegriffen: die Parteien, 
welche biäher nad) jeder Neuwahl und in jeder neuen Seffion in bejtimmten 
Mactverhältniffen fich einander gegenüberzutreten gewohnt waren, werben fich 
jet als anderägeftaltete TFaltoren begegnen, fie werden erjt untereinander 
und mit der Regierung Fühlung zu fuchen, Annäherungen, Goalitionen, 
Bündniffe — ein: für allemal oder für einzelne vi — anzuftreben, zu 
unterhandeln, herzuftellen haben, um ausfchlaggebende Majoritäten und ein 
wirfungsfähiges Ganzes überhaupt zu bilden. Mit Einem Worte: der neue 
Reichstag, obgleich in dem numeriſchen Verhältniffe feiner Parteien nichts 
weniger als eine völlige Umkehr, vielmehr nur eine mähige Mobdification 
ftattgefunden hat, wird dennoch ein völlig anderer fein ala feine Vorgänger. 
Und darin Liegt die eine, jo zu jagen die fubjective Seite feiner Wichtigkeit. 
Nach dem gedrudten Mitglieder-Verzeichniß der Fraktionen (das jedoch noch 
nicht als abgefchloffen zu betrachten ift, weil die Abgrenzung der beutjchen 
Reichapartei und der Deutſch-Conſervativen noch nicht durchweg feftfteht und 
die Zahl der zu feiner Fraktion Gehörigen größer ift ald Anfangs ans 
genommen tourde) zählen Die Deutfch-Gonervaliven 61 (gegen 40 im auf: 
gelöften Reichstage), die deutſche Reichapartei 51 (gegen 36), die National» 
liberalen 97 (gegen 125), die Fortſchrittspartei 27 (gegen 35), das Gentrum 102 
(gegen 97), die Polen 15 (gegen 12), die Sozialdemokraten 9 (gegen 12), 
bei feiner Fraktion 35 (underändert). 

Die objective Seite feiner ganz ausnahmsweiſen Wichtigkeit ruht in 
der Natur des Geſetzentwurfs, welcher ihn als alleiniger Beratungs: 
gegenftand bejchäftigen fol. Dem Borläufer des jeßigen Sozialiſtengeſetzes, 
dem Entwurf, welcher nach dem Hödel'ſchen Attentat flüchtig zwiſchen Berlin 
und Friedrichsruh vereinbart und fodann don dem vorigen Reichätag ab» 
gelehnt worden war, wurde der Vorwurf der „Ungrünbdlichkeit" gemacht. 
Diefer Vorwurf trifft die heutige Geſehesvorlage jedenfall nicht; denn fie 
räumt al3 Ausnahmemaßregel mit den wichtigjten tt alt Ye Rechten 
und Freiheiten — mit Bereind: und Berfammlungsrecht, mit Preffe, Auf: 
enthaltsfreiheit und Gewerbebetrieb — gegenüber den Sozialdemokraten in 
der That gründlich auf. „Vereine, welche ſozialdemokratiſchen, fozialiftifchen 
oder communiſtiſchen, auf — der beſtehenden Staats- oder Gejell: 
ſchaftsordnung gerichteten Beftrebungen dienen, find zu verbieten.“ ($1 des 
Sozialiftengejeßes nad) den Beichlüffen des Bundesraths.) „Berfammlungen, 
bon denen onzumehmen ift, daß fie Beitrebungen der im $ 1 bezeichneten 
Art dienen werden, find zu verbieten. Berjammlungen, in welchen jolche 
Beftrebungen zu Tage treten, find aufzulöſen.“ (5 5 a. a O.) Drud: 
trijten, welche Beitrebungen ber im $ 1 bezeichneten Art dienen, find zu 
verbieten. Dei periodifchen Drudichriften kann das Verbot Nic) auch auf 
das fernere Erjcheinen derfelben erftreden.“ (8 6.) „Die Polizeibehörbe 
ift befugt, Drudjchriften der in $ 6 bezeichneten Art .... ſchon vor Erlaß 
eine3 Verbotes vorläufig in Beihlag zu nehmen.“ ($ 10.) „Perfonen, 
welche es fich zum Geſchäfte machen, die im & 1 bezeichneten Beftrebungen 
zu fördern, oder welche nach recht3kräftiger, auf Grund diejes Geſetzes erfolgter 
Verurtheilung wegen einer darauf begangenen Zuwiderhandlung gegen da3: 
jelbe rechtäfräftig zu einer Strafe verurtheilt worden find, kann der Auf: 
enthalt in beftimmten Bezirken oder Orten verjagt werden... . 
Unter gleichen Vorausſetzungen kann Buchdrudern, Buchhändlern, Leih— 
bibliothefaren und Inhabern von Lejecabinetten, fowie Gaftwirthen, Schant: 
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wirthen und Perfonen, welche Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus 
treiben, ber Betrieb ihres Gewerbes unterjagt werden.... -Drude: 
reien, welche geichäftsmäßig zur Förderung der im $ 1 bezeichneten Bes: - 
ftrebungen benußt werden, Fönnen geichloffen werden.“ ($ 16.) „Für 
Bezirke oder Ortichaften, in welchen durch die in $ 1 bezeichneten Beftrebungen 
die öffentliche Sicherheit bedroht ift, können von den Gentralbehörben der 
Bundesitaaten die folgenden Anordnungen.... für die Dauer bon 
längftens einem Jahre getroffen werden: [Nbhängigmadhung der Ber: 
fammlungen von polizeilicher Genehmigung, Verbot der Verbreitung von 
Drudichriften an öffentlichen Orten, Ausweifung von Perſonen ohne Unter: 
ftügungswohnfig oder ertvorbene Heimat, Waffenverbot] ($ 20). 

10. September. (Deutfches Reich.) Nobiling ftirbt in Folge 
der Kopfwunde, die er fich unmittelbar nach dem Attentat auf den 
Kaijer ſelbſt beigebracht Hat, im Gefängniß. Eigentliche Mitjchul- 
dige an feiner That ſcheint ex entjchteden nicht gehabt zu Haben, 
obgleich die Nachforfchungen nach Jolchen auch noch nach feinem Tode 
fortgejeßt werden. So viel fteht außer Zweifel, daß er wie Hödel 
fozialdemofratifchen Zdeen Huldigte. Aber das nächfte Motiv zur 
That war bei Hödel offenbar fittliche Verlotterung und Größenwahn, 
bei Nobiling dagegen, der den gebildeten Ständen angehörte, allem 


Anfchein nach eine Art partiellen Wahnfinns. 


10. September. (Deutiches Reich.) Der Parifer Times— 
Gorrefpondent dv. Blowiß veröffentlicht eine mit dem Reichskanzler 
während des Gongrefies gehabte Unterredung. Es geht daraus her— 
vor, daß, nicht zwifchen Deutjchland und Rußland, wohl aber zwi— 
chen den beiden Reichäfanzlern, Bigmard und Gortichafoff, eine ent» 
Ichiedene Spannung nicht nur jeit längerer Zeit beftand, ſondern 
noch bejteht, und man nimmt allgemein an, daß Bismard dieß 
conjtatirt wiſſen wollte. 

11. September. (Deutfches Reich.) Reichdtag: Die Präfi- 
dentenwahlen ergeben die Wiederwahl des bisherigen Bureau's: 
v. Forckenbeck wird mit 240 von 359 Stimmen wieder zum Präfi- 
denten, v. Stauffenberg (nationalliberal) und Fürſt Hohenlohe— 
Langenburg (deutjche Reichapartei) werden wieder zu Vizepräfidenten 
gewählt. 


Die Deutich-Eonjervativen hatten ihrerjeits auf eine Vicepräfidenten« 
ftelle (jtatt Stauffenberg) ee erhoben und hätten ihren Plan durch einen 
Compromiß zwijchen den verjchiedenen Fraktionen vielleicht auch durchgejet. 
Allein vd. Forckenbeck erklärte von vorneherein, daß er eine Miederwahl 
al3 Präfident bloß in Folge eines Compromiſſes feinerjeits nicht annehmen 
würde. Es kommt daher fein Compromiß zu Stande und Stauffenberg wird 
mit 175, Fürſt Hohenlohe mit 112 Stimmen gewählt. Bei der Wahl 
Stauffenbergs werden 117 unbejchriebene Zettel abgegeben und ftimmt die 
Hortjchrittspartei für Stauffenberg; bei der Wahl Hohenlohe's ftimmen 


Bas dentfhe Bei und feine einzelnen Glieder. (Sept. II—15.) 135 


Gentrum und Yortichritt mit weißen Zetteln, die übrigen Fraktionen für 
Hohenlohe. Die Feudalen und die Deutjch-Confervativen gehen fomit leer aus, 


11. September. (Deutjches Reich.) Verfammlung der deut- 
ſchen Aerzte und Naturforfcher zu Kaffel. 

11. September. (Baden.) Der altkatholiiche Biſchof Rein- 
kens richtet anläßlich des Synodalbeſchluſſes über den Gölibat ein 
belehrendes Schreiben an die altkatholifchen Gemeinden des Landes, 


in welchem unter Anderem gejagt wird, daß ein nicht auf öfumeni: 
ſcher Dizciplin beruhendes kanoniſches Geſetz, welches auch fein Kenner des 
Evangeliums und der Sirchengeichichte als zum Weſen der katholiſchen Kirche 
gehörig zu bezeichnen wagte, und welches auf den altkatholifchen Klerus nicht 
mehr angewendet werden folle, einigen der altkatholifchen Gemeinjchaft vers 
dienjtvollen Männern zum Anlaß geworden fei, die Mitwirkung bei ber 
Rettung der Gewiſſen dem Vatikanum gegenüber zu verfagen. Beſonders 
feien e3 die materielle Befchaffenheit diefer Reform, die Art, wie fie verlangt 
und wie biejes Verlangen von Einigen populär zu machen verfucht worden 
jei, fowie die frage, wie weit etwa die Gompetenz der Synobe fi) erftrede, 
welche fie beitimmt hätten, die Arbeit für die altkatholifche Sache einzuftellen. 
Eines Lafje fich zwar nicht leugnen: daß nämlich durch die Art der Behand: 
lung jener Reform-Frage in einzelnen Fällen und auf verfchiedenen Seiten 
Grund zum Tadel gegeben worden fei; es fei daher nothwendig, um ähn— 
lichen Borfommniffen vorzubeugen, daß allerjeit3 Klarheit über Begriff und 
Ziel der Reformen getvonnen werde, damit ſowohl Bejonnenheit in der Bes 
antragung einzelner Reformen ald Würde in der Behandlung derjelben 
herrſche und andererjeit3 fein Zweifel über die Competenz entftehe. 


13. September. (Deutiches Reich.) Reichdtag: der Abg. 
Mosle interpellirt den Marineminiſter v. Stojch über den Unter- 
gang des Großen Kurfürften. Die Antwort Stoſch's befriedigt 
weder die Majorität des Reichdtans, noch die Marine, noch die 
Öffentliche Meinung. 

Der Abg. Stumm beantragt, den Reichskanzler aufzufordern, 
in der nächiten Seffion einen Gejeßentwurf vorzulegen, der auf Ein— 
führung obligatorifcher, nach dem Mufter der bergmännijchen Knapp— 
Ichaftätaffen zu bildender Alterverforgungs= und Invalidenkaſſen für 
alle Fabrikarbeiter gerichtet ift. 

14. September. (Deutfches Reich.) Der Kaiſer begibt fich 
nach beendigter Kur in Gaftein, wejentlich hergeftellt, nach Kaflel, 
um den dortigen Militärmandvern wenigftens theilmweife und jo weit 
es ihm die Aerzte erlauben, beizumohnen. Auch der Reichsfanzler 
verläßt Gaftein, um nach Berlin zurüdzufehren. 

15. Eeptember. (Deutjches Reich.) Das Ergebniß der fog. 
Wilhelmsſpende wird vom Gomits dem Kronprinzen übergeben. 
Diefelbe hat von 11,500,000 Gebern im ganzen deutjchen Reich in 
lauter Heinften Beträgen 1,800,000 4 abgeworfen. 
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15. September. (Deutfches Reich.) Reichstag: die fogen. 
volkswirthſchaftliche (mehr oder weniger ſchutzzöllneriſche) Bereinigung 
des Reichstags tritt unter dem Vorſitze des (entfchieden fchußzöllne- 
riichen) Abg. Löwe 60 Mitglieder ftarf wieder zufammen und erklärt 
fich für eine Revifion des Zolltarif3. Der Vorfitende behauptet, daß 
eventuell die Zahl der Vereinigung auf 183 Mitglieder anfteigen 
werde. 


15. September. (Deutjches Reich.) Ein Gongreß deutjcher 
Kaufleute in Berlin faßt eine Reihe von Refolutionen, wie dem 
gegenwärtigen Nothitand der Gefchäfte aller Art abzuhelfen wäre. 


Der „Congreß“ und feine Verhandlungen find für die wirthichaftliche 
Lage überaus charakteriftiih. Wie e3 fcheint, befteht der Congreß haupt: 
ſächlich aus Specereifrämern, die von der Anficht auägehen, daß die Con: 
ſumenten für fie, nicht fie für die Conſumenten da feien. Diejer Irrthum 
geht geradezu bis zur unfreiwilligen Komik in der Debatte über die Conſum-, 
eamtenconjum= und Hausfrauenvereine. Referent A. D. F. Holt (Berlin) 
bezeichnet diefe Frage ald den Gardinalpunft des ganzen Congreſſes, ala den 
Krebsſchaden, unter welchem der gejammte Detailhandel leide. Der ganze 
Detailhandel einzelner Städte Liege volljtändig darnieder und taufende ftreb: 
Na fteuerzahlender Bürger würden in ihrer Erijtenz durch das Unweſen 
er Gonfumvereine gefährdet. Das ganze Beftreben der deutjchen Kaufleute 
müſſe dahin gehen, die Befteuerung der Conſumvereine mit allen gejetlichen 
Mitteln herbeizuführen. Nach feiner Anficht müffen alle Beamtenconfum: 
bereine verboten und die Haudfrauenvereine je nach ihren Pair zu 
Staatd: und Communalſteuern herangezogen werben. (Lebhafter Beifall.) 
Diefe Ausführungen wurden jowohl von dem Gorreferenten, ald von einer 
großen Anzahl von Rednern unter Beibringung eines umfangreichen ſtatiſti— 
jchen Materiala über die Gefchäftshandhabung der Conſumvereine unterjtüßt. 
Unter Anderem glaubt Herr Hövel nochmals bejonders betonen zu müſſen, 
daß die Gonjumvereine und dergleichen ſozialiſtiſche Beftrebungen verfolgen, 
dem Staat: und Gemeinwohl Schaden und Gefahren bringen, während 
Herr Hornemann (Eberswalde) ganz entjchieden vor einer folchen Auffaſſung 
warnt und auf den diametralen Gegenſatz der Schulze-Deligich’ichen „Selbit: 
Ir und der ſozialiſtiſchen „Staatshilfe” aufmerkſam macht. Auch Herr 
aiſer (Breslau) führt aus, daß die Conſumvereine, wenn fie außer ihren 
bisherigen Verkaufsartikeln die Bertheilung noch weiter ausdehnen, jchließlich 
auh zur Commune la würden. Der Congreß gibt ſchließlich feinen 
Standpunkt in folgender Erklärung fund: „Die Conſum-, Beamtenconfum: 
und Haudfrauenvereine find dem Staats: und Gemeinwohl jchädliche und 
gefährliche Beitrebungen, und es wird deshalb der Vorftand de3 Gentral: 
verbandes beauftragt, im Inſtanzenwege bei der kaiſerlichen Reichsregierung, 
ben Staatöregierungen, dem hohen Reichätage und den zuftändigen Behörben 
zu beantragen: „1) alle Gonjumvereine zu verpflichten, fich unter das Ge: 
noffenichaftsgefe zu ftellen; 2) alle Conſum- und Hausfrauenvereine auf 
öhe ihrer Sabesumfäge zu ber Gewerbe:, Staatd: und Gommunalfteuer 
eranzuziehen; 3) alle Beamtenconfumvereine des deutſchen Reiches aufzu— 
eben und geſetzliche Beftimmungen dahin zu treffen, daß Staats- und Ge: 
meindebeamten oder deren frauen kaufmännische Geichäfte nicht betreiben 
dürfen; 4) dieſe Bejchlüffe mit allen gejeglichen Mitteln durchzuführen.“ 
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16. September. (Deutfches Reich.) Vice-Admiral Werner 
verlangt in Folge der Interpellation Mosle über den Untergang 
des Großen KHurfürften und der Beantwortung derjelben Seitens 
de3 Marineminifters dv. Stofch feine Entlafjung. 

16.—17. September. (Deutjches Reich.) Neichdtag: Erfte 
Leſung des Entwurfs eines Geſetzes gegen die Sozialdemokratie. 
Grflärung Stolbergd, Rede des Reichskanzlers, Rede des Sozial: 
demofraten Bebel. Der Entwurf wird an eine Gommiffion von 
21 Mitgliedern zu gründlicher Prüfung, reſp. Amendirung, nament: 
lich be3. der Dauer der Gültigkeit des Geſetzes, gewieſen. 


Meberficht der Debatte: Zuerft gibt der Stellvertreter de3 
Reichskanzlers Graf Stolberg folgende Erklärung ab: „Es ift nicht 
meine Abficht, Ihnen eine ausführliche Darlegung von den Anfichten der 
verbündeten Regierungen bezüglich der gemeingefährlichen Beltrebungen der 
Sozialdemokratie zu geben. ch glaube, daß Jeder, der den öffentlichen 
Dingen in den lebten Monaten gefolgt iſt, vollftändig im Klaren darüber 
fein wird, welche Stellung zu Dieter bewegenden Trage die Regierungen ein: 
nehmen. Zudem ijt der Gefekentwurf von jo nusfühelichen eingehenden 
Motiven begleitet und enthält eine jo genaue Darlegung der Erwägungen, 
weßhalb die Regierungen ein gejehliches Einichreiten für nothwendig halten, 
daß es auf eine Wiederholung diefer Darlegungen hinausfommen twürde, 
wenn ich Ihnen gegenüber im Ginzelnen diefe Bejtimmungen bier vertreten 
wollte. Es wird ſich ja auch im weiteren Stadium der Berathung Gelegen- 
heit finden, die Stellung der Bundesregierungen zu vertreten. Das Eine will 
ich aber nur kurz hier mit voller Beitimmtheit erklären, daß die Regierungen 
von der lleberzeugung der Nothwendigkeit durchdrungen find, die Waffen 
berartig, wie der Entwurf vorichlägt und beansprucht, zu erhalten, wenn 
anders fie in der Lage jein follen, den Gejahren, mit denen die fozial: 
bemofratijche Bewegung Staat und Gejetlfchaft bedroht, erfolgreich und 
wirkſam entgegenzutreten. Daß die Gefahren beftehen, davon werden Sie 
mit wenigen Ausnahmen wohl Alle überzeugt fein. Ich möchte hierbei gleich 
im Boraus der Annahme entgegentreten, als ob die Regierungen ſich in der 
Illuſion befänden, dat die vorgeichlagenen Maßregeln allein ausreichen könnten, 
der Bewegung mit Grfolg entgegenzutreten und die Gefahr zu bejeitigen ; 
nein, die ſchwierigſte Arbeit Liegt auf einem anderen Gebiete: es wird 
darauf ankommen und wird eine Pflicht fein für den Staat wie für freie 
Bereinigungen, für öffentliche Gorporationen wie für jeden Einzelnen, darauf 
hinzuwirken, daß Gottesfurcht, Treue, Fleiß, Sparjamkeit, Zuverläffigfeit in 
Handel und Wandel gefräftigt werde (Beifall) — daß die Verführungen 
der Sozialdemokraten auf diefe Weiſe nicht mehr fo feiten Boden gewinnen, 
daf die Truggebilde, welche in dieſen verbreiteten Theorien liegen, bejeitigt 
werden; daß dafür gejorgt werde, daß nicht diefe Agitationen unter irgend 
einem Scheine von Gejeplichfeit fünftighin betrieben werden fünnen. (Beifall.) 
Dieſe letztere Thätigkeit ift durchaus nothwendig, wenn e3 gelingen joll, den 
Bewegungen mit Schärfe und mit Erfolg entgegenzutreten. Wenn der Staat 
folche wirkſame jcharfe Mittel in Anwendung an dann handelt er meines 
Erachtens nicht allein im Intereſſe feiner Selbiterhaltung, ſondern zugleich 
im Intereffe der Bevölkerung jelbft, namentlich der arbeitenden Bevölkerung, 
die vor allem den Intriguen der jozialdemofratiichen Bewegung ausgeſetzt ijt 
(jehr wahr! Beifall), Ich bejchränfe mich auf diefe wenigen Worte, aber 
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eine Bitte möchte ih an Sie richten: wenn Sie davon überzeugt find oder 
wenn Sie im Laufe der Verhandlungen die Meberzeugung gewinnen, daß e3 
außerordentlicher Mabregeln bedarf, dann, bitte ich Sie, gewähren Sie und 
icharfe wirkſame Waffen; mit halben Mahregeln wird mehr geichadet ala 
genüßt. (Beifall rechts.) Reichenſperger-Olpe (ultramontan, gegen): führt 
aus, daß die gegen die dreifache Majeftät des Siegerd, Fürſten umd — 
gerichteten Attentate die Sorge um Verhütung von Wiederholungen nahe: 
legten. Ob die Attentäter der jozialiftiichen Partei angehörten, jei zweifel— 
haft. Aber auch im Falle dieß verneint werden müffe, fei der Sozialismus 
zu verabjcheuen, welcher alle böſeſten Leidenjchaften errege und fomit Die 
gräßlichiten Ausfchreitungen provocire. Der Sozialismus fei diametral ent: 
gegengejekt dem Katholizismus. Redner beleuchtet die juriftiiche Seite der 
Vorlage und bezeichnet jelbige einerſeits als unwirkſam und unzureichend, 
weil jie beiſpielsweiſe den Nihilismus nicht treffe, andererjeit3 als zu all: 
gemein gehalten, da nicht alle jozialiftiichen Beitrebungen verdammlich feien. 
Die Vorlage gebe für die Sozialiften das wirkſamſte Agitationsmittel ab, Zu 
S 1 bemerkt Redner, da3 er fonne nur einen „Umjturz der beftehenden 
Staatsordnung”; ber Ausdrud „Untergrabung” jchaffe ein neues Vergehen, 
Der Sozialismus enthalte nach de3 Fürſten Bismard eigener Aeußerung 
einen berechtigten Stern; Bismard habe durch das allgemeine Wahlrecht den 
Cozialiften den Reichstag erichloffen. Confequenter Weife müßte die Re: 
gierung nun auch die Wahl von jozialiftifchen Abgeordneten verbieten. Die 
ſoziale Bewegung datire aus den älteften Zeiten und habe ihren großen 
Aufſchwung erjt jeit der Entfeffelung der Leidenjchaften auf dem wirthichaft: 
lichen Gebiet und ſeit dem Beftehen des Gulturfampfes genommen. Das 
Strafgejeh ſolle die Religion beſſer ſchützen und Die Gottesläfterer ftrenger 
betrafen. Unter die unklare Faſſung des $ 1 fielen auch die Katheder- und 
Staatsfozialiften und die Chriftlich Sozialen, auch die a deren 
Gonfequenz nach officiöfer Auffaffung der Sozialismus jei. Die National: 
liberalen jeien demnach wohl die Inconſequenz des Fortſchritts. (Schallendes 
Gelächter.) Das Geſetz jei weder annehmbar noch amendirbar. dv. Helldorf 
(deutjchsconferv., für): definirt die Stellung der Conſervativen zu dieſem Geſetz 
als die gleiche, welche Ddiefelben zum Hödelgefeh eingenommen. Es ſei 
erfreulich, daß die Regierung nicht bloß ihrer eigenen Kraft vertraue, jondern 
auch die Mitwirkung der Gejellichaft anrufe. Der Begriff der Sozialdemofratie 
jei umbdefinirbar; eine Beſchränkung der Dauer des Geſetzes würde die geheime 
Agitation prämtiren. Bebel (Sozialdemofrat, gegen): In dem legten Wahl: 
fampfe iſt mit allen erlaubten und unerlaubten Mitteln ge en die Eozial- 
demofratie on worden auf Grund der Vorftellung, eh fie ſchuld an 
den beiden Attentaten auf den Kaiſer fei. Da hätte man billig erwarten 
jollen, in den Motiven der Vorlage niedergelegt zu finden, welche Entdedun: 
gen und Erfahrungen in den Unterfuchungen gegen Hödel und Nobiling 
gemacht worden jeien, die wenigſtens irgend einen idealen Zujammenhang 
zwifchen ihnen und ber Sozialdemokratie darlegten. Statt der gerichtlichen 
Protokolle bietet man uns leere Worte. Wir fordern die Regierung auf, 
und dieje Protokolle vorzulegen. Wir haben ein bejonderes Intereſſe an ber 
Unterfuchung gegen Nobiling. Niemand aus der fozialdemofratiichen Partei 
hat ihn gefaunt; dagegen ift nachgewiejen, daß er fi mit Vorliebe und 
Anerkennung in entjchieden Liberalen Streifen bewegt hat. Als die Hunde 
bon dem zweiten Attentat nad) Leipzig kam, glaubten wir, daß uns Ddiefer 
Mensch nun und nimmermehr an die Rockſchöße gehängt werden könnte; allein 
Ihon am nächſten Morgen war eine amtliche Depeiche da, welche lautete: 
„Bei der fpäteren gerichtlichen VBernehmung hat Dr. Nobiling befannt, daß 
er jozialiftiichen Tendenzen Huldige, daß er fozialiftiichen Berjammlungen 
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beigewohnt Habe’. Die Depeiche, welche diefe Nachricht in die Welt fchleus 
derte, iſt ausdrüdlich ala „offiziell“ bezeichnet. Ich Habe das Eremplar in 
der Hand, welches der Redaction der „Kreuzzeitung” amtlich zugeitellt worden 
it, mit Noten von der Hand des Redacteurs der „Kreuzzeitung“; es beiteht 
über den amtlichen Charakter nicht der geringite Zweifel. Gleichwohl ift 
hintennach verjchtedentlich conjtatirt worden, daß überhaupt kein gerichtliches 
Verhör mit Nobiling vorgenommen jei, da nichts feftgeftellt worden fei, was 
irgendwie als ernithafter Anhaltspunkt für die Motive des Mörders angejehen 
werden könnte. Solche Wolff’iche Depejchen können abjolut nicht pafjiren, 
ohne amtlidy approbirt zu fein. Zum Ueberfluß iſt diefer Depeiche noch 
ausdrücklich das Wort „offiziell amtlich Hinzugefügt. Offenbar alſo ift 
dieſe Depeiche von amtlicher Seite mit Bewußtſein gefälicht worden. (Hört! 
hört!) Es ift eine der infamjten Berleumdungen, welche je von offizieller 
Seite in die Welt gejchleudert worden find. ch frage, ob der betreffende 
Attentäter, der diefe Depeſche verfaßt hat (Unruhe), zur Verantwortung ges 
zogen worden ift. Dr. NRobiling ift geftorben; ex ift für uns zu früh gejtorben; 
Niemand kann feinen Tod mehr bedauern, wie wir, die wir die unverfchuls 
deten Folgen feiner That tragen follen. Man hat uns in einer Weije ver: 
folgt, die an die dunfelften Zeiten des Mittelalters erinnert. Man hat Alles 
gethan, uns zu Gewaltichritten zu verloden; man hatte an den Attentaten 
noch nicht genug. Wenn je eine Partei gezeigt hat, daf fie die friedlichite, 
ruhigfte Entwidelung ift, jo Haben es die Sozialdemofraten unter den 
erjchwerendften Umständen gezeigt. Neben den Attentaten follten wir für 
die Majeftätsbeleidigungen verantwortlich fein. Sch behaupte, daß dieſe 
Mazjeftätsbeleidigungen und die gerichtlichen Berhandlungen, welche ihnen 
folgten, zu den traurigften Zeichen der neueren deutjchen Geichichte gehören, 
die im vieler Beziehung eine Schmah und Schande nicht bloß für das deutſche 
Bol, jondern auch für die deutichen Gerichte geworden find. Wie viele von 
den Mazejtätsbeleidigern waren denn Sozialdemokraten? Eine verichwindend 
fleine Minorität. Es werden nun durch diejes Geſetz die jozialdemofratifchen 
Beitrebungen bedroht, während zahlreiche Belege dafür vorliegen, daß die 
angejeheniten Perjonen fich vor dieten Beftrebungen nicht nur nicht gefürchtet, 
fondern fie zu unterjtügen die größte Bereitwilligfeit gehabt haben. Hier, 
meine Herren, fomme ih auf einige Punkte, von denen es Pflicht ift, fie der 
weiteren Deffentlichkeit zu übergeben, weil fie jehr draſtiſch beweijen, in 
welcher Art diefelben Staatsmänner, die uns heute hier als Umſtürzler 
denunziren, als Menichen, die im Geifte ihre Fyreude darüber hätten, wenn 
Alles drunter und drüber ginge, wie diefe Männer damal3 in intimften 
Beziehungen zu den anerkannten Führern der Sozialdemokratie geftanden und, 
um beren Unterftüßung für ihre äußere und innere Politit gegenüber der 
nationalliberalen oder der Fortſchrittspartei, twie fie fich damals nannte, zu 
gewinnen, die äußerjten Zujagen an die Forderungen des fozialiftifchen Pro: 
gramms gemacht haben. (Hört!) ch itehe in der Arbeiterbewegung ſeit 1861. 
1862 trat in Folge der allgemeinen politifchen Berwegung, welche der National: 
berein iger! in den Arbeiterfreijen das Behürinih hervor, ſich mit den 
materiellen Berhältniffen zu bejchäftigen, und es wurde Ddiejes felbjtändige 
Vorgehen in Leipzig angeregt, weil man glaubte, daß der Nationalverein nicht 
genügend für die Arbeiterintereffen wirke, insbeſondere die Erwerbung der 
Mitgliedichaft den Arbeitern nicht genügend erleichtere. Den meijten war es 
unmöglich, einzutreten. Im Allgemeinen war man noch unflar über das, 
was man wollte; man biäcutirte hin und Her, jprach von diefem und jenem, 
worüber man heute Lächelud die Achfeln zudt. Bei den Jüngeren unter ung, 
zu denen ich mich zählte, war von ſozialiſtiſchen Ideen und Zielen es nicht 
der geringſte Begriff vorhanden. In Leipzig bildete fich ein Comité behufs 
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Berufung eines allgemeinen Arbeitercongreffes, ber die Intereffen der Arbeiter 
berathen follte, und diefem Vorgehen jchloffen fi andere Stäbte an. Da, 
im September 1862, erjchien eines Sonntags in der Mitte unſers Comites 
ein Herr Eichler aus Berlin, der damals viel in Volksverſammlungen von 
ſich reden machte, und erflärte, daß er im Auftrage und Namen der preußifchen 
Regierung komme, fpeziell des Fürften Bismard, und falls die Arbeiter Front 
egen bie Fyortjchrittspartei machen wollten, fo offerire er materielle Unter: 
übung in jeder Weiſe, eine Befferung unferer Lage durch Staatämittel, 
Damals, wohlgemerkt, kannten wir Saflalle noch nicht einmal dem Namen 
nach; er war nicht öffentlich aufgetreten und hatte fein berühmtes Antwort: 
Schreiben noch nicht erlaffen. E3 wurden jogar beitimmte Summen in Aus: 
ficht geftellt, man ſprach von 60 — 80,000 Thalern, die für Productivgenoffen: 
Ichaften hergegeben werben follten. Wir wiejen den Herrn und feine Ans 
gebote ab; er verſchwand in kurzer Zeit und wurde Berliner Polizeimann. 
Dann trat Laffalle auf und fchlug vor, Productivgenofjenschaften zu grün: 
den u. ſ. w. Die Bewegung nahm eine weitere Ausdehnung, es wurde der 
allgemeine deutjche Arbeiterverein gegründet, und von Neuem machte bie 
Regierung die äußerften Anftrengungen, um mit Laffalle, der e3 nicht fuchte, 
in Verbindung zu treten. Es wurden durch einen Prinzen des königlichen 
Haufes und die Gräfin Habfeldt die Unterhandlungen mit Zaffalle angefangen. 
Gr follte mit dem Fürſten Bismard zufammentommen; Lafjalle lehnte hart: 
nädig jeden Schritt ab, wenn er nicht zumächft ſelbſt vom Fürſten Bismarck 
ausginge. Der Fürſt Bismard lieh ſich dazu herbei. Auf Bismard’3 brief: 
lie Einladung hätten im Winter 1863/64 wöchentlich mehrere Eonferenzen 
ftattgefunden, während welcher Niemand vorgelafjen, einmal fogar der baye— 
riiche Gejandte abgewiefen worden fei. Bismarck, mit Laſſalle's Plänen ein: 
verstanden, wollte 100 Millionen für Productivgenoffenichaften bewilligen. 
Der däniſche Krieg, der Widerftand der anderen Minijter und Bismarck's 
Meigerung, fofort das allgemeine Wahlrecht zu oetroyiren, veranlakten Laſſalle 
zum Abbruch der Verhandlungen. Nach 1865 habe Bismard den fozia: 
Liftifchen Agitator Paul zur Berichterftattung über die Arbeiterbewegung 
aufgefordert, weil feine Geheimräthe nicht? davon verftänden. Die Ber: 
bandlungen dauerten fort bis 1871, wo bie Arbeiter fich entichloffen, ihre 
eigenen Mege zu gehen. Der Minifter des Innern, Graf Eulen: 
burg: „Ueber die Zulaffung der Veröffentlichung des Materials des Pro: 
zeſſes Nobiling haben die AYuftizbehörden zu entjcheiden. ch weiß, dat 
Nobiling ausfagte, er habe fozialdemokratifchen Berfammlungen beigewohnt 
und daran Gefallen gefunden und theile die Grundſätze der fozialdemofratifchen 
Partei. Ich bin überzeugt, daß das Treiben der Sozialdemokratie geeignet 
ift, in vderwilderten Gemüthern Verwirrung und Neigung zu ftaatsgefähr: 
lichen Tendenzen zu erregen. Darin ftimmt die ganze Preffe aller Parteien, 
ausgenommen die der fozialdemofratijchen, überein. Die fozialiftiiche Preſſe 
hat die Attentäter ereulpirt; fie hat die Geſellſchaft dafür verantwortlich 
gemacht, fie hat den Attentaten in Rußland zugeitimmt. Die ausländifche 
Preſſe der Partei hat den Unthaten Hödel’s zugejauchzt. Die Sozialiften, 
ihre Lehren, ihre Tendenzen find dafür verantwortlich, daß ſolche Unthaten 
vorfommen. Es iſt falſch, daß die Sozialdemokratie friedlich ihre Ziele 
verfolge. Marx jagt: Unfere Zwede können nur durch gewaltjamen Umſturz 
erreicht werden. Aehnliche Ausiprüche finden fi) in Bebel's Schriften. 
Der Staat befindet fi) im Stande der Nothwehr und greift zu den Mitteln, 
zu denen er greifen muß, um den bedrohten Staat und die gefährdete Ge: 
jellfchaft zu ſchühßen. Weber die früheren Verbindungen ber ————— mit 
der Sozialdemokratie weiß ich nichts, aber ich betone, daß die Regierung die 
Pflicht Hatte, die Wurzeln der Bewegung und ihre Verbreitung kennen zu 
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lernen. Daß in neuefter Zeit aber die Verbindungen erneut angefnüpft 
worden, ijt eine Behauptung, die unerwieſen ift und die ich aufs Beſtimmteſte 
bejtreite.*“ Bamberger (nat.elib., für): beantragt die Ueberweiſung der Vor: 
lage an eine Commiſſion von 21 Mitgliedern. Bebel’s Rede habe den un: . 
widerleglichiten Beweis geführt, daß fein Mittel unverjucht bleiben dürfe, 
den Gefahren zu entgehen, welche die Sozialdemokratie im Gefolge habe. 
Redner betont die Nothiwendigkeit, ſchon jet Schugmaßregeln vorzufehren 
und nicht erſt dad Hereinbrechen der Statajtrophe abzuwarten, die die Mäßi— 
gung einzelner Agitatoren und die wiljenfchaftliche Behandlungsweiſe nicht 
aufhalten würden. Freilich habe man die Sache nicht rechtzeitig angefangen. 
Dan hätte den Charakter des Ausnahmegeſetzes nicht zu perjünlich gegen die 
Sozialdemokraten faſſen dürfen, man hätte es mehr fachlich halten jollen. 
63 ſei die Aufgabe, diejen Fehler gut zu machen. Redner erörtert die Defi— 
nition im $ 1, unterjucht den Charakter und Urjprung des Sozialismus 
und wiederholt: Man müſſe dle Bewegung eindämmen, aber man müjje 
genau definiren, was man befämpfen und bejeitigen wolle, was nicht. Das 
Aufheben der Stlaffen gegeneinander müſſe aufhören. Schließlich tritt Redner 
* eine Zeitbeſchränkung der Giltigkeit des Geſetzes ein und für eine Nevis 
ion der Inſtanz, damit diejelbe größere Garantien biete. Hänel (Fortſchritt, 
gen): geht von vornherein auf den in der Gozialiftendebatte der vorigen 
eifion aufgeftellten, jet fallen gelaffenen Geyenjag zurüd: foll dem ge: 
meingefährlicyen Treiben der Sozialdemokratie auf dem Wege deö gemeinen 
Rechts oder durch ein Ausnahmegeſetz entgegengetreten werden? und befämpft 
das lehtere. Er findet, daß nichts inzwijchen eingetreten ſei, was heute für 
ein — ————— geneigter machen könne, und daß auch bis heute noch 
der Beweis der Unzulänglichkeit der vorhandenen Geſetze zur Bekämpfung 
der ſozialdemokratiſchen Ausſchreitungen nicht erbracht ſei. In dem vor— 
liegenden Sozialiſtengeſetz ſehe er ein ——— wie er in der Geſchichte 
fein zweites kenne, ein Parteigeſetz, das dieſes Gepräge in faſt „cyniſcher“ 
Weiſe an der Stirn trage. Des Weiteren qualificirt er es als ein Tendenz: 
gejeß, das gleichzeitig feine Bürgſchaft feiner Wirkfamfeit biete. Sein Vor: 
trag bringt die ſchwerwiegendſten Argumente zur Geltung, die gegen bie 
Eozialiftenvorlage erhoben werden können. Fürſt Bismarck: wendet fich 
zunächit, weit zurüdgreifend, gegen berjchiedene Aeußerungen Richter’3 (Hagen) 
in vergangener Zeit, namentlid) bei der Sozialiftendebatte der vorigen Seffion, 
und geht dann auf alle die Einzelheiten der Inkriminationen Bebel's im 
Speziellen ein. Er nn das Thema in witzreichem Vortrage, aus dem 
man aber den Eindrud erhält, ala ob doch nicht Alles jo harmlos geweſen 
wäre, wie er e3 heute darzujtellen weiß. Andererſeits hat ihm der Abg. 
Bebel —— die Aufgabe recht erleichtert durch halbwahre Behauptungen, 
denen Bebel durch geeignete Vortragsweiſe den Schein unumſtößlicher ſchwer 
gravirender Wahrheiten gegeben hat. Bebel bleibt daher wiederholt nur die 
feine ganze Rede jehr abſchwächende Entgegnung übrig, dab er die oder 
jene3 ja auch nicht genau jo oder jo — — habe. Intereſſant iſt in der 
Rede Yismard’s eine Anbeutuug der Vorliebe des Fürſten für das allgemeine 
direkte Wahlrecht. Er meint wenigſtens — — hinweiſend, daß man in 
Preußen Koͤrperſchaften, die aus Wahlen nach beiden Wahlſyſtemen hervor: 
egangen ——— und Reichstag), neben einander habe — daß er 
—2 ohne das Abgeordnetenhaus herabſehzen oder dem Reichstag eine 
Schmeichelei jagen zu wollen, lieber in dem durch das allgemeine Wahlrecht 
zu Stande gefommenen Reichstag verfehre. Der folgende Sprecher der Sozial: 
demofraten, Brade, läßt es fich angelegen fein, die Lehren und Ziele ber 
Sozialdemokratie in ben denkbar beften Farben zu jehildern. Der altconfer: 
bative v. Kleiſt-Retzow bekämpft die Sozialdemokratie und empfiehlt dag 


142 Das deutfhe Reich und feine einzelnen Glieder. (Sept. 18—19.) 


—— weſentlich von ſeinem Standpunkt der evangeliſchen Ortho— 
doxie aus, v. Kar dorff (frei-conſervativ, für): ſpricht in wenigen Worten die 
Bereitwilligkeit ſeiner Partei (der deutſchen Reichspartei) aus, mit den Na— 
tionalliberalen in eine eventuelle Amendirung des Geſetzes einzutreten. Er 
zeigte aber im Voraus an, daß für ſeine Partei der Grenzpunkt der Ab— 
änderungen da liege, wo das Geſetz Gefahr laufen würde, ſeine Wirkſamkeit 
einzubüßen. Dollfus (eljäjlifche Proteftpartei):; erklärt ji) ala Gegner des 
Gejehes und empfiehlt das Elſaß als Vorbild bezüglich des Verhältniſſes 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Jazewski (Pole): erklärt ſich 
gegen die Vorlage, obwohl er die Verderblichkeit der ſozialdemokratiſchen 
Agitation anerkennt. Schließlich wird die Vorlage mit großer, faſt an 
Einjtimmigteit grenzender Mehrheit an eine Commiſſion von 21 Mitgliedern 
gewwiejen; nur die Sozialdemotraten und die Polen ftimmen dagegen. 

Während der Sitzung hat der Reichsfanzler mit Bennigfen eine 
Unterredung, über die Niemand in der Lage it, authentijche Mittheilung zu 
machen, die aber offenbar nicht ohne Bedeutung ift. Wenigſtens zeigt man fid) 
nachgerade in nationalliberalen Streifen wejentlich beruhigt über die Stellung des 
Reichskanzlers zu dem Sozialiſtengeſetz und hält ſich für überzeugt, daf die Bun: 
besrathavorlage Gegenftand der Vereinbarung, nicht der Annahme oder Ab: 
lehnung fein werde. In diefem Sinne wird aud) die Erklärung des Reichs— 
kanzlers aufgefaht: er habe nicht die Abjicht, I an der erjten Leſung über 
die Vorlage fachlich zu betheiligen; er müſſe ſich nach längerer Abwejenheit 
zunächit orientiren. Es iſt demnach auch nicht Ummohliein. welches den 
Reichskanzler verhindert, fich an den Berathungen in der Commiſſion zu be— 
theiligen. Die Unterredung hat indeffen auch noch eine andere Bedeutung ; 
I ift die erfte feit dein Schluß der lebten Seſſion und der Auflöjung des 

eichstags und offenbar beftimmt, die Beziehungen des Reichskanzlers zu der 
nationalliberalen Partei wieder in dem Sinne herzuftellen, in dem ſie vor 
der Varziner Reife des Herrn v. Bennigfen in den Weihnachtstagen des 
vorigen Jahres beftanden. Damit Hat denn dieſe Epifode ihren Abſchluß 
erhalten. Die nationalliberale Partei aber jcheint ihrerfeits auf die Politik 
ber Berjtimmung verzichtet zu haben. 

18. September. (Deutjches Neich.) Reichstag: die Abthei- 
lungen wählen die Commiſſion für die Sozialijten-Borlage. Der 
ſog. Seniorenconvent einigte fich dahin, daß die 3 großen Gruppen 
je 6, der Yortjchritt 2 und die Fleinen Fraktionen zuſammen 1 Mit» 
glied zu bezeichnen hätten. Es wird gewünjcht, daß als dieſes Mit- 
glied der Eozialdemofrat Bebel bezeichnet und gewählt werde. Die 
Gonfervativen bringen es jedoch jchließlich dahin, daß jtatt Bebel 
der nationalliberale, aber in feiner Partei gegen Lasker unterlegene 
Prof. Gneift gewählt wird, jo daß alfo in der Commiſſion fein So— 
zialdemofrat fit. Die Commiſſion beginnt fofort ihre Berathungen. 

19. September. (Reuß ä. 2) Bei den Neumahlen zum 
Landtage unterliegen die Liberalen, welche in der Ausführung der 
deutjchen Gerichtsorganifation dem ungejunden Partifularismus, der 
für den Duodezjtaat durchaus ein eigenes Landgericht haben will, 
widerftreben, einer offen ausgejprochenen Coalition der Sozialdemo= 


fraten und der Gonjervativen. 
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20. September. (Deutfches Reich.) Der Kaifer läßt es 
fi nicht nehmen, fich an den militärischen Herbſtmanövern wenig— 
ſtens jo weit möglich zu betheiligen, indem er bei Gafjel eine Parade 
abnimmt, die bei prächtigem Wetter den glänzendften Verlauf nimmt. 
Er fährt im vierfpännigen Wagen bis zur Parade-Aufftellung, jteigt 
bier zu Pferd und reitet die Front ab; der Kaiſer trägt den rechten 
Arnı nicht in der Binde. Die Kaiferin folgt im ſechsſpännigen 
Magen. Das zahlreich verfammelte Publitum begrüßt den Kaiſer 
enthuſiaſtiſch. 

22. September. (Elſaß-Lothringen.) Der Kaiſer erläßt 
von Kaſſel aus neuerdings einen Gnadenerlaß für diejenigen elſäſſi— 
Ichen Wehrpflichtigen, welche ſich dem Militärdienft bisher entzogen 
haben. 

24. September. (Helfen) Neumwahlen zur II. Kammer. 
Diefelben ergeben im Ganzen feine twefentliche Veränderung. Doch 
ift die Verjtärfung der ultramontanen Partei bemerkenswert: ur— 
iprünglich zählte fie nur 3, dann 5, jet 8 Mitglieder. 

26. September. (Deutjches Reich.) In Nürnberg Halten 
die Sozialdemokraten unter dem Vorſitze des Magiſtratsraths Löwen— 
ftein von Fürth eine Berfammlung, zu welcher im fozialiftifchen 
Organe befonders eingeladen wurde, da es vielleicht auf lange, Lange 
Zeit die legte Verfammlung fein werde. 


Grillenberger beipricht das Gozialiftengefeg und äußert ſich unter 
Anderm dahin, daß er an ein früher gebrachtes Bild bezüglich der ftarfen 
Belaftung eines Dampfkeffelventil3 durch Gentnerjteine erinnere; wenn der 
Dampf nicht ausftrömen könne, werde er den Keſſel zeriprengen und ähnlich 
gehe e3 in einem Gulturjtaate, in welchem das Volk fich nicht mehr frei 
äußern dürfe. Dasjelbe werde revoltiren und diejenigen blaublütiger „Rage“, 
welche — dem Dampfventile ſind, werden alsdann als Atome in der Luft 

teben. 


26. September. (Preußen) Das Kaiſerpaar und der Kron— 
prinz wohnen in Köln der Enthüllung des Standbildes Friedrich 
Wilhelm IIL bei. 

26. September. (Preußen) Der bisherige Oberbürger- 
meijter von Breslau und Präfident des Reichstags, von Fordenbed, 
wird zum Oberbürgermeijter von Berlin, an die Stelle Hobrechts, 
gewählt. 

27. September. (Preußen) Die Nordd. Allg. Ztg. äußert 
ſich offizids über das Schreiben des Papjtes an den Gardinal Nina 
(f. unter Rom) folgendermaßen: 


„Das Schreiben Leo's XIII. erjcheint und noch nicht ald ausreichende 
Bürgichaft für die Wiedergewinnung des, confeijionellen Friedens, welchen ex 
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fich feiner Verficherung nach zum Ziel gejeht hat. Mit der Erflärung des 
guten Willens fommt man hier nicht von der Stelle, jo wenig wie mit ber 
Haren Erkenntniß der Schäden, welche aus der Fortſehung des Kampfes dem 
einen wie bem andern Theile erwachſen. Wir zweifeln unjererjeits, daß man 
im Vatican fich jemals zu Zugejtändnifjen im Princip verjtehen werde; aber 
wenn man das Verhältniß von Staat und Sirche, welches die preußiiche 
Gejeßgebung zum Ausdrucd gebracht hat, auch nicht anerkennen will, fo liegt 
doch fein Grund vor, denjenigen Forderungen derjelben, welche bereits im 
anderen Ländern ohne Widerjtand der Gurie zur Ausführung gekommen find, 
thatjächlich nicht entgegenfommen zu wollen. Erſt in einem ſolchen Ent: 
gegentommen könnte nach unjerer Anficht der Staat ein Unterpfand wahr: 
haft friedfertiger Gefinnung erkennen, und erſt im Beſitz eines ſolchen Unter: 
pfandes würde die preußifche Regierung fi) auf — —— einlaſſen 
können, für welche bis jetzt doch wohl nur die Möglichkeit feſtgeſtellt worden 
iſt. So bedeutungsvoll alſo das Schreiben des Papſtes auch iſt, ſo wird es 
jenen wahren Werth doch erſt durch die praktiſchen Folgen erhalten, welche — 
wie wir hoffen möchten — ihm gegeben werden müſſen.“ 


28. September. (Deutſches Reich.) Der Kaiſer trifft zu 
längerem Aufenthalte in Baden-Baden ein. 

28. Geptember. (Deutfches Reich.) Neichätag: die Com— 
miffion für das Sozialiftengejeß Hat die erſte Leſung desjelben be= 
endigt und eine Subcommijfion hat die gefaßten Beſchlüſſe reip. 
Modificationen zufammengejtellt, indem diefelben einer zweiten Leſung 
in der Commiſſion unterzogen werden jollen. Die Commiſſion hat 
fih in ihrer Mehrheit, dem Verlangen der Negierung entjprechend, 
entjchieden auf den Boden eines Ausnahmegejeßes gejtellt, aber 
immerhin, vorwiegend unter dein Einfluffe Laskers, den Regierungs— 
entwurf namentlich in den SS 1, 6, 19 und 22 wejentlich modifizirt. 
Die „Nordd, Allg. Ztg.“ bringt daher einen, dem Reichsfanzler zu= 
gejchriebenen, offiziöfen ſehr ſcharfen Artikel gegen Laster, der großes 
Auffehen macht. 


1.—2. October. (Deutfches Reich.) Reichstags-Commiſſion 
für Borberathung des Gefeßentwurfs gegen die Sozialdemokratie: 
Zweite Leſung der von ihr gefaßten Bejchlüffe. Laster vertheidigt 
und präcifirt die in der erften Lefung nach feinem Antrage angenoms 
mene Faſſung des $ 1. Graf Eulenburg erklärt, wie weit die Re— 
gierungen den gefaßten Bejchlüffen bez. der genannten SS nicht zu= 
ftimmen könnten. In Folge diefer Erklärung macht die Mehrheit 
der Commiſſion der Regierung eine Anzahl wejentlicher Gonceffionen 
und bleibt Lasker mit feinen Anträgen diegmal in der Minderheit, in 
anderen Punkten dagegen (namentlich bez. 8 22: Geltungsdauer des 
Geſetzes) Hält fie troß der Regierung an ihren in ber erjten Leſung 
gejaßten Bejchlüffen feit. In der Echlußabjtimmung über das Ganze 
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wird diefer mit 11 gegen 8 Stimmen (Fortichritt u. Ultramontane) 
angenommen; Lasker enthält fich der Abjtimmung. Zum Bericht- 
erftatter wird der Jächfiiche Generalftaatsanwalt v. Schwarze gewählt. 


Der Bericht v. Schwarze’3 wird allgemein ala eine ebenfo objec: 
tive ala unparteiiiche Darlegung der bei der raue der ganzen Vorlage 
enticheidenden Gefichtspunfte anerkannt. Derjelbe ift indeß zu umfangreich 
(er füllt nicht weniger ala 42 Drudfeiten), um ganz mitgetheilt werben zu 
Ünnen. Ber allgemeine Theil bderjelben lautet: „Man war in der Com: 
miffion darüber einig, daß durch die fozialdemofratifchen Ausschreitungen 
eine ſchwere Gefahr für die Staats: und Gefellichaftsordnnung entjtanden jei, 
und dab der Geſetzgebung des Reiches die Pflicht obliege, weitere Aus: 
ichreitungen der Sozialdemokratie zu verhindern und die bürgerliche Gefell 
haft vor der aus ihnen erwachſenden Gefahr zu ſchützen. Ueber die Wege 
dazu herrſchte eine tiefgehende Meinungsverjchiedenheit. Man war darin 
einig, daß auf dem Wege der Gejehgebung feine —— und erſchöpfende 
Heilung der vorhandenen ſchweren Uebelſtände zu erhoffen je vielmehr nur 
zunächit die Verhinderung tweiterer Verbreitung, jodann aber die Vorberei: 
tung ber Heilung erwartet werden könne. Dieje Heilung müſſe einerjeits 
durch Tyortjegung der Reformen auf dem wirthichaftlichen Gebiet und im 
Intereſſe des Arbeiterftandes, andererjeit3 durch Belebung der Religiofität, 
durch Aufllärung und Belehrung, durch Stärkung des Sinnes für Recht und 
Sitte angeftrebt werden. Man erkannte dabei an, daß die Erreichung dieſes 
Zwedes die thätige Mitwirkung aller erhaltenden Elemente des Staat ver: 
lange ; ein jeder wohlgefinnte Mann müſſe in feinem Kreife fich die Aufgabe 
ftellen, perjönlich in der bezeichneten Richtung mit Rath und That einzu: 
treten und beizutragen, daß der krankhafte Zuftand der bürgerlichen Gejell- 
ſchaft bejeitigt und namentlich die Arbeiterkreife über die verderblichen 
Irrlehren der Sozialdemokratie belehrt werden. Die Mehrheit der Commiſſion 
jtellte fich a den Boden des Entwurfs und erkannte an, daß die gemein: 
efährlichen Beftrebungen der Sozialdemokratie zu befämpfen und ber bürger: 
ichen Gejellichaft der Friede zurüczugeben ſei. Keineswegs follen Reform: 
bejtrebungen unterdrüdt werden, die e3 fich zur Aufgabe ftellen, auf der 
Grundlage der gegebenen Staatdordnung vorhandenen Schäden in dem Staat 
und der Gejellihaft abzuhelfen und Hinderniffe in der Entwidlung der 
Wohlfahrt des Volkes oder einzelner Claſſen besfelben zu befeitigen. Auch 
die Regierungsvertreter haben in der Commiſſion wiederholt diejen Unter: 
jchied betont und hervorgehoben, daß bie Regierung die außerordentlichen 
Bollmachten lediglich verlange, um den verderblichen Ausſchreitungen der 
jozialdemofratifchen Bewegung entgegenzutreten, und verfichert, daß fie von 
dieſen Bollmachten den loyalſten Gebrauch Ben werde und weit entfernt 
ei, die Reformbeftrebungen auf dem jozialen Gebiete, joweit fie innerhalb 
jener Grenzen fich bewegen, zu hindern. Cine allgemeine, über die Be: 
jtrebungen der ſozialdemokratiſchen Partei hinausgehende und eine über die 
Zeit des Bedürfniffes und den er. der erreichten Abhülfe hinaus: 
dauernde Beichränfung des Vereins: und Verſammlungsrechts, der Prefreiheit, 
bes Gewerbebetriebes und der Freizügigkeit erjcheine nicht geboten. Seitens 
ber Mehrheit wurde wiederholt bemerkt: daß der Zweck des Gefehes nur 
durch eine energijche Handhabung desfelben verbürgt und dabei um jo eher 
der Zeitpunkt zu erivarten jei, two das gemeine Recht in vollem — 
wiederhergeſtellt werden fünne. Durch halbe Maßregeln werde der Zweck 
bes Geſetzes nicht erreicht, vielmehr mit ihnen nur die ſozialdemokratiſche 
Agitation verjtärft, das Anſehen der Regierung gejchädigt und der Bürger 
in feinem Vertrauen auf den Schuß der Gejehe und Behörden beunruhigt. 


Schultheés, Gurop. Geſchichtskalender. XIX, Bb. 10 
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Dagegen war die Minderheit der Anficht, daß durch die lediglich gegen eine 
beftimmte Partei gerichteten Beſchränkungen die Gleichheit Aller vor dem 
Geſethze verlegt und gegen eine große Zahl von Staatsbürgern ein Ausnahms- 
zuftand gejchaffen werde; hiezu ſei weder ein ausreichender Grund noch ein 
praftifches Bedürfniß vorhanden. Man könne dahingeftellt fein laſſen, ob in 
der That die vorgeichlagenen Maßregeln von dem erivarteten Erfolge be: 
gleitet fein, ja, ob fie nicht jogar in das gerade Gegentheil umjchlagen und 
die Bewegung im ihrer jehigen verderblichen Richtung befördern würden, 
ftatt fie in andere Bahnen zu lenten. Das Se ewähre ber Regierung 
Vollmachten ber erorbitanteften Art, welche außer Verhältniß zu der wirklich 
vorhandenen Gefahr ftänden. Die Trage, ob die gegenwärtigen Reiche: und 
Landesgeſetze ausreichend jeien, um weitere Ausjchreitungen der ſozialiſtiſchen 
Partei zu verhindern, ijt von der Mehrheit der Commiſſion verneint worden. 
Dieſe BVorjchriften, jelbft überall ftreng ausgeführt, würden fich als un- 
genügend aeigen, weil durch fie den Behörden zumeift die Befugniß mur zu 
repreifiven Makregeln gewährt würde, dieſe aber die —— einen Mißbrauch 
—* bewirkte Förderung der ſozialdemokratiſchen Rn ungen nicht rück— 
gängig machen können. Ebenjowenig aber war die Mehrheit der Anficht, daß 
die Beitimmungen des Strafgeſetzbuches das Uebel an der Wurzel nicht 
un fönnen. Dabei war die —— der Ueberzeugung, daß durch eine 
Reviſion und Ergänzung der beſtehenden Geſetze die Mittel beſchafft werden 
können und müſſen, um auf dem Boden des für alle Bürger geltenden ge— 
meinen Rechts Ausſchreitungen der erwähnten Art dauernd entgegenzuwirken 
und beziehungsweiſe unter das Strafgeſetz zu ſtellen. Man kann indeſſen 
die Bekämpfung der ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen nicht bis zu dieſem 
Zeitpunfte verjchieben, jonft würde die Gefährdung der öffentlichen Sicher: 
heit und Ruhe an Kraft und Umfang wejentlich gewinnen und möglicherweije 
a einer Ausdehnung fich entwickeln, zu deren Befeitigung ſodaun die äußerſten 

aßregeln angewendet werden müßten, die Abänderungen der bezeichneten 
nr aber zu jpät fommen und völlig unzureichend fich eriweilen würden. 
Die Mehrheit ift daher der Meinung, daß fofort Mafregeln ergriffen werden 
müffen und es außerordentlicher geieplicher Vollmachten für die Behörden 
bedürfe, um den öffentlichen {yrieden zu bewahren. Gegen dieſe Auffafjung 
erklärt fich die Minderheit der Commiſſion, welche durch alöbaldige Revifion 
der einjchlagenden Gejehe auf dem Boden des gemeinen Rechts die nöthige 
Abhülfe jchaffen wollte (Antrag Hänel). Allfeitig war man darin ein: 
verjtanden, daß mit der Annahme dieſes Antrags der Entwurf in feinem 
vollen Umfang bejeitigt jei. Die Mehrheit der Commiſſion wie die Regie: 
zungsvertreter erklärten fich gegen diefen Antrag. Vorzugsweiſe wurde gegen 
ihn geltend gemacht, daß im Hinblid auf die Aufgabe des Entwurfs nicht 
jowohl die Eontravention im einzelnen iſolirten Fall in Betracht zu ziehen 
und ala Gegenftand der gejeplichen Normirung aufzufaffen jei, als vielmehr 
die ausgedehnte planmäßige und fortgejegte Verbindung und Agitation gegen 
die ftaatliche und — Ordnung. Dieſelbe trete zwar in einzelnen 
Thatſachen zu Tage, und der Charakter der Verbindung und Agitation werde 
aus einzelnen Thatjachen ertannt. Aber immerhin fer e# ext die Mehrheit 
folder Thatſachen im ihrer Verbindung und gegenfeitigen Ergänzung, aus 
welchen fich dad Gefammtbild der Verbindung zujammenjege und der wahre 
Charakter bderjelben Klar erfannt werde. Daher eigne das gerichtliche 
Strafverfahren und die gerichtliche Aburtheilung in ihrer Beſchränkung auf 
einzelne Handlungen einzelner Perſonen nicht zu einer wirkſamen Verfolgung 
und Belämpfung * Agitation. Von Seiten des Antragſtellers wurde 
nachdrücklich hervorgehoben, daß er auch ſeinerſeits die vorgeſchlagene Faſſung 
als endgültige nicht erachte; gerade deßhalb ſei untrennbar mit dem Haupts 
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antrag ber Antrag auf Einjegung einer Subeommiffion verbunden. Bon 
einer Seite wurde zugejtanden, daß allerdings an ſich die Ergänzung im 
Wege ber ordentlichen Gejehgebung die geeignetfte Abhülfe gewähren würde. 
Da jedoch die Regierung einen ſolchen Standpunkt einer völligen Ablehnung 
be3 Geſetzes gleichhalte, jo jei, wer eine folche Ablehnung nicht wolle, daher 
Kate den Verſuch zu machen, auf der Bafis des Regierungsentiwurfs ein 
zuläffiges Gejeß zu vereinbaren. Der Antrag wurde mit 13 gegen 8 Stim: 
men abgelehnt. Hierauf gaben mehrere Mitglieder die Erklärung ab: daß 
von ihnen der Grundgedanke des abgelehnten Antrags, nämlich Erlaffung 
eines Reichsgeſetzes, welches von einer Erweiterung des Strafgejehes ausgeht 
und die fich daran anjchlichende Vereins- und Preßfreiheit regelt, ee 
— nicht unerheblicher Erinnerungen gegen die Einzelheiten des Vorſchlags, 
gebilligt werde, und fie bereit geweſen wären, in der Subcommiſſion die dieß— 

lligen eigenen Anträge ſpecialiſirt einzubringen. Nach Ablehnung des Vor: 
chlags erachteten jie es nicht weiter für angemefjen, mit jolchen jpeciellen 
Anträgen hervorzutreten.“ Auch die Verhandlungen, welche ſich mit den 
wichtigen Streitfragen in Betreff der Beſchwerde-Inſtanz und der Gel: 
tungsbauer des Geſetzes bejchäftigen, treten durch das Referat in ein 

les Licht. Hr. dv. Schwarze berichtet über diefe Punkte: „Beim $ 19 

hrte die Trage: in welcher Weije die Beſchwerde-Inſtanz zu bilden und zu 
organifiren jei, zu lebhaften Debatten und zu einer Anzahl von Vorjchlägen. 
Dieje verfchiedenen Vorſchläge laſſen jich nad) folgenden maßgebenden Mo: 
menten gruppiren: 1) —— des verwaltungsrichterlichen Elements 
nach Maßgabe der in den einzelnen Ländern Deutſchlands beſtehenden Ein— 
richtungen. 4 Uebertragung der Entſcheidung an den Reichskanzler. 3) Bil— 
dung eines Bundesrathsausſchuſſes nach dem Vorſchlage des Entwurfs. 
4) Bildung einer collegialen und ſelbſtändigen Behörde, a) Anlehnung der— 
elben an ein bereit3 vorhandenes NReichsamt, fo daß letteres oder ein Theil 

sjelben mit der Entjcheidung der hier bag Beichwerden in der Rekurs— 
inftanz beauftragt wird, b) Bildung einer bejonderen Commiſſion, womit 
namentlich noch die Bejegung nad) der Zahl der Mitglieder und deren Wahl 
in Betracht zu ziehen war. Der Bericht befaßt fich in eingehender Weije 
mit diejen Vorſchlägen und gibt ausführlidy die Discuffionen wieder, ohne 
jeboch neue Thatjachen gegen die bereits befannten vorzuführen. Zur Ans: 
nahme gelangte der Antrag, daß eine Commiſſion von neun Mitgliedern ges 
bildet wird; der Bundesrath wählt vier derjelben aus feiner Mitte, die 
übrigen fünf aus der Zahl der Mitglieder der höchften Gerichte des Reiches 
oder der einzelnen Bundesjtaaten; der Kaiſer ernennt den Vorfihenden und 
deſſen Stellvertreter aus der Zahl der Mitglieder. In der zweiten Lejung 
wurde ſeitens der Regierungävertreter erflärt, daß auf dem Boden des an 
genommenen Antrags eine VBerftändigung gefunden werden könne. Wejent: 
liche Bedenken richteten fich nur gegen zwei he, gegen die Beftimmung, 
ba ber KHaijer den Borfigenden nicht nach freier Wahl und eigenem Er: 
meſſen, fondern aus der Zahl der von dem Bunbdesrathe gewählten Mit: 
glieder ernennen folle, ſowie gegen den Ausfchluß der Mitglieder der oberften 
Verwaltungsgerichte. Ein Antrag, welcher diefe beiden Beitimmungen in 12 
aufnahm, wurde mit 13 gegen 7 Stimmen abgelehnt und der obige Beichlu 
mit 11 gegen 9 Stimmen wiederholt. Schließlich; find noch folgende Er: 
Härungen zu conftatiren: a) die Beſchwerde-Inſtanz ift befugt das Verbot 
einer Drudjchrift fofort, und ohne daß die Abfafjung und Publication der 
Entſcheidung jelbjt abzumwarten ift, mitteljt einfacher PET JURS aufzuheben, 
obald die Inſtanz J davon überzeugt hat, daß das Verbot nicht gerecht: 
ertigt ift; b) es herrichte darüber Einverſtändniß, daß die Aufrechterhaltung 

8 Verbots einer Drudfchrift auch auf andere Stellen geftüßt werden könne 
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ala diejenigen, auf welche dad Verbot in ber angefochtenen Verfügung ge: 

küpt worden. Es kam jedoch) in Frage: ob nicht Are Falls dem Bethei⸗ 

ligten Gelegenheit zu geben ſei, feine materiellen Einwendungen gegen dieſe 
eine ihm nicht befannt gewejene Auffafjung vor ber er geltend zu 
machen und zu begründen; e) endlich wurde der Fall beiprochen, daß das 
Verbot in mehreren deutichen Bundesjtaaten von den dortigen Behörden er: 
lafjen, jedoch nur aus einem derjelben Beſchwerde gegen da3 Verbot an die 
Beſchwerde-Inſtanz ergriffen worden ſei. Wenn jolcyen Falls die Beſchwerde— 
Inſtanz das Verbot wieder aufhebe, jo frage es fih: ob die Wirkjamteit 
diejer Entjcheidung auch auf das Verbot in denjenigen Bundesftaaten, aus 
welchen nicht recurrirt worden, ſich erjtrede, und daher das Verbot für das 
ganze Reichsgebiet außer Kraft trete. Die Bejahung diefer Frage begegnete 
feinem Miderfpruche, und es wurde nur noch bemerkt, daß es fich empfehlen 
werde, zur Sicherung diefer Wirkjamkeit die aufhebende Entjcheidung in dem 
„Reichsanzeiger” bekannt zu machen.“ — „Beim $ 22 erregte die Frage: 
ob ein beftimmter Endtermin für die Dauer dieſes Gejeßes vorzujchreiben 
ei, lebhafte Debatten. Man verfannte nicht, daß eine derartige Zeitbes 
Kor ankung ftets von Ingonvenienzen begleitet jein twerde, und fich nicht mit 
Sicherheit vorausjehen alle, in welchem Zeitraum das Geſetz den voraus: 
gefepten Erfolg erreicht haben werde. Man verhehlte fich ferner nicht, daß 
eine zu kurze Bemefjung dieſes Zeitraums eine indirekte Aufforderung zur 
Fortſetzung geheimer Agitation enthalte und gleichjam eine Prämie für leß- 
tere darbiete. Andrerjeit3 wurde der tranſitoriſche Charakter des Spezial- 
gejeßes hervorgehoben, welches nicht auf eine unbejtimmte und ungemejjene 
Zeitdauer erlaffen werden fünne. Nur mit der Anerkennung diejes Satzes 
jeien die ftarfen Abweichungen des Gejehes von dem gemeinen Recht und der 
Umfang der den Behörden eingeräumten außerordentlichen Vollmachten zu 

rechtfertigen. Auch ſei nicht zu verichweigen, daß in einer derartigen Zeit: 
beſchränkung die Aufforderung an den Bundesrath Liege, baldigft mit der— 
jenigen Revifion der Reichögejege vorzugehen, in weldyer man die definitive 
Erledigung der dem gegenwärtigen Spezialgejeße gejtellten Aufgabe und hie: 
mit die Bahn zur Rückkehr zum gemeinen Recht erblide. Bei der Bemeifung 
de3 Zeitraums war eine Einmüthigkeit in der Commiffion nicht zu erzielen; 
imdem man einerfeit3 den Endtermin de3 31. März 1881 entjchieden wider: 
riet), wurde andrerjeits geltend gemacht, daß, wenn e3 nicht gelänge in diefem 
Zeitraum einen ſolchen Erfolg mit dem —* u erzielen, dasſelbe überhaupt 
als untüchtig ſich erweiſe und durch andere V — zu erſetzen ſei. Wieder: 
holt wurde auf die Gefahr hingewieſen, welche bei Bemeſſung des Zeitraums, 
ſofern fie mit Rückſicht auf die Dauer der Reichstagswahlperiode erfolge, 
deßhalb entjtehen werde, weil die fyrage der Aufhebung oder des Fortbeſtehens 
bes Gefeßes zur Wahlparole gemacht werden würde. Seitens der Regierungs: 
vertreter wurde der Termin bis 31. März 1881 gleichfalls ala zu kurz bezeichnet 
und dabei erklärt: wie auch die Regierung nur wünſchen könne, daß ber 
Zeitpunkt baldigft erreicht tverde, an welchem die verbündeten Regierungen 
in freier Vereinbarung mit dem Reichstage die Wiederaufhebung des Gejeßes 
beichließen fönnten. Der Termin bis zum 31. März 1881 wurde aud in 
ber zweiten Leſung aufrecht erhalten.“ 

Motivirung Laskers zu der in erfter Leſung auf feinen 
Antrag angenommenen Faſſung des $ 1: „Der $ 1 ift bejtimmt, 
bem ganzen Gejehe das charakteriftifche Merkmal zu geben und die Behörden 
(Verwaltungs: und —— an die hier geſteckten Grenzen zu binden. 
Tas Geſetz —* nicht alle ſozialiſtiſchen oder kommuniſtiſchen Tendenzen, deren 
DertHeidigung und Verbreitung aus den Vereinen, Berfammlungen und aus 
ber Preffe verdrängen. Dieß wäre bejonders in der Prejje ohne völlige Zer— 
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ftörung der Prehfreiheit ſchon äußerlich undurchführbar. Dagegen foll das 
Geſetz verhindern, daß fernerhin in Vereinen, Verfammlungen und in der 
Srefe Beftrebungen fich geltend machen, welche die unter allen Umftänden, 
allenfall® mit Gewalt herbeizuführende Umwandlung der Grundeinrichtung 
de3 Staates oder der Gejellichaft ala Ziel hinftellen, oder ohne ausdrückliches 
Bekenntniß —— dem Al set Verlauf der Dinge unter Störung des 
öffentlichen Friedens — dieſes Ziel hinauslaufen. Demgemäß bezeichnet der 
von mir vorgeſchlagene $ 1 zwei geſonderte Fälle, in denen das Verbot des 
Staates eintreten darf. Der erfte Fall (Abj. 1) behandelt Vereine, welche 
den gejammten Inhalt ihrer Thätigkeit auf den Umſturz der beftehenden 
Staat3: oder Geſellſchaftsordnung richten, indem entweder die Sahungen dieß 
ausdrücklich anerkennen oder andere für den Verein verbindliche Regeln es 
darthun, oder indem der Verein, ohne ausdrüdliche Erklärung oder neben 
einem bloß zum Vorwande dienenden Inhalt der Satzungen, feine Einrich— 
tungen nach jenem Zweck geftaltet und durch Eonfludente Handlungen die 
bezeichnete Zmwerbeftimmung barlegt. Der weitere Fall (jet Abſatz 2) bes 
handelt Vereine, welche wahrheitsgemäß einer zuläffigen Zweckbeſtimmung 
dienen, daneben aber Beftrebungen, welche darauf gerichtet find, den Umfturz 
ber beftehenden Staats- oder Gejellichaftsordnung herbeizuführen, in ihrer 
Mitte zur Geltung und zum erfennbaren Ausdrud — laſſen. Beide 
Fälle wenden ſich gegen die Methode der Agitation, welche durch die Ge: 
waltſamkeit ihres Zieles oder der Mittel den öffentlichen Fyrieden gefährdet. 
Das Moment der Gewaltjamfeit bezeichnet der Ausdruck „Umſturz“; bie 
durch dieſen Ausdrud charakterifirten Beftrebungen treten in —— zu 
einer reformatoriſchen Thätigleit, welche die allmähliche Umleitung ber ge: 
gebenen in völlig neue Verhältniffe durch den Wechſel der öffentlichen Weber: 
zeugung — ſtrebt, und dieſe Anſicht nicht durch bloßes Wort: 
bekenntniß, ſondern durch die Wahl der Mittel darthut. Die Friedens-⸗ 
gefährbung tritt erft ein, wo die Gewalt ala nothiwendiges oder zuläffiges 
Mittel erfannt wird oder troß mwörtlicher Ableugnung in fchlüffiger Werfe 
aus den Handlungen fich ergibt. Eignet der Verein fich die bezeichnete Zweck— 
beftimmung an (Ab. 1), fo braucht zur Unterdrüdung berjelben nicht erſt 
eine friedensgefährbende —— abgewartet zu werden, wenn eine jenem 
Zweck entſprechende Wirkſamkeit die Friedensgefährdung mit vollſter Wahr: 
ſcheinlichlkeit erwarten läßt. Wo dagegen ein Verein mit an ſich zuläſſiger 
Zweckbeſtimmung wegen zur Geltung gekommener Beſtrebungen der bezeich— 
neten Art verboten werden ſoll (Abſatz 2), muß der Thatbeſtand durch frie— 
densgefährbende Handlungen erfennbar gemacht fein, boch in analoger Fol— 
ung, tie in der Begründung des erjten Abjahes durchaus unwahrſcheinlich 
if, baß jene Beftrebungen nic geltend machen follten, jo lange feine den 
ffentlichen Frieden gefährbende are: vorliegt. Die Worte „die Ein: 
tracht der Bevölferungsflaffen“ gefährdenbe) follen eine fpezielle Art der 
Friedensgefährdung hervorheben, welche zwar Ari be unter den Hauptbegriff 
Falkt, hier aber um deßwillen befonberd hervorgehoben wird, weil geihih lid 
dieſes Symptom faft ausſchließlich die unter das Verbot zu ftellende Agi: 
tationamethobe beherrfcht hat.” — Bei der Abftimmung wird ber Antrag 
dv. Goßler, an Stelle des Wortes „Umfturz“ zu ſetzen „Untergrabung“ mit 
13 gegen 7 Stimmen abgelehnt, dagegen im Abſatz 2 nach dem Antrage des 
Abg Brüel die Worte „oder die Eintracht der Bevölkerungsklaſſen“ mit 12 
en 7 Stimmen geftrihen und endlich der ganze Paragraph mit dieſen 

1 nderungen mit 12 gegen 8 Stimmen angenommen. 
Ueber bie ganze Berathung zweiter Lefung äußert fich eine 
wefentlich gegnerifche, aber im Ganzen —— Darſtellung folgen: 
dermaßen: „Die Commiſſion hatte ſchon in ihrer erſten Berathung ſich der: 
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artig beicheiden in Bezug auf Abänderungen zum Regierungsentwurf ver— 
halten, daß man vielleicht annehmen durfte, es jei für die übliche Neigung 
der Mehrheit, bei zweiten Lejungen fich dem Regierungsftandpunft noch weiter 
zu nähern, faum * genügender Spielraum gelaſſen. Dieſe Annahme hat 
ſich aber dießmal nicht beſtätigt. Abgeſehen davon, daß ein Amendement, 
welches nach ausgeſchriebenen Wahlen den Sozialiſten Wahlverſammlungen 
geftatten wollte, mit Stimmengleichheit A wurde (Lasker und Ben— 
nigjen dafür) ſtrich man überall mit 11 gegen 9 Stimmen (Lasker jtimmte 
mit der Minderheit, Bennigfen und die übrigen Nationalliberalen mit der 
Mehrheit) den in erfter Lefung angenommenen Zuſatz, wonach die ſonſt für 
Polizeiverfügungen beitehenden Rechtskontrolen (Berufung an die Berwaltungs= 
erichte) auch gegen Polizeiverfügungen auf Grund dieſes Gejehes Geltung 
aben follten. Diefelbe Mehrheit befeitigte auch das Erforderniß einer vor— 
erigen Verwarnung für die Unterdrückung einer periodiſchen Drudichrift. 
Minifter Eulenburg erklärte, daß die Regierungen „nicht in der Lage jeien“, 
diefe kleine Einjchränkung anzunehmen. Ausgejchloffen blieb nur durch bie 
Saflung die vom Minifter Graf Eulenburg dem Regierungsentiwurf gegebene 

uslegung, wonach ſchon die Haltung eines Blattes vor Erlaß des Gejehes 
zum Verbot desjelben genügen jollte, auch wenn da3 Blatt nach dem Er— 
icheinen des Gejetes fich den Ton des Reichdanzeigerd zum Mufter nimmt. 
Denn, fagte der Minifter, die „Tendenz fennen wir”, die Annahme einer 
Wandlung im Herzen ift ausgefchloffen und weichliche Rüdfichten müſſen 
ausgefchloffen bleiben. Der $ 1 des ng ie blieb zwar im Wefentlichen in 
ber Lasker'ſchen Faſſung aus der eriten Leſung beftehen, doch verharrten Gone 
fervative und Regierung in ihrem Proteft gegen die von Lasker übergebenen 
Motive zu feiner Faſſung. Bennigien erklärt, daß, da über Motive nicht 
abgeftimmt werden fönne, die Auslegung eines Jeden „nur ſubjektiv“ fei. 
Eine weitere Verjchlechterung gegen die Bejchlüffe erfter Lefung wurde (Laser 
blieb auch hier in ber Minderheit) dahin vorgenommen, daß die Befugnif 
zur Verbreitung von Druckſchriften ftatt auf Grund des Conzeſſionsverfahrens 
(in Preußen vor Verwaltungsgerichten) einfach von der Polizeibehörbe ab» 
erfannt werden Tann, und daß nicht nur bei Wirthen, fondern auch bei 
Drudern und Buchhändblern das Gericht bie Befugniß zum Gewerbebetrieb 
entziehen kann. Die Geſchäftsordnung der als oberſte Beſchwerde-Inſtanz 
eingeſetzten Commiſſion wurde der Beſtätigung des Bundesraths unterworfen. 
Endlich wurden die Regierungen von ber Rechenſchaft vor der Landesver— 
tretung bei Verhängung des jog. kleinen Belagerungszuftande? entbunben ; 
nur vor dem Reichätage follen fie fich verantworten müſſen. Hiernach blieb 
als Differenzpunft den ge ei gegenüber, abgejehen von der wenig in 
Betracht fommenden Frage, ob die oberite Beichwerdefommiffion mit etwas 
mehr oder weniger richterlicher Beimifchung gebildet werben foll, nur bie 
Droge ber Giltigfeitsdauer des Gejeßes übrig. Die Commiffion bewilligte 

!a Yahre, der Minifter verlangte, „wenn das Gejeh nicht zu Fall kommen 
Toll”, 5 Jahre, ben arithmetifchen Compromiß zwischen 2'/s und 5 zu finden, 
wird alfo den Nationalliberalen im Plenum übrig bleiben. Laäfer erklärte, 
bei der Schlußabftimmung über das Geſetz im Ganzen fich der Abftimmung 
au enthalten. Alles politifche Antereffe knüpft in diefem Augenblide an 
ieſes Geſetz an. Und doch iſt e3 eigentlich nicht das Geſetz felbit, ſondern 
bie Stellung ber nationalliberalen Partei zu demſelben, was vorzugsweiſe 
intereffirt. Das Geſetz ſelbſt wird unzweifelhaft zu Stande fommen; eignet 
fi) die Mehrheit einmal die Anſchauungsweiſe des el rg an, daß 
eine einzelne politifche Parteirichtung unter Umftänden durch Poligeimittel 
u unterdrüden fei oder unterdrückt werden könne, fo ericheinen bie form: 
—— über welche die Commiſſion nunmehr zwei Wochen hindurch verhandelt 
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bat, als ſehr nebenjächlih. Die Ausdehnung dieſer Verhandlungen kommt 
ausfchlieglih auf Rechnung der nationalliberalen Partei. Der Standpunkt 
der Gruppen rechts und links von den Nationalliberalen war in der Com: 
miffion ein ganz beftimmt gegebener. Die nationalliberale Partei aber war 
in ſich uneins; fie erjchien Tor bei jeder Abftimmung geipalten. Alle Reben 
ber Gonfervativen einerſeits, — und des Centrums anderer: 
ſeits hatten daher nur den Zweck, einen a Sr naher Theil der Natio: 
nalliberalen nach Rechts bezw. nach Links Hinüberzuziehen. Die national: 
liberale Partei im Ganzen war von vornherein unter Aufgebung bes im 
Mai eingenommenen Standpunftes auf den Boden de3 Regierungsentwurfs 

treten. Aber manche ihrer Mitglieder wollten wenigftens bei den Einzel» 
eftimmungen über die Verfolgungsmethode gegen die Sozialiften markiren, 
daß fie noch einen jelbftändigen Standpunkt einnähmen und keineswegs ges 
fonnen jeien, in die große Partei Bismard sans phrase überzugehen. Diejes 
jelbftändige Auftreten an fich, weniger der Gegenftand, um den es fich dabei 
handelt, ; eint beim Kanzler jene Mißſtimmung hervorgebracht zu haben, 
welche ber befannte Artikel der „Nordd. Allg. 2 gegen Lasker reflektirte. 
Die Wirkung diejes Artikels auf die Nationalliberalen in der Commiffion 
war nicht zu verfennen. Vor jenem Artikel erfchien Lasfer in der Commiſ— 
fion als ihr Führer. Nach jenem Artikel wurden auch die nationalliberalen 
Amendements, mit welchen Lafer von vornherein einverftanden war, nicht 
mehr von Lasker, jondern von anderen Fraktionsmitgliedern eingebracht. 
Schwerer als das äußerliche Zurüdtreten Lasker's wiegt aber der Umitand, 
baß er jept mehr und mehr bei den Abftimmungen ifolirt blieb. Bennigjen 
gab mit den übrigen es I (Stauffenberg war zulett verhindert) 
vielfach gegen ihn nach Rechts den Ausſchlag. Die anderen Parteien hatten 
zuerft angenommen, daß ber Linke Flügel der Nationalliberalen auf den 
Boden des Ausnahmegejeges nur getreten fei, nachdem er von ber übrigen 
zen beftimmte Zufiherung erhalten, daß unter allen Umjtänden gewiffe 

autelen und Einſchränkungen gemeinfchaftlich feitzuhalten feien. Der Ver: 
lauf der Gommiffionsverhandlungen hat diefe Borausjehungen geftört. Lasker— 
Stauffenberg wurben in der wichtigen Frage der oberften Bejchwerbeinftanz 
von ben Fraktionsgenoſſen im Stiche gelaffen; die Handhabung des Aus: 
nahmegejeßes wurde einem Ausnahmegericht unterjtellt. Damit hat fich der 
Iinfe Flügel in die denkbar ungünftigfte taktifche Pofition gebracht. Lasker 
konnte dem Geſetz, wie e8 aus der Commiſſion hervorging, im Gegenjaß zu 
feinen Fraktionsgenoſſen nicht zuftimmen; er hat aber auch nicht gegen das 
Geſetz geftimmt, in welchem er ſchon fo viel Bedenkliches annehmbar erklärt 
hatte. An und für fich Liegen im Plenum die Chancen für Lasker aller: 
dings günftiger ala in ber Gommiffion. Dort waren die 38 Stimmen der 
Polen, Eljäffer und Sozialdemokraten in Folge ber bekannten Vorgänge bei 
den Wahlen durch Gneift vertreten; zudem * in der Gommitfion zum 
Schluß Stauffenberg. Aber immerhin bedarf Lasker im Plenum aus ben 
Nationalliberalen 25 Stimmen, um feinen Standpunkt zur Geltung zu 
bringen. Wird er diefe finden? Wird er bie in der Commiffion verlorenen 
Pofitionen wieder zu erringen fuchen, oder wirb er das, was er in der Com: 
mijfion für unannehmbar erklärte, im Plenum, wenn auch erjt bei der dritten 
Lefung, für annehmbar erachten?“ 


1. October. (Preußen.) Troß ber Unterhandlungen mit Rom 
und dem neuen Papfte geht die Ausführung der Maigejege ihren 
gemefjenen Weg weiter. Die Aufhebung der Flöfterlichen Nieder- 
loffungen mit Ausnahme der ausfchließlic der Krankenpflege ge— 
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widmeten, rückt ihrem Ende entgegen: auch die Urfulinerinnen 
müffen mit diefem Tage von Breslau abziehen. 


2. October. (Preußen.) Die „Germania“, dad Hauptorgan 
der ultramontanen Gentrumspartei, nimmt für diefelbe gegen die 
Unterhandlungen mit dem neuen Papfte jehr entjchiedene Stellung, 
indem fie jagt: 

„Nicht das Centrum verhandelt mit der Regierung, fondern Rom; das 
Gentrum ift alfo nicht in der Lage, etwas bieten oder verweigern zu können; 
al3 politische — des katholiſchen Volkes hat es die ſtaatsbürgerlichen 
Rechte und Freiheiten desſelben — und vor Allem die religiöſe Freiheit — 
zu vertheidigen, zu ſchützen und wieder zu erobern, wo fie verloren find; es 
iſt nicht berechtigt, einem Makler gleich, zu ſchacherr und um problema= 
tiſche Conceſſionen mwerthvolle Rechte preiszugeben. Seine Stellung und 
ge find durch fein Programm und feine bewährten Grunbdfäße gegeben. 

om hat niemals irgend eine politifche Action des Gentrums zu beein 
fluffen gefucht; es wird auch niemals ſolche Einflüffe fuchen. Wenn eine 
Vereinbarung zwifchen Rom und Berlin zu Stande kommt, jo werden das 
Gentrum und die Katholiken diefelbe mit der Ehrfurcht und dem Gehorfam 
reipectiren, bie fie dem apoftoliichen Stuhle zu erweifen gewohnt find, 
Nichtsdeſtoweniger wird das Centrum auch nachher jeine Pflicht ftets erfüllen, 
bie Intereffen, Rechte und Freiheiten des Volkes nad) feinem Programm zu 
fördern und zu vertheidigen. Die Aufgaben des Gentrums gehen 
eben über die Zeit des „Eulturtampfes“ hinaus Wenn die Re: 
gierung den Kampf beendet, der fie zu den verhängnikvollften Maßregeln ge: 
drängt hat, wird fie allerdings das Gentrum in vielen Punkten der Oppo: 
fition überheben; zunächft in kirchlichen Angelegenheiten, wenngleich Er 
dann dem Centrum noch große Aufgaben obliegen werden; vielleicht au 
auf anderen Gebieten, wenn die Hoffnung und nicht täufcht, daß die Res 
gierung fi) nach Beendigung des verbitternden, die geſammte Staats— 
verwaltung beeinfluffenden Streites befjeren Anjchauungen zuwendet.“ 


9.— 16. October. (Deutſches Reich.) Reichötag: Zweite 
Leſung de3 Sozialiftengefeges. $ 1 wird mit einer Fleinen confer= 
vativen Verſchärfung angenommen; die SS 6 und 16 werden ſowohl 
in der Faſſung der Regierungsvorlage als in derjenigen der Gom« 
milfion und ebenfo in derjenigen verjchiedener Amendements abge— 
lehnt, dagegen bie SS 18 (Recursinftanz), 20 (ber fog. Fleine Be— 
lagerumgszuftand), 22 (Geltungsdauer auf 2 Jahre) in der Fafſung 
der Commiffionsanträge angenommen. Die lebte Entjcheidung über 
das Zuſtandekommen des Gejeges wird alſo von dem Ergebniß der 
dritten Leſung abhängen. 


Ueberficht der Debatte: Zuerft verlieft v. Frankenſtein (ultr.) 
eine Erklärung des Gentrums, welche, obwohl die Gefahren der jozialiftifchen 
Agitation anerkannt werden, dennoch das vorliegende Geſetz ala nicht geeignet 
zu deren erg. bezeichnet ; das Gentrum werde deßhalb dagegen ſtimmen. 
Dann bdebutirt für die Konfervativen ein junger Staatsanwalt dv. Marjchall 
aus Baden: er kündigt offen an, daß, wenn erft an ber Hand dieſes ig a 
ber Kampf gegen die Sozialiften verjkummt ſei, die große „Reform“ der 
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ganzen Gejehgebung im coniervativen Sinn erfolgen werde. Fürft Bis— 
marck: ... Zur Sache ſelbſt, und zwar zunächſt zu $ 1, bemerfe ich, daß ich 
einer A Hui, der Lage der Arbeiter zugethan bin, alſo auch ben 
Vereinen elben, wenn ſie in der That ihren Zwecken dienen, aber nicht, 
wenn dieſe Vereine den Staat, die Geſellſchaft und das Eigenthum unter: 
graben. Sobald uns die Sozialdemokratie einen pofitiven Vorſchlag zur 
Beſſerung der Lage der Arbeiter machen wollte, würde ich den Vorſchlag 
prüfen. Daran fehlt es aber. Wir ftehen der reinen Negation, principiell 
der Untergrabung der Staatd: und Gejellichaftszuftände gegenüber. Man 
ebe mir nur den Schatten eines pofitiven Vorſchlags zur Verbefferung der 
ge ber Arbeiter; aber fie haben feinen, fie willen feinen. Das ijt ihre 
Geheimniß. Sie haben leichtes Spiel mit den halbgebildeten unwiſſenden 
Mafien. Da können fie leicht alle Ideale verwijchen, jeden Glauben an 
Gott, jede Anhänglichkeit an das Baterland, an die Familie vernichten. 
Wenn wir und fragen, wie dad Evangelium der Negation in Deutjchland 
gerade jo jchnell Wurzel fafjen konnte, jo gelangen wir zu dem Jahre 1870. 
Damit jtehen wir dor dem Bandalismus der Parifer Commune. Nachdem 
diefe durch die Regierung überwunden war, jah die Sozialdemokratie, daß 
e3 auf anderem Wege zu verfuchen jei, daß fie es in Frankreich nicht fort: 
führen fönne, jondern ſich nach Deutfchland wenden müſſe, wo fie einen 
geeigneteren Boden fuchte und fand, im Lande der gutmüthigen Richter und 
unzufriedenen Leute. Man kommt leicht durch geichicfte Mittel dazu, auf 
bie gefährlichen Injtinkte des gemeinen Mannes zu wirken. Preßgeſetze und 
milde Strafgefehe thun dabei das Ihrige. Niemand glaubte mehr, daß die 
Todesſtrafe bei uns volljtrecft werden könnte. Ich bin dem Kronprinzen 
danfbar, daß er in diefer Beziehung nicht Gnade hat vor Recht ergehen 
laffen. Ich jehe in dem Treiben der jozialdemofratifchen Vereine das Motiv 
für die jchlimme Lage unferer wirthichaftlichen Zuftände Diefe Vereine 
fördern bie Arbeitälojigkeit. Nun denke man doch an den Eirkel der Ber: 
brechen, die fid) daraus entwideln und in Mordverfuchen an einem Monarchen 
gipfeln, der jein ganzes langes, thatenreiches Leben mit Hintanſetzung jeines 
Lebens und feiner Krone an das Wohl feines Volkes geſetzt hat. An ein folches 
Berbrechen reicht ja fein Gedanke heran, und doch ift es geichehen. Da will 
man feine Gefahr jehen und die Bedürfnißfrage leugnen? Freilich hat ein 
Artikel der „Nationalzeitung” gejagt, alle Parteien müßten fich hier ver— 
einigen, der Regierung die Mittel zur Abhilfe zu gewähren; doch find manche 
Parteien bei ihrer Negation verblieben, nur Hänel hat den Bann der Ne: 
gation gebrochen und pofitive Vorfchläge gemacht. Im Uebrigen ift jedoch 
die Fortſchrittspartei und das Centrum abjolut abgeneigt, die Regierung jetzt 
zu unterftügen. An die anderen Fraktionen fann ich nur die Bitte righten, 
ſich zu verftändigen, wenn fie dem Lande einen Dienft erweifen wollen. Wenn 
wir den Erwartungen der Wähler näher treten, fo befinden fich die Regie: 
rung und Diejenigen, bie mit ihr gehen wollen, in einer außerordentlich 
Ichwierigen parlamentarifchen Lage. Das parlamentarische Syſtem fungirt 
leicht und elegant, wenn nur zwei eg beitehen, wie e3 in England ber 
ift. Es trat auch dort einmal eine Zeit ein, wo — man kann wohl 

agen — fünf Fraktionen bejtanden, bie fich freilich nicht zu dem gegen« 
jeitigen Haß aufgeſchwungen Hatten, ben die Angehörigen der beutjchen 
Fraktionen aus dem Gorpäleben ihrer Univerfitätszeit mit herüberzunehmen 
pflegen, und bie immer in erfter Linie die Landesinterefjen und erſt im 
“zweiter Linie die Rivalitäten und Bedürfniffe der Fraktion in Anſchlag 
ten. E3 gab damals in England feine anderen Minifterien als Coa— 
litionsminifterien, aber die Engländer haben eingefehen, daß das conftitutio« 
nelle Princip dabei leidet, und ihr gejunder Sinn hat fie wieder dahin ges 
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bracht, daß fie nur zivei Parteien von Bedeutung haben (die anderen, die 
I die englijchen Nihiliften nennen, brauche ich nicht mitzuzählen), von 
enen jede für ſich unter Umftänden die Majorität im Parlament hat. Wenn 
e3 bei und folche Fraktionen gäbe, jo wäre e3 für den regierenden Minifter 
ein Vergnügen, fich einer derſelben — gleichviel welcher — anzufcließen, 
ihr, wenn nicht — jo doch innerlich anzugehören und mit ihr gemein— 
Ichaftlich zu arbeiten. Bon biefem deal find wir aber weit entfernt; wir 
haben jebt 8 Fraktionen, von denen ich doch eigentlich zwijchen nicht ziveien 
eine jo ſympathiſche Vermittelung fenne, dab an eine Verfchmelzung zu denten 
wäre. Der Deutjche hält fich ftreng an den Gorpägeift und bleibt gejondert. 
Durch diefes bedauerliche Verhältniß wird die Regierung in Mitlerdenichaft 
ezogen; wir haben uns 3. B. geichloffenen Firmen: erlag an Gentrum, 
—* und Welfen in allen Fraktionen gegenüber befunden, aber wenn dieſe 
nun wirklich einmal die Majorität hätten und follten ihrerjeit3 eine Regie: 
rung bilden, — würde bie — wohl mit dem Centrum und 
die Welfen mit den Polen zuſammentreten? Centrum und Welfen vertragen 
fich wunderbar; auch Centrum und Sozialiſten haben vielfach bei den Wahlen 
uſammengeſtimmt, es iſt dieß aber nicht bloß beim Centrum der Fall; auch 
ei anderen Abgeordneten haben die Sozialiſten (und allerdings auch das 
Centrum in faſt allen Fällen mit einer Ausnahme) immer für den Candi— 
baten geftimmt, von bem fie vermutheten, daß er der Regierung weniger 
angenehm jei. Wenn ich fage: mit einer Ausnahme, fo ift das der Abgeord⸗ 
nete für Mühlhaufen (Heiterkeit), für den die Wähler de3 Gentrums ge: 
ftimmt haben, aber doch erft dann, nachdem man ganz ficher war, daß er 
auch ohne fie gewählt werden würde. Wir haben auch andere Gandidaten 
noch, wenn fie einige Taufend Sozialiften in ben Wahlbezirken in Anjchlag 
bringen, welche die Sympathie derjelben vollftändig geichont und vielleicht 
Deriprechungen gegeben haben, daß fie nicht jo jcharf gegen fie vorgehen 
würden. Aber item wir befinden uns feitens ber Regierung in ber traurigen 
Lage, daß uns bei VBerftändigung mit dem Reichstage ?/: des Gebiet abfolut 
verjchloffen find. Es ift das wie beim Manöver dad Terrain, was bon 
anderen Truppengattungen nicht betreten werden darf. Wir haben von ber 
Hortichrittöpartei, dem Centrum, wir haben von den circa 150 Abgeorb» 
neten, die ſich mit dieſen beiden Parteien halten, unter feinen Umftänden 
und für feine Vorlage Unterftügung zu erivarten. Unfere Operationsbafis 
beichränft I auf vier Siebentel des Reichdtages, welche durch die drei Frak— 
tionen: die Nationalliberalen und die beiden conjervativen Parteien gebildet 
werden. In jedem anderen Lande würde bie Thatſache, daß drei Stebentel 
ber Landesvertretung überhaupt bie Eriftenzbafis, auf der fich eine Regierung 
ohne Verfall des Ganzen allein Halten Tann, negiren (Oho! im Gentrum) — 
mit Worten gewiß nicht, aber mit der That, ich rechne immer mit der That — 
den ftrengften Zuſammenſchluß der Uebrigen, die überhaupt die Inftitution 
halten wollen, wie fie ift, und fie vertreten wollen, zur vote haben. Bei 
und ift aber der Eorpägeift derjelbe, ber ja veranlaßt, daß zwei Regimenter 
in einer Garnifon, die aus denjelben Orten refrutirt werden, gar nicht ohne 
Sticheleien ausrüden können, ohne im Manöver auf einander einzubauen, 
bloß weil fie verfchiedene farben, verjchiedene Namen tragen, ſchwarzes oder 
weißes Leberzeug — wer von Ihnen Soldat gewejen ift, wird das erfahren 
haben — man Feinbet fi an und will dem Andern nichts gönnen. Diefer 
Geift ift e8, den wir Alle von der Univerfität einigermaßen mitbringen 
Aber diefe Erinnerungen von dort —* fi) doch nicht auf das olitifehe 
Reben übertragen, und ich kann nur bie Bitte an dieſe drei Fraktionen 
richten, daß bie Herren nicht ber Regierung, jondern bem Lande und ihren 
Landsleuten ben Dienft erweiſen, fich unter einander zu verftändigen, und 
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Daß alle diejenigen, welche überhaupt bie ftaatliche Entwidlung auf ber 
jetigen Bafis wollen, fich näher an einander anjchlieken und fich nur über 
fichtlich ganz unabweisbare Differenzen, aber niemals über die Frage einer 
Priorität, einer Rivalität trennen. Ych muß Hier noch dagegen remon— 
ftriren, daß mir bei Gelegenheit ber Auflöjung eine Tendenz Schuld gegeben 
worden ijt, als wenn ich irgend twelche Reaction oder Syſtemumwandlung 
erftrebt Hätte. Ich Habe nichts erjtrebt, ala daß die Abgeordneten fich mit 
ihren Wählern über die Situation bejprechen möchten, und habe gehofft, daß 
Sie, wie Antäus, durch Berührung der heimathlichen Erde geitärft, wieder: 
fommen. Daß Sie e3 nicht Alle gethan haben, thut mir leid, aber Tendenz: 
politif ift mir fremd, die habe ich allenfalls getrieben, ehe ich in den Staats» 
dienjt trat, wo ich auch ein zorniges Fraktionsmitglied war, aber für einen 
preußijchen Minifter ift das ganz unmöglich. Ich Habe beftimmte, pofitive, 
praftijche Ziele, nad) denen ich ftrebe, zu denen mir mitunter die Linke, 
mitunter die Rechte, nach meinem Wunſch beide gemeinschaftlich helfen 
follten, auch wenn ich meine Ziele unter Umftänden modifiziren follte, 
Aber wer auch diefe Ziele mit mir erftrebt, — ich gehe mit Dem, der mit 
ben Staat3: und Landesintereffen nach meiner Meberzeugung geht; die Frak— 
tion, der er angehört, ift mir gleichgültig. Ich habe ja angenehme und 
unangenehme Erlebniffe mit verichiedenen Fraktionen gehabt, und der Empfind: 
Lichfeit, daß man mich bei diefer oder jener Gelegenheit im Stich gelaffen, 
muß ich mich vollftändig entichlagen. Ich kann mich von dieſer Menſch— 
lichkeit doch nicht ganz Losjagen, räume aber ein, daß ich als Minijter 
nicht das Recht habe, empfindlich zu fein, fondern ich muß den Beijtand 
annehmen, der mir geboten wird. Bon dieſen drei Fraktionen erwarte ich 
die Annahme bes Getehes: die Vorlage erichien mir eine mäßige und zus 
Längliche. Ihrer Commiſſion ift fie zu weit gehend erjchienen. ir werden 
und darüber verjtändigen müſſen, was annehmbar if. Wenn Sie die Ges 
fahr mit und anerfennen, Ihre Wähler auch, Sie wollen aber das, was 
wir zur Bekämpfung bdiefer Gefahr von Ihnen erbitten, nicht bewilligen, 
nun, jo tft mir das der Beweis, dab Sie nicht das vollftändige Vertrauen 
zu uns haben, um uns das Maß von — nennen wir ed Dictatur — zu 
eben, welches wir zur erfolgreichen Bekämpfung des Uebels brauchen. Diejes 

ertrauen läßt fich nicht erzwingen, e3 läßt fich vielleicht erwerben durch 
eine forgfältige, loyale Ausführung des Geſetzes. Mein Bejtreben wird 
bahin gerichtet jein; deßhalb aber muß ich von Ahnen verlangen ein Geſetz, 
in dem wir und mit Erreichung des Zweckes ehrlich und ohne —— 
Auslegung bewegen können; denn ich bin feſt entſchloſſen, Yiber die loyale 
Ausführung des Geſetzes zu wachen. Haben Sie diejed Vertrauen nicht zu 
uns, Speziell zu mir, der ich im Reiche die Hauptverantwortlichfeit trage, 
haben Sie die Befürchtung, daß wir e3 mihbrauchen werden, um unein— 
geftandene Zwecke damit zu erreichen, kurz und gut, fürchten Sie fich mehr 
vor mir und dor der Anwendung des Gejehes, mehr vor den Regierungen 
als vor den Sozialdemokraten, dann weih 9 was ich zu thun habe: dann 
muß ih Perſonen Pla machen, zu denen Sie mehr Vertrauen 
haben, oder die andere Mittel zur Bekämpfung der Sozialdemokratie an: 
wenden fönnen, als ic) nach meiner Erfahrung und nach meinem politijchen 
Urtheile anzumenden berechtigt bin. ch bin der Anficht, daß der $ 1 jehr 
viel einfacher gefaßt werden könnte; er könnte lediglich lauten: „Wereine, in 
welchen jozialdemofratifche Tendenzen zu Tage treten, werden verboten.” 
In der jegigen Faſſung, die ich nicht befämpfe, denn fie ift die Fafſung des 
Bundesraths, und wenn ich auch nicht dabei geweſen bin, fo füge ich mich 
ihr doch, da ift dem hinzugefügt, daß fie außerdem noch Untergrabung und 
Umfturz betreiben müflen. Tas klingt ja faft fo, als ob andere nicht: 
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fozialdemofratifche Vereine, welche diefen Umſturz betreiben, dadurch ein 
Privilegium befommen follten; e3 Klingt außerdem fo, als wenn dieſes ganze 
Geſetz, ſo nothwendig und geboten, wie wir es halten, doch nicht twejentlich 
ift. Denn wenn ich die Thatjache, daß die Beftrebungen jozialdemofratifche 
find, an und für fi) jchon ala Umfturz und Untergrabung bezeichne, jo 
hätten wir fein Recht zu diefem Gejeß in dieſer Ausfchließlichkeit gegen eine 
beftimmte Richtung, jondern diefe Einfachheit der Faſſung Hat vielleicht eine 
Befürchtung abgehalten, daß man nicht klar feititellen könne, wer Sozial: 
demokrat ift und wer nicht? welche Tendenzen find jozialdemofratiih? Des 
ift eine Aengitlichkeit, die dem Richterftande angehört. Jeder Late ift ſich 
nicht zweifelhaft geweſen, welche Abgeordnete ſozialdemokratiſch find, welche 
Zeitung, welcher Verein fozialdemofratifch ift, wer fozialdemofratifch ge— 
wählt hat. Wie kommt es, daß jebt, da man dem Geje näher tritt, das 
Einfachite, der allen Leuten ſonſt verftändliche Ausdruck jetzt zweifelhaft wird, 
daß blau nicht mehr blau, roth nicht mehr roth it? Kein Menſch ift 
darüber im Zweifel. Beiläufig bemerfe ich, vielleicht um eine Anfnüpfung 
für die Zukunft zu haben: wenn Sie uns dieſes Gejeh nicht in dem Maße 
geben, wie wir es brauchen, jo gibt es alsdann verjchiedene Abjtufungen. 
Die eine ift die, daß wir es cum beneficio invencarii annehmen, aber gleich 
dabei erflären, zur —— des Zweckes, den wir erſtreben, genügt es 
nicht, und wir werden im der Lage fein, bei dem nächſten Zufammentritt des 
Reichstages ſchon Nachtragsvorlagen zu machen. Ich wenigftens bin jetzt 
von der Volllommenheit auch der Regierungsvorlage, von der Thatjache, daß 
fie erichöpfend fei, nicht in dem Maße überzeugt, daß ich mir jchon 
ganz ficher bin, daß dieſes umfänglich gezimmerte Schiff in dem ganz neuen 
Fahrwaſſer gleich richtig fahren wird. Ich glaube, die Erfahrung wird uns 
erft belehren, welche Mafjchinentheile und verfagen, und wir werden vielleicht 
genöthigt fein, Ihnen wiederum mit einer Vorlage näher zu 
treten zur Aufbejferung dejjen, was Sie uns heute bewilligen; 
ih glaube, jelbft dann, wenn Sie und die ganze Regierungs: 
vorlage bewilligt hätten, aber ganz ficher, wenn Sie davon um 
ein Erhebliches abweichen. Es gibt gewiſſe Säbe in dieſem Geſetz, 
die namentlich Bezug haben auf eine Einfchränfung der Freiheiten 
in der Freizügigkeit und in der Preffe, die ich vorher als die ge se 
motoren ber plößlichen und bedrohlichen Entwicklung andeutete, gewiſſe Bes 
dingungen der Einſchränkung diefer jchädlichen Einwirkung, ohne Die ich das 
Gefeß für die Regierung überhaupt für vollftändig unbrauchbar halten 
würde. Ich beichränfe diefen Anſpruch auf das Mäßigſte und Unentbehr: 
lichſte. Mein Beftreben geht über dieſes Gefeh und diefe Vorlage hinaus, 
geht dahin, wo möglich aus den drei Fraktionen [die beiden conjervativen 
und die nationalliberale], die überhaupt an den ftaatlichen Zweden der Re: 
gierung in befreundeter Weife mitarbeiten, ımd aus der Regierung zufammen 
eine fejte, fich gegenfeitig in allen Theilen vertrauende Phalanx zu bilden, 
die im Stande ijt, allen Stürmen, denen unfer Reich ausgeſetzt ift, wirkſam 
Widerſtand entgegenzufegen. Hafjelmann (Sozialdem.) erflärt, daß die 
Sozialdemokraten den aufgendthigten Kampf durchführen würden; er mache 
bie Regierungen und bie Reichataggmajorität für etwaige künftige Gewalt: 
thätigfeiten mit Blutvergießen verantwortlid. Er verbreitet fich dann aus: 
Dee über die Beſtrebungen der Sozialdemokratie und rechtfertigt Die 

arifer Commune. Am Schluffe feines zweiftündigen Vortrags fpricht er 
von der Gventualität einer offenen Erhebung der unterbrüdten Arbeiter 
bevölferung und wird dafür unter dem Tebhaften Beifall des Haufes zur 
Drdnung gerufen. Derfelbe verläßt bie Tribüne darauf mit den Worten: 
Fürſt Bismard möge an den 18. März 1848 benfen. Löwe beleuchtet bie 
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Lage ber Arbeiter fonft und jet, das Weſen der Probuctiv-Affoziation und 
was Schulze⸗Delitzſch dafür gethan. Die Borlage ſei gegen die gewerbs— 
mäßigen Agitatoren gerichtet, die den Claſſenhaß jchürten. Man befinde fich 
in einem Rothitande und bürfe ber Regierung feine Mittel verfagen. Die 
Arbeiter jelbft ftänden unter einem Terrorismus, der gebrochen werden müffe. 
Wan ınöge das Gejeß nur fo geitalten, dab das Genofjenjchaftswejen gejchont 
werde. dv. Bennigjen (nat.:lib.) erklärt ſich dee die Vorlage nad) den Be: 
ſchlüſſen der Commiſſion, betont die gründlichere Ausarbeitung der jegigen 
Borlage und weiſt darauf hin, wie durch die Vorlage nur eine genau ges 
fennzeichnete Agitation getroffen werde, deren Treiben er erläutert. Gerade 
auf die Arbeiter werde durch die Agitatoren am jchädlichiten gewirkt, indem 
ihnen nur Hoffnungslofigfeit gepredigt, die Luft zum Arbeiten und Weiter: 
ftreben benommen werde. Man müſſe den Gejundungsprozek vornehmen, ehe 
es zu jpät jei, die Betvegung eindämmen und zu diefem Zweck die Vorlage 
nah den Gommiffionsbejchlüffen annehmen. Der Reichskanzler habe fich ba: 
gegen verwahrt, reactivonäre Politit zu treiben; für dieſe Erflärung jei er 
ihm dankbar. Wer jo Großes für Deutjchland gejchaffen wie der Reichs: 
fanzler, von dem fünne man nicht annehmen, daß ex mit Elementen arbeiten 
wolle, die ihm wiberjtrebten. Der Reichskanzler habe geftern — das ſei jeht 
doppelt werthvoll — die volle Gleichberechtigung der liberalen und conjer: 
vativen Parteien anerfannt. Wäre ernfter Verdacht vorhanden, daß in 
zeactionärem Sinne gewirthichaftet werden follte, dann müßte man jede Hoff: 
nung auf eine gejunde Fortentwicklung aufgeben. Der Ausjpruch des Reiche: 
fanzlers fei werthvoll mit Rüdficht auf die legten und auf künftige Wahl: 
tämpfe. Bennigjen jchließt mit einem Appell an den Patriotismus der 
Parteien, die ſich bie Hand reichen müßten, überall, wo es ſich um das 
wahre Wohl des Baterlandes handle. Hierauf wird die Debatte geſchloſſen. 
& 1 wird nad) dem Gommiffionsbejchlug mit dem Amendement Ackermann 
(conj.) [Einfügung der Worte: insbejondere die Eintracht der Bevölferungs: 
claſſen gefährdender Weije] angenommen. Tür den $ 1 ftimmen die nat.:lıb. 
und beide conf. Fraktionen, ——— die Gruppe Löwe, von der Fortſchritts— 
partei Hilf, Müller (Gotha) und Baumgarten und die eljäj. Autonomiften Rack 
und North. Ein Antrag Schulze-Gareis zum Schuß der Genofjenjchaften wird 
mit größter Mehrheit angerommen. — Zu $ 6 (Verbot von Dructichriften) 
ſpricht ſich Richter (Fortſchr.) gegen ein Amendement Adermann (conj.) aus, 
weil mit diefem da3 eleh rückwirkende Kraft haben und von dem Verdacht 
nicht frei bleiben würde, auf Verfolgung von Perſonen angelegt zu fein. 
Der Commiſſionsvorſchlag ſei jcharf genug. Der Reichskanzler fage mit Uns 
recht, daß die fozialiftifche Bewegung durch die Preßfreiheit gefördert worden 
fei. Die Aufhebung des Zeitungsjtempel3 und der Gautionen feien ohne 
Einfluß auf jene Bewegung geweien. Die Fortſchrittspartei fei beftrebt, die 
bisherigen Gejege zu erhalten; fie ſei gewiſſermaßen die alte Bismardpartei ; 
fie wolle da3 Wahlrecht, die Wahlperioden, die Freizügigkeit, die Gewerbe: 
freieit conferviren, fie ſei die altconjervative Reichäpartei. Man möge nicht 
immer Bergleiche mit den Franzoſen ziehen, unjere Berhältniffe lägen nun 
einmal ganz anderd. Die Hauptthätigkeit der jozialdemofratiichen Agitatoren 
bafire auf Erregung des Claſſenhaſſes. Windthorft habe Unrecht, wenn er 
fage, der Eulturfampf Habe die jozialiftifche Bewegung gefördert. Er (Richter) 
habe die Gefahren der Sozialdemokratie niemals unterſchätzt. Es ſei gut, 
daß die Frage eingehend Disfutirt werde. Die Vorlage und namentlich der 
$ 6 feien indeß feine Mittel gegen die Sozialdemokratie, welche mehr unter 
als vor dieſem Geſetz zu fürchten fei. Minifter Graf zu Eulenburg 
erflärt es ala eine Unmöglichkeit, — daß die Beſtimmungen des 
56 auch auf andere als ſozialdemokratiſche Schriften angewendet werden 
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würden. Es fei dieß eine willfürliche Unterftellung; ben Beweis dafür werbe 
man jchuldig bleiben. Der Minifter bittet, die Anträge Adermann anzus 
nehmen, aljo Hinzufügung der Worte: „insbejondere die Eintracht der Be— 
völferungsclaffen“ — und Streichung der Worte: „jobald auf Grund dieſes 
Geſetzes das Verbot einer einzelnen Nummer erfolgt“. Wenn man biefe 
Worte ftehen laſſe, jo ſchwäche man die Wirkung des Paragraphen und des 
ganzen eg 0 welches einer verderblichen Literatur ein Ende machen folle 
und darin durch ein Verftedenjpiel nicht aufgehalten werben dürfe. Eine 
Zeitung werde nach dem erjten Verbot nicht die Tendenz ändern, jondern 
diefelbe nur zu verfteden juchen. Bei der Abftimmung wird das erite 
Amendement Adermann — die durch das zweite Amendement 
beantragte Streichung aber abgelehnt. Hierauf wird $ 6 nach der Regierungs— 
vorlage abgelehnt, ebenjo derjelbe Paragraph nach der Commiſſionsfafſung. 
Damit ift auch die Diskujfion der zu 6 — 88 7-10 zunächſt 
abgeſchnitten. Bei 8 16 (Aufenthaltsbeſchränkungen gegen gewerbsmäßige 
Agitatoren) beantragt Ackermann (conſ.) Wiederherſtellung der Regierungss 
vorlage. dv. Bennigſen (nat.-lib.) erklärt, die Commiſſfion habe ſich ohne— 
hin nur ſchwer entſchließen können, Aufenthaltsbeſchränkungen zuzugeſtehen. 
Die Anträge von conſervativer Seite, die über die Beſchlüſſe der Commiſſion 
binausgingen, feien für feine Partei unannehmbar; er müffe die Verant: 
wortlichkeit für eine etwaige Ablehnung diejer Paragraphen den Gonjervativen 
zuſchieben. Minifter Graf zu Eulenburg hofft, daß dv. Bennigjen’z 
Erklärung nicht allzu ſcharf aufzufaffen fein werde, und da die National: 
liberalen hier wie bei den früheren Paragraphen nicht gegen die Amende- 
ments jtimmen würden. Der Paragraph jei unabweisbar nothwendig, wenn 
man wirkſam die Ziele des Geſetzes erreichen wolle. dv. Helldorff (conf.) 
und dv. Kardorff (conj.) treten für den Antrag Adermann ein. Hänel 
(Fortichr.) jpricht gegen den $ 16 überhaupt. Bei der Abftimmung werden 
die Anträge Schmid und Adermann abgelehnt; ſodann wird der $ 16 in 
der Commiffionsfaffung abgelehnt, ebenjo die Regierungsvorlage. — 8 19 
betrifft die Rekursinſtanz (die Zufammenfegung der Gommiffion, die Zeit: 
dauer der Mandate und die Ernennung des en) AUdermann 
(conjervativ) befürwortet das Amendement, wonach der Kaiſer den Präfi: 
denten in freier Wahl ernennt, vier Mitglieder dem Bundesrath angehören 
und vier andere außer aus den höchiten Gerichten des Reichs und der Einzel: 
ftaaten auch aus den oberften VBerwaltungsgerichten gewählt werden können. 
Windt horſt (ultr.) befämpft den Paragraphen, der eine wejentliche Beein: 
trächtigung der Competenz der Ginzelftaaten enthalte, welche ohne Aenderung 
der Bundesverfaffung nicht möglich ſei. Für eine gerechte Eontrole biete die 
projectirte Behörde feine Garantie. Für fie wie für die untere Inſtanz 
würden nur Zweckmäßigkeitsrückſichten maßgebend ſein. Der ſächſiſche 
YJuftizminifter Abeken glaubt, die verbündeten Regierungen könnten cher 
ben Anträgen Adermann’3 als der Commijfionsfaffung zuftimmen. Dem 
Geſetz fehle die eigentliche Rechtsnorm. Dasſelbe überlaffe feiner Natur nad) 
in jedem einzelnen alle Alles dem Exrmefjen der zur Entſcheidung berufenen 
Behörde. Deshalb könne im der Rekursinſtanz auch die richterlihe Inſtanz 
nicht übertwiegen. Es Liege eine größere Garantie für eine milde Hand: 
habung bes Gejehes in der Annahme de3 Antrags Ackermann's. Die An: 
träge Adermann’3 werden bei der Abjtimmung abgelehnt und ber ganze 
Paragraph mit feinen fünf Abfägen nad) den Commiſſionsanträgen ange: 
nommen. Bei $ 20 (den Givilbelagerungszuftand betr.) will Adermann 
(conſ.) die Berhängung des Belagerungszuftandes, ſobald Gefahr droht, nicht 
erit bei unmittelbarer Gefahr; auch jolle beim Belagerungszujtand die Aus: 
peifung aus dem Wohnort erlaubt ſein. Bejeler verlangt, daß nicht die 
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Gentralbehörbe, fondern ber Kaifer und ber Bundesrath den Belagerung?: 
ftand verhängen, darüber auch nicht dem Reichstag Rechenſchaft gegeben, 
onbern nur Mittheilung gemacht wird. Windthorſt (ultr.) Hält ben 
zu hen unvereinbar mit den bayerischen Refervatrechten. Minifter 
ulenburg iit für die Gommiffionsvorjchläge mit Adermann’3 Amendes 
ment. Der Reichstag bejchließt alfo. Gegen die Aenderungen der Gonjer: 
vativen ftimmen von den Nationalliberalen nur Lasker, Schlieper, Braun 
und Schröder: Friedberg. $ 21 und $ 22 werden nach der Gommijjions: 
fafjung angenommen, e3 ijt alfo drittehalbjährige Geltungsdauer feſtgeſetzt. 

8. October. (Bayern.) Der katholifche Volksverein beſchließt 
in einer Generalverfammlung unter dem Vorſitze und auf den Anz 
trag des Dr. Sigl, angeblich wegen de3 bevorftehenden Sozialijten- 
geleßes, feine Auflöfung: 

„In Erwägung, daß die Tendenz des Sozialiſtengeſetzes nicht bloß 
bie Sozialiften, fondern auch und vielleicht mehr noch die fatholifch-politischen 
und particularijtiichen Vereine zu treffen geeignet erjcheint, eine frühere oder 
jpätere Auflöjung des fatholijchen Volksvereins demnach als wahrfcheinlich 
zu erachten iſt; dab die —— Auflöſung eine ſpätere Wiederconſtitui—⸗ 
rung unmöglich machen würde; daß mit der Auflöſung des Vereins die 
Confiscation ſeiner Fahne und ſeines Vermögens verbunden wäre; in weiterer 
Erwägung, daß unter den gegenwärtigen politiſchen und lokalen Verhält— 
niſſen ein Feld fruchtbarer und erſprießlicher Thätigkeit im Sinne des Ver— 
eins überhaupt > gegeben erjcheint; mit Rüdficht, daß nach einer freis 
willigen Auflöfung bei Aenderung der bezeichneten Verhältniſſe der katholifche 
Volksverein fich jederzeit wieder conjtituiren kann.“ 

9.—10. October. (Deutjches Reich.) Deuticher Proteftanten- 
tag (elfte allgemeine Jahresverfammlung der deutjchen Proteftanten= 
vereine) in Hildesheim. Der Präfident derfelben, Dr. Techow 
(Berlin), eröffnet diefelbe mit einer Ziel und Beftrebungen der Pro— 
teftantenvereine ſchildernden Anjprache, worauf die Verſammlung 
über die kirchliche Lehrfreiheit und das Gemeinderecht, wozu die Fälle 
Hoßbach und Kalthoff in Preußen die nächte VBeranlaffung gegeben 
baben, verhandelt und eine dießbezügliche Refolution faßt. 

Zuerſt jpricht Prediger Richter aus Mariendorf bei Berlin als 
Berichterjtatter über die vorgelegte Frage, indem er ausführt: Ueber bie 
firchliche Lehrfreiheit hat der Droteftantenperein jeit feinem Beftehen wieder: 

lt verhandelt und noch 1872 in Dsnabrüd gegen den Bekenntnißzwang 

ahrung eingelegt. Es iſt nicht unſere Abficht, heute früher Gejagtes 

zu wiederholen; aber e3 handelt ſich um die Abweiſung von neuerlichen 
Angriffen, und es gilt zu forgen, daß der freie Lauf des Evangeliums nicht 
gehemmt werde. In den meiſten deutſchen Landeskirchen herrſcht Friede, 
nur leider nicht im Königreich Preußen. In der preußiſchen Landeskirche 
iſt ſeit der Predigt Hoßbach's Schlimmes geläpehen ; die Orthodoren haben 
ch zufammengejchlofien und find daran, die Schranfen der Belenntniffe in 
er unirten Kirche wieder aufzurichten. Selbſt der Präfident des Ober: 
firchenraths, Herrmann, ift verdrängt worden, und mit ihm bie ganze 
Mittelpartei. Bei der Nichtbeftätigung Hoßbach's hieß es: es handle ſich 
um den Schub eines bejonderen Bekenntnißſtandes in ber Berliner Jacobi 
Gemeinde, und in der Kalthofj'ichen Sache wurden bereits die Belenntniße 
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Schriften ald Glaubensgeſehe bezeichnet. Eine allgemeine Gefahr droht von 
der bevorftehenden Generaliynode, durch welche die bisherige kirchliche Ber: 
waltung3praris zum Geſetz erhoben werden foll. Aus der Generaliynode 
bat man die Mitglieder des Proteftantenvereind ganz fern zu halten gewußt; 
man hat erklärt: man wolle deren Stimme dort nicht zum Gehör gelangen 
laſſen, ja man fürchte fie fogar. Wenn wir folche Beftrebungen — 
auftreten ſehen, dann müſſen wir mit allen Mitteln dagegen en und 
warnen dor der drohenden Gefahr. Aber wir Haben nicht bloß im allge- 
meinen protejtiren, jondern beftimmt außjprechen wollen, welche Grundjäße 
zur Wahrung der Gemeindefreiheit unerläßlich find. Dieſe Grundjäße jollen 
num twieder auägejprochen werden. Redner führt aus, dab in den Thefen 
ber biblijche Grund und der Grund der Reformation fejtgeftellt jei. Daraus 
folge, daß wir nicht dem Independentismus huldigen. Aber im uriprüng» 
lien Gvangelium Tiegt Schuß und Verwahrung gegen die jcharfjinnigen 
Verſuche der Theologen in dogmatijchen Formeln zu definiven. Tas Gebet 
„Unfer Vater“ ift das rechte einzige Belenntnid. Das gemeinfame Band des 
Evangeliums joll ung zujammenhalten; wir wollen nicht die Kirche in DE 
Gemeinden auflöjen. Ebenſo muß Ginfpruch erhoben werden gegen die Ver: 
wechjelung des Gvangeliums mit der Bibel. Das ift ein Abfall von ber 
- Reformation und eine Mißachtung des Meges, welchen Gottes Vorjehung 

unfere evangelijche Kirche geführt hat. Luther hat Kritik geübt an den bib— 
lifhen Büchern; Melanchthon hat unermüdlich an feiner Kehrdarftellung ge: 
bejjert, fowohl an der Augsburgiichen Confeſſion als ſonſt in der Auffafjung 
be3 Gottesbegriffes. Die Belenntnißfchriften waren zu ihrer Zeit epoche: 
machend, find aber nicht Normen; über ihnen fteht da3 Evangelium jelbft. 
Das Kirchenregiment hat nach dem Evangelium nur der Geift Gottes, nicht 
Papit oder Biſchof. Wir glauben an dieſen Geift Gottes, der im inmerjten 
Leben der Kirche waltet. Die Lehrordnung gebührt der Gejammtgemeinde, 
nicht einer einzelnen Gemeinde. In unferer Yandesfirche gibt es noch gar 
feine Lehrordnung, wie Präfident Herrmann jelbjt zugeftanden hat. Durch 
die Union ift der bisherige Zuftand bejeitigt, und feitgeftellt worden, daß bie 
Geiftlichen weder auf die Goncordien: Formel noch auf die Augsburgijche 
Confeſſion zu verpflichten jeien, jondern nur auf den Conſens der Lehr: 
meinungen. Bei Erlaſſung der Kirchen-Agende wurde dieß mehrmals aus: 
brüdlidy anerkannt. Redner jelbit ift bei feiner Ordination durch Bet 
Neander, einen der Gründer der Union, darauf verwiejen worden, daß die 
Belenntnifje feine juriftiiche, jondern nur moralijche Kraft haben; er jolle 
das Wort Gottes en twie dasjelbe im der heiligen Schrift enthalten jei. 
Die Verpflichtung auf die Bekenntnißſchriften iſt alfo eine Neuerung. In 
ben Stalthoff’schen Fall ift jogar ausgejprochen worden: daß der Geiftliche 
auf die heilige Schrift, die drei alten Belenntniffe und die Augsburgifche 
Confeſſion verpflichtet jei, obwohl ber letzteren die Geltung in der Union 
ausdrüdlich aberfannt worden ift. Wollte man einmal tirchenregimentlich 
über die Lehre entjcheiden, jo müßte man auf das Wort Gottes ſelbſt zurüd: 
—— Jener Willkür und Verwirrung muß ein Ende gemacht werden 
urd den Beichluß einer Generaliynode, welche vor Trübungen geſchützt ift. 
Keine Synode darf enticheiden, was Wahrheit und was Irrthum ift. Im 
geihichtlichen Verlauf waren Landesfürften und Obrigfeiten in Lehrfragen 
eben jo abjolut wie in politifchen Dingen. Daß dieß heutzutage nicht mehr 
zuläffig, darüber herrjcht allgemeine Uebereinftimmung. Die weitefte Meinung 
geht num dahin: daß, wenn die Gemeinde mit dem Geijtlichen einverjtanden, 
niemand darein zu veden hat, möge leßterer auch lehren was er wolle. In der 
Vorberathung ijt dieß aber verworfen worden, weil der Verein erflärtermaßen 
auf dem Boden der Yandestirchen ſteht und weil zur Ausübung der Aufjicht 
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vor allem Wiſſenſchaft und Umficht gehört, wie fie in Mehrheitsbeichlüffen 
einzelner Gemeinden nicht überall vorausgejegt werden dürfen. Immerhin 
aber ift jtet3 auf das Einverftändnik zwischen ri und Gemeinden 
der größte Werth zu legen. Betreffs der landesherrlichen Rechte Hat ber 
Berein früher bejchloffen, dat das Landesherrliche Stirchenregiment, ſoweit e3 
befteht, erhalten bleiben joll, und ijt dafür von rechts und Links getadelt 
worden. Keinesfalls Hat damit gejagt jein follen, daß durch die neuen 
Synobdalordnungen der Landesfürft als conjtitutioneller Papft über der Kirche 
fiehen jolle. Speziell in Preußen ift der König nie ala perfönlicher Bifchof 
anerfannt worden. Die Erfindung des praecipuum meinbrum ift neueren 
Datums; ganz neueften Datums ift aber die Auslegung: die Synodalordnun 
gebe dem Yandesherrn eine unwürdige Stellung, weil er an Oberkirchenrat 
und Generaljynode gebunden jei. Das ift eine kleinliche Parallele zum Vati— 
canum, nach welchem der Papft ex sese Dogmen definirt. Wie die Hohen: 
zollern das Kirchenregiment aufgefaßt haben, ift in einer Erklärung nieder: 
elegt, die noch jeder Herricher feit Johann Sigismund (1612) anerkannt 
t. Zum Schluffe refapitulirt Redner die einzelnen Punkte, über welche 
Beſchwerde zu führen ift, und knüpft daran die Mahnung: Heutzutage, wo 
da3 Evangelium des Materialismus gepredigt werde und viele Gläubige finde, 
alle diejenigen, welche Bu dem Boden bed wahren Evangeliums zujammen: 
fteben, ——— amit dem Volke das Chriſtenthum erhalten werde. 
Deßhalb richte er an alle die dringende Bitte: Beſtehet in der Freiheit, auf 
die Chriſtus uns geſtellt hat, und laßt uns wachſen durch das Band der 
Liebe! Profeſſor Pfleiderer (Berlin) macht unter dankender Anerkennung 
der objektiven Darſtellung des Vorredners ſeinen abweichenden Standpunkt 
betreffs des Gemeinderechtes geltend. Das eigentliche Prinzip der Kirchen: 
bildung ift die zufammenhaltende Kraft de3 Evangeliums. Wenn dad Evan: 
elium dieſe Kraft wirklich hat, dann bedarf es feiner äußerlichen Zufammen: 
— Wo der Geiſt Gottes iſt, da iſt auch die Einheit vorhanden, au 
wenn feine äußere Kirchenzucht da iſt. Eine ſtaatskirchliche Verbindung iſt 
immer willfürlicy und ohne die Garantie, daß der heilige Geift bei ihr jet. 
Es find eben auch Menfchen, durch welche die Kirche regiert wird, und e3 
geht bei ihmen oft recht menjchlich zu. Mit den Synoden find wir aus dem 
Regen in die Traufe gefommen. Abgeſehen von Baden, hat die evangelifche 
Freiheit nirgends in den Synoden eine Stätte gefunden. Es ift bei uns fo 
jhlimm, daß man Mr meinen fönnte, unter dem Papft wäre e3 noch er: 
träglicher. Die Mehrheit der Synoden wird durch heillojen Terrorismus 
zujammengehalten. Die proteftantijche Kirche ift auf dem deutjchen Reichs: 
tag dadurch entjtanden, dat eine Minderheit erklärte: „In *5* des Glau—⸗ 
bens und Gewiſſens gibt es keine Mehrheit.“ Daran muß feſtgehalten werden. 
Aber auf den Synoden entſcheidet die Mehrheit auch in Sachen des Glau— 
bens und Gewiſſens. Darum ſoll allerdings nicht die ſynodale Ordnung 
umgeſtoßen werden, doch ſoll fie auf dad äußere kirchliche Leben bejchräntt 
werden. So wird das Gemeinderecht zum Sicherheitsventil für bie Landes— 
firche. Prediger Richter: Die ee: wie in der proteftantijchen Kirche die 
Lehrfreiheit vollftändig ficher zu ftellen fei, ift noch nicht gelöft. Wenn ber 
Vorredner da3 Evangelium für ein genügende® Band hält, warum will er 
dann die Landeskirchen nicht ganz befeitigen? Warum haben wir neben den 
10 Geboten body noch Justiz: und Rechtäpfleg? Weil wir nicht bloß die 
unfichtbare, jondern auch die fichtbare Kirche vertreten; deßhalb genügt una 
das ideale Band de3 Evangeliums nicht. ir bebürfen m die Slirche be: 
flimmter Ordnungen. Mit warmen Morten bittet Redner, nicht ſchon 
jegt über unjere ſynodale Entwidlung abzuurtheilen, wo fie noch gar nicht 
bis in die äußerſte Spihe im Erſcheinung getreten fei. Auch erinnert 
Schulthess, Gurop, Geſchichtslalender. XIX. Bd, 11 
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er daran, daß nach ber Synobal-Orbnung ben Synoben ausdrüdlich unter: 
fagt ift, in Belenntnißfragen zu entjcheiben. Das Aufgeben jeglichen kirch— 
lichen Verbandes würde uns ſchwer jchädigen und nur unjern Gegnern nützen. 
er werben die folgenden Thejen nebſt einer Rejolution und einer 
rklärung einmüthig gebilligt: „Ihejen: I. Die Grenzen der kirchlichen 
Lehrfreiheit werden beftimmt: 1) durch die Aufgabe des Pfarramts das 
Evangelium Jeſu der chriftlichen Gemeinde zu verkündigen; 2) durch ben 
Grundjaß unferer evangelifchen Kirche, daß das Evangelium Jeſu allein in 
der heiligen Schrift ja ezeugt ift. II. Die geſchichtlichen Belenntnifje 
der alten Kirche fowie der Reformation en Zeugniffe der chriftlichen Lehre 
aus der Erkenntniß ihrer Zeit, daher ehrwürdige Denkmäler der gejchicht» 
lichen Entwidlung der Kirche, aber nicht verpflichtende Normen für den 
Glauben der Gegenwart. Il. Proteftantifche Synoden _ nicht die Be— 
fugniß, die durch die Reformation gelegten Grundlagen der Lehrfreiheit ab: 
zuändern. Jeder VBerfuch, nach dreihundertjähriger Entwidlung unferer evan— 
gelijchen Kirche durch Mehrheitsbeichlüffe einen Bekenntnißzwang aufzurichten, 
würde vorausfichtlich Kirche und Gemeinden zerfprengen. IV. Die Ausübung 
des Aufſichtsrechts in den bezeichneten Grenzen gebührt kirchlichen Organen. 
In Sachen der Lehre jteht den Landesherren eine Entjcheidung nicht zu. 
Die Lehrer der theologijchen ne unterftehen der kirchlichen Aufficht 
nicht. V. Die zur Ausübung des Auffichtsrechts berufenen kirchlichen Or: 
ane müſſen die Gleichberechtigung der verjchiedenen auf dem Boden des 
angeliums erwachjenen Richtungen offen anerkennen und auch ihrerjeits 
die Einigkeit im Geift zwijchen bdenfelben pflegen. Es ift daher ein Miß— 
brauch, wenn mit dem Buchjtaben der Belenntniffe über Glauben und Ge: 
willen gerichtet, das freie Wahlrecht der Gemeinde verfümmert und da wo 
Geijtlihe und Gemeinde-Organe einig find, der Friede geftört wird. — 
Rejolution: Indem der elfte deutſche Proteftantentag zu Hildesheim zu 
dem twejentlichen Inhalt der über die Lehrfreiheit und das lirchliche Ge: 
meinderecht vorgelegten Säbe feine Zuftimmung erklärt, erneuert er feine auf 
den Proteftantentagen zu Fr ala Berlin (1869), Darınjtadt (1870) 
und Dsnabrüd (1872) gefahten Beſchlüſſe über die Nothwendigfeit und die 
Schranken der Lehrfreiheit. — Erflärung: Der Proteftantenverein verwahrt 
fi) aufs neue gegen den Vorwurf, dab er Lehrwilltür in der evangelifchen 
Kirche einzuführen ſuche. Er fordert vielmehr, daß ein evangelifches Kirchen: 
regiment alle diejenigen — zum Dienſt an der Kirche ſammle, welche 
auf dem Grunde des Evangeliums Jeſu und im Einklang mit den Grund: 
ſätzen der Reformation die Gottesfurcht in unſerem Volfe wecken und leben 
dig — wollen. Während dieſe Forderung in kleineren deutſchen Lan: 
beöfirchen don den Kirchenregierungen anerkannt iſt, gehen von Kirchenbehör— 
den bes — deutſchen Staates bedauerliche Maßnahmen aus, welche die 
unjerer Kirche zu Gebote ftehenden Kräfte zerftreuen und ſchwächen, ftatt fie 
ufammenzufchließen und zu vermehren. Daß bie faum verfejungsmäbig 
eftgeftellten Gemeinderechte durch Vorgänge wie in ber Jakobi-Gemeinde zu 
erlin thatjächlich wieder aufgehoben werden, muß in den Gemeinden Uns 
muth und Erbitterung erregen, während Erlaſſe des Evangelijcden Oberfirchen: 
raths mit eigenmächtigen Beftimmungen über die Grenzen der Lehrfreiheit auf 
viele Geijtliche einen unberechtigten Gewifjensdrud legen und tüchtige Kräfte 
vom geiftlichen Stande zurüdjchreden. Der Protejtantenverein bittet jeben 
beutjchen evangelifchen Ehriften, weh Standes er fei, vor Gott zu ertwägen, 
daß wir nur durch ein einiges, von Vertrauen, Geduld und Liebe getragenes 
Zujammenfaffen der religiöjen Kraft des deutſchen Proteftantismus ftark genug 
werden, um unfer Volt von den Abwegen eines gottentfremdeten Materialis: 
mus zurädzuhalten und die Angriffe der römifchen Kirche zurückzuweiſen.“ 
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13.—14. October. (Deutfches Reich.) Zweite Hauptver= 
Jammlung des deutjchen antijozialdemofratifchen Arbeitercongrefjes 
(Gewerfevereine) unter dem Vorſitze feines Gründer® Dr. Mar 
Hirfch in Dresden. An derfelben betheiligen fich 42 GCorporationen, 
die zufammen etwa 50,000 Mitglieder vertreten. Bon 110 Cor— 
porationen find Entjchuldigungen eingegangen; nur 3 Vereine indeh 
motiviren ihr Fernbleiben vom Gongrefje damit, daß eine Bejtim- 
mung ihrer Statuten ihnen die Theilnahme an einer politischen 
Verſammlung unterfage. Ber Gongreß bejchließt eine Reihe von, 
Reſolutionen behufs Beljerung der Verhältniſſe der Arbeiter. 


Zur Theilnahme an dem Gongrefje hatte deſſen ftändiger ———— 
mit dem Reichstagsabgeordneten Dr. Max Hirſch an der a eine Auf 
forderung erlafjen, welche ſich ausjchließlih „an alle Liberalen Deutſchlands“ 
richtet und in der es u. U. heißt: „Die jüngften überaus beflagenswerthen 
Dorgänge in unferem DBaterlande müfjen, welches auch die befonderen Beweg— 
gründe — ſein mögen, unzweifelhaft als Symptome * zerrütteter 
ſozialer — und Zuſtände aufgefaßt werden. Der deutſche Ar: 
beitercongreß ging aus von der Anerkennung der ungeheuren Gefahr, welche 
in der jozialdemofratijchen Bewegung gegen Staat und Gejellfchaft, gegen 
Freiheit und Cultur, gegen Sittlichkeit und nationale Ehre ſich heranwälzt. 
Tiefe Gefahr fteht klar vor aller Augen, jet thut es nur noth, dor dem 
Uebermaß des Schredend und vor übereilten Maßnahınen zu warnen. Zu 
diefen werden vor allem „reaktionäre Ausnahmegejege” gerechnet. So ver: 
tehrt und verderblich die Sozialdemokratie auch ift, fie ift geiftiger Natur 
und materielle Mittel vermögen ihr nicht beizufommen. ... Wir wollen 
vor allem die Unbildung und Unklarheit, in welcher die fozialdemofratifchen 
Berirrungen wurzeln, durch Bildung und Aufklärung der Mafjen bejeitigen. 
... Aber auch die populärften Artikel und Reden können dieß nur erreichen, 
wenn fie mit hilfreicher That gepaart find. ... Der bdeutjche Arbeiter: 
eongreß ijt insbejondere durchdrungen von der Nothiwendigkeit einer Organi- 
Jation der gewerblichen Klaſſen.“ Das Programm des Congreſſes jtellt unter 
anderen folgende forderungen an die Gejehgebung und Verwaltung: allge— 
meines gleiches und direftes Wahlrecht mit Diäten, gerechtere DVertheilung 
ber Steuern, Verkürzung der Militärdienftzeit, weſentlich erhöhte unentgelt: 
liche Volksbildung, gejeglicher Schuß der Arbeiter, befonders der jugendlichen 
und weiblichen, gegen jede Schädigung und Ausbeutung bei jeder Art von 
Beihhäftigung, obligatorijche —— ber gewerblichen Schiedsgerichte, ge: 
jegliche Anerfennung der Gewerfvereine und Ginigungsämter, dagegen Ab: 
wehr neuer Beſchränkungen der Koalitionzfreiheit und Bejeitigung der bie 

eie Arbeit unterdrücenden Konkurrenz der Strafarbeit und ber die Arbeiter 
hHädigenden Einrichtungen in ben Stantd: und Reichsanſtalten, jowie bei 
der Militärarbeit. Der Dresdener nationalliberale Reichäverein hat, „obwohl 
er ben Beitrebungen des Gongrefjes auf rein jozialem Gebiet im Allgemeinen 
einen Beifall zollt“, bejchlofien: „In Erwägung, daß der Congreß in feiner 

ufforderung und jeinem Programm die Beitrebungen zur Belämpfung ber 
Eozialdemotratie mit der Verfolgung einfeitiger politijcher Tendenzen ber 
Hortjchrittspartei in Verbindung bringt und in feinen Statuten die Theil: 
nahme am Gongreß von ber ——— dieſes Programms abhängig macht, 
es abzulehnen, ſich durch Delegirte bei der Verſammlung des Congreſſes zu 
betheiligen.“ Die Eröffnungsrede des Dr. Hirſch handelt „über die wahre 
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Bekämpfung der Sozialdemokratie”. Zwei Irrthümer — noch immer gäng 
und gäbe, welche die wirffame Bekämpfung der Sozialdemokratie beeinträch: 
tigen; man halte erjtlich die Sozialdemokratie, diejes Symptom eines inneren, 
aber heilbaren Leidens, für eingefchleppt wie den Kolorado-Käfer, und zwei— 
ten3 verdächtige man als jozialdemofratiich alles, was fozial und Arbeiter 
heiße. Die erfte Waffe gegen die Sozialdemokratie fei die Bildung. (Höhni— 
jches Gelächter ſeitens der anweſenden Sozialiften.) Die große Zahl ſozial— 
demofratijcher Stimmen bei den Reichstagswahlen enthalte einen Ruf nad 
Reform des Unterrichtsweſens, nach Erhöhung des gejfammten Bildungs: 
niveau's. Aber die Bildung genüge zu einer zwedentiprechenden Befämpfung 
der Sozialdemokratie noch nicht. Die Unzufriedenheit, welche die Arbeiter 
den Sozialdemokraten in die Arme führt, ſei vielfach berechtigt, und die Ar: 
beit3verhältniffe geh Ari einer Befferung bedürftig. Redner kommt 
dann zu fprechen auf die Nothiwendigfeit des Schußes der jugendlichen und 
weiblichen Arbeiter, der Befeitigung übermäßiger und ungeeigneter rauen: 
arbeit, des Schutzes der Arbeiter überhaupt gegen Einrichtungen, welche Un: 
fälle herbeiführen helfen, die Abjtellung übermäßiger Arbeitszeit („ber frei: 
willig eingeführte Normalarbeitstag würde ein großer Sieg über die Sozial— 
bemofratie fein“) und der Erhöhung des Antheils der Arbeiter am Arbeits: 
ertrage, den ſelbſt Bismard und Bennigjen für nothiwendig erachteten. Eine 
unberechtigte Lohnreduktion jchlachte die Henne, die goldene Eier legt, wäh: 
rend eine angemeſſene Lohnerhöhung auch eine höbere Leitung zur Folge 
habe. Auch die Behandlung der Arbeiter mache viele zu Sozialdemokraten; 
Disciplin nöthig, aber Werkſtätten und Fabriken * feine Kaſernen. 
Man gewähre den Arbeitern eine Mitwirkung bei der Aufſtellung der Fabrik— 
Ordnungen ꝛc. Höchſt beachtenswerth jei die hie und da mit Erfolg durch» 
geführte Betheiligung der Arbeiter am Reingewinn. Die foziale Reform 
müſſe 1 auch auf materielle Hilfe, auf —— ꝛc. erſtrecken. Als das 
fl ollwerf gegen die Sozialdemokratie bezeichnete Dr. Hirſch ſchließlich 
ie deutjchen Gewerfvereine. Sein Vortrag wird vom größten Theile der 
Derfammlung mit lebhaften Beifall aufgenommen, während die zahlreich 
anwejenden Sozialdemokraten ihr Mihfallen durch Zijchen 2. kundgeben und 
als dieß erneuertes a rar veranlaßt, einen ſolchen Lärm machen, 
daß Bizepräfident Roth erklärt: Sozialdemokraten gehörten eigentlich gar 
nicht in einen Saal, in welchem eine antifozialdemofratifche VBerfammlung 
—— Dagegen iſt Dr. Hirſch, dem es „nichts Neues iſt, von den Sozial: 
emofraten beleidigt zu werden“, der Anficht, dab es nichts fchade, wenn 
aud Sozialdemokraten der Berfammlung beiwohnten, da fie dabei ja nur 
etwas lernen könnten; anjtändig und höflich freilich müßten fie ſich ala Gäſte 
benehmen. Daraufhin verläßt eine größere An J der Sozialdemokraten in 
demonſtrativ lauter Weiſe den Saal. Hierauf gt ein Bericht des General— 
Sekretärs Keller (Berlin) über „die Aufgaben des Ausſchuſſes und der Ver: 
trauensmänner des beutjchen Arbeiter-Congrefjes‘. Zu diefen gehört vor 
allen die: eine Arbeiter: umd Arbeitsftatijtit ins Leben zu rufen und bie 
MittHätigleit aller Berufenen zur Aufbefferung des Lehrlingsweſens und zur 
Einführung der gewerblichen Schiedsgerichte in Anſpruch zu nehmen. Leider ift 
aber, wie Referent einräumt, trog alles ſchönen Wollens Seitens der zu: 
nächſt Betheiligten, praktifch noch außerordentlih wenig gethan. Der Re: 
dafteur Kutſchbach (Dortmund) befürwortet hierauf fpeziell die Schaffung 
einer Arbeiter-Statiftil, die auch für die Gefeggebung von Bedeutung fein 
würde. Sorreferent Dr. Hirſch (Berlin) bezeichnet eine ſolche Statiftif als 
ben entſchieden wichtigften Zweig der Statiſtik überhaupt. Bizepräfident 
Roth a ift der Anficht, da es mit der Arbeiter-Statiftit nicht jo 
ſchlimm ausjehe, ald man glaube. Das Nichtvorhandenjein einer vergleichen: 
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den Statiftif erfläre fich durch die Jugend ber ftatiftiichen Wiſſenſchaft über: 
rip Das Endergebniß der Discuſſion ift die Annahme folgender Reſo— 
ution: „Der zweite deutjche Arbeiter-Congreß erklärt e3 für eine dringende 
Pflicht des Reiches, eine genaue und los Statiftit der Arbeiterver: 
hältniffe ala nothwendige Grundlage aller fozialen Reformen einzurichten, 
wobei bejonders auch die Befragung der Arbeiter jelbft ift. Zus 
gleich fordert der Congreß jeine Vertrauensmänner und Mitglieder, bejon: 
ders bie Vereinsvorſtände, auf: ftatiftifche Erhebungen über die Arbeiterver: 
hältniffe der einzelnen Orte zu veranftalten und dem Bureau zu überjenden. 
Dieſe Statifti ſoll unter Herbeiziehung der Handelstammern und der Fabrik— 
Infpektoren eingerichtet werden." In Betreff des Lehrlingsweſens werden 
nachſtehende 5 angenommen: „Der zweite deutſche Arbeiter: 
Congreß fieht die Lehrlingsfrage weſentlich ala eine Erziehungsfrage an, die 
mehr durch private als durch agitatorische Thätigkeit zu löſen ift, weßhalb 
er jeinen Vertrauenamännern und Vereinen empfiehlt, im geeigneter Weiſe, 
entjprechend den lokalen Verhältniffen und Bedürfniffen, der praftifchen Löſung 
diefer Frage näher zu treten. Er erfennt die Einrichtung von Lehrlings- 
vermittlungsbureaus Seitens der einzelnen Vereine zur Förderung des Sehr: 
lingsweſens und jolider und zufriedenftellender Ausbildung der Lehrlinge für 
nothwendig und empfiehlt biefelben allenthalben. Er hält es endlich auch 
im Intereſſe der Erziehung und Beauffichtigung der Lehrlinge im Prinzip 
für nothwendig, daß der Lehrling während feiner Lehrzeit möglichft im Haus 
und in der Familie ſeines Prinzipals oder Meijters Aufnahme findet.” Es 
folgt ein ausführliches Referat des Genoſſenſchaftsſekretärs Schloßmacher 
(Hamburg) über das Wejen und Wirken der Gemwerfvereine: Die unter 
jtaatlichem Schuße beftandenen Zünfte hätten dem Arbeiterftand ausreichende 
SelbftHilfe gewährt; mit dem Wegfall der Zünfte ſei auch ber ftaatliche 
Schuß in Wegfall gekommen, ohne daß aber gleichzeitig auch ber a 
die beengenden Feſſeln genommen worden jeien. Dieſes Mißverhältniß Habe 
wejentlich dazu beigetragen, den Gegenſatz zwijchen Arbeitgeber und Arbeit: 
nehmer zu jchärfen. Die fpäter gewährte Goalitionsfreiheit fei — 
weiſe ara ich vielfach ala Watte gegen das Kapital und den Arbeitgeber: 
ftand mißbraucht worden, Einen zwedentiprechenden Gebrauch des Coalitions— 
recht? habe man aber durch die Gründung don Gewerkvereinen gemacht. Die 
von Rofcher gegebene Definition de3 Begriffs derjelben fei eine zu allgemeine, 
ba hierunter auch wenig vertraueneriwedende, geradezu fozialdemofratijche und 
andere Vereinigungen fielen, wie 3. B. der Verband beutfcher Cigarren-Ar: 
beiter. Der Referent geht hierauf auf die unter der Anwaltſchaft des Dr. 
gie ftehenden Gewerfvereine näher ein, welche eine Schutzwehr gegen bie 

inflüffe ber Sozialdemokratie bildeten. orreferent, Mafchinenbauer An: 
dreack (Berlin) theilt mit, daß die deutſchen Gewerfvereine jet mehr ala 
20,000 Mitglieder zählen und die Invalidenkaſſe derjelben ein Gejammt: 
vermögen von etwa 350,000 „A befitt. Kaufmann Weiß (Charlottenburg) 
ftellt den Antrag auf Streichung des Zufahes „antiſozialdemokratiſch“ im 
Kamen de3 Gongrefjes; derjelbe jet nach Inkrafttreten des Sozialiftengefehe® 
überflüffig und ſchädlich, auch drüde der Zuja nur die negativen, nicht 
aber die pofitiven Beitrebungen de3 Congreſſes aus. Diefer Antrag wird 
nach längerer Debatte, in der u. U. Dr. Pils auch die nationalliberale 
Partei gegen die Bemerkungen eines Delegirten des Berliner Arbeiter: 
vereins ın Schuß nimmt, gegen bloß 4 Stimmen abgelehnt. Es folgt jo: 
dann ein Bericht von Kutjchbach über die Aufgaben der Fabrikinſpektoren 
nach dem neuen Geſeh (vom 17. Yuli 1878), nach welchem folgende Refo: 
lution zur Annahme gelangt: „Der Congreß erwartet — daß 
gemäß der Beſtimmung ber Gewerbenovelle bie Fabrik-Inſpeltorate dom 
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1. Januar 1879 ab im ganzen Reiche eingeführt werden.” Hierauf wird 
der Congreß geichlofjen. 

14. October. (Deutjches Rei.) Der „Vorwärts“ ver— 
Öffentlicht folgende fozialdemokratifche Kundmachung an die Partei» 
genofjen: 

„Die Auflöfung der organifirten Partei wird nach ben dorauäfichtlich 
zur Annahme gelangenden Beltimmungen bes „Geſetzes“ gegen bie Sozial: 
demofratie unausbleiblich fein, und zur Vermeidung von Weitläufigfeiten 
nicht erſt die Schließung durch die Behörde abgewartet werden. Es wird 
alſo in wenigen Tagen feine organifirte Gefammtpartei mit einer einheitlichen 
Zeitung mehr bejtehen. Damit tritt die Bewegung in ein neues Stadium, 
Menn die Prefje gefnebelt fein wird, und VBerfammlungen ind Bereich ber 
Sage gehören werden — dann iſt nur die perfönliche Propaganda der Ans 
hänger de3 Sozialismus übrig, um demſelben bei der Mafje des Volkes in 
Bloufe und buntem Rod weitere Verbreitung zu geben!.... Die centra= 
liſtiſche Agitation ift allerdings jetzt gelähmt. Die Macht der freien Rede 
liegt in Banden. Aber noch ift die Familie, die gemeinfame Werkitelle, der 
Freundeskreis den Arbeitern gelaffen, und dieje drei find die ungerftörbare 
Brücde, welche zur Aufklärung und Berftändigung bezüglich gemeinjamer 
Ideen und Intereſſen führt. Viele Schriften find bis jegt über die joziale 
Frage gejchrieben worden — ftudiren wir fie; Studium iſt Aufklärung, ift 
Fortſchritt, ift ein Bollwerk gegen geiftige Unterdrückung! Freilich wird Eins 
in der Zeit des Ausnahmegeiehes völlig fehlen — die einheitliche Leitung 
der Partei. Schmerzli” wird dieſe vermißt werden — aber auch hierin 
muß fich die Partei zu ſchicken wiſſen; in den fünfzehn Jahren ihrer Thätig- 
feit ward fie gejchult genug, um alle Klippen ichließlich überwinden zu 
fönnen! Parteigenofjen! Schulter an Schulter könnt Ihr in nächiter Zeit 
nicht mehr ftehen. ine neue Zeit — eine neue Kampfart — Das fagt 
Alles. Und nun guten Muthes wie immer! Hamburg, 14. October 1878. 
Im Namen bes Gentral-Gomites. Mit ſozialdemokratiſchem Gruß: E. Deroffi.* 


15. October. (Deutfches Reich.) Vize-Admiral Werner 
wird feinem Geſuch entiprechend einfach entlaflen. — Beginn der 
PVorunterfuchung über den Untergang des „Großen Kurfürften“. 

17. October. (Deutfches Reid.) Die nationalliberale 
Partei und die beiden conjervativen Fraktionen verftändigen fich 
auf den Antrag ihrer Vorftände über ein Gompromiß bezüglich der 
bei ber zweiten Leſung des Sozialiftengefeßes nicht endgültig ent— 
Ihiedenen Punkte und der Bundesrath erflärt fich in einer dafür 
anberaumten Situng bereit, auf diefe Anträge einzugehen. Die- 
jelben werden von ben drei Fraktionen gemeinfam eingebracht. Das 
Zuftandefommen des Geſetzes iſt dadurch allfeitig gefichert. 


Der Compromibantrag umfaht folgende vier Vorfchläge, welche 
aber ein untrennbares Ganzes bilden follen: Der die Preffe betreffende $ 6 
wird in der Faſſung der Commiſſion wieder hergeitellt; es hat aljo jein 
Bewenden dabei, daß eine periodijche Zeitjchrift erit verboten werden kann, 
nachdem auf Grund diejes Geſehes das Verbot einer einzelnen Nummer erfolgt 
ift. Der $ 16 — Ausweifung von Agitatoren — wird ebenfalld nach dem 
Beichluffe der Eommiffion wiederhergeftellt, aber mit dem Zufag: daß bie 
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Ausweilung aus dem Wohnort nur erfolgen kann, wenn der Auszuweiſende an 
demjelben nicht 6 Monate feinen Wohnfit gehabt Hat. Die Recurs-Inſtanz 
— 8 19 — ſoll aus 10 Mitgliedern beftehen, das zehnte und damit den 
Vorfigenden ernennt der Kaiſer direct; bezüglich der übrigen neun Mitglieder 
behält e3 bei den Beichlüffen zweiter Lejung fein Bewenden. Endlich jtim: 
men nad Annahme der obigen drei Anträge auch die Gonfervativen ber 
Beſchränkung des Gejehes auf 2'/s Jahre zu. Die nationalliberale Fraktion 
nimmt dieſe Vorſchläge einftimmig an, ebenſo die deutſche Reich3partei, die 
Deutjcheonjervativen mit Mehrheit. Die Abänderung in $ 16 ift zweifellos 
eine erhebliche Verbeſſerung der — ——— da die Worte „außer— 
halb ihres Wohnfitzes“ zu Umgehungen des Verbotes der Ausweiſung geeignet 
waren. In den $$ 6, 16 und 22 geben ſomit die Conſervativen rückhalts— 
los nad. Der Hinzutritt des vom Kaiſer zu ernennenden Vorſitzenden ber 
Reichscommiſſion, welche ala Recursinſtanz fungirt, ift feitend der National: 
Liberalen auch nur ein formelles Zugeftändniß, da die Zufammenfegung der 
Commiſſion dadurch nicht modificırt wird, 


17. October. (Deutfches Reich.) Reichstag: die jog. „volks— 
wirthichaftliche Vereinigung des Reichstags“ erläßt folgende Erklärung 
refp. Programm betr. die von Deutjchland einzufchlagende Handels: 
politik: 

„sn den meiteiten Sreifen des —— Reichs ſieht man mit Span— 
nung einer endlichen klaren Entſchließung der verbündeten Regierungen rück— 
ſichtlich der Grundlagen des deutſchen Handelsverkehrs mit dem Auslande 
entgegen. Es lag deßhalb nahe und iſt vielfach verlangt worden, daß der 
augenblicklich verſammelte deutſche Reichstag die hiermit zuſammenhängenden 
Fragen behufs Feſtſtellung der handelspolitiſchen Wege und Ziele der Reichs— 
regierung in den Bereich ſeiner Verhandlungen zöge. Die unterzeichneten 
Reichstagsmitglieder geben dem Bedauern Ausdruck, daß ein ſolches a 
nicht möglich war, weil der Zweck der dießmaligen Zufammenberufung des 
Reichstags Lediglich der Beichlußfaffung über das Sozialiftengefeh galt und 
weil die Erhebungen über die toiethfehaftliche Lage und die Lebensbedin— 
gungen mehrerer der ec Lug Gewerbszweige Deutichlands noch nicht ab: 
aeichlofjen find. Um aber dem Mißverſtändniß vorzubeugen, daß es in ber 
Vertretung des bdeutichen Volkes an dem nöthigen Intereſſe für berechtigte 
handeläpolitifche Forderungen des Landes und an dem feiten Willen fehle, 
dieſe Forderungen zur Geltung zu bringen, halten wir uns zu der Erklärung 
verpflichtet, daß wir Iedigli aus ben angedeuteten Gründen — der 
gegenwärtigen Seſſion die von dem Lande erwartete Anregung wei. gegeben 
haben und nicht geben konnten, daß wir aber angeſichts der Handelspolitif 
der meiften Deutjchland umgebenden Länder — in Erfenntnik der den Volks— 
mohlftand fchädigenden Mängel des deutſchen — und bei der Fort— 
dauer der auf der deutjchen Gemwerbthätigkeit und Landwirthichaft Tajtenden 
Kriſis — eine auf da3 Reſultat forgfältiger Prüfungen und ſachgemäßer Ab: 
mwägungen geftühte Neform de3 deutſchen Zolltarif3 für nothiwendig 
halten und demgemäß entichloffen find, für Diejelbe in der nächſten ordent: 
lichen Seffion des deutſchen Reichstags einzutreten. Obſchon von verſchiedenen 
handelspolitiſchen Gefichtspunften ausgehend, finden fich die Unterzeichneten 
doch in dem Grundgedanten vereinigt, daß die —— Fragen der deutſchen 
A nicht lediglich nad) den Schlagwörtern von FFreihandel und 

ußzoll gelöst werben fönnen, daß es vielmehr entjcheidend a © ans 
fommt, die wirklichen und vermeintlichen Gegenfäße der Intereſſen mit Sad): 
lenntniß, Umficht und Baterlandäliebe auszugleichen.“ 
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Dad Programm ift ſowohl wegen feines Inhaltes als wegen ber 
Parteiftellung Derer, die es unterzeichnet haben, von Wichtigkeit. Dasjelbe 
tritt für eine Reform des deutſchen Zolltarifes in der nächſten Reichstags— 
jejfion ein, weil die Handelspolitit der meilten Deutjchland umgebenden 
Länder, weil die Mängel des gegenwärtigen Tarifes und die derzeitige ge: 
werbliche und induftrielle Kriſe diefe Reform geböten. Die Unterzeichner des 
Programms beftehen aus 204 Reichdtagsabgeordneten, von denen 87 Mit: 
glieder des Gentrums, 36 ber confervativen, 39 der freiconfervativen, 27 ber 
nationalliberalen Partei find und die übrigen verjchiedenen Fleineren Frak— 
tionen angehören. Die Majorität diefer Vereinigung bilden aljo die beiden 
conjervativen Parteien und das Centrum. In diefer Thatjache und in ber, 
daß das Gentrum in einer Hauptfrege des Öffentlichen Lebens ſich an bie 
Geite der bie — ſtützenden Fraktionen ſtellt, liegt die große 
allgemeine, weit über den augenblicklichen Zweck des Programms hinaus— 
reichende Bedeutung besfelben. Uebrigens ift die Erklärung auf der Baſis 
eines Gutachtens zur Begründung einer Zollreform zu Stande gekommen. 
Diefes Gutachten verlangte die Einführung von Schußzöllen für die Jnduftrie, 
von Getreidezöllen zur — der Landwirthſchaft und, ſobald dieſer Schutz 
hergeſtellt ſei, eine vorläufige beträchtliche Erhöhung des unbedeckten Noten: 
umlaufs, ſowie die Abichaffung der Differentialtarife. Dem umfafjenden 
Gutachten entnehmen wir u. a. folgende Säte: „Der Schubzoll muß jo 
N bemefjen fein, daß die deutjche Induſtrie fich zwar frei bewegen fan, 
aber doch gezwungen ift, die Waaren feiner unnatürlichen Preisfteigerung 
zu unterziehen. Bei der Bemeffung des Einfuhrzolld darf jedoch nicht außer 
Acht gelaffen werden, daß die Erhöhung bes erg nothwendig eine 
Steigerung der Preije zur Folge hat. E3 würden jelbjt Getreidezölle für 
den Wohlſtand des Reiches erforderlich fein, ja es fcheint fein anderes Mittel 
möglich zu fein, um die jchiwer darniederliegende Yandwirthichaft wieder in 
die Höhe zu bringen. Der Minifter Hofmann hat fi auf Grund einer 
durchaus richtigen Erwägung gegen die Einführung von Getreidezöllen aus: 

ejprochen. weil die Regierung in dem erften Mißjahre die Aufhebung der: 

Felben beantragen müßte. Dielm lebelftande würde aber leicht abgeholfen 
werden können, wenn die Regierung gejeplich ermächtigt twird, in den Fällen von 
Mißwachs die Zölle zu fuspendiren. Ueberhaupt würde fich die Suspen: 
dirung der Zölle in weiterer Anwendung ala Sicherheitsventil gegen etwaige 
Ertravaganzen der Arbeiter oder Producenten anwenden laſſen. Ein Schub: 
zollſyſtem, welches in allen Einzelheiten durchdacht und entwickelt ift, welches 
1) den Berfehr mit fremden Nationen regelt, 2) eine Ginfuhr über den Be: 
darf verhindert, 3) den Geldumlauf erhöht oder mindeftens fefthält, 4) feine 
andere Steigerung der Preije zuläßt als eine folche, welche aus ber Erhöhung 
be3 Geldumlaufs entjpringt — ein folches Syitem würde nach dem Gut: 
achten unbedingt dem gegenjeitigen fyreihandel vorzuziehen fein. Als das 
einzige Mittel, aus der gegenwärtigen wirthichaftlicyen Nothlage heraus: 
—— wird vorgeſchlagen: 1) ein ſchleuniger und wirkſamer Schutz für 
ie nationale Arbeit durch die Zollreform, 2) ſowie dieſer Schutz hergeſtellt 
iſt, eine vorläufige beträchtliche Erhöhung des unbedeckten Notenumlaufs.“ 


18. October. (Deutjches Reich.) Reichstag: dritte Lefung 
des Sozialiſtengeſetzes. Die drei Fraktionen der National=Liberalen, 
der Frei- und der Deutjch-Gonfervativen bringen den zwifchen ihnen 
vereinbarten Gompromißantrag gemeinfam ein. Alle troßdem ein= 
gebrachten Amendements werden verworfen und das nach dem Comes 
promikantrag bejchloffene Gefeß in namentlicher Abftimmung mit 
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221 gegen 149 Stimmen angenommen. Alle Fraktionen ftimmen 
geſchloſſen. Nur 1 Ultramontaner und 1 Mitglied der Fortſchritts— 
partei ftimmen für dasfelbe. Der Reichskanzler fchließt hierauf die 
Seſſion. 


In der Generaldebatte erörtert Schorlemer (ultr.) die Stellung 
der Nationalliberalen zur Regierung, ſowie die Stellung des Gentrums zu 
den Gonjervativen und der Regierung, wendet ſich jodanı gegen das Geſetz, 
polemifirt gegen verjchiedene Aeußerungen des Reichskanzlers und Iegt feine 
Anſchauungen über die Sozialdemokratie dar, die er als Vollendung der 
modernen Entwickelung in Staat, Gejellichaft, Wirthichaftsleben und Schule 
bezeichnet. Schließlich fordert er die Anwendung de3 gemeinen Rechtes im 
Gegenjak zur Ausnahmegefeßgebung. vd. Kardorff (freiconf.) fpricht gegen 
die Ausführungen des Vorredners und begründet die Ginbringung des Com— 
promißantrages; die Nationalliberalen feien den Gonjervativen in mehreren 
Punkten entgegengefommen; bezüglich der Geltungsdauer und der Faſſung des 
$ 6 bejtänden für ihn jedoch noch die alten ſchweren Bedenken; troßdem würden 
die Gonjervativen, damit das Gefeh überhaupt zu Stande komme, für den 
Gompromißantrag ftimmen. Liebknecht (Sozialdem,) ertlärt fich gegen das 
Gejeg, ſucht die Sozialdemokratie von der ihr zugejchobenen Verantwortlich: 
feit für die Attentate zu entlaften und erörtert die Gründe der Reichstags— 
auflöfung; er fommt auch auf die angeblichen Beziehungen zwifchen dem 
Fürſten Bismard und der Sozialdemokratie zurüd, insbefondere auf bie 
Verſuche, ihn perfönlich zu gewinnen. Ferner erklärt er, feinen Parteigenofjen 
jei die ftrengere oder mildere Faſſung des Geſetzes durchaus gleichgiltig, und 
verwahrt die Sozialdemokratie gegen den Vorwurf der Verherrlichung des 
politiichen Mordes. v. Sellbor} erklärt im Namen der Deutjcheonjer: 
vativen, diefelben verzichteten im Intereſſe des Zuftandefommens bes Geſetzes 
auf einige Amenbements und fchlöffen fich den Gompromifanträgen an. 
Schulze: Delikich (Fyortichr.) wendet ſich gegen das Geſetz; die Bekämpfung 
der Sozialdemokratie wolle er der Privatthätigfeit überlaffen wiffen. Er 
fürchte, durch das Geſetz möchten manche gejunde foziale Beitrebungen ge» 
troffen werden, und erläutert feine wirthichaftlicden Theorien. Lasker 
(nat.:lib.) rechtfertigt den Weg der Ausnahmegeſetzgebung und erläutert den 
Wechſel in der Haltung der nationalliberalen Partei jeit der Einbringung 
be3 erjten Sozia iftengelepenttoncfeB. Nachdem er einzelne Punkte der Com: 
miſſionsbeſchlüſſe, mit denen er nicht überall harmonire, fritifirt, betont er 
ſchließlich die Nothwendigkeit des Zuftandefommens des Geſetzes. Hierauf 
wird die Generaldebatte geſchloſſen. 


Schlußerklärung des Fürſten Bismarck: „Wenn Sie mir ge— 
ſtatten wollen, am Schluſſe der Sitzung noch einige Worte zu Ihnen zu 
reden, ſo geſchieht es vorzugsweiſe, um dem Gefühle der Befriedigung Aus— 
druck zu geben, welches die verbündeten Regierungen über die Thatſache 
empfinden, daß die Meinungsverſchiedenheiten, welche am Anfange unſerer 
Sitzungen das Schickſal ihrer Vorlage im Ganzen oder doch in höchſt wich— 
tigen Theilen zu bedrohen ſchienen, auf dem Wege gütlicher Verſtändigung 
der Betheiligten ihre Erledigung gefunden haben, ſo daß ich mich nach der 
heutigen Abſtimmung und vermöge der vertraulichen Beſprechungen, welche 
wir im Bundesrath in den letzten Tagen gehabt, in der Lage befinde, vor— 
ausjehen zu können, daß ber heutige Beichluß beim Bundesrath einftimmige 
Annahme finden werde. ch will damit nicht jagen, daß alle verbündeten 
Regierungen gleichmäßig überzeugt wären, daß das Geſetz, wie es fich in 
ihren Händen befindet, vollftändig ausreichen werde, um die Zwecke, die wir 
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bei der Einbringung des Geſetzes im Auge hatten, zu erreichen, ſondern nur 
daß alle Regierungen entichloffen find, den aufrichtigen Verſuch zu machen, 
mit den Mitteln, welche diejes Gejeg ihnen gewährt, die Krankheit zu heilen, 
von ber dad Gemeinweſen ergriffen iſt. Sollte die Erfahrung den Bemeis 
liefern, daß dieß nicht in vollem ausreichendem Mafe eintreten werde, fo 
werden die verbündeten Regierungen in * Lage ſein, ſich wiederum ver— 
trauensvoll an Ihre Unterſtützung zu wenden, um dem nachzuhelfen, was 
jetzt nach der — der an nicht ausreichen wird. Dieß 
wird geichehen, fei es auf dem Wege der Reform unjerer allgemeinen Gejeh: 
gebung, was das Richtigite fein würde, jei es durch Bervolljtändigung des 
von Ihnen jo eben votirten Geſetzes. Lebteres wird vorausſichtlich ohne 
Zweifel der Tall fein bezüglich der Zeitdauer, welche durch Sie dem Gejehe 
gegeben worden ift; denn Niemand unter uns kann fich der Hoffnung Hin: 
geben, daß bie Heilung der Schäden, die wir hiemit beginnen, in dritthalb 
Jahren vollendet fein wird. Die verbündeten Regierungen jchöpfen aber aus 
dem Berlaufe dieſer Sikung die Zuverficht, dab ihnen auch, nachdem fie 
durch die Loyale Ausführung des Gefehes das Vertrauen des Reichätags 
gerechtfertigt haben, die Hülfe, der Beiftand und die Mitwirkung des Reichs: 
tags nicht fehlen wird." Die Schlußſcenen der Reichstagsjeffion fpielen fich 
jo noch glatter ab, als jelbjt nach dem günstigen Erfolge der letzten Com: 
promißverhandlungen zwijchen Gonfervativen, Nationalliberalen und Bundes: 
bevollmächtigten ertwartet worden war. Die Bierfiebentel-Mehrheit verſtärkt 
fi) bei der Schlußabftimmung über das Sozialiſtengeſetz faſt zur Dreifünftel: 
Mehrheit, auch der Linke Flügel der Nationalliberalen und die Gruppe Löwe 
ftimmen ausnahmslos für das Geſetz, und der Reichskanzler ſelbſt gibt in 
anerfennenden Worten dem Gefühle der Befriedigung Ausdrud, mit welchem 
bie verbündeten Regierungen die vom Neichötage bewilligten Machtmittel 
acceptiren. Daß die Regierungen den Termin von britthalb Jahren zur 
vollftändigen Heilung ber ſozialiſtiſchen Krankheit für ungenügend halten, 
bildet feinen weſentlichen Zifferenzpunft gegenüber dem NReichstage: die 
Heikiporne des Gonfervativismus, welche an diefem Punkte das Geſetz 
fcheitern lafjen wollten, haben wieder einmal über das gouvernementale Ziel 
hinausgefchoffen. Allerdings ift den Gonfervativen, wie die „N. L. C.“ 
betont, die Verftändigung über das Sozialiftengejeß nicht leicht geworben. 
Die unbequeme Lage, in welcher fie fich der dritten Lejung gegenüber be: 
rn hätte vermieden werben fönnen, wenn fie fich in der zweiten Lefung 
a3 Vergnügen verjagt Hätten, einige Lüden in das , zu reihen. Wie 
fie dazu gefommen, iſt nicht ganz aufgeklärt. Ein Theil der deutjcheonfer: 
vativen Partei ift, wie man aus der „Deutfchen Reichspoft“ fieht, von der 
Zumuthung, ihren Standpunkt zu ändern und damit fich den Verdacht aus: 
zufeßen, in ber ganzen Sache nur ala Werkzeug der Regierung agirt zu 
haben, jehr unangenehm berührt worden. „Wenn der Appell bes Fürſten 
Bismarck an die drei Fraktionen der Rechten und Linken“, ſchreibt die 
„Reichspoſt“, „jo verſtanden werden ſoll: ich verſtändige mich mit der Linken 
und erwarte, daß die Herren von der Rechten einfach Ya und Amen dazu 
fagen, dann fönnen wir in ihm nichts anderes ala ein Attentat gr die 
Grundlage alles confervativen Lebens, feine innere Selbftändigfeit ſehen.“ 
Die am 9. October vom Fürſten Bismarck eingenommene Stellung hat 
offenbar auf confervativer Seite eine jtarfe Verftimmung verurfacht. Um 
fo anerfennenawerther ijt es, daß die rein fachlichen Erwägungen und der 
patriotifche Sinn jchliehlich die Fraktiongempfindlichkeiten überwunden haben, 
Daß aber die Kiberalen mit ber Annahme de3 Sozialiftengefeges nur eine 
traurige Pflicht gegen die bedrohte ſtaatliche und geſellſchaftliche Ordnung zu 
erfüllen glaubten, fpricht bie „Nat.Lib. Gore.“ in ihrer Schlußbetrachtung 
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über den Reichstag wiederholt aus: „MWahrlich, nicht gehobenen Herzens 
fehren die Erwählten des Volkes in die Heimath zurüd. Wohl feiner der 
Männer, welche im entjcheidenden Augenblick ihr Ja in die Wagjchale warfen, 
ift frei gewejen von einem Gefühle des Schinerzes über die bittere Thatjache, 
daß bie Gejehgebung des jungen aufftrebenden Deutichen Reiches zu einem fo 
außerordentlichen Schritt überhaupt gezwungen war. Alle wahrhaft Frei— 
finnigen zumal fönnen das neue Gejeh nicht ander als mit tiefer Trauer 
betrachten. Mit dem 19. October 1878 ijt für die Liberalen Deutjchlands 
ein Ichöner Traum auch äußerlich zu Ende gegangen, der Traum, daß das 
deutiche Volk, das Volk der allgemeinen Schulbildung und der allgemeinen 
Mehrpflicht, in allen feinen Schichten einfichtig und patriotifch genug jei, um 
die an mit Selbjtfucht zu genießen. Niemand täufcht fich darüber, daf 
die Zurückdämmung der revolutionären Beftrebungen nicht ohne Rüdwirkung 
bleiben kann auf den Zujtand der bürgerlichen fyreiheit überhaupt. Solange 
wir im Kampfe gegen den jozialiftijchen Tobfeind Stehen, wird zum mindeften 
nicht auf einen weiteren Ausbau des Rechtsſtaats zu rechnen fein.“ 


Ueber die bei Gelegenheit der letzten Reichstagswahlen viel- 
Eejtrittene Frage der thatfächlichen Erfolge der einzelnen Parteien, 
bezw. der Fraftionsangehörigfeit zahlreicher neugewählten Abgeord— 
neten, liegt jeßt in dem jo eben erjchienenen „Deutſchen Parlament3- 
almanach“ authentifche Auskunft vor. 


Danach zählen im gegenwärtigen Reichstag die Nationalliberalen 
97 Fraktiongmitglieder (Präfident dv. Forckenbeck ift hiebei, ala der Reiche: 
——— nicht angehörig, nicht mitgezählt), das Centrum 93 Mitglieder 
und 10 (hannöverſche) Hoſpitanten, die Fraktion der „Deutſchconſervativen“ 
59 Mitglieder, die der „Deutjchen Reichspartei“ 50 Mitglieder und 6 Hoſpi— 
tanten (unter den leßteren find die Minifter Falk und Friedenthal und der 
beutjche Botjchafter in Paris Fürſt Hohenlohe aufgeführt), die deutſche 
Trortfchrittspartei 23 Mitglieder und 3 Hojpitanten, die Polen 14 Mits 
glieder, die Sozialdemokraten 9, während 33 Mitglieder feiner Traktion ans 
gehören. Unter lehteren befinden fich die 15 reichsländijchen Abgeordneten, 
außerdem bie „Gruppe Löwe“ und von fonjtigen befannteren Abgeordneten 
neben dem erjten ehe des Reichatagd die HH. Beleler, v. Bodum: 
Dolffs, dv. Bonin, Delbrüd, Krüger, dv. Ludwig, Sonnemann, ſowie die neu— 
gewählten Süddeutjchen v. Feder, Härle und Stopfer. 


19. October. (Preußen.) Die Criminalabtheilung des Kreis— 
gericht3 Birnbaum verurtheilt den Gardinal und geweſenen Erz— 
bijchof von Polen, Ledochowsky, wegen wiederholten Vergehens gegen 
die Kirchengejehe zu 15,000 .# Geldbuße ev. 2 Jahren Gefängnik 
und außerdem wegen Beleidigung der Regierung zu 2 Monat Ge— 
fängniß. 

20. October. (Bayern) Der König genehmigt die wieder: 
holte Bitte de3 von ihm zum Bilchof von Würzburg ernannten, 
aber von Rom an der Annahme der Wahl durch canonifche Mittel 
verhinderten P. Ambr. Käs, von feiner Perfon abzujehen, und er= 
nennt den Profeſſor der Theologie an der Univerfität Würzburg, 
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Dr. Stein, zum Bifchof-von Würzburg, welche Wahl nunmehr in 
Rom keinerlei Anftand findet. 


21. October. (Deutfches Reich.) Bundesrath: genehmigt 
gegen 1 Stimme (Reuß ä. L.) das Eozialiftengejeß, wie e8 aus den 
Verhandlungen des Reichstags hervorgegangen ift. Der Kronprinz 
unterzeichnet dasfelbe. Eine anfehnlihe Zahl Tozialdemofratifcher 
Blätter und Vereine beginnen ihre Thätigfeit freimillig einzuftellen, 
ſich aufzulöfen, ihre Kaſſen zu vertheilen ıc. 

22. October. (Preußen) Der Minifter des Innern, Graf 
Eulenburg, erläßt bereit3 eine Inſtruktion wegen Ausführung des 
Sozialiſtengeſetzes an die Provinzial-Regierungen, Landeofteien und 
an das Polizeipräfidium von Berlin. 


Im Eingange derſelben betont er, dab, wenn der Zweck des Gejehes 
erreicht werden Toll die in demfelben gewährten Mittel mit Ernft und Ent: 
fchiedenheit, aber auch mit Umficht und Loyalität angewendet werden müffen. 
Demnach fei forgjam darauf zu achten, dab das Geſetz nicht gegen andere als 
jozialdemofratifche, fozialiftiijche und communiſtiſche Beltrebungen in An: 
wendung gebracht werde und zwar nicht eher, als die in dem Geſetz en: 
gegebenen Merkmale der Gemeingefährlichkeit erkannt feien. 


23. October. (Preußen.) Beginn der Maßregeln gegen die 
Sozialdemokraten. Das Berliner Polizeipräfidium erläßt eine Be— 
fanntmachung, wonach auf Grund des $ 11 des Sozialiſtengeſetzes 
34 namentlich aufgeführte, nicht periodische feit 1872 erichienene 
Drudfchriften verboten werden. Bon denjelben erjchienen 16 in Ber— 
lin, 9 in Züri, 3 in Brüffel, 2 in Chicago, 1 in Bern, 1 in 
Paris, 1 in Peſt, 1 ohne Angabe ihres Urfprungsorts. 

24. Dectober. (Deutſches Reich.) Bundesrath: wählt die 
Mitglieder der Refursinftanz für Beſchwerden bezüglich des Sozia- 
liſtengeſetzes. Der Kaifer ernennt den Präfidenten und den Vize— 
präfidenten derfelben. 

Aus welchen Elementen fich die Commiſſion zufammenfegen ſolle, ift 
durch das Sozialiftengejeg beftimmt worden: vier Mitglieder follen aus 
Angehörigen des Bundesraths gewählt werden, fünf aus Mitgliedern der 
höchften Gerichtähöfe. Die zu erledigende Frage für den Bunbdesrath ift die 
der Vertretung der deutſchen Einzeljtaaten in diefer Commiſſion. Die Ent: 
ſcheidung fällt dahin aus, daß Preußen in der Commiſſion durch vier oder, 
mit Einfluß bes durch den Kaiſer ernannten Vorſitzenden, durch fünf Mit: 
glieder, darunter drei richterliche, Bayern und bie — je durch ein 
richterliches Mitglied, Sachſen, Württemberg und Mecklenburg je durch einen 
Bundesbevollmächtigten vertreten find. Die Mitglieder aus dem Bundesrath 
find: der preußiſche Unterſtaatsſecretär im Miniſterium des Innern, Bitter, 
der jächfifche Gejandte in Berlin, von NoftizMWallwig, der württembergijche 
Gefandte, Frhr. v. Spitzemberg, und der ea a Geſandte, v. Prollius; 
bie richterlichen Mitglieder find: die preußiſchen Obertribunalsräthe v. Hol: 
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leben, Hahn und Delius in Berlin, der Rath des oberften Gericht3 Dr. Schneider 
in München und der Oberappellationägerichtörath Dr. Lehmann in Lübed 
Zum Borfitenden der Commiſſion ernennt der Kaiſer aus freier Wahl den 
preußijchen Minifter des Innern, Grafen Eulenburg, und zum ftellvertretenden 
Vorfigenden aus den vom Bundesrath gewählten Mitgliedern der Gommiffion 
den oben genannten IUnterftaatsfecretär des Neffort3 des Innern, Bitter, 
Daß beide Vorfiende Beamte find, die an der Spitze der Verwaltung des 
Innern in dem größten deutjchen Bundesitaat ftehen, läßt erwarten, daß die 
Commiffion ihr Augenmerk einerjeits weſentlich auf die einheitliche, gleich: 
mäßige Handhabung des Geſetzes im ganzen Reiche richten werde, andererjeits 
aber aud auf eine — wie fie Graf Eulenburg, ber das Geſetz 
neben dem Reichsfanzler im Neichstage in erfter Linie vertrat, den Ber: 
tretern der Nation anfündigte. 

25. October. (Deutjches Reich.) Der Reichskanzler beant- 
wortet eine Anfrage des (entfchieden fehußzöllmerifchen) Frhrn. v. 
Varnbüler (Württemberg) Namens des ſog, freien wirthichaftlichen 
Vereins de3 Reichstags, „ob es in feiner Abficht Tiege, dem Reichs— 
tage bei jeiner nächjten Seſſion den Entwurf eines revidirten Zoll— 
tarif3 vorzulegen, und ob die Reichdregierung, bevor dieß geichehen, 
einen neuen Handelsvertrag mit Gonventionaltarif nicht abſchließen 
werde”, dahin: 

„Die Fragen Ew. Ercellenz würde ich amtlich nur dann beantworten 
fönnen, wenn die verbündeten Regierungen über unſere zufünftige Zollpolitit 
bereits Beichlüfje gefaßt hätten. In Ermangelung ſolcher vermag ich Ew. Excell. 
mur meine perjönlichen Anfichten mitzutheilen. Soweit es mir gelingen wird, 
legtere zur Geltung zu bringen, liegt es allerdings in meiner Abficht, eine 
umfajiende Revijion unjeres Zolltarifs herbeizuführen und die dazu 
erforderlichen Anträge zunächit der Prüfung der verbündeten Regierungen 
zu unterbreiten. Die Vorarbeiten hiefür find bereits in Angriff genommen, 
Den Abſchluß neuer Handelsverträge mit Conventionaltarifen vermag ich fo 
lange nicht zu befürworten, al3 die Frage der Revifion unſeres Tarifs nicht 
ihre Erledigung gefunden hat.“ 


30. October. (Deutjches Reich.) Berfammlung des Sten 
deutjchen Handelätages in Berlin. Derjelbe ijt tief gejpalten in 
Schubzöllner und Freihändler, zu welchen leßteren in erſter Linie 
alle Vertreter der Seeftädte gehören und die für den Fall eines 
Sieges der Schutzzöllner offen mit ihrem Austritte drohen. Die 
Freihändler unterliegen: die Mehrheit entjcheidet fich für die Er— 
richtung eines ſog. volfswirthichaftlichen Senates nach Art des 
franzöfifchen Conseil superieur und genehmigt im ferneren eine Re— 
jolution betr. die Reform der faufmännifchen Zahlungsweiſe, ins— 
bejondere die Einführung von kürzeren Zahlungsfriften im En-gros- 
Geichäft und die möglichhte Baarzahlung im Kleinverfauf, und 
Ipricht ich jchließlich entfchieden gegen da8 Tabakmonopol aus. 


Die Beichlüffe des Handelstages Haben nicht allein eine wirthichaft: 
liche, jondern auch eine politijche Bedeutung. Die Errichtung eines voltss 
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wirthichaftlichen Senat?, welcher in dem franzöfiichen Conseil superieur du 
commerce, de l’industrie et de l’agriculture —8 Vorbild findet, und aus— 
brüdlich zur Theilnahme an der wirthichaftlicyen Geſetzgebung berufen jein 
joll, würde den von den Antragftellern in den Vordergrund geitellten Zweck 
einer jachverftändigen und ftetigen Einwirkung auf die Wirthichaftspolitit 
der Regierung faum in dem erhofften Maße und im befjerer Weije ala die 
Befragung der Handelsfammern und die Veranjtaltung von Enqueten in den 
einzelnen concreten Bebürfnißfällen zu erfüllen vermögen, wohl aber in bie 
verfaffungsmäßigen Einrichtungen des Neiches ein neues mit deren bisherigem 
Beitande nicht leicht vereinbares Element einführen. in Botum wie das- 
jenige, welches ber — —— in vollberechtigter Wahrnehmung ſeiner 
Eigenſchaft als Centralvertretung einer wichtigen Intereſſentengruppe, gegen 
das Tabakmonopol abgegeben hat, würde, wenn es von einem volkswirth— 
ſchaftlichen Senat mit der angeſtrebten Competenz in derſelben Richtung 
ausginge, die Thätigkeit der bisher allein maßgebenden legislativen Faktoren 
auf das bedenklichſte kreuzen und es würde eine ſchwere Aufgabe ſein, die 
Modalitäten zu finden * für eine regelmäßige Function einzurichten, unter 
welchen der geplante Senat neben der allen Intereſſen Raum gebenden 
Volksvertretung eine geeignete, mehr erjpriehliche al3 nachtheilige Wirkjams 
feit entfalten könnte. Ueberdieß jcheint fich auch die Mehrheit des Handels— 
tags über die Rolle, welche der voltswirthichaftliche Senat — falls er von 
der Regierung acceptirt wird — zu jpielen haben würde, keineswegs voll: 
ftändig Elar zu fein. Der Antrag Bueck-Meckel hatte in feiner endgültigen 
————— den projectirten Senat als „begutachtenden, ſtaatlich anerfannten 

eirath der Reichsregierung in wirthſchaftlichen Fragen“ bezeichnet, feine 
definitive Organijation der Gejeggebung zugewieſen und einjtweilen eine 
provijorijche Bildung durch kaiſerliche Ernennung befürwortet. Trotzdem 
wurde durch Mehrheitsbefhluß zugleich der Hammacher'ſche Antrag an: 
enommen, welcher für den Handelstag ſelbſt, bezw. deſſen Ausſchuß, die 
Nantliche Anerkennung als Beirat) in handelspolitiichen Fragen verlangt. 
Bei diefer Unklarheit der vorliegenden Bejchlüffe Liegt die Vermuthung nicht 
fern, daß die Regierung fich nicht beeilen twerde, ihrerjeit3 auf Neubildungen 
hinzuwirken, deren keineswegs fichere, wenn auch mögliche, erjprießliche Wirk: 
ai — bereits beſtehende Einrichtungen im Weſentlichen erſetzt wer: 
en könnte. 


30. — 31. October. (Deutſches Reich.) Eine durch das 
preußilche Handeläminijterium veranlaßte Conferenz von Bertretern 
fänmtlicher deutfchen Eifenbahnen, einfchließlich Bayerns und Würt— 
temberg3, beräth über einige namhafte Beftinnmungen bezüglich der 
weiteren Ausbildung und einiger VBereinfachungen des gejammten 
Tarifweſens. Faſt alle 60 Berathungsgegenjtände werden durch 
Mehrheitsbeichlüffe zum Abſchluſſe gebracht und die Tarifreform der 
deutjchen Bahnen Hiedurch wieder jehr wejentlich in ihrer einheit- 
lichen Geftaltung gefördert. An den Berfammlungen nehmen aud) 
die niederländijche Staatsbahn und einige befgifche Eifenbahnen Theil. 


31. October. (Deutjches Reich.) Der Kaifer geht von 
Baden-Baden nach Wiesbaden. Geine Genefung macht die erfreus 
lichſten Hortichritte. In Berlin werden bereits großartige Vor— 
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bereitungen für eine Ovation bei der Rückkehr desſelben in feine 
Hauptitadt getroffen, die auf den Anfang Dezember erwartet wird. 


31. October. (Preußen) In der Berliner Stadtſynode 
Ttößt das orthodore Kirchenregiment neuerdings mit der Firchlich- 
liberalen Majorität der Verſammlung zufanmen. 


Der Eonfiftorialpräfident Hegel kommt der VBerfammlung in keinem 
einzigen Punkt entgegen; im Gegentheil glaubt er beftimmt verjichern zu 
dürfen, daß die Synode auf Goncejfionen de3 Kirchenregiments nicht zu 
rechnen habe. Bei der KHirchenfteuerfrage erblickt Hegel in dem Verſuch der 
Mehrheit, die Geldfrage mit der Trage der XLehrfreiheit in Verbindung zu 
bringen, ein Streben nad) Machterweiterung, welchem das Conſiſtorium un: 
bedingt in den Weg treten würde. Es wird eine Commiſſion gewählt, in 
welcher alle Parteien vertreten find; die Kirchlich-Liberalen bilden die Mehr: 
beit; dieje dürfte, den Vorſchlägen Techow’s folgend, bejchliegen, daß von je 
10 Zhlen. Claſſenſteuer 9 Sgr. als Kirchenfteuer ausgeworfen werden. Das 
Kicchenregiment begehrt von je 10 Thlen. 15 Sgr. 

— Schober. (Deutsches Reich.) Die Regierung fehließt 
mit einem englifchen Unternehmer einen Contract ab über die Hebung 
des „Großen Kurfürſten“. 

Danach muß der Schiffäförper in noch — igem gegenwärti— 
gen Zuſtande an die Oberfläche gelangen; die Hebung mu Bis zum 1. Auguft 
1879 vollendet fein. Die Ablieferung muß in einen ficheren englifchen Hafen 
geichehen und der Zuftand des Fahrzeuges ein derartiger fein, daß die un: 
Ahr tra Ueberführung nach einem deutjchen Kriegshafen ausführbar ift. 

ntjcheidet fich die Admiralität für eine jolche Ueberführung, jo erhält der 
Unternehmer 40,000 Pf. St., und wenn fich unter dem gehobenen Zubehör 
Schiffsthürme mit Geſchützen befinden, weitere 5000 Pf. St. Beſchließt aber 
die Admiralität, da3 gehobene Schiff in England zu verkaufen, jo erhält der 
Unternehmer die Hälfte des Netto:Erlöjes. Gelingt die Hebung nicht, fo hat 
der Unternehmer keinerlei Entſchädigungsanſpruch. Die Hebungsarbeiten 
geichehen ohne alle Aififtenz der deutjchen Dlarine. Während der Gontracts: 
dauer bleibt das Schiff Eigenthum der Admiralität. Alle über Gontract3: 
beftimmungen etwa entjtehenden Streitigfeiten werden von den deutjchen Ge: 
richten entjchieden. 


Anfang November. (Deutfches Reich.) Die dfterreichifch- 
ungarijche Regierung lehnt den ſchon vor längerer Zeit von der 
deutjchen Regierung gemachten Vorſchlag, den bejtehenden Handels— 
vertrag um 1 Jahr, bis zum 1. Januar 1880, zu verlängern, 
ihrerfeit3 ab, 

indem fie fich darauf beruft, daß, wenn bis zum Schluffe des Jahres 
ein meuer Handelsvertrag nicht vereinbart und von ben Legislativen ge: 
nehmigt fein werde, dad Geſetz die Einführung eines allgemeinen a Hlofe 

ebiete. Die öſterreichiſch-ungariſche Regierung hat fich jedoch nicht auf die bloße 
egation bejchräntt, jondern der deutjchen Regierung eine Reihe von pofitiven 
Vorſchlägen zur Annahme empfohlen. Die öfterreichiich:ungarifche Regierung 
wünſcht den Abſchluß eines Meijtbegünftigungsvertrags mit Teutihland; es 
handelt ſich jedoch dabei nicht um einen gewöhnlichen Handelsvertrag mit 
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ber Meiftbegünftigungsclaufel, jondern um gleichzeitige Feſtſtellung einiger 
— welche wichtige Intereſſen des beiderſeitigen Handels betreffen. 

eſterreich- Ungarn würde die Aufrechthaltung des Appretur-Verkehrs zu: 
geſtehen, dagegen die Gewährung der von Deutſchland neueſtens eingeſchränk— 
ten Begünſtigungen für den —J————— in Leinen fordern. Es würde 
ferner verlangen, daß Deutſchland ſich bezüglich einiger Artikel, zumeiſt Roh— 
ſtoffe, binde, und iſt bereit, ebenfalls bezüglich einiger Artikel auf die Freiheit 
der Bewegung zu verzichten. Im Uebrigen würde man vorläufig auf Ab— 
ſchluß des ker Zarifvertrags verzichten. Die Öfterreichijche Regierung 
betont bei diejer Gelegenheit neuerdings die Geneigtheit nachdrüdlich, fich mit 
Deutichland in Hendelspolitiicher Beziehung zu verjtändigen, fpricht auch den 
Wunſch aus, daß cine Dereinbarung noch vor Schluß des laufenden 
Jahres erfolge. 


5. November. (Deutjches Reich.) Durch kaiferliche Ordre 
werden die Zollangelegenheiten, infoweit e3 fich um Fragen der Ge— 
feßgebung und der Verträge mit dem Auslande handelt, an das 
Reichsfanzleramt, d. h. an das Reſſort des Hrn. Hofmann gewiejen 
und ſoll es damit fein Bewenden haben. 


Davon abgejehen, bleibt das Finanzamt identijch mit der biäherigen 
Finanzabtheilung. Auf die Abficht aber, an die Spike dieſes Amts einen 
Unterjtaatsjecretär zu jtellen, hat man verzichtet. Chef des Finanzamts 
bleibt Director a <a mit dem Rang eines Raths 1. Glaffe und feinem 
bisherigen Titel. Es ijt das eine Löſung diefer intricaten Frage, welche 
ziemlich alljeitig befriedigt. Der Gejchäftafreis des Präfidenten des Reichs- 
fanzleramts, welcher durch die Lostrennung des Finanzamts eine erhebliche 
Derminderung erfährt, ſoll dagegen nach der anderen, nämlich nach ber 
preußifchen Seite erweitert werden, indem Herrn Hofmann, der biöher nur 
Staatsminijter ohne Portefeuille war, ein jelbjtändiges Berwaltungsrefjort 
zugedacht ijt, nämlich dasjenige der Abtheilung für Handel und Gewerbe, 
welche von dem Handelsminijterium losgetrennt wird. Damit find alle 
anderweitigen Combinationen bejeitigt. 


6. November. (Preußen.) Einem von beiden Seiten offen= 
bar aufrichtig und lebhaft gewünjchten Ausgleich zwijchen der preußi— 
Ichen Regierung und dem Papfte Leo XIII. fteht unzweifelhaft die 
ultramontane jog. Gentrumspartei im Wege, der durch jenen Aus— 
gleich der bisherige Boden ihrer Wirkfamkeit unter den Füßen weg» 
gezogen wiirde. Die offiziöfe „Prov.-Gorr.” greift daher dieje Partei 
in einem längeren Artikel jcharf an und jucht zu beweijen, daß die— 
felbe weniger eine veligiöfe oder Firchliche als eine politische Partei 
ei. Das Hauptorgan der Partei, die „Germania“, geht darauf ein 
und erflärt rund, daß fie nachgerade wirklich eine „politifche“ Partei, 
alfo, wie fie zu verjtehen gibt, als jolche unabhängig von Rom 
und unabhängig davon fei, ob ein Ausgleich zwiſchen Staat und 
Kirche jchließlich zu Stande fomme oder nicht. 


Die „Prov.Corr.“ jchließt ihren Artikel dahin: „Wenn das auf: 
sichtige Streben der deutſchen Regierung im Verein mit einem friedliebenden 
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Papfte für bie Wiederherftellung des firchlichen Friedens in Deutfchland in 
Wahrheit und dauernd gelingen fol, jo muß durch die berufenen —— 
Autoritäten und aus der — Bevölkerung heraus dem verwirrenden 
und vergiftenden Treiben der Partei ein Ziel werben, deren einfluß—⸗ 
reichſten Führern das Intereſſe der Kirche nur der Deckmantel für politiſch 
unterwühlende Zwecke iſt, und welche der Erwartung des Papſtes in Bezug 
auf die Treue der katholiſchen Unterthanen des deutſchen Reiches durch ihr 
ganzes Verhalten offen Hohn jprechen." Die Antwort der „Germania“ aber 
geht darauf hinaus: „Angefeindet unter dem Vorwande, daß das Gentrum 
ala eine bloß ur Partei feine Eriftenzberechtigung habe, verleumbdet ala 
vaterlandäloje, von Rom abhängige Coterie, hat es mit Energie nicht bloß 
die religiöfen, ſondern auch die politijchen Intereſſen feiner Wähler vertreten. 
Es darf mit Zuverficht der neuen Phaje de3 Kampfes entgegenjehen, in der 
man e3 verleumdet und anfeindet, weil es das ift, was es früher nach den 
Wünſchen der Gegner fein jollte: — nämlich eine politiiche Partei. Als 
folche wird e3 nad) wie vor feinen Grundſätzen gemäß der Bertheidigung der 
religiöjen und bürgerlichen Rechte dienen und für Wahrheit, Recht und 
Freiheit ungebrochenen Muthes kämpfen.“ 

7. November. (Preußen) Der 3. 3. in Rom wmohnende 
ftaatlich abgeſetzte Erzbifchof von Poſen, Cardinal Ledochowski, wird 
vom Kreiögericht zu Inowrazlam wegen der Ercommunication bed 
vom Staate angeftellten Propftes Kolany in Groß-Morin (Murs 
zynno) zu 18,000 .4 Geldbuße event. zu 2 Jahren Gefängniß ver- 
urtheilt. 

Wegen desjelben Vergehens, wegen welches er ſich in Inowrazlaw zu 
verantivorten hatte, ift der Kardinal bereit von den Kreisgerichten in Bojen, 
mar und Birnbaum zu en Geld: event. Gefängnißitrafen ver: 
urtheilt worden. ine jechste Verhandlung fteht ihm nächſtens vor dem 
Kreisgericht in Deutfch-Erone bevor wegen Verhängung des großen Kirchen: 
bannes über den ftaatätreuen Geiftlichen Lizat. Es wird bemerkt, daß der 
ercommunicationäluftige Gardinal unter der Regierung des gegenwärtigen 
Bapftes Leo XI. noch fein Ercommunicationsdecret gegen einen ftaatätreuen 
Geiftlichen erlaſſen hat. 

7. November. (Medlenburg.) Eröffnung des Landtags in 
Malin. Unter den Propofitionen der Regierungen befindet fich 
vorerst keinerlei erneuerte Anregung zur Revifion der Verfaſſung. 

Inzwischen ift die Theilnahmsloſigkeit in allen Kreifen der Bevölkerung 
gegenüber dieſem Landtage wo möglich noch größer ala früher. Immer all: 
emeiner wird — mit Ausnahme der fleinen Feudalpartei, welche ſich voll: 

ändig in den mittelalterlichen Anfchauungen feftgerannt hat — bie Ueber: 
zeugung, daß ber bisherige Zuftand unmöglich noch länger fortbeftehen kann 
und Medlenburg nad jo langem Harren und Zaubern endlich einmal aus 
feiner traurigen Ausnahmajtellung in ganz Europa erlöst werden muß. 
Selbit von den Hunderten abeliger Ritter True a welche nach der Feudal⸗ 
verfafjung die Rıtterfchaft des Landtags bilden, finden e8 faum 20—30 ber 
Mühe werth, einige Tage auf dem Landtage zu erjcheinen, während von den 
bürgerlichen Rittergutäbefigern oft kaum zwei bis drei dajelbjt anweſend find, 
fo daß außer ben ange und lebenzlänglich angejtellten — 
der meiſten Städte (mehrere der größten Städte Mecklenburgs, z. B. Wismar 
mit 15,000 Einwohnern, haben gar keine Stimme auf dem Landtag) eine 
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tleine Goterie von einigen Tubendb meift mit einander verwandter adeliger 
Rittergutsbeſitzer jo ziemlich nach Luft und Belieben alle Enticheidungen trifft 
und ſaͤmmtliche Landtagsangelegenheiten erledigt. Alles möglicyft beim Alten 
zu laffen und die Beftimmungen des beutichen Reichstags recht widerwillig 
und mit fo großen Beſchränkungen auszuführen, wie dieß nur irgendwie an: 
eht, ohne fich einer ernften Rüge von Berlin her auszuſetzen, ift dad Haupt: 
Gehen diefes Landtags, welches alle Beichlüffe desjelben charakterifirt. 

9. November. (Preußen.) Während alle Anzeichen, die jür 
einen Fortgang der Ausgleichtverhandlungen mit der Curie Tprechen, 
von der Öffentlichen Meinung jorafältige Beachtung finden, werben 
auch die charakteriſtiſchen Symptome der Fortdauer des Gultur- 
fampfes in der inneren preußifchen Verwaltung nicht überfehen. 
Ein jolches liegt in einem Reſeript des Cultusminiſters Dr. Falk 
vom 9. d. M. ala Antivort auf eine wiederholte Eingabe des Clerus 
ber Didcefen Münfter und Paderborn in Betreff der Anordnungen 
der Staatöregierung bezüglich der Ertheilung und Leitung des katho— 
liſchen Religiongunterricht3 in Volksſchulen, bezw. an Seminarien, 
und der Prüfung von Lehrern und Lehrerinnen in der fatholifchen 
Religionslehre. Der Minifter weift die zahlreichen einzelnen Be— 
ſchwerdepunkte ala unbegründet zurüd. Im allgemeinen Theile des 
Reſeripts heißt eg: 

„Nur darauf muß ich gegenüber dem Anjpruch der Petenten auf ein 
ausſchließliches Recht der katholischen Ange „„Hinfichtlich der Feſtſtellung 
ber Bedingungen, unter welchen die fatholifche Religionslehre in den ftaat- 
lichen Schulen Gegenftand des Unterrichts fein könne,““ noch einmal nad): 
drücklichſt hinweiſen: daß ein folcher Anſpruch in den Rechtänormen des 
preußiichen Staates, denen auch die were Kirche unterworfen ift, feine 
a indet. Das von ben Unterzeichnern der Eingabe in diejer Beziehung 
beanfpruchte „Dominium“ der katholifchen Kirche erweist fich ſomit ala völlig 
haltlos. Die Erklärung der Petenten, daß „„ſie die Ertheilung des ſchul— 
planmäßigen Religiongunterrichts in Simultanfchulen in feinem Falle ſelbſt 
übernehmen, auch Niemandem ben erforderlichen kirchlichen Auftrag dazu 
ertheilen würden,““ läßt fich ſchwer vereinigen mit der jeit Jahren an vielen 
höheren und niederen Schulen des Landes geübten gegentheiligen kirchlichen 
Praris und mit dem mwohlverftandenen Intereſſe der katholiſchen 
Bevölkerung, befonderd an jolchen Orten, wo diefe in der Minderzahl fich 
befindet. Das aber erhellt aus diefer Erklärung unzweifelhaft: daß Sie und 
die Mitunterzeichner der Beſchwerde vermeintlichen formalen Rechtsanſprüchen 

egenüber eine geordnete religiöje Unterweifung der Jugend in der Volta: 
chule, auf welche ich meinerfeit3 das entjcheidendfte Gewicht lege, ala etwas 
Untergeordnete3 erachten.” 

Das Echreiben de Miniſters gelangt in einer Verſammlung 
des Klerus der beiden Didcefen am 18. d. M. zur Verlefung. Diefe 
nun lehnt ihrerjeit3 wiederholt die Betheiligung an Schuleinrich- 
tungen ab, welche nach ihrer Ueberzeugung die ſchlimmſten Folgen 
für die fatholifche Kirche haben müſſen. Die Ertheilung des katho— 
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liſchen Religionsunterricht® im Namen und Auftrage des Staates 
erklärt die Berfammlung nach der einftimmig kundgegebenen Meinung 
der Anwefenden für eine „ſchwere Verlegung des der Kirche fchul- 
digen Gehorſams“. 

11. November. (Deutjches Reich.) In einem immerhin 
beachtenswerthen Theile der norbdeutfchen Preſſe tritt die Mißſtim— 
mung gegen die Leitung des Marinedepartement3 feit dem Unter- 
gange des „Großen Kurfürften“ und den Vorgängen, die fich daran 
geknüpft haben, immer unverhüllter zu Tag. 


11. November. (Preußen) Dem Berlangen ber Regierung 
entjprechend, entfernt der Magijtrat von Königsberg die ſeit einiger 
Zeit im Sitzungsſaale der Stadtverorbneten aufgeftellte Büfte des 
Dr. Johann Jacoby, des Berfafjers der „Vier Fragen“, aus dem- 
jelben. Eine Remonjtration der Stadtverorbnetenverfammlung gegen 
bie Maßregel wird von der Regierung abgewiejen. 

12. November. (Deutjches Reich.) Der Reichskanzler regt 
beim Bundesrafhe eine Revifion des allgemeinen Zolltarif3 im Sinne 
eine? größeren Schußes der deutſchen Induſtrie an, indem er an 
denjelben folgendes Schreiben richtet und darin auf die Niederfegung 
einer Commiſſion unter Beiziehung von Sachverjtändigen anträgt: 

„Die finanziellen volfswirthichaftlichen und handelspolitiſchen Ver: 
hältnifje, welche auf die gegenwärtige Geftaltung des Verein! Zolltarif3 von 
entjcheidendem Einflufje gewejen find, Haben im Laufe der legten Jahre wejent: 
liche Beränderungen erfahren. Die finanzielle Lage des Reiches wie der ein: 
elnen Bundesjtaaten erheijcht eine Vermehrung der Reichgeinnahmen durch) 
Härtere Heranziehung der dem Reiche zur Verfügung ftehenden Einnahme: 
quellen. Bei den im vorigen Sommer zu Heidelberg jtattgehabten ver: 
traulichen Beiprechungen über die im Reiche anzujtrebende Steuerreform iſt 
benn auch die Neberzeugung einmüthig zum Ausdrud gelangt, dat das Syſtem 
ber indirekten Befteuerung in Deutichland weiter auszubilden jet, und es ift 
dafelbjt über die vorzugsweije ind Auge zu fafjenden Finanzartikel alljeitiges 
Einverjtändniß erzielt worden. Außerdem erfordert die derzeitige Lage der 
beutichen Induſtrie fo wie dad mit Ablauf der Handelsverträge in den großen 
Nachbarſtaaten und in Amerika zu Tage getretene Bejtreben nach Erhöhung 
des Schußes der einheimijchen Production gegen die Mitbewerbung des Aus: 
Iandes eine eingehende Unterfuchung der Frage, ob nicht auch den vaterländi: 
chen Erzeugnifien in erhöhten Maße die Berforgung des deutſchen Marktes 
vorzubehalten und dadurch auf die Vermehrung der inländijchen Production 
hinzuwirken, ſowie zugleich Verhandlungsmaterial zu jchaffen jei, um jpäter 
u verſuchen, ob und im wie weit fich im Wege neuer Verträge die Schranfen 

jeitigen lafjen, welche unfere Erportintereffen jchäbigen. Die Ergebnifje der 

im Gange befindlichen Enqueten über die Lage der Eijeninduftrie, ſowie ber 

Baumwoll: und LZeineninduftrie werden nüßliche Grundlagen jchaffen für die 

Beantwortung ber Frage ber Zweckmäßigleit einer Erhöhung oder Wieder: 

einführung von Zöllen auf die Erzeugniffe der in F ſtehenden Induſtrien. 

Ueber einige weitere bereits in Anregung gekommene Aenderungen des auto— 
12* 
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nomen Zolltarifs, welche zum Theil eine correctere Faſſung des Zarifs, zum 
Theil die Befeitigung von Mißverhältniffen zwiſchen den Zollſätzen von 
Halbfabrifaten und Ganzfabritaten, zum Zheil Erhöhungen des Schutzes 
einzelner Induſtriezweige gegenüber der Goncurrenz des Auslandes beziveden, 
find Borarbeiten gefertigt, welche den betreffenden Ausfchüffen des Bundes: 
raths werben vorgelegt werden. E3 wird dabei nicht ausgefchlofjen fein, daß 
auch noch für andere Erzeugniffe die Einführung höherer Eingangszölle an: 
eregt werde. . . Um die Löfung der vorftehend angedeuteten Fragen thun— 
ichft zu wi ug si und ber für die betheiligten Etwerbszweige drüdenden 
Ungewißheit über die fünftige Geftaltung unjeres Tarifweſens möglichft bald 
ein Ende zu machen, erjicheint die Einjegung einer befonderen ommifion 
angezeigt, welche unter Benupung des vorhandenen, ſowie desjenigen Ma- 
teriald, welches durch die Enqueten gejchaffen und jener Commilfion zu 
—— ſein würde, die Reviſion des Zolltarifs vorzubereiten und die 
erforderlichen Anträge bei dem Bundesrath zu ſtellen hätte. Die Aufgabe der 
Commiſſion würde danach auf den gejammten Inhalt bes Zarifs, mit Aus- 
nahme derjenigen Finanzartikel, über welche auf der Heidelberger Mi: 
nifterconferenz Einverftändniß erzielt ift und welche einer gefonderten Bearbei- 
tung bereit3 unterliegen, ſich zu eritreden haben. Die Commiffion würde 
aus Beamten bes Reichs und der Hauptjächlich betheiligten Bunbdesjtaaten 
— — fein. Die Anzahl der Mitglieder dürfte mit Rückſicht auf 
en Umfang der Aufgabe nicht zu knapp gegriffen werden. Die Bearbeitung 
der einzelnen Detailfragen möchte nach Feſtſtellung der allgemeinen Grund: 
läße kleineren aus der Mitte der Commiſſion zu bildenden Subcommiffionen 
zu übertragen fein. Auch wird e3 fich empfehlen, jowohl der zu berufenden 
Commiſſion als auch den Subcommijfionen das Recht einzuräumen, Sad): 
verjtändige zu vernehmen oder jchriftliche Gutachten einzuziehen oder durch 
Requifition der Landesbehörden Ermittlungen zu veranlaffen.“ 


13. November. (Preußen.) Die Zeitungen wollen wifjen, daß 
ber neue Finanzminiſter Hobrecht bezüglich des Unterrichtsgeſetzes den— 
jelben Standpunft einnehme, auf den fich fein Amtsvorgänger geſtellt 
hatte: die Sache jei Angefichts der erheblichen Mebrbelaftung des 
Etats in deſſen Ordinarium bis auf Weiteres zu vertagen, und erft 
auf fie zurüd zu kommen, nachdem die Reichsfinanz-Verwaltung 
durch Mehreinnahmen die Etat3 der Bundesſtaaten weſentlich ent— 
laftet haben würde. 

13. November. (Württemberg.) Der König befucht den 
Kaifer in Wiesbaden. 

Mitte November. (Deutjches Reich.) Die Ausführung des 
Sozialiftengejegeg nimmt einen durchaus befriedigenden Fortgang. 
Die Regierungen verbieten überall zahlreiche ſozialdemokratiſche 
Blätter und Brofchüren und unterbrüden zahlreiche ſozialdemokra— 
tiiche Vereine. Das Gefeg wird von den Regierungen energijch, 
aber innerhalb der von ihm gegebenen Schranfen ausgeführt. Die 
von der Sozialdemokratie zunächſt bedrohten und eingejchüchterten 
Klaflen fangen überall an, freier zu athmen, namentlich der Mittel- 
und Sleingewerbeftand, jeitdem er fieht, daß der jtarke Arm des 
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Geſetzes ihm zu Hülfe kommt und der handwerksmäßigen Verhetzung 
und Vergiftung der Agitatoren der Mund geftopft wird. Don 
MWiderftand ift nirgends die Nede; die biekfälligen Befürchtungen 
haben fich in feiner Weiſe beftätigt. 

Mitte November. (Bayern) Der Erzbifchof von Bamberg, 
ber eben von einem Befuche in Rom zurüdgefehrt ift, erläßt einen 
Hirtenbrief, in dem er voll Bewunderung von Papft Leo XIIT. 
Ipricht, im weitern bie „finanzielle Nothlage“ des hl. Vaters fchil- 
dert, die Abnahme des Peterspfennigs beflagt und die Gläubigen 
zu erneuerter Spende desſelben aufs dringendite ermahnt: 


„. . . Aus dem Hl. Vater fpricht ein erhabener, ftarker und vom 

immel erleuchteter Geift, ausgerüftet mit gründlicher und umfaffender Ge: 
ehrſamkeit, mit tiefer Religiofität, echter Frömmigkeit und glänzender Sitten: 
reinheit, geziert mit allen apoſtoliſchen Tugenden, die eine Frucht der gött— 
lichen Gnade und perfönlicher Ihatkraft find. Seine Heiligkeit betrachtet 
und beurtheilt deßhalb alle Ereigniffe der Gegenwart vom höchften Stand: 
und Gefichtäpunfte aus, um für Chriftus zu retten, was zu retten ift, ohne 
auch nur ein einziges Princip zu opfern, welches aus dem Weſen, aus der 
Peftimmung und der Berfaffung unferer hl. Kirche fich ergibt. Der flare und 
Icharfe Blick dieſes hochbegabten Nachfolgers Petri reicht weiter, alö der Ver: 
ftand Mancher, die das große Wort des Tages führen und ſich an: 
maßen, ohne —— von oben die Hierarchie innerhalb ihres 
eigenen Gebietes zu belehren... Wir haben Uns perſönlich überzeugt, daß 
Se. H. Papſt Leo XIII. wohl reich an allen Gaben des göttlichen Geiftes und an 
übernatürlichen Gütern, aber in irdifcher Beziehung arm, ganz arm ift. 
Möge dieſe unfere authentijche Meberzeugung in den fünf Erdtheilen vernom: 
men werden, um das Lügengewebe bezüglich des Reichthums unſeres oberften 
Hirten für immer zu zerjtören! Es dürfte Euch nämlich nicht unbekannt 
jein, daß nach dem Hintritte des höchftjeligen Papftes Pius IX. die Feinde 
der Kirche die erftaunte Welt mit der Nachricht überrafchten, der hohe Ver: 
ftorbene habe feinem glorreichen Nachfolger unzählige Millionen Hinterlaffen. 
63 war dad eine böswillige Erfindung, um den Liebesgaben der fatholifchen 
Melt für den apoftolifchen Stuhl ein Biel zu fegen. Und in der That wurde 
der böſe Zweck Leider vielfach erreicht, da ja ein mohlhabender Vater ber 
Chriſtenheit der Unterftügung von Seite feiner geiftigen Kinder nicht bedürfte. 
Wenn darum im manchen Gegenden ber „Peteräpfennig” in Abnahme gerieth, 
jo geichah dieſes ficherlich nicht aus Mangel an Ehrfurcht und Liebe Air die 
geheitigte Perjon Leo XIII, der in jeder Hinficht der würdigſte Nachfolger 
es unvergeklichen Pius IX. ift, und den einft bie Gefchichte zu den Zierden 
des apoftolifchen Stuhles zählen wird. Er liebt uns Alle ja mit umend: 
licher Liebe, und wir follten Ihn weniger lieben? Dieſen Gebanfen wagt 
Euer Oberhirte nicht eine Minute zu denken. Wenn deßhalb manche Katho: 
lifen in diefem ihrem feitherigen Wohltgun nachließen, jo geichah e3 wohl 
nur deßhalb, weil fie irregeleitet wurden durch bie Kühnbeit und Plan: 
mäßigfeit, womit bie Rircienfeinbe ihre Ziele verfolgen, um dadurch die 
böchiten Intereſſen der katholiſchen Kirche zu ſchädigen. Vergeßt nämlich 
nicht, geliebte Erzdiözefanen, daß es fich Hiebei nicht nur um die erhabene 
Perſon bes HI. Vaters handelt, der bei feiner apoftolifchen Einfachheit ganz 
wenige irdiſche Bedürfniffe kennt, fondern um das Wohl und Wehe der ge: 
fammten Kirche, darum auch um das Heil eines jeden Einzelnen von und 
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ſelbſt. Soll das Oberhaupt ber Kirche frei fein; foll bie Eriftenz der fo 
nothwendigen kirchlichen Inſtitute, Gongregationen u. ſ. w. nicht in Frage 
geitellt werden; foll überhaupt ber apoftoliiche Stuhl feine ſchwere, von 
Chriſtus jelbft erhaltene Aufgabe in fchwerer Zeit erfüllen, — jo bedarf er 
auch irdiſcher Mittel. Die Kirche Gottes ift allerdings „nicht von dieſer 
Welt“; aber fie hat in diefer Melt gefchichtliche Gejtalt gewonnen, und 
infofern kann fie au bes Irdiſchen als Werkzeug für da3 Ueberirdiſche 
nicht entbehren. Eben deßhalb ift aber auch jedes lebendige Glied der Kirche, 
ift jeder gute Katholik vor Gott und feinem Gewiſſen verpflichtet, zur erfolg: 
reichen Löfung dieſer Lebensfrage des apoftoliichen Stuhles nah Maßgabe 
feine Vermögens beizutragen. Der Gebanfe, daß der Vater der Ehriftenheit 
fi in wirklicher Noth befindet, muß ung mit heiligem Schauer und mit 
einer gewiffen Scham erfüllen. An ung Allen ift es alfo, Ihm wenigjtens 
nach diefer Seite hin die große Bürbe, welche Ihm die göttliche Vorfehung 
auferlegte, einigermaßen zu erleichtern. Es ift geradezu eine Ehrenpflicht für 
alle Katholiken der Erde. Deßhalb wenden Wir uns vertrauensvoll an den 
ehrwürdigen Klerus und an alle Gläubigen Unferes Erzbisthums mit ber 
dringenden Bitte: Gedenfet des vierten Gebotes! Gedenfet unferes heiß— 
eliebten heil. Vaters Leo XII. in Nom! Grmattet nicht in Euren ſeit— 
an gewöhnlichen Gaben für Ihn! Vereinigt Euch aber auch zu einer 
außergewöhnlichen Spende, wie es Euer frommer und opferwilliger Sinn an 
dem epten Ehrentage des höchitfeligen Pius IX. mit jo glänzendem Erfolge 
gethan! Was gute Kinder für ihre Hilfsbedürftige Mutter — die heilige 
Kirche — darbringen, das lohnt Gott taufendfacdh durch Verleihung höherer 
Güter und durch Segnung Eurer Arbeit. Unſerm Hl. Bater aber werden 
wir dadurch einen großen Troſt bereiten.” 


18. November. (Reuß ä. 2.) Landtag: genehmigt nunmehr 
nad) dem Willen des Fürſten das eigene Landgericht, damit die Kleine 
Refidenz doch eines eigenen Gerichtes nicht entbehre. 


19. November. (Deutjches Reich.) Die am 8. September 
nach den DBereinigten Staaten abgegangene Gommiffion behufs 
Prüfung der amerikanischen Tabakfteuer ift wieder in Europa ein— 
getroffen. Dad Refultat geht vorläufig dahin, daß dieſes Steuer- 
ſyſtem, jo zwedentfprechend es für Amerika fei, fich für Deutjchland 
entjchieden nicht eignen würde, jo daß für dieſes faum etwas übrig 
bleiben dürfte, al® entweder zum Monopol zu greifen, oder aber 
fi mit der früher beabfichtigten Gewichtsjteuer zu begnügen, die 
ja in beliebiger Höhe bemefjen werden ann, je nach dem Ertrag, 
den man daraus ziehen will. Die Tabak-Enquete-Commiffion tritt 
an diefem Tage in Berlin wieder zufammen, um das gefammelte 
ftatiftifche Material zu fichten und fich fchlieklich über die verfchie- 
denen Steuerfyfteme für Deutjchland begutachtend anazufprechen. 

19. November. (Preußen) Gröffnung des Landtags: bie 
Thronrede des Kronprinzen wird vom Vicepräfidenten des Staats— 
minijteriums, Grafen Stolberg, verlefen: 

.. . . . Tief jchmerzliche und erjchütternde Ereigniffe haben feit dem 
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Schluffe der vorigen Seffion das Vaterland in der Perfon Sr. Majejtät des 
Kaiſers und Königs betroffen; das theure Leben des Monarchen, zweimal 
von Trevlerhand bedroht und gefährdet, ift durch Gottes gnädiges Walten 
ben Volke erhalten und in fajt wunderbarer Weiſe neu geftärkt worden. 
Die Tage der Trübfal und Prüfung aber find zugleich Tage vaterländijcher 
Erhebung und Bewährung geworden; von Neuem hat fich in alljeitigen leb— 
haften Kundgebungen offenbart, dab das Herz des Volkes in treuer Liebe 
und Verehrung bei jeinem Könige if. Die Bethätigung dieſes patriotijchen 
Geijtes, jowie der tiefe und nachhaltige Eindrud jener ſchweren Erfahrungen 
gewähren die Zuverficht, daß e3 gelingen werde, die traurigen DVerirrungen, 
zu deren äußerer Einſchränkung die a A die Ne Hand: 
haben gewährt hat, durch vertrauensvolles Zuſammenwirken aller ftaat3: 
erhaltenden Kräfte, in ernjter Fürſorge für das alljeitige Gedeihen bes Volkes 
allmählich auch innerlich zu überwinden. Das innige Band, welches das 
Bolt mit jeinem Fürftenhaufe verbindet, Hat fich auch in dem zuverfichtlichen 
Vertrauen bewährt, welches Sr. faijerl. und fönigl. Hoheit dem Kronprinzen 
bei der einitweiligen Führung der Regierung von allen Seiten entgegen: 
gebracht worden ift, und welches Höchitdemfelben die Erfüllung der ſchweren 
Aufgabe im Sinne Sr. Majejtät des Königs wejentlich erleichtert Hat. Die 
Staatsregierung nimmt für die beginnende Sejfion Yhre Mitwirkung vor 
Allem zur Löfung der Schwierigkeiten in Anjpruch, welche auf dem Gebiete 
der Finanzverwaltung hervorgetreten find. Zwar hat das letzte Der: 
waltungsjahr, wie Sie aus der Ihnen alabald vorzulegenden Weberficht der 
Einnahmen und Ausgaben besjelben erjehen werben, wiederum noch einen 
nicht unerheblichen Ueberſchuß ergeben. Allein die abermalige Erhöhung des 
Matricular:Beitrages für das Reich nimmt dieſen Neberfcjuß faft vollftändig 
in Anſpruch, jo daß nur ein geringfügiger a davon für die Ausgaben 
des nächſten Jahres zur Verfügung bleibt. Bei diefen Ausgaben ift außer 
dem erhöhten Matricularbeitrag für das Reich ein beträchtlicher Mehraufwand 
zur Verzinſung der len Schuld und für einige andere unabweisliche 
Bebürfniffe vorzufehen, während Erijparungen nur in geringem Umfange 
thunlich erjcheinen, wenn die Schädigung wichtiger Intereffen und die Ver: 
fümmerung erfreulicher Entwidelungen vermieden werden joll. Große ein: 
malige Einnahmen, wie fie in den dießjährigen Etat eingeftellt werben konnten, 
find für das nächite Jahr auch nur in annähernder Höhe nicht vorhanden, 
die regelmäßigen Einnahmequellen des Staated aber laffen unter dem leider 
noch fortdauernden Drud, der jo lange ſchon auf fait allen Gebieten der 
Erwerbstätigkeit Laftet, ein irgend in's Gewicht ——— Mehrerträgniß 
nicht in Ausſicht nehmen. Die Einnahmen reichen daher auch zur Deckung 
der ordentlichen Ausgaben nicht hin. Die zur nothwendigen baldigen Be— 
ſeitigung dieſes Mißverhältniſſes erforderlichen Mittel werden auf dem dem 
Reiche überwiefenen Gebiete der Beſteuerung zu ſuchen und, wie die Staats: 
regierung fejt vertraut, zu finden fein; bis dahin aber wird es nöthig fein, 
die zur Erwägung der Einnahmen bes nächjten Staatshaushalts-Etats erfor: 
derlichen Mittel ım Wege der Anleihe zu beichaffen. Der nad) diefen Ge: 
fichtspuntten aufgeftellte Etat und ein bdenjelben ergänzendes bejonderes 
Anleihegejeg werden Ahnen unverzüglich vorgelegt werden. In der Etats: 
aufitellung kommen mehrere Aenderungen in ben Rejjortverhält: 
nijjen der Minifterien zum Ausdrud, deren Bedürfniß ſchon feit Längerer 
Zeit hervorgetreten war. Die bedeutende Zunahme einzelner Geſchäftszweige, 
die dadurch hervorgerufene übermäßige Belajtung der betreffenden Miniſterien 
und die Erwägung, daß gleichartige Angelegenheiten richtiger unter gemein: 
jamer Leitung zu vereinigen find, haben dahın geführt, mit einer veränderten 
EintHeilung vorzugehen. Inſoweit durch Diele Veränderungen bie ander: 
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weitige Regelung einzelner gejeßlicher GCompetenzbeftimmungen bedingt ift, 
wird Ahnen ein darauf bezüglicher Gejeßentwurf vorgelegt werden. Die Vor— 
arbeiten für die Weiterführung der Reform der inneren Ber: 
waltungs:Einrihtungen haben in Folge der Aufgaben von unmittel= 
barer Dringlichkeit, welche die Staatäregierung feit dem Frühjahr ununterbrochen 
in Anjpruch genommen haben, bisher nicht ſoweit gefördert werden können 
daß Ahnen in der gegenwärtigen Sejfion weitere Vorlagen darüber zugehm 
fönnten; bie Durchführung des bedeutfamen Reformwerkes für die geiammte 
Monarchie gehört jedoch nach wie vor. zu den nächiten Zielen, welche bie 
Staatöregierung im Zufammentirfen mit der Landesvertretung zu erreichen 
hofft... Bezüglich des im vorigen Jahre ausgearbeiteten Entwurfs des 
Unterrichtägejeßes haben die weiteren Berathungen im Laufe des letzten 
Jahres theils wegen der Schwierigkeiten vielfach dabei zu erlebigender wichtiger 
Tragen, theild aus äußerlichen Gründen nicht joweit gefördert werden können, 
um den vollitändigen Entwurf Ihrer Beichlugnahme jchon in diejer Sitzungs— 
periode zu unterbreiten. Die Staatsregierung ift fich jedoch ihrer Ver: 
pflichtung, denfelben mit allen Sträften auch ferner zu fördern, vollitändig 
bewußt. Schon jett darf fie freilich ihre Ueberzeugung dahin ausjprechen, 
daß auf demjenigen Gebiete, auf welchem die Neuregelung der gegenwärtig 
bejtehenden Verhältnifje am dringlichiten ift, dem der Unterhaltung der öffent: 
lichen Volksſchulen, eine befriedigende Löfung der Aufgabe nicht ohne jehr 
erhebliche finanzielle Mehraufwendungen des Staates möglich fein wird, für 
welche die Mittel neu zu beichaffen find... Im Intereſſe der Landeswohl: 
fahrt erweist fich eine kräftigere Zufammenfaffung und Ordnung des Eiſen— 
bahnweſens, ſowie die Ergänzung des vaterländtichen Eiſenbahnnetzes in vers 
ichiedenen Theilen des Staates ala unerläßlih. Sofern, wie gehofft wird, Die 
Behufs demnächitiger Meberführung wichtiger Actien-Eiſenbahn-Unternehmungen 
in die Hände des Staates und für den Bau einiger befonders dringlicher Eifen: 
bahnlinien eingeleiteten Vorarbeiten bei Zeiten zum Abjchluß gelangen, wird 
Ahnen eine dePfallfige Borlage zugehen. ...“ 
Die Thronrede wird von den nicht allzu zahlreich anmwejenden Mit: 
liedern beider Häufer lautlos entgegen genommen. Dennoch verdient und 
* ſie volle Beachtung. Das Hauptgewicht legt ſie auf die finanzielle 
Lage des preußiſchen Staatshaushaltes, welche die legislatoriſche 
Initiative der Regierung nach manchen Seiten hin beſchränkt. Das Ver— 
waltungsjahr 1877/78 hat allerdings einen nicht unerheblichen Ueberſchuß 
gegen den Voranſchlag ergeben; indeſſen ift berjelbe durch die Erhöhung der 
Matricularbeiträge aufgezehrt worden. Aus dem Zufammenhang ergibt fich, 
daß dieſer Ueberſchuß nicht die Folge einer erheblichen Steigerung der 
Fa Einnahmen be3 preußischen Staates geweien ift. Bei ber erften 
Aufftellung des Etat3 für das nächſte Jahr hatte fich in dem ordentlichen 
Gtat ein Minus von etwa 20 Mill. Mark ergeben. Da aber, wie die Ex: 
öffnungsrede durchaus zutreffend jagt, Erfparungen nur in geringem Umfange 
thunlich erfcheinen, wenn die Schädigung wichtiger Intereſſen und die Ber: 
fümmerung trfreulicher Entwidelungen vermieden werden joll, jo hat man 
ſich — beſchränken müſſen, das Minus auf 11 Mill. Mark zu reduciren. 
Hiezu tritt fofort die dem preußiichen Finanzweſen eigenthümliche Schwäche 
in den Vordergrund. In feinem Grofftant mit geordneten Finanzen würde 
ber Finanzminiſter mit einem verhältnigmähig jo Eleinen Deficit hervor: 
treten; überall ift Sorge dafür getragen, für Mehrbedürfniffe oder Ein: 
nahmeAusfälle in engem Rahmen ein Gegengewicht in einer mobilen Steuer 
zu jchaffen. In Preußen aber find die hauptjächlichiten Einnahmen des 
Staates durchaus ftationär. Die directen Steuern fönnen nur durch ein 
beſonderes Gejeh ergiebiger gemacht werben. Die Glaffenfteuer ift befanntlich 
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vor einigen Jahren comtingentirt worden, die Einfommenfteuer aber, welche 
naturgemäß bejtimmt ift, Mehrerforderniffe zu bejchaffen und Minderbedürf: 
niffe zu berüdfichtigen, ift variabel, aber nur in ungünjtigem Sinne; fie 
finft bei der wirthichaftlichen Krife und vergrößert ſomit das Deficit, weil 
fie eben nicht die Stelle einer Ergänzungsftener einnimmt, Dieſes Miß— 
verhältniß iſt um fo unerträglicher, je mehr der preußifche Staat im Uebrigen 
auf den Ertrag jeiner Groginduffren, feiner Eifenbahnen, Bergwerke und 
Forſten angewieſen ift. In finanziell bedrängten Zeiten finten naturgemäß 
die Erträge dieſer Induſtrien und beeinträchtigen das Gleichgewicht in den 
Finanzen. Die Eröffnungsrede conftatirt die Störung bes Gleichgewichts; 
aber fie enthält auch nicht die leifefte Andeutung einer Abhilfe. Sie jagt 
nur: die Mittel zur Befeitigung des Deficits, welches fich im Extraordinarium 
auf die Summe von ungefähr 70 Mill. Mark beläuft, würden auf dem dem 
Reich überwiejenen Gebiete der Befteuerung und der Zölle und indirecten 
Steuern zu juchen und, wie die Staatöregierung feft vertraut, auch zu finden 
fein. Aber wenn dieß der Fall ift, jo kann, jobald die wirthichaftliche Lage 
ſich beifert, der preußiſche Staatshaushalt ebenjo an Neberfluß leiden wie 
jebt an Mehrbedarf. Die directen Steuern werden nicht abgemefjen werben können 
nach dem wirklichen Bedarf. Wird die Einfommenfteuer richtig und unter 
Schonung der kleinen Einfommen veranlagt, jo würde fie gerade geeignet fein, 
in ungünftigen Zeiten das Deficit zu vermeiden, und die Steuerzahler würden 
vorübergehend die ſchwerere Laſt nicht nur tragen fönnen, jondern auch 
willig ertragen, wenn fie willen, daß ihr Beitrag in günftigeren Zeiten ent: 
Iprechend vermindert wird. — In Betreff der beabjichtigten VBeränderun: 
gen in den Minijterialrejjort3 bejtätigt die Thronrede, andermweitigen 
ftaatsrechtlichen Auffaffungen gegenüber, daß diejelben der Beichlußfaffung 
de3 Landtags ſoweit unterjtellt werden, ala durch jene Veränderungen bie 
anderweitige Regelung einzelner gejelicher Gompetenzbeftimmungen bedingt 
iit. Weber die Age der — Fortführung der Verwaltungsreform 
— ſich die Regierung ſeit dem Eintritt der En Stolberg und Eulen: 

urg in das Gabinet — nicht wieder ausgeſprochen; indeſſen überraſcht 
es Niemanden, im Gegenſatz gegen frühere Erklärungen des vorjährigen 
interimiſtiſchen Leiters des Departements der inaeren Verwaltung, nunmehr 
zu vernehmen, daß in Folge anderer ummittelbar dringlicher Aufgaben die 
Durchführung des bedeutfamen Reformwerkes während der jebt eröffneten 
Seffion feine Frortichritte zu erwarten hat. Ebenſowenig war jchon aus 
finanziellen Gründen für dießmal die Vorlegung de3 Unterrichtsgeſetzes 
zu erhoffen; man hört jet jogar betätigen, daß die weiteren Berathungen 
besjelben im Laufe des letzten Jahres nicht zum Abſchluß gekommen find. 
Die vielbetrittene Frage ber weiteren Erwerbung von PBrivatbahnen 
für den Staat und des Baues neuer Linien wird dahin entichieden, dat die 
Abficht „einer ——— Zuſammenfaſſung und Ordnung des Eiſenbahnweſens 
und der Ergänzung des Eiſenbahnnetzes“ fortbeſteht und eine Vorlage an den 
Landtag in Betreff de3 Ankauf wichtiger Actienbahnen und des Baues 
einiger dringlichen neuen Linien nur von dem Abjchluß der Vorarbeiten für 
abhängig erflärt wird. 

Die Regierung macht dem Landtage eine Reihe von Vorlagen. Die 
Anficht macht ſich indeß von vorneherein geltend, daß die Berathung bes 
Budget3 und der Geſetze behufs Einführung der Reichajuftizgeießgebung leicht 
die ganze Dauer der Seſſion ausfüllen könnte und daher von allen übrigen 
Vorlagen faum die eine oder die andere zur Erledigung fommen werde. 


Herrenhaus: Wahl des Bureau: der bisherige Vizepräfident 
v. Bernuth wird durch den Grafen Arnim-Boitzenburg erſetzt. 
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E3 wird dieß vielfach ala ein Zeichen des politifchen Umſchwungs 
angejehen, der fich jeit der letzten Seſſion vollzogen hat. Bernuth fteht 
zwischen dem rechten Flügel der Nationalliberalen und den Freiconſervativen, 
in deren Mitte er auch im Reichstag feinen Sik eingenommen hat, und war 
im Herrenhaufe ftet3 der Führer der ſog. Bürgermeifterpartei, welche mit ben 
Freiconſervativen die fog. neue Fraction dieſes Haufes bildete. Graf Arnim 
gehört indeh auch diejer neuen Fraktion an und fteht fonft auf dem Stand» 
eg ber FFreiconjervativen. Die Wahl fcheint daher auf einen Bruch in 
er „neuen Fraktion“ und auf eine Scheidung in Nationalliberale und Gonfers 
vative hinzudeuten. 

Abgeordnetenhaus: beitellt fein Bureau durch Acclamation 


vorläufig wie biöher. 


19. November. (Preußen.) Bei den Stabtverordnnetenwahlen 
für Berlin dringt, entgegen den gehegten Befürchtungen, fein einziger 
ber fozialdemofratifchen Gandidaten durch. Diejelben bleiben viel- 
mehr an Stimmenzahl weit hinter den Gemwählten zurüd. 


20. November. (Deutfches Reich.) Die VBorunterfuchung 
bez. des Untergangs ber Panzerfregatte „Großer Kurfürſt“ ift Sei— 
tens der durch Faiferliche Verfügung eingeſetzten Commiſſion beendigt 
und das gefammte Actenmaterial wird nunmehr zunächſt den Vize: 
Admiralen Jachmann und Klatt zu gutachtlicher Meußerung vor— 
gelegt. 

Thatſächlich ws die Sache wohl fo, daß gr gerichtlicher Feſtſtellung 
der Thatſachen diefe beiden Admirale in ihrem Gutachten das eigentliche 
Urtheil jprechen werden, denn man darf wohl mit aller Sicherheit annehmen, 
daß ihr Gutachten für die Entjchließung des Kriegsgerichts entjcheidend fein 
wird, dem dagegen die Beitimmung des Strafmaßes zufallen dürfte. Es wird 
anerfannt, daß der Chef der Adbmiralität, v. Stoſch, der Unterſuchungs— 
commilfion die weitgehendften VBollmachten eingeräumt und die Gompetenz 
berjelben in feiner Weiſe beſchränkt habe. 

20. November. (Preußen) Abg.Haus: Der neue Finanz» 
minifter Hobrecht Iegt dem Haufe das Budget für 1879 vor und 
fnüpft daran feine Darlegung der Finanzlage des Staates, die in— 
deß wenig Neues enthält und im Ganzen überhaupt nicht allzufehr 
befriedigt. 

21. November. (Bayern) Die katholifche Pfarrei Mering 
bei Augsburg, die frühere Piründe des Herrn Renftle, welcher vor 
mehreren Monaten auf dieſelbe refignirt und eine altkatholifche 
Pfarrei in Baden übernommen bat, wird von der Regierung einem 
römifch-fatholifchen Geiftlichen übertragen. Damit ift die altkatho= 
liſche Epifode der Pfarrei Mering offenbar als abgejchloffen zu be— 
trachten. 
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22. November. (Deutfches Reich.) Die „Kreuzztg.“ ſpricht 
fich bez. des Zolltarifs für einzelne Retorfionen gegenüber dem Aus— 
lande in gegebenen Fällen, aber unumwunden negen einen fogen. 
autonomen Holltarif aus; ebenfo der deutſche Landwirthichaftsrath. 
Die Vertreter der landwirthichaftlichen Intereffen find augenfchein= 
lich bezüglich der Frage von Getreidezöllen und bez. der Schubzölle 
überhaupt unter fich gejpalten: ohne die volle Unterftüßung der 
Iandwirthichaftlichen Intereſſen vermindern fich aber die Ausfichten 
der Schußzöllner auf Erreichung der von ihnen angeftrebten Ziele 
ſehr wejentlich. 

22. November. (Preußen) Abg.-Haus: überweift die ſchon 
vorgelegten und die noch zu erwartenden Gejeßentwürfe betr. Aus— 
führung der Neichsjuftisgefeße an eine Commiffion von 21 Mit» 
gliedern. Der Juftizminifter bejtätigt, daß die Yuftizorganifation 
am 1. Dctober 1879 in Kraft treten werde; alle Schritte der Ne- 
gierung feien darauf gerichtet. 


24.—26. November. (Deutfches Reich.) Parteitag der Fort: 
fchrittöpartei in Berlin. Derjelbe genehmigt gegen die ſüddeutſchen 
Mitglieder der joa. Volkspartei ein neues Parteiprogramm. Das» 
ſelbe nimmt jowohl gegenüber der Regierung als gegenüber der 
Sozialdemokratie eine jchroffe Stellung ein und drüdt der Fort— 
jchrittspartei den Charakter einer radicalen Oppofition in einem 
Grade auf, der für die Zukunft und bei etwaigen neuen Wahlen 
ein Zujammengehen mit den NRationalliberalen fajt nothwendig aus= 
ichließen zu müſſen jcheint. 

25. November. (Deutſches Reich.) Der Handelsvertrag 
mit Stalien wird bis Ende 1879 verlängert, wie dieß die Reichs— 
regierung auch bez. Dejterreich® gewünscht hätte. 

26. November. (Preußen.) Abg.Haus: die nordfchlestwig'- 
ichen Abgeordneten Kryger und Laſſen Tegen ihr Mandat nieder, 
eine Demonftration, die ihnen ſchon bisher nicht geholfen Hat und 
wohl auch für die Zukunft nichts helfen wird. 

27. November. (Deutſches Reich.) Der Kronprinz Jeßt 
eine Gommijfion ein zur Berathung der Trage, welche Verwendung 
der ſog. Wilhelmsſpende am beften zu geben fei. 

27.—28. November. (Preußen) Abg.-Haus: Erfte Leſung 
de3 Budgets für 1879 und des dazu gehörigen Anleihegeſetzes. 
Diefelben werben zum Theile der Budgetcommilfion übermwiefen, zum 
Theil aber jollen fie im Plenum behandelt werben, 
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Der ee ber Debatte befriedigt die Parteien infofern nicht ganz, 
als man erwartet hatte, daß die Regierung endlich das von ihren Organen 
fo lange in Ausficht geftellte Steuerreformprogramm klar und unzweideutig 
darlegen werde. Alles, was man erfährt, ift indeh wieder nur das Alte: 
man bedürfe einer Vermehrung der Einnahmen; andererſeits ſei eine Er— 
leichterung der Gommunen nothwendig; Hülfe aber ſei ausſchließlich beim 
Reiche, auf dem Gebiete der indirecten Steuern zu finden. Eine nähere 
Erörterung des Wie diefer Reform vermeidet die Regierung abermals durch— 
aus. Auch über die conftitutionellen DVorbedingungen fällt von diejer Seite 
fein bejtimmtes Wort, obſchon die nationelliberale Partei ihrerjeits längſt, 
ſchon jeit den Beiprechungen in Varzin, die in den vorjährigen Weihnachts: 
tagen jtattfanden, feinen Zweifel darüber gelafjen hatte, daß fie die Erfüllung 
diefer Bedingungen in Preußen ala die enticheidende Vorfrage der ganzen 
Reform betrachte. Dennoch ift die Bubdgetdebatte gerade in Bezug a dieje 
Trage vielleicht doch nicht jo erfolglos, wie es auf den erften Blick fcheinen 
könnte. Namentlich erjcheint es als ein nicht unmwejentlicher Gewinn, daß 
Inhalt und Tragweite der Forderung „conftitutioneller Garantien” einmal 
genau hingeftellt find. Man hat aus diejer Forderung beſonders in ber 
legten Wahlbewegung eine Angriffewaffe gegen die nationalliberale Partei 
zu jchmieden geſucht. Nicht allein ein Zeichen des „unverbefferlichen Doc: 
trinarismus“ der Nationalliberalen follte fie fein, fondern mehr noch follten 
fih in ihr die „parlamentarifchen Machtgelüfte” auf Koſten der Rechte 
ber Krone geltend machen. Tie Abgeordneten Laster und Ridert weiſen jeßt 
diefen Vorwurf mit größtem Nahdrud zurüd. Es wird vielmehr jeßzt 
authentijch erklärt, dab an die Beſeitigung der Beſtimmung in Art. 109 der 
Derfafjung, nach welcher die beftehenden Steuern und Abgaben forterhoben 
twerden, gar nicht gedacht wird. Alles, was man für Preußen ver: 
langt, ıjt die Einführung „beweglicher directer Steuern“ ober, 
wie e3 der Abg. Ridert ganz correct bezeichnet, die Quotifi- 
rung ber Glaiten- und Gsaloumenhenee Art. 109 der preußi: 
ſchen Berfaffung wirb daneben ganz unangefochten fortbeftehen. Dagegen 
weist Lasker gerade aus der gegenwärtigen fyinanzlage Heraus überzeugend 
nad, wie nur in der Einführung eines derartigen beweglichen Elements in 
den Staatshaushalt ein Correctiv gegen die bedeutenden Schwankungen der 
Ginnahmen aus dem eigenen Vermögen des Staates, bezw. aus ben vom 
Neiche zu erwartenden Ueberſchüſſen zu finden und defhalb in ihr ein drin: 
gendes Erforderniß einer geordneten Finanzverwaltung zu erbliden jei. 


28. November. (Preußen.) Die Regierung verhängt, nach- 
dein der Bundesrath ihren diekfälligen Antrag genehmigt hat, auf 
Grund des Gozialiftengefeßes den jog. fleinen Belagerungszujtand 
über Berlin. Die diekfällige „Belanntmachung“ Yautet: 


„Auf Grund bes 5 28 des Geſetzes gegen die gemeingefährlichen Be: 
ftrebungen der Sozialdemofratie vom 21. October d. 3. (Reich3:Gejekblatt 
©. 351) wird mit Genehmigung des Bundesraths für die Dauer Eines 
Jahres angeordnet, was folgt: „S 1. Perfonen, von denen eine Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu beforgen it, kann der Auf: 
enthalt in dem die Stadt Berlin, die Stadtkreife Charlottenburg und Pota: 
dam und die Kreife Teltow, Nieder-Barnim und Oſt-Havelland umfafjenden 
Bezirke für den ganzen Umfang besfelben von der Landespolizeibehörbe ver: 
jagt werden. $2. Sin der Stabt Berlin und den Stabtfreifen Charlotten: 
burg und Potsdam find das Tragen von Stoß-, Hieb: oder Schußiwaffen 
ſowie der Befig, das Tragen, die Einführung und der Verkauf von Spreng: 
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geichoffen, foweit e3 fih nicht um Munition de Reichdheeres und ber faifer: 
ichen Marine handelt, verboten. Bon lehterem Verbote werden Gewehr: 
atronen nicht betroffen. Ausnahmen von dem Verbote des Waffentragens 
Hnnben ftatt: 1) für Perjonen, welche kraft ihres Amts oder Berufs zur 
Führung von Waffen berechtigt find, in Betreff der lekteren; 2) für die 
itglieder von Vereinen, welchen die Befugniß, Waffen zu tragen, beimohnt, 
in dem Umfange dieſer Befugniß; 3) für Perfonen, welche ih im Belike 
eines Jagdſcheins befinden, in Betreff der zur Ausübung der Jagd dienenden 
Waffen; 4) für Perjonen, welche einen für fie auögeftellten Waffenjchein bei 
fih führen, in Betreff der in demſelben bezeichneten Waffen. Ueber die Er: 
theilung bes Waffenſcheins beſchließt die Landespolizeibehörde. Er wird von 
berjelben koſten- und — ausgeſtellt und kann zu jeder Zeit wieder 
entzogen werden. 8 3. Vorſtehende Anordnungen treten mit dem 29. November 
b. I. in Kraft.“ 


29. November. (Preußen.) Die Berliner Polizei weiſt auf 
Grund des über Berlin verhängten jog. kleinen Belagerungszuftan= 
des 40 fozialdemofratifche Agitatoren aus der Stadt aus. 24 der 
Audgewiefenen, darunter die eigentlichen Führer der Berliner Soziale 
demofratie, erlaffen mittel® Placat3 einen Abſchiedsgruß an ihre 
Gefinnungsgenofjen, dein wir folgende Stelle entnehmen: 


„Senofjen und Freunde! Ihr wit, jo lange wir unter Euch waren 
und duch Wort und Schrift zu Euch jprechen konnten, war unfer erites und 
legte Wort: Keine Gemwaltthätigfeiten, achtet die Geſetze, vertheidigt aber 
innerhalb des Rahmens berjelben Eure Rechte! Dieje Worte möchten wir 
Euch Heute zum Abjchied noch einmal zurufen und Euch auffordern, fie jetzt 
mehr als je zu befolgen, mag auc die nächſte Zukunft bringen, was fie will, 
Laßt Euch * provociren! Jeder Fehltritt eines Einzigen von uns würde 

x Alle die ſchlimmſten Folgen haben und gäbe der Reaction eine Recht: 
ertigung.” Zum luß erinnert das Manifeſt die ar om der Aus: 
gewiejenen daran, daß fie der rauen und Kinder der Scheidenden eingedent 
fein möchten; die Ausmweifung habe bis jet mit Ausnahme eines Einzigen 
nur Yyamilienväter getroffen, feiner ber Ausgewiejenen — ſeinen An— 
gehörigen mehr als den Unterhalt für die nächſten Tage zurückzulaſſen. 


30. November. (Preußen.) Die Regierung in Oppeln ver— 
bietet unter anderen ſozialdemokratiſchen Schriften auch eine durch- 
aus wiflenjchaftliche, bei Perthes in Gotha erjchienene Schrift des 
Nationalökonomen Schäffle.. Die öffentliche Meinung erhebt dagegen 
lauten und entjchiedenen Protejt und die betreffende Regierung fieht 
fi) veranlaßt, das Verbot als ein irrthümliches alsbald zurückzu— 
nehmen. 


— November. (Deutjches Reich.) Eine Zufammenftellung 
der bis jet durch den Staat3-Anzeiger veröffentlichten, auf Grund 
bes Sozialiften-Gejeßes erlaffenen Verbote einerjeit, ſowie der an 
die Reich3-Beichwerde-Commilfion gerichteten Beichwerden anderer: 
ſeits ergibt, 
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baß verboten wurden 153 Vereine, 40 periodifche und 135 nicht: 
periodiſche Druckſchriften, aljo 328 Verbote. Davon fallen auf Preußen als 
verboten 44 Vereine, 15 periodifche und 91 nichtsperiodifche Drudjchriften ; 
auf Bayern 4 Vereine, 2 periodijche, 6 nicht-periodiſche Trudjchriften; “ 
Sadjen 39 Bereine, 13 periodijche, 15 nichtsperiodijche Druckſchriften; au 
Württemberg 4 Vereine; Baden 11 Bereine, 2 periodijche Druckſchriften; 
Heſſen 33 Bereine; Braunfchweig 2 Vereine, 3 periodijhe und 20 nicht: 
periodijche Drudjhriften u. ſ. w. Gar feine Verbote wurden erlaffen in 
———— a — a «Meiningen, Altenburg, beide 
Shwarzburg, Walded, Reuß haumburg und Eljaß-Lothringen. 
— ————— ſind 66 — —* 328 Verboten, und zwar 18 wegen 
ots von Vereinen bei 153 Verboten; 17 wegen periodifcher Druckſchriften 
bei 40 Verboten und 36 wegen nichtperiodifcher Drudichriften gegenüber 
135 Verboten. Bon den 66 Beſchwerden kommen 35 auf Preußen gegen 
über 150 Berboten, 11 auf Sachſen bei 67 Verboten, 20 auf Braunjchweig 
bei 25 Verboten. 


— November. (Deutiches Reich.) Die Ernennung der 
Hinanzminifter von Sachfen und Heflen zu Mitgliedern de Bundes- 
raths wird in Berliner Blättern mit einer Conferenz in Verbindung 
gebracht, zu welcher fich die Mitglieder der Heidelberger Finanz— 
minifter-Confereny in nächjter Zeit vollzählig in Berlin twieder zu— 
jammenfinden follen. Ueberhaupt iſt e8 wahrjcheinlih, daß an 
Etelle der Juſtizminiſter der Einzelftaaten, welche die Entwürfe der 
Reichsjuftizgefeße in den legten Jahren vielfach nach Berlin führten, 
nunmehr die bundesjtaatlichen Finanzminiſter treten werden, um bei 
der geplanten Zoll- und Steuerreform thätig mitzuwirken. 


— November. (Preußen) Die dem Abg.-Haujfe mit dem 
Budget vorgelegte „Nachweifung der in Folge des Geſetzes vom 22. 
April 1875 pro 1877/78 eingejtellten Leiftungen aus Staatsmitteln 
für römiſch katholiſche Bisthümer und Geiftliche“ zeigt folgende 
Relultate: 

Bei Gap. 118 der Ausgaben (Bisthümer) betrug die Sollausgabe im 
Ganzen 1,339,886 4; eingeftellt (einbehalten) wurde "die Zahlung von 
920,150 .A#; gezahlt wurden 417,439 .4 Bei Gap. 120, Zit. 1 (Bejoldun: 
gen kath. Geijtlichen) war die Sollausgabe 1,322, 097 4; eingeftellt wurde 
die Zahlung von 1,063,588 A; gezahlt wurden: 245, 316.4 Bei Gap. 127, 
Tit. 3 (zur Verbefjerung der Ei Lage von Geiftlichen) war bie Soll: 


ausgabe: 183,236 .4, eingejtellt wurde die Zahlung von 144,044 A; ges 
zahlt wurden 35,033.A 


Anfang December. (Preußen.) Nachdem fich der Ex-Kron— 
prinz von Hannover, der fich jet Herzog von Gumberland nennt 
und feine Anfprüche auf den Thron don Hannover aufrecht hält, 
am 19. November mit der Prinzeffin Thyra von Dänemark verlobt 
hat, wodurch er der Schwager des zukünftigen Königs von England 
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und de3 zukünftigen Kaifer® von Rußland wird, demonftrirt die 
welfiſche Partei in Hannover durch eine in Hannover zu allgemeiner 
Unterzeichnung aufgelegte und die Ritterfchaft von Galenburg-Gruben= 
bagen durch eine fpezielle Glückwunſchadreſſe an den Prätendenten. 
Gegen perjönliche Glückwunſchadreſſen ift nichts einzuwenden, etwas 
ftark aber erjcheint diejenige der genannten Nitterfchaft als folcher, die von 
ben Zandichaftsräthen v. Hammerftein-Equord, v. Wrede und v. Röſſing 
unterzeichnet ift und in der es Heißt: „In die Trauer, welche die Trennung 
von unferem erhabenen BEE BNE uns gebracht, in den tiefen Schmerz, 
in welden ber jo frühzeitige tödliche Hintritt Er. Majejtät unſeres geliebten 
— uns verurſacht hat, iſt wie ein Sonuenblick die Nachricht gefallen, 
daß Ew. Königliche Hoheit, dem unſere Herzen auch in der weiteſten Ferne 
unverbrüchliche Treue und Hingebung bewahren werden, das Glück der Liebe 
efunden haben, woraus dem erlauchten Welfenhauſe eine neue Hoffnung 
ür eine glücklichere Zukunft erſprießen wird.“ Das Doppelfürſtenthum um— 
Bt die Zerritorien um bie frühere Hauptſtadt Hannover ſelbſt und kann 
wohl al3 der Kernpunkt der welfiichen Agitation bezeichnet iwerden. In 
Berlin mihfällt die Adrefje der Ritterfchaft ala Körperichaft jelbftverftändlich; 
indeß fonnte man fich dort darauf gefaßt machen, da bei ben legten Reichs: 
tagswahlen ein Theil ber preußifchen Beamten mit den Welfen gegen die 
Nativnalliberalen ganz offen operirt haben. 


2. December. (Preußen) Abg.=-Haus: Budgetcommilfion: 
ſetzt aus ihrer Mitte eine Subcommiſſion ein, um ein klares Bild 
von der zeitigen Gefammtfinanzlage des preußifchen Staates zu ge= 
mwinnen und die wahren Urjachen des Defizits zu ermitteln, die, nach 
dem übereinjtimmenden Urtheile der Liberalen, vorwiegend in der 
Eijenbahnpolitit des Handelsminiſters Maybach zu liegen fcheinen. 
Die Abneigung gegen dieje Eiſenbahnpolitik ift daher fichtlich im 
Wachlen begriffen. 

2.—3. December. (Breußen.) Abg.-Haus: Erſte Leſung der 
Borlage betr. Aenderung der gefeßlichen Beitimmungen über die 
Gompetenzen de3 Finanzminijierd, des Landwirthichaftsminifter und 
de3 Handelöminifterd, reſp. die Veränderung in den Reſſorts dieſer 
drei Minijterien. 

Gneift fpricht gegen den Entwurf, weil nach feiner Anficht Reffort: 
veränderungen feines Gejees bedürfen. Lasker erklärt fich für die Bor: 
lage und gegen die Argumentationen Gneift’s, indem er ausführt, Geſetz 
könne nur durch Geſetz geändert werden; die Beichlußfaffung der Legislative 
über Refjortveränderungen des Minifteriums indolvire feinen Eingriff in die 
Rechte der Krone. Minifterpräfident Graf Stolberg hebt hervor, die 
Regierung fei weniger durch principielle Erwägungen, ala durch Zweckmäßig— 
leitsgründe zu der Vorlage beftimmt worden, fie jei dabei von dem Grund: 
ſatze er und halte an dem Grundjage feit, daß die Organijation 
der Behörden, namentlich ber Minifterrefjorts, ausſchließliches Recht ber 
Krone jei. Es ſei unbegründet, daß Die Vorlage dieſes Recht verletze; dies 
ſelbe ſei fein Organiſationsgeſetz, jondern eine Novelle zu zahlreichen Ges 
jegen, in denen bejtimmten Miniftern beitimmte Zuftändigfeiten zugewieſen 
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worden jeien. Die Novelle fei nothiwendig geweſen, um ettwaigen Rechts: 
unficherheiten vorzubeugen. 

Echließlih wird die commiflarifche Berathung der Vorlage 
abgelehnt und die zweite Berathung im Haufe bejchloffen. 

3. December. (Preußen) Abg.- Haus: v. Echorlemer-ATft 
bringt Namens der ultramontanen Partei einen Antrag betr. Auf: 
bebung der Wucherfreiheit, Windhorjt Namens derfelben Partei einen 
folchen auf Wiederheritellung der Artikel 15, 16 und 18 der Ver— 
faffung betr. das Verhältniß zwifchen Staat und Kirche, welche im 
Zufammenhang mit der Eirchenpolitifchen Gefeßgebung durch die 
Gefege vom 5. April 1873 und vom 18. Juni 1875 aufgehoben 
worden find, ein. 


Offenbar ift es dem ultramontanen Gentrum darum zu thun, den 
fog. Verhandlungen zwiſchen Berlin und Rom über einen modus vivendi 
entgegenzutwirfen. ine andere Bedeutung kann der Antrag Windhorſt's faum 
— Selbſtverſtändlich würden durch die Annahme des Antrags die 
irchenpolitiſchen Geſetze vom erſten bis zum letzten beſeitigt werden; der 
Antrag ſelbſt iſt daher ſchon ein direkter Proteſt gegen jede Verſtändigung 
der Curie mit der preußiſchen Regierung ru ber Baſis der bejtehenden Ge: 
jebgebung. Das Gentrum geht aber dabei jogar noch einen Schritt weiter. 
Sehr beachtenawerth ift nämlich, daß die vom Gentrum vorgeichlagene Faſſung 
äiveier der genannten Artikel von der in der preußijchen Berfafjungsurkunde 
enthaltenen wejentlich abweicht. In dem Antrage des Gentrums auf Wieder: 
berjtellung der bezeichneten Artikel ift nämlich bei Art. 15 Hinter dem Worte 
„ſelbſtändig“ folgender Paſſus mweggelafjen: „bleibt aber den Staatägejegen 
und der gejehlich geordneten Aufficht des Staats unterworfen“. Im Art. 18 
ift das dritte Alinea fortgeblieben, welches lautet: „Im übrigen regelt das 
Geſetz die Befugnifje des Staats hinfichtlich der Vorbildung, Anjtellung und 
Entlafjung der Gerftlichen und Religionsdiener und ftellt die Grenzen der 
kirchlichen Disciplinargewalt feit.“ Die Weglaffung diefer Beitimmungen 
beweift am beften, wie das Gentrum die Selbjtändigfeit der Kirche gegen: 
über dem Staat auffaßt. 


4. December. (Preußen) Das Gonfiftorium der Provinz 
Brandenburg verjagt auch der durch die Jacobigemeinde in Berlin 
an die Stelle Hoßbachs erfolgten Wahl des freifinnigen Pfarrers 
Schramm als Prediger an diefer Kirche jeine Bejtätigung. 

4. December. (Bayern) Wie bei der lebten Wahl eines 
Reichdtagsabgeordneten, jo erringen in München die Ultramontanen 
auch bei der Neuwahl eines Drittheil® der Gemeindebevollmächtigten 
bie Majorität. Dagegen bringt es der fog. Verein zur Wahrung 
gewerblicher Interefjen (gegen Gonfumvereine u. dgl. Goncurrenz) 
nur auf eine verſchwindende Minorität mit ihren Gandidaten. 

5. December. (Deutjches Reich.) Rückkehr des Kaiſers nad) 
Berlin und feierlicher Einzug desjelben. 

Das Wetter geftattet, daß der Kaiſer in offenem Wagen fährt. Das 
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Feſtgewühl ift dabei ungeheuer, die Stimmung begeiftert, der Flaggenſchmuck 
allgemein. Soweit es jein hohes Alter zuläßt, ift der Kaiſer volllommen 
wieder hergeitellt. Jm Empfangsjalon auf dem Bahnhofe äußert er zu den 
dort Berfammelten: „Mit gemijchten Gefühlen fehre er in die Hauptitadt 
zurüd: in die Freude über Kan Empfang, über die Zeichen der Hingebung 
an ihn und fein Haus miſche fich der Schmerz um das, was er erdulden 
mußte. Sein Herz habe mehr geblutet ala feine Wunden. Er wolle aber 
gern alles ertragen, freudig fein Blut vergofjen haben, wenn er überzeugt 
jein dürfte, daß das zum Wohle des Baterlandes, zum —* ig die irre: 
geleiteten Theile jeines Volkes gereichen könnte.“ Der Kaiſer fieht friſch und 
fräftig aus; dem rechten Arm trägt er in einer Binde. Nach der Ankunft 
im Palaſt ericheint er mit der Kaiſerin auf dem Balkon, um ſich dem jubeln: 
den Publikum zu zeigen. Darauf folgt das Defil& eines großartigen Zuges 
der Gorporationen und Verbände. Am Abend erglänzt die Stadt in allge: 
meiner Beleuchtung. 


Der Kaifer übernimmt Jofort wieder die ganze Laſt der Re— 
gierung. Dem Kronprinzen dankt er durch einen Erlaß für die in 
feinem Sinne erfolgreich geführte Stellvertretung während der Dauer 
jeiner Krankheit. 

5. December. (Preußen) Abg.-Haus: Budgetcommiffion: 
Der Handelöminifter Maybach gibt derfelben eine längere Erklärung 
über feine demmächft einzufchlagende Gifenbahnpolitit. Es geht aus 
derjelben hervor, daß die preußifche Staatöregierung der deutjchen 
Reichsverwaltung die preußifchen Staatsbahnen wirklich zum Kauf 
angeboten, bis jetzt aber auf diefe Offerte noch feine Antwort er: 
Halten Hat; day; übrigens die Neichregierung ihre Beftrebungen 
nach Ginheit in der Verwaltung der deutſchen Eifenbahnen noch 
nicht aufgegeben Habe, wie ſchon daraus hervorgehe, daß bereits der 
Entwurf für ein deutjches Gijenbahngejeg im WReichseifenbahnamt 
ausgearbeitet jei. 

7. December. (PBreußen.) Beim Empfang des Magijtratz 
und der Stadtverordneten von Berlin jagt der Kaiſer an die über- 
reichte Glückwunſchadreſſe anknüpfend: 


„Allerdings habe ich aus meinem Empfang, aus den leuchtenden 
Augen der mic) empfangenden Bevölkerung, gelejen, daß die freude über 
meine Genefung und Rüdtehr eine innige, tief aus dem Herzen kommende 
J Die Empfangszurüſtungen überſteigen vielleicht das von mir gewünſchte 
Rab; man jagte mir aber ſchon vorgejtern, daß die allgemeine Freude fich 
nicht zurüdhalten ließ. Und jo danke ich Ihnen Herzlich für den meinem 
erzen wohlthuenden Empfang und bitte meinen Dank überall zu verbreiten. 
3 gelang Jhnen, den tief jchmerzlichen Eindrud der lebten Ereignifje, wenn 
auch nicht ganz, doch zum Theil zu verwifchen. Die Vorjehung ließ zu, 
daß mich jo Schweres betraf. In meiner Errettung fand ich die Mahnung, 
mich zu prüfen, ob ich meinen Xebenslauf jo eingerichtet, meine Pflichten jo 
erfüllt, daß ich werth war, gerettet zu werden. Wenn ich die furze mir 
noch zugemefjene Zeit ungetrübt verlebe, jo ift e8 der Wille der Vorjehung; 
wenn e3 anders kommen follte, jo ift es auch der Wille der Vorſehung. 


Schulthess, Gurop. Gejchichtötalender. XIX. Bdb. 13 
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Menschliche Vorficht ift gegen Dinge, wie fie mir zuftießen, unmächtig. 
Eine Aenderung der Geſetze iſt nothiwendig geworden. Wie nothwendig ice 
Aenderung für Deutſchland und deſſen einzelne Staaten war, liegt jegt wohl 
allen vor Augen; aber auch für die anderen Staaten iſt dadurch eine An— 
regung gegeben. Iſt ja doch bewieſen, daß weit verzweigte Verbindungen 
eriftiven, und zwar mit dem ausgefprochenen Princip: die Häupter ber 
Staaten zu bejeitigen. Die Per Ai aber ijt, wie Sie in der Abdreſſe 
richtig bemerkten, die Erziehung der Jugend; hier gilt e3, die Augen offen 
u halten. Das ift Ihre Aufgabe, bie Herzen der Jugend jo zu lenfen, daß 
Are Gefinnungen nicht wieder aufwachſen. Und dabei ift das wichtigfte 
die Religion. Die religiöfe Erziehung muß noch viel tiefer und ernfter ge: 
faßt werden. In diejer Beziehung ift auch in unferer Stadt nicht alles gut 
beſtellt. Ich danke Ihnen nochmals für die in der Adrefje kundgegebenen 
GSefinnungen, welche ich durch meinen —53 beſtätigt gefunden, und bitte 
Sie, was ich geſagt, möglichſt weiten Ktreiſen mitzutheilen.“ 


9. December. (Preußen.) Abg.-Haus: Budgetberathung, 
Etat des Miniſteriums des Innern: Virchow frägt an, ob der 
Miniſter die Beweggründe für Verhängung des kleinen Belagerungs— 
zuſtandes über Berlin darzulegen geneigt ſei. Graf Eulenburg er— 
klärt ſich dazu bereit und ſagt: 


„Vorausſetzung zur Anwendung des $ 28 iſt dad Vorhandenſein einer 
Bedrohung der Öffentlichen Ordnung und Sicherheit. Die Gefahr braucht 
feine unmittelbare zu fein, braucht aud) nicht ausſchließlich zu beftehen im 
der Befürchtung, dab ein Aufruhr bevorjteht. E3 gibt auch andere Gefahren, 
und folche bejtehen allerdings für Berlin und Umgegend. Die Gefahr ijt 
zunächſt eine allgemeine: das Vorhandenſein einer überaus großen Zahl von 
Anhängern der Sozialdemokratie, die Gegenwart zahlugicher Agitatoren, 
tumultuarifche Verfammlungen und Aufzüge. Bereits nad den Attentaten 
hatte man an ähnlihde Maßnahmen, ja Berhängung des Kriegszuſtandes 
über Berlin gedacht; man wollte indefjen zunächſt die Wirkung des Sozia— 
liftengefeges abwarten. Sofort nad Erlaß desjelben wurde e3 zur Anwen: 
dung gebracht. Leider aber beftätigte fich die Hoffnung auf friedliche Unter: 
werfung der Sozialdemokratie unter das Geſeß nicht. Es traten Anzeichen 
einer Organijation hervor, welche darauf gerichtet war, das Gefek zu um: 
gehen und geheime Propaganda zu machen. Zu diefer allgemeinen trat noch 
eine befondere Beranlaffung für die Regierung Hinzu, energifcher vorzugehen. 
Wir leben in einer Zeit, in der das Leben aller europätfchen Fürſten be— 
droht fcheint; wir Haben das in Berlin, Madrid und Neapel erlebt. Hierzu 
fam, daß wir in Berlin Nihilijten trafen, die vom Auslande gelommen 
waren und in Verbindung mit Hiefigen Sozialdemokraten ftanden. Dieß 
war der Anlaß für die Regierung, vorzugehen, wie fie vorgegangen ift. Sie 
mußte die Schule des Verbrechens jchließen und konnte dieß nur thun, ine 
dem fie die Lehrmeiſter befeitigte, welche in dieſer Schule thätig waren. 
Mit Ihnen, mit dem Lande und mit diefer Stadt bedauert die Regierung 
aufrichtig, zu den Maßregeln zu greifen genöthigt zu fein; allein die Re: 
ierung hatte die Pflicht, weiteren Gefahren vorzubeugen, und fie kann da— 
—* die volle Verantwortlichkeit tragen. Sie durfte nichts verſäumen, was 
geeignet war, den öffentlichen Frieden, die Ordnung dieſer Stadt und das 
vor Allem teure Leben zu ſichern, welches ſeit Kurzem dieſer Stadt wieder 
anvertraut iſt. Wir konnten dieſe Verantwortung nicht von uns weifen, 
ebenjo wenig wie das preußiiche Voll und vor Allem die Einwohnerjchaft 
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biefer Stadt, welche foeben ihre Liebe und Verehrung für ihren theuren 
Kaifer in ebenfo glänzender als würdiger Weife ausgedrüdt hat.“ 


10. December. (Preußen.) Abg.- Haus: verweift die er- 
neuerte Vorlage eine® Commumnalfteuergejeges an eine Commiffion. 
Das Zujtandefommen desjelben ift zweifelhaft. Löwe (Berlin) ſpricht 
fih gegen die Vorlage als reaftionär und unannehmbar aus, 
Miquel dagegen erklärt das Zuftandefommen des Gejeßes ſei ein 
dringendes Bedürfniß und meint, die Regierung habe ihre Aufgabe 
im Allgemeinen richtig gelöft. 


11. December. (Preußen) Abg.-Haus: Debatte über einen 
weiteren Antrag Windthorſt's auf Abänderung des Gejeßes über die 
Aufhebung geiftlicher Orden. Gultminifter Falk erklärt jedoch, die 
Regierung ſetze den auf Vernichtung der Gejeßgebung gegen die 
Uebergriffe der katholischen Kirche gerichteten Anträgen Windthorft’3 
ein unbedingtes Nein! entgegen. Der Minijter erkennt die Friedens— 
liebe des Papftes an. Auch die Regierung ſei bereit zum Frieden 
auf der Baſis des Echreibens des Kronprinzen an den Papſt, müffe 
aber einen jtaatlich möglichen, dauerhaften, mit Garantien verjehenen 
drieden haben und könne ihre ſchwer errungene Pofition nicht nuß- 
los aufgeben. „Der Beſitz der betreffenden Gelee war, iſt und 
bleibt eine Nothmwendigfeit für die Regierung.” Das Haus geht 
über den Antrag zur einfachen Tagesordnung über gegen die Stim— 
men der Ultramontanen und Altconfervativen. 

Die Rede Falks: erörtert zuerft die thatjächliche Lage der Trage 
ber Orden und berichtigt die Angaben und Behauptungen der Ultramon— 
tanen, worauf er fortfährt: „M. H.! Bon dem Standpunkte des Bedürf: 
nifjes ift der Antrag ungerechtfertigt; aber er ift auch nach verjchiedenen 
anderen Gefichtöpunften hin ungerechtfertigt. Die Schwierigkeiten, welche der 
Ausführung des Geſetzes vom 31. Mai 1875 entgegenjtanden, find durchaus 
nicht groß. Wir haben eine Ueberfülle von Lehrern und Lehrerinnen katho— 
licher Gonfeffion; allein in der Rheinprovinz bilden zur Zeit nicht weniger 
ala zehn jtaatlihe Seminare Lehrer aus und zwei ftaatliche Seminare 
Lehrerinnen. Es beftehen neben diejen zu gleichen Zwecken Ausbildungs: 
curje in Köln, Düffeldorf, Koblenz, Aachen. Die fatholijche Lehrerinnen: 
Bildungsanftalt zu Münſtereifel ift durch einen erheblichen Staatszuſchuß 
in ihrem Beftande — In der Provinz Weſtfalen ſind die Anſtalten 
zu Hörde und Paderborn weiter ausgedehnt und eine Anſtalt zu Rinteln 
gegründet. Für Hildesheim und Osnabrück wird durch die Ausdehnung des 
Seminars in Hildesheim ausreichend geſorgt; das Seminar für Montabaur 
iſt weſentlich ausgedehnt worden und in ein weiteres Stadium getreten. Es 
iſt auch nicht die Bedürftigkeit der Communen, welche die Durchführung des 
Geſetzes beſonders erſchwert hätte; denn nachdem in dem Etat für 1876 der 
Landtag der Monarchie der Staatsregierung jenen bekannten Fonds für die 
Unterftügung von Töchterſchulen bewilligt hatte, find die Mittel vorhanden 
gewejen, durch welche die Communen Anjtalten gründen und unterhalten 
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tonnten. Weber das Profperiren folcher Anftalten würbe ich Auskunft geben 
fönmen, bie glüdlicherweije die dunteln Wahrjagungen ber geehrten Herren 
vom Centrum nicht betätigt. Was die Sache am allermeiften erſchwert hat, 
war der ſchon im vorigen Jahre von mir beflagte überall hervortretende 
active und paſſive MWiderjtand, den man durch alle nur möglichen Grünbe 
beichönigte. Die Oppofition verfchwand erſt und löſte fich allmählich in 
Nebel auf, ala von der Staatsregierung harter Ernjt gemacht wurde, und 
jo liegt es auch mit einem-erheblichen Theile der Anjtalten, die noch nicht 
ur Auflöfung gefommen find. Wäre diefer Widerſtand nicht gewejen, 
2 würde jene Zahl noch geringer gewejen fein; mag es auch da und dort 
vorgefommen jein, daß die ausführenden Organe nicht mit ganzer Klarheit 
in die Verhältniffe hineinfamen und deßwegen der nöthigen Energie da und 
dort ermangelten. Nun, m. HH., was würde die Annahme diejes Geſetzes 
für einen Erfolg haben? Denjenigen, die gegen das Geſetz in jeder Weije 
opponiren, würde eine Belohnung gewährt, und diejenigen, welche ſich loyal 
dem Geſetz unterwarfen, die mit Opfern das Gejeh ausführen wollten, die 
ihre Kommunen für dieſe Zwecke belajteten, würden fich für Gejeßtreue un: 
belohnt ſehen; und das ift die Ungerechtigkeit, von der Sie geſprochen. Der 
Unmut über eine jolhe Maßnahme würde jo groß fein, dab es ferner auf 
die Dauer unhaltbar wäre, bei dem ftehen zu bleiben, was die Herren bor: 
ſchlagen. Die Gerechtigkeit würde jchließlich dahin führen, wieder die bereits 
entfernten Ordensleute zurüdzuführen, die Niederlaffungen wiederherzuitellen, 
die aufgelöft wurden. Und das kann die Staatsregierung nimmermehr! 
(Ruf: Sie nit!) Nein, nicht bloß diefe Staatäregierung! Wollen Sie ſich 
nur bergegentwärtigen, um was es fich hier handelt. Wie Sie aus jenen 
lebhaften Debatten über das Kloftergejeß, über die Entfernung der Schul: 
ſchweſtern aus den öffentlichen Schulen zc. willen, hanbelt e3 ſich hier um das 
Epecificum ber ganz ernten Antvendung des eng um die Schulen; und 
um derentwillen und um deren Zukunft willen wird die Staatsregierung nicht 
wieder nachgeben. Ich jage das nicht bloß in Bezug auf diefen Punkt; ich 
fage das, um vielleicht die Debatte abzujchneiden, in Bezug auf gemiffe 
Velleitäten, die auftreten, das Schulauffichtsgefeg abzuändern; das ift eine 
für die Staatsregierung ganz undiscutirbare Frage. (Bravo links, Unruhe 
ım Gentrum.) Wenn ich Ihnen aljo ein ſolches Maß von Gründen aus 
dem Spezialgejeg entgegengehalten habe und mit aller Beitimmtheit ein Nein 
der Staatäregierung gegenüber dieſem Antrag abgebe, jo weiß ich jehr wohl, 
daß man jagen wirb: Sehet ihr dieſe Staatsregierung, das Wort „tyriede“ 
hat fie auf den Lippen; aber wie es innerlich mit ihr beftellt ift, das ift 
ganz andere. (Ruf: Sehr wahr! im Centrum.) Sie will von Frieden nichts 
wiſſen. (Sehr wahr! im Centrum, Zijchen links, große Unruhe.) Jch freue 
mic, daß Sie der Richtigkeit meiner Auffafjung zuftimmen; ich gebe Ihnen 
auch weiter zu, dab Sie auberorbentlich geſchickt Ihren eriten Ynteag ge: 
wählt haben, und daß es in der That eine anerkennenswerthe Taktik war, 
jet dem zuerſt eingebrachten Antrag in die zweite Linie zu ftellen; denn, es 
ift wahr, diefer Antrag ift populär. (Ja weil! im Gentrum.) Ich weiß, als 
davon die Rede war, Staat und Kirche würden fich zum Frieden vereinigen, 
daß da Fälle auf dieſem Gebiet, von bemen ich meinte, fie feien abgethan, 
Bier wieder ihr Leben fanden, daß neue .. erichienen, die auch jene 

ereinbarungen betrafen, und fagten: nun bleiben doc bie Ordens: 
ſchweſtern, und fie kommen alle wieder. Ihr Antrag hat auch noch an 
anderen Stellen Sympathien erregt, und bewegen fage ich: der Antrag ift 
geihicdt gewählt, und wenn er allein ftünde, dann würden Sie vielleicht es 
nicht * haben, in weiteren Kreiſen Ihre Friedensliebe, und den ſt, 
der es Ihnen mit dieſer Friedensliebe iſt, zu erweiſen und zur Ueberzeugung 
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zu bringen. Deßhalb, weil ich das micht zugeben kann, weil damit ein 
faliches Licht auf die Pofition der Staatsregierung und ein viel zu günftiges 
Licht auf Sie geworfen würde, darum muß ich den Hintergrund auch etwas 
fpezieller ind Auge faffen, auf dem ber Antrag fich bewegt, und der Hinter: 
grund, das iſt der Antrag auf Wiederherftellung ber Art. 15, 16 und 18 
der Berfaffung. Nun, ich bin vollkommen davon burchdrungen, daß Ihnen, 
jachlic genommen, dieſer Antrag ernft ift. Ich bin vielleicht ein Zeuge, 
ben Sie nicht veriwerfen, wenn ich das ausfpreche. Sie haben mit allen 
Kräften ber Aenderung und Aufhebung der ie widerjtrebt, Sie haben 
jebe Gelegenheit benußt, darauf hinzuwirken, daß dieſe Artikel wieder her: 
geitellt werden. Wenn Zeitungen über die Reden Ihrer Führer recht be: 
richten, jo haben Sie als Ausgangsziel in dem gegenwärtigen Kampfe noc) 
viel größere Gedanken erjtrebt, ala bie Wiederherftellung der Verfaſſungs⸗ 
artifel. Das ift mir eben fo unzweifelhaft, daß diejer Friede, der auf ſolchen 
Grundlagen zu Stande fäme, Yhnen der befte und angenehmfte wäre. Aber, 
m. H., anbererjeit3 begreife ich nicht, wie Sie anderen Leuten, ala etiva 
denen, bie fich unbedingt Ihren Worten ala den micht zu bezweifelnden 
unterwerfen, die Meberzeugung beibringen wollen, daß Sie auf diefem Wege 
mit Ernſt vorgehen. M. HH.! Was mollen Sie mit Ihrem Berfaffungs: 
antrag? Sie wollen zunächſt ungeichehen machen einen Vorgang der Staats: 
regierung, ben fie in jener Zeit nicht bloß um ber prinzipiellen Klarftellung 
willen hier einbrachte, fondern um endlich einmal eine unbeftrittene gefeh: 
liche Bafi3 zu erhalten. Sie haben jederzeit von dem Gejeh vom 11. Mai 
1873 bis zum 4. Juli 1875, da die Berhandlungen über das ei ingen, 
ja, noch voraus vor demjenigen, welches die Verfaffungsartifel aufhob, Sie 
haben im jeder diejer Verhandlungen behauptet: tro ber Veränderung ber 
Berfafjungsurfunde find alle diefe Geſetze ungiltig und nichtig. Ych glaube 
nicht, daß ein einziges Gefeh der Kritik des Hrn. Abg. Reidienfperger oder 
anderer in dieſer Beziehung, des Hrn. Abg. Windthorft, de3 Hrn. dv. Schor: 
lemer oder eined anderen der Herren, entgangen ij. Sie wiffen, wie großes 
Gewicht die Staatsregierung darauf legte und legen muß, gegenüber allen 
Eventualitäten, die ber Lauf ber Gefchichte bringt, einen Boden zu haben, 
auf dem fie mit Sicherheit vorwärts gehen könnte, wenn es eben nothwendig 
fei, noch neue nf zu machen. Aber noch ein weiteres. Dieſe Wieder: 
berftellung der Artitel würde alle die Gefehe ohne Ausnahme über den 
en werfen. Wenigſtens in allen ihren wefentlichen Beitimmungen, das 
aben Sie nicht bloß behauptet, und wenn Sie e3 behauptet haben im Anz 
eficht der Abänderung ber — — ſo werden Sie es mit größerem 
Ita drud und befferem Rechte behaupten für die unveränderten urjprüng- 
lichen Artikel. Auch andere Factoren haben e3 behauptet, und felbft die 
Staatsregierung war vom erjten Augenblid an nicht ohne —— ob auch 
die erſten Geſetze der a Vier a Sie muthen alſo ber 
Staatöregierung einen Frieden zu auf der Baſis der unbedingten Unter: 
werfung. Nun, einen folchen Vorjchlag kann man wohl einem Gegner 
machen, der niedergebrüdt am Boben Liegt und an Händen und Füßen ge: 
knebelt ift, aber nicht einem Gegner gegenüber, der aufrecht fteht und auf: 
recht ſtehen bleibt. (Beifall Links, Lachen im Centrum.) Lachen bringt das 
nicht weg, das ift das fchlechtefte Mittel. Und num, follte ich glauben, daß 
es flar wäre, wenn folde Bedingungen einem jolchen Gegner neheitt werben, 
daß, wenn in ihm — ich will davon nicht reden — das Gefühl ber Ber: 
letzung nicht auflommt, wenn er e3 nicht betrachten foll gar ala eine Der: 
böhnung, fo jedenfalls fcheint es mir doch Elar zu fein, dap jeder verftändige 
Menih fih an feinen fünf Fingern abzählen kann: ba ift ein hie uns 
möglich. Und bie Herren find ja fo Flug, daß ich auch jagen muB: erftend 
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jagen fie fich das jelbft, und faſſe ich die Dinge fo, kann ich fortfahren: wer 
wird ihnen dann glauben können, daß fie wirklich Frieden wollen! Der 
Vorwurf, Sie wollen feinen ri und feien darum ein — des 
Friedens, der wird Ihnen bei ſolchen Erwägungen unabweislich aufgedrückt. 

. HH., es find in der That logiſche Beſtrebungen, die in ſolchen Anträgen 
Ausdrud finden, (Ruf im Gentrum: Abwarten!) GErlauben Sie, ich werde 
Sie bald in die Wirklichkeit zurückführen. Die Staatsregierung hat in bem 
ganzen Verlaufe des Kampfes, welchen wir in ben lekten 6 bis 7 Jahren 
geführt, feinen Zweifel darüber gelaffen, daß fie den Kampf nicht um bes 
Kampfes willen, fondern um des Friedens willen führt. Ich weiß ganz 
genau, daß, ala ich die eriten ſog. ri auf den Tiſch diefes Hauſes 
nieberlegte, ich mit vollem Nachdruck diefem Gedanken Ausdrud gegeben habe, 
und nicht bloß in meinen Worten, fondern auch in den Worten maßgebender 
Verjönlichkeiten ift derjelbe Gedanke bei den vielfachjten Gelegenheiten zum 
Ausdrud gekommen. Sch habe freilich eben rufen oder lachen gehört. Jeden: 
fall3 ein Ausdrud dafür, daß man das für eine Nedensart hält. Nun, ich 
will einmal alle anderen Gründe beifeite laſſen, ich will Sie bloß bitten, 
ben menfchlichen Standpunkt ins Auge zu faſſen, der doch gewiß Sie bavon 
überzeugen muß: einen Kampf, wie den, führt fein Menſch um des Kampfes 
willen, weil er's nicht aushalten fann. Es hat der Präfident des Staats: 
minifteriums eine Gelegenheit wahrgenommen, um Ihnen zu fagen: er hoffe 
auf den Frieden zu einer Zeit, wo einmal ein friedlicher Papſt da jein wird. 
Nun, der Fall ift eingetreten. Der Papft Leo hat feine friebliebende Ge: 
finnung vielfach ausgedrüdt, und damit war nicht bloß die Gelegenheit für 
die Staatöregierung erwachſen, fondern die Pflicht, der fyrage näher zu treten, 
ob fich jekt durch Erörterungen eine Baſis für den Frieden gewinnen ließe; 
fie konnte fich diefer Aufgabe nicht entziehen, aber, die Natur diefer Baſis 
war auch eine gegebene, fie findet ihren Ausdruf in dem Ihnen allen be: 
fannten Schreiben Sr. f. u. k. Fe bes Kronprinzen an Se. ee ben 
Papjt, und dort ift als Baſis für den Frieden bezeichnet worden die Meg: 
weifung der principiellen Fragen, die zu principiellen Gegenjägen führten, 
aus den Erörterungen. Die Aufmerkjamfeit würde zu lenken fein zunächſt 
auf folche Pan deren Ausgleichung möglich ift auf der einen Seite ohne 
Berlegung der Geſetze und auf der anderen Seite ohne Verlegung ber Eirch: 
lichen Prineipien, und der Raum ift gar fein enger. Sch darf Sie nur er: 
innern an das, was in anderen Ländern als zuläffig gilt, ich darf Sie nur 
erinnern, wie viele und empfindliche Bejtimmungen der jog. Maigejehe ſofort 
unanwendbar wären, wenn nur ein wenige geichieht, und manches andere 
würde fich noch vorfinden. Wenn nun dem fo ift, wenn auf beiden Seiten 
der redliche Wille bejteht, zu einem Frieden zu gelangen, fo meint man -- 
und es iſt das eine recht weit verbreitete Meinung — daß ber Friede nun 
fo ſchnell auch lommen könne, daß er wo möglich in wenigen Wochen da jet. 
M. pP! Die friebliebende Gefinnung und das rebliche Wollen des Friedens 
reicht unter ſchweren Verhältniffen nicht aus; es kommt vieles in Vetracht. 
E3 ift, wenn man von Verhandlungen nichts weiß, befanntermaßen eine 
große Neigung, Nachrichten zu erfinden. Dieſe Neigung jcheint mir hier 
durch einen irrigen Schluß aus der Friedensliebe und der friedfertigen Ge: 
finnung auf baldiges Eintreten des Friedens verftärft zu fein. Darum die 
vielen falſchen Nachrichten, die in der Welt herumjchwirren, und die auch, 
wenn man fie bei einigem Anſehen jofort ala unmöglich erkennt, doch ge: 
glaubt werden. Worin liegt denn die große Hauptjchwierigkeit? Nach ber 
einen Seite will ich es nicht weiter ausführen; es jcheint mir doch aber nicht 
unwerth zu fein, zu bemerken: auch ber friedfertigite Träger der Curie bleibt 
doch immer Träger der Curie, und, was für einen Charakter muß denn ber 
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Friede haben, wenn er für den Staat möglich fein foll? Es muß doch 
ein möglicher Friede fein, nicht einer wie die Herren mit ihrem Antrage 
wegen der Berfaffungsartifel wollen, nicht ein folder, der auf eine unbedingte 
Unterwerfung de3 Staats hinausläuft, nicht ein folcher, der das Unternehmen 
des Staats aufheben joll, in de3 er eingetreten ift, um ber Reftituirung 
feiner jelbft willen, um der Wiederherftellung und Erhaltung feiner Fähig— 
feit willen allen Gonfeffionen gerecht zu werden. Wenn ein folder Friede 
fommen follte, dann würde fich vielleicht fein Ausdruck hart genug finden, 
um den Eintritt in diefes Unternehmen zu brandmarfen und zu kennzeichnen, 
und bedenken Sie doch eines, wenn ein folcher Friede geichloffen wird — 
die Weltgeichichte lehrt es uns, nach gemeffenem Zeitraum kommen biejelben 
Fragen wieder in Betracht, und wie jollte die Staatäregierung ba3, was fie 
mühfam errungen hat in diejen ſchweren —— ohne weiteres dahingeben? 
Nein, das mindeſte, was Sie ihr entgegenhalten könnten, wäre das Wort 
„underantwortlih‘. Das iſt der Standpunkt der Regierung; innerhalb 
diefer Linien wird fie e3 an Entgegentommen nicht fehlen laſſen; innerhalb 
dieſer Linien wird fie nicht ablafjen, Webereinftimmungen zu fuchen mit der 
anderen Seite, und wird nicht aufhören, dahin zu wirken, daß fie dieſe 
Uebereinftimmung finde. Dan hat nun im Laufe ber zeit der Staats: 
regierung bverjchiedene Recepte gegeben, mit denen bie Heilung ber Schäben 
eintreten könne. Da iſt eine? von einer gewiſſen Eigenthümlichkeit, nämlich 
ber Vorſchlag, durch Nichtanwendung der Gejehe die Sache einfchlafen zu 
lafien. Ob er überall da, wo ich ihn gefunden, ernjt gemeint war, weiß ich 
nicht; jo viel ſteht feſt, daß die — vom Centrum ſtets unter milder 
Anwendung Nichtanwendung verſtehen; auch in der Preſſe, die dieſen Herren 
nahe, hat es verſchiedentlich verlautet: das wäre uns ganz recht, wenn, wie 
in England, ein Abrogiren der Geſetze durch Nichtanwendung herbeigeführt 
würde. Nun, wenn das eine Mittel nicht geht, heißt es dann von vielen 
Seiten, dann muß die Staatsregierung aus eigener Erwägung dahin kommen, 
bie Gejehe zu ändern. M. HH, wir find aud recht reichlich bedacht worben 
mit Aenderungsvorichlägen für ein einjeitiges —— der Regierung. Ich 
habe wiederholt die Siehe ie bezeichnet, bei deren Eintritt eine Staats, 
regierung fich die Frage vorlegen könnte, ob und was etwa bon ben fogen. 
Maigejegen zu ändern wäre. Der Grundgedanke diefer Aeußerungen war 
doch wohl der: dat diefe Prüfung nur vorgenommen werden dürfte, wenn 
der Eintritt eines geficherten Tyriedens die umbedingte Folge berjelben fein 
wird. Diejen Standpunft hält die Regierung auch heute noch feſt; fie Tann 
nicht früher diefe Frage beantworten, als bis der Friede nicht mur gefucht, 
fondern jein Eintritt garantirt ift! Es liegt auf ber er daß biete Ga: 
rantie beftimmter und zweifellofer Ausficht nicht ohne Einfluß auf das Map 
einer ſolchen Prüfung fein kann; nichtsdeftoweniger fommen von Seiten, die 
das doch nicht wiſſen können, Aenderungsvorjchläge der verjchiedenften Art, 
fo daß, wenn wir diefe zufammenftellten und unterfuchten, was dann noch 
von ben Geſetzen übrig bliebe, die Herren vom Gentrum ganz zufrieden fein 
fönnten. Es ift aber nicht die Hauptjache, warum es noch nicht gefommen 
ift zur Prüfung diefer Frage, jondern die Hauptſache ift das, was ich bei 
anderer Gelegenheit gejagt habe. Die Regierung würde ohne bie von mir 
angedeutete bejtimmte Zuverficht in der That ihrer Verantwortung nicht ges 
SE werden, fie kann fich von der Meberzeugung nicht trennen, daß mindes 
ſtens eine große Gefahr, wenn nicht die unbedingte Gewißheit, vorhanden 
iſt, daß fie unter folchen Berhältniffen nuhlos die Pofition aufgeben würbe, 
bie fie in jo ſchwerem Ringen eingenommen bat; fie würde dann nicht weiter 
ein, wenn die Gonceffionen, wenn bie Aenderungen eingetreten wären, ala 

ber; fie ftänbe der Gefahr gegenüber, daß man bas Geänberte ſchönſtens, 
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vielleicht dankbar acceptirte; aber wie fteht e8 mit der Beweifung des Danfes 
durch die That, wo iſt dba eine Garantie dafür? Es ıjt ihre Ueberzeugung 
nicht, wie ed da und dort in ben öffentlichen Stimmen heikt, es würde das 
eine That der Gerechtigkeit fein, und die würde die Bevölkerung gut und 
günftig ftimmen. Nein, man würde e3 immer nur betrachten als eine Ihat 
der Schwäche, der Hilflofigkeit. Echen Sie, in diejer Beziehung brauche ich 
doch bloß an das zu erinnern, was die verehrten —— aus dem Centrum 
hier jagen, was die ihnen naheſtehenden Blätter alle Tage predigen, jo daß 
man wirflich jagen kann: es fingen die Spatzen von den Dächern, es wird 
überall geichildert, in welcher traurigen Berfafjung der Staat fi) befinde, 
dab es allerhöchite Zeit fei, wenn wir nicht zu Grunde gehen wollen, nım 
in Unterhandlungen einzutreten, nachzugeben, zu ändern. Ja, wer möchte 
wohl läugnen, welche Schwierigkeiten, welche Laft der Staatäregierung e:= 
wächſt daraus, daß Nachtheiliges und Unfriede vorhanden ift; aber jo ift @ 
denn doch nicht, wie Sie predigen, fondern es ift jo, daß das getragen wer— 
den muß gegenüber der großen Aufgabe, die in dieſer Angelegenheit jeitens 
bes Staates zu löſen iſt. Dennoch ift die Stimme, die Ste auf diefem Ge— 
biete führen, eine gar fräftige und laute. Sie unterftüßen fie, wenn auch 
von Ihrem Standpunkt Widerfpruch dagegen erhoben wird, durch Mitanwen: 
bung aller in diefer Beziehung möglichen Mittel, zunächſt durch Heranziehung 
von Stimmen aus anderen Lagern ala dem Ihrigen, die ſich etwa ftärker oder 
er in diefem Sinne verlauten laffen. Es ift ja ganz erflärlich, wir 
ind in einer eigenthümlichen Stimmung. Die Verhandlungen dieſes Haufes 
— bereits gezeigt, wie dieſe Stimmung auf anderem Gebiete wirkt; es iſt 
ier nicht anders, man bindet an den Culturkampf Ereigniſſe, die gar 
keinen Zuſammenhang mit demſelben haben oder doch aus weit anderen 
Dingen, wenigſtens in der Hauptſache, herbeigeführt werden; man macht ihn 
für alles verantwortlich, wofür er gar nicht verantwortlich iſt. Nun, ſo 
kräftige, laute Stimmen der Herren im Centrum dringen auch weiter, und, 
mir wenigſtens iſt es nicht zweifelhaft, daß es in Rom Ohren gibt, die dieſe 
Stimmen ſehr gut hören und als Träger darauf Bedacht nehmen, den Schall 
dieſer Stimmen weiter zu tragen an Stellen, die noch maßgebender ſind. 
Die Staatsregierung iſt ſich recht wohl bewußt, daß ſie im gegenwärtigen 
Augenblick in Beziehung auf die Beilegung, die ihr ſehr dringlich erwünſcht 
iſt, ſich in einer ſchweren Situation befindet. Diefe twierigfeit liegt eben 
in ben Verhältniſſen, die ich bereit3 andeutete. Die Staatäregierung hat, 
wie e3 nicht anders zu erwarten, fich gegenüber die Partei des Gentrums 
mit ihren exorbitanten Forderungen; die Staatöregierung hat gegen ſich 
Factoren, welche urjprünglich die Gef nicht wollten, und die natürlich auf 
ihre früheren Argumentationen zurüdgehen und jagen: wir haben ja bieß 
richtig prophezeit, nur in dem ift Heil zu finden, was uns längit flar war. 
Daß dieß janguinifche Hoffnungen find, will ich dahingeftellt jein Lafien. 
Aber die Verhältniffe find doch da, und dann finden Sie — und das ift 
für die Staatäregierung doch das beflagenswerthefte — auch unter ihren 
Freunden manche Stimmen, die geleitet werden durch jene Eindrücke, die ich 
efennzeichnet. Die Staatäregierung fieht auch weiter, daß von recht3 und 
inks Partei:Speculationen eintreten auf einen Zerfall bes Gentrums, damit 
die De bon rechts und links Glemente zum Zuwachs befommen. Ya, 
m. HH., ob nicht die letzten Wochen auch derartigen Parteien ar gemacht 
haben, wie die Sachen eigentlich liegen? Man ficht, wie eine große Zahl 

farreien verwaist, und bedenkt dabei nicht, dab beijpielsweife hier die 

taatöregierung machtlos ift in diefem Punkte bei allen geordneten Ber: 
faffungen in Bıathümern, oder daß, wie ich jagen mill, in allen Bisthümern, 
wo die Ordnung noch da ift, bie allerleichtefte von allen Maßnahmen wäre, 
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dieſem Zuftand abzuhelfen. Unter fulchen Gindrüden it wohl erflärlich, 
daß auch fyactoren, die der Staatsregierung jonft nahe ftehen, dieſem Ein: 
drud unterliegen, und den großen Gefichtspuntt, um den es fich handelt, 
zeitweife verlieren; ich jage mit Ruhe nur zeitweife: bei diefen Elementen 
wird die fühlere Erwägung immer wieder zum Durchbrudy fommen, davon 
it die Staatsregierung ebenſo überzeugt, wie fie don einem anderen überzeugt 
war, nämlich davon, daß jolche Stimmungsumfchläge möglich find, und die 
Staatsregierung hat mit aus diefem Grunde jeinerzeit die Schritte, um die 
nothwendigen Gejeße zum Abſchluß zu bringen, jo bald ala möglich gethan. 
M. 86 Von der Nothwendigkeit dieſes Abſchluſſes iſt ſie auch in dieſem 
Augenblicke noch durchdrungen. Sie glaubt ausſprechen zu dürfen, daß ge— 
rade der Beſitz dieſer Geſetze eine unabweisliche Nothwendigkeit für fie war, 
wenn ſie überhaupt mit Ernſt zu einem gedeihlichen Frieden kommen will. 
Darum, m. HH., wird die Staatäregierung dieſe Pofition, ſolange eben nicht 
die Vorausfegungen erfüllt worden Kind, von denen ich ſpreche, ſondern die 
Erfüllung noch gefucht wird, feithalten. Ja, m. HH., feithalten, auch gegen 
die Strömung!" (Lebhafter Beifall links und recht?, Ziſchen im Gentrum.) 


12. December. (Deutfches Reich) Bundesrath: genehmigt 
den Antrag de2 Reichskanzlers betr. Reviſion des Zolltarifs und 
die Beitellung einer dießfälligen Commiſſion nach den Anträgen der 
Ausſchüſſe, doch indem er uus den Motiven die chubzöllnerifchen 
Anſchauungen de3 Antrags entfernt. 


Der Wortlaut des Beichluffes ift alfo durchaus tadellos. Die Com: 
miffion, welche die Zarifrevifion in die Hand nehmen foll, ift nach feiner 
Richtung hin bejchränft; der Umfang und die Richtung der Revifion ift in 
feiner Weije angedeutet. Die Achiliesferfe des Bejchluffes aber ijt die Be: 
ftimmung über die Zufammenfegung der Commiſſion. Diejelbe beiteht aus 
15 Mitgliedern. Davon follen drei von dem Reichskanzler aus dem Streife 
der Reichsbeamten, drei von der preußiichen Regierung, zwei von ber bayeri: 
Ichen und je eines von Sachſen, Württemberg, Baben, „neflen, Medlenburg, 
Sachſen-Weimar und den en beitellt werden. Mit anderen Worten: 
da Reichslanzler und preußiſche Regierung in der Zariffrage nur einer Ans 
ficht jein können, jo verfügen Preußen und Bayern in der Commifjion über 
die Mehrzahl der Stimmen, dad heißt über 8 von 15. In Bundesrathe: 
freifen hat diefer Borjchlag große Aufregung hervorgerufen. Bor allem jteht 
dieje Zufammenjebung der Commiſſion in entjchiedenem Widerjpruch mit den 
Borausjegungen, welche bisher bei der Zujammenfegung von Commiſſionen 
fejtgehalten worden find. Man hat fich jtet3 bemüht, den größeren Bundes: 
ftaaten wenigſtens die Möglichkeit einer entjcheidenden Mitwirkung offen zu 
halten, und zwar in Uebereinjtimmung mit dem Stimmverhältnig im Bundes: 
rath und deſſen jtändigen Ausichüffen. Im Bundesrath ijt jtet3 das Zus 
jammengehen von mindeſtens bier Regierungen erforderlich, da jelbjt die drei 
größten Staaten (Preuken, Bayern und Sadjjen) immer nur über 28 Stimmen 
verfügen, während 30 Stimmen zu der Mehrheit erforderlich find, deigleichen 
bebar! e3 in den jtändigen Ausichüffen, in denen 7 Regierungen mit je einer 
Stimme vertreten find, des Zufammengehens von 4 Mitgliedern, um einen 
(Mehrheits:)Beichluß zu erzielen. In der Commiſſion für die Revifion des 
Zolltarifs dagegen genügt, wie bereit3 erwähnt, die Uebereinftimmung ber 
deutichepreußischen und bayerischen Mitglieder um die für die Zukunft unferer 
Handels: und ——— wichtigſten Beſchlüſſe zu faſſen — und man 
iſt der Meinung, daß die bezeichneten 8 Stimmen für die von dem Reichs: 
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fanzler befürwortete Tarifpolitit im Sinne des „Schubes ber nationalen 
Arbeit" den Ausschlag geben werden. 


13. December. (Deutjches Reich.) Die preußifche Regie- 
rung weift wieder 39 Jozialdemofratifche Agitatoren aus Berlin aus 
und beginnt nunmehr auch, folche aus der Umgegend Berlins aus— 
zuweiſen. 

Bei dem Empfange der Berliner Geiſtlichkeit erwiedert der 
Kaiſer auf die Begrüßungsanrede des Generalſuperintendenten, 


daß allerdings in der Berliner Geiftlichkeit u borgefommert Sei, 
was ihm mihfallen habe; doch habe ex die Treue und Anhänglichkeit der 
gefammten hiefigen Geiftlichkeit nie beztoeifelt und nehme er gern die erneute 
Derficherung derjelben entgegen. Zur Lage übergehend, bemerft der Staifer 
ne die großen Städte glichen einem Schwamme, der alles auffauge. 
Zahlreiche Menjchen ftrömten aus den kleineren Städten und vom Lande, 
wo in Folge deſſen die Arbeitskräfte fehlten, nach Berlin, um hier Glüd 
und Reichthum zu finden. Die meijten würden enttäufcht und dadurch un— 
zufrieden und mißmuthig. Daraus erkläre fi im MWejentlichen das rapide 
Anwachſen der Sozialdemokratie. Der Kaiſer jchloß feine Anſprache etwa 
folgendermaßen: es jei jet eine Aera, in der man die Fürſten zu bejeitigen 
ftrebe, in der irrigen Hoffnung, dadurch befjere Zuftände zu erzielen. Ihm 
jelbjt fei ja aller Vorausfiht nad nur noch eine kurze Spanne Zeit zus 
gemefjen; in dieſer ftehe fein Leben im Gottes Hand. Die verbrecheriiche 
Richtung der Zeit werde ihm mie hindern, wie bisher jo auch ferner jeine 
Pflicht zu thun. — Die Anjprache des Kaiferd bei dem Empfang ber 
Berliner Gommunallehrer lautet: Bei den warmen Gefühlen, wie Sie 
fie für mich in der eben gehörten Adreffe zum Ausdruck gebracht haben, darf 
ich don der Lehrerichaft ber Berliner Gemeindejchulen erwarten, daß diejelbe 
auch der Jugend die Augen öffnen wird über unjere Zeit, in der Widerjeß: 
lichkeit gegen die Oberen und Vorgeſetzten jo weit um fich gegriffen hat, daß 
fie fi Jogar gegen den Thron richten konnte. Die Anhänger jener Partei 
erreichten hier feit den Iebten Jahren die Zahl von 58,000. Dieje nehme 
id) von der Million hHiefiger Einwohner aus, die mir bei meiner Rückkehr 
einen jo herzlichen Empfang bereitete. Aber nicht bloß bei uns zeigte fich 
da3 verderbliche Streben jener Partei. Wenn die traurigen Worfälle, welche 
mich betroffen haben, dazu beigetragen haben, dieß unjerem Volke zum Be: 
wußtſein zu bringen, jo will ich, wie ich fchon bei meiner Ankunft aus: 
gelprochen, gern dafür geblutet haben. Die neue Gefekgebung wird, wie ich 
yoffe, vieles zur Befferung der jekigen — die ich ſchon vor 10 Jahren 
vorausgeſehen, beitragen. Vieles muß aber auch in dieſer Beziehung durch 
die Erziehung und den Unterricht der Jugend geſchehen. Auf die Quantität 
des Wiſſens kommt es dabei weniger an. Es wird jehtt in den Schulen ja 
vieles gelehrt, doch darf das nicht Hintangefeht werden, was für die Er: 
ziehung von bejonderer Wichtigkeit if. Dahin gehört vor allen Dingen bie 
Religion. Ihre wichtige uud Thivere Aufgabe ift daher, die Jugend in ber 
wahren Gottesfurcht zu unterweijen und mit Achtung dor den heiligen Gütern 
u — Nachdem der Kaiſer den Wunſch ausgeſprochen, daß durch die 

irkſamkeit in der Schule die Uebelſtände, welche nach der Civilſtandsgeſetz— 
gebung in Berlin wie in allen größeren Städten zu Tage getreten, Pr 
werden möchten, — er feine Anſprache mit den Worten: „Iheilen Sie 
nun, was Ich Ihnen gefagt, auch allen Ihren Eollegen mit.“ 


13. December. (Deutfches Reich.) Bunbdesrath: demfelben 
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Liegt nunmehr ein im preußischen Staatsminifterium ausgearbeiteter 
Entwurf eines allgemeinen Reichdeifenbahngefeßes vor. Von ent» 
Tcheidender Bedeutung ift darin der 8 2, welcher die Gompetenz 
betrifft. 


Derjelbe Tautet: „Die Aufficht über das Eiſenbahnweſen fteht dem 
Reiche zu, foweit diefelbe nicht den Landesregierungen nach ausdrücdflicher 
Beitimmung biejes Geſetzes verbleibt: alle jonftigen den Bundesregierungen 
nad) gejeglichen, vertragsmäßigen, konzeſſionsmäßigen oder flatutarifchen Be: 
ftimmungen zuftehenden Befugniffe gehen, ſoweit he das Gebiet der Reichs: 
aufficht betreffen, auf das Reich über. Die Neichgaufficht über das Eiſen— 
bahnmefen ſchließt innerhalb ihrer Zuftändigfeit die Landesaufficht aus." Für 
den Fall de3 Zuftandefommens des Geſetzes foll die oberfte Reichseiſenbahn— 
auffichtsbehörde auch die Verwaltung der elſaß-lothringiſchen Eiſenbahnen 
überiviejen erhalten. Die Rejervation Hinfichtlich eventueller Beitimmungen 
des Geſehes zu Gunften von Landesregierungen bezieht fich natürlich auf das 
Berkehrsanftaltenrefervatrecht von Bayern und Württemberg; die bezüglichen 
Ansnahmsbeitimmungen der Verjailler Verträge find in ıhrer Wirkjamfeit 
alfo ſchon in diefem Entwurfe vorgefehen. Das Geſetz wird in feiner Ab: 
wendung don der dee des Eiſenbahnerwerbes für das Neich wie in feiner, 
abgejehen von dem joeben erörterten Ausnahmen, Icharfen Faſſung bes Reichs: 
eilenbahnauffichtärechtes als ein emtjchieden glüclicher Griff beurtheilt und 
würde mit feinem Zuftandefommen manche Leiden des deutſchen Verkehrs: 
weſens heilen. 


13. December. (Preußen) Abg.- Haus: Berathung des 
Auftizetat3: Bei dem Gapitel Oberverwaltungsgericht fragt Hänel 
an, in welcher Weile und nach welchen Plane der Minifter die 
Verwaltungs » Reorganifation fortzuführen reſp. auf die weſtlichen 
und neuen Provinzen auszudehnen gedenke; ferner, wann die Vor— 
legung der Städte und Yandgemeinde-Ordnung zu erwarten jei. 


Graf Eulenburg erwidert: Cine ganz präcife Antwort fei augen: 
bliclich nicht möglich. Er gebe zu, daß Frortichritte in der Reorganifation 
jeit längerer Zeit nicht gemacht worden feien; von plößlicher Einftellung in 
Folge irgendwelcher Ereigniſſe fei indeß nicht Die Rede. Den vollen Plan 
mit allen Stadien vorzulegen, fei unthunlich. Eine Reorganifation der 
höheren Verwaltungsbehörden im Zufammenhange mit den unteren Stufen 
werde jelbftverftändlich erfolgen. Betreff der Städte- und Landgemeinde: 
ordnung erinnere er an die Erklärung de Minijterd Friedenthal, daß die 
Borlage derjelben als nothwendige Vorausjegung ber Fortführung des Reorga: 
nifationswerfes gelten müfle. Die Vorarbeiten zur Fortführung des Reorga- 
nifationswerfes * unausgeſetzt gefördert, einige davon zum Abſchluß ge: 
bracht. Wenn es auf Grund diejer Vorarbeiten möglich jei, einen die geſammte 
Aufgabe umfafjenden Plan volllommen feftzuftellen, werde er nicht anftehen, 
denjelben zu entiwideln und wo möglich einige gejeßgeberifche Arbeiten ala 
Refultat vorzulegen. Hänel äußert ſich unzufrieden mit der Zurüdhaltung 
bes Minifters; vd. Rauchhaupt warnt vor Mlebereilung in Weiterführung 
der Verwaltungsreform. Nach Anficht Richter’3 geht aus der Erklärung 
bes Minijterd die völlige Siftirung der Reorganifation hervor. Minifter 
Graf Eulenburg verwahrt fich gegen diefe Auslegung. 


13.— 20. December. (Braunfchweig.) Eröffnung des Landtags. 
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Nede des Staatäminiftere. Antrag des Abg. dv. Beltheim für den 
Fall einer Erledigung des Throne. Referat des Abg. Bode über 
diefen Antrag. Ginftimmige Annahme des Antrags BVeltheim. 


Der Landtag wird im Auftrage des Herzogs burch den Staatäminifter 
Schulz mit eier Nede eröffnet, welche zunächſt dem Schmerz und der Ent: 
rüftung über die gegen den Kaiſer gerichteten Frevelthaten jowie dem Dante 
ge en die Borjehung über die Wiederherftellung Sr. Majeftät Ausdrud ver: 
eiht. Die Rede gedenkt jodann mit eig Hei der erhebenben Kundgebung 
treuer Anhänglichkeit an Kaijer und Rei um Ipricht die Hoffnung aus, 
daß die gegen eine befannte Umſturzpartei ergriffenen kräftigen Mahregeln 
dazu beitragen werden, den Gefahren, welche auch den rag na 
Entwicklungsgang tief jchädigen, ein Ende zu machen. Die fyinanzlage des 
Herzogthums ſei nicht mehr jo befriedigend, wie bei der Gröffnung bes 
vorigen Landtages. Cine baldige Beſſerung bderjelben jei weſentlich nur von 
einer Verminderung der dem Weiche zu zahlenden Matricularbeiträge zu 
erwarten. Der Abg. v. Beltheim ftellt hierauf jofort den Antrag, an bas 
erzogliche Staatsminifterium das Erjuchen zu richten, dasjelbe möge im 
— auf die neuerdings eingetretenen Verhältniſſe in Erwägung ziehen, 
ob und welche Maßregeln getroffen werden können, damit im Falle der Er— 
ledigung des Thrones des Herzogthums die in der durch die Reichsverfaſſung 
verbürgten Selbſtändigkeit des Landes einbegriffene ordnungs- und verfafjungs: 
mäßige Verwaltung vor Störungen geſichert werde, und zu dem Ende die 
für ſachgemäß erachteten Vorlagen baldthunlichſt an die Landesverſammlung 
gelangen laſſen. Der Antragſteller gibt zunächſt einen hiſtoriſchen Rückblick 
über die bisher ſtattgehabten Verhandlungen, welche zu befriedigenden Er— 
gebniſſen nicht geführt Hätten. Der Großherzog von Oldenburg hatte ſich 
allerdings im Jahre 1874 bereit erklärt, im Falle des Ablebens des Herzogs 
von Braunſchweig die ihm angetragene Regentichaft zu übernehmen, Kaifer 
Milhelm aber hatte die von ihm geforderte Garantie abgelehnt. Darauf: 
hin beichloß die Landesvertretung, die ganze Regentichafts:Angelegenheit vor: 
erjt auf fi beruhen zu laffen. Redner it nun der Anficht, daß fich gegen: 
wärtig — durch den Tod des Herzogs Karl von Braunfchtweig und des 
Königs Georg don Hannover — die Verhältniffe derart geändert hätten, daß 
eine Regelung ſehr nöthig erfcheine. Im Weitern führt er aus, daß Braun: 
—5 alle Ka habe, mit feiner gegenwärtigen Regierung vollauf zu» 
rieden zu fein, und daß alljeitig gehofft werde, der fall der Thronerledigung 
möge jo jpät als irgend möglich eintreten. Es jei aber nöthig, dieſen Fall 
ing Auge zu faflen, da ein ſelbſt nur furze Zeit dauernder regentenlofer 
Zujtand dem Lande nur jchädlich fein könne. Für Braunſchweig ſei das 
dynaſtiſche Jutereſſe eine Frage zweiter Linie, das vaterländiſche Intereſſe 
aber eine erſter Linie. Es müſſe und werde Allen eine Beruhigung ſein, 
wenn ein von allen maßgebenden Seiten als zu Recht anerkanntes Regentichafte: 
gejek zu Stande gebradyt werde, um es im falle der Noth fofort gebrauchen 
zu können. Es wird beantragt, dieſe Frage in einer Commiſſion weiter zu 
erörtern, wofür fich namentlich der eg Häusler ausſpricht. Diejer wendet 
fi) in ſchneidiger Rede auch gegen die welfischen Agitationen in Braun: 
ſchweig. „Bor einigen Monaten, jagt er u. A. ift eine jogenannte Petition: 
adreife von ſogenannten braunfchweigifchen Gewerbetreibenden an den Herzog 
von Gumberland erlaffen worden, worin ihm unter allerhand jchönen Redens: 
arten don Treue und Anhänglichkeit an das welfiſche Fürſtenhaus anheim: 
egeben wurde, doch Fürſorge für die Ergreifung der Regentichaft in Braun: 
—— im Falle der Thronerledigung zu treffen. Wenn eine ſolche Adreſſe 
wirklich erlaſſen ift — und ich glaube, es kann nicht mehr daran zu zweifeln 
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fein —, fo find die Führer der fogenannten braunfchweigifchen Gewerbe: 
treibenden nicht in dem Kern der hiefigen Gewerbetreibenden zu fuchen, 
ondern unter allerhand zujammengelaufenen objturen Perfönlichkeiten. Viel 

icht ftehen dieſe allerdings unter der Leitung von wirklich intelligenten 
Führern, dann find dieß J im Parteiſolde ſtehende Agenten und Emiſſäre, 
die ſich herausnehmen, für die braunſchweigiſche Bürgerſchaft zu agiren. Auf 
mich macht dieſes Kokettiren mit dem vermeintlichen Thronerben einen höchit 
wibderwärtigen Eindruck. Durch das bekannte Blatt der Gentrums: und — 
partei, „Germania“, iſt dann auch vom Secretär des Herzogs von Cumber— 
land, Herm v. Bothmer, an einen gewifjen Huc eine Antwort ergangen, 
bie den Inhalt hat, daß fich die Adrefjanten beruhigen möchten, die Angelegen: 
heit werde von dem Herzoge Wilhelm in die Hand genommen werden. 
Gerade wegen dieſer Vorkommniſſe ijt e8 doppelt nöthig, daß man die 
Angelegenheit des Regent — in reifliche Erwägung zieht.“ v. Velt— 
heim's Antrag wird ſchließlich zwei Referenten, Bode und Erneſti, über— 
wieſen. In einer folgenden Sihung des Landtags empfiehlt der Abg. Bode 
al3 Referent, den Antrag dv. Beltheim anzunehmen, welcher für den Fall 
der Erledigung des ki die durchaus nothwendigen Bejtimmungen ge: 
troffen zu jehen 7 e, auf die materielle Seite der Sache aber nicht ein— 
ugehen. Die vielfach geäußerte Annahme, daß in dieſem Falle ein großer 
— ohne Weiteres zur Einverleibung ſchreiten würde, hält bei deſſen 
anerkannt höchſt gewiſſenhafter Bundestreue Referent für ungerechtfertigt. 
Betreffs des Herzogs von Cumberland iſt er der Anſicht, daß ein Mann, der 
die Erklärung abgegeben habe, die Bundesverfaſſung nicht anzuerkennen, un— 
möglich Regent eines Bundesſtaates werden könne, und ſchließt unter dem 
allſeitigen und wiederholten Beifall der ganzen Verſammlung mit folgenden 
Worten: „Gewiß würden wir es (ebhatt bedauern, wenn unjere jtaatliche 
Selbitändigteit verloren gehen jollte, und allerdings zeigt fich überall bei ung 
eine ſtarke Anhänglichkeit an die Dynaftie der Welfen, die indeß nur ber 
bier regierenden älteren Linie gilt. Nichts würde uns aber dahin bringen, 
uns den particulariftisch:welfifchen Beitrebungen anzufchließen ; denn nirgendwo 
in Deutjchland ift Treue und Anhänglichkeit an Katjer und Reich jtärfer als 
bier auf urwelfifcher Erde. Und er Gefinnung wollen wir ung auch er: 

Iten und treu zu Saifer und Reich jtehen, was auch tommen möge.“ Diejen 

usführungen des Referenten ſchließt fich der zweite Referent Abg. Ernefti 
volljtändig an, worauf der Antrag Veltheim einjtimmig angenommen wird. 


14. December. (Preußen.) Das Kreisgericht zu Birnbaum 
erläßt einen Stedbrief und erfucht die Gerichtsbehörden um Straf: 
volljtrefung gegen den früheren Erzbijchof von Gnejen und Pofen, 
Gardinal Grafen Ledochowsky, 

welcher wegen Vergehens gegen dad Geſetz über die kirchliche Disci— 
—— und die Errichtung des königlichen Gerichtshofs für lirchliche 

ngelegenheiten in fünf Fällen mit 15,000 .4 Geldbuße, event. 2 Jahren 


Gefängnik, ferner wegen noch eines ſolchen Vergehens und Beleidigung mit 
2 Monaten Gefängniß belegt worden ift. 


15. December. (Deutjches Reich.) Der NReichsfanzler legt 
in einem Schreiben an den Bumnbesrath zu Handen der Zoll— 
tarifeRevifionscommilfion jein z0oll= und fteuerpolitijche® Reform- 
programm dar, nach welchem außer den eigentlichen Finanzzöllen 
auf Zabak, Petroleum, Zuder, Café zc. ein Schuß: und Finanzzoll 
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auf die Einfuhr aller und jeder ausländifcher Erzeugniffe ohne Aus» 
nahme von 5—10 Prozent gelegt werden joll, deſſen Ertrag ber 
Reichafanzler für den Reichsfiscus auf ca. 70 Mill. M berechnet. 
Das merkwürdige Echreiben lautet wörtlich: 


„Nachdem der Bundesratd auf Grund der Vorlage vom 12. Novbr. 
l. 3. die Einfegung einer Commiſſion zur Revifion des Zolltarif3 bejchlofjen 
bat, beehre ich mich, nachjtehend die Gefichtspunfte darzulegen und zur ges 
neigten Erwägung zu ftellen, welche mir bei diejer Revifion als leitende vor: 
ſchweben nnd in deren Richtung ich amtlich zu wirken bejtrebt bin. In 
eriter Linie fteht für — das Intereſſe der finanziellen nike Verminde: 
rung ber directen Steuerlaft durch Vermehrung der auf indirecten Abgaben 
beruhenden Einnahmen des Reiches. Wie weit Deutjchland in der finan: 
iellen Entwidlung feines Zollweſens hinter anderen Staaten zurücdgeblieben 
ift, zeigt die unter 1 anliegende Ueberficht. Das hier dargejtellte Verhältniß 
würde fich noch ungünftiger für Deutjchland geitalten, wenn zu den für 
Defterreihellngarn, Frankreich und Italien aufgeführten Beträgen der Ein: 
nahme an Grenzzöllen die Summen hinzugefügt würden, twelche diefe Staaten 
an Stelle des Zoll vom ausländifchen Tabak in der Form des Vlonopol- 
Ertrags beziehen und weldje zu Gunjten der Gemeinden ala Octroi erhoben 
werben. Es beruht nicht auf Zufall, daß andere Großjftaaten, zumal jolche 
mit weit vorgefchrittener politijcher und wirthichaftlicher Entwidlung, bie 
Dedung ihrer Ausgaben vorzugsweiſe in dem Ertrag der Zölle und indirecten 
Steuern ſuchen. Die directe Steuer, welche in einem für jeden einzelnen 
Steuerpflichtigen im voraus feitgeftellten Betrage dein einzelnen Befteuerten 
abgefordert und nöthigenfall3 durch Zivang von ihm beigetrieben wird, wirft 
ihrer Natur nach drüdender als jede indirecte Abgabe, die in ihrem Betrage 
ſowohl der Gefammtheit ald dem Einzelnen gegenüber an den Umfang des 
Verbrauchs befteuerter Gegenftände ſich anjchließt und, joweit fie den ein: 
zelnen Gonjumenten trift, von dieſem in der Regel nicht befonders, jondern 
in und mit dem Preije der Waaren entrichtet wird. In dem größten Theile 
Deutſchlands haben die directen Steuern einjchlieglich der Gommunalabgaben 
eine Höhe erreicht, welche drüdend ift und wirthichaftlich nicht gerechtfertigt 
erſcheint. Am meijten — unter derſelben gegenwärtig diejenigen Mittel: 
clafjen, deren Eintommen fich etwa in der Grenze bis zu 6000 .A bewegt 
und welche durch executoriſch beigetriebene oder über ihre Kräfte gezahlte 
directe Steuern noch häufiger als die Angehörigen der unterjten Steuerclajjen 
in ihrem wirthichaftlichen Beitand untergraben werden. Soll die Steuer: 
reform, wie ich e3 für erforderlich Halte, in ihren Erleichterungen bis zu 
diejen Grenzen reichen, jo muß fie bei der Revifion des Zolltarifs auf einer 
möglichjt breiten Grundlage beginnen. Je ergiebiger man das Zollſyſtem 
in finanzieller Hinficht geftaltet, um jo größer werden die Erleichterungen 
auf dem Gebiete der directen Steuern fein fünnen und fein müfjen. Denn 
es verſteht fich von jelbit, daß mit der Vermehrung der indirecten Ginnahmen 
bes Reiches nicht eine Erhöhung der Gejammtjtenerlaft bezwedt werden fann. , 
Das Maß der Gefammtjteuerlaft ift nicht durch die Höhe der Einnahmen, 
jondern durch die Höhe des Bedarfs bedingt, durch die Höhe der Ausgaben, 
welche im Einverftändniß zwijchen Regierung und Volksvertretung ala dem 
nam des Reiches oder Staates entjprechend feitgejtellt wird. Höhere 
Einnahmen zu erzielen, als zur Bejtreitung des Bedürfniſſes unbedingt er: 
—* find, kann niemals in der Abficht der Regierungen liegen. Die: 
elben Haben nur dahin zu ftreben, daß das Erforderliche auf die relativ 
feichtefte und erfahrungsmäßig mindeft drüdende Weije aufgebracht werde, 
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Jebe Steigerung der indirecten Ginnahmen, des Reiches muß deßhalb bie 
nothiwendige Folge haben, daß von den Mkecten Steuern oder von folchen 
indirecten Steuern, deren Erhebung von Staatöwegen etwa aus befonderen 
Gründen nicht mehr wünjchenswerth ericheint, jo viel erlaffen oder an Com: 
munalverbände überwieſen wird, als für die Deckung der im Einverftändnik 
mit der Volkävertretung fetgefegten Staatsausgaben entbehrlich wird, Nicht 
in Bermehrung der für die Zwecke des Reiches und der Staaten nothwendi— 
gen Laften, jondern in der llebertragung eines größeren Theiles der unver: 
meidlichen Laften auf die weniger drückenden indirecten Steuern befteht das 
Weſen der Finanzreform, zu deren Verwirklichung auch die Zolltarif-Revifion 
dienen fol. Um eine diefer Rückſicht entiprechende Grundlage für die Ne: 
vifion zu gewinnen, empfiehlt es fich meines Erachtens, nicht bloß einzelne 
Artikel, welche fich dazu befonders eignen, mit höheren Zöllen zu belegen, 
—— zu dem Princip der Zollpflichtigkeit aller über die Grenze eingehen— 
en Gegenſtände, welches in der preußiſchen Zollgeſetzgebung vom Jahre 1818 
an als Regel aufgeſtellt war und ſpäter in der allgemeinen Eingangsabgabe 
des Vereinszolltarifs bis zum Jahre 1865 feinen Ausdruck fand, zurückzu— 
kehren. Von dieſer allgemeinen Zollpflicht würden diejenigen für die In— 
duſtrie unentbehrlichen Rohſtoffe auszunehmen ſein, welche in Deutſch— 
land gar nicht (3. B. Baumwolle) und nach Befinden auch die, welche nur 
in einer ungenügenden Qualität erzeugt werden können. Alle nicht bejonders 
ausgenommenen Gegenjtände follten mit einer Gingangsabgabe belegt jein, 
die nad dem Werthe der Waaren, und zwar unter Zugrundelegung ver: 
fchiedener Procentjäße, je nach dem Bedarf der einheimischen Production ab: 
auftufen wäre. Die hienach zu bemefjenden Zolljäge würden auf Gewichts: 
einheiten, wie dieß in dem bejtehenden Zolltarif die Regel ift, zurüdzuführen 
und danad) zu erheben jein, ſoweit nicht nad) der Natur des Gegenſtandes 
eine Erhebung des Zolles vom Stück (tie bei dem Vieh) oder unmittelbar 
nach dem Werth (wie bei Gijenbahns Fahrzeugen, eifernen Flußſchiffen) fich 
mehr empfiehlt. Nach den Veröffentlichungen des kaiſerlichen ſtatiſtiſchen 
Amtes (Statiftit des Deutichen Neiches, Band 32, $ 293) betrug im Jahre 
1877 der geichäte Werth der Waaren-Einfuhr (Gingang in den freien Ver: 
fehr) rund 3377 Mil. Mt. Hievon fallen laut Anlage 2 auf biäher zoll: 
freie Artifel rund 2853 Mill. ME. Im diejer Summe ift der Werth einer 
Reihe von Artikeln enthalten, welche auch in Zukunft zollfrei zu laſſen fein 
werden, weil fie unter die oben bezeichnete Stategorie der für die Induſtrie 
umentbehrlichen Rohſtoffe fremder Herkunft fallen, oder weil fie, wie ges 
münztes Metall, fich ihrer Natur nach nicht zu einem Gegenftande der Wer: 
zollung eignen. Außerdem würden die Pofitionen in Abzug zu bringen fein, 
für welche etwa auch in Zukunft die Freiheit der Durchfuhr anderen Län— 
dern getwährleiftet oder im Intereſſe de3 inländischen Verkehrs geſetzlich zu: 
gelaffen werden joll. Es fommt ferner in Betracht, daß die Belegung jetzt 
zollfreier Artikel, auch mit einer mäßigen Eingangsabgabe, doch Einfluß auf 
den Verbrauch diejer Artikel üben kann. Welcher Betrag hienad an der 
obigen Summe von 2853 Millionen Mark abzufeßen wäre, um den Ge: 
jammtwerth der jetzt zollfreien, nach meinem Vorſchlage künftig der Zoll: 
pflicht unterliegenden Gegenftände zu ermitteln, dieß läßt fich mit irgend: 
welcher Zuverläffigfeit nicht berechnen. Wollte man indejfen auch annehmen, 
daß jelbit die Hälfte der obengenannten Summe — was ohne Zweifel zu 
hoch gegrifen iſt — als Werth auch künftig zollfreier Ein- und Durchfuhr 
in Abzug kommen müßte, jo bliebe immer noch eine jet zollfreie, künftig 
und nad den urjprünglichen bis 1865 gültigen Grundjägen Preußens und _ 
bes Zollvereins zollpflichtige Einfuhr im Werthe von etwa 1400 Millionen 
Marl, Wird ferner angenommen, dab die hiervon Künftig zu erhebenden 
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Eingangsabgaben auch nur durchſchnittlich 5 Procent des Wertes betrügen, 
fo würde fi) die Vermehrung der jährlichen Zoll-Einnahme auf 70 Millionen 
Mark belaufen. Diejer Vermehrung ber Zoll-Einnahme würde eine tmejent: 
liche Erhöhung der Zoll-Erhebungs: und Berwaltungsfojten nicht gegenüber: 
ftehen, da eine wenn auch nur fummariiche Revifion der die Zollgrenze 
pafjirenden zollfreien Güter jeht ebenfalls jtattfindet. Die beftehenden Ein: 
richtungen an der Zollgrenze und im Junern würden vorausſichtlich auch 
zur Verzollung aller jetzt zollfreien, künftig zollpflichtigen Gegenjtände aus: 
reichen oder doch nicht in jehr erheblichem Diahe zu erweitern jein; fie 
würden durch Vermehrung der zollpflichtigen Artikel vielfach nur noch bejjer 
ausgenützt und einträglicher gemacht werden, als es jeht der Fall ift. Wenn 
hiernach vom finanziellen Gejichtspunft aus, auf welchen ich das Haupt— 
gewicht lege, die von mir befürmortete Wiederherjtellung der Regel allgemeiner 
Zollpflicht fich empfiehlt, jo läßt ein ſolches Syftem ſich meined Erachtens 
auch in voltswirthichaftlicher Beziehung nicht anfechten. Ich laſſe dahin— 
geitellt, ob ein Zuftand vollkommener gegenjeitiger Freiheit des internmatio: 
nalen Verkehrs, wie ihn die Theorie des Freihandels als Ziel vor Augen 
bat, dem Intereſſe Deutjchlands entjprechen würde; jolange aber die meijten 
der Länder, auf welche wir mit unjerın Verkehr angewiejen find, ficy mit 
Bollichranfen umgeben und die Tendenz zur Erhöhung derjelben er, im 
Steigen begriffen iſt, ericheint es mir gerechtfertigt und im wirthichaftlichen 
Sintereffe der Nation geboten, uns in der Befriedigung unjerer finanziellen 
Bedürfniſſe nicht — die Beſorgniſſe einſchränken zu laſſen, daß durch die— 
ſelben deutſche Producte eine geringe Bevorzugung vor ausländiſchen erfahren. 
Der jetzt beſtehende Vereinszolltarif enthält neben den reinen yinanzzöllen 
eine Reihe von mäßigen Schußzöllen für bejtimmte Indujtriezweige. Eine 
Befeitigung oder Verminderung diefer Zölle wird zumal bei der gegenwärti- 
gen Lage der Induſtrie nicht rathſam erjcheinen; vielleicht wird jogar bei 
manchen Artiteln im Intereſſe einzelner bejonders leidenden Zweige der hei: 
mijchen Induſtrie, je nach dem Ergebnih der im Gange befindlichen Enqueten, 
eine Wiederheritellung höherer oder Erhöhung der gegenwärtigen Zolljäße ſich 
empfehlen. Schubzölle für einzelne Jnduftriezweige aber wirken, zumal wenn 
Ik das durch die Rüdjicht auf den finanziellen Ertrag gebotene Maß über: 
reiten, wie ein Privilegium, und begegnen auf Seiten der Vertreter der 
nicht geichüßten Ziveige der Erwerbsthätigleit der Abneigung, welcher jedes 
Privilegium ausgejeßt ift. Diefer Abneigung wird ein Zolliyften nicht be: 
gegnen können, welches innerhalb der durch das finanzielle Intereſſe gezoge: 
nen Schranken der gejammten inländijchen Production einen Vorzug vor der 
ausländijchen Production auf den einheimijchen Markt gewährt. Gin ſolches 
Eyftem wird nach feiner Seite hin drüdend erjcheinen fönnen, weil jeine 
Wirkungen fich über alle producirenden Kreije der Nation gleihmäßiger ver: 
theilen, ala es bei einem Syſtem von —— für einzelne Induſtrie— 
zweige der Fall iſt. Die Minderheit der Bevölkerung, welche überhaupt 
nicht producirt, ſondern ausſchließlich conſumirt, wird durch ein die geſammte 
nationale Production begünſtigendes Zollſyſtem ſcheinbar benachtheiligt. Wenn 
indeſſen durch ein ſolches Syſtem die Geſammtſumme der im Inlande er— 
eugten Werthe vermehrt und dadurch der Volkswohlſtand im Ganzen ge— 
Kin wird, jo wird dieß ſchließlich auch für die nicht producixenden Theile 
der Bevölkerung, und namentlich für die auf feites Geldeinkommen aus 
gewwiefenen Staats: und Gemeindebeamten von Nußen fein; denn es werden 
der Gejammtheit dann die Mittel zur Ausgleichung von Härten zu Gebote 
ftehen, falls jich in der That eine Erhöhung der Preife der Lebensbedürfniſſe 
aus der Ausdehnung der Zollpflichtigkeit auf die Gefammteinfuhr ergeben 
jollte. Eine ſolche Erhöhung wird jedoch, in dem Maße, in welchem fie von 
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Den Gonfjumenten befürchtet zu werden pflegt, bei geringen Zöllen voraus: 
Fichtlich nicht eintreten, wie ja auch umgekehrt nad) Aufhebung der Mahl: 
und Scladtjteuer die Brod- und Fleiſchpreiſe in den — davon betroffenen 
Gemeinden nicht in einer bemerkbaren Weiſe zurückgegangen find. Eigent— 
Liche Finanzzölle, welche 2 Gegenjtände gelegt find, die im Inlande nicht 
vorfommen und deren Einfuhr unentbehrlich ift, werden zum Theil den In— 
Länder allein treffen. Bei Artikeln dagegen, welche das Inland in einer für 
den einheimijchen Verbrauch ausreichenden Menge und Bejchaffenheit zu 
erzeugen im Stande ift, wird der ausländifche Producent den Zoll allein zu 
tragen haben, um auf dem beutjchen Markte noch concurriren zu können. 
In ſolchen Fällen endlich, in denen ein Theil des inländischen Bedarf3 durch 
auswärtige Zufuhr gededt werden muß, wird der ausländische Goncurrent 
meiſt genöthigt fein, wenigitens einen Theil und oft das Ganze des Zolles 
zu übernehmen und feinen bisherigen Gewinn um biejen Betrag zu vers 
mindern. Daß Grenzzölle auf jolche Gegenjtände, welche auch im Inlande 
erzeugt werden, den ausländifchen Producenten für das finanzielle Ergebniß 
mit beranziehen, geht aus dem Intereſſe hervor, welches überall das Aus: 
land gegen —— und Erhöhung derartiger Grenzzölle in irgend einem 
Gebiete an den Tag legt. Wenn im praktiſchen Leben wirklich der inlän— 
diiche Conſument es wäre, dem der erhöhte Zoll zur Laft fällt, jo würde bie 
Erhöhung dem ausländijchen Producenten gleichgültiger fein. Soweit hie: 
nach der Zoll dem inländischen Gonfumenten überhaupt zur Laft fällt, tritt 
er hinter den jonftigen Berhältniffen, welche auf die Höhe der Waarenpreife 
von Einfluß find, in der Negel weit zurüd. Gegenüber der hr ee, 
welche bei bejtimmten Waarengattungen durch den Wechjel im Verhältniß 
von Angebot und Nachfrage oft binnen kurzer Zeit und bei geringer es 
Entfernung der Marktpläße von einander bedingt wird, kann ein Zoll, der 
etwa 5 bis 10 Procent vom MWerthe der Waare beträgt, nur einen verhält: 
nißmäßig geringen Einfluß auf den Kaufpreis üben. Andere Momente, wie 
die Ungleichheiten der Frachtſätze bei den Differentialtarifen der Eifenbahnen, 
wirken in dieſer Beziehung viel einfchneidender, vermöge der Einfuhrprämie, 
die fie dem Auslande, oft zum vielfachen Betrage jedes vom Neich aufzu: 
legenden Zolles, auf Koſten der deutjchen Production gewähren. Ich bin 
deßhalb auch der Meberzeugung, dab mit der Revifion der Grenzzölle eine 
Revifion der Eifenbahntarife nothiwendig Hand in Hand gehen muß. Es 
fann auf die Dauer den einzelnen Staats: und Privat:Eijenbahnverwaltungen 
nicht die Berechtigung verbleiben, der wirthſchaftlichen —— es 
Reiches nach eigenem Ermeſſen Concurrenz zu machen, die Handelspolitik der 
verbündeten Regierungen und des Reichstags nach Willkür zu neutraliſiren 
und das Bil Leben der Nation den Schwankungen auszufeßen, 
welche im Gefolge hoher und wechjelnder Einfuhrprämien für einzelne 
Gegenftände nothwendig eintreten. Die Rückkehr zu dem Princip der all: 
gemeinen Zollpflicht entjpricht der jebigen Lage unferer Handelöpolitijchen 
Verhältnifie. Nachdem der Verſuch mit Dejterreich : Ungarn, einen neuen 
Tarifvertrag zu vereinbaren, beziehungsweiſe den bisherigen zu prolongiren, 
geicheitert ift, find wir RS von ben in den Verträgen mit Belgien 
und der Schweiz enthaltenen Tarifbeftimmungen) in da3 Recht felbjtändiger 
Geftaltung unſeres Zolltarif3 wieder eingetreten. Bei der bevorjtehenden 
Kevifion des Zolltarif3 kann nur umfer eigenes Intereſſe maßgebend fein. 
Dieſes Intereſſe wird vielleicht demnächit zu neuen Berhandlungen über 
Tarifverträge mit dem Auslande führen. Sollen aber ſolche Verhandlungen 
mit der Ausficht auf einen für Deutichland glüdlichen Erfolg begonnen 
werben, jo ift es nöthig, vorher auf dem autonomen Weg ein Soljoften zu 
ichaffen, welches die gejammte inländifche Production der ausländiichen 
Schulthess, Gurop, Befchichtslalender. XIX. Bd. 14 
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gegenüber in die möglichit günftige * bringt. — Dem Bundesrath ſtelle 
ich ergebenft anheim, die vorſtehenden Bemerkungen der —— welche 
behufs Reviſion des Zolltarifs, zufolge des Beſch uffes vom 12. d., eingejegt 
wird, zur Erwägung gefälligft überweifen zu wollen.“ 

— December. (Sadhjen.) Während die Sozialdemokraten 
bei den Gommunalwahlen in Meerane und anderen größeren Fabrik— 
orten unterlagen, haben fie dagegen in den um Xeipzig liegenden 
Drtichaften: Gohlis, Reudnit, Vollmarsdorf, Connewig und Thon— 
berg, im erjteren Orte 3, in Reudnitz 1 und in den lebten brei 
Drten ihre jämmtlichen Gandidaten jowohl unter den Angefeffenen 
als unter den Unangefefjenen durchgebracht. 


16. December. (Deutjches Reich.) Die vom Bunbdesrath 
eingejegte Tabafenquetecommijfion beendigt ihre Arbeiten und fchreitet 
zur Schlufabjtimmung und zur Teitjtellung ihres Berichtes. Der 
Tabak wird einjtimmig als tauglicher Gegenftand für eine höhere 
Belteuerung anerkannt. Faſt einjtimmig wird fejtgeitellt, daß eine 
Netto-Einnahme von 50 bis 70 Mill. A anzujtreben fei. Bei der 
Abjtimmung über die frage der Steuerreform jprechen fich für Mo— 
nopol, Fabricatjteuer und Rohtabatmonopol nur wenige Stimmen 
aus; die Einführung einer Gewichtsfteuer wird dagegen mit Rück— 
ficht auf die wirthichaftlicden Verhältniffe einjtimmig befürwortet. 
Das Monopol erleidet aljo eine jehr entjchiedene Niederlage. 

Im Näheren erklärt die Commiſſion den Tabakverbraud einjtimmig 
mit elf Stimmen für einen geeigneten Gegenjtand hoher Bejteuerung, erachtet 
mit neun Stimmen eine Belaftung von zwei Dart per Kopf oder ein 
Steuer-Brutto von 80 bis 85 Millionen für durchführbar, hält aber vor: 
läufig mit allen gegen eine Stimme nur ein Gteuer-Netto von 50 bis 
70 Millionen für zwedmähig. Bei der Abjtimmung über die Princip: Frage: 
welche Steuerform nad Deutſchlands Wirthſchafts-Verhältniſſen überhaupt 
ausführbar fei, erklären jich u... Mitglieder für die Möglichkeit der 
Befteuerung nad) dem Gewicht des htabats, jedoch mit Erhebung der 
Steuer von fermentirtem inländijchen Tabak. Kein anderes Syitem erhält 
bie Stimmenmehrheit; auch bei der concreten Frage nad) dem zweckmäßigſten 
Steuerſyſtem unter Vorausjegung einer bejtimmten Grtragsjumme und der 
Möglichkeit jpäterer Steigerung ergibt ſich nur für das gewählte Syſtem 
eine Stimmenmehrheit. Auch für den nad Anficht der Commiffion jet noch 
nicht in Ausficht zu nehmenden Netto-Steuerertrag von 80 Millionen erhält 
das gewählte Syſtem relativ die meijten Stimmen. Die Commiſſion empfiehlt 
daher die gedachte Steuerform als zwedentiprechend. 


16. December. (Deutjches Rei.) Mit Defterreich-Ungarn 
fommt endlich doch wenigſtens ein Meiſtbegünſtigungs-Handelsver— 
trag zu Stande, der bis Ende 1879 in Kraft bleiben foll und 
zugleich da® fogen. Appreturverfahren für Deutjchland und die 
Leineneinfuhr für Deflerreich, ſowie einige andere Punkte regelt. 
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Derfelbe bafirt für Tefterreich auf feinem neuen allgemeinen Zoll- 
tarif und gewährt Deutfchland die Möglichkeit, von 1880 an gleich- 
falls einen folchen zur Geltung zu bringen. Der Vertrag findet indeß 
weder den Beifall der Freihändler, noch denjenigen der Schußzöllner. 
Borerjt wird er nur von beiden Regierungen ratifizirt, um mit dem 
1. Januar 1879 in Kraft zu treten; die in einigen Puncten uner= 
läßliche Zuftimmung des Reichstags ſoll exit jpäter eingeholt 
werden. 

17. December. (Preußen) Abg.Haus: Budgetcommilffion: 
die Verhandlungen derjelben führen zu nicht ſehr befriedigenden 
Streiflichtern auf die Verwaltung der preußifchen Staatöbahnen. 
Mehr und mehr jtellt fich heraus, daß die ungünftige Finanzlage 
Preußens mit der jeit 1873 maßgebend gewordenen Eifenbahnpolitit 
zufammenhängt. Mehrere der neuen Bahnſtrecken werfen nur einen 
jehr ungenügenden Ertrag ab; für mehrere der angefauften fogen. 
Krachbahnen werden gar feine Rentabilitätsrechnungen geführt, weil 
fie nicht bejonderen Direktionen unterftellt find; für noch andere er— 
gibt fich ein durch nichts gerechtfertigter Schnellzuglurus. Der Be- 
trieb ijt vielfach durch Begünftigung der inländifchen Induſtrie ein 
jehr theurer: eine notorijche Goalition inländifcher Schienenfabrifanten 
der Staatöbahnverwaltung gegenüber verkauft an das Ausland er: 
beblich billiger, als fie den inländifchen Bahnen die Preife ftellt 
und doch Hat die Verwaltung bisher die ausländische Goncurrenz 
nicht zugelafjen, obgleich die Goalition jede Concurrenz auch im In— 
lande bei Submijfionerf auszufchließen gewußt hat. Das find Uebel- 
jtände, welche es jehr begreiflich erjcheinen laſſen, daß die preußifche 
Regierung die Staatöbahnen auf dag Reich abzuladen wünfcht, aber 
auch jehr begreiflich, daß die nicht = preußifchen Regierungen nicht 
jehr bereit find, zuzugreifen. 

18. December. (Preußen.) Abg.-Haus: genehmigt in zweiter 
Beratdung den Gejeg-Entwurf betr. die Veränderung in den Reſſort— 
Verhältniffen der Minifterien der Finanzen, des Handels und der 
Landwirthichaft. Die Domänen und Forſten werden dadurch vom 
Finanzminijterium abgetrennt und mit dem Tandwirthichaftlichen 
Minifterium verbunden, und ebenfo werden Handel und Gewerbe 
vom bisherigen Handelzminijterium abgetrennt, um fie mit dem 
Reichskanzleramt zu verbinden, jo daß aus dem bisherigen preußijchen 
Handelaminifterium thatfächli ein Eifenbahn- Minifterium wird. 
Schließlich wird auch eine Reſolution genehmigt betr. die baldige 

14* 
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Uebertragung der Nuffichtsrechte über das preußifche Eiſenbahnweſen 


auf das Reich. 


Die Bedeutung der Neuorganifation des Handelsminiſteriums ift nicht 
zu verfennen. Die getroffene Entjcheidung ift für die Organijation des 
Reiches mindeſtens ebenjo wichtig, wie für die Organifation Preußens. Die 
zus in welche da3 preußifche Handelsminifterium im engeren 
Sinne nunmehr mit dem Pojten eines Reichskanzleramtspräſidenten tritt, gibt, 
twie ein Blatt ſich ausdrüdt, „in That und Wahrheit dem Handelsamt des 
Deutſchen Reiches die Bettung und Fundamentirung, und die Refolution, 
die preußifche Staatsaufficht über die Eifenbabnen dem Reich zu übertragen, 
bereitet für das Neichsfanzleramt eine ähnliche Unterlage vor.“ Damit 
eröffne fich zugleich mindeftens eine Ausficht auf eine durch feine eigenen In— 
tereffen gebundene, allen Bahnunternehmungen gleihmäßig gegenüberftehende 
Behörde. Bei dem von dem Abg.:Hauje gebilligten Vorſchlag tritt die Zen: 
benz, einen bejonderen Gifenbahnminijter auszuftatten, wejentlid in den 
Hintergrund. Das überbürdete Reffort wird durch Abtrennung der Ab: 
theilung für Handel und Gewerbe entlaftet, aber e3 bleiben die Bau-Abtheilung, 
die Abtheilung für Berg: und Hütten: 2c. Weſen mit den Gijenbahnen ver: 
eint, umd die jpätere Uebertragung der Aufjicht über da3 gejammte Eiſen— 
bahnmwejen auf das Reich ift in jo bejtimmter Form ins Auge gefaßt, daB 
ihre demnächitige Durchführung nicht angezweifelt werben darf. Es hängt 
dieje Frage wiederum zuſammen mit dem Scidjal des Reichseifenbahnprojects. 
Sobald dasjelbe feine fürmliche Erledigung gefunden hat, bleibt die Rege: 
lung des dem Reiche in der NReichsverfaffung vorbehaltenen Auffichtsrechts 
über das Eiſenbahnweſen allein übrig, Damit ift aber gerade dasjenige 
erreicht, worauf man don bornherein den größten Nachdrudf gelegt hatte. 
Wenn bei der Verhandlung im Abg.:Haufe der Abg. Miquel erklärte: die 
Vorlage hätte im Wejentlichen das geboten, was bei der Berathung im März 
b. J. von der Regierung verlangt worden wäre, jo fällt dieje Erklärung um 
2 mehr ins Gewicht, als fie aus dem Munde desjelben Abg. kommt, der 
amal3 die Regierungsvorlage nachdrücklich befämpfte. 


20. December. (Preußen) Abg.: Haus: die GCommilfion 
zur Vorberathung des Gommunaljteuergejeßes bejchließt, 


dab 1) die Neueinführung der Schlachtiteuer als Gemeinde-Abgabe 
unzuläffig ſei; 2) daß auch die Dienftgrumdftüde der Geiftlichen, Kirchen— 
diener und Elementarlehrer den Gemeinde:Abgaben unterliegen follen, und 
3) die im Dienfte befindlichen, jowie die in den Ruheſtand verjepten und 
penfionirten Keich3beamten, unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten 
und Hofbeamten, ſowie Geiftliche, Kirchendiener und Elementarſchullehrer mit 
ihrem ganzen Dienfteinfommen, und zwar bis 1500 Markt mit 2 Proc., 
über 1500 Mark bis zu 4 Proc. des Gehalts, zu den Gemeinde-Abgaben 
jollen herangezogen werden können. Damit ift der principielle Gegenfah 
gegen die Regierungsvorlage aufrechterhalten. 

20. December. (Bayern.) Schluß der Seſſion der Kreis— 
vertretungen, Yandräthe. 

Diejelben waren ſämmtlich von einer ftilljchweigend angenommenen 
Parole, dem Borjag möglichfter Sparjamteit, beherrſcht. Der anderwärts 
ausgeiprochene Grundſatz: „Langjames Tempo in der Gejeßgebung“ ift von 
ben Yandräthen praktiſch überjegt worden in: „Langjames Tempo im Gelb: 
ausgeben" und folgerichtig: in der Zuftimmung zu Neuorganifationen, welche 
Geld koſten. Die Procente der Kreisumlagen für 1879 find nach den Land: 
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rathsbeichlüffen faſt alle niedriger als die des gegenwärtigen Jahres, und 
zum Theil erheblich niedriger, als jie ji nach den Regierungsvorlagen ges 
ellt haben würden. Sie betragen: in Oberbayern 25 Proc. gegen 27'/ıo Proc. 
ım Jahre 1878, in Niederbayern 26 gegen 28'/e, in der Oberpfalz 22/10 
gegen 22°/o, in Oberfranfen 28*/ı0 gegen 28°/ıo, in Mittelfranken 32 gegen 
33, (in Unterfranfen ?), in Schwaben 26 gegen 26'/io, in der Pfalz 41?ıo. 
Die Differenz wäre vielleicht noch größer, wenn nicht durch Geſetz und durch 
die Conjequenz früherer Bejchlüffe den Hreisvertretungen ziemlich enge Grenzen 
für die Ausgabenverweigerung gezogen wären. Angeficht3 der gegenwärtigen 
wirthichaftlichen Lage der landwirthiehaftlichen und gewerblichen Bevölferung 
ift den Laudräthen die Neigung zur Sparjamfeit und insbejondere die Mei: 
nung, daß auf dem Gebiete der Volksſchule allmählich das Niveau der billiger: 
weiſe zu ftellenden finanziellen Ansprüche erreicht ſei, faum zu verübeln. 


21. December. (Deutfches Reich.) In Bremen findet auf 
der Werft der Actiengefellichaft „Weſer“ der Stapellauf eines neuen 
für die Kriegsmarine bejtimmten Kanonenbootes jtatt, welche Ge= 
legenheit ber Neichstagsabaeordnete Mosle ala Präfident jener Ges 
jellichaft dazu benüßt, für den vielangeklagten Admiralitätschef 
v. Stoſch ein günftiges Wort einzulegen, indem er u. A. bemerft: 

„Das Syſtem des die faiferlide Marine leitenden Staat3mannes, 
welches in letter Zeit, meines Erachtens, höchſt ungerechterweife vielfach in 
anonymen Artikeln verdächtigt worden ift, das Syſtem Stoſch, e3 feiert durch 
die volllommen gelungene Herjtellung dieſer Panzerplatten in Deutjchland 
einen neuen Triumph! Denn dasfelbe richtet fich ebenfowohl dahin, bie 
Marine, fo raſch wie die Umftände es gebieterifch verlangen, unter äußerſter 
Anjtrengung aller vorhandenen Kräfte, zu einer dienft: und jchlagfertigen 
heranzubilden, wie auch dahin, durch Aufmunterung der Privatindujtrie und 
ihr bewiejenes Vertrauen dieſe zu einer größeren Leijtungsfähigfeit anzu— 
jpornen und dadurch den Bau unferer Kriegsſchiffe in allen feinen Theilen 
vom Ausland unabhängig zu gejtalten.* 

21. December. (Preußen) Vermählung des hannoverjchen 
Thronprätendenten, Ernſt Augufts, Herzogs von Gumberland mit 
der Prinzeffin Thyra von Dänemark in Kopenhagen. Eine Depu- 
tation der Nitterfchaft des vormaligen Königreich Hannover über- 
reicht dem Brautpaar eine Adreffe und wird dabei ſowohl von Geite 
des königlich dänifchen Hofe als von Seite der offiziellen Welt, 
namentlich de3 Minifterd des Auswärtigen, mil befonderer Aufmerk— 
ſamkeit behandelt. Die deutiche Gejandtichaft ift inzwiſchen über die 
Zeit in Urlaub gegangen. Die Aufnahme der Deputation in Kopen- 
hagen erregt in Berlin berechtigten Aerger und die dänifche Re- 
gierung fieht fich genöthigt, erjt jene Aufmerkſamkeiten möglichft ab- 
zufchwächen und fich in Berlin fchließlich zu entjchuldigen. Die 
Welfenadrefle lautet: 

„Durchlauchtigſter Herzog! Gnädigfter Herzog und Herr! Die frohe 
Aunde von der — — fgl. Goheit Kr ber fol. Prinzeffin Thyra 
von Dänemark hat des tiefgebeugten hannoverſchen Volkes Herz getroffen wie 
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ein heller Sonnenftrahl, der dunkles Gewölk durchbricht. Inniger ala je 
fühlt in der gegenwärtigen Zeit gewaltfamer Trennung Hannovers Volk dem 
angeftammten habe und Eurer königl. Hoheit, dem Haupte und 
Erben diefes Haufes, in Allem ſich verbunden, twa8 das Herz bewegt: Freud 
und Leid. Können wir jet nicht en dem Boden ber Heimat, in dem Erbe 
der Väter Cure königl. Behr mit lautem Jubel begrüßen, jo quillt nur 
um jo heißer das ſtille Flehen unferes Herzens, daß Gott der Allmächtige 
über dem neuen Bunde ſchützend und fchirmend feine Segenshand halten und 
daraus reiches er wolle erblühen laſſen für das königliche Haus, wie für 
—— Land und Volk bis in die fernſte Zukunft hinein. Treu in 
iebe, feſt in Hoffnung, bringen wir ſo viel Ehrfurcht Eurer königl. Hoheit 
mit der erlauchten Braut Hannovers Gruß und Glückwunſch aus der ;yerne. 
Durchlauchtigſte, gnädigſte Prinzeffin! In der Zeit fchiwerer Trübfal, mit 
welcher ber Herr das hannoverſche Land und Volt heimgefucht hat, hören 
wir zum erjten Male wieder eine Friedensbotſchaft, die gute Botichaft, welche 
an den Namen Eurer fgl. Hoheit fi) anfnüpft. Begrüßen wir jchon deß— 
halb diejen Namen als das vorbedeutende Zeichen einer befjeren Zukunft, 
fo tragen wir Eurer gl. Hoheit die volle Liebe, die unverbrüchliche Treue 
und bie ehrfurchtsvolle Ergebenheit entgegen, mit welcher wir dem ange 
ftammten rar durch allen Wechjel von Glüd und Unglüd verbunden 
geblieben find. In jchweren Tagen haben Eure königl. Hoheit Ihr Gejchid 
an das des theuren Hauptes und Erben diejes Fürftenhaufes zu fnüpfen be: 
ichlofjen, mit welchem wir gerade in folcher Zeit je länger je mehr zu fefter 
und treuer Anhänglichkeit ung verbunden wiſſen. Wir haben daraus die 
beglücende Bürgjchaft getvonnen, daß Eure fünigl. Hoheit dem hohen Herm 
durch böfe wie durch gute Tage in treuer Liebe zur Seite ftehen und mit 
den reichen Gaben, welche Gott Ihnen verliehen, feinem Leben fyriede, Freude, 
Ehre und Schmud bringen werden. Könnten jebt Eure königl. Hoheit in 
die Städte und Dörfer des Hannoverichen Landes einziehen, jo würden Alle 
mit überwallender Freude der geliebten Braut, der erlauchten Gemahlin des 
Derogs Ernft Auguft entgegenjauchzen. Voll tiefer Wehmuth und mit 

itterem Schmerze entbehren wir ſolchen Glüdes. Aber Eure königl. Hoheit 
mögen doch jett fchon einen Einzug bei uns halten, — es ift alles bereit — 
den Einzug in das Herz eines treuen Volkes. Weit geöffnet zum feftlichen 
Empfange ftehen feine Thore. Geruhen Eure fönigl. Hoheit nur huldreich 
diefer neuen Heimath fich zuzuneigen, in welcher eine in Leid bewährte Liebe 
Sie mit heißem Willtommen begrüßt.“ 


Don einer Rückkehr der welfiichen Dynaftie fann troßdem nie 
und nimmer die Rede fein. Celbjt bez. Braunfchweigs ift gelegent: 
lich des Antrags Beltheim die deutſche Prefle darüber einig, daß 
von einer Herausgabe des Welfenfonds Seitens des preußifchen 
Abg.-Haufes erjt die Nede fein könne, wenn der Prätendent auf 
Hannover und auf Braunfchtweig definitiv werde verzichtet Haben. 
Auch Braunfchweig muß in irgend einer Form mit Preußen vereinigt 
werden, wenn auch wo möglich ohne Verluſt feiner Selbjtändigteit. 

22. December. (Bayern) Die von der II. Kammer und 
von Reichsrath niedergefegten Ausſchüſſe Haben alle 4 Geſetz-Entwürfe 
behufs Einführung der Reichsjuftiggefeße in Bayern durchberathen, 
ihre Arbeiten beendigt, 
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und eine NMebereinftimmung erzielt unter fich und materiell auch mit 
der Regierung, obgleich die letztere formell ihre Zuftimmung erſt nach Ein: 
holung der fönigl. Genehmigung ausfprechen kann. Für die Verhandlungen 
in den beiden Kammern ift durch das glüdlich erzielte Einverſtändniß der 
Ausſchüſſe jehr viel Mühe und Zeit geipart. Bei der Zufammenjegun 
namentlich des Ausichuffes der Zweiten Hammer ift nicht zu eriwarten, dab 
die 25 Mitglieder de3 Plenums ſich leicht zufammenfinden, um Amendements 
zu beantragen und zur Verhandlung zu bringen. Nur das allgemeine 
Tisciplinargejeß dürfte Schwierigkeiten machen; für diefen Fall ift indeß im 
dem Vollzugsgeſetz zur Strafprozehordnnung die Einjchiebung eines bejonderen 
Abichnitts vorbehalten. 

22, December. (Medlenburg) Schluß des Landtags in 
Malin. Won den Mitgliedern der Nitterfchaft war bderjelbe nur 
ungemein ſpärlich befucht und feine Thätigkeit erregte im Lande 
felbft nicht da8 mindefte Intereffe, außer dem Lande aber two mög— 
lich noch weniger. Die Berfaffungsfrage wurde zwar dem Wunſche 
der beiden Regierungen entjprechend einer Deputation überwieſen, 
aber offenbar lediglich ut aliquid fecisse videantur, zumal bie Ritter- 
Ichaft abfichtlich 6 Tchroffe Feudal-Mriftofraten und entjchiedene Gegner 


des conftitutionellen Princips dazu gewählt hat. 


24. December. (Deutjches Reid.) in Schreiben des 
Papftes an den ftaatlich abgejegten Erzbifchof von Köln (}. unter 
Rom) bezeugt zwar auf? neue den Wunfch des Papftes, zu einem 
Ausgleich mit Deutfchland zu fommen, entbehrt aber jeder pofitiven 
Andeutung, daß die Curie geneigt ei, dem Staate wejentliche Con» 
cejfionen zu machen. Ohne folche ift aber ein Ausgleich von vorne— 
herein geradezu unmöglich. 

27. December. (Deutjches Reich.) Bon der aus 15 Mit» 
gliedern bejtehenden Zolltarif-Commiffion find 14 ernannt und fehlt 
nur noch ein von preußifchen Handeldminijterium zu ernennendes 
Mitglied. Sämmtliche find, mit Ausnahme von nur zweien (den 
Bevollmächtigten der Hanfejtädte und Medlenburgs), ausgejprochene 
Schutzzöllner. Zum Präfidenten wird der gewejene twürttembergifche 
Minifter dv. Barnbüler, ein entjchiedener Schubzöllner und einer der 
thätigften Führer der Schußzollpartei, ernannt. 


28. December. (Preußen) Der „Reichdanzeiger“ verkündet 
die verfuchaweife Errichtung eines Eiſenbahnrathes als wirthichaft- 
lichen Beiltandes der Gentraleifenbahn:Verwaltung : 


„Nachdem die königlichen Eifenbahn: Directionen zur Erhaltung und 
Förderung einer lebendigeren Verbindung der Eifenbahn:Berwaltung mit Ver: 
tretern der Eijenbahn-Berfehrsinterefjen von dem Handelsminiſter angewieſen 
worben find, mit Delegirten ber wirthichaftlichen Corporationen und Ber: 
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bände ihres Bahnbereiches behuf3 gemeinfamer Erörterung wichtigerer Ber: 
fehräfragen in periodijchen Gonferenzen zujammenzutreten, und bierneben zur 
Erleichterung jchleunigerer Informationen auf die Beftellung eines ftändigen 
Ausschuffes thunlichſt Hinzumirken, beabfichtigt der Handelsminifter auch für 
die Gentralverwaltung der Eijenbahnen eine Einrichtung zu treffen, welche 
es ermöglicht, in ähnlicher Weile Anfichten und Gutachten über wichtigere 
das Eiſenbahnweſen betreffende Fragen von allgemeinerer Bedeutung aus den 
Streifen der Verfehrsinterefjen in unmittelbarer Berührung mit geeigneten 
Vertretern derjelben entgegenzunehmen. Zu dem Ende ift — vorläufig nur 
verfuchsweife — in Ausficht genommen, eine bejchräntte Zahl angejehener, 
mit den allgemeinen Berfehrsinterefjen des Landes vertrauter Männer aus 
den Streifen des Handels, der Induftrie, der Land: und Forſtwirthſchaft, 
fowie auch der Privateifenbahnen zu einem wirthichaftlichen Beirath der 
Gentral-Eifenbahnverwaltung zu vereinigen. Die Zuſammenſetzung und der 
Geſchäftsgang dieſes Beiraths werden durch ein befonderes Regulativ ge: 
regelt, den Gonferenzen desfelben auch je nach Umftänden Commiſſarien der 
übrigen Refforts, insbejondere des landwirthichaftlichen wie des Finanzreſſorts, 
beiwohnen.“ 


29. December. (Sahjen-Weimar.) Zuſammentritt der 
Landesſynode. Die Beltellung des Präfidiums zeigt Jofort, daß die 
Majorität der Berfammlung der freifinnigen Richtung angehört. 


30. December. (Deutiches Reich.) Bundesrath: überweift 
das Schreiben des Reichskanzlers vom 15. da. Mts. der Zolltarif- 
Commiſſion einfach zur Erwägung, ohne Empfehlung. 


30. December. (Preußen) Der Kaifer wünſcht die Er— 
nennung der ftrengorthodoren Hofprediger Hügel und Baur zu Mit— 
gliedern des Dberfirchenrathes. Der Gultminifter Falk ift dagegen. 
Seine Einwilligung wird jedoch durch ein Schreiben des Kanzlers 
entjchieden, welches Falk auffordert, den Wünfchen de8 Monarchen 
nachzugeben, da er nicht in der Lage fei, durch einen Vortrag da= 
gegen vorftellig zu werden. Um ihn zu begütigen, richtet der Kaifer 
ein eigenhändiges Schreiben an ihn, wodurd in einer ihn auszeich— 
nenden Weiſe die faiferliche Mebereinftimmung mit feiner Gejchäfts- 
führung ausgeſprochen und der Ausdrud des faiferlichen Vertrauens 
erneuert wird. Ein Schreiben in gleichem Sinne richtet der Kaifer 
unter demjelben Tage an den Oberkirchenrath. Der Minifter er— 
Härt fich darauf bereit, die gewünfchten Ernennungen ſeinerſeits 
gegenzugeichnen. 

Die Bedeutung de3 Schritte ift feine geringe. Es Handelt ſich 
wejentlic” um Zweierlei. Erſtens joll die Partei, welche die neuefte Synodal: 
ordnung der preußiichen Landeskirche in umd nach der Generaliynode mit 
allen Mitteln bekämpft Hat, in das oberjte KHirchenregiment aufgenommen 
werden; denn daß Kögel der hervorragende Führer dieſer Partei ift, wird 


nicht bezweifelt. Welchen hemmenden Einfluß dieſe Parteı die Ent: 
twidelung der preußijchen Kirchenverfafjung bisher ſchon ausgeübt Hat, be: 
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tweifen die Ereigniſſe diejes Jahres namentlich in Berlin. Nah Schluß der 
Öeneraliynode entichuldigten ſich die Hofprediger bei dem Kaiſer, daß fie 
gegen die don ihm vorgelegte Kirchenverfaffung geftimmt hätten; ſeitdem ift 
Präfident Herrmann gegangen wegen der ihm bereiteten Hinderniſſe, feine 
Gegner aber jollen in das hHöchfte Kirchenamt, welches zum Wächter über 
die neue Ordnung gejeßt ift, einrüden. Es iſt das ficher mehr ala eine 
Perfonenfrage, wenn man fich erinnert, daß dem Gultusminifter die Contra— 
ſignatur diejer Anftellungen von dem Landtage ausdrüdlich gewahrt worden 
ift, um die Durchführung der neuen Geſetze unter feine jpezielle Verantwort— 
lichkeit zu stellen. Zweitens Handelt e3 fich bei der Ernennung von zwei 
außerordentlichen Mitgliedern des Oberkirchenrath3 um eine Veränderung des 
Stimmenverhältnifjes in dem Gollegium. Während der Oberkirchenrath jeit 1850 
zwar beitanden Hat, früher aber nur als proviforiiche Behörde, hat er durch 
das Geſetz vom 3. Juni 1876 erſt die erjte Anerfennung des Staates ge: 
funden. Die Zahl feiner Mitglieder ift im diefem Geſetze zwar nicht fixirt 
worden, wohl aber ijt auägeiprochen, daß die collegiale Verfaſſung nur 
ein Staatsgeſetz verändert werden kann, im Uebrigen aber anerfanıt, da 

Veränderungen diejer Behörde als Gtatäfrage die Mitwirkung der Landes: 
vertretung erfordern. In dem Jahre 1876, unmittetbar vor Erlaß der 
Synodalordnung, beftand der Oberkirchenrath aus einem Präfidenten und 
ſechs Räthen, von denen drei geiftliche Mitglieder im Nebenamt waren. In 
Folge der Synodalordnung ift die Zahl der Mitglieder von 7 auf 10 und 
zwar unter Mitwirkung der Landesvertretung erhöht worden in der Weiſe, 
dab noch ein geiftlicher Vicepräfident und zwei Näthe Hinzugefügt wurden, 
bon denen einer den Präfidenten zu vertreten hat. In diejer durch das 
Etatsgeſetz beſtimmten Zahl ift das Collegium complet, von einer Vakanz 
ift nichts bekannt. Jetzt follen noch zwei außeretatsmäßige Mitglieder, zwar 
ohne Gehalt, aber mit vollem Stimmrechte hinzugefügt werden: wird ba= 
durch nicht das Stimmenverhältnii innerhalb des Collegiums wejentlich ver: 
ändert? Denn da Beide Geiftliche find, jo erlangen die geiftlichen Mitglieder 
— ſechs im Nebenamt in einem Collegium von überhaupt zwölf — ein 
Nebergewicht, welches die Geiftlichen nach der Oekonomie der ganzen Sy: 
nodalordnung nicht haben follen. 


31. December. (Deutfches Reid.) Die Reichsregierung 
kündigt die Handelsverträge mit Belgien und der Schweiz auf Ende 
de? Jahres 1879, da diefelben der Aufrichtung eines autonomen 
deutichen Zolltarifs auf diefen Zeitpunkt im Wege ftänden. Ginige 
andere Handelsverträge, bei welchen nur eine Halbjährige Kün— 
digungsfriſt ftattfindet, ſollen erjt jpäter, aber dann gleichfalls ge— 
fündigt werden, um für die neue Finanz und Schußzollpolitif des 
Reichskanzlers freien Tisch zu machen. Die Folgen diefer funda— 
mentalen Wendung in den wirthichaftlichen Verhältniſſen Deutjch- 
lands treten fchon jetzt zu Tage. 


Zunächſt geht der deutſche Handelstag einer Kriſis, wo nicht 
feiner Auflöfung entgegen. Die Freihändler befinden ſich dort nach den 
Verhandlungen des lekten Hanbdelstages in der Minorität, und die Spren- 
gung des Handelstages ift jüngjt nur dadurch verhütet worden, daß bei den 
Wahlen zum bleibenden Ausjchuffe ein Compromiß zwiſchen beiden Seiten 
geichloffen wurde. Wollte damals die Mehrheit der Städte aus Opportunis 
tälögründen dem Vorgehen von Königsberg, Danzig, Elbing und 
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Memel, die ihren Austritt aus dem Handelstage nahmen, nicht folgen, 
jo hat fich jegt jchon Stettin bewogen gefunden, jeinen Austritt anzuzeigeı. 
In der Motivirung des Beichluffes heißt es u. A.: „Da im bleibenden 
Ausſchuß wie im Plenum de3 Handelstages die Majorität den Schußzöllnern 
ficher ift, jo hängt es in Zukunft nur von ber Vorficht oder dem guten 
Willen der Schußzöllner ab, intwieweit fie den Handelstag fünftig zu einem 
Werkzeuge ihrer Projecte machen oder ob fie ihn, wenn es ihr Intereſſe 
erfordert, jelbjt jprengen wollen. Unter dieſen Umftänden können wir nicht 
länger ein Inſtitut mit Geldbeiträgen unb Arbeitäleiftungen unterftügen, 
deſſen Wirkſamkeit in Zukunft weſentlich den Intereffen einer Partei zu 
dienen bejtimmt ift, welche allmählich auf allen Gebieten des wirthichaftlichen 
Lebens die Reaction zu predigen beginnt.“ Dem Beifpiel Stettin werden 
unzweifelhaft noch andere größere Städte folgen. 


II. 
Die Oeſterreichiſch Angariſche Monardie. 


1. Januar. (Ungarn.) Der Minifterpräfident Tisza nimmt, 
von Berlin zurüdgefehrt, die Neujahrswünſche der Regierungspartei 
entgegen. 


Die Lage beider ift eine ſchwierige und für beide vielfach bedenkliche, 
fowohl mit Bezug auf die orientalifche Frage, die für Ungarn eine ganz 
andere Bedeutung Hat ala für Defterreich, wie mit Bezug auf den Aus: 
gleich der beiden Reichshälften, der noch an nicht perfekt ift. Betreffend 
die orientalifche Frage, weiß Ungarn, welche Intereffen es in derfelben zu 
wahren hat. Ungarn lebt von der Aufrechthaltung des heutigen Zuftandes 
im Orient. Das magyarische Volk ift klein an Zahl; nur durch feine Zähig- 
feit hat e3 fich bisher mitten in einem Völfergemenge, da3 aus lauter Split: 
tern größerer Volfsfragmente befteht, compact erhalten. Es ijt noch feines: 
wegs hiſtoriſch erhärtet, dat die Erhaltung des magyarischen Volksthums 
jlavischen Neugeftaltungen im Oriente ebenſo troßen werde, wie den bisheri: 

en zerfeßenden Einflüffen. Gewiß wird man dem magyarifchejten Mini: 
terium, welches bisher in Ungarn regierte, nicht den Vorwurf machen 
dürfen, daß es dieje Gefahr für dad Magyarenthum nicht erkenne; ebenfo: 
wenig wird eine ſolche Anklage gegen die Regierungspartei erhoben werden 
fönnen. Nichtödeitoweniger fangen die Ereignifje in der Türkei an, ſich ent: 
gegen den Lebensbedürfniffen Ungarns auszugeftalten, ohne dab Ungarns 
Parlament und Regierung die Macht hätten, der Entwidlung der Dinge 
eine andere, mehr mit Ungarns Intereffen zufammenftimmende Richtung zu 
geben. Allein Hier jcheint nicht dem Wollen, fondern dem Können eine un: 
überfteigbare Schranfe gezogen fein. Indeß das Volk ift mißgeftimmt, und 
das —2* des Unbehagens, der Unzufriedenheit dringt in das Parlament 
ſelbſt. Bezüglich der Ausgleichsfrage mit Oeſterreich waren es das 
Miniſterium Tisza und die Regierungspartei, welche durch die Kündigung des 
Zoll- und Handelsbündniſſes den Ausgleichskrieg mit Oeſterreich eröffneten 
und ſich vor der öffentlichen Meinung Ungarns vermaßen, in einem kurzen, 
erfolgreichen Feldzuge gegen Oeſterreich große wirthſchaftliche und finanzielle 
Vortheile zu erringen. Allein die Thatſachen entſprachen den angeregten 
Hoffnungen und Erwartungen nicht. Dieſe intenſive Täuſchung hat zuerſt 
die aus ben Wahlen mit impoſanter Majorität hervorgegangene Liberale 
Partei zerjeßt und eine große Fraktion derfelben in die Oppofition gedrängt. 
Denn wenn auch eine objektive Würdigung ber VBerhältniffe anerkennen muß, 
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daß die ungarischen Minifter in der immerhin interititional zu behandelnden 
Ausgleichsfrage das Möglichite für Ungarn geleijtet haben, jo wird doch im 
politischen Leben das Urtheil über die handelnden Perſonen ſich nad) dem 
Programme richten müſſen, das diejelben für die eigene öffentliche Thätig— 
feit aufgeftellt haben. Und da ift allerdings die Anklage jowohl gegen die 
ungarischen Minifter, als auch gegen die NRegierungspartei leicht zu erheben, 
dat ihre Leiltungen weit hinter ihrem Progranım zurüdgeblieben find. Da 
thut e3 wenig zur Sache, daß dieſes Mikverhältnig von ihrem Willen, von 
ihrer Macht unabhängig ſich darftellt: die Ihatjache wirkt verftimmend, zer: 
fchend, wie dich der Zerfall der großen Negierungspartei unleugbar darthut. 
JImmerhin ift bez. der Ausgleichsfrage bis Ende 1877 bereits Manches ge: 
ichehen. Indeß find doch drei jchwere Streitpunfte zwijchen beiden Reichs: 
bälften noch unerledigt: die Tariffrage, die 80 Millionen: Schuld und das 
Quotenverhältnig. Bezüglich der Zariffrage liegt die Sache fo, daß ber 
ungarische Reichstag zwar die Finanzzölle angenommen, dagegen die Induſtrie— 
Ichußzölle verworfen, der öſterreichiſche Reichsrath dagegen umgekehrt dieſe 
annimmt aber jene vertirft, während die Regierungen ſich darüber verftän- 
digt haben, die einen durch die andern zu compenfiren. Bezüglich der 
80 Millionen-Schuld beharren die Ungarn zwar auf ihrem Rechtsitandpuntt, 
doch find fie nicht ungeneigt, aus Billigkeitsrückſichten zu einer VBerftändigung 
die Hand zu bieten. Endlich betr. des Duotenverhältniffes wäre man beider: 
jeits geneigt, es diesbezüglich beim Alten beiwenden zu laſſen. Allein die 
Ungarn fnüpfen hieran eine ſchwere Bedingung, indem fie die Rejtitution 
der Ausfuhrzölle für Zuder begehren und bis zu einem gewiſſen Grade aud) 
rechtfertigen. 

11. Janum. (Ungarn: Groatien.) Reſcript des Kaiſers auf 
die großcroatifche Adreffe des Agramer Landtags bez. Einverleibung 
von Dalmatien und Fiume mit dem ungarijchen Litorale und der 
Militärgrenze. Die Antwort lautet bezüglich aller drei Puncte ab— 
Ichlägig und bedeutet eine völlige Niederlage der großceroatijchen 
Ajpirationen der Südſlaven, die von den ruſſiſchen Siegen ganz be= 
raufcht waren. 

14. Januar. (Dejterreih: Tyrol.) Die Landesregierung 
fieht fich genöthigt, gegenüber den von den Ultramontanen ins Werk 
geſetzten Protejtantene und Schulhetze vier Fatholifche Vereine auf— 
zulöfen. 

18. Januar. (Ungarn) Der Serbenführer Dr. Miletic 
wird dom ungarischen Gerichte zu S5jährigem Kerker verurtheilt, 
weil er angeblich für eine Losreißung der jerbijchen Kandestheile vom 
ungarischen Staatöverbande agitirt habe. 

20. Januar. Beide Regierungen fommen überein, für die 
von ihnen bez. des Ausgleichs getroffenen Vereinbarungen nöthigen= 
fall mit Einfeßung ihres Portefeuilles ihren Parlamenten gegen 
über einzuftehen. 

22. Januar. (Dejterreih.) Das Minifterium Auersperg 
verlangt, um auf den Reichgrath, bez. Gewährung der für den Aus— 
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gleich geforderten Finanzzölle einen Drud auszuüben, feine Demiffion. 
Der Kaifer behält fich die Entſcheidung vor. 

30. Januar. Oeſterreich-Ungarn erklärt in St. Petersburg 
ſehr bejtimmt, daß es, ohne das Recht der Türkei zu Epezialabmach: 
ungen zu bejtreiten, jofern ſolche türkiſche Intereffen berühren, jed— 
wede Stipulationen, durch welche bejtehende Verträge verändert und 
fomit die öſterreichiſch-ungariſchen Intereſſen berührt würden, in= 
ſolange ala ungiltig betrachten müſſe, als diefelben nicht zwischen 
den Signatarmächten vereinbart worden feien und deren Sanktion 
erhalten hätten. 


3. Februar. Oeſterreich-Ungarn ergreift die Jnitiative, indem 
e3 die Großmächte in aller Form zu einer europäifchen Gonferenz 
behufs Berathung der in Folge des Kriegs vorzunehmenden Aende— 
rung der Verträge nach Wien einladet. 

3. Februar. (Dejterreich.) Der Kaiſer lehnt die Entlaffung 
des Miniſteriums Auersperg jeinerfeit3 ab mit Rückſicht auf die 
Nothwendigkeit einer Beendigung des Ausgleich und in der Hoff: 
nung, daß derjelbe durch gegenfeitige VBilligfeit doch noch gelingen 
werde. 

9. Februar. Die Zeitungen wollen willen, daß alle Vor— 
bereitungen zu ſofortiger Mobilifirung der Armee getroffen feien, 
find jedoch entjchieden der Anficht, daß es jeßt zu einem Kriege 
gegen Rußland zu ſpät ſei. 

16.—26. Februar. (Ungarn.) Abg-Haus: genehmigt dag 
Zoll- und Handelsbündniß mit Dejterreich incl. der Induſtrieſchutz- 
zölle, wenn auch nicht in der von der Regierung verlangten Höhe und 
nur mit einer verhältnißmäßig ſehr kleinen Majorität, die zuleßt 
auf 17 Stimmen berabfinft. 

24. Februar. Großer Kronrath unter dem Vorſitze des Kaiſers 
in Wien. Es nehmen an demjelben die drei gemeinfanen Minijter, 
jämmtliche Mitglieder des cisleithanikchen Gabinet3 und die nach 
Wien berufenen ungarischen Minifter Tisza, Szell und Wenkheim 
Theil. Graf Andraffy legt demjelben ein Erpofe über dir gefammte 
auswärtige Lage vor. Der Kronrath befchließt darauf, den Grafen 
Andraffy zur Vorlage einer Greditforderung von 60 Mill. an die 
Delegationen zu ermächtigen, betont aber zugleich alljeitig, daß der 
Gredit nicht eine Forderung des Kriegsminiſters, Jondern eine folche 
der Diplomatie ſei und zunächit nicht die militärische, ſondern die 
diplomatische Mobilifirung ermöglichen folle, nachdem Andraſſy jelbit 
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erklärt hat, daß er die Forderung keineswegs erhebe, um mit dem 
Gelde jofort die Mobilifirung ind Werk zu ſetzen, jondern daß er 
besjelben ala einer Rückendeckung, einer „Aſſurance“ bedürfe, auf 
welche geftüßt er auf der Gonferenz mit dem nöthigen Ernfte Die 
Forderungen Defterreich® gegenüber Rußland vertreten könne. 


2. März. Graf Andrafiy Hat den in Peſth maßgebenden 
Kreifen feine Bedingungen für eine Verftändigung Delterreich-Un- 
garna mit Rußland mitgetheilt, ala letztes Wort jeiner Politik. 
Diefelbe Mittheilung erfolgt in Berlin. Andrafiy hofft, die Zu— 
ſtimmung Deutjchlands zu erlangen. 


5. März. Sefterreich » Ungarn behauptet fortwährend die 
Snitiative, um die endgültige Regelung der orientalifchen Frage dem 
Nathe der europäijchen Großmächte zu reſerviren. 

Urfprünglich hatte Defterreich eine europäiſche Gonferenz und zwar 
in Wien angeregt. Weder die Conferenz noch Wien fand indeß genügenden 
Anklang: ftatt der Conferenz wurde von andern Seiten ein Congreß der 
leitenden Miniſter jelbft und ftatt Wien Baden-Baden in Vorſchlag gebradjt. 
Defterreich erklärte fich jeinerjeit3 auch damit einverftanden. Die Wichtigkeit 
der jchwebenden Tragen gab zu ber Auffafjung den natürlichen Anlaß; man 
wollte e3 nicht darauf ankommen lafjen, daß die Gonferenz-Delegirten, etwa 
mit ungenügenden Inſtructionen oder Bollmachten verjehen, in die Lage 
fämen, von Fall zu Fall bei den leitenden Miniftern fi Weifungen holen 
zu müffen. Aus diefem Grunde erlich denn auch die öſterreichiſche Regierung 
an die bei der Regelung der Drientfrage betheiligten Mächte neuejtens ein 
Gireular, in welchem fie denjelben mittheilt, daß fie nun den Worjchlag 
bezüglich eines Gongrejjes in Baden-Baden, für deifen Verwirklichung wenig 
Ausjicht vorhanden war, zurüdziehe und Berlin als den Ort begeichne, 
an welchem die europätjchen Berathungen unter Zufammentritt der leitenden 
Minifter am Leichteften und binnen kürzeſter Zeit ftattfinden könnten. Die 
formelle Einladung zu diefem Gongrejje und die Bekanntgabe des Termines 
muß indeß jelbjtverftändlich von Seiten der deutjchen Regierung erfolgen. 


7. März. (Dejterreich.) Abg.-Haus: erledigt endlich nad) 
1Ttägigen Debatten in dritter Leſung den Zolltarif und die Finanz— 
zölle und genehmigt diejelben mit 145 gegen 60 Stimmen, doch 
bezüglich der Anſätze für Cafe und Petroleum nicht in der von der 
Regierung gewünfchten Höhe. Immerhin ijt damit ein wejentlicher 
Schritt zur Löfung der Ausgleichöfrage geivonnen, wenn auch bie 
Duoten-Frage und die AchtzigeMillionensyrage noch ungelöft find. 
Das Haus geht jofort zur Berathung des Budgets über. 

8. März. Zufammentritt der Delegationen. Die gemeinfame 
Regierung unterbreitet denjelben 3 Vorlagen: über die Verlängerung 
ber Indemnität bezüglich der gemeinjamen Auslagen auf Bafis des 
1878er Budgets auf fernere drei Monate; über 3 Mill. Gulden 
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für das außerordentliche Heereserforderniß in der erften Hälfte des 
Jahres 1878, nachden fich die Indemnität bloß auf das Ordina— 
rium bezieht und Laut Vertrag beftimmte außerordentliche Auslagen 
bezahlt werden müſſen, und über die Ermächtigung zur eventuellen 
Verwendung eines außerordentlichen Credits big zur Höhe von 
60 Mill. 


9. März. Andraſſyh legt der ungariichen und gleich darauf 
auch der öfterreichiichen Delegation ein Expoſé vor, mit welchem er 
die Greditforderung von 60 Mill. begründet. Dasfelbe lautet: 


„Die Beurtheilung der politifchen Situation ift Heute durch zwei Er: 
eigniffe beherricht: die Friedenspräliminarien und die Ausficht auf 
einen europäijchen Congreß, der berufen ijt, die Reſultate des Krieges 
endgiltig zu regeln. Was die jyriedenspräliminarien anbelangt, muß ich 
vor Alleın hervorheben, daß das, was heute hierüber befannt ift, noch nicht 
den Charakter ber Authentizität beſitzt. Es kann nicht meine Abficht fein, in 
eine detaillirte Analyje derjelben einzugehen. Ein ſolches Vorgehen fönnte 
ich heute nahe vor dem Zujammentritte eınes Congreſſes nicht für zeitgemäß; 
erachten. Wenn wir auch glauben, daß bie Interefjen Oeſterreich-Ungarns 
heute zugleich allgemein europäijche find, jo kann es uns doch nicht gerathen 
ericheinen, durch die Aufitellung eines fürmlichen Programms den Berathungen 
des Congreſſes vorzugreifen. Dieß wäre une zu vermeiden, als eine 
immerhin mögliche DBerjchiedenheit der Auffafjung auch nur von Einer 
Seite den Zujammentritt des Gongrejjes im legten Augenblide erſchweren 
tönnte. Ich will daher meine Anjchauungen über die vorläufigen — 
ungen zwiſchen Rußland und der Türkei, wie fie bis heute befannt find, 
nur im Allgemeinen darlegen. Bei Abmachungen, die während eines Feld— 
zuges unter fortwährender Aktion der Armeen jtattfinden, ijt es etwas Natür: 
liches, daß militärische Interefjen die politifchen in den Hintergrund drängen, 
daß die Erwägungen der Zukunft denen der Gegenwart geopfert werden. 
Die Militär-Commandanten ftellen ihre Verantwortlichkeit naturgemäß in 
den Vordergrund, und fo präjentiren fich die Gomditionen in einer Form, 
die fie nicht jehr geeignet machen, auch für Andere annehnbar zu erjcheinen. 
Europäifche Intereſſen, ſowie die Intereſſen einzelner Staaten können auch 
unmöglich gewahrt aus Berhandlungen hervorgehen, wo jene Interejjen und 
jene Staaten in feiner Weiſe vertreten waren, jondern nur Sieger und Bes 
fiegter fich gegenüberftanden. Der Sieger glaubt fein Intereſſe daran zu 
haben, das Maß feiner Forderungen zu bejchränfen; der Befiegte hat nicht 
die Mittel dazu. Die ijt umjomehr der Fall, wenn die Abmachungen nicht 
als definitive gelten, jondern ala Subjtrat für eine ſpäter zu treffende, end» 
giltige Einigung dienen follen. Dazu treten Webertreibungen und Wider: 
Iprüche der aus den verjchiedenften Quellen ftammenden telegraphiichen Nach: 
richten. Kein Wunder aljo, wenn das Gejammtbild unter ſolchen Berhält: 
niffen einen wenig beruhigenden Eindrud erwedt. Die Zeit ift micht zu 
entfernt, wo man Rußland als militärifch ohnmächtig darjtellte, ala eine 
Macht, die nicht im Stande jei, der Türkei dad Gleichgewicht zu halten und 
fi als Großmacht zu behaupten. Heute läßt man ganz Europa zu gleicher 
Zeit von aggreifiven Intentionen Rußlands und feiner militärifchen Macht 
bedroht erjcyeinen. Wir leben in ber Zeit der Telegraphen, das Urtheil 
wird mit einer gewiſſen Nervofität auf kurze telegraphifche Berichte bafirt, 
und jo bewegt fich die öffentliche Meinung meiſt von einem Extrem in dag 
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andere. Nach meiner Auffafjung dürfte fich die Gejfammtjituation auf dem 
Gongrejje in einem anderen, weniger beunrubhigenden Lichte zeigen. Rußland 
hat wiederholt erklärt, daß es das Schwert micht zu jelbjtjüchtigen Sweden, 
fondern zur Verbeſſerung des Looſes der Chriften im Orient ziehe. Diejes 
Ziel und der militärifche Erfolg des Krieges bleiben außer 
Trage. Alles, was wir verlangen und verlangen müſſen, it, daß dieje Re: 
jultate jo begrenzt werden, daß dadurd weder unfere noch europäiſche In— 
tereſſen gejchädigt erjcheinen. Das Recht Europa’s und jein hauptjächlichites 
Sintereffe befteht darin, daß dasjenige, was dem Kriege folgt, der Friede jet, 
nicht aber ein Zuftand, der jchon den Keim neuer Gomplicationen in jic) 
tragen würde; daß das Refultat die möglichit befriedigende Löſung der Orient: 
frage, nicht aber eine Berjchiebung der Machtverhältniſſe im 
Europa ſei. Die factijchen Ergebniffe der Sriegführung mit dieſem Stand: 
puntte in Einklang zu bringen, betrachte ich ala die Aufgabe des — 
Congreſſes. Dieß iſt ebenſo ruſſiſches wie europäiſches Intereſſe. Um ſich 
hierüber klar zu ſein, muß man die Schwierigkeiten der Aufgabe ins Auge 
faſſen, die Rußland unternommen hat. Es gibt Aufgaben, welche auch die 
größte Kraft ſchwer zu löſen vermag. Als ſolche betrachte ich es, die eine 
el eines erfjchütternden Gebäudes niederzureißen, ohne das 

anze ber Gefahr des Zuſammenſturzes auszuſetzen. Man jchmilzt 
im Hochofen das ftarre Erz, um es in eine Form zu gießen. Ich jehe im 
Orient nur das glühende Metall, aber bei Weiten noch fein Modell, um es 
in die richtige Form zu bringen. Wenn wir heute annehmen würden, daß 
dasjenige, was zwijchen dem ruffiichen Hauptquartier und der Zürfei vor: 
Läufig vereinbart wurde, ganz und gar in der beabfichtigten Form in's Leben 
träte, jo wüßten wir erjt, wie die eine Hälfte der Türkei ausjehen würde, 
aber durchaus nicht, wie fich dem gegenüber die andere gejtalten jol. Es 
entftehen die Fragen: auf welches Maß kann die Türkei reduzirt 
werben, um auf weiteren Bejtand Ausficht zu bieten? Wenn dem 
einen Theile der Chriſten durch Neugeftaltungen ein befjeres Loos gefichert 
wird, wie kann ein gleiches den anderen Chrijten im Orient gejchaffen werden? 
Worin hätte die Garantie für die Durchführung jolcher Verbefferungen in 
den anderen Theilen zu beftehen? Dieſe Fragen können nicht umgangen 
werden, und der Staat, der fich zuerjt an die Löſung derjelben gemacht, hat 
feine beneidenswerthe Arbeit übernommen. Die Schwierigkeiten derjelben 
find fo riefig, daß fie ganz Europa zujammen nur im Einvernehmen durch: 
führen fann. Daß eine einzelne Macht ohne die Unterjtühung der anderen 
oder gegen ihren Willen diefe Aufgaben löſe, erjcheint mir ausgejchloffen. 
Der Staat, der alle dieje Fragen nach eigenem Gutdünfen regeln wollte, 
müßte gegenüber dem übrigen Europa auf eine Goalition zu diejem Zwecke 
rechnen können; eine folche aber erijtirt nicht. Von einem definitiv gejchaf- 
fenen Zuftande, von im fich jelbjt vollendeten Thatjachen, von einem „Zu 
ſpät!“ für den Einfluß Europa’ können aljo nur diejenigen reden, welche 
die Verhältnifje des Orients nicht praftifch erwägen. Friedlich kann ber 
Gompler der objchiwebenden Fragen nur mit ganz Europa gelöft werben. 
Rußland Hat die Berechtigung der Signatarmäcdte in feiner Weije in Frage 
geftellt, und es ift fein ſpezielles Intereſſe, 2 Gut und Blut für Dinge 
Geile zu haben, die nicht die Garantie der Stabilität in 19 trügen und 
enen Europa die Anerkennung verfagen müßte. Aus allen diefen Gründen 
it die Hoffnung berechtigt, daß die Berathungen der Mächte zu einem euro: 
päifchen Einverjtändnifje führen werden. Mit diefer Hoffnung geht die 
f. und k. Regierung dem europätjchen ee entgegen. Sie betrachtet 
nach wie vor als ihre Aufgabe, die Aufrechterhaltung des Friedens anzu: 
jtreben, zugleich aber für die Wahrung der öͤſterreichiſch-ungariſchen und der 
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allgemein europätfchen Intereſſen auf das Entjchiedenfte einzutreten. Anderer: 
ſeits kann die Regierung eines an den Ereignifjen jo nahe betheiligten Reiches 
auf dieſe Hoffnung allein nicht alle ihre Berechnungen bauen. Treu der 
von allem Anfange = befolgten Politit, haben wir bie Geltendmachung 
unferer Rechte und Intereſſen«bei der definitiven Geftaltung bes Friedens 
in Anfpruch genommen. Diejer Politik entjprechend, hat es die Regierung 
bisher vermieden, mit Aniprüheu an die Opfermwilligfeit ber Mo: 
narchie hervorzutreten. Was ihr bon mancher Seite vorgeworfen wurde, 
daß fie nämlich jo jpät mit diefem Anſpruch hervortrete, das glaubt fie ſich 
als größtes Verdienft anrechnen zu können. Der Moment des Friedens— 
ſchluſſes war es, für melchen wir die Einflugnahme der Monarchie vorbe: 
halten haben — für diefen Moment mußte auch die ganze Sraft der Mo— 
narchie aufgejpart werden. Dieſer Moment ift gefommen und die Regierung 
jögert umjoweniger, von der hohen Delegation dad Erforderliche zu ver: 
langen, als fie ſich bewußt ift, die finanzielle und öfonomifche Kraft des 
Reiches bisher in einer mit der äußerten Verantwortung verbundenen Weije 
geihont zu haben. Sie wendet fich heute an die Volksvertretung in dem 
Gefühle ihrer Pflicht, die Intereſſen des Reiches gegen jede Ueberraſchung 
ficher zu ftellen und fich nicht in dem Momente, two jeder betheiligte Staat 
in voller Rüftung erjcheint, einzig und allein auf das Gewicht politischer 
Argumente verlaffen zu müfjen. Sie kann den Schub der dfterreichifch: 
ungarischen Intereſſen weder — einer andern Macht uͤberlaſſen, noch von 
dem Willen anderer Staaten abhängig machen. Die Delegation wird gewiß 
die Ueberzeugung theilen, daß in dem Augenblicke, wo fich eine Umgeſtaltung 
aller Verhältniſſe an unſerer immediaten Grenze vollziehen ſoll, Oeſterreich— 
Ungarn unmöglich weniger in der Lage ſein kann, als das geringſte der be— 
theiligten Länder, ſich vor Ueberraſchung durch faits accomplis zu 
ſchützen. Auch heute iſt es keine Mobiliſirung, die wir beanſpruchen; es iſt 
bloß die Möglichkeit, im Falle der Noth unverweilt das Geeignete vorzu⸗ 
fehren. Es iſt dieß feine FFeindfeligfeit gegen irgend eine Macht — ebenjo- 
wenig aber eine leere Demonftration. Es ift eine durch die Vorficht ge: 
botene Mafregel — die Vorbedingung, um unter den jehigen Berhältniffen 
das Selbſtbeſtimmungsrecht der Monarchie gegenüber allen Eventualitäten 
aufrecht zu erhalten. Es ift die Jlluftration desjenigen, was die Regierung 
wiederholt als ihre Aufgabe betont hat: die europäijchen Rechte mit Europa, 
die eigenen auf eigene Fauſt zu ſchützen. Es ift fein Bertrauensvotum, 
welches ich für die Regierung verlange, es ift fein Gredit, welchen die Dele: 
gationen dem gegenwärtigen Minijter bewilligen, jondern ein Gredit, den fie 
jeder Regierung geben müſſen, von der fie erwarten, daß fie unter den 
jegigen Berhältniffen für die Wahrung der Intereſſen der Monarchie die 
Bürgfchaft übernehmen könne,“ 

11. März. Defterreichifche Delegation: Budgetausfhuß: Graf 
Andraſſy erflärt fich neuerdings über die bosniſche Occupation. 

Die „Reicharath3 » Korr.“ bringt davon eine authentifch redigirte 
„Offiziöfe* Analyfe, durch welche mancherlei Irrthümer richtig geftellt wer: 
den, die in die Berichte über jene Sitzung fich eingefchlichen hätten. Graf 
Andraſſy hob darnach hervor, daß eine Occupation oder Annerion Bosnien 
und der Herzegowina nicht zu ben Zielen der dfterreichijchen Politik ges 
höre, daß fie aber durch die Verhältniffe aufgedrängt werden könne, 
wenn aus irgend einem Grunde eine befriedigende und dauernde Pacififation 
jener Grenzgebiete ſich ala unmöglich erweijen follte, oder wenn dieſe Gebiete 
fortgefeßt der Herb oder das Objekt ſüdſlaviſcher Eonfpirationen und Aſpi— 
rationen werben jollten. 

Schulthees, Europ. Gejchicptälalender. XIX, Bd. 15 
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13. März. Die beiderfeitigen Negierungen haben fich dahin 
geeinigt, die Verlängerung des Ausgleichsprovijoriums in den Par: 
lamenten auf die Dauer von zwei Monaten, mithin big Ende Mai, 
zu beantragen. . 

14. März. Ungarifche Delegation: Graf Andrafiy erklärt 
gegenüber dem Berichte des Abg. Falk und deſſen Dlotivirung der 
Bewilligung des 60 Millionen=Gredits, daß es auf einem Mißver- 
jtändniffe beruhe, wenn man die Frage de3 60 Millionen-Eredits 
ausjchließlich mit einer allgemeinen Vobilijirung in Zuſam— 
menhang bringe, da er auch für eine partielle Maßregel, falls 
fich eine folche in ziwingender Weiſe aufdrängen follte, die Verwen— 
dung des Geldes in Ausficht jtellen müſſe. 


Andraſſy deutet dabei freilich nicht auf Bosnien hin, fondern wählt 
eine andere Möglichkeit. In dem Bericht kommt nämlich auch eine Stelle 
vor, welche bejagt, daß der Eredit nur zur Erreichung wichtiger Zwede ver: 
wendet werden dürfe. Darauf erklärt Graf Andraſſy, er könne dieſem Satze 
nicht beiftimmen, da derjelbe ihm unklar erjcheine. Er wiſſe 3. B. nicht, 
ob im Falle, daß die Ruſſen in Rumänien eine Armee fammeln, er zum 
Schutze der fiebenbürgifchen Grenze 50,000 Dann aufjtellen dürfe, oder ob 
er auch in diefem alle die ganze Armee mobilifiren müſſe, mit Einem 
Worte, er wifje nicht, ob er nur entweder den ganzen Gredit verwenden und 
die ganze Arınee mobilifiren oder keinen Streuzer verwenden und feinen Mann 
mobilifiren dürfe. Wäre eme folche Alternative geftellt, jo könnte er fie 
nicht acceptiren. 


15. März. Defterreichifche Delegation: Budgetausichuß: be= 
jchließt mit 11 gegen 9 Stimmen auf den Antrag Schaup's, der 
Delegation die Bewilligung des 60 Millionen-Credits in folgender 
Hormulirung zu beantragen: 


„Für ben Tall, daß die weitere Entwidlung ber Orient-Ereigniſſe 
behufs der Wahrung wejentlicher Intereſſen der Monarchie die Entfaltung 
der Wehrkraft unabweislich -nothiwendig machen jollte, wird das gemeinjame 
Minifterium ermächtigt, im Einverftändnig mit der Regierung beider Staats: 
gebiete die - diefen Zwed erforderlichen Ausgaben bis zur Höhe von 60 
Millionen beftreiten zu dürfen. Bei Inanfpruchnahme diejes hiemit bewil: 
ligten Credits ift jofort der Delegation eingehende Mittheilung zu machen. 
Für die Bedeckung ift von den hiezu berufenen Bertretungstörpern Vorſorge 
zu treffen.“ Sturm meldet ein Minoritätsvotum an, dem jich Herbjt an: 
zuſchließen erklärt. 


— März. Dejterreich- Ungarn lehnt eine fürmliche Vereinbarung 
mit England gegen Rußland und den Vertrag von St. Etefano ab. 

19. März. Ungarifche Delegation: gewährt der Regierung 
den 60Millionen-Credit einjtimmig, nachdem ſich Graf Andrafiy 
nochmals einläßlich über die Lage ausgefprochen und dahin ge= 
ſchloſſen Hat: 

„Nach alle dem bleibt mir nur übrig, daß ich erkläre: daß die Re 
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gierung fich mit vollfommener Bereittilligkeit jenem Beichlußantrag anjchlieft, 
welchen die Mehrheit acceptirt hat. (Zuftimmung.) In die Motivirung 
laſſe ich mich nicht ein, das ift nicht Aufgabe der Regierung. (Xebhafte Zu: 
ftimmung.) Die Regierung hat ihre Motive und Ziele ſowohl in der amt: 
lichen Vorlage als in jenen Aeußerungen, die fie ın den Subcommiffionen 
gemacht, vorgetragen und dem Urtheil der geehrten Delegation unterbreitet.” 


21. März. Dejterreichiiche Delegation: bewilligt den 60 Mill.- 
Gredit mit 39 gegen 20 Stimmen (Giffra, Herbft ıc.) nach dem 
Beichlußantrage des Budgetausſchuſſes. 

23. März. Zwiſchen beiden Delegationen iſt bezüglich ſämmt— 
licher differirender Beichlüffe eine Einigung erzielt, indem die unga= 
riſche fich den meiften Beſchlüſſen der öfterreichiichen Delegation, 
insbeſondere auch deren Beichlußantrage bez. des 60 Mill.Credits 
angeſchloſſen hat. 

23. März. (Deiterreich.) Abg.Haus: beendigt die Budget- 
Debatte und nimmt den ganzen Budget-Voranjchlag ſowie das 
Finanzgeſetz in zweiter und dritter Leſung an. 

25. März. Der zuerjt von Defterreich angeregte und bisher 
auch zumeift von ihm betriebene europäilche Gongreß behufs Regelung 
der orientalifchen Dinge ift jehr zweifelhaft geworden. Rußland 
hat die Forderung Englands, daß der ganze Vertrag von St. Ste 
fano in allen feinen Bejtimmungen der Entjcheidung der Mächte 
unterjtellt werde, abgelehnt, indem es erklärt hat, es müſſe fich vor— 
behalten, jein Veto gegen die Discuffion folcher Artikel einzulegen, 
welche es als außerhalb der europäischen Yurisdiction gelegen er— 
achte. Oeſterreich hält indeß die Congreßidee feſt, indem wenigſtens 
darüber Regierung und Bolt einig find, daß der Friede von Et. 
Stefano für Europa und zumal für Defterreich-Ungarn abfolut une 
annehmbar jei. 

26.— 31. März. Ignatieff in Wien. Ceine Miſſion wird 
al3 gejcheitert betrachtet. Wie man willen will, geht er nach ©t. 
Petersburg, um folgende Ansprüche Oeſterreichs mitzutheilen: 1) Aus— 
dehnung des öfterreichifchen Einfluffes auf die weltliche Balkan— 
Halbinjel durch militärische und handelspolitiſche Gonventionen mit 
Eerbien, Montenegro und Albanien; 2) Herjtellung einer direkten 
Verbindung Defterreichd mit Salonichi auf türkiſchem Gebiet; 3) Fern— 
haltung Bulgarien vom Aegäiſchen Meere; 4) Befeftigung der 08- 
manifchen Macht in den der Türkei verbleibenden Gebieten; 5) di— 
refte Berftändigung Defterreich® mit der Pforte über alle erwähnten 


Bunte. 
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27. März. (Defterreich.) Abg-Haus: genehmigt die Ver— 
längerung des Ausgleichsproviſoriums auf weitere zwei Monate. 
Graf Coronini ergreift die Gelegenheit, in einer durch oratorijche 
Vollendung wie durch patriotifche Wärme gleich ausgezeichneten 
Nede die tiefen Gebrechen des Dualismus darzulegen und fich für 
einen gemäßigten Gentraliamug, jelbjt im Intereſſe Ungarns, aus— 
zufprechen. Die öffentliche Meinung dieſſeits der Leitha ift darüber 
einig, daß die Trage früher oder ſpäter zur Erörterung und Ent- 
fcheidung kommen müfje und werde, daß es aber jet dazu noch 
nicht an der Zeit jet. 


30. März. (Defterreich: Böhmen.) Alt: und YJungezechen 
Ichließen wieder einmal einen Gompromiß, welcher fich in einer Er— 
flärung über die Nichtbeſchickung des Reichsraths manifejtirt und 
für jene von Rieger, für dieſe von Sladkowsky unterzeichnet ift. 
Derjelbe erklärt, 


„daß in Betreff unjerer Anjchauungen und Weberzeugungen über die 
Reichsrathsbeſchickung unter uns keinerlei Divergenz bejtehe, daß wir es viel: 
mehr in jedem alle al3 eine patriotifche, für jeden Böhmen gleich bindende 
Pflicht anfehen, in den Reichsrath nicht einzutreten, injolange nicht die 
Majorität unjerer Landtags» und Reihsraths: Abgeordneten 
darın einen non Vortheil unferer Nation ertennt.... 
Ueberzeugt, daß die Grundjähe, die wir vertreten, die Öjterreichiiche Monarchie 
nur kräftigen, keineswegs aber bedrohen fönnen, erwarten wir mit Recht von 
allen, denen an der Erhaltung derjelben gelegen ift, daß fie unjere auf Ge: 
rechtigkeit und rechtsgiltige Staatsacte bafirten Ansprüche in ihren Schub 
nehmen, auf welche gejtügt wir zur VBerftändigung mit allen maßgebenden 
Factoren bereit bleiben in dem Bewußtſein, daß, wie immer dieſe fich gegen 
und verhalten mögen, wir keineswegs mit Beſorgniß in die Zukunft zu 
bliden brauchen, ale Söhne der großen flavijchen (Familie, die feines 
ihrer Glieder preisgeben wird, 


Anfang April. Zwiſchen Oefterreich - Ungarn und England 
Icheint doch eine Art ftillfchtweigender Entente zu Stande gefommen 
zu jein, nur daß Defterreich nicht vorangehen will, fondern England 
gegen Rußland vorgehen läßt. Auch Deutjchland Hat wenigſtens 
eine halbe Wendung gegen Rußland gemacht, indem es die Ueber: 
griffe Rußlands in dem Vertrage von St. Stefano anerkennt und 
dem befreundeten Nachbar im Oſten die Nothiwendigkeit von Cou— 
cejfionen an Dejfterreich und England unverkennbar nahe legt. 

Anfang April. (Ungarn) Reichstag: hat endlich die Budget: 
Debatte in Angriff genommen. Inzwiſchen rüften alle oppofitionellen 
Parteigruppen zu einem Sturmlauf gegen die Negierung, die in 
Folge de3 mißlungenen Ausgleichs mit Defterreih und Angefichts 
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= der bedrohlichen auswärtigen Lage in eine fehr precäre Lage gerathen 


ift, und fuchen eine Verftändigung unter einander auf Grund eines 
gemeinfamen Programms. Delegirte der og. „unabhängigen libe— 


- ralen Partei”, der Rechten und der aus ber Regierungspartei 


ausgetretenen Malcontenten entjenden zu dieſem Zwecke Vertrauens: 
männer. 


10. April. Umänderung der bisherigen türkifchen (franzöſi— 
chen) Eifenbahngefellfchaft des Baron Hirsch in eine öÖfterreichifche. 

Baron Hirich iſt ſelbſt öfterreichiicher Staatsbürger geworben, feine 
Bahngejellichaft it in die Hände des öſterreichiſchen Staates übergegangen 
und der Si derjelben nicht mehr Konftantinopel, jondern Wien. Gonferenzen 
beim türfifchen Botjchafter in Wien übertrugen die bisher von der Pforte 
ausgeübten Rechte über die genannte Gejellihaft an Defterreih. Ignatieffs 
Dauptbeftreben in Sonftantinopel ging dahin, die genannte Gejellichaft in 
die Hände des ruffiichen Staates zu bringen. Graf Salm verhinderte die 
mit außerordentlichem Geſchick und Erfolg. Salm, ein hervorragendes Mit: 
glied des Herrenhauſes, ſoll auch Vorſihender de3 Derwaltungsrathes ber 
nunmehr Öfterreichiichen Gejellichaft der türkijch = rumelifchen Eifenbahnen 
werden. Die Anerkennung und Sicherung gewilfer Privilegien diefer Gejell: 
ichaft in der Bulgarei und Numelien durch Rußland folle die conditio sine 
qua non der djterreichiichen Zuftimmung zu einem endgültigen ruſſiſch-türki— 
jchen Frieden bilden. Dejterreichd Verkehr bis Salonichi wäre dadurch ge: 
fichert. England ift durch dieſes Ereigniß nicht — erfreut. Bisher 
beſtand in der Türkei das Syſtem, Bahnen von den Häfen ins Innere zu 
bauen, dagegen Anſchluß an die Bahnen der Nachbarländer nicht nur nicht 
zu ſuchen, ſondern zu vermeiden. Hiedurch wurden Staaten mit großen 
Handelsflotten, namentlich England, bevorzugt; jetzt ſoll umgekehrt von den 
öſterreichiſchen Grenzen ins Innere des Türkenlandes gebaut werden. 

14. April. (Ungarn.) Reichstag: die drei oppoſitionellen 
Parteien verjtändigen fich wirklich und veröffentlichen das Programm 
der „Vereinigten Oppofition”. 

Die äußerfte Linke bleibt außerhalb der Gombination; fie hat durch 
den Mund Jranyi’3 erflären laſſen, daß fie mit der Rechten niemal3 eine 
Fufion eingehen werde und fich nur mit der unabhängigen Liberalen Partei 
verbinden wolle; Baron Banyhidy, der Führer der legteren, hat aber wieder 
die Gegenerflärung abgegeben: daß jeine Partei fich mit der äußerften Linken, 
die der Ausgleich von 1867 noch immer nicht anerkennen will, nicht fufio: 
niren werde. Obwohl aljo das am weitelten abftehende Element aus ber 
Gombination ausgelaffen worden, hat doch jchon jelbjt das num zwiſchen den 
beiden in die Fuffon einzubeziehenden Fraktionen zu bereinbarende gemein: 
fame Programm mancherlei Schwierigkeiten verurjacht. Weber einige innere 
Tragen, wie 3. B. die Organifation der Gomitate, jcheint feine oder feine 
rechte Verftändigung möglich geworden zu fein, und Diejelbe wurde beifeite 
geſetzt. Das Programm umfaßt 15 Punkte, von welchen fich acht auf innere 
Verhältniffe beziehen; der Reft bezieht fich auf den ſchwebenden Ausgleic) 
und die auswärtige ne In diefem Liegt auch der Schwerpunft des Pro: 
gramm, weil die Yufion hauptfächlich wegen der Ausgleichafrage eingegangen 
worden, mit der offen eingeftandenen Abticht in diefer oder in ber auswär— 
tigen Frage Tisza zu flürzen. Abneigung gegen Tisza, ber Wunjch ihn zur 
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Temiffion zu zwingen, ift das jtärkjte Band, das die Glemente der neuen 
Partei zufammenhält. Sollte diejer Zweck einmal erreicht fein, dann kann 
es jehr fraglich werden, ob die Partei auch weiter noch zujammenhält. Was 
den Ausgleich betrifft, fo verwirft fie den Tisza'ſchen Ausgleich vollftändig ; 
fie will einen anderen auf freihändlerifcher Bafi3 mit internationalen Han: 
deläverträgen, Verbeſſerung des Schadens bei der Berzehrungsiteuer und, 
wenn dieß nicht erreichbar, Errichtung des jelbitändigen Denn und der 
Verzehrungsfteuerlinie, Regelung der Quote nad) Maßgabe der Steuerfähig: 
feit, Löſung der Bankfrage entjprechend den Greditbedürfniffen des Yandes 
(ein ganz unbeftimmter Ausdrud); die 80:Millionen- Schuld geht Ungarn 
nicht8 an. Ob es möglich fein wird, Tisza gerade in der Ausgleichsfrage 
zu ftürzen, ift indeh ehr zweifelhaft: gerade in dieſer beſitzt er noch die 
ftärkite Mehrheit. Gin anderes ift es mit der auswärtigen Frage; bezüglich 
derjelben Äpricht fich die neue Partei dahin aus: daß fie eine entichiedene 
Ungarns Interefjen entjprechende auswärtige Politik verlangt; die Ausbrei: 
tung der ruffischen Macht auf der Balfan:Halbinfel und an der Tonau foll 
verhindert werden. Noch ein zweiter Punkt ift geeignet, Tisza Verlegen: 
heiten zu bereiten: es ift jener, in welchen die neue Partei nach Herftellung 
des Friedens eine Nevifion der Heeresverfaffung aus dem Geſichtspunkte der 
——— verlangt, d. i. Herabſetzung der Kriegsſtärke der gemeinſamen 
rmee. 


16. April. (Oeſterreich: Tyrol.) Die tyroliſchen Dekane 
haben an die Innsbrucker Statthalterei eine Eingabe gerichtet, in 


welcher fie verlangen: 

die Ernennung der Lehrer Seiten? der Regierung im Einvernehmen 
mit Gemeinden und Seelforgern; die Fernhaltung protejtantiicher, confeſſions— 
lojer und fittengefährdender Bücher von den Schulen und vom Landespäda— 
gogium; die ausschließliche Verwendung katholiſcher Lehrbücher und die Be: 
nüßung der biblischen Gejchichte als Mitlefebuch; das Mitauffichtsrecht der 
Seelforger über die Schulbibliotheten; die Feſtſetzung der Anzahl der Reli: 
gtonsftunden durch die Behörden im Einvernehmen mit den Bijchöfen; die 
Fr kenn des gemeinjamen Unterrichts für Knaben und Mädchen in der 
höheren Glaffe 2: und 3eklaffiger Schulen; die Bejeitigung der Ueberladung 
der Schüler mit Nebengegenjtänden; die Abjichaffung des Mädchen-Turnens 
und deſſen Erjap durch eine von weiblichen Lehrkräften zu ertheilende körper: 
liche Anſtands-Lehre; die Wiedereinführung der Fyeiertagsichule als einer für 
Knaben und Mädchen bis zu 16 Jahren obligatoriichen; die Bejeitigung 
be3 Sjährigen Schulunterrichtes namentlich auf dem Lande; die Nichtbeauf: 
fihtigung der Religionslehrer durch die von der Regierung bejtellten provi— 
ſoriſchen Schulinipektoren, welche niemals anerkannt werden würde; endlich 
die regierungsjeitige Anhaltung der politiichen Behörden und Schulinfpettoren 
zu einem einheitlichen Vorgehen. Eingangs der Petition betonen die Dekane, 
daß fie etwaigen Schritten der Oberhirten nicht präjudiziren und ebenjorwenig 
fih mit den Erklärungen des Tyroler Landtags zur Schulfrage in Wider: 
ſpruch jeßen wollen. 


16. April. Die Berathungen der dfterreichiichen und der 
ungarifchen QDuotendeputationen über die 80:Millionen: Frage find 
vorerft refultatlo8 geblieben. Die Ungarn beharren auf dem Rechts: 
ftandpunft, daß fie die Echuld nichts angehe. 


17. April. Antwort Oeſterreichs auf die englifche Depeche 
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Salisbury's an Rußland und die Präcifirung der englischen For— 
derungen an dieſes. Andraſſy gelangt auf Ealisbury’3 Argumen- 
tationen eingehend zu dem Echluß, der Gongreß fei auch für Eng- 
land der letzte Weg zu friedlicher Wahrung feiner Intereſſen. 


19. April. Defterreich unterhandelt in Konftantinopel über 
die Rückkehr der bosniſchen Flüchtlinge und droht dabei, die Rück— 
kehr werde jchließlich unter dem Schuße Öfterreichifcher Truppen 
ſtattfinden müſſen, da die Türkei die Ordnung in dieſer Provinz 
nicht aufrecht erhalten könne. 


27. April. Die Regierungen beider Reichshälften verjtändigen 
ſich neuerdings darüber, den Ausgleich auf den bisher angejtrebten 
Grundlagen mit einigen Modificationen durchzufegen und fich zu 
diefem Ende hin mit den Parteien und ihren Führern in Verbin 
dung zu ſetzen. 


9. Mai. (Defterreich.) Abg.-Haus: die Klubs der Linken, 
des Linken Gentrums und der neue Fortjchrittsflub nebjt den ruthe— 
nischen Abgeordneten treten zufammen, um die Mittheilung der Re— 
gierung betr. den Ausgleich mit Ungarn entgegenzunehmen. 


Finanzminijter von Pretis erklärt: Im Einvernehmen mit Ungarn 
werde morgen den Parlamenten eine Vorlage zugehen, inhaltlich welcher ber 
Antheil beider Regierungen an dem Banfertrage für die Dauer des Bank— 
privilegiums zur Abjchreibung an der 80:-Millionen-Schuld verwendet und 
nah Ablauf des Bankprivilegiums 30 Proc. des dann noch verbleibenden 
Reſtes der Schuld in 50 gleichen unverzinslichen Jahresraten von Ungarn 
an die im Reichsrathe vertretenen Länder entrichtet werden jollen. Eine Ans 
zahl weiterer Differenzen ſei durch gegenjeitiges Entgegentommen beider Res 
gierungen gejchlichtet. Der Finanzminifter erörtert jodbann die Art und 
Weife der Schlichtung der einzelnen Differenzen bezüglich der Bankfrage, der 
Finanzzölle, der Jnduftriezölle, des Kloydvertrages, der Branntweinſteuer 
und der Rejtitutionsfrage. Bezüglich letzterer beharrten beide Regierungen 
auf der den Quotendeputationen übergebenen Vorlage. Ferner folle das bis: 
herige Berhältniß der Quoten: 30 zu 70 Proc., ſowie der Abzug des 2proc. 
Präcipuums zu Laſten Ungarns beibehalten werden. Der Miniſter fügt 
hinzu, die Regierung jehe * Thätigkeit bezüglich der Ausgleichsvereinbar— 
ungen mit Ungarn als abgeſchloſſen an und hoffe, daß die Geſammtheit der: 
ſelben die Zuftimmung des Reichsraths finden werde. Die Ausgleichaver: 
einbarungen müßten im Zufammenhange aufgefaßt werben; die Ablehnung 


ai nur einzelner Theile derjelben würde den ganzen Ausgleich jcheitern 
machen. 


(Ungarn.) Reichötag: Minifterpräfident Tisza legt der Partei- 
conferenz der Regierungspartei auch feinerjeit3 die neueften Vereine 
barungen beider Regierungen bez. des Ausgleichs vor und fügt bei, 
beide Regierungen betrachteten die Vereinbarungen ala die lehten 
und feien zu weiteren Verſuchen nicht geneigt. 
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9.— 11. Mai. (Ungarn) Reichstag: Ein Erlaß Tisza's 
betr. Einſchränkung des Verſammlungsrechts führt zu einer drei— 
tägigen ſehr heftigen Debatte. 

Staatsjefretär Cſemeghy ſucht bie Geſetzmäßigkeit des Tisza'ſchen 
Erlaſſes nal r beweifen, wird jedoch von dem Abg. und Profefjor 
Szilagyi jcha efämpft. Lebterer äußert unter Anderm, es gehöre zu 
den Grundprincipien des conftitutionellen Rechtsſtaates, daß ber gewaltjame 
MWiderftand gegen die umgejehlichen Befugniſſe dev öffentlichen Macht eine 
beflagenswerthe zwar, aber feine verbotene Handlung fei, und er beruft fich 
dabei auf das neuefte ungarifche Strafgejeß, welches den Widerftand nur 
gegen eine im Ai anecc Wirkungskreiſe erlaffene Verordnung als jtrafbar 
erflärt. Dieſe Aeußerung erregt einen Se eg auf der Linken, Wider: 
ſpruch und laute Mißbilligung in den Streifen der Regierungspartei. Tis za 
erwidert gleichfall3 unter der höchiten Aufregung de3 Hauſes: Man müſſe 
mit Beſorgniß ben Unterricht der heranmwachjenden Jugend in den Händen 
eines Mannes jehen, der ſich in die Reihen der lehnen end Verfünder nicht 
der revolutionären, jondern der Strakenfrawall:Doctrin ſtelle. Szilagyi 
duplicirt und fagt, er könne in dem Minifter:Präfidenten nicht den befugten 
Richter über feine Lehrthätigkeit anerkennen, Tisza verwahrt fich gegen Szi— 
lagyi’3 „Invectiven“, und fo jchließt die Debatte unter einer Fluth von 
perjönlichen Bemerkungen und unter höchſter Aufregung des Haufes. Die 
Regierung fiegt bei der Abftimmung: die Anträge des Petitions-Ausſchufſes 
werden mit 161 gegen 129 Stimmen angenommen, die Tadels-Reſolution, 
welche Szilagyi beantragt, abgelehnt. 

13. Mai. (Deiterreich.) Abg.-Haus: Budgetausſchuß: Tehnt 
die Bedeckung des von den Delegationen votirten 60-Millionen= 
Gredites vorläufig ab. 

15. Mai. (Defterreih.) Abg.-Haus: Ausgleichsausſchuß: 
die Mehrheit desjelben ift gegen die letzten Vorſchläge der Regierung, 
eine ftarfe Minderheit dagegen geneigt, der Regierung zu ent= 
Iprechen. 

16. Mai. (Ungarn.) Reichdtag: nimmt die Bedeckung des 
60-Millionen=Gredites jeinerfeit3 gegen die Stimmen der äußerſten 
Linken an. 

20.21. Mai. Beide Parlamente genehmigen die Verlängerung 
des Nusgleichs-Proviforiums bis Ende Juni. 

25. Mai. Defterreich-Ungarn beſetzt im Einverftändniffe mit 
der Pforte die von den Türken geräumte Donauinjel Adahkaleh. 

25. Mai. (Defterreih.) Abg.Haus; Ausgleichsausſchuß: 
nimmt jchließlich doch das Geſetz über das lebereinfommen mit 
ber Bank in Betreff der 80-Millionen- Schuld, Jodann den Zollſatz 
des Nohfaffees mit 24 fl., des gebrannten Kaffees mit 30 fl., und 
die Pofitionen betreffend die Baummollen-Waaren und die Wollen- 
Waaren und das Zoll- und Handelsbündniß nach der Regierungs- 


vorlage an. Damit find ſämmtliche Ausgleichsvorlagen im Sinne 
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der Tebten Regierungsvereinbarungen im Ausſchuß angenommen, 
bi3 auf einen Punkt, die Reftitutiongfrage. 

27. Mai. (Defterreih.) Abg.Haus: Beginn der Schluß» 
action in der Frage des Ausgleichs mit Ungarn: Generaldebatte 
über Jämmtliche dem Haufe vorliegende und vom Ausgleichsaus— 
ſchuſſe erledigte Differenzpuntte. Die Annahme der zwijchen beiden 
Regierungen getroffenen WVereinbarungen, auch in der Trage ber 
Reftitutionen, ift von vorneherein zweifellos. 

28. Mai. Delegationen: Andraſſy verlieft in beiden Dele- 
gationen ein Erpofe, in welchen mitgetheilt und begründet wird, 
daß das gemeinfame Minifterium nunmehr einen Theil des 60:Mill.- 
Gredites thatjächlich zu verwenden gedenfe. 

29. Mai. Delegationen: da die Darlegungen Andraſſy's vom 
28. ds. vielfach unbeftimmt und fogar unflar erjcheinen, jo wird 
er über die Abfichten Defterreichd auf dem bevorftehenden Congreſſe 
in beiden Delegationen interpellirt und antiwortet darauf endlich 
beſtimmt, daß LDejterreich = Ungarn im Gongrefje darauf dringen 
werde, daß das neue Bulgarien eine bedeutend geringere Ausdehnung 
erhalte als nach dem Vertrag von St. Stefano, daß den Rufen 
nicht geitattet werde, dasjelbe noch 2 Jahre lang nach dem Frieden 
bejeßt zu halten, endlich daß Eerbien und Montenegro ein geringerer 
Gebietäzumachd zugefprochen werde, als jener Vertrag feſtſetzte. — 
Die öffentliche Meinung fpricht fic darüber entjchieden befriedigter 
al3 über die bisherigen Erklärungen der Regierung aus. 

31. Mai. Dejterreichifche Delegation: Andraſſy erklärt auf 
die Frage, ob Defterreich-Ungarn für feine Intereſſen, falls fie auf 
dem Congreſſe nicht genügende Berückſichtigung finden follten, mit 
den Waffen einftehen werde, auf das entjchiedenfte mit Ja. Die 
Blätter erklären, daß durch diefe Erklärung die Frage des 60-Mill.- 
Gredites in ein anderes Stadium getreten und daß an der Bewillis 
gung diejes Eredites nicht mehr zu zweifeln ei. 


1. Juni. (Deflerreih.) Abg.=Haus: genehmigt die Aug» 
gleichävorlagen betr. das Duotengefeg und betreffend die Reſtitutio— 
nen nach dem Regierungsvorichlage, wodurch der Auägleich, ab- 
gefehen von einigen Diffegenzen mit den Beſchlüſſen des Herren- 
hauſes, gefichert ift. 

2. Juni. Die Mächte haben fich über den Congreß definitiv 
verftändigt: Deutjchland Tadet zu demfelben auf den 13. ds. Mts. 
nad) Berlin ein. 
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4. Juni. Ausfchreitungen der boanischen Flüchtlinge: es muß 
gegen diefelben das Standrecht publicirt werden. 

1. Juni. (Defterreich.) Abg-Haus: genehmigt nunmehr 
auch jeinerjeits die Bedeckung des 60-Millionen=-Gredites ohne erheb- 
liche Debatte. Zunächſt jollen jedoch nur 30 Millionen in Anfpruch 
genommen werden. Dem Verlangen des öfterreichiichen Parlaments 
gemäß erfolgt Mir die Bedeckung feine gemeinfame Greditoperation, 
fondern Hat jede der beiden Reichahälften für ihre Quote aufzu= 
fommen. 

11. Juni. Es wird die Mobilifirung der dalmatinifchen und 
fiebenbürgifchen Gorps (d. h. 6 ganzer Divifionen) fowie die Be— 
ſetzung einiger ftrategifcher Punfte in den Südfarpathen angeordnet. 
Der Befehl zur Beſetzung Antivari’3 ift noch nicht gegeben, doch 
kreuzen Öfterreichifche Schiffe vor demjelben und find in der Lage, 
ftündlich die Beſetzung vorzunehmen, jobald diejelbe angeordnet wer— 
den follte. Die Mafregel jcheint im Einverftändniß mit England 
erfolgt zu fein. In Groatien und der Militärgrenze find feine 
außerordentlihen Maßnahmen angeordnet, was darauf hindeutet, 
daß ein Einmarſch in Bosnien zunächſt nicht in Ausficht ge— 
genommen ift. 

13. Juli. Eröffnung des Gongrefjes in Berlin. Oeſterreich 
ift auf demfelben durch den Grafen Andraſſy, den Grafen Garolyi 
und den Baron Haymerle vertreten. 

15. Juni. (Dejterreich.) Abg.-Baus: genehmigt auch das 
allgemeine Einführungsgefeß zum Ausgleich mit Ungarn, der damit 
für Ocfterreich — nach 2" jähriger Dauer der Ausgleichdarbeit — 
vollftändig erledigt ift, während Ungarn damit fic) noch etwas im 
Rüdjtande befindet, obgleich die Erledigung der Frage in demjelben 
Einne wie in Defterreich auch von Seite Ungarns feinem Zweifel 
unterliegt. 

25. Juni. (Ungarn.) Reichstag: erledigt die Ausgleichs— 
vorlagen übereinftimmend mit den Bejchlüffen des öfterreichifchen 
Reichsraths, jo daß aljo die neuen Ausgleichägejfeße von der Krone 
fanctionirt werden können. 

28. Juni. Auf die Anregung Oejterreich-Ungarna jelbjt und 
den formellen Antrag Englands überträgt der Gongreß die Be— 
fegung und Verwaltung Bosniens und der Herzegowina, unbejchadet 
der Souveränetät der Pforte, an Defterreich, das den Auftrag in 
aller Form fofort annimmt (f. unter Deutjchland). 
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30. Juni. (Ungarn) Schluß des Reichstags durch eine 
Thronrede des Königs, worauf demnächft die allgemeinen Erneue- 
rungswahlen folgen jollen. 


Den weitaus größten Theil der Thätigfeit de3 Reichstags Hat die 
Ausgleihäfrage in Anſpruch genommen; diefe war es aud), die eine neue 
Parteibildung herbeigeführt. Die Ungarn müſſen zugeben, daß der Ausgleich 
nicht ſo jchlimm ausgefallen, als man einft befürchtet, daß er ausfallen 
könnte, und als man von Seite der Oppofition ausgibt, daß er wirklich aus— 
gefallen ei; aber andrerjeits muß man auch erkennen, daß der Ausgleich 
ein ſolcher ift, wie ihn die Deak-Partei gewünfcht und gejchloffen haben 
würde, twäre fie am Ruder geblieben. Die Uebereinkunft mıt der National: 
bank lag jtet3 in ihrem Plan, deigleichen daß der Quotenſatz, wie derjelbe 
1867 ftipulirt worden, beibehalten werde; nur in der frage der Einfuhr: 
zölle hätte fie nie jo jehr nachgegeben, twie es Tisza und feine Partei gethan. 
Die Ihätigfeit Tisza's, bezüglich alles deſſen, was den Ausgleich betraf, 
war einmal eine unfruchtbare, dann eine geradezu verwirrende. Gr ift, ala 
er ana Ruder gefommen, mit einem neuen Programm und neuen FForderungen 
aufgetreten, hat das Zollbündnik gekündigt, hat der Nationalbant den Krieg 
erklärt, die längite Zeit eine unabhängige ungariiche Bank zu gründen bes 
abfichtigt, um lic lih Schritt für Schritt zurüdzumeichen und dort an: 
zufommen, wo die von ihm gejtürzte Deak-Partei gejtanden; ja, noch weiter 
mußte er zurücweichen, da er die Verhandlungen mit wenig Geſchick geführt 
bat, ſich ftet3 in die Enge treiben ließ, fo daß er jelbft ım der Frage der 
80: Millionen-Bantihuld ſchließlich feinen Standpunkt verläugnen und nad): 
geben mußte. Dan kann jagen, da der Reichstag ſelbſt in der Ausgleichs: 
frage ich flüger benommen al3 die Regierung; die Mehrheit desfelben war 
ſtets bereit Tisza zu folgen; aber es war nicht die Partei des Linken Gen: 
trums, feine einstige Partei, die ihm folgte, jondern die ehemalige Teak: 
Partei war es, mit deren Hülfe er den Ausgleich durcjbrachte, nachdem er 
ſich mit einer felbit bei modernen Staatsmännern jelten dageweſenen Verſa— 
bilität zu ihren Grundſähen befehrt. Solch’ eine radicale Schenkung voll: 
führte er auch in der orientalifchen frage, wo er nad umd nach ganz 
eines Sinnes wurde mit dem Auswärtigen Amt, nachdem er als entjchie: 
dener Gegner Ruklands begonnen. Der Reichätag aber ließ fich fortwährend 
von Tisza Hinhalten, jo dal e3 nie zu einem entjchiedenen Votum des Par: 
laments kam. Yet, wo der Reichstag geichloffen worden, wird die von ihm 
!tet3 perhorrefcirte Occupation Bosniens in Scene geſetzt, und gezeigt, was man 
in Wien eigentlich unter der ihm ſtets dorgehaltenen „Wahrung der eigenen 
Intereſſen“ verjteht, das iſt etwas ganz anderes, als was Parlament und 
öffentliche Meinung in Ungarn darunter verjtanden. Tisza Hat der aus: 
wärtigen Politit Andraſſy's die Stange gehalten, und auch glüdlich bewirkt, 
daß diejelbe zum mindeften nicht offen mißbilligt wurde; dafür hat fich An: 
draſſy wieder ftet3 für Tisza eingejeßt und ihn in feiner Pofition erhalten. 
Auch die Delegation hat Tisza jo zufammenzujegen gewußt, daß die große 
Mehrheit derjelben aus feinen unbedingten Anhängern bejtand; dort wurde 
dann die Orient:Politif Andraſſy's geradezu gebilligt und ſanctionirt. Heute 
lagen fie wohl, die Intereſſen der Monarchie verlangten mehr ala bloß die 
Annerion Bosnien? und der Herzegowina, und die Unterjtügung der Re: 
gterungspartei fei nicht in diefem Sinne und nicht zu dieſem Zwer gewährt 
worden; man wird ihnen aber einmal jpäter erklären, daß in den leitenden 
Kreifen niemand und niemals an mehr gedacht, und daß ein Mehr über: 
Haupt nicht möglich geweſen. 
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Anfang Juli. Die öffentliche Meinung ſpricht fi in beiden 
Neichshälften überwiegend energiſch gegen die Belegung Bosniens 
und der Herzegotvina in der Form eines don Defterreich-Ungarn 
prodozirten und fofort auch angenommenen Auftrages ded Berliner 
Congreſſes aus. 

2. Juli. Zweite Mobilifirung für Boanien und die Herze— 
gowina. Der Gejammtjtand der aufgebotenen Truppen beträgt 
nunmehr nicht weniger als 99,233 Mann und 31,935 Pferde. 
Dennoch erwartet die Regierung feinen oder doch nur einen jehr 
geringen Widerftand feitens der Bevölferungen. Inzwiſchen geht die 
neue Mobilifirung mit großer Präcifion vor fich und wird allgemein 
die Genauigkeit, mit der der neue Organismus — zum erjten Mal 
in größerer Ausdehnung — functionirt, gerühmt. 

3. Juli. (Defterreih.) Das Minijterium Auersperg ver: 
langt vom Kaiſer neuerdings feine Entlafjung. 

6. Juli. (Defterreich.) Der Minifter des Innern v. Yafler 
wird auf fein Anfuchen definitiv entlaffen und zum lebenslänglichen 
Mitgliede de3 Herrenhaufes ernannt. Fürſt Auersperg wird mit 
der vorläufigen Berwaltung des Minijteriums des Innern be— 
auftragt. 

22. Juli. Der ftrategifche Aufmarſch der zur Occupation 
Bosnien? aufgebotenen Armee ift vollendet und diejelbe ijt nunmehr 
operationgfähig. 

24. Juli. Mit Karatheodory, dem Gongreßbevollimächtigten 
der Pforte in Berlin, wird nunmehr in Wien über einen Vertrag 
mit der Türkei behufs einer Occupation Bosnien im Einverſtänd— 
niffe zwiſchen Tefterreih und der Pforte unterhanbelt; die Unter: 
handlungen führen jedoch zu feinem Ziele, da die Pforte für ihre 
Zuftimmung Bedingungen ftellt, auf die Defterreich nicht glaubt 
eingehen zu können. 

25. Juli. SDefterreich Jchließt den Hafen von led, wodurch 
es der Türkei wenigftens unmöglich gemacht wird, Truppen nad) 
Bodnien zu werfen und mit denjelben dem öfterreichifchen Einmarſche 
noch größere Echwierigfeiten zu bereiten, als ſchon in der Unweg— 
Jamfeit des Landes und der Abneigung feiner Bewohner liegen. 

25. Juli. (Ungarn: Groatien.) Die Eroatifche National: 
partei, welche bisher die Mehrheit auf dem Agramer Landtage be— 
laß, erläßt ein Wahlmanifeft, 

in welchem fie fich über ihre bisherige Thätigkeit verbreitet und 
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ichließlich auch über die Orient-Frage ſich Außer. Da zeigt fich denn, daß 
Niemand in Defterreich:UIngarn mit den Kejultaten der Andraffy’ichen Politik 
jo vollfommen zufrieden ift, wie die froatiiche Nationalpartei. Das Manifeft 
jagt, daß die Partei jelbft auf ihren Lieblingswunfch, die Einverleibung der 
Militärgrenze, verzichte, um die Entwidlung diefer Politik nicht zu ftören. 
„Ohne die Unterftügung“ — heißt es in dem Wahlmanifefte — 
„welche der bosniſch-herzegowiniſche Aufitand aus diejer Mo: 
narchie erhielt, Hätte ihn die türkiſche Mebermacht früher oder jpäter er: 
jtidt. Ohne das Einverftändnih zwiſchen Rußland und der Mo: 
narchie Hätten ſich mit dieſer lepteren England und Frankreich geeinigt; 
dann aber wären die Stonjtantinopeler Gonferenz, der jerbifchemontenegrinijch« 
ruſſiſch-türkiſche Krieg, die ruffiichen Siege, der Friede von St. Stefano und 
der Berliner Gongreß ausgeblieben. Je mehr aus Dejterreich und Ungarn 
um Hilfe für die Türkei gerufen wurde, umfomehr mußte Kroatien trachten, 
feine politifche Action derart einzurichten, daß in derjelben jene Faktoren 
der Monarchie, welche troß Reihsrath und Reichstag gegen die 
Türkei und deren Integrität zu Rußland ftanden, eine Unter: 
ſtützung, nicht aber ein Hemmniß finden... Dieß alles vor Augen habend, 
hat die Nationalpartei das Streben der Monarchie nach dem Beſitze Bos— 
niens und der Herzegowina unterjtüßt.* Dean kann fich denfen, wie erbaut 
man in Ungarn von diefen Aufrichtigfeiten der kroatiſchen „Regierungs: 
partei“ iſt. 

29. Juli. Auf die Anzeige, daß die Natification ſämmtlicher 
Beichlüffe des Berliner Gongrefjes jeitens aller Mächte erfolgt fei, 
ergeht jofort der Befehl an die Occupationstruppen, in Bosnien 
und die Herzegowina einzurüden. In Bosnien ift der Oberbefehl 
dem F. 3. M. Philippovic, in der Herzegowina dem F. M.L. Ivanovie 
anvertraut. Die Truppen überjchreiten noch an diefem Tage die 
Grenze. 

Proclamation an bie Bewohner (in den verjchiedenen Landes: 
Ipradhen): „Bewohner von Bosnien und der Herzegowina! Die Truppen 
des Staijerd von Oeſterreich und Königs von Ungarn find im Begriffe, die 
Grenzen Eueres Landes zu überfchreiten. Sie fommen nicht ala Feinde, um 
fich er Landes gewaltjam zu bemächtigen. Sie fommen ala Freunde, um 
den Uebeln ein Ende zu bereiten, welche feit einer Reihe von Jahren nicht 
nur Bosnien und die Herzegowina, jondern auch die angrenzenden Länder 
von Dejterreich:IIngarn beunruhigen. Der KHaifer und König hat mit Schmerz 
vernommen, daß der Bürgerkrieg diejes ſchöne Land verwüſtet; daß die Ber 
wohner desjelben Landes einander befriegen; daß Handel und Wandel unter: 
brochen, Euere Heerden dem Raube preisgegeben, Euere Felder unbebaut find 
und das Elend heimifch geworden ift in Stadt und Land. Große und jchivere 
Greignifje haben es Euerer Regierung unmöglich gemacht, die Ruhe und 
Gintracht, auf denen die Wohlfahrt des Volkes beruht, dauernd herzuitellen. 
Der Kaiſer und König konnte nicht Länger — wie Gewaltthätigkeit 
und Unfriede in der Nähe Seiner Provinzen herrſchten, wie Noth und Elend 
an die Grenzen Seiner Staaten pochten. Er hat das Auge der europäiſchen 
Staaten auf Euere Lage gelenkt, und im Rathe der Völker wurde einjtimmig 
beſchloſſen, daß Dejterreichelingarn Euch die Ruhe und Wohlfahrt wieder: 

ebe, die Ihr fo Lange entbehrt. Se. Maj. der Sultan, von dem Wunfche 
ür Euer Wohl befeelt, hat fich bewogen gefunden, Euch dem Schutze feines 
mächtigen fyreundes, des Kaiſers und Königs, anzuvertrauen. So werben 
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benn die £. £. Truppen in Euerer Mitte erjcheinen. Sie bringen Euch nicht 
den Krieg, jondern den Frieden. Unjere Waffen ſollen Jeden ſchühzen und 
Keinen unterdrüden. Der Kaiſer und König befiehlt, daß alle Söhne dieſes 
Landes 5* Recht nach dem Geſetze —* daß ſie alle geſchützt werden 
in ihrem Leben, in ihrem Glauben, in ihrem Hab und Gut. Euere Geſetze 
und Einrichtungen ſollen nicht willkürlich umgeſtoßen, Euere Sitten und Ge— 
bräuche ſollen geſchont werden. Nichts ſoll gewaltſam verändert werden ohne 
reifliche Erwägung Deſſen, was Euch noth thut. Die alten Geſetze ſollen 
gelten, bis neue erlaſſen werden. Von allen weltlichen und geiſtlichen Be— 
hörden wird erwartet, daß ſie die Ordnung aufrecht erhalten und die Re— 
gierung unterſtützen. Die Einkünfte dieſes Landes ſollen ausſchließlich für 
die Bedürfniſſe des Landes verwendet werden. Die rückſtändigen Steuern 
der lehzten Jahre ſollen nicht eingehoben werden. Die Truppen des Kaiſers 
und Königs ſollen das Land nicht drücken, noch beläſtigen. Sie werden mit 
Geld bezahlen, was ſie von den Einwohnern bedürfen. Der Kaiſer und 
König kennt Euere Beſchwerden und wünſcht Euer Wohlergehen. Unter 
Seinem mächtigen Szepter wohnen viele Völker beiſammen, und jedes ſpricht 
ſeine Sprache. Er herrſcht über die Anhänger vieler Religionen, und Jeder 
bekennt ih jeinen Glauben. Bewohner von Bosnien und der Herzegowina! 
Degebt Euch mit Vertrauen unter den Schuß der glorreichen Fahnen von 
Oeſterreich- Angarn! Empfangt unjere Soldaten ala Freunde — gehorchet 
der Obrigkeit, nehmet Euere Beichäftigung wieder er und Ihr follt ge 
Ihüßt fein in den Früchten Euerer Arbeit.“ 

Tagsbefehl an die Truppen: „Soldaten! Der Bürgerkrieg in 
feiner abjchredenditen Yyorm, ein an unſeren Grenzen fanatifch geführter 
Neligiong: und Raçenkampf zwang hunderttauſende von Flüchtlingen vor 
graujamer Verfolgung Schub a! öſterreichiſch-ungariſchem Boden zu juchen. 
Se. Maj. der Kaiſer, unſer oberjter Hriegsherr, nicht gewillt des eigene Ge: 
biet fremden anarchiſchen Bejtrebungen als Tummelplatz preiszugeben, und 
die endlich auch unjere Ruhe und Sicherheit ernſtlich bedrohenden Wirren 
in den Nachbarländern noch länger zu dulden, haben im Einklauge mit 
ämmtlichen Grokmächten Europa's und mit Zujtimmung der Pforte be: 
chloſſen, diefem unbeilvollen Zuftande durch die Bejehung Bosniend und der 
Herzegowina in entjchiedener Weife ein Ende zu maden. Treu den Grund: 
jägen der Loyalität, die von jeher das Gepräge unjerer Politik gebildet, ift 
e3 auch dießmal nicht Groberungsluft, jondern die unabweisliche Sorge für 
die eigene Wohlfahrt, welche ung die Grenzen de3 Neiches zu überjchreiten 
gebietet. Soldaten! Cure Aufgabe ift Elar vorgezeichnet! In einer euch 
gleichzeitig befannt gegebenen Proclamation wird den Bewohnern Bosniens 
und der Herzegowina in feierlicher Weile das Wort verpfändet, fie unter 
der Bedingung williger Fügjamkeit in die von mir zu treffenden Maßregeln, 
al3 aufrichtige Freunde behandeln, die Rechte jeder Nationalität und Reli— 
gion, jowie bejtehende Sitten und Gebräuche achten, Eigenthum und Haus: 
recht Ichüßen zu tollen. Euer jtet3 freudiger Gehorfam für die Befehle 
unjere3 oberjten Kriegsheren, eure mufterhafte Disciplin bieten mir fichere 
Gewähr für die Einhaltung diejes in eurem Namen abgegebenen Verſprechens. 
In Ausführung der uns übertragenen Miffion werde ich feine Einfprache 
dulden, jedem, don welcher Seite immer fommenden Widerftand zu begegnen 
wiſſen. Soldaten! Cure Aufgabe, edel und erhaben in ihren Zielen, iſt 
eine jchtwere! Bedingt durch die Verhältniffe der Länder, die ihr betretet, 
ftehen euch mühevolle Märjche, mangelhafte Unterkünfte, Entbehrungen und 
Strapazen aller Art bevor. Doch mit voller Zuverficht vertraue ich eurer 
Willenskraft und Ausdauer; für euch ift fein Hindernii groß genug, das 
ihr micht mit Leichtigkeit zu überwinden vermöchtet. Nochmals Soldaten! 
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twiederhole ich e3, nicht zu einem Siegeszuge, zu harter Arbeit führe ich euch, 
verrichtet im Dienfte der Humanität und Givilifation! Dieje Worte, in ihrer 
Anwendung jo oft mißbraucht, fie follen unter ben Fittigen des Doppelaars 
— euch zu erhöhten Anſehen, zu neuem Glanze, zu wahrer Geltung ge: 
angen !” 

In Serajewo bricht unter der Anführung eines gewiffen Hadſchi 
Loja ein Aufftand der mohamedanifchen Bevölkerung gegen die türki- 
ſchen Militärbehörden aus, welcher den Rüdtritt des Militär-Com— 


mandanten zur Yolge hat; die Stadt verfällt einem durchaus anar— 


chiſchen Zuſtande. 


1. Auguſt. (Herzegowina.) Die öſterreichiſchen Truppen 
rücken von Dalmatien aus unter dem F. M.L. Ivanovice auch in 
die Herzegowina ein. Biejelben werden jofort mit Schüſſen em— 
pfangen. 

4. Auguſt. (Herzegowina.) In Moſtar, der Haupiſtadt des 
Landes, bricht ein Auſſtand gegen die türkiſchen Behörden aus: der 
Kaimakam und der Mufti werden ermordet, ein Ulema wird als Gou— 
verneur eingeſetzt; ein Theil der türkiſchen Beſatzung macht mit den 
Aufſtändiſchen gemeinſame Sache. 

6.— 38. Auguſt. (Bosnien.) Die Diviſion des F. M.L. Sza— 
pary erleidet bei Dobosnicza eine ſehr empfindliche Schlappe durch 
die Inſurgenten und muß zuerſt bis Dolnj, dann bis Gracanica, 
zuletzt bis Toboj zurückweichen. Die Inſurrektion gewinnt dadurch 
eine unerwartete Ausdehnung und Stärke. 

Mitte Auguſt. (Ungarn.) Das Reſultat der Neuwahlen 
zum Abg.-Hauſe des Reichdtags hat ergeben: ungefähr 238 Stimmen 
der regierungsfreundlichen Liberalen Partei, ca. SO Mitglieder der 
gemäßigten Oppofition und 72 der äußerſten Linken; 16 Mitglieder 
haben fich als unabhängig erklärt und etwa 6 — 12 werden ala 
Nationalitäten-PVertreter betrachtet. 

Nach obigen Ziffern verfügt aljo die Regierung über eine Mehrheit 
bon ungefähr 60 Stimmen. Dieje Mehrheit empfängt durch die Pelegirten 
des croatifch-flavonifchen Landtags, 29 an der Zahl, ohne Zweifel nod) einige 
Erhöhung, welche jedoch für die inneren fragen Ungarn-Siebenbürgens bes 
deutungslos erjcheint, da in diejen Fragen die Groaten jich der Abſtimmung 
enthalten. Berglichen mit dem Status deö abgelaufenen Reichstags Hat die 


Regierungspartei weder eine Einbuße erlitten, noc einen nennenswerthen 
Zuwachs erhalten. 


19. Auguft. (Bosnien.) Serajewo, die Hauptſtadt des 
Landes, wird nach einem beftigen Kampfe von den Defterreichern 
erobert und beſetzt. Es wird anerkannt, daß die Unternehmung von 
F.3.M. Philippovic mit außerordentlichem Gejchiet geleitet und 
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durchgeführt worden fe. Damit ift der erſte Aft des blutigen 
Dramas gefchloffen; indeflen dauert der Widerjtand der Bevölkerung 
gegen die djterreichifche Beſetzung des Landes überall fort: es ijt der 
Miderftand der von der türfifchen Regierung weder offen unterftüßten 
noch bejchwichtigten Verzweiflung; die Kräfte der Inſurgenten wer— 
den auf 65,000 Dann gejchätt und diefe hohe Zahl wird nicht für 
unmöglich gehalten. Die Dejterreicher waren auf einen jolchen 
MWiderftand entjchieden nicht gefaßt und nicht vorbereitet. 

28. Auguft. (Bosnien) Der Obercommandirende F. 3. M. 
Philippovic erläßt in Serajewo folgende Bekanntmachung betr. die 
Gteuerabgaben: 


„Es find mir viele Beſchwerden darüber vorgebradt worden, daß 
chriftliche und mohamedanifche Landbewohner die weitere Yeijtung der den 
mohamedanijchen Grundherren jehuldigen Giebigfeiten, namentlidy der Tren— 
tina, und auch die Abfuhr des dem Staate jchuldigen Zehents verweigern. 
Es ift mein Wille, daß Eigenthum und Recht eines Jeden ohne Unterfchied 
der Religion gejchüßt werde, und ich befehle daher, dab die chriftlichen und 
mohamedanischen Yandbewohner die Trentina und etwaige fonjtige vertrag: 
mäßige Giebigfeiten den mohamedanijchen Grundherren, ſowie Bisher auch 
weiterhin bei Vermeidung von Zwangsmitteln zu leijten haben. Nicht min: 
der muß der dem Staate gebührende Zehent, injolange er nicht durch eine 
andere Befteuerung erjett ift, gehörig entrichtet werben. Es wird ein Gegen: 
ftand meiner befonderen Fürſorge fein, daß ſowohl in Bezug auf die Ent: 
— der Trentina als auch in Betreff der Abfuhr des Aedents möglichft 
bald jene Erleichterungen eintreten, welche zur Hebung des Nationalwohl: 
ftandes dringend nothwendig find. Bis dahin muß fich aber Jedermann 
den bejtehenden Geſetzen fügen.“ 


30. Auguft. (Bosnien) Im Sandſchak Novi Bazar ift 
alles zum äußerjten Widerftande gegen eine allfällige öfterreichiiche 
Sccupation vorbereitet: die Defiles, welche Serbien und Montenegro 
trennen, find von ca. 9000 Mann theils regulärer Truppen theils 
„St. Maj. des Sultans treuen Inſurgenten“ bejeht und werden 
von bdenjelben aufs eifrigjte befeftigt. Die Erzwingung der Poſi— 
tionen in dieſen Engpäffen würde die djterreichijche Armee ungeheure 
Opfer koſten. 


1. September. (Bosnien) Auch in Trebinje bricht ein 
Aufftand gegen die türkische Beſatzung aus. 

6. September. (Bosnien) Der gemeinjame Kriegsminifter 
bat unter der Motivirung, daß die Nücfichten auf die Verpflegung 
der Truppen den Ausbau der Eifenbahn Sifjek-Novi erfordern, ein 
Gabinetzfchreiben erwirkt, dag dem ungarijchen Verkehrsminiſter die 
Weiſung ertheilt, die Hindernifie, die dem Ausbau diefer Bahnlinie 
entgegenjteen, aus dem Wege zu räumen. In Ungarn will man 
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von einer dießbezüglichen Eiſenbahn-Conceſſion, durch welche der 
Waarenzug aus Bosnien von Ungarn ab und nach Oeſterreich ge— 
lenkt würde, nichts hören; und da die ungariſche Regierung bei 
ihrer Weigerung, die Bahn zu conceffioniren, beharrt, jo ſoll die— 
jelbe als Militärbahn auf Neichskoften ausſchließlich zu Militär- 
zweden erbaut werden. 

7. September. (Bosnien.) General Zac) macht einen ver= 
geblichen Verſuch, die ſtark befeftigte Stellung der Inſurgenten bei 
Bihac zu erobern und muß fchließlich zurüdweichen. Dagegen wird 
Irebinje ohne Widerjtand beſetzt. 

10. September. (Defterreich.) Die Neuwahlen zu zehn 
Zandtagen einzelner Kronländer fallen für die Liberale Partei jehr 
wenig befriedigend aus: die clericale Oppofition geht in den meiften 
derjelben wejentlich erjtarkt aus diefen Wahlen hervor. 


16. September. Gemeinfamer Minifterrath über die Frage 
der Bahn Sifjef-Novi: die Ungarn ſetzen ihren Willen durch: die 
Bahn wird vorerjt nicht gebaut werden. 

19. September. (Bosnien.) Die Feſtung Bihac capitulixt 
ſchließlich doch. 

(Herzegowina) Moftar ergibt fich: die Occupation wenig» 
ſtens diefer Provinz wird ala durchgeführt betrachtet. 


22. September. (Bosnien) Tusla und Bjilina werden 
von den Dejterreichern bejeßt. 

22. September. (Dejterreich: Böhmen.) Die Gzechen be= 
Ihließen nach Gjähriger Enthaltung die Beichidung des böhmischen 
Landtags. 

24. September. (Dejterreich.) Eröffnung der Seſſion der 
Zandtage. 


Die ernannten Landtags-Präfidenten und Stellvertreter find mit ge: 
ringen Ausnahmen diejelben Perſonen, we auch in der verfloffenen Land: 
tag&periode biefe Ehrenjtellen befleideten. Nur in Vorarlberg ijt an Stelle 
bes kürzlich verftorbenen Juſſel Graf Belrupt zum Landeshauptmann er: 
nannt tworden, was um jo bemerfenswerther ift, ala die überwiegende Mehr: 
heit des Vorarlberger Landtages clerical ift, während Graf Belrupt zu ben 
waderjten und ftandhafteiten Anhängern der Liberalen Berfaffungspartei zählt. 
Aehnlich ift auch in Salzburg, troßdem dort die Wahlen clerical ———— 
find, der verfafjungstreue Graf Lamberg Pr Landeshauptmann ernannt 
worden. Für Böhmen wird der Gzeche Klaudy zum Ober:Landmarfchall: 
Stellvertreter ernannt. Die Erwartung, dat das Erjcheinen der czechiichen 
Abgeordneten im böhmischen Landtage zu einem a a Zujammen: 
wirken der beiden Parteien auf dem Boden der Berfaffung führen werde, 
Icheint fich erfüllen zu wollen. Die Erklärung, welche der czechiiche Ab: 
geordnete Brauner Namens feiner Partei abgibt, unterjcheidet fich vortheil— 
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haft von den früheren Deflarationen, indem fie die Eintracht mit dert beut- 
ſchen Mitbürgern jehr lebhaft betont. Auch die kurze Anjprache, welche der 
neuernannte Yandmarjchall:Stellvertreter KHlaudy hält, athınet einen jehr ver: 
ſöhnlichen Ton. 


26. Eeptember. (Dejterreich: Böhmen u. Mähren.) Land— 
tage: Die Gzechen bringen in beiden den Antrag auf Erlaß einer 
Adreſſe an die Krone ein. Der vorgelegte Entwurf ift in Böhmen 
für die deutjchen Mitglieder annehmbar, in Mähren dagegen ent= 
Ichieden nicht. Beide fordern eine Revifion der Landtagawahlord- 
nung im Intereſſe der ezechifchen Nation. 


28. September. (Ungarn: Croatien.) Gröffnung des Landtags. 


Don den 72 Abgeordneten de3 croatijchen Landtags zählen gute fünf 
Sechstel zur „National“: oder, richtiger gejagt, Regierungspartei; das letzte 
Sechstel zerjplittert ſich auf die ftaatsrechtliche, jerbifche und Starcevicianijche 
Dppofition. Die Regierung des Banus Ivan Mazuranic wird aljo aud) ın 
der nächjten dreijährigen Landtags: Periode den Ton angeben und das unter 
ihrer Aegide begonnene Werk des inneren Ausbaues Croatiens fortzujeßen 
Gelegenheit haben. Daß ihr dabei die insgefammt zwölf Mann zählenden 
drei Oppofitions: Fraktionen erhebliche Hinderniffe in den Weg zu legen im 
Stande fein werden, ijt einerfeit3 wegen der Gompactheit und ftrammen Dis: 
ciplin der Negierungspartei, andererjeit3 bei dem auffallenden Mangel an 
Sntelligenz in den Reihen der Oppojition durchaus nicht zu erwarten. Zwei 
Punkte find e3, welche die Thätigfeit des Landtags hauptſächlich in Anſpruch 
nehmen: die Erneuerung des Ausgleichs zwifchen Groatien und Ungarn und 
die Einverleibung der Militärgrenze. Die letere ijt ein dringendes und auch 
wejentlich gegründetes und billiges Begehren der croatijchen Nationalpartei, 
dem aber die Regierung wenig Neigung zeigt, zu entiprechen. Die Erneue: 
rung des Ausgleich! mit Ungarn dagegen wird bei nur einigem guten Willen 
von beiden Seiten ohne jegliche Schwierigkeit gelöft werden fönnen, fofern 
fich beide Theile mit der Aufrechterhaltung des Status quo ante begnügen. 
Eine Mehrforderung auf diefem Gebiete, ſei e3 nach welcher Richtung immer, 
wird in Peſt gewiß taube Ohren finden, da bei der durch die Occupation 
bedingten und gejchaffenen finanziellen Galamität für eine weitere Belaftung 
des ungarifchen Staatsſäckels zu Gunften Groatiens feine Möglichkeit vor: 
handen ift. Aber auch im Pet wird man fich nicht dem Wahne bingeben 
dürfen, daß Groatien von den nach fo vielen Kämpfen erworbenen Rechten 
und Bortheilen auch nur ein i-Tüpfelchen aufzugeben in der Lage jei; die 
Regierung und die Partei in Groatien, die jolcyes acceptirte, würde von 
einem Sturm der entrüfteten öffentlichen Meinung weggefegt werben. 


29. Eeptember. (Bosnien u. Herzegowina.) In Bosnien 
ergibt fich die Veſte Livno, in der Herzegowina die Felſenveſte Klo— 
buf, der lebte Hort der Inſurgenten, den Oefterreichern. — Serbien 
und Montenegro entwafinen auf ihr Gebiet übergetretene Infurgenten. 

29. September. Die Echwierigkeiten, die großen Kojten und 
die blutigen Opfer der Occupation von Bosnien und der Herze— 
gowina haben die Öffentliche Meinung ſowohl diesfeits wie jenjeits 
ber Leitha vielfach in eine fehr gereizte Stimmung gegen das Unter- 
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nehmen verjegt. In Peft macht fich die Unzufriedenheit in einer 
großen Volksverſammlung Luft. 

30. September. (Ungarn.) Der Finanzminifter Sell gibt 
wegen des boönijchen Unternehmens und der Rückwirkung desfelben 
auf das Budget Ungarns, das ohnehin fchon ein Defizit aufweiſt, 
feine Demiffion ein und das ganze Gabinet Tisza fchließt fich dem 
Schritte an. 


2. October. (Bosnien) Hadſchi Loja, der Urheber des 
Aufftandes in Serajewo, fällt in die Gefangenjchaft der Defterreicher. 

2. October. (Dejterreih.) Das Minifterium Auersperg 
erfucht den Kaifer um endliche Entjcheidung über fein ſchon am 
3. Juli eingegebenes Entlafjungsgefuh. Der Rüdtritt des Minifter- 
präjidenten Fürſt Auersperg jteht außer Zweifel. Dagegen wird 
eine Neconjtruction der übrigen Gabinets, vielleicht unter dem Prä- 
jidium des bisherigen Finanzminiſters De Pretis, für mwahrfcheinlich 
gehalten; doch jcheint dafür eine weitere Klärung der Lage nament— 
lich bez. Bosnien abgewartet werden zu wollen. 

2.3. October. (Bosnien) Die gemeinfame Regierung be= 
Ihließt, die ihr durch den Berliner Vertrag gleichfalla übertragene 
Beſetzung der Sandſchacks Novi-Bazar gegenüber der Stimmung ber 
Öffentlichen Meinung in Defterreich und in Ungarn unter allen Um— 
ftänden bis aufs fünftige Frühjahr zu verichieben, zumal dort ein 
noch viel heftigerer Widerjtand der eingeborenen Bevölkerung als in 
Bosnien in Ausficht zu ftehen jcheint. 

Ueber ben Verlauf der Krifis, welche in Folge des bosnifchen Feld— 
zuges über die beiden Reichshälften hereingebrochen ift, wird Folgendes mit: 
getheilt: Schon während der ei gr — der ungariſchen Miniſter in 
Wien iſt die Abſicht aufgetaucht, eine definitive Einigung des gemeinſamen 
Miniſteriums mit den beiden Landesminiſterien über die auf die Occupation 
bezüglichen Budget⸗Angelegenheiten herbeizuführen. Dieſe Abſicht wurde da— 
mals nicht verwirklicht Erſt jetzt wird zunächſt vom Kriegsminiſterium das 
Präliminare der für die letzten zwei Monate des Jahres 1878 und für das 
Jahr 1879 aufzubringenden Beträge zu Ziweden der Occupation vollendet. 
Im Laufe des letzten Minijterraths wurde eine Directive für das Kriegs— 
minijterium dahin feitgeftellt, daß dag Präliminare derart zu —* ſei, 
daß es die Maximalſumme der in den nächſten 14 Monaten ſowohl für die 
Occupation als für die Verwaltung erforderlichen Beträge enthalte, und daß 
dieſe Summe ſo hoch zu veranſchlagen ſei, daß eine Ueberſchreitung derſelben 
ſchlechterdings ausgeſchloſſen wäre. Dieſes Präliminare wurde im Laufe der 
legten 14 Tage vollendet, und das Erforderniß ſoll auf durchſchnittlich 
5 Millionen Gulden per Monat veranſchlagt worden fein. Als Herr v. Szell 
von diefem Budget Kenntniß erhielt, gab er jeine Dimiffion. Herr v. Sell 
erklärte, daß Ungarn im gegenwärtigen Augenblid völlig außer Stande ei, 
die von der Kriegäverwaltung geplanten Aufgaben duch ein Anlehen zu 
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bedfen, und daß er filh außer Stande fühle, felbft für das Erforberniß ber 
nächften zwei Monate die auf Ungarn entfallende Quote durch ein Anlehen 
aufzubringen. Ex erklärte weiter, daß nur im Wege einer gemeinfamen An: 
leihe das Erforderniß gededt werden könne. Dieſer Anſchauung Szell's trat 
ie das ungarifche Minifterium bei, welches darauf hinwies, daß verfafjungs: 
mäßig die Aufnahme gemeinjamer Anleihen für gemeinfame Zwede vor: 
bedacht ſei. Allein diefer Plan fand an dem ee en Yyinanzminifter 
einen Gegner. Am Schluffe der Audienz, welche Szell beim Kaiſer Hatte, 
erklärte derjelbe, daß er jeine Dimiſſion aufrecht erhalte. Graf Andrafiy 
jteht bezüglich der Frage der Aufnahme einer gemeinjamen Anleihe ſowohl 
al3 bezüglich der Abficht des ungarischen Minifteriums, die Occupationstoften 
zu begrenzen, auf Seite des ungarischen Minijteriums, und aud) der Kaiſer 
hat ſich dem ungarischen Finanzminister gegenüber in ähnlichem Sinn und 
für ein gemeinfames Anlehen ausgeiprochen. Das öfterreichijche Minifterium 
bat auch bereit3 über die officielle Aeußerung in dieſer Frage berathen, und 
es ift zweifellos, daß e3 mit Rückſicht auf die Stimmung des Reichsraths 
unter allen Umftänden auf feiner Anjchauung in diefer Trage beharren wird. 
Es ift — unmöglich, daß in Folge deſſen der Verſuch gemacht wird, ein 
anderes Miniſterium zu bilden; aber es dürfte ſich nicht leicht jemand be— 
reit finden, im öſterreichiſchen Reichsrath für den ungariſchen Mund, da 
= N durch eine gemeinfame Anleihe gededt werden, ein- 
zuſtehen. 


(Ungarn.) Der Finanzminiſter v. Szell erhält vom Kaiſer 
ſeine definitive Entlaſſung; Tisza und die übrigen Miniſter laſſen 
ſich dagegen herbei, die Geſchäfte wenigſtens proviſoriſch fortzuführen. 
Die Miniſterkriſis iſt damit für Ungarn, wie es ſchon bisher mit 
Oeſterreich der Fall war, vertagt, indem gehofft wird, daß Tisza ſich 
ſchließlich mit Andraffy verſtändigen und dann auch das ungariſche 
Parlament für die bosnifche Politik gewinnen werde. 


2. October. (Defterreich: Böhmen, Oberöjterreich, Steier- 
marf, Galizien.) Landtage: böhmijcher Landtag: Rieger begründet 
als Führer der Altezechen feinen Antrag auf eine Adreffe an den 
Kaifer. 


Seine Rebe fchließt dahin: „... Die Journaliſtik, welche viel Gift 

in den Streit gegofjen, hätte behauptet, den Deutjchen müfje die Hegemonie 
ewahrt bleiben. Gewiß würde jeder deutjche Bauer oder Städter auf die 
* ob er ein Hegemon ſei, antworten: was bringe es er ein? Sein 
teuerbuch zeige ihm, daß er zivanzigmal mehr zahle als früher, wo er fein 
Hegemon war. Der magyarijche Stamm dürfe ſich mit Böhmen nicht meſſen, 
und doch regiere er im Defterreich; Deutiche wie Gzechen wären im der 
Orient: Frage einig; aber unſere Zwietracht überließ den Magyaren das 
Votum. Sept werden Wir einig jeın im Zahlen A die türfifchen Gelüfte 
der Magyaren und deren blinden Slavenhaß. a3 würde die Bohemia 
unita im der Selbftverwaltung erjparen, und wie raſch würde die magyartjche 
gemonie bejeitigt fein! Die Politit Defterreichd wäre mit einem Schlag 
eine andere, wenn die acht Millionen Einwohner Böhmens und Mährens 
— ſchließen würden. Was heute noch im freien Willen der Deutſchen 
iege, könne morgen fi ändern. Die Thatſachen können überraſchend kommen. 
Die Vorgänge im Orient können die Urſache neuer Gebilde in unſerem 
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Reiche wie anderwärts fein. Gr wolle die Fundament: Artikel hier nicht ver: 
theidigen ; aber von hundert, welche fie verdammen, hätten fie neununds 
neunzig gar nicht gelefen. Nicht die Octroyirung, jondern die Verftändigung 
fönne Hülfe bringen. Hiezu fei der geeignetfte Vermittler der Monarch, der 
über den Parteien ſteht und, wenn nöthig, auch der Richter ift zwiſchen 
beiden Parteien. Ihr Deutfchen würdet beleidigenden Undent dem Mo: 
narchen zufügen, wenn Ihr glauben würdet, er könnte Euch Unrecht thun. 
Wie Brüder wollen wir des Vaters Vermittlung anrufen.“ 


Es wird anerkannt, daß feine Rede äußerſt maßvoll gehalten ift und 
die einftimmig bejchloffene Zuweiſung derjelben an eine Commiſſion ruft 
einen Beifalläfturm ber Gallerien hervor. pe auch der Adreßentwurf ala 
folder wenig Chancen, jo bietet doch die Beftellung einer Commiffion die 
Möglichkeit weiterer, auf praftiichem Boden fich beiwegender Verhandlungen, 
die fich nach ben czechifchen Wünfchen zunächit auf die Wahlordnung erftreden 
follen — ein Gebiet, dad auch die Verfaifungspartei nie ald ein noli me 
tangere bezeichnete. In Mähren Hingegen muß die provocatorifch ab: 
gefaßte czechifche Adreſſe rundweg ae werden. In Oberöjterreid 
wird ein von den liberalen Elementen verfaßter Adrehentwurf angenommen, 
während in Steiermarf mit einer Mehrheit von 33 gegen 22 Stimmen 
der Antrag des Ultramontanen Karlor auf Einjegung einer Commiſſion zur 
Entwerfung einer Adrefje an die Krone angenommen wird. Wie in dieſem 
Zandtage, To fehlte es auch in den anderen nicht an ——— die Schul: 
geſetze, jpeciell die Schulpflicht, im Sinne der Wünſche der Landbevölferung 
zu modificiren; doch bleibt für jene Landtage, in denen die Liberalen die 
Mehrheit Haben, bereits die in Niederöfterreich hiefür gewählte Form, welche 
dieſe Beitimmungen dem biscretionären Ermefien der Landesichulbehörden 
überläßt, ziemlich maßgebend. Bemerkenswerthe Nüdläufe erzeugt die wirth: 
Ichaftliche Lage, und Anträge gegen den Wucher bilden in der Mehrzahl der 
Zandtage bereit3 eine ftändige Erſcheinung. An Galizien veranlaßt bie 
polniſche Majorität die ruthenische Minderheit wieder zur Dejertion, und 
zwar durch Anträge auf Revifion der Wahlordnung zur Vermehrung des 
jtädtijchen (polnischen) Elements. Nach Abjentirung der Ruthenen iſt der 
Landtag für dieſe Reformen nicht mehr beſchlußfähig. Dieſes Landtagabild 
im Kleinen und in allgemeinen Umriſſen zeigt fajt alle politiichen Parteien 
in lebhafter Bewegung und geftattet einen Ausblick auf die Verhältniffe im 
Reichsrath, die ſich dießmal bejonderd dann intereffant geitalten dürften, 
wenn die Gzechen, die von Neuem in den Reichstag gewählt werden, jeht 
endlich von ihren Mandaten Gebrauch machen follten. Nach der Stimmung 
im czechifchen Lager ſcheint dieß nicht außerhalb des Bereiches der Möglichkeit. 


4. October. (Bo3nien.) Die öfterreichifchen Truppen ziehen 
in Wifchegrad ohne Kampf ein. Die Infurgenten verlaffen früh 
am Morgen da8 Lager und die Verſchanzungen unter Zurüdlaffung 
von Kanonen, Zelten und Munition. Die 8. Infanterie-Brigade 
rüdt in Gorazda ein ohne Widerftand zu finden und beſetzt auch 
Tſchajnitza mit zwei Bataillonen. Fotſcha ijt frei von Infurgenten. 
Hiemit ift der Aufftand in ganz Boänien niedergetvorfen und das 
Sand in den Händen der öfterreichifchen Truppen. 


6. October. (Oeſterreich.) Gin kaiſerliches Handjchreiben 
nimmt die Demijfion des Minifteriums Aueröperg an; basfelbe 
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wird jedoch bis zur Bildung eines neuen Cabinets fortfahren, die 
Gefchäfte zu beforgen. 

7. October. (Bo3nien.) Karatheodory Paſcha übergibt dem 
ausw. Amt ein Rundfchreiben der Pforte, worin der Wunſch aus» 
gefprochen ift, mit Defterreich in freundfchaftlichen Beziehungen zu 
bleiben, aber unter Hinweis auf das Verfahren der öfterreichifchen 
Truppen in den occupirten Provinzen, das einer jcharfen Kritik 
unterworfen wird, der Abichluß einer Convention abgelehnt wird. 


8. October. (Defterreich: Görz u. Trieft.) Yandtage: Wäh— 
rend ber in feiner Mehrheit italienische Landtag von Görz zu Gunften 
Defterreich3 demonftrirt, demonftrirt dagegen die italienische Mehr— 
heit des Triefter Landtags gegen die Zufammengehörigfeit mit 
Defterreich (vergl. unten Stalien). 


11. October. (Defterreich: Tyrol.) Landtag: der Chef der 
Landesregierung, Graf Taaffe, beanttwortet die glaubenseinheitliche 
Sinterpellation der clericalen Majorität dahin: die confejfionelle Ge— 
ſetzgebung fei feit 1867 in ihrem vollen Umfange in die Gompetenz 
des Neichärathes übergegangen und ſomit dem Landesgejehe vom 
7. April 1866 (welches die Bildung evangelifcher Kirchengemeinden 
von der Zuftimmung des Tyroler Landtags abhängig machte) die 
bisherige ftaatsrechtliche Baſis entzogen. 

13. October. (Bo3nien.) Die gemeinfame Regierung be= 
fchließt eine theilweife Demobilifirung der Occupationsarmee. Die— 
felbe wird um ca. 60,000 Mann vermindert; immerhin verbleibt 
no eine an 100,000 Mann ftarfe Armee in den vecupirten 
Provinzen. 


14. October. Oeſterreich-Ungarn weift die „Gräuel-Note“ der 
Pforte bez. Bosniens dom 7. d8. Mts. jehr emergifch zurüd und 
erledigt die Ablehnung einer Convention bez. Bosniens durch eine 
Weiſung an den dfterreichifchen Botfchafter in Gonftantinopel, Grafen 
Zichy, der Pforte zu erklären: ö 


daß der Berliner Vertrag den Abſchluß einer Convention nur facul: 

tatid vorgejehen habe, und daß das Nichtzuftandefommen einer ſolchen Eon: 
vention Defterreidy nicht hindern fünne und werde, nach Mahgabe des Ber: 
Iiner Vertrags borzugehen; daß fodanıt, was Novi:Bazar betreffe, eine Occupa— 
tion desjelben zur Zeit nicht beabfichtigt ſei, daß Defterreich fich aber die volle 
Freiheit der Entſchließung vorbehalten müſſe, je nad) den Umftänden und 
im Sinne des Berliner Vertrags zu diefer Occupation zu fchreiten. — Uebri— 
ens haben Deutjchland, England und Frankreich die ihnen in der türfifchen 

irculardepefche angefonnene Intervention nicht bloß ausdrücklich abgelehnt, 

fondern auch fein Hehl aus dem jehr üblen Eindrud dieſes Schrittes ges 


Bie Geherreihifh-Ungarifhe Monardie. (Oct. 14.) 247 


macht, Rußland und Jtalien aber in unverkennbarer Mißachtung die De: 
peſche überhaupt nicht beantwortet. 


14. October. (Ungarn: Groatien.) Landtag: genehmigt 
gegen eine Minderheit von bloß 7 Stimmen den, von der National= 
(Regierungds) Partei eingebrachten, Entwurf einer Antwortsadreſſe 
auf die fol. Thronrede. Diejelbe ift entfchieden in groß-croatiſchem 
Eirne gehalten und bildet ein fürmliches Zufunftsprogramm. Der 
Banus Maznranice |pricht fich indeß entfchieden gegen den Anſpruch 
eines Anfchluffes Bosnien? an Groatien und der Cectionächef Ziv— 
fowic ebenfo nachdrüdlich gegen die Forderungen in Bezug auf 
Dalmatien und Fiume aus, allein ohne Erfolg. 


Die Antwortsadreſſe beichäftigt fich Hauptjächlich mit zwei Punkten. 

Der erjte betrifft den ungarijchecroatifchen Ausgleich. Gemäß ben 
fonderbaren ftaatsrechtlichen Zujtänden in der habsburgifchen Monarchie muß 
nun den faft dreisährigen Ausgleichshäfeleien zwiſchen Ungarn und Defter: 
reich ein eben jo unerquidlicher ungarifcheroatiicher Epilog ‚nachfolgen. Die 
Regnicolardeputationen werden das mühjelige Gejchäft der finanziellen Aus: 
einanderjegung zwifchen Peſt und Agram fchon demnächft in Angriff nehmen; 
in welchem Sinne dieß von Seite de3 „dreieinigen“ Königreich gefchehen 
dürfte, lehrt die Anklage im Adreß-Entwurf: daß die Croaten die „unange— 
nehme Erfahrung“ gemacht, wie die —— mehrerer Beſtimmungen 
des Ausgleichs * vom Geiſt und Buchſtaben dieſes Geſetzes abgewichen 
ſei.“ Darum KoIf die Revifion dasfelbe in feiner „vollen Reinheit“ wieder: 
beritellen und befejtigen. Ungarn erhält für alle feine finanziellen Opfer, 
die e3 dem „dreieinigen“ Königreich bringt, ftet3 neue Vorwürfe. Die Croaten 
haben ſich ein vecht foftjpieliges Verwaltungsſyſtem eingerichtet; fie konnten 
e3 leicht thun, denn es Koftet fie im Grunde wenig. Reichen die eigenen 
Einnahmen nicht aus, dann fchießt eben das „Mutterland“ zu. Das ijt eine 
ehr geichict gemachte Einrichtung und gereicht dem Scharfjinn der Eroaten 
zur Ehre Sie ließen in den fechziger Jahren ihren Anſchluß an Wien oder 
Peit bejonders hoc) tariren. In Ungarn war man unbedadht genug, ihnen 
im Jahre 1861 ein „weißes Blatt“ zu reichen. Die —— vor dem Wiener 
Centralismus vermochte Deak und ſeine Freunde zu dieſem Schritte, der in 
feinen Conſequenzen zu der faſt unerhörten autonomen Sonderſtellung Croa— 
tiens führte. Es war eine Uebereilung, die ſich ſeitdem ſchon wiederholt 
— hat; doch erſt jetzt reifen deren gefährliche Früchte. Der zweite Punlt 
ehandelt die großcroatiſche Staatsidee. Die Adreſſe —— daß 

das occupirte bosniſch-herzegowiniſche Gebiet unter dem Lichte des Krönungs— 
eides al3 wiedererworbenes Eigengut betrachtet werden müſſe. Diefer Ge: 
ftaltung müſſe aber die Einverleibung Dalmatiens in Groatien-Slavonien 
vorangehen; ebenſo ftehe der endlichen Bereinigung des Militärgrenzlandes 
mit dem croatifchen „Mutterlande” nichts mehr im Wege, und fei auch Die 
„Einnahmen-Frage“ zu Gunjten eines Anſchluſſes an das „dreieinige“ König: 
reich auszutragen. Denn „die Zerjtüdelung diefer ehedem vereinigt geweſenen 
Provinzen ſchwäche die füdöftlichen Grenzen, erfchtwere deren Selbſtverwal— 
tung, erzeuge Unficherheit und Br worauf die Feinde der Mo: 
narchie Heute mehr denn früher zählen.“ Das find die Zukunftspläne dev 
ſog. Großeroaten. Allerdings ift das heutige „dreieinige* Königreich nicht 
rößer als drei mittelmäßige ungarifhe Comitate; denn e3 hat in Summa 

Bloß einen Flächeninhalt von 422'/ Duabdratmeilen mit 1,150,000 Eins 
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wohnern. Darum eben gelüftet ihm nach den weit größeren Annerionen. Da 
ift die Militärgrenze mit 369! Quadratmeilen und nahezu 700,000 Ein— 
wohnern, dann Dalmatien mit 2321). Duabratmeilen und 442,796 Seelen; 
ſchon diefe beiden großeroatifchen Ausgliederungsobjecte überjteigen an Um- 
fang das annerionsluftige „Mutterland“, Wie erft, wenn noch Fiume um) 
die ganze neue Acquifition Bosnien-Herzegowina dazu käme! Das gäbe an 
Großcroatien von 2000 Geviertmeilen mit einer Bevölkerung von mehr als 
3%, Millionen Seelen! Und dafür ſoll Agram der politifche und culturelle 
Schwerpunkt fein. 


15. October. (Defterreih.) Der Finanzminiſter De Pretis 
wird vom Kaiſer mit der Neubildung eines cißleithanifchen Cabinets 
beauftragt. 


16. October. GBosnien.) F. M.L. Ivanovic Hält nach voll= 
ftändiger Occupation und Pacification der Herzegowina feinen feier- 
lichen Einzug in Moftar, der Hauptftadt desjelben. 


17. Sctober. (Defterreih.) Da der vom Kaiſer mit der 
Neubildung des Gabinet3 beauftragte Finanzminiſter De Pretis die 
Abficht Fund gegeben Hat, ſich vor Allem mit der Verfaffungspartei, 
der Majorität des Abg.-Haufes des Reichsraths, in Einvernehmen 
zu ſetzen, jo erörtert die Prefle bereits nach allen Seiten die Grund» 
bedingungen für einen geficherten Beſtand jedes Gabinet3 unter den 


obwaltenden Amftänden. 
„Vor allem — wird ihm gejagt — wird man darüber einig fein 
müffen, wie, mit welchen Mitteln, unter welchen Vorausſetzungen und 
annäherungsweije binnen welcher Frift die Herftellung des Gleich: 
ewichts im Budget erreichbar ſei. Hier num ftöht unfere cisleithaniſche 
Sn e mit dem großen Entzündungsheerde zufammen, auf den alle bedrohlichen 
Gricheinungen der heutigen Lage in gerader Linie zurücdzuführen find; bier 
ift die Finanzfrage untrennbar mit der Frage der auswärtigen Politik 
verfnüpft. Man kennt die Anftrengungen, welche Freiherr dv. Pretis jchon 
gemacht Hat, um fich der Befeitigung des Deficit3 zu nähern. Der unga= 
riſche Ausgleich war ihm der willfommene Anlaß, um die Finanzzölle zu 
erhöhen und die indirecten Steuern ertragsfähig zu machen. Gleichzeitig 
legte er dem Reichsrathe das Project einer Reform der directen Steuern vor, 
welches im Weſentlichen darauf abzielte, das große, mobile Kapital, weldes 
fi) bisher vermöge feiner ſchweren Faßbarkeit der Beſteuerung faft ganz 
entzog, zur Antheilnahme an den Gtaatälaften heranzuziehen. Wurde bie 
vom Abgeordnretenhaufe zum großen Theile angenommene Steuerreform durch- 
geführt, traten Hiezu noch einige Erjparungen in der Adminijtration, welche 
gleichfalls zum Theile verwirklicht, zum Theile angebahnt find, hielt über: 
dies die Beſſerung der allgemeinen Productions-Verhältniſſe an, welche ſich 
in ben lebten zwei Jahren allmälig bemerkbar machte, jo war Hoffnung 
vorhanden, daß bis zum Jahre 1880 das Gleichgewicht zwiichen Ausgaben 
und Einnahmen im Staate hergeftellt war, und daß man dann fich der 
Aufgabe widmen konnte, durch eine Reform des Wehrſyſtems, durch Stabili- 
firung des Derhältniffes zu Ungarn und ähnliche längſt erwünjchte Ver: 
gene die Fundamente des Staates zu ftärfen, zu Defeftigen und trag: 
fähig zu erhalten. Durch alle dieſe Projecte hat aber die auswärtige Politik 
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des Grafen Andraffy einen biden Strich gemacht. Die Koften der boanifchen 
Dreupation betragen in diefem Jahre jchon mehr, als der Mehr:Ertrag und 
die Erjparnifje aus allen erwähnten Maßnahmen zufammen betragen würben, 
wen Die Ietteren bereits durchgeführt wären. Nimmt man an, dah bie 
Armee, welche nach der partiellen Demobilifirung noch in Bosnien verbleibt, 
diejenige Macht repräfentirt, welche nöthig ift, um die dafelbjt mühjaı her: 
geitellte Ordnung aufrechtzuerhalten, jo wird im jedem der nächitfolgenden 
Jahre ein annähernd gleicher Betrag, wie ihn die Erhaltung ber ganzen 
Armee binnen vier Monaten erforderlich machte, aufgebracht werden müſſen. 
Wenn aber alle geplanten Steuer: Erhöhungen zuſammen faum hinreichen, 
um das Deficit zu decken, welches wir, ua von dem Decupations: 
Grforderniffe, ſchon haben, womit werden wir die Zinfen der Anlehen be: 
zahlen, welche nöthig fein werben, um ben Mehrbedarf des gegenwärtigen 
und aller fommenden Jahre zu beftreiten? Wir faffen hier nur die Koiten 
der bloßen Occupation, d. h. ber zur Aufrechterhaltung der Ordnung nöthigen 
Macht ins Auge; wenn man aber daran bdenft, auch nur durch) eine Tängere 
Reihe von Yahren diefen Zuftand aufrechtzuerhalten, dann wird fich die 
Nothwendigkeit aufdrängen, den- vecupirten Ländern auch eine Verwaltung 
zu geben, mindeſtens jene Reformen durchzuführen, welche Graf Andrafiy 
jelbjt in feiner Note vom 30. December 1875 von der Türkei begehrte; die 
Regelung der Agrarverhältniffe wird eine koſtſpielige Grundablöfung nöthig 
machen, für welche wir werden eintreten müffen, und alle dieje Ausgaben, 
welche nur durch neue und imıner koſtſpieligere Anleihen gedeckt werden koͤnnen, 
werden die jährliche Zinfenlaft jo anſchwellen machen, da die Steigerung 
der Steuerlaft mit derjelben unmöglich Schritt halten kann. Da aber Herr 
v. Pretis ſelbſt es war, der den durchaus richtigen Grundſatz aufgeftellt Hat, 
daß die geringfte Anforderung, welche man an eine geordnete eier 
tung ftellen kann, die ift, daß fie wenigſtens die Zinfen ihrer Anleihen nicht 
duch neue Anleihen decke, jo halten wir es für unmöglich, daß er das 
Portefeuille übernehme, ohne Garantien dafür zu haben und zu geben, daf 
auf diefem Wege, welcher dem Ruine zuführt, ſchleunigſt innegehalten werde. 
Gibt ſich dagegen die Partei mit Versprechungen, Vertröftungen, mit einem 
dagen: „Es wird jchon beffer werben“ —— begnügt ſie ſich damit, daß 
für das Bedürfniß de3 Augenblicks vorgeſorgt iſt, in ftricte Klarheit über 
da3 Erforderniß der Zukunft und deſſen Bedeckung zu gewinnen, dann wird 
vielleicht das Gabinet de Pretis einige kurze Flitterwochen hindurch Beſtand 
haben, aber der Abbrödlungsprozeh, an dem das Minijterium Auersperg zu 
Grunde ging, wird in dem Augenblide von Neuem beginnen, in welchem die 
Anforderungen der bosnifchen Unternehmung den Sanguinismus de3 Mini: 
ſteriums und der Partei wieder zu Schanden machen.“ 


18.—19. October. (Defterreich.) Landtage: in einer ziem- 
[hen Anzahl von Landtagen geftalten fich die Verhandlungen fehr 
bewegt, ja jogar ftürmifch. Faſt überall tritt die Oppofition, na- 
mentlich die clericale, mit ganz beſonderem Nachdruck auf. 

An Niederöfterreich, dem induſtrie- und capitalreichen Kronlande ber 
Monarchie und der Weltftadt Wien, wird mit 45 gegen 8 Stimmen die Aus: 
behnung des für Galizien bejchlofjenen Wuchergefehes auf Niederöfterreich be: 
ſchloſſen, nachdem conjtatirt worden, daß die faft durchweg üblichen Wucherzinfe 
I auf 2 bis 5 Proc. pro Monat A und daß auf dem Lande fogar Dar: 
lehen zu 120, ja 360 Procent pro Jahr feine feltenen Erjcheinungen find. 


— In Tyrol, Vorarlberg und 4 demonjtriren die clericalen Majori: 
täten in geradezu maßlofer Weife. In Tyrol trägt diefelbe, bei der directen 
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Anregung der ik re A von der Regierung ſelbſt ſcharf zurück— 
gewiejen, twiederum auf eine Glaubenseinheit3:Adrefje an. In Vorarlberg 
verweigert der Bilchof das Gelöbnik, indem er rundweg erklärt, dat er nicht 
„allen“ Geſetzen Gehorfam geloben könne, namentlich nicht den Schulgejeßen, 
indem er niemals zugeben könne, daß „der Kirche nicht das ihr von Gott 
geſetzte oberjte Recht der Erziehung und des Unterricht3 in der Bildung des 
Menjchen zuerkannt werde, oder daß fie in folcher Weije gehemmt und ge 
bunden werde, daß fie ihre göttliche Sendung durchaus nicht ausführen 
fünne." Und die Mehrheit de3 Landtags befchließt eine Nefolution: „In 
Folge des Umſtandes, daß der Landeshauptmann nicht aus der Mitte der 
Mehrheit ernannt wurde, könne der Landtag nur dann weiter thätig fein, wenn 
Vorarlberg jeine alte Selbjtverwaltung erhalte, wie fie unter den alten 
Habsburgern bejtand. Die Wahlreform, die Schulgejehe, die neuen Reiche: 
geſetze ſeien eben jo viele die Rechtscontinuität ducchbrechende Verletzungen 
der Landesrechte und müſſen abgejchafft werden." In Salzburg ergeht ſich 
die clericale Majorität in rücfichtslofer Behandlung der Minorität, faht 
eine Reihe jtark reactionärer Beichlüffe und will ihr Werk noch durch eine 
Adrefje Frönen, gegen melche jelbjt der Vertreter der Regierung Einſpruch 
erheben muß. Der böhmische Landtag endlich lehnt zwar den czechiichen 
Adreßentwurf Rieger’3 ab, trägt aber doch den darin ausgeiprochenen Wünjchen 
durch eine Refolution Rechnung, welche den Landesausſchuß anmeijt, das 
Glaborat einer revidirten Landtags: Wahlordnung dem Landtage in der nächjten 
Seſſion vorzulegen. 


20. October. (Defterreih.) Schluß der Seffion der Land— 
tage. In mehreren wird dadurch die vorbereitete Adreßfrage einfach 
abgefchnitten. 

20. October. (Ungarn) Gröffnung de3 Reichsſtags. Die 
Thronrede ſpricht fich über die ausw. Angelegenheiten nur ſehr kurz 
dahin aus, daß „der erjte Theil der boanifchen Aufgabe heute ſchon 
al3 beendet angejehen werden könne“ und gibt der Eröffnung Raum, 
daß „der rüdjtändige Theil der Aufgabe mit größter Echonung der 
Opferwilligkeit Unferer geliebten Völker werde effectuirt erben 
fünnen“, 

22. October. (Dejterreich.) Wiederzufammentritt des Reichs— 
rath3, der die Seffion formlos wieder aufnimmt. Die Fortfchritts- 
partei bringt jofort einen Adreßentwurf (des Abg. Eturm) ein, der 
mehr oder tweniger die Anfchauungen der gefammten Verfaſſungs- 
partei über die Occupationspolitik zum Ausdrud bringt und dem 
Abg.=Haufe Gelegenheit geben foll, noch vor den am 5. November 
zufanımentretenden Delegationen zu Worte zu fonımen. Der Finanz 
minifter legt einen 25-Mill.-Credit vor, was dem Haufe jofort den 
ganzen Ernft der finanziellen Situation vor Augen führt, und das 
Budget für 1879, das auch ein Defizit von 15 Mill. aufweiit. 


Im Budget ftehen den Ausgaben von 411,084,050 fl. Einnahmen 
bon 395,776,310 fl. gegenüber. Der Abgang ftellt fich demnach auf 15,3 Millio— 
nen Gulden gegen 23,: Millionen Gulden im Jahre 1878. Die Abnahme 
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be3 Deficit3 um 8 Millionen Gulden ijt jedoch mur eine fcheinbare, da alle 
die außerorbdentlichen Ausgaben, welche durch die Occupation erforderlich 
werden, in dem Voranſchlage nicht berüdjichtigt werden. 


Gonferenz de3 Finanzminiſters De Pretis mit einer Anzahl 
von Führern der verfchiedenen Fraktionen über die Möglichkeit der 
Bildung eined neuen Gabinet3 unter feinem Vorſitz. Programın 
De Pretis, Entgegnung Herbſt's. Reſultat der Gonferen;. 


De Pretis fpecialifirt fein Programm in vier Hauptpunkten. Als 
den mwichtigiten berjelben bezeichnet er die Occupationsfrage. In diefer Be: 
ziehung ſei er für eine möglichite Beichräntung der Occupation und für feine 
weitere Ausdehnung derjelben. Was die Verwaltung der occupirten Länder 
betreffe, jo würden die Koſten hiefür angefichts der mißlichen wirthichaftlichen 
Zuftände in diefen Ländern im Jahre 1879 noch vom Reiche gededft werden 
müflen; vom Jahre 1880 angefangen würden diejelben von den occupirten 
Gebieten jelbjt zu tragen fein. Die Occupation folle nur jo lange dauern, 
bi! die Garantien für die vollftändige Heritellung der Ruhe vorhanden und 
die Koften eingebracht feien. Mit der Demobilifirung jolle nur fo weit vor: 
gegangen toerden, daß darunter nicht die Actionsfähigkeit der Armee Abbruch 
erleide. Der zweite Punkt feines Programms beziehe fi) auf das Wehr: 
geſetz. Er wünſche, daß man ihm dasjelbe für dieſes Jahr prolongire, 
erſtens wegen der herrjchenden militärischen Situation, dann aber auch, weil 
da3 Mandat der Abgeordneten im nädjten Jahre erlöjche. Der Minifter 
eht hierauf auf die Beiprechung de3 dritten Programmpunftes, auf das 
Budget über und fpricht die Erwartung aus, daß, falls es nicht möglich fein 
jollte, daafelbe noch in diefem Jahre zu votiren, ihn auf drei Monate ein 
provijorifches Budget bewilligt würde. Was den vierten Programmpuntt, 
die Steuerreform, betreffe, jo gebe ex fich zwar nicht der Hoffnung hin, daß 
es möglich fein werde, biefelbe noch in diefem Jahre ill Ay er 
wünfche aber, da man die Steuerreform überhaupt fertig bringe bis auf 
das Einführungsgejeb und Iebteres dem neuen Parlamente überlajje. Der 
Minifter erklärt jchliehlich, daß, falls bie Dur diefem Programme bei: 
ſtimme, ex bereit fei, die Bildung eines parlamentariichen Minifteriums zu 
unternehmen, und richtet an die Anweſenden die Aufforderung, ihren Clubs 
über das ihnen vorgelegte Programm zu berichten und ihm mit thunlichiter 
Beſchleunigung die Entichliegungen der Clubs befanntzugeben. Dr. Herbit: 
Allerdings jei die Occupation ein fait accompli. allein Niemand könne be: 
haupten, daß ein fait accompli dauernd fein müſſe. Es ſei nöthig, daß die 
Regierung Elar und bejtimmt erfläre, fie wolle die Annerion nicht, und daß 
auch die Occupation in möglichft rafcher Zeit beendigt fein werde. Er ver: 
weile auf feine Haltung in der Delegation und auf jeine damals erhobenen 
Bedenken wegen der Folgen einer Occupation. Seine Befürchtungen feien 
nun übertroffen; eine finanzielle Kataſtrophe fei möglich, wenn an der 
äußeren Politik in der Art wie früher feitgehalten würde. In der That 
ſcheine ihm eine Befjerung der Verhältniffe nur möglich, wenn der gegen: 
ärtige Leiter der äußeren ar zurücktrete. Die Hand des Grafen Anz 
draſſy habe fich als eine verhängnißvolle erwieſen; feine Art, die Delegation 
und die Vertretungstörper über feine Politik zu verftändigen, müßte von 
einem bedauerlichen Einfluffe auf die parlamentarijche Entwidlung fein, 
wenn die Vertretung diejelbe nicht im der entjchiedenften Weije zurückweiſen 
würde, Er mache fein Hehl daraus, daß er in Freiherrn dv. Pretis diejenige 
Perfönlichkeit jehe, welche jet zumeijt geeignet jei, an die Spitze der Re: 
gierung zu treten. Freiherr dv. Pretis würde in allen inneren Fragen feine 
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Unterftühung finden; in der äußeren Frage jedoch könne er, foweit Freihert 
dv. Pretis fich mit der Politit des Grafen Andrafjy ideutificire, auf feime 
Unterftüßung nicht rechnen. — Die Stimmung, die in ber Gonferem 
überhaupt zum Ausdrude fommt, muß ala eine der Politik des Grafen Andraffv 
entjchieden feindliche bezeichnet werden; die Mikbilligung und Verurtheilung 
derjelben tritt mit aller Schärfe hervor. Dagegen läßt fi auf der andern 
Seite nicht verfennen, daß die überwiegende Mehrheit der erichienenen Ber: 
treter der Verfaffungspartei der Perjon des Freiherrn v. Pretis und deſſen 
Programm, ſoweit dasfelbe mit dem des Grafen Andrafiy nicht parallel 
läuft, mit großer Sympathie entgegenfäme. 

25. October. (Defterreich.) Abg.-Haus: die Clubs berathen 
fih über da3 Programm De Pretis. Die Stimmung bleibt eine 
dem Yinanzminifter nicht ungünjtige, vielmehr offen geneigte, da= 
gegen ſpricht fie fich überwiegend energifch aegen die bosniſche Po- 
litik Andraſſy's aus und auch gegen De Pretis, ſoweit er derfelben 
offenbar Vorſchub zu Leiten geneigt und bereit if. Die Gombi- 
nation De Pretis wird daher bereit3 ala gejcheitert betrachtet. 
Innerhalb der DVerfaffungspartei greift indeß augenfcheinlich eine 
noch größere Zerjegung Plaß, als dieß ſchon bisher der Fall war. 

27. October. (Defterreich: Trieft.) Die finnlofen Demon= 
ftrationen der Italianiſſimi in Trieſt haben eine Reaction der flavi- 
ſchen Bevölkerung de3 Territoriums und der Nachbarprovinzen Görz 
und Iſtrien hervorgerufen, twelche immer größere Proportionen an— 
nimmt und in fritiichen Momenten zu bedauernawerthen Nusbrüchen 
führen könnte. Auf verjchiedenen Punkten finden jlavifche Tabors 
ftatt, welche den italienifchen Demonftrationen Fräftig ausgeprägte 
djterreichifche mit ſlaviſcher Nationalfärbung entgegen jegen. 

28. October. (Ungarn) Reichstag: die ſogen. Vereinigte 
DOppofition und die äußerfte Linke beginnen ihren Feldzug gegen 
Tisza. Die äußerte Linke trägt geradezu darauf an, das gefammte 
Minifterium wegen feiner Haltung in der boanifchen Occupations- 
frage in Anflagezuftand zu verfegen. 

29. October. (Defterreich.) Abg.-Haus: weiſt mit 142 gegen 
78 Stimmen den Adreßantrag Sturm gegen die orientalifche Politit 
Andraſſy's an einen Ausſchuß. 

Der Finanzminiſter De Pretis Hat wenigſtens vorerft auf die 
Bildung eines neuen Gabinet3 unter feinem Vorfiß verzichtet und 
gibt dem Kaifer das ihm diesfalls übertragene Mandat zuriüd. 

30. October. (Defterreich.) Abg.-Haus: Budgetausſchuß: 
verhandelt über die Regierungsvorlage in Betreff des 25-Millionen- 
Credits und bejchließt auf den Antrag des Referenten Giskra: gegen- 
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wärtig auf die Vorlage gar nicht einzugehen und die Regierung 
aufzufordern, ungejäumt den Berliner Vertrag zur verfaflungs- 
mäßigen Behandlung vorzulegen, und zwar mit der Beifügung, daß 
derfelbe unbedingt vor Ausführung des darin Defterreich übertragenen 
Mandats der Reichövertretung zur Genehmigung hätte vorgelegt 
werden follen. 

(Ungarn.) Reichstag: bejchließt die ſofortige Niederſetzung 
einer Adreßcommilfion und die Beichleunigung der Adreß-Verhand— 
lungen noch vor Eröffnung der Delegationen. 

31. October. (Ungarn.) Reichstag: beftellt die Delegation 
und zwar überwiegend im Sinne Tisza's und Andraſſy's. 


Anfang November. (Bodnien.) Der bisherige Obercom= 
mandant in Bosnien, %.3.M. Philippovic, verlangt feine Enthebung 
und feine Rüdverfegung nach Prag, da er mit der beabfichtigten 
proviſoriſchen Organifation nicht einverjtanden ift und das don ihm 
proponirte (im Sinne der croatijchen Nationalpartei gehaltene) Or— 
ganijationzftatut in Wien nicht Hat durchjegen können. 

2. November. (Ungarn.) Reichdtag: Minifterpräfident Tiaza 

legt den Tert des Berliner Vertrags auf den Tiſch des Hauſes 
nieder. ⸗ 
Dabei a er die Theſe auf, daß die Parlamente fein Recht hätten, 
internationale Verträge oder einen im Wege der Bevollmächtigten ſämmtlicher 
Mächte zu Stande gelommenen Beſchluß (Decupationsmandat) anzufechten, 
es würde dadurch die Baſis des gejammten europäiichen Rechts erjchüttert 
werden. Auf den vorliegenden Fall angewendet, ſoll dieß heißen, daß das 
Haus den Berliner Vertrag zur Kenntniß nehmen, aber nicht über denfelben 
discutiren oder eine Refolution faffen könne. 

4.—5. November. (Dejterreich.) Abg.-Haus: die Regierung 
legt den Zert des Berliner Vertrag auf den Tiſch des Haufes 
nieder. Die Adreßcommiſſion legt den Entwurf einer Adrefje an 
die Krone vor. Debatte darüber. Die Rede des polnischen Abg. 
Hauſner gegen die bosnijche Occupationspolitif, gegen Rußland und 
die Dreikaiſer-Allianz macht bejonders Aufjehen. Die Adreffe wird 
ſofort in erfter, zweiter und dritter Lefung behandelt und fchlielich 
mit 160 gegen 70 Stimmen, aljo mit mehr als einer Zweibdrittel= 
mehrheit angenoınmen. Dagegen jtimmen nur die Rechtspartei 
(Föderalijten), der Polenclub und einige Mitglieder des Gentrums. 
Die Minifter enthalten fi) der Abjtimmung. 


Die Beichwerden, welche gegen die Dccupationspolitif erhoben werben, 
und denen der Adreßentwurf am bie Krone übrigens in ziemlich ges 
mäßigter Form Ausdrud verleiht, find beſonders von dreierlei Art. Zuerft 
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empfindet man das Vorgehen der Regierung als ein verſteckt abjolutiftiiches; 
fie habe bei jcheinbarer Cinhaltung conjtitutioneller Formen thatjächlich eine 
ber großen Mehrzahl der Bevölkerung antipathijche und von den Abgeord- 
neten wiederholt mihbilligte Politit dem Lande aufgedrungen — eine Politik, 
die überdieß bei ihrer Ausführung von fchweren Rechnungsfehlern nicht frei 
blieb, im Ganzen ungenügend ftudirt und vorbereitet war und nicht einmal 
einen klaren Zuftand jchuf, indem Niemand wiſſe, ob Oeſterreich- Ungarn 
Bosnien und die Herzegowina nur vorübergehend oder dauernd befite, Dieje 
Ungerwißheit aber auf alle hinfichtlich dieſer Länder zu ergreifenden Maß— 
regeln in nachtheiligiter Weije einwirfe. Eine zweite Reihe von Bedenken 
entipringt, wenn die Occupation zu einer Einverleibung führen folkte, aus 
ber fünftigen jtaatörechtlichen Stellung der neuen Länder zu den beiden 
Reichshälften, welchen ſich dann noch als drittes ſchwerwiegendes Motiv die 
Eorge anjchließt, die in Dejterreich wie in Ungarn bei den bedrängten Finanz: 
verhältnifien durch die großen Koſten der Occupation und Behauptung jener 
Länder fic) ergeben müſſe. — Nicht ganz jo klar als die retrojpectiven find 
die pojitiven Ziele des öfterreichifchen Abgeordnetenhaufes. Während einige 
Dertreter, wie 3. B. Kuranda und Profeffor Sueß, wenigitens in einem 
früheren Stadium der Frage ſich als Freunde einer engliſchen Allianz 
erwwiefen und in jo fern mit der ungarischen Richtung übereinitimmten, 
neigten andere, wie 3. B. Dr. v. Plener, einer Auffafjung zu, welche eine 
Anlehnung an Rußland und die Aufrechthaltung des Drei-Kaiſer-Bündniſſes 
empfahlen. Gine dritte Anficht endlich erachtete die Knochen des fteyerifchen 
und niederöfterreichiichen Grenadierd für nicht minder werthvoll als die des 
befannten Pommern; Oeſterreichs Culturberuf im Südoſten anerfennend, 
faßte fie doch denjelben nicht als einen militärifchen, jondern als einen 
wesentlich wirthichaftlichen auf, und vertrat daher den Standpunft, daß 
alles, was Dejfterreih im Orient zu, fuchen habe, in guten Gommunicationen 
und guten Handeläverträgen zu Juchen jei. Dieje lebtere Anficht, obwohl fich 
ehr bezweifeln läßt, dab man mit ihr für im.ner das volle Auslangen ge 
unden hätte, beſaß doch den unzweifelhaften Borzug der Einfachheit und der 
Mohlfeilheit, und e3 ift kaum ziveifelhaft, daß im Abgeordnnetenhaufe, wenn 
es rechtzeitig befragt worden wäre, diejer Standpuntt der Neutralität die 
Mehrheit der Stimmen auf jich vereinigt hätte, 

Aus der Debatte können bier nur die bedeutfamjten Momente her: 
borgehoben werden. Graf Hohenwart (das Haupt der Föderaliſten) erflärt 
zunächit mit aller Offenheit und Rüdfichtslofigkeit jprechen zu wollen, wenn 
er auch im Berlaufe jeiner Nede jo manches jagen follte, was der Mehrheit 
unangenehm jein dürfte. Allüberall habe man die Wahrnehmung gemacht, 
daß bei großen Actionen nad) außen hin die Stürme im Innern fchweigen. 
Eine große Action jei auch in Dejterreich eingeleitet worden; ob richtig oder 
nicht, möge jpäter unterfucht werden. Was die Arınee glorreich begonnen, müſſe 
aud) glorreich beendet werden. (Bravo! auf der Rechten.) Statt Einigkeit 
habe aber die große Action nur einen noch weiteren Verfall der Verfaſſungs— 
partei nach fich gezogen. Auch auf der Regierungsbant finde ſich in diejem 
wichtigen Moment Niemand, der die Action vertreten würde. Zu dem Hader 
ber Parteien im Innern des Hauſes Hat fich auch noch die Eiferfucht des 
ganzen Hauſes gegen die Delegation geſellt. Man traut feinen eigenen Bes 
vollmächtigten nicht mehr. Mit Mitrauen blickt man auf diejenigen, welche 
man foeben ala die Träger feines Vertrauens bezeichnet hat. Man fucht den 
Mirkungskreis, den die Verfaſſung den Delegationen zugewiejen bat, zu 
J— Dank dieſer, wie man ja immer behauptete, vortrefflichen Ver— 
aſſung, und Dank der Partei, die ia ja zum Sorte derjelben aufgeworfen 
bat, jollen wir nun, che noch ein Wort aus dem Munde ber Regierung zu 
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bernehmen war, in überjtürzter Eile und über die wichtigfte Frage des Tages 
ausjprechen. Die Orientfrage ijt feine neue Frage. Sie nımmt feit Gene: 
rationen die ernitefte Aufmerkjamkeit der öfterreichiichen Staatsmänner in 
Anſpruch. Welche find nun die Hauptziele, die umfere Politit im Orient 
verfolgt hat? Man erhält darauf gewöhnlich eine jehr oberflächliche Ant: 
wort. Man jagt: „Die Aufrechthaltung der Türkei,“ ja bis in die lehtere 
Zeit jogar: „Die Aufrechthaltung der Integrität der Türkei.“ Dieß ift aber 
ganz unrichtig. Allerdings hat unjere Diplomatie feit Beginn diejes Jahr: 
hundert3 in diefem Sinne gearbeitet. Aber die Aufrechthaltung der Türkei 
oder gar ihrer Yntegrität war nie und konnte nie der Zwed unjerer Orient: 
Politik fein. Sie war nur das Mittel, um uns den ruhigen Beſitz unjerer 
jüdöftlichen Provinzen zu fichern. Diejes Ziel der öfterreichifchen Orient: 
Politit muß heute noch da3 gleiche fein. Die Mittel zur Erreichung dieſes 
Zieles jedoch müſſen fi) ändern, wenn fich die Zeitumftände verändert haben. 
Seit 50 Jahren, feit dem Frieden von Adrianopel, lebt die Türkei nur noch 
durch die Nebereinftimmung aller Mächte Europa’s. Diejes Scheinleben müßte in 
dem Augenblid aufhören, wo die Einſtimmigkeit in dem Willen der Grof}: 
mächte aufhörte. Der Berliner Vertrag hat die Türkei aus der Reihe der 
europäifchen Staaten gejtrihen. Was heute noch Türkei heißt, ijt nur der 
noch unvertheilte Reit der türkiſchen Erbſchaft, und Mafjeverwalter diefer 
Erbichaft ift der Eultan. Im weiteren Verlaufe feiner Rede macht Graf 
Hohenwart die Verfafjungspartei und beſonders den Budgetausfchuß dafür 
verantwortlich, wenn heute Oejterreich wirklich außer Stande jein jollte, ala 
Großmacht aufzutreten. Unſere Orient:Bolitit habe darin gefehlt, daß fie 
dasjenige, was Dejterreich thun mußte, im unflaren DMandatsverhältnijje zu 
Europa unternahm. Heute aber müſſe auf jeden Fall die Occupation eine 
dauernde bleiben. Für die fehler unjerer äußeren Politik macht der Redner 
die innere Politit verantwortlich und ſchließt unter dem ſtürmiſchen Beifall 
jeiner Partei damit, daß er den Föderalismus al3 Mittel proclamirt, um 
aus der gegenwärtigen mihlichen Situation des Staates herauszukommen. 
Schaup (Verfafjungspartei): Wenn ein Parlament, ohne durch eine Thron: 
rede dazu aufgefordert zu fein, eine Adreſſe bejchließt, welche über den 
Rahmen einer Xoyalitätstundgebung hinausgeht, jo ſetzt dieß eine ernite 
Beurtheilung der Yage voraus. Nun, die Lage ift wirklich eine jehr ernſte. 
Wenn man, wie ich, noch während der leten Delegationsverhandlungen die 
Politit des Grafen Andrafiy unterftügt und gebilligt hat, wenn man aud) 
nody bei feinem Schritt, der die Dinge in der Türkei richtig erkannte, daß 
er namentlich dem ungejtümen Drängen feiner Yandsleute, unbedingt für die 
Integrität der Türkei einzutreten, Widerftand geleitet hat, dann hat man 
die Pflicht, die nunmehr gegentheilige Anficht zu rechtfertigen. Sch erkenne 
es ferner ala ein Verdienjt des Grafen Andrafjy an, daß er — von biejer 
Anficht ausgehend — zu der Meberzeugung kam, dab jene Völkerfchaften, 
welche unmittelbar an unferer Grenze leben, Freundfcaftlicher und wohl: 
wollender behandelt werden müſſen: ich erfenne es endlich als ein Verdienſt 
des Grafen Andrafiy an, daß er, ungeachtet die Verhältnifje ſehr ſchwierig 
waren und der Kampf jahrelang an unjerer Grenze tobte, uns dennoch Opfer 
an Geld und Menfchenleben erjparte. Ich bin kein Anhänger der unbeding: 
ten Paſſivitätspolitik; ich glaube nicht, daß ein Staat wie Dejterreich glei: 
gültig zufehen Tann, welchen Verlauf die Dinge in den Nachbarländern 
nehmen. Wenn man jagt: wir müſſen ung zuerjt fammeln, jo antworte ich: 
die Greignifje fragen nicht, ob der Zeitpuntt bei vielen Mitgliedern des 
Haufes ala der erfte Schritt zu der gegenwärtig eingefchlagenen Richtung 
mitgewirkt hat; dann ijt es nicht bloß ein Recht, fondern geradezu eine 
Pflicht, die nunmehr andersgewordene Anſchauung zu rechtjertigen. Sie 
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werben es begreifen, daß man recht gut die Politit des Grafen Andrafiy 
bis zum Berliner Vertrag billigen konnte, ohne dab man mit irgend einem 
der weiteren Schritte einverftanden zu fein braucht. Aber ich frage: welche 
Erfolge wurden erzielt und ftehen ſie ım Berhältniffe zu den für diejelben 
gebrachten Opfern? ch bin zu dieſer Frage um jo mehr berechtigt, ala der 
Leiter der auswärtigen Angelegenheiten ftet3 auf den Erfolg verwiejen hat, 
ja für benjelben mit jeinem Kopf eingeftanden ift. Heute jtehen unjere 
Zruppen in Bosnien, mit Ausnahme gerade des Sandſchaks Novibazar, das 
Serbien und Montenegro von einander trennt. Und gerade die Trennung 
diefer Länder wurde als ein Hauptziel der Dccupation angegeben. Heute 
aber ftehen wir der Beſetzung dieſes Gebiets ferner als je. Unfere Erfolge 
in Bosnien haben bei einer anderen füdlichen Macht eine Erregung hervor: 
gerufen, welche nicht unbeachtet bleiben darf. England hat jeine Intereſſen 
genügend — Frankreich bleibt paffiv, und Deutſchland drängt uns an 
die Seite Rußlands und fügt ung auf wirthichaftlicdem Gebiete nur Nach: 
theile bei. Iſt aljo unjere Stellung in Europa beifer geworden? Auch 
unſere militärifche Stellung ijt eine ungünfjtige, und Ddiejelbe würde im 
Tall eines Krieges mit Rußland es mit zwei Operationsgebieten zu thun 
haben. Redner geht nun auf die finanzielle Seite über und erblidt in dem 
Vorgehen der Regierung eine wejentliche Schädigung des djterr. Gredits, nach— 
dein alles gegen den ausgejprochenen Willen des Barlaments gejchehen ei. 
So ſcheint es auch in Zukunft bleiben zu, follen. Der Berliner Vertrag 
wurde zwar überreicht, aber nicht als förmliche Regierungsvorlage, jondern 
als Beilage zu einer künftigen Regierungsvorlage. Dann geht der Redner 
auf das Inftitut der Delegationen über. Man follte Reibungen zwiſchen 
ben Delegationen und den Bertretungstörpern der beiden Keichshälften ver: 
meiden. Die Zufammenjegung der Delegationen jei ein bleibender Wiber: 
fpruch gegen den Grundjaß der VBerfaffung: es dürfe feine Ausgabe gemadyt 
werden, welche nicht die beiderjeitigen WBolfsvertretungen bewilligen. Wo 
liegt denn der Schuß gegen eine übermäßige Belaftung, wenn die Delega— 
tionen alles votiren und die Regierungen mitwirken, daß die Mittel be- 
willigt werden? Wie ftellt fich die Regierung zu den Anforderungen an die 
Delegationen? Wir haben eben feine Regierung ſchon jeit Februar diejes 
Jahres. Wo liegt aber das Hinderniß zur Bildung einer parlamentarifchen 
Regierung? Man weist auf die Zerfplitterung innerhalb der Verfaſſungs— 
partei hin, allein hat nicht die gefammte Partei einmüthig den Abrehentionrf 
acceptirt? Somit ift das Hinderniß der Zerjplitterung der Partei nicht vor: 
handen. Allein das Hindermiß Liegt darin, daß bie zukünftige Regierung 
feinen maßgebenden Einfluß auf die Leitung unferer auswärtigen Angelegen: 
heiten ausüben joll. Dieß fei es, was die Bevölkerung beunruhige und was 
der Adreh-Entwurf auch zum Ausdrud bringe. Yinanzminifter Frhr. 
v. Pretis: Die Frage für uns fonnte nur jein: auf welche Weije Oeſter— 
reich feine Intereſſen zu jchügen und in erjter Linie zu verhindern in bie 
Lage käme, daß ſich auf der Baltan-Halbinſel Gejtaltungen bilden, welche 
unmittelbar oder in nächiter Entwidlung die Sicherheit der Monarchie zu 
gefährden, ihre handelspolitifche Miffion zu erſchweren oder gar unmöglich 
zu machen vermöchten. Wir waren bemüht, die Wahrnehmung diejer In— 
tereſſen, nung es irgend möglich war, mit der Schonung unjerer finan— 
iellen und militärifchen Kräfte zu verbinden, und wir fonnten daher dem 

inifter des Aeußern nur zuftimmen, wenn er es erſtrebte, daß durch ein 
Zuſammenwirken der europätjchen Mächte den Kämpfen auf der Balkan: 
Halbinjel ein Ende gefept werde, und daß die Beitimmungen des zwiſchen 
den Zi Ir Ag Theilen abzufchließenden Friedens ſich innerhalb jolcher 
Grenzen halten, daß nicht der Einfluß einer Macht auf die ftaatlichen Gruppen 
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der Balfan:Halbinjel ein jo übertviegender wurde, daß dadurch eine Bes 
Drohung unjerer Intereſſen zu befürchten ftand. Die war die Aufgabe des 
Berliner Eongrefjes, und wenn die dort verfammelten Vertreter der Mächte 
es für nothiwendig erkannten, daß wir Bosnien und die — beſetzen 
und verwalten, um die —— ruhiger Zuſtände auf der Balkan-Halb— 
inſel zu ermöglichen, jo konnten wir einer ſolchen Maßregel unfere Zuſtim— 
murg nicht verjagen, denn dieſelbe Hatte den Zwed, den Ausbruch neuer 
Eomplicationen zu verhindern, welche unjece Intereſſen noch unmittelbarer be: 
rührt und —— hätten. Die Occupation war daher für uns eine De: 
fenfivmaßregel, dahin gerichtet, jpäteren und größeren, wahrjcheinlich mit 
mehr Gefahren und Koſten für uns verbundenen Gonflagrationen vorzubeugen 
und zu verhindern, daß wir in handelspolitijcher Richtung von dem Gebiet 
abgejchnitten werden, welches wir jtet3 als die Hauptdomäne unjerer Action 
angejehen haben und, jo Gott will, aud künftig anjehen werden. Zudem 
darf ich beifügen, daß die Occupation unter Umftänden begonnen wurde, wo 
wir anzunehmen berechtigt waren, daß fie in friedlicher Weife fich vollziehen 
werde, unter Umjtänden, wo ein Nichtausreichen de3 60-Millionen-Eredits 
nicht angenommen werden konnte. Exit der Widerftand, welcher der Decu: 
pationsaction fich entgegenftellte, hat eine Ueberjchreitung der dafür in Aus: 
fiht genommenen Mittel zur Solge gehabt, und zwar unter Umftänden, 
welche e3 feiner Regierung möglich gemacht hätten, dieje Ueberjchreitung zu 
vermeiden. Dieß find in kurzen Süßen die Vorausſetzungen, unter welen 
wir der Dccupation unjere Zuftimmung ertheilt haben, und unter welchen 
wir die Verantwortung für die Occupation mittragen müfjen und wollen. 
Haufner (Pole, der fi) aber in diejem Falle von feinen Landsleuten trennt) 
bezeichnet die Occupation Bosniens als einen Länderraub, dem in drei Jahren 
die Vernichtung der Verfaffung folgen dürfte. Es ſei ein Sophisma, daß 
eine begonnene Action unbedingt fortgejept werden müſſe. Was die Einzel: 
leiftungen der Dccupationstruppen betrifft, jo waren fie glorreich, das ganze 
Unternehmen aber ijt nur traurig. Die Occupation jei nur aus Gonnivenz 
gegen Rußland geichehen; ala Staatsbürger, als Pole und als Menſch ftimme 
er für die Adrefje, denn ein Bund mit Rußland bedeute das Ende der Frei— 
heit und der Aufklärung. (Yang anhaltender Beifall und Händeklatſchen.) 
Nach diejer Rede wird der Schluß der Debatte angenommen. 


6. November. (Bosnien.) Eine zur Ausarbeitung der Or: 
ganijation für Bosnien und die Herzegowina delegirte Commiſſion 
hält in Peith täglich Situngen und joll ihr Elaborat demnächſt 
fertig jtellen. Das von F.3. M. Philippovic ausgearbeitete Organi- 
Jationsjtatut ift zwar der Commiſſion überwiefen, jedoch von der= 
jelben nicht ala Grundlage der Berathungen acceptirt worden. 


7. November. Gröffnung der Delegationen in Peſth. Der 
djterreichifche Reichsrath vertagt deßhalb jeine Sigungen, um fie 
erjt nach dem Schluß der Delegationen wieder aufzunehmen. 

7. November. (Ungarn: Groatien.) Der Kaijer empfängt 
in Pefth eine Deputation des croatijchen Landtags mit der Adrefie 
desjelben und nimmt zwar die Verficherungen der Xoyalität wohl- 
gefällig entgegen, bemerkt jedoch ſcharf tadelnd, daß ſich der croa= 
tiiche Landtag auch mit auswärtigen Angelegenheiten (der orientali— 
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ichen Frage und der zukünftigen Geftaltung rejp. Vergrößerung des 
dreieinigen Königreich befchäftige, welche gejetlich außerhalb feines 
Mirkungskreifes fielen. 

8. November. (Bosnien) ine Deputation von Beg's 
überreicht in Serajewo dem Obercommandanten eine Adreſſe an 
den Kaifer, worin um die Annerion Bosniens und der Herzegowina 
durch Defterreich-Ungarn, die Ausjcheidung dieſer Länder aus der 
religiöfen Jurisdiction des Scheik ul Islam, die Organifirung einer 
jelbjtändigen mohamedanifchen Kirchenbehörde für Bosnien und die 
Herzegowina und weiter um die Auflöfung der confejfionellen Echulen 
und Errichtung von Volksſchulen und um Amneſtie gebeten wird. 
Die Adreife trägt 58 Unterjchriften der reichten und verläßlichiten 
Mohamedaner Serajewo’s. Auf eine Anſprache Murtaj Beg's er: 
widert Philippovic: Er ſei umſomehr durch die Adrefje erfreut, ala 
diefelbe aus der eigenen Ynitiative der Mohamedaner hervorgegangen 
fei. Die Amnejtie jei bereit3 bewilligt. Die Adreſſe an den Kaiſer lautet: 


Erklärung der bosnifch-herzegowinifchen Bevölkerung mahomeda: 
niſcher Glaubensrihtung an Se. Majeftät Franz Joſeph I., Apoftolijchen 
Kaiſer und König der dfterreihiich-ungarischen Monarchie zc.: Wir bitten um 
die Erlaubniß für die Bevölkerung unferes Glaubens, mit diefem Schreiben 
zum glangvollen Throne Eurer kaiſerlich königlichen Majejtät Hinzutreten, 
um unſere allgemeinen Wiünfche darzulegen und die unferer fünftighin 
verbejjerten Exiſtenz zum Wortheil gereichenden Bitten zu unterbreiten. 
Erſtens bitten wir mit Ehrfurcht, dab ſich die großmüthige Barm: 
berzigfeit Eurer Majeftät bewogen finde, zur Berzeihung und Begnabdi- 
gung für alle Jene, welche im RR er Widerftande gegen die Truppen 
Eurer faiferlichen Majeftät mitwirkten oder fich in irgend einer Weiſe daran 
betheiligten. Sodann zweitens, da nad unjerer Meinung die militärifche 
Occupation unjerer Länder die Form der Eroberung annimmt, jo jagen wir 
und öffentlich und feierlich von unſerer ehemaligen ottomanijchen Regierung 
und ihren Rechten auf ewig los und nehmen und erkennen aus freiem Willen 
als unjere gerechte und gejehliche Regierung Eurer k. und k. Majejtät öfter: 
reichiſch- ungarische Monardjie an und unterwerfen uns in Weſenheit der 
glanzvollen Krone des Hauſes Habsburg, jo lange fie durch Gottes Fügung 
auf ihrem Throne erhalten wird; weßwegen wir Eure f. und k. Mageftät 
bitten, daß Sie uns ein für allemal in Eine Reihe mit Ihren übrigen 
—* Unterthanen anfzunehmen und mit uns ebenſo wie mit ihnen zu ver— 
ahren geruhen; denn wir ſind bereit, in Allem unmittelbar Eurer Majeſtät 
als geſetzlichem Regenten gehorſam zu ſein, im regulären Heere zu dienen und 
mit den anderen Völkern gegen jedweden Feind des Kaiſerreiches, und wenn 
derſelbe ſelbſt die ottomaniſche Regierung wäre, in unſerem Vaterlande zu 
tämpfen und demgemäß uns allen Pflichten gegen Kaiſer und Vaterland 
zu unterziehen und dabei uns zu bemühen, in jeder That brave und würdige 
Unterthanen zu werden. Endlich: Nachdem Eure f. und , Majeftät erklärt 
hat, daß unjer Glaube und unjere veligiöfen Heiligthümer, unfere Habe und 
unjere Güter unter dem befonderen Schutze Eurer kaiſerlichen Majejtät be 
ſchirmt und behütet werden, nehmen wir uns die Freiheit, zu erklären, daß 
wir nad) den Sapungen des Scheriat verpflichtet find, den islamitiſchen Kha— 
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lifen als unſer allgemeines höchites Glaubensoberhaupt anzuerfennen und zu 
ehren; indem wir dafür halten, daß in diefer unſerer religtöfen Pflicht Eurer 
t. und £. Apojtoliichen Majejtät und den Intereſſen des Kaiſerthums nichts 
entgegenjtehen könne, halten wir an diejem religiöjen Rechte auch weiterhin 
feit, finden aber indejien ala angemeffen und unumgänglid nothwendig, bei 
dieſer Gelegenheit Eurer E£. und k. Majeftät zu — daß wir aus ver— 
ſchiedenen Rückſichten bereit find, uns von jedwedem Einfluſſe des Scheik-ül— 
Islam in Conſtantinopel loszuſagen in unſeren Glaubensangelegenheiten, und 
wir einmüthig beſchloſſen, Eure Majeſtät zu bitten, und bitten auch factiſch: 
Eure £. und k. Mageftät geruhe allergnädigit anzunehmen und zu erwirfen, 
wie die Boanier und Herzegowiner islamitijchen Glaubens aus unſerer Mitte 
ein würdiges Haupt und Yeiter haben fünnten, vom Scheik-ül-Islam in Stambul 
in Allem unabhängig, für unjere inneren und äußeren religiöjen Einrichtungen, 
wodurd alle unjere geiftlichen Angelegenheiten eine vortheilhaftere Richtung 
nehmen und ji damit ſowohl für umfer religiöfes Wohl, als für das Land 
vortheilhafter gejtalten würden. — Eure Majeſtät! Diejes find die funda— 
mentalen Wünjche und Erijtenzbedingungen, welche wir Eurer groß: 
herzigen Majejtät aus eigener Weberzeugung behufs erniter Würdigung, ge: 
neigter Gutheißung und a. h. Sanctionirung mit unterthänigem Bertrauen 
ausjprechen, feierlich fundgeben und Namens der ganzen mahomedanijchen 
Bevölkerung von Bosnien und der Herzegowina durch unfere Unterjchriften 
erhärten, und find wir ac. (folgen 58 Unterjchriften.) 


9. November. (Bosnien) Durch Proclamation wird eine 
faijerl. Generalammeftie für Bosnien und die Herzegowina verkündet. 


Die Amneftie erſtreckt fi) auf diejenigen anlählic der Decupation 
compromittirten Perjonen, welche zu friedlicher Beichäftigung zurückgekehrt 
find oder binnen 14 Tagen fid) freiwillig ftellen und Gehorfam zufichern; 
ferner auf in Unterſuchungs- oder Strafhaft befindliche Perjonen, dagegen 
nicht auf hervorragende Rädelsführer, die fich bereit3 in Haft befinden; 
doch joll auch bezüglich diejer in beſonders berüdfichtigungswerthen Fällen 
Begnadigungsantrag gejtellt werden. 

10. November. Der Kaiſer empfängt in Peſth die beiden 
Delegationen und hält eine Anſprache an fie, welche, entjprechend 
der ſchwierigen politifchen Lage, den Charakter der bei diejer Ge— 
fegenheit jonft gebräuchlichen Yormalität weit überjchreitet und ver- 
möge der darin vorfommenden wichtigen politifchen Ausſprüche voll- 
jtändig das Gepräge einer Thronrede trägt. 

Seitens ber öfterreichiichen Delegation hält Graf Eoronini eine An: 
ſprache an den Saifer, worin er unter dem Ausdrude der Treue und Er» 
gebenheit verfichert, die öfterreichifche Delegation werde auch dießmal nur 
der getreue Dolmetſch der Gefinnungen ihrer Bollmachtgeber fein, wenn fie 
bei Berathung und Beichlußfaflung über ihr zugefommene oder noch zus 
fommende Borlagen der gemeinjamen Regierung, durchdrungen bon dem 
Ernite des Augenblicks und in Sorge für die Wohlfahrt, Ehre und Macht: 
ftellung der Monarchie, die in deren Intereſſe geitellten Forderungen 
mit den Rückſichten in Einklang zu bringen bejtrebt jein werde, welche fie 
auf die Finanzlage des Staates und die wirthſchaftlichen Bedrängnifje feiner 
Bewohner zu nehmen die Pjlicht Habe. Der Kaijer erwidert, indem er für 
die Verficherung der loyalen Ergebenheit danft und an die ernjten Verhält— 
niffe erinnert, unter welchen die Delegation zulegt verfammelt war: „Die 
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Greigniffe im Orient waren in die entjcheidende Phaſe getreten. Wir ftanden 
an der Schwelle de3 Congreſſes, der die Rejultate des Krieges mit den For— 
derungen de3 europäiichen Gleichgewichtd und mit den nahe berührten In: 
terefien der Monarchie in Einklang bringen jolltee Damals wurden der 
Regierung mit dankenswerthem Patriotiamus die Mittel bewilligt, welche 
diejelbe in den Stand ſetzte, nach beiden Richtungen hin ihren Einfluß auf 
dem Gongrefje und nach demfelben erfolgreich zur Geltung zu bringen.“ Der 
Kaifer jpricht feine Befriedigung aus, daß e3 dem Gongrefje gelungen, die 
eminente Gefahr eines europäifchen Krieges zu beſchwören. „Der Berliner 
Friede hat einen meuen Zuftand der Balktanländer geichaffen. Seine con: 
jequente alljeitige Durchführung, für welche Meine Regierung mit aller 
Dertragstreue eintreten wird, ıft geeignet, die Wiederkehr von Gefahren, 
die den Frieden Europa's und unfere Sntereffen bedrohten, wirfjam Hintan- 
— Zur Erreichung dieſes Zieles haben die in Berlin verſammelten 

tächte beſchloſſen, daß die Occupation und Adminiſtration Bosniens und 
der Herzegowina Oeſterreich-AUngarn übertragen werde. Ich habe dieſe Auf: 
gabe übernommen. ch bedaure, daß e3 bei der tiefen Zerrüttung der inne 
ren Verhältniffe jener Länder nicht möglich war, die Occupation friedlid) 
durchzuführen. Der Widerftand, den anarchiiche Elemente unferen wohl: 
wollenden Abfichten entgegenjeßten, ift durch die Tapferkeit Meiner braven 
Truppen in kurzer Zeit gewichen.“ Die aus der allgemeinen Wehr: 
pflicht hervorgegangene Armee habe bei dieſer Gelegenheit die Probe 
ihrer Tüchtigkeit glänzend bejtanden, wozu ber Kaiſer die Delegirten be: 
glückwünſcht. Die raſche und durchgreifende Löſung der militäriichen Aufgabe 
habe die Bevölkerung Bosniens ir der Herzegowina von dem Terrorismus 
der Auftwiegler befreit und e3 dem Kaiſer möglich gemacht, die Rüdberufung 
eines beträchtlichen Theile der Dccupationdtruppen anzuordnen. Es werde 
nun das ernfte Streben ber Regierung fein, die Opfer, welde die 
Durhführung der Aufgabe erheijche, mit der finanziellen Lage 
der Monardie in Einklang zu bringen und den Gintritt des 
Momentes zu bejhleunigen, in welchem die Berwaltung Bos— 
niens und der Herzegowina aus den Mitteln eh Länder jelbft 
bejtritten werden könne Die Hoffnung, daß dieß gelingen werde, 
ericheine um jo mehy begründet, al3 die Beziehungen der Monarchie zu allen 
Mächten fortwährend die beften jeien. Es jeien ſchwere Opfer, welche von 
den Delegationen verlangt würden, große Hiftorijche Ereigniffe jeien 
mit nicht gewöhnlichen Anforderungen an bie Monardie heran: 
getreten. Der Kaiſer vertraue, daß der Patriotismus feiner Völker und 
die Einficht ihrer Vertreter Hinter der Größe des geſchichtlichen Mo: 
mentes nicht zurücbleiben würden; er fer überzeugt, dab die Delegirten 
ihre Bemühungen mit jenen der Regierung vereinigen würden, damit das 
begonnene Werk zur Erhaltung de3 europäijchen gel zum Wohle und 
Ruhme der Monarhie und zur Conjolidirung ihrer inneren und äußeren 
Derhältniffe einem glüdlichen Ende zugeführt werde. 


12. November. Der ruffifche Gefandte in London, Graf Schu— 
twaloff trifft in einer geheimen Miffion in Pefth ein. Derfelbe er: 
reicht jedoch feinen Zweck entjchieden nicht. 


Zuverläjfiges verlautet vorerſt darüber jelbftverftändlich nichts. Wie 
e3 jcheint, follte Schuwaloff in exfter Linie Defterreich wie die übrigen 
Mächte davon überzeugen, daß die Türkei außer Stande fei, den Berliner 
Frieden in allen Punkten, die fie beträfen, auszuführen, und daß es daher 
an der Zeit wäre, Gonftantinopel ebenjo unter die Vormundſchaft der Mächte 
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zu Stellen, twie England und Frankreich bereit3 Egypten unter ihre pe: 
zielle Obhut genommen hätten. Rußland wäre aber dabei zur Zeit bei 
feiner militärischen —n in der europäifchen Türkei zu beiden Seiten des 
Balkans ohne allen Zweifel der Löwenantheil zugefallen. Der Plan jcheitert 
daher an dem entichloffenen Widerjpruche Englands. In zweiter Linie aber 
ſucht Schuwaloff Defterreich dafür zu gewinnen, Rußland da3 Durchzugs— 
recht durch die Dobrudſcha auch nach der für die Räumung Bulgarienz feſt— 
gehen Friſt zu gewähren, und zwar fogar für das Zugeſtändniß einer 
efejtigten Gtappenftraße. Diejes Begehren wird jedoch von Defterreich auf 
das Entſchiedenſte abgelehnt. 


14. — 27. November. (Ungarn.) Reichstag: Adreßdebatte. 
Der von der Mehrheit der Commiſſion im Sinne der Regierung 
vorgelegte Entwurf ſpricht ſich zwar bedenklich bez. der Finanzfrage, 
aber doch nicht gegen, eher für das bosniſche Unternehmen aus. 
Graf Apponyi bringt Namens der Minderheit im Sinne der ſog. 
Vereinigten Oppoſition einen Gegenentwurf ein. Schließlich wird 
der Mehrheitsantrag mit 202 gegen 180 Stimmen als Grundlage 
der Spezialdebatte und dann auch in dieſer angenommen. Die 
Mehrheit für die Regierung beträgt alſo nur 22 Stimmen und 
wenn man die 6 Miniſter und 4 Staatsſecretäre abzieht, ſogar nur 
12 Stimmen. Die Croaten, denen der Entwurf nicht entſchieden 
genug lautet, hatten mit 12 gegen 6 Stimmen beſchloſſen, gegen 
denſelben zu ſtimmen. Die Hauptſtellen der beſchloſſenen Adreſſe 
lauten: 

. ... Die Bereitwilligkeit, mit welcher Jedermann in unſerm Vater: 
lande ſich beeilte, die Befehle Ew. Majeſtät zu erfüllen, konnte uns nicht 
vergeſſen machen, wie ſchwer die von uns beanſpruchten Opfer ſind, konnte 
nicht die Frage zum Schweigen bringen, ob das auch im günſtigſten Fall 
zu erreichende Ziel mit dieſen ſchweren Opfern im gehörigen Verhältniß 
ftehen werde. Wir haben nicht das Recht und derzeit ei nicht die Abficht, 
den proviforischen Charakter der Occupation in Zweifel zu ziehen. Wir 
entnehmen der Grflärung Em. Majeftät, daß die Monarchie nur zur Be: 
feßung und Verwaltung der in Rede ftehenden Yänder ein Mandat eınpfangen 
habe. Wir find überzeugt, daß die Weisheit und die conftitutionelle Ge- 
finnung Ew. Majeftät zu allen Zeiten jede derartige Aenderung diejes Zu: 
jtandes zurückweiſen würde, welche mit den befannten Wünfchen der Mehr: 
heit Ihrer getreuen Völker und eines großen Theils der politijchen Factoren 
im Widerſpruch ftünde. Aber ſchon die Occupation an und für fi, von 
welcher die Legislative nicht im Voraus Kenntniß erlangen konnte, hat eine 
große Reihe vollendeter Thatjahen gejhaffen, welche die Duelle 
der von und erwähnten Beunruhigung bilden. Wir willen, daß 
wir in dieſer — innerhalb einer gewiſſen Grenze die Intereſſen unſeres 
Vaterlandes mit der Würde des fürſtlichen Thrones, der Großmachtſtellung 
der Monarchie und der Sicherheit der Occupationsarmee in Einklang bringen 
müffen. Allein jo eng auch diefe Grenze gezogen werden möge, die Folgen 
diefer vollendeten Thatfachen muß das Land ſchon heute in mehr ala einer 
Beziehung jchmerzlich empfinden. Eine ——— des jüngſten 
Reichstages beſtand darin, daß wir uns der Ordnung unſerer Finanzen, 
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wenn auch nur mit langjamen Schritten, aber fortwährend näherten. Indem 
wir unfere Ausgaben auf das geringite Mat des unumgänglich Nothwendigen 
beſchränkten, andererfeit3 aber unſere materiellen Kräfte in außerordentlichem 
Make anipannten, Haben wir erreicht, daß in unjerem Staatshaushalt das 
Deficit von Jahr zu Jahr kleiner wurde, dat wir die nöthigen Schritte zur 
Conſolidirung wenigſtens der eriten Hälfte einer ſehr läftigen jchiwebenden 
Schuld einleiten konnten, und fo jchien allerdings die Hoffnung vollfommen 
berechtigt, daß e3 bei weiterem FFortichreiten auf diefem Wege gelingen werde, 
auch bezüglich der zweiten Hälfte diefer Schuld ähnliche Verfügungen zu 
treffen, in unferem Staatshaushalt aber dem Gleichgewicht auch fernerhin 
immer näher zu fommen. Die neuejten Ereigniſſe haben leider dieſe Hoff: 
nung in nicht geringem Maße erjchüttert, indem fie für einen anderen, von 
uns nicht vorherzufehen gewejenen Zwed jene Opfer in Anſpruch nahmen, 
welche wir für die Regelung unjerer Finanzen zu verwenden beabfichtigten, 
und der Natur der Dinge nad) vermag uns Niemand eine Garantie dafür zu 
bieten, bi3 zu welchen Maße dieſe auerordentlichen Opfer ſich noch erhöhen, 
two und wann fie ihre Grenze finden werden, Auch die frage, in welcher 
Meife die occupirten und thatjächlich in Befit genommenen Provinzen admini: 
ftrativ zu organifiren feien, wird beiden YLegislativen, deren Gompetenz 
dDiefe Frage nicht entzogen werden kann, nicht geringe Sorge ver: 
urjachen. . .. Die unverfürzte Aufrechterhaltung der Baſis unſeres Coniti: 
tutionalismus aber bildet den jehnlichjten Wunjch Ungarns. Ungarn hat 
feinerlei Ajpirationen, welche auf eine Vergrößerung feines 
Gebiets gerichtet find; es will feine ganze Kraft auf da3 Werk der 
inneren — auf die Verbeſſerung feiner volkswirthſchaftlichen Verhält— 
niſſe verwenden; denn ohne dieſe, allergnädigſter König und Herr, ſind wir 
nicht im Stand, auch nur die bisherigen Laſten für längere Zeit 
zu ertragen. Die nn des Landes iſt bereit3 berart angeipannt, 
daß an eine Steigerung derjelben vor einer bedeutenden Erhöhung bes all: 
gemeinen Wohlſtandes nicht zu denfen ift. Für die Hebung bes Wohlſtan— 
des, für die Entwidlungsfähigfeit des Landes aber ift die erfte unerläßliche 
Bedingung: Friede und Ruhe! Auch darauf würden wir ohne Schwanfen 
verzichten, wir würden jedes Einzelintereffe in den Hintergrund drängen, 
unferen letzten Heller, unjeren letten Blutstropfen Ew. Majeftät zur Ver: 
e ung ftellen, wenn Ihre Monarchie von wo immer her durch eine wirf: 
ide Gefahr bedroht würde; damit fich aber dann unfere Kraft mit ihrem 
vollen Gewicht geltend machen könne, damit fie genügend fei, um jeben Feind 
zu befiegen, müfjen wir fie jo lange jchonen, bi3 nicht folch ein Moment der 
äußerften Nothwendigkeit eintritt. 

Die Rede Tisza's in der Adrekdebatte kann natürlich eine Entjchei: 
dung in der Dccupationdfrage weder bringen, noch follte fie e8, aber fie ar: 
beitet dem Grafen Andrafiy, was wenigſtens Ungarn betrifft, wirkſam vor, 
jo geſchickt ift fie der Stimmung und den Vorurtheilen des Landes angepaßt. 
Abwechſelnd wird das Gejpenit des Slavismus — in Ungarn braucht es 
nicht erft zum Panflavismus erweitert zu werden — mit oft grellen, jpeziell 
antiruffiichen gr an die Wand gemalt, dann der Wunſch und die 
Möglichkeit betont, die Türkei innerhalb gewiffer, allerdings ftark reducirter 
Grenzen am Leben zu erhalten und fchlieklich das Facit gezogen, dab das 
von Oeſterreich vollzogene Mandat Europa’3 nach beiden Richtungen hin feine 
len rüchte tragen werde. Später, nachdem faft alle hervorragenden 
Führer der ehemaligen Deakpartei, zuerit Szlavy, dann Zsedenyi, Bitto, die 
beiden Horvath, autept MWehrman gegen ihn geſprochen und die Occupations— 
politif aufs entjchiedenfte verdammt hatten, ergreift Tisza nochmals das 
Wort, um unter großem Beifall ber ihm unbedingt ergebenen Partei bie 


Die Oehterreihifh-Ungarifhe Monardie. (Nov. 16—21.) 263 


bisherige auswärtige Politit der Monarchie zu vertheidigen, nicht ohne fich 
Dabei in fat handgreifliche Widerfprüche zu verwickeln. 

16. November. (Defterreich: Galizien.) In Lemberg joll 
dem Abg. Haufner für feine Rede vom 4. d8. Mts. gegen Rußland 
ein Fackelzug gebracht werden. Die Polizei verbietet ihn, er wird 
aber doc) gebracht, was zu Erzeffen und zahlreichen Verhaftungen 
Anlaß gibt. 

17. November. (Defterreich: Niederöfterreich.) Der Einzug 
de2 aus Bosnien zurüdfehrenden ungarifchen Regiments Mollinary 
in Wien geftaltet fi) Seitens der Bevölkerung Wiens zu einem 
wahren Triumphzug. 

18. November. (Bosnien.) Durch faiferliche Entjchließung 
wird %.3.M. Philippovic ſeines bisherigen Obercommando’3 in 
Bosnien enthoben und %.3.M. Herzog v. Württemberg zum com— 
mandirenden General und Chef der Landesregierung für Bosnien 
und die Herzegowina ernannt. Die höchſte Autorität in militäris 
jchen wie in adminiftrativen Dingen bleibt aljo in den Händen 
eines hohen militärifchen Würdenträgers concentrirt. Als Stell: 
vertreter wird ihm F. M.L. Jvanovic beigegeben, der die Herzegowina 
pazifizirt hat und Land und Leute auf das genauefte kennt, der 
Landesſprache vollfommen mächtig ift und fich in der Herzegowina 
die Iebhaftejten Sympathien zu erwerben wußte. 

21. November. (Bosnien.) Gröffnung der neuen prodijori= 
ichen Eifenbahnftrede Dalya=-Brod: nach außergewöhnlichen Anz: 
ftrengungen ift es troß der elementaren Hinderniffe gelungen, die 123 
Kilometer lange Strede in faum 70 Tagen herzuftellen. Gin Poli« 
zeizug legt die Strede von Efjeg nach Brod in 4's Stunden zurüd. 

Die Givilverwaltung der beiden Provinzen Bosnien und Herze= 
gowina twird dem gemeinfamen Minifterium unterftellt. Für dies 
jelben fommt in der Preffe mehr und mehr der Name „Neuditer- 
reich“ in Aufnahme, den ihnen zuerjt der Oberjt des aus dem 
Occupationsfeldzuge zurüdtehrenden Regiments am 17. d8. Mts. 
in feiner feierlichen Anjprache an den Bürgermeifter von Wien ges 
geben hat. 

21. November. Oeſterreich-Ungarn nimmt die Bejeßung der 
bisher türkischen Donauinfel Adakaleh proviſoriſch an, um fie nicht 
in die Hände Serbiens fallen zu lafjen. 


21. November. Die Delegationen beginnen endlich in Peith 
ihre Arbeiten. Es fteht inzwijchen beveit3 feſt, daß Andraſſy und 
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dad gemeinfame Minifterrum für ihre Yorderungen bez. der bosni— 
ichen Occupation in beiden Delegationen im Wejentlichen auf eine 
Majorität zählen können, obgleich im Ungarifchen Unterhaufe die 
Majorität, twelche der Regierung in der bosnifchen Frage wenigiten® 
fo viel möglich zu Willen fein will, nur eine dverjchwindend Fleine 
ift, im öfterreichifchen Reichsrathe dagegen die Majorität, wie fich 
bei der Adrebdebatte gezeigt hat, dem Unternehmen entfchieden wider— 
ftrebt. Die gemeinfame Regierung bringt in beiden Delegationen 
die boanifchen DOccupationsvorlagen ein: 


Der Nachtragäkredit für 1878 beläuft ſich auf 41,720,000 fl., das 
Grforderniß für 1879 auf 33,560,000 fl. — zufammen alfo 75,280,000 fl, 
von denen auf bie öfterreichiiche rg ig 52,696,900 fl. entfallen. Ans 
der Specification des Grfordernifjes für 1879 ergibt fich, dab dasſelbe 
ausjchliehlich für Die militärischen Occupationsmaßregeln bejtimmt ift. Ferner 
ift die Summe dieſes Erforderniffes auf die vier Quartale des Jahres 1879 
derart in abjteigender Linie vertheilt, daß der größte Theil — mehr ala 
zwei Drittel — in den beiden erjten Quartalen zur Verwendung kommt und 
das letzte Drittel für die beiden wi Quartale refervirt bleibt. Das ge: 
meinfame Minifterium „glaubt“ mit diefen 33", Millionen „das Auslangen 
zu finden“. Für 1880 wird in der Vorlage jowohl eine weitere Herab- 
minderung des Standes und der Gebühren der Occupationstruppen, wie aud) 
die Möglichkeit einer Heranziehung des Crträgniffes der occupirten Länder 
in Ausficht geftellt, jo daß im diefem Jahre ein auferordentliches Occupa- 
arg entweder gar nicht oder nur in geringem Maße nothwendig 
ein dürfte, 


Defterreichiiche Delegation: Herbſt, der an der bosniſchen 
Adreßdebatte im öfterreichifchen Reichsrathe fich nicht betheiligt hatte, 
jtellt fich in der Delegation an die Spiße der Oppofition gegen das 
bosnifche Unternehmen, indem er die Finanzlage Gisleithaniens in 
den düſterſten Farben jchildert und geradezu erflärt, dak am Ende des 
Weges, der eingefchlagen wurde, der Staatsbankerott drohe. 

22. November. SDejterreichiiche Delegation: bewilligt die für 
die Umgeftaltung der Werndl » Gewehre von der Regierung in 
Anipruch genommene jehr bedeutende Summe mit 30 gegen 23 
Stimmen. Dieß ift die Majorität, auf welche Andraſſy in der 
Öfterreichifchen Delegation auch bez. Bosniens rechnen kann. 

24. November. Dejterreichiiche Delegation: Budgetausfchuß: 
beichließt auf den Antrag Herbſt's mit 14 gegen 6 Stimmen, die 
Delegation möge mit Rüdficht auf die unvollftändigen Nachweife 
über die für Bosnien über die 60 Millionen hinaus im J. 1878 
veraudgabten Summen und in Erwägung, daß die verfaffungs- 
mäßige Zuftimmung des Neichgrathes zum Berliner Vertrage, auf 
Grund deffen die Verausgabung geſchah, noch nicht ertheilt wurde, 
über die Vorlage zur Tagesordnung übergehen. 
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26. November. (Defterreich: Trieft.) Die Regierung löst 
den Stadtrat von Trieft, welcher zugleich die dortige Yandesver- 
tretung iſt, auf. 

Die nächite Veranlaffung dazu ift der ablehnende Beichluß des Stadt: 
rath3 auf einen Antrag zum feierlichen Empfang der aus Bosnien zurüd: 
fehrenden Truppen, im weiteren aber die entjchieden und ausgejprochen ita= 
lienijche Gefinnung der Körperfchaft. 

28. November. Sefterreichifche Delegation: Andraffy zieht die 
Nachereditvorlage für Bosnien pro 1878 vorerft zurüd. 

30. November u. 1. December. Dejterreichiiche Delegation: 
Andrafiy Spricht fich in Antwort auf eine Snterpellation nochmals 
ehr ausführlich über die bosniſche Occupation aus und fucht fie 
al3 eine unabweisliche Nothwendigfeit darzuftellen, indem er bez. 
der Anneriondfrage beifügt: die Occupation werde jo lange dauern, 
bi deren von Europa anerkannte Zwecke erreicht, die Gefahren ab- 
gewendet feien, die Türfei die gebrachten Opfer erſetze und die Ge— 
mwähr biete, daß der geichaffene Zuftand unter ihrer Herrichaft ſich 
nicht verfchlechtere. Sollte e8 zur Frage der Annerion fommen, To 
würden die gefeßgebenden Körper mit der Krone darüber entjcheiden ; 
dieſe Frage fei indeß nicht an der Tagesordnung. 

Seine jehr umfangreiche Darlegung bafirt wejentlid auf folgender 
Argumentation: Jeder Unparteiifche müſſe zugeftehen, daß die Monarchie, 
ohne an dem Kriege Theil zu nehmen, an Anjehen gewonnen habe, und daß 
fie zur theilweifen Entfaltung ihrer Ka nur nach dem Kriege und 
nur Behufs einer klar umfchriebenen Aufgabe, nämlich der Occupation und 
Adminiftration Bosnien? und der Herzegowina, gezwungen geweſen jei. „Die 
Monarchie bedarf keiner Territorialvergrößerung, bedarf nur der intenfiven 
Entwicklung, nicht der extenfiven Ausdehnung. Weil dieß ihre Aufgabe, jo 
iſt ihr Beitand und ihre Kräftigung als europäijche Nothwendigfeit erkannt 
und flößt die Ausführung ihrer natürlichen Miffion den europätichen Mächten 
nicht Mißtrauen, ſondern Vertrauen ein.” Er ſucht an der Hand der That: 
ſachen die Behauptung zu entfräften, daß die Regierung die Occupation habe 
unvermeidlic machen wollen. Der Minifter recepitulirt feine Politit während 
der Konferenzen zu Gonjtantinopel und London, legte dar, daß diejelbe jedes 
Streben nad Ländererwerb ausichließe, und führte ſodann den Nachweis, 
daß nach dem Frieden von San Stefano ber Berfuch, Bosnien und bie 
Herzegowina in einer autonomen Stellung unter der nominellen Herrichaft 
der Türkei zu erhalten, ausſichtslos geweſen wäre, daß ſich auf dem Congreſſe 
feine Stimme für die Lebensfähigkeit folder Autonomie erhoben Habe, und 
dab ſchließlich ſogar der Verluft Dalmatien: nur eine frage der Zeit ge: 
wejen wäre. Er weist auf den dominirenden Einfluß Montenegro’3 auf die 
Nahbarprovinzen hin, während von Bosnien und der Herzegowina aus 
Oefterreich dominire. Ohne deſſen heutige Stellung wäre die Ruhe der öſter— 
reichiſchen Grenzprovinzen von dem Willen der Eleinen Nachbarftaaten ab: 
hängig; die Nichtannahme bes Berliner Mandates würde die Pöbelherrichaft 
in Bosnien und der Herzegowina, das Einfchreiten Montenegro’3 und bie 
Verwendung eines Theile der jeht Bosnien oceupirenden Truppen in ben 
Grenzprovinzen zur Folge gehabt haben. „Bei der Unmöglichkeit für die 


266 Die Gecherreihifh-Ungarifhe Monardie. (Dec. 3 —4.) 


Pforte, den Berliner Frieden gegenüber Montenegro und Serbien zur Aus— 
führung zu bringen, würde die orientalische Frage bei irgend einem Ereigniß 
in ganzer Ausdehnung zum Ausbruch geflommen fein, und wir müßten dann 
Bosnien und die Herzegowina wieder den feindlichen Elementen entreiken, 
die fich inzwijchen dort angefammelt haben würden, und die hätte zehnfache 
DO pfer gefojtet.“ Der Miniſter führt nun aus, dat es nicht möglich geweſen 
wäre, die Occupation unter politiich günstigeren Modalitäten früher oder 
fpäter durchzuführen. Die erg erörternd, weist er auf die Opfer 
jelbfi Heiner Staaten, wie Serbien, Rumänien und Griechenland, Hin und 
darauf, daß die uns treffenden Laften nicht die Hälfte der Summe aus: 
machten, welche die Aug Mobilifirung der Armee gefoftet hätte, Für die 
Gewinnung einer neuen Pofition im Orient könnten die Opfer zwar immer: 
hin groß ericheinen, feinesfalld aber vom Standpunkte des Jahresbudgets 
Deurtbeilt werden. Dann erörtert er eingehend die Gongrekreiultate, von 
welchen er nachzuweiſen ftrebt, daß fie für Defterreich günftig jeien, indem 
die Vergrößerung Serbiens und Montenegro veducirt und der Türkei be 
trächtliche Gebietstheile reftituirt worden feien. „Durch da3 Occupations: 
mandat erkannten die Mächte die Legitimität der öſterreichiſchen Intereffen 
im Orient an und fprachen aus, daß ein großes, jtarfes Dejterreich eine 
europäiſche Nothiwendigkeit if. Die Grundbedingung für Ausführung des 
Vertrages war die Occupation, die unausweichlich war für die Erhaltung 
der Türkei und, falls dieß nicht gelingen follte, zur Erlangung eines defen— 
fiven Punktes.” Die Regierungspolitit jei eine gut öfterreichiiche, fie könne 
nicht — lauten als: Durchführung des Berliner Vertrages durch uns 
und Andere. 


3. December. Oeſterreichiſche Delegation: Budgetausſchuß: 
Berathung des Dccupationgceredites pro 1879. Herbſt beantragt, 
in diejelbe nicht einzugehen, jondern zur Bedeckung der Bedürfnifie 
der in Bosnien und der Herzegowina noch ftehenden Truppen ala 
außerordentliches Heereserforderniß vorläufig 15 Millionen zu be= 
willigen; für etwaigen Mehrbedarf folle die verfaffungsmäßige Zu: 
jftimmung eingeholt werden. Der Antrag wird mit großer Majorität 
angenommen. — Hierauf gelangt der Nusfchußbericht des Ref. Schaup 
über das Budget des Aeußern zur Berlefung. Andraſſy fritifirt 
den Bericht ala Dinge enthaltend, welche bei den Verhandlungen 
des Ausſchuſſes gar nicht zur Sprache gelangten. Er betrachte das 
Schriftftid der Form und dem Inhalte nach nicht ala Bericht: 
erftattung, jondern als eine Anklagefchrift und ein Mißtrauenspotum, 
und heiße das Opus in diefer Richtung von ganzem Kerzen wills 
fommen; es werde fich nun entjcheiden, ob man und wer mit dem 
Texte desjelben einverftanden ſei. Andraſſy erklärt, er fei gefonnen, 
dem Berichte gegenüber feine fonftitutionelle Gefinnung an den Tag 
zu legen. Der Bericht wird bei namentlicher Abjtimmung mit 12 
gegen 6 Stimmen unverändert angenommen. 

4. December. (Ungarn.) Tisza, vom Saifer neuerdings 
mit der Reconftruction des Minifteriums betraut, berichtet demfelben, 
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daß fie gelungen ſei. Tisza behält das Präfidium und das 
Innere, Graf Julius Szapary übernimmt die finanzen, der bis— 
berige Staatöfefretär des Minifteriums des Innern, Baron Gabriel 
Kemeny, den Handel. Die übrigen Portefeuilles bleiben in denjel- 
ben Händen wie biöher. Die Parteiconferenz der Regierungspartei 
ertheilt der Gombination ihre Zuftimmung. 


5. December. (Ungarn.) Der Kaiſer ernennt das neue 
ungarifche Minifterium nach dem Vorjchlage Tisza's. 


6. December. Die Regierung veröffentlicht ein Rothbuch von 
Actenftücen zur Jlluftrirung der Thätigfeit dev Rhodope-Gommilfion. 


Es laſſen diefelben kaum einen Zweifel, daß die ruffiichen Truppen 
iheußliche Gräuel verübten, daß aber alles aufgeboten wurde, fie zu ver: 
tuſchen. Der ruffiiche und der deutſche Kommiffär erhoben Einſprache gegen 
die Protokollirung der Ausfagen der Flüchtlinge, und jo wurde der öfter: 
reichiſche Commiſſär angewiefen, lieber weniger „ins Detail einzugehen, als 
einen Conflict hervorzurufen, der den Rücktritt einzelner Bevollmächtigten 
zur Folge haben könnte” „Die Aufgabe der Commiſſion — fo inftruirt 
ihn der Botichafter in Conftantinopel — ift eine Humanitäre und eine in: 
quifitorifche; jtellen Sie die humanitäre in erfte Linie.“ 


7. December. Defterreichifche Delegation: bewilligt das ganze 
auswärtige Budget, jedoch ohne Mikbilligung bes Berichtes Schaup, 
wie Andrafinp gewünfcht hatte. 


Für die bosniſche Occupation pro 1879 werden ftatt 15 doch 
20 Millionen bewilligt. 


9. December. (Ungarn.) Reichstag: Antrag Iranyi's von 
der äußerften Linken, den Berliner Vertrag behufs Berathung auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. Die gefammte Oppofition, darunter 
namentlich Apponyi, befürwortet den Antrag. Tisgza erklärt, eine 
Abftimmung über Gültigkeit oder Nichtannahme internationaler Ber: 
träge ſei unftatthaft. Iranyi's Antrag wird mit 151 gegen 96 
Stimmen abgelehnt. 


10. December. Ungarische Delegation: bejchließt nach dem 
Antrage der vereinigten Ausfchüffe, für die bosnijche Occupation 
pro 1879 gleich der öfterreichiichen Delegation vorerft nur 20 Mill. 
zu bewilligen. Andrafiy erklärt fich damit einverftanden, tritt aber 
dem durch Annahme diejes Antrages entfallenen Antrage Falk ent- 
gegen, welcher das Nichteingehen auf die Greditvorlage wegen Un— 
ulänglichkeit derfelben empfahl und die 20 Millionen nur mit ber 
ausdrüdlichen Erklärung bewilligen wollte, daß die Delegation nichts 
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mehr votire, bis die gejehgebenden Verfammlungen über das Ber: 
hältniß der occupirten Länder zur Monarchie entichieden hätten. 


10. December. (Defterreich.) Abg.-Haus: tritt wieder zu= 
fammen, um in Folge des Bejchluffes der öfterreichiichen Delegation 
in Pefth über den Berliner Vertrag zu berathen und jet. zumächit 
einen Ausfhuß von 18 Mitgliedern zur Vorberathung ein. Die 
Mehrheit desjelben ift dem Wunfche der Regierung günftig geftimmt. 


F.3.M. Philippovic übergibt das Obercommando dem Herzog 
von Württemberg und ehrt nach Prag zurüd. 

12. December. (Bosnien) Der Kaiſer empfängt eine bo&- 
nische Deputation und nimmt eine Huldigungsadrefie jeitens der— 


jelben entgegen. 

Die Deputation befteht aus 37 Perfonen, deren Namen faſt ſämmtlich 
auf das nationale ic auslaufen. Es befinden fich darunter der Metropolit 
von Bosnien, dann der Biſchof von Bosnien, ferner der Provinzial der 
bosnischen Franziskaner mit zwei feiner Hlojtergenofjen, der Bürgermeifter 
von Serajewo, der Bürgermeifter von Zwornik und mehrere Ortsältefte. 
Sechs unter den Teputirten führen den auszeichnenden Titel Beg in ihrem 
Namen. Unter den Grundbefikern find jchon aus dem Vornamen ganz deut: 
lih die mohamedanischen und die chriftlichen Bosnier zu unterfcheiden, fo 
dat man jagen fann, es feien wirklich alle in Betracht fommenden Kreife in 
der Teputation vertreten: der mohamedanijche Grundadel, die Aderbau trei: 
benden Rajah, der Klerus beider chriftlichen Gonfeifionen, die Vertrauensmänner 
autonomer Gemeinden, das Beamtenthum (was man eben biaher darunter ver: 
ftand) und endlich der — der in jenem Lande faſt ausſchließlich in den 
Händen der Juden (dort zumeiſt Spantolen) ſich befindet. Die Stellung ber 
meijten diefer Deputirten innerhalb ihres landsmänniſchen Kreiſes jcheint nun 
allerdings der von ihnen überbrachten Huldigung den Herth eine, wenn 
auch nicht formell, fo doch thatjächlich gegebenen Mandates zu verleihen. 
Es iſt natürlich ſchwer zu beurtheilen, in wie weit dieſe Huldigung derzeit 
auf aufrichtigen Gefühlen oder ernten Wünfchen der dortigen Bevölkerung 
beruht, wirklich „Neu:Defterreicher" zu werden. Aber es drückt ſich darin 
jedenfall3 die Thatſache aus, daß die mahgebenden Bevölkerungskreiſe der 
eroberten Provinzen einjehen gelernt haben, daß es für fie am entiprechend: 
ften jei, mit dem mächtigen Kaiſerſtaate Hand in Hand zu gehen, da ſich 
der Widerjtand als fruchtlos eriwiefen hat. Graf Andraffy fieht die Früchte 
feiner Politik weit genug vorgeichritten, um jede Scheu über dad Ziel, 
welches angejtrebt wurbe, bei Seite zu ſehen. Es wäre jonft nicht benfbar, 
daß derlei Deputationen mit oftentativem ma empfangen und ihnen bie 
Erfüllung ihrer Wünſche in Ausficht geftellt würde. 


12. December. (Defterreich.) Abg. Haus: genehmigt die 
proviforische Eteuererhebung für das erſte Quartal 1879. Gin An— 
trag Schaups, diejelbe nur für 1 Monat zu bewilligen, wird ab- 
gelehnt. 

13. December. (Defterreich.) Abg.- Haus: Ausfhuß für 
Vorberathung des Berliner Vertrags. Herbit beantragt: Indem das 
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Abgeordneten-Haus dem Berliner Bertrage feine Zuftimmung erteilt, 
erklärt es unter Feithaltung an der Adreſſe: es vermöge nicht die= 
jenige Politif als den wahren Intereſſen der Monarchie entjprechend 
zu erkennen, welche jchon bisher unverhältnigmäßige Opfer erheijchte 
und in weiterer Entwidlung ernjte Gefährdung der Staatäfinanzen 
und dauernde Verwirrung der jtaatsrechtlichen Berhältniffe der 
Monarchie nach fich ziehen müſſe. Sturm beantragt die Nichtgeneh- 
migung des Vertrages. Bei der Abſtimmung werden die Anträge 
Sturm und Herbit abgelehnt, dagegen der Antrag Scharſchmid an— 
genommen, dem Berliner Vertrage die verfaſſungsmäßige Zuſtim— 
mung zu ertheilen. Herbſt meldet ein Minoritäts-Botum an. Zum 
Berichterjtatter wird Süß gewählt. 

13. December. (Defterreidh.) Abg.-Haus: der Wehraus- 
ſchuß (für Vorberathung der von der Regierung geforderten Ver— 
längerung des Wehrgejeges bis Ende 1879) bejchließt mit 5 gegen 
4 Stimmen, die Vorlage abzulehnen, bewilligt dagegen das für 
1879 geforderte Rekrutenfontingent ohne Abftrich. 

16. December. Delegationen: beide Delegationen gleichen ihre 
Beichlüffe bez. des Budgets und der bosniſchen Occupation aus, 
fo daß Gefammtbejchlüffe erzielt find. Das gemeinfame Erfordernif 
für 1879 beträgt 105 Mill. Gulden, die Geldgefälleinnahme 11 
Mill., die cisleithanifche Quote demnach 65 Mill. Die Seſſion der 
Delegationen wird jedoch nicht geſchloſſen, da noch nicht alle Vor— 
lagen erledigt find: die Situngen werden nur zunächſt Jujpendirt 
und jollen jpäter wieder aufgenommen werden. 

16. December. (Ungarn.) Reichstag: das Unterhaus nimmt 
die Gejeßvorlage betreffs Verlängerung des kroatiſchen Ausgleichs 
an und ertheilt die Sndemnitätsbewilligung für das erfte Quartal 
1879. Das Haus genehmigt auch die Verlängerung de Wehr: 
geſetzes bis Ende 1879 gegen die Stimmen der äußerften Linken 
und bewilligt auch jeinerjeits dag volle Rekrutenkontingent für 1879. 


18. December. (Defterreih.) Abg.-Haus: der Abg. Schö- 
nerer läßt es fich gelegentlich der Finanzlage und der Steuerein- 
hebung beitommen, von „den fteigenden Wunfche der deutjchen Be— 
völferung mit dem deutjchen Reiche vereinigt zu werden“ zu jprechen 
und zwar fpricht er, wie er jelbft betont, zum Fenſter hinaus; die 
Bevölkerung möge die Steuern nur noch durch Erecution hergeben, 
um zu zeigen, daß fie Defterreich nicht verbogniaft wiflen wolle. 
Sein Ausfall ruft jeiten® der Bevölkerung und zwar aus feinem 
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“eigenen Wahlkreife (Böhmen) zahlreiche Protefte hervor. Die Re— 
gierung ijt von dem Vorfall betroffen und fühlt fi) davon be: 
greiflicherweije jehr unangenehn berührt. 

Wehrausſchuß: ändert jeinen Beichluß vom 13. ds. Mia. 
wieder ab und will die Verlängerung des Wehrgejeßes bis Ende 
1879 nun doch bewilligen. 

19. December. (Defterreih.) Die Regierung verfügt bie 
Aufhebung des Leſevereins deutjcher Studenten in Wien, deſſen 
Ehrenmitglied dev Abg. Echönerer ijt, augenscheinlich in Folge des 
Vorfall vom 18. de. Wits., wenn aud die Verfügung auf den 
12. d3. Mts. vordatirt wird. 

20.—21. December. (Dejterreich.) Abg-Haus: genehmigt 
die Verlängerung des Wehrgejeßes bis Ende 1879 mit 184 gegen 
74 Stimmen, erjucht jedoch die Negierung um Einbringung einer 
neuen Vorlage bei Beginn der nächiten Selfion und fügt eine Re 
jolution bei, welche die möglichjte Herabminderung des Heeresauf: 
wandes für die Zukunft in Ausficht jtellt. 

21. December. (Dejterreich und Ungarn.) Beide Parla— 
mente genehmigen den mit Deutjchland für das Jahr 1879 ab- 
geſchloſſenen Meijtbegünftigungs-Handelsvertrag. 

26. December. GBosnien.) Der Obercommandirende Herzog 
v. Württemberg verkündet auf den 1. Januar 1879 die Ginjegung 
einer Landesregierung für Bosnien und die Herzegowina, die aus 
drei Abtheilungen bejtehen joll, für die innere Verwaltung, die 
Juſtiz und die Finanzen, und dem gemeinfamen Minifterium unter- 
jtellt wird. 

27. December. Abjchluß eines Handelövertrags mit Jtalien, 
der aber erjt mit dem 1. Februar 1879 in Kraft treten kann, jo 
daß für den Januar 1879 eine bejondere Uebereinkunft abzujchließen 
ift. Derjelbe geht weit über einen bloßen Meijtbegünftigungsver- 
trag, wie der mit dem deutjchen Reiche abgejchloffene, Hinaus und er: 
mäßigt für Italien zahlreiche Beitimmungen des neuen öſterreichi— 
chen autonomen Zolltarifs. Die Echußzöllner find daher über den— 
jelben jehr unzufrieden. 

28. December. (Bosnien) Das bosniſche Amtsblatt er- 
Icheint in Zukunft jowohl in croatijcher als in ferbifcher Sprache, 
alfo mit Lateinischen und mit cyrillifchen Lettern. Der neue Chef 
der Militär- und Givilverwaltung der oecupirten Provinzen, Herzog 
v. Württemberg, will damit auch die griechifch-katholifche Bevöl— 
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ferung des Landes verjöhnen und gewinnen und beginftigt daher 
nicht jo ausschließlich die Eroaten, wie dieß Philippovic gethan hat. 

30. December. (Dejterreih.) Die DVerfaffungspartei, in 
den Delegationen und im Reichsrath bez. der bosniſchen Trage 
unterlegen, jcheint nunmehr eine Ausjöhnung mit den Gzechen an— 
zuftreben, um ſich durch dieſe zu veritärfen. Ob indeR beide fich 
über die Bedingungen einer Berftändigung werden einigen fönnen, 
fteht dahin. Jedenfalls haben die Gzechen durch ihre Enthaltung 
vom Reichsrath nichts erreicht und ihr bedingungzlofer Wiedereintritt 
in denjelben jcheint nur eine Frage der Zeit zu fein. Die Ver: 
faſſungspartei dagegen iſt ihrerjeit3 durch ihre fruchtloſe Oppofition 
gegen die bosniſche Politik einer Art innerer Auflöjfung anheim- 
gefallen und der Beitand und Zufammenhalt ihrer verjchiedenen 
Fraktionen im Abg.-Hauſe "des Reichsraths iſt bereit3 ein jehr 
loderer geworden. 


Il. 


Außerdeutfhe Staaten. 


Schulthess Gurop. Beichichtöfalender, XIX. Bd, 18 


1. Portugal. 


2. Januar. Gröffnung des Gortes. Thronrede des Könige. 
Diejelbe muß zugeitehen, daß das Defizit im Staatöhaushalt unter * 
dem neuen Minifterium D’Apvila nicht nur nicht verfchwunden  ift, 
Tondern fich jogar vergrößert hat und 2624 Contos oder beinahe 
12 Mill. A beträgt. Nach der Thronrede joll den Gortes noch in 
diefem Jahre der Plan einer Reform de3 Elementarunterricht3 vor— 
gelegt werden. 

Die Vorlagen der Regierung gehen dahin, das finanzielle Gleich: 
gewicht durch die vorhandenen Meberchüe aus der Kloſterdotation und durch 
zwedmäßigere Veranlagung der Steuern und Zölle herzuitellen. Auberdem 
joll eine Wahlreform bewerkitelligt werden, welche die Wahltreife von 110 
auf 136 erhöht und das Wahlrecht allen jelbjtändigen Individuen, die leſen 
und jchreiben können, zuipricht und endlich die Eijenbahn in Algarbien bis 
zum Anſchluß an die Südoftbahn in Beja (Provinz Alemtejo) fortgeführt 
werden, wodurch eine ununterbrochene Verbindung vom äußerſten Süden bis 
zur Nordgrenze des Königreichs hergeftellt würde. 

Das Minifterium D'Avila ift indeß von vorneherein aufs 
äußerjte gefährdet, indent fich die beiden Parteien der fog. Regenera= 
doren (de3 früheren Minifteriums Yontes da Pereira) und der og. 
Progreffiften (des gegenwärtigen Minifteriums D’Avila) wieder volle 
jtändig entzweit haben. 


19.—26. Januar. Gortes: Adreßdebatte. Die Oppoſitions— 
partet der Regeneradoren beginnt ſofort den Sturmlauf gegen die 
Negierung. Die Regierung unterliegt, indem mit 69 gegen 19 
Stimmen ein fürmliches Mißtrauensvotum gegen fie beichlofien wird. 


Die Oppofition wirft dem Gabinet namentlih Mangel an Ehrlichkeit 
und Preisgebung der liberalen Errungenjchaften vor, indem fie ihre Haupt: 
argumente aus der firchlichen Politit des Gabinets zieht: der Beſcheid der 
Regierung in der Yiffaboner KHicchhofsfrage, daß für Nichtfatholifen ein be: 
fonderer Friedhof einzurichten jet, diene der ultramontanen Reaction, und 
ebenſo fer die Wiederbejegung der erledigten Domberrenftellen an den Kathedral: 
firchen ein unentjchuldbarer Servilismus gegenüber der römischen Curie. 
Das Mibtrauensvotum felbjt lautet: „In Erwägung, dat die Regierung bei 
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Ausführung ihres Programms die wahrhaft Liberalen Grundjähe und die 
Regeln einer guten Verwaltung verlegt hat, mißbilligt die ftammer das 
Vorgehen des Gabinet3 in politifcher und adminiftrativer Hinficht und gebt 
zur Tagesordnung über.” 


28. Januar. An die Stelle des Miniſteriums D’Avila und 
der Progrejfiften tritt wieder ein Gabinet Fontes da Pereira, das 
fih auf die ſog. Regeneradoren ftüßt. 

17. October. Die Gorteswahlen verlaufen ganz ruhig und 
ergeben eine überwiegende Majorität zu Gunjten der Regierung. 


— — 


2. Spanien. 


3. Januar. In Alcoh trägt fich wieder ein unerhörtes Schau— 
jpiel religiöfen Fanatismus zu, dad von Neuem die zunehmende 
Macht des Clerus in Spanien bemweijt: der Fatholifche Geiftliche 
dringt in das Haus einer proteftantifchen Familie ein und vollzieht 
an einer 77jährigen alten Frau gegen den Willen der ſämmtlichen 
Angehörigen die letzte Delung, worauf die Polizei fich des Leich— 
nams bemächtigt, denjelben gewaltfam auf dem katholiſchen Friedhof 
bejtattet und den protejtantifchen Pfarrer Jorge Benolier gefangen 
jet. Eine Unterfuchung wird zwar eingeleitet, führt aber, wie zu 
erwarten jtand, zu feinem Ziele. 

15. Januar. Corte: genehmigen nach einer pifanten, durch 
den klerikalen Abg. Moyano veranlaßten Debatte mit 309 gegen 
4 Stimmen die Vermählung des Königs mit feiner Baje Mercedes, 
ber Tochter des Herzogs von Montpenfier. 


23. Januar. Bermählung des Königs mit der Prinzeffin 


Mercedes unter großen Tyeftlichkeiten. 

Die Stadt Madrid verwendet — mehrere Millionen Francs, wo— 
bei nur der kleine Uebelſtand obwaltet, daß ihr das Geld, das ſie ſo auf— 
wendet, eigentlich gar nicht gehört. Die ſpaniſche Hauptſtadt hat ſehr viel 
geborgt und Hingegen ſehr wenig gezahlt; die Zinſen der Anleihe von 1868, 
deren Titel ausjchlieklich in Frankreich untergebracht wurden, find jeit dem 
Jahre 1871 unberichtigt geblieben. Als Garantie für dieſe Anleihe hatte 
die Stadt das Erträgniß der Octrois geboten, welche ſechsmal jo viel ab: 
werfen, als für die VBerzinfung und Amortifation der Anleihe nöthig wäre. 
Deflenungeachtet ift fie feit fieben Jahren ihren Verpflichtungen nicht nad): 
gelommen. 


5. Februar. Die Gonfeription in den baskiſchen Provinzen 
erfolgt überall in vollfommener Ruhe. Diele Provinzen haben ihre 
früheren Sonderrechte für einmal, wie es ſcheint, endgültig verloren. 
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10. Februar. Nachdem die fpanifche Regierung die Führer 
der Inſurrektion auf Cuba durch Geld getwonnen, werden die Frie— 
denspräliminarien zwiſchen den fpanifchen Truppen und den Infur— 
genten unterzeichnet. Diejelben lauten: 

Artitel 1. Die Inſel Cuba erhält diefelbe politiiche Organtjation 
und biejelben Goncejfionen in der Verwaltung, wie Portorico. — Artikel 2. 
Für alle jeit dem Jahre 1868 begangenen politijchen Vergehen tritt eine all— 
gemeine Begnadigung ein, indem denen, welche fich in Haft und Gefangen= 
ſchaft befinden, zFreiheit umd den Dejerteuren aus der jpanijchen Armee Par- 
don gewährt wird. — Artikel 3. Die unter den Inſurgenten befindlichen 
Sklaven und Chineſen erhalten die Freiheit. — Artikel 4 Niemand, der 
kraft diefes Vertrages die ſpaniſche Oberherrichaft auf Cuba anerkennt, farın 
zum SKriegsdienfte gezwungen werden, To lange der Friede auf der Intel 
noch nicht gänzlich hergeftellt ift. — Artikel 5. Diejenigen, welche die Intel 
zu verlaſſen wünjchen, twerden mit den dazu nöthigen Mitteln verjehen; wenn 
getvünjcht, brauchen diejelben bei der Reife nach dem Hafen weder eine Stadt 
noch ein Dorf zu berühren. (Die Betreffenden dürften alſo mittelft einer 
ipanifchen Escorte nad) den Schiffen gebracht werden.) — Artikel 6. Die 
Gapitulation der einzelnen Anfurgentencorps erfolgt an unbewohnten Orten. 
— Art. 7. Der ſpaniſche Obercommandirende gibt zur Beichleunigung der 
Herftellung des Friedens alle Kand: und Seewege frei. — Artikel 8. Die 
voranftehenden Artikel bilden die Baſis zu einem endgültigen Friedensſchluß. 


Die ſpaniſchen Truppen erhalten Befehl, fich auf die Defen- 
five zu beſchränken. Es werden Boten nach allen Theilen der Inſel 
ausgejendet, um allen Inſurgentenbanden die obigen Friedens 
bedingungen mitzutheilen. Die Junta der Anfurgenten bat fich in 
ein Gentral = Gomite für Herſtellung des Friedens umgewandelt. 
Marino Gomez, Marquis de Santa Lucia und andere Inſur— 
gentenhäupter haben die Inſel verlaffen, und die Waffenftredungen 
dauern fort. Die Perle der Antillen, die lange Zeit für Spanien 
unwiderruflich verloren fchien, ift nun doch noch gerettet worden 
und der Aufftand durch einen Compromiß beigelegt. 

15. Februar. Eröffnung des Gorted. Thronrede des Königs. 
Ayala wird von der II. Kammer mit 177 Stimmen zum Präfi- 
denten gewählt, während 81 auf den Führer der Oppofition Sagaſta 
fallen. Der Minifterpräfident Ganovas del Gaitillo entwidelt in 


einer Parteiverfammlung der Regierungspartei fein Programm, 


in welchem er die bevorjtehende Beendigung des Bürgerfrieges auf Cuba, 
die Befferung der finanziellen Berhältniffe, das MWiederericheinen der Gon: 
ftitutionellen auf der politifchen Schaubühne eingehend erörtert. Nach Herrn 
Ganovas iſt die MWiederherjtellung des Friedens auf Cuba in allernädhiter 
Zeit zu erivarten. Jovellar würde alsdann zurücdtehren und Martinez Cam: 
pos al3 Generalcapitän bleiben. Diejen letzteren ift die Regierung eifrig be: 
müht, als einen Helden erſten Ranges, ala die erjte militärische Figur des 
Landes im Gegenſatze zu dem Herzog de la Torre Serrano, der noch immer 
viele Freunde und Anhänger in der Armee befißt, Hinzuftellen, Martinez Campos, 
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in welchen die Moderabos chedem einen zweiten Narvaez zu erbliden glaubten, 
ſchent fic neuerdings dahin ausgeſprochen zu haben, J er der Politik fern 
bleiben und Herrn Canovas niemals entgegenarbeiten werde. In einem ſchnell 
bekanut gewordenen Schreiben betont er ganz beſonders, daß der jetzige Mi— 
nifterpräjident die beite Garantie für das Wohl der Dynaſtie biete und daR 
er am feinen Preis die Lorbeeren, die er als Soldat errungen, als Minifter 
in Der Hammer der Oppofition preiszugeben wünjche. Mit bejonderer Freund— 
lichkeit begrüßt Ganovas die Partei der Eunftitutionellen. Dieſe ift die ein: 
zige, welche Ausficht Hat, über furz oder lang die Gejchide des Landes zu 
letzert. Freilich werden daran ziemlich Harte Bedingungen geknüpft. Der 
Miniſterpräſident ift gern bereit, jobald es die Umjtände TE og einer libe— 
raleren Regierung Plaß zu machen, die auf religiöjem Gebiete, demjenigen 
ber Schule und der Verwaltung weiter geht, ala es ihm felbit, der im Grunde 
immer die Reaction befämpft hat, in Folge der Goalition mit den Mobe: 
vados der Fraction Toreno möglich ift, da er nur durch gewiſſe Zugejtänb: 
nifie auf Koften der Freiheit eine Kammermehrheit zu Schaffen und zufammen: 
zubalten vermochte. An das militärische Gebiet jollen jedoch Sagafta und 
jeine Freunde nicht rühren. Die Armee gehört dem Könige, der die wid): 
tigften Poften mit Leuten bejett, die jein volles Vertrauen genießen, und das 
behagt Serrano allerdings wenig oder gar nicht. „Die Armee foll dis: 
ciplinirt bleiben, wie fie es jett ift.“ Das ift der jehnlichite Wunfch von 
Canovas, der die Macht nicht eher aus den Händen laffen will, ala bis er 
überzeugt ift, daß Don Alfonjo von jeinen Truppen nichts zu fürchten hat. 


26. Februar. Der Minifter des Neußeren erklärt in den 
Gortes, daß alle Emigranten, welche vor den Conſuln den Eid der 
Treue geleijtet, nach Spanien zurüdfehren fönnten, wann fie wollten. 

28. Februar. Gortes: genehmigen die Antwortadrefie auf die 
Throrrede mit 187 gegen 62 Stimmen. Gajtelar erklärt im Xaufe 
der Berathungen über diejelbe, Gibraltar ſei eine Wunde, an der 
Spanien fortwährend blute; die Einwohner Gibraltarz jeien ſpani— 
ſchen Blutes und Gibraltar müfje früher oder Tpäter nothiwendig 
twieder in die Hände Spaniens kommen. 


2. März. Ein in der Situng der Gortes verlejened Telegramm 
des Generalgouverneurd Martinez Campos bejtätigt die Untertwerfung 
faft jämmtlicher Inſurgenten auf Cuba, mitjammt dem Gentrals 
Ausſchuſſe. Die Gortes votiren Glückwünſche an den König, die 
Regierung, die Generale und die Armee auf Cuba. Alle Mitglieder 
der Cortes und die Minifter begeben jich darauf in den Palaft, dem 
Könige die Glückwünsche in corpore darzubringen. 

23. März. Gortes: berathen über den Bericht der Schulden 
Commiſſion. Der Finanzminifter erklärt, die Regierung ſei uns 
widerruflich entichloffen, den im Jahre 1876 mit den Staatägläus 
bigern abgeichlofjenen Vertrag ganz und voll zu erfüllen, und feine 
Abänderung desfelben zuzulaſſen. Sie werde vor feinem Opfer zu= 
vücjchreden, um ihre Verpflichtungen zu erfüllen, 
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5. April. Gortes: beginnen die Berathung eines Gejehat- 
wurfs, welcher die Grundlage zu einem definitiven Gejeß über den 
Öffentlichen Unterricht in Spanien ſchaffen foll. 


Diefe Grundlagen find, nad) dem Urtheil bes „J. des Débats“, im 
Geifte des Grafen de Toreno entworfen, zeigen daher fein liberales »der 
progreffiitifches Gepräge und können nicht ala eine Ergänzung bes Gefthes 
vom Jahre 1857 betrachtet werden, da3 Herrn Moyano feinen Urjpring 
verdbantte. Der fragliche Entwurf ift vom Minifter des Innern und lem 
Unterrichtsrath ſchon vor drei Jahren in Angriff genommen worden, aber ift 
5 in Folge lebhafter Verhandlungen und Einwendungen des Klerus ind 
elbit des äpftlichen Stuhles mannigfach umgemodelt worden. Derfelbe )e= 
Ichräntt fich darauf, einige mehr oder weniger vage Sätze, einige principidle 
Erklärungen zu geben, und zielt vor allem darauf ab, die Entwidlung ımb 
Verbreitung gewiſſer politifcher und focialer Grundjäße zu verhindern. Gin 
auf dieſer —— abgefaßtes Geſetz würde nicht die Unterrichtsfreigeit 
bringen, denn ber Miniſter des Innern könnte auf Grund desſelben nach Be— 
lieben die Verbreitung von ihm mihliebiger Lehren verbieten, oder Pro: 
fefforen, deren wiffenfchaftliche und philoſophiſche Meinungen ſich nicht urit 
den officiellen Anjchauungen begegnen, an der Ausübung ihres Amtes bin 
dern. Im Sinn bes Fortſchritts bewegt ſich nur eine Beftimmung, nämlic) 
bie, welche den Primarunterricht für obligatorisch und unentgeltlich erflärt. 
- fragt fih freilich, auf welche Weife dieſes Princip durchgeführt wer: 
en wird. 


3. Mai. Cortes: genehmigt einen Gejeßesentwurf, nach welchem 
für die Pacification und Organiſation Cubas eine bejondere An= 
leihe im Betrag von 500 Mill. Peſetas (France), welche durch Die 
cubanifchen Zölle garantirt wird, aufgenommen werden foll. 


26. Mai. Die junge Königin Mercedes + jehr unerwartet. 


2.—3. Yuli. Gortes: Debatte über die Finanzlage des Landes. 
Dem Minifterium wird mit 204 Stimmen ein Vertrauensvotum 
ertheilt. 

3. Juli. Ein Eönigliches Decret ertheilt Cuba diefelbe Com— 
munal- und Provinzialverwaltung, deren das Mutterland genießt. 


11. September. In Sevilla wirb eine Verſchwörung behufs 
Errichtung der FFöderal-Republif entdedt und werden zahlreiche Ver: 
baftungen vorgenommen. 


25. October. Attentat auf den König. Derfelbe fährt Tang- 
famen Schrittes durch die Calle Mayor, ala ein Bloufenmann, vor 
der Front eines Haufes ftehend, ein Piftol auf ihn abfeuert; da 
eine Menge Soldaten in der Nähe find, jo wird ber Frevler fofort 
ergriffen und nur durch die Einmifchung ber Polizei vor der Wuth 
bed Volkes, namentlich derjenigen der Frauen, gefhügt. Die Kugel 
hat Niemanden verleßt, troßdem die Straße dicht voll Menfchen 
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ſtand. Der Thäter heißt Moncaſi, iſt Böttcher, 23 Jahre alt und 
geſteht, der Internationale anzugehören. 


12. November. Cortes: die Regierung erklärt ſich gelegentlich 
des Wahlgeſetzes ſehr entſchieden gegen die Einführung des all— 
gemeinen Stimmrechts. 

25. November. In Saragoſſa wird ein angebliches Complott 
entdeckt und werden zahlreiche Verhaftungen vorgenommen. 

27. November. Der höchſte Gerichtshof verurtheilt Moncaſi 
zum Tode. Die Frage geht indeß noch an den Caſſationshof. 

30. November. Die Regierung beſchließt die Ausweiſung aller 
fremden Internationaliſten und bemüht ſich, die Mächte zu gemein— 
ſamen Schritten gegen die Schweiz zu veranlaſſen. Dieſelben gehen 
jedoch nicht darauf ein. 


6. December. Cortes: genehmigen ein ſehr ſtrenges Preß— 
geſetz im weſentlichen nach der Vorlage der Regierung. 

12. December. Die Regierung beſchließt die Errichtung von 
Cadres für 100 Bataillone Infanterie und 20 Schwadronen Ca— 
vallerie, hauptſächlich, um die Stellung der zahlreichen Offiziere auf 
Halbjold zu fichern und damit viele Unzufriedene für die Regierung 
au gewinnen. 


3. Großbrittannien. 


2. Januar. Der bisherige Botichafter in Gonftantinopel Sir 
Elliot wird zum Vertreter Englands in Wien, Yayard zum Bot— 
Ichafter in Gonftantinopel ernannt. 

Die Stimmung der Handelswelt it noch entjchieden gegen ein 
actives Eingreifen in die orientaliichen Dinge und für Aufrechthaltung ftricter 
Neutralität und behauptet nod) mehr oder-weniger das Uebergewicht in der 
öffentlichen Meinung: eine Reihe von Handelsfaınmern, jowie von Vertretun: 
gen großer Handelsjtädte fpricht fid) neuerdings durch Nefolutionen in diefem 
Sinne aus. 

Der Golonialminifter Lord Canarvon antwortet einer Deputation 
von Staufleuten jehr zmweideutig, indem er eine Wiederholung des Krim: 
frieges als Wahnſinn bezeichnet und die bei ihm erichienenen Wertreter der 
Kaufmannjchaft auffordert, die Augen offen und die Wagichale der Vernunft 
in der Hand zu Halten. Die Parteien jtreiten ſich über den friedlichen oder 
kriegerischen Sinn diefer Worte. Inzwiſchen fteht fo viel feſt, daß Canarvon 
bezüglich der eventuellen Kriegsfrage mit dem entjchloffeneren Beaconsfield 
entichieden nicht übereinftimmt. Echon kommen „Times“ und „Daily News“ 
und überbieten den Golonialminifter, indem fie die „morgenländiiche Geheim: 
thuerei“ Disraeli's und die „perfönliche Regierung“ der Königin rückhaltlos 
al3 die Quellen der Gefahr bezeichnen, von welcher fich die Partei des Frie— 
dens um jeden Preis in England bedroht fühlt. 


4. Januar. Die Organe der Regierung und des entichloffenen 
Theil3 der Regierungspartei bejtätigen, daß die englifche Regierung 
Rußland erfucht Habe, feine Friedensbedingungen zu nennen, und 
daß fie hinzugefügt: Wenn Rußland diefem Gejfuche mit der Be- 
hauptung, daß der Friede zwischen ihm und der Pforte nicht Sache 
Englands fei, ausweichen und zu weiterer Niederwerfung der Türkei 
den Krieg fortjegen follte, jo würde die britifche Regierung ant- 
worten, fie fönne weder den völligen Sturz der Türkei noch einen 
Separatfrieden zugeben. 

Die Lage der engliichen Regierung ift, abgejehen von den inneren 


Schwierigkeiten, auch darum eine ſchwierige, weil fie fich auf die Türkei felbft 
in feiner Weiſe verlaffen kann, dieje vielmehr fortwährend wie ein ſchwankes 
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Rohr Hin und her getrieben wird. Wird diefe und mit ihr Mahmud Damat 
Paſcha, der dem Sultan die jchlimmiten Berichte über die Vertheidigungs— 
fähigkeit Adrianopel3 überbracht und ihn auf Grund diefer Berichte zum 
Waffenftillitande um jeden Preis beivegen will, vor dem Sturm der Bevölke— 
rung weichen, wird der Sultau zu dem bis jett aufgeiparten ce Mittel, 
zur Entfaltung der Fahne des Propheten chreiten, oder werden die Zuſtände 
in Conftantinopel die entgegengejette Wirkung haben, wird etiva wegen ihrer 
Unbaltbarfeit zum Waffenftillitande gegriffen werden? Das find die Fragen, 
deren Beantwortung zunächſt von einschneidender Wichtigkeit ift; denn es hängt 
von ihr ab, in welcher Weiſe bezüglich der ruſſiſch-engliſchen Beziehungen 
die Entſcheidung herbeigeführt werden wird. 

Inzwiſchen behält England feine Augen feit auf die Dardanellen 
geheftet. Die Deffnung der Dardanellen ift das große Ziel Rußlands, denn 
wer dieſe hat, der hat auch Conſtantinopel, und deßhalb kann England und 
ichließlich auch Europa die Gtablirung eines folch ungeheuren und in feinen 
Folgen unabjehbaren ruſſiſchen Uebergewichts in einer drei Welttheile be: 
berrichenden Stellung nicht geftatten, wenn cs nicht aufhören will, ſelb— 
tändig zu jein, wenn es fid) nicht mit allen feinen Freiheiten und Reich: 
thümern Rußland tributär machen will. Damit tritt die orientalifche Krife, 
welche man localifiren zu fünnen vermeinte, in eine neue Phaſe. 


9. Januar, Der türfiiche Minifter Server Paſcha hat dent 
diplomatischen Corps offiztell miitgetheilt, daß die forte beichloffen 
babe, bei Rußland direft um Waffenftillitand nachzufuchen. Eng— 
land fcheint feinen Wibderfpruch vorerft fallen gelaſſen zu haben, 

woraus gejchloffen wird, daß gewiſſe Conceſſionen von ruſſiſcher Seite, 
namentlich vielleicht das Tyallenlaffen der Dardanellenfrage, die Aenderung 
hervorgerufen habe. Der entichloffenere Theil der minifteriellen Partei äußert 
ſich indeß mit diefer zumwartenden Haltung der Regierung ſehr unzufrieden: 
eine große Verfammlung unter dem Vorſitze des Herzog3 don Sutherland 
ſpricht jich in diefem Sinne aus; der Herzog ſelbſt erflärt, Gladftone ei, 
gleich Ignatieff, hauptjächlich ein Agent Rußlands; er (Sutherland) glaube, 
wenn die Regierung nicht durch die Oppofition gehindert worden wäre, ent: 
ſchloſſen zu handeln, hätte Rußland der Pforte niemals Krieg erklärt. 


10. Januar. Die Regierung bejchließt die Freilaflung der in 
die fenifche Verſchwörung vermwidelten Soldaten. 


Die Mafregel, die von Liberalen und conjervativen Gabinetten bes 
barrlich verweigert worden war, joll auf den Wunſch der Königin und des 
Premier erfolgt fein. Bor Eröffnung einer vielfach entjcheidenden Parlaments: 
ſeſſion erachtet man e3 ohne Zweifel für nützlich, durch einen vom irijchen 
Bolt jo oft und dringend geforderten Act der Milde eine befjere Beziehun 
zu der unzufriedenen Parteı der feindlichen Schweiterinfel anzubahnen. Auch 
eine andere Erwägung twird dabei obgewaltet haben. Irland ift einer ber 
ergiebigften Werbbezirte für das Heer; nahezu die Hälfte der Landtruppen 
ftammt von dorther. Theile angeborene Kampfluſt, theils — ſind die 
Urſachen, daß die Iren, bei aller ſonſtigen Feindſeligkeit gegen England, vor— 
zugsweiſe in den rothen Rock der Linie ſchlüpfen. Die Engländer wenden 
ſich mehr dem Dienſt zur See zu, oder treten in die Miliz und bei den 
eig ein — welche beide —— gejeglich nicht nach auswärts 
in vertvandt werden können. Indeſſen dient die Miliz in Kriegszeiten als 
Pflanzſchule für das regelmäßige Heer, indem aus ihr der Uebertritt in die 
Linie häufig erfolgt. Bei den Freiwilligen iſt die bemerkenswerthe Thatſache 
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hervorzuheben, daß ihre Zahl, die in dem vorhergehenden Jahren eime 
174,000 Mann betrug, im verfloffenen Jahr, wo Kriegsausſichten eintraten, 
auf 193,000 Mann jtieg. Inden die Regierung jebt die von der feniice 
Verſchwörung her verurtheilten Unterofficiere und Soldaten auf freien u: 
jetzt, Hofft fie ohne Zweifel, eine etwa nöthig werdende größere Aushebum: 
von Truppen zu erleichtern. 

13. Januar. Das Truppenichiff „Zumana”, mit 1067 Mann 
britifcher Truppen von Indien fommend, und das Schiff „Euphrates“, 
1142 Mann dahin führend, werden in Malta zurüdgehalten. 

17. Januar. Gröffnung des Parlaments, drei Wochen früher 
als gewöhnlich. Thronrede der Königin, deren Sinn dahin gebt: 
bedingte Neutralität mit der nicht ausgejprochenen, aber angedeu: 
teten nothwendigen Forderung der Gewährung der Mittel zum 
Schuße der Intereſſen, welche die Neutralität Englands zu einer 
bedingten machen. Der auf die auswärtige Politik bezügliche Paffus 
lautet: 

„Ic habe für Keeignet erachtet, Sie vor der gewöhnlichen Periode zu 
verfammeln, damit Sie von meinen Beftrebungen, den Krieg im Orient zu 
beendigen, unterrichtet tverden, und damit Ich den Math und die linter: 
ftügung des Parlaments in ber gegenwärtigen Lage der öffentlichen An- 
— erhalten könne. Es iſt Ihnen bekannt, daß, nachdem Ach erfolg: 

os bemüht geweſen bin, den Krieg abzuwenden, 2 meine Abficht erflärt 
abe, die Neutralität in einem Conflict zu beobadhten, den ch bedauert 
da welchen zu verhindern Mir aber nicht gelungen iſt, jo lange die m: 
terefien Meines Reiches, wie fie von Meiner Regierung definirt wurden, 
nicht bedroht werden würden. Gleichzeitig drüdte Ich Meinen ernftlichen 
Wunſch aus, jede Gelegenheit zu benüßen, um bie friedliche Yöfung der 
zwiſchen den Kriegführenden objchwebenden Fragen zu fördern. Die von den 
xuffiichen Waffen in Europa fowohl als in Afien erreichten Erfolge über: 
zeugten die Pforte, dab fie beftrebt fein follte, die Fyeindfeligkeiten zu Ende 
zu bringen, die ihren Unterthanen große Leiden verurfacht haben. Tie Re: 
gierung bes Sultans richtete daher an die neutralen Mächte als Theilnehmer 
an den auf das türkfifche Reich bezüglichen Verträgen eine Anrufung ihrer 
guten Dienfte. Es fchien jedoch ber Mehrheit der jo angerufenen Mächte 
nicht, daß, fie der Aufforderung nupbringend nachkommen könnten, und fie 
theilten dieſe Anficht der Pforte mit. Die Pforte beſchloß hierauf einen 
feparaten Appell an Meine Regierung, und Ich willigte jofort ein, beim 
Kaiſer von Rukland anzufragen, ob er Friedenseröffnungen erwägen wolle. 
Der Kaifer drücte den ernften Wunjch nach Frieden aus und erflärte glei; 
zeitig feine Anficht Hinfichtlich des zur Erreichung desjelben einzuichlagenden 
Weges. Ueber dieſen Gegenftand haben zwijchen den Regierungen Ruklande 
und der Zürfei durch Meine guten Dienfte Gommunicationen ftattgefunden, 
und Ich hoffe eruftlich, daß fie zu einer friedlichen Löſung der ftreitigen 
Punkte und zur Beendigung des Krieges führen mögen. Meinerſeits follen 
feine Bemühungen fehlen, jenes Ergebnik zu fördern. Bisher hat, ſoweit der 
Krieg verlaufen ift, einer der Kriegführenden die Bedingungen verlekt, auf 
welchen Meine Neutralität begründet ift, und ich glaube gern, daß beide 
ze fie zu vefpectiren wünſchen, fomweit e8 in ihrer Macht fein wird. 
o lange diefe Bedingungen nicht verlegt twerden, wird Meine Haltung fort: 
dauern, diefelbe. zu ſein; allein ich kann mir nicht verhehlen, dab, falls die 
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Feindjeligkeiten unglüdlicherweife verlängert werden follten, irgend ein um: 
erwartetes Greigniß es Mir zur Pflicht machen dürfte, Vorſichtsmaßregeln zu 
ergreifen. Solche Mapregeln könnten ohne genügende Vorbereitung nicht 
wirfjam getroffen werden, und Jch Hoffe auf die Freigiebigkeit des Parla— 
ments, um die Mittel, welche für jenen Zweck nothwendig jein dürften, zu 
bewilligen. Die Documente über diefen Gegenftand werden Ihnen unverweilt 
vorgelegt werden. Meine Beziehungen zu allen fremden Mächten find fort: 
dauernd freundliche.“ 

Die Thronrede zeichnet fi) vor anderen dieſer Gattung durch beſon— 
ders klaren Stil und furzgefaßte Sähe aus, was um jo mehr anzuerkennen 
iſt, als ihr die auswärtige Politik betreffender Haupttheil eine äußerſt vor: 
jichtige Behandlung erheijchte, und es ift ſchwer zu begreifen, daß die Oppo: 
tion auch nur an einzelnen Stellen desjelben Icharte Kritik üben könne, 
Iſt doch von Seiten der Regierung, genau genommen, alles gejchehen, was 
ihre Gegner als geboten erachtet und anempfohlen hatten. Auf eine früh: 
zeitige Einberufung des Parlaments hatten Schon Gladjtone, Bright, Forſter 
und andere hervorragende Führer der Oppofition zu einer Zeit gedrungen, 
als deffen Meinungsäußerungen nicht jo dringend nothwendig erjcheinen konnten, 
als in dieſem Augenblide. Billigerweife wird demnach gegen die Erflärung 
der Thronrede, dab die Krone das Parlament einberufen Habe, um befjen 
Raths und Beijtands theilhaftig zu werden, von gegnerijcher Seite ſich fein 
ftihhaltiger Einwand erheben laſſen. Ein Gleiches gilt von den ferneren 
Auseinanderjegungen der Thronrede über die vergeblich gemachten Bemühun— 
gen des Gabinet3 zur Hintanhaltung des Srieges, zu einer gemeinjamen 
Bermittlung und betreffj3 der bisher eingehaltenen Neutralität. Die Thron: 
rede jagt frei heraus, daß von den Bedingungen, an die England jeine Neu: 
tralität fnüpfte, feine bisher verlegt worden ift, und fpricht den Glauben 
aus, dab die auch ferner unterbleiben werde. In diefem Falle, jo jagt fie, 
wird England jeine bisherige Stellung feithalten nnd nur dann zu Borlichts, 
maßregeln jchreiten, wenn dieje durch unerwartete Ereigniſſe geboten erjcheinen 
ſollten. Milder und umfichtiger hätten jelbjt Gladftone und Faweett, Jätten 


jelbjt die unbedingtejten aller Friedensfreunde den belicaten Gegenftand gewiß 
nit behandeln können. 


Die Antwortsadreſſe wird in beiden Häufern noch amı gleichen 
Tage erledigt; die Debatten darüber verlaufen glimpflich, obgleich 
die Führer der Oppofition, Yord Granville im Oberhaufe, Lord 
Hartington im Unterhaufe, die Haltung der Regierung einer mehr 
oder weniger ſcharfen und einläßlichen Kritik unterwerfen. 


Die Debatten des Oberhauſes find bedeutfamer als die des Unter: 
hauſes. Lord Granville bejpricht die verjchiedenen in den lekten 6 Mo: 
naten abgegebenen Erklärungen der Regierung. Diejelben hätten bis zum 
November vorigen Jahres einen beruhigenden Charakter getragen, er glaube 
aber, daß durch die Rede Lord Beaconsfield'3 vom 10. November die ande: 
ven Mächte auf den Gedanken gefommen feien, daß England eine bewaffnete 
Neutralität angenommen habe. Granville tadelt den Pafjus der Thronrede 
bezüglich ber frühzeitigen Einberufung des Parlaments nnd hebt die Ver: 
fiherungen hervor, die Rußland in Betreff des Punktes gegeben habe, big zu 
dem e3 gehen wolle. Wenn dieje Be gar unbefriedigend geweſen jeien, 
jo hätte das Parlament jofort einberufen werden follen, und wenn fie be— 
friedigend getvejen, jo jei fein Grund gewejen, das Gefühl der Unficherheit 
zu wecken, welches, wie er glaube, deßhalb herrſche. Lord Beaconsfield 
motivirt im feiner Erwiderung die Einberufung des Parlaments durch die 
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veränderten Kriegsumſtände nach dem Falle Plewna’3 und durch das Am 
juchen der Pforte um Frieden. Lord Granville habe über die verzögerte Ein- 
berufung des Parlaments geklagt. Es jei zu bedenfen, daß das Parlament 
nicht in wenigen Stunden einberufen werden fünne Die Zeitungen jeien 
nicht maßgebend für die Politik der Regierung. Dieſe ſei nicht ſchwankend 
oder jchtwach geweſen. Solche Behauptungen jollte man nicht auf anonyme 
Nublikationen bafiren. Die Regierung habe von Anbeginn an nie gezögert 
binfichtlich der zu befolgenden zu. Yange vor dem Ausbruche des Strieges, 
als die Möglichkeit des Ausbruchs des Kampfes der Kegierung die Pflicht 
nahe legte, zu erwägen, welche Intereſſen gefährdet fein dürften, beichlo die 
Regierung einftimmig, die Pflicht Englands jei die jtricte Neutralität im 
Kriege, und von diejer Politik jei fie niemals abgewichen. Schon in der 
legten Sefjion des Parlaments habe er (Beaconsfield) erflärt, die Neutralität 
Englands ſei dadurch bedingt, dab die Intereſſen Englands nicht gefährdet 
würden. Dieſe Anterefien habe Lord Derby in feiner Depeiche deftmirt. 
Während der Ferien des Parlaments habe er (Beaconsfield) nur eine Rede 
ehalten und darin erklärt, nichts folle die Regierung bejtimmen, von der 
—— Neutralität abzuweichen. Er könne daher nicht verſtehen, worauf 
die Anjchuldigung einer Schwanfung bafıre. Granville habe die englische 
Politik als jelbjtfüchtig bezeichnet, aber Graf Andrafiy habe doch auch in einer 
offiziellen Note erklärt, Defterreichg Politik fei die bedingte Neutralität, es 
% Defterreichd Sache, über Defterreichg Intereffen zu wachen. Er (Beacons 
teld) wiſſe auch nicht, daß Deutjchland Ausdrücke gebraucht habe, welche 
freier von Selbjtjüchtigteit feien, als die von der englifchen Regierung ge: 
brauchten. Da die engliiche Regierung diejelbe Politik befolge, die fie von 
Anfang verfolgt, und da fie den Beginn von Unterhandlungen herbeigeführt 
habe, welche erfolgreich fein könnten oder auch nicht, jo habe fie Grund, mit 
Vertrauen an das Parlament zu appelliren wegen der Mittel, um den Schutz 
der engliichen Intereſſen wirkſam zu machen, wenn es jene Politik billige. 
Hätte die Regierung das Land in eine Lage der Iſolirung verjeht, jo hätte 
fie dem Lande großen Nachtheil zugefügt, Aber der MWaffenitillitand für 
Eerbien, das Berjchwinden des Berliner Memorandums, die Konferenz und 
die jüngjten Verhandlungen hätten bewieſen, daß das micht der Fall jei. 
Beim Beginne des Jahrhunderts habe England unter den entmuthigten Ges 
meinmwejen Europas allein feine nationale Unabhängigkeit vertheidigt. Eng— 
land würde jet ebenfalls nicht zurücjchreden, für eine ſolche Sache ſich zu 
erheben. Englands Einfluß werde im Nathe Europas jehr empfunden. Tiefer 
Ginfluß werde von der Negierung ausgeübt werden, um einen jtabilen und 
dauerhaften Frieden zu erlangen. Wenn fie aber berufen fein jollte, Die 
Nechte Englands zu verfechten und dejjen Intereſſen zu vertheidigen, jo würde 
fie nicht zögern, wieder und wieder an das Parlament zu appelliren, um die 
Rechte des Reiches zu verfechten und jeine Intereſſen zu vertheidigen. Herzog 
von Argyle cdharakterifirt die Rede Lord Beaconsfield’3 als glänzend, aber 
nicht zweckentſprechend. Sie weiche einer Erflärung über die Politik aus, 
welche das Land ein Recht habe, von dem Haupte der Regierung zu erivarten. 
In feiner Definirung der englijchen Intereſſen habe Lord Beaconsficld weder 
der ntegrität noch der Unabhängigkeit der Türkei erwähnt. Betreffs des 
Suezkanals jei es jelbitverftändlich, daß England nie gejtatten könne, daß 
fein directer Weg nach Indien gejtört werde, Die frage der Dardanellen 
müſſe eine europätfche bleiben, aber wenn die Türkei aufhöre, eine europäiſche 
Macht zu fein, jo werde eine Veränderung des Reglements für Kriegsſchiffe 
notwendig fein. Der Beſitz Conſtantinopels ſei auch als eine europäiſche 
Frage bezeichnet worden. Wenn die Regierung jedoch der Anſicht ſei, daß, 
jo lange die Türkei Widerſtand leiſte, Nußland verhindert ſei, in jene Stadt 
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einzuziehen, jo würden daraus die ernfteften Fragen entitehen. Marquiz 
v. Salısbury: Die Türfei jei wiederholt gewarnt worden, feine Hilfe von 
England zu erwarten, und fie würde feine Hilfe zur VBertheidigung ihrer 
Jutereſſen erhalten, obichon es vielleicht nothwendig werden könnte, Englands 
eigene Intereſſen zu ſchützen. Gr jtellt in Abrede, daß Meinungsverjchieden: 
heiten im Gabinette herrichen, und jchließt feine Rede mit folgenden Worten: 
„sch wünſche nicht auf die genauen Umſtände einzugehen, unter welchen die 
definirten Intereſſen Englands bedroht waren, aber ich weiß, daß die Kriegs— 
wogen fich jehr jenen definirten Xocalitäten nähern, und ich jage, wenn Sie 
der Regierung nicht vertrauen, jo verjehen Sie ſich mit einer anderen Ne: 
gierung, der Sie vertrauen wollen. Wenn Sie aber der Regierung ver: 
trauen, jo berieben Sie fie mit den geeigneten Mitteln, um wirkſam das 
Bertrauen durchzuführen, das Sie ihr auferlegt haben.“ 


18. Januar. Das auswärtige Amt veröffentlicht ein Blau— 


buch über das türkische Friedensgeſuch. 


Die bedeutſamſten Thatſachen, die fi) daraus ergeben, find: Am 
24. December benachrichtigte Derby den Botſchafter Yayard, daß eine gemein: 
jame Mediation der Mächte in Folge der Weigerung Deutichlands gejcheitert 
\ei. Am 9. Januar berichtet Botjchafter Lotus, Gortſchakoff glaube, daß 
der Frieden nur unter zwei Bedingungen erzielt werden könnte, nämlich dat 
die ruffische Armee vordringe und daß die Türken fich überzeugten, daß fie 
von England feinen Beiftand zu erwarten hätten; nur dann würde die 
Pforte Bedingungen annehmen, unter denen der Frieden gejchloffen werben 
tönnte. 


22. Januar. Unterhaus: der Schatzkanzler gefteht zu, daß 
die Königin jchon vor mehreren Tagen ein direktes perjönliches Ge— 
uch des Sultans um Vermittlung bei Rußland für den Abſchluß 
eines Maffenjtillftandes erhalten und darauf Folgendes Zelegramm 
an den Kaiſer von Rußland gerichtet habe: 


„Ich Habe vom Sultan ein directes Gefuch erhalten, das ich nicht 
ohne Antwort laffen kann. Da ich weiß, dab Sie aufrichtig den Frieden 
wünjchen, jo bedenke ich mich nicht, Ihnen dieſe Thatjache mitzutheilen, in 
der Hoffnung, dab Sie die Verhandlungen zur Abjchließung eines Waffen: 
eg der zu einem ehrenvollen Frieden führen kann, bejchleunigen 
Önnen.“ 


Die Mittheilung auch der Antwort wird abgelehnt. Man 
weiß indeß, daß Rußland fich zu einem Waffenftillftand bereit er- 
flärt, jedoch nur, wenn man fich vorher über Friedenspräliminarien 
geeinigt hätte, daß hierauf die Unterhandlungen zwijchen Rußland 
und der Pforte eröffnet wurden, daß aber über den Fortgang der- 
ſelben England, offenbar abfichtlich, feinerlei Mittheilungen erhält. 

23. Januar. In Folge von Nachrichten über den Zuftand 
in Conftantinopel befiehlt die englifche Regierung der Flotte, in den 
Bosporus zu jegeln. Der Sultan ertheilt den Ferman dazu. Auf 
neue Berichte des englifchen Botjchafters zieht jedoch die englijche 
Regierung ihre Ordre wieder zurüd. 
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24. Januar. Die Regierung kündigt in beiden Häufern an, 
fie werde am 28. ds. Mts. einen Supplementarcredit für die Marine 
und für militärifche Zwede überhaupt beantragen. 


Northeote bezeichnet im Unterhaufe ala Grund für die Maßregel, daß 
die Regierung nach Verlauf einer Woche nicht nur die Friedensbedingungen 
nicht kenne, jondern auch eine bedeutende ruſſiſche —— den Vormarſch 
fortſetze. Die Regierung habe deßhalb geglaubt, mit den Vorſchlägen nicht 
länger zögern zu dürfen. Im Oberhaufe fügt Beaconsfield noch bei, die 
Politik, welche die Minifter vorjchlagen zu müſſen glaubten, fönne nicht ab: 
hängen von dem Willen irgend einer befreundeten Macht. Die Minifter 
Ganarvon und Derby fehlen in der Situng: fie find mit der Maßregel nicht 
einverſtanden und erklären, zurüctreten zu wollen. Schon will man wifjen, 
Canarvon's, des ruffenfreundlichiten Gabinetsmitgliedes, Demiffion werde an- 
genommen, dagegen würden große Anjtrengungen gemadjt werden, um bie: 
jenige Derby’3 zu verhindern. In Lord Salisbury, der bisher auch ziemlich 
—— war und einer energiſchen Politik widerſtrebte, iſt eine Art Um— 
timmung eingetreten. 

Die öffentliche Meinung iſt ſich ſofort darüber klar, daß die leitenden 
Mitglieder der Regierung nunmehr ihrerſeits einen feſten Entſchluß gefaßt 
haben und daß das Parlament durch die Creditforderung vor die Entſcheidung 
eſtellt werden ſoll. Englands oberſte Regierungsverwaltung beſteht befannt- 
ih aus 32 Mitgliedern. Zwölf davon bilden das leitende Cabinet. Inner— 
halb des Gabinets hat in wichtigen Zeiten ein engerer Kreis die eigentliche 
Zeitung; d. h. es bleiben der Premier, der Minijter des Auswärtigen, der 
Schatzkanzler und der Minifter für Indien in fortwährendemn Verkehr. Weder 
diefer engere Kreis noch das Zwölfer-Cabinet jind durch verfaſſungsmäßige 
Satzung anerkannt; alles hat fi) durch Gewohnheitsrecht gebildet, und man 
hütet fich, dasfelbe in eine Formel zu faſſen. Man kann fich leicht denten, 
dat bei dem oft ftündlich wiederkehrenden Eintreffen wichtiger Depejchen, 
wegen deren die bier Mitglieder des engeren Kreiſes twiederholt vertraulich 
u berathen haben, ein Verkehr des Premier mit einem Manne wie Ganarvon 
ins Unerträgliche ausarten mußte. Der letztere hatte ja jeden für „wahnfinnig“ 
erklärt, der an eine Wiederholung des Krimm-ſtrieges denke. Es war hohe 
Zeit, dab dieſer Minifter aufhörte, jcheinbar im Namen des Gabinets zu 
jprechen. Dem Schaßfanzler, der, wie die meiften Finanzminiſter, jo lange 
wie möglich vor neuen Ausgaben zurückſcheut, machte eine Abordnung den 
Standpunkt einflußreicher Mitglieder der minifteriellen Partei flar. Seitdem 
hat eine abermalige vertrauliche Zuſammenkunft einer Anzahl conjervativer 
Parlamentsmitglieder ftattgefunden, im welcher ein Dreier-Ausihuß erwählt 
wurde, dem die Vollmacht ertheilt ijt, möthigenfall® eine Berjammlung zu 
— Beſprechungen einzuberufen. Kann man dieß auch nicht gerade einen 

ctions-⸗Ausſchuß der Partei nennen, jo bildet ſich ein ſolcher doch allmählich 
heraus. Den Theilnehmern an diefer Berathung war die erjte Antwort des 
Schatzkanzlers feine ganz befriedigende gewejen. Denn die Parlamentsmehr: 
heit iſt viel jchärfer antiruffisch gefinnt, als es die bisherige Mehrheit des 
Gabinets war. Auch der „Verein für den Schuß britifcher Intereſſen gegen 
ruſſiſche Uebergriffe im Orient“, in dem übrigens Liberale mitwirken, richtete 
an den Premier ein emergifches Schreiben, worin auf fofortige Action ge: 
drängt und Die Regierung ob ihres feitherigen Zögerns und Schwankens ge: 
tadelt wird. Die Ankündigung des Schatzkanzlers im Unterhaufe wird mittler: 
weile mit wiederholten, am Schlufje mit lauten und lang anhaltenden 
Beifalldrufen aufgenommen und man hört dabei auch Beifallsrufe von mehreren 
Bänken ber liberalen Partei. Die Führer der Oppofition halten ihrerjeit3 am 
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Abend des 21. eine Verfammlung und kommen zu dem Beichluß: wenn der 
zu fordernde Ertracredit fein Kriegscredit, jondern nur für die Vorbereitun: 
gen bejtimmt jet, welche die Situation Bi km und wenn derjelbe von einem 
einigen Gabinet verlangt werde, demjelben feine Oppofition zu bereiten. Der 
Beſchluß iſt ohne Bedeutung, da die erjtere Vorausſetzung nur jehr bedingt, 
die leßtere gar nicht zutreffend ijt. 


27. Januar. Ganarvon wird entlaflen, Derby zieht fein Ent- 
lafjungsgejuch zurüd, Salisbury tritt Beaconsfield und dem ent= 


ihlofjenen Theile des Miniſteriums definitiv bei. 

28. Januar. Die durch die Ereditforderung der Negierung 
aufgejchredten materiellen Intereffen gerathen in lebhafte Bewegung: 

In Birmingham, Mancheiter, Kiverpool, Leeds, Nottingham und in 
anderen großen Handels: und Fabrikorten * große Meetings ſtatt, welche 
fi) gegen die Creditforderung ausſprechen, die eine Bürde für das Land und 
eine Gefahr für den Frieden Europas jei. Die Führer der Oppoſition im 
Unterhauje aber haben bereit3 erkannt, daß die Greditforderung einen auf: 
richtig gemeinten Rüjtungscredit bedeute, können fich inbeh noch nicht darüber 
einigen, in welcher Form derjelbe befämpft werden joll; doch jol Hartington 
jedenfall3 ein Amendement gegen benjelben einbringen. Die „Times“ jpricht 
ſich noch entjchieden gegen die neue Haltung der Regierung aus: der Verfall 
der Zürfei jei unaufhaltjam und verdient, weßhalb die Majorität des eng— 
liſchen Volkes auch nicht geneigt jei, Englands Macht für diejelbe einzujeßen. 


28. Januar — 8. Februar. Unterhaus: die Regierung bringt 
ihren Antrag auf Bewilligung eines Gredites von 6 Mill. Pfd. St. 
für Rüftungen ein, refp. um auf der bevorftehenden europäiſchen Con— 
ferenz mit größerem Nachdruck auftreten zu können. Gegenantrag 


- 


Horjter. Derjelbe zieht am 7. Februar feinen Antrag zurüd; das 
Haus bejchließt jedoch trogdem mit 295 gegen 96 Stimmen, über 
den Antrag der Regierung in Committee zu gehen umd genehmigt 
die Vorlage am 8. Februar mit 328 gegen 124 Stimmen, alſo mit 
einer Mehrheit von 204 Stimmen. Der Führer der Oppofition, 
Hartington, enthält fi der Abjtimmung, Gladjtone jtimmt gegen 
die Regierung. 

Die Debatte entbehrt, jo emtjcheidend auch die Abſtimmung ift, 
doc) jedes dramatijchen Interefjes, da ſie fich jehr verzettelt, vielfach unter: 
brochen und die Stimmung de3 Haufe durch die von Tag zu Tag ein: 
gehenden Zelegramme beeinflußt wird. Der Schagfanzler Northcote 
begründet die Forderung der Regierung: die Türkei jet auf dem Schlachtfelde 
befiegt und habe um Frieden nachgejucht. Rußland habe den Waffenjtillitand 
von der Annahme von Triedensgrundlagen abhängig gemadt. Der Pforte 
feien gewifje Friedensbaſen mitgetheilt worden. E3 heiße, die Pforte jei be: 
reit, diejelben anzunehmen, oder die Pforte habe diejelben jchon angenommen. 
Der britijchen Regierung fei über die Unterzeichnung des Waffenjtillitandes 
noch feine Information zugegangen. Der Grund der Verzögerung jei ber 
Regierung unbefannt. Derjelbe ſei aber, welcher er wolle, es vergehe Tag 
auf Tag, ohne daß die Unterzeichnung erfolge. Die Ruſſen ſetzten ihren 
Vormarſch fort. Den Wunſch, der Pforte Rath zu ertheilen, habe England 
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nicht, weil damit eine große Verantwortlichleit verbunden ſei. Nortbeote 
teilt num die bereits befannten vom Grafen Schuwaloff der Regierung mic 
Office mitgetheilten FFriebensgrundlagen, tworüber die einſchlägigen Echrift- 
ftücfe dem Haufe morgen würden vorgelegt werden, mit und fährt fort: 
Die Bedingungen Rußlands feien jehr weitgehend. Bulgarien bilde die Mitte 
der europätfchen Türkei. Die für Bulgarien geforderte Autonomie ſei wicht 
bloß eine adminiftrative, jondern gleiche der rumänischen und ferbijchen vor 
dem Kriege. ferner heiße es, der Gzar wolle jelbit für Bulgarien dem 
Fürften auswählen. Sonach würde im Herzen der Türfei eine bedeutende 
neue Macht unter einem Rußland ergebenen Fürſten gebildet werden. In 
Betreff Rumäniens, Serbien und Montenearo's würden die bezüglichen 
Fragen anderwärts eingehender ala von England geprüft werden und viel: 
leicht Schwierigkeiten hervorrufen. Ferner fei die Frage der Kriegsentjchäbi- 
gung eine jehr elaftifche. Rußland könne demnach eine territoriale Entſchädi— 
gung in der Form wählen, welche für Europa von größtem Intereſſe jeı. 
63 jei daher ein europäisches Conſeil wegen des Friedens nothiwendig. Sie 
Stipulation wegen der Dardanellen fei entiweder von großer Tragweite oder 
bejage nichts. Jedenfalls jei fie für England von größten Intereſſe. Gin 
jeparates Abkommen darüber würde England nicht anerkennen und nicht zu: 
laſſen. Wiederholte Erklärungen Defterreichd zeigten, dab es die darauf be 
zügliche Anficht Englands theile Die — der Türkei müſſe 
allerdings große Veränderungen zur Folge haben. England würde ſich aber 
in unvortheilhafter Stellung befinden, wenn die Mächte nur über den defini- 
tiven Frieden befragt werben jollten. Die britifche Regierung halte an dem 
Inhalte der in der Mai-Note Derby’3 beobachteten Neutralität jet. Sie ſei 
beftrebt, eine Erweiterung des Kampfes zu verhindern. Sie habe Griechen: 
land nur freundfchaftliche Rathichläge ertheilt und weder Drud ausgeübt, 
noch Beſtechung verjucht, um Griechenland vom Kriege abzuhalten. Northcote 
bemerft bezüglich der Haltung der Regierung in letter Zeit, daß Derby in 
feiner Depejche vom 13. December die ernftliche Hoffnung ausgeiprochen babe, 
daf eine zeitweilige Beſetzung Conjtantinopel3 und der Tardanellen verınieden 
werde, da jonjt England die volle Freiheit des Handelns in Anſpruch nehmen 
würde Rußland habe am 16. Tecember zwar eine freundliche, aber aus: 
weichende Antwort ertheilt, in welcher es anfcheinend andeuten wollte, dab 
die ruſſiſche Politik erfordern fünnte, gegen Konftantinopel vorzurüden. Als 
aber am 12. Jannar die Ruffen über Adrianopel auf Gallipoli vorgerüdt, 
habe England vorftellig gemacht, daß jede Operation, welche darauf abziele, 
die Tardanellen unter die Gontrole Rußlands zu ftellen, als ein Hinderniß 
für Grreihung der Bedingungen für eine endgiltige Regelung der Darda— 
nellenfrage angejehen werden würde. Zugleich ſei von Rußland die Ber: 
fiherung verlangt worden, nicht auf Gallipoli vorrüden zu wollen. Fürſt 
Gortichatoff habe am 15. Januar geantwortet: Rußland beabfichtige nicht 
auf Gallipoli vorzurüden, wenn nicht türkiſche Truppen dort concentrirt 
würden. Gortichatoff habe fjeinerjeits die WVerficherung Englands verlangt, 
Gallipoli nicht bejegen zu wollen. Allein die Ruffen jeien immer vorgerüdt, 
und ala Suleiman Paſcha fich in der Richtung auf Gallipoli zurücgezogen, 
habe die Regierung bejchloffen, die Flotte in die Dardanellen zu jenden. Der 
Sultan Habe einen Ferman gefendet, worin die Zulafjung der Flotte ge: 
ftattet worden. Sobald e3 aber geheißen, daß die Pforte bereit jei, die 
epriedensgrundlagen anzunehmen, und daß bie Dardanellenfrage nicht allein 
dur) Rubland und die Türkei, jondern durch eine Gonferenz geregelt werden 
jolle, habe die Flotte Gegenbefehl erhalten. Die Expedition der fFlotte fei 
nur eine temporäre Mahregel gewejen; diefelbe hienge nicht mit der Grebit: 
forderung zuſammen. Die Frage jei, ob England mit der Stärke einer einigen 
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Nation zur Gonferenz gehen jolle. Man könne nicht Frieden fordern, wenn 
man fortwährend verbreite, England fürchte fich, in den Krieg zu geben. 
Der Gredit brauche nicht verwendet zu werden: er folle die Regierung nur 
in den Stand jeßen, auf der Gonferenz mit der Macht ausgerüſtet zu fein, 
Englands Recht wirkſam zu machen. Wenn das Haus das Vertrauen in 
die Regierung verjage, müſſe letere die Entſcheidung hinnehmen, e3 ſei dann 
aber unmöglich, jo wichtige Dinge zu behandeln, wie jolche der Gonferenz 
unterbreitet werden jollten. Die Regierung verlange Vertrauen, fie verfichere, 
daß ein jolcher Schritt der wirkſamſte Schuß des Friedens fein würde. Ein 
hervorragender Ausländer habe über die vorliegende Frage gejagt, ed werde 
Niemand gehört werden, es jei denn, daß er ftark jet. Forſter führt zur 
Begründung ſeines Antrags gegen die Greditforderung aus, die Greditforde- 
rung jei ohne Beiſpiel. In den Friedensbaſen berechtige England nichts zu 
einem Verdachte. Nichts gefährde Englands ntereffen. Die Forderung 
Rußlands in Betreff der Dardanellen fei natürli” und der Erwägung 
Europas würdig. Die beabfichtigt gewejene Entjendung der englijchen Flotte 
zum Schutze der engliichen Unterthanen und de3 englifchen Eigenthums ſei 
verftändlid. Zum Zwecke der Offenhaltung des Waſſerweges aber wäre eine 
jolche ein Bruch der Neutralität geweſen. Die Regierung könne mit ber 
Stimme der einigen Nation auf der Conferenz nur auftreten, wenn fie wirk— 
Lich ein englifches Jntereffe vertrete, twie die Sicherung des Weges nach In— 
dien und die ntegrität Aegyptens. Die Frage der permanenten Bejegung 
Konftantinopel3 betreffe mehr das öfterreichifche als das englifche Intereſſe. 
Indeß jei die Regierung doch behufs der Verhinderung der permanenten Be 
jebung Konſtantinopels und der ausjchließlichen Gewährung der Durchfahrt 

urch die Dardanellen für Rußland zu unterftügen. Die gute Verwaltung 
ber europäijchen Türfei ſei ein engliſches Intereſſe. Bis jetzt jei aber fein 
wirkliches englifches Intereſſe gefährdet. Bright befürwortet ernftlich den 
Frieden. Croß habe von dem lügenhaften Geilte der Reden der Oppofitions: 
partei gejprochen, aber wie jtehe e3 mit den Reden Lord Beaconäfield’3 und 
anderer Minifter! Die Kriegführenden jeien berechtigt, den Frieden jelbitän- 
dig herzuftellen, jo lange nicht die Intereſſen anderer Mächte verlegt würden. 
Das Intereſſe Englands jei die Freiheit der EChriften und Mufelmanen in 
der europäiichen Türkei. England habe fein Antereffe in Afien. Eine 
mäßige Striegsentfchädigung Rußlands und die Forderung der Deffnung der 
Dardanellen jeien berechtigt. Die Friedensbaſen gäben zu feinerlei Befürchtung 
Anlaß. Nichts künne die unmwürdige Eiferfucht gegen Rußland nähren oder 
eine drohende Haltung Englands auf der Konferenz rechtfertigen. England 
follte erklären, e3 habe weder ein Intereſſe an der Erhaltung der Türkei, 
noch an der Feindjeligkeit gegen Rubland. Die Regierung könne entweder 
die Erbichaft eines Krieges oder die Erbſchaft eines Friedens inauguriren, 
eines Friedens, der zu der Freundſchaft mit einem der größten Reiche führe. 
Gladſtone erklärt, er wünſche der Negierung die Kraft der geeinten Nation 
zu geben und würde fie unterjtüken im Aufgebot ihres Einfluffes auf der 
Conferenz, um Rußland zum Verzicht feines Anjpruches auf den Theil 
Befjarabiens zu bewegen, den es früher an die Donaufürftenthümer abgetreten. 
Er würde die Regierung auch unterjtügen bei allen Bemühungen hinfichtlich 
der freien Echifffahrt auf der Donau und in ihrem Beftreben zur Sicherung 
der beiten Bedingungen für die Türkei, jo lange diefelben feine Graujamteit 
— die Unterthanen der Türkei involvirten. Seiner Anſicht nach müßte 

ulgarien die Zahlung eines bedeutenden Tributs auferlegt werden. Er 
hoffe, England werde betreff3 der Dardanellenfrage in Nebereinftimmung mit 
den Mächten handeln. England könne auch die hellenischen Provinzen auf 
der Eonferenz vertreten. Er wünſche nur, daß die durch das ruffische Schwert 
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für bie Unterthanen ber Türkei erlangten Zugeftändniffe nicht verfürzt würden. 
Redner regte die dee an, anjtatt den Credit zu votiren, möge eine Adreſſe 
beider Häufer an die Krone gerichtet werden, worin der Regierung die Unter: 
ftügung auf der Gonferenz zugeſagt werde unter Anerkennung deſſen, was 
ür die Chriften der Türkei gethan worden jei. Die Adrefje dürfte auch den 
usdruck ber Hoffnung enthalten, daß in allen zwiſchen der Zürfei unb 
ihren Unterthanen jchwebenden fragen Englands Einfluß in einer feinen 
alten edlen Meberlieferungen entjprechenden Weife zur Unterſtützung einer 
folchen wohlgeordneten Verwaltung aufgeboten werde, die allein zufünftigen 
— und Wohlfahrt verheiße. Kriegsminiſter Hardy erklärt den 
dreßvorſchlag Gladſtone's für unannehmbar. Am 8. Febr. iſt der Schaf: 
kanzler Northcote endlich in der Lage, die Waffenſtillſtandsbedingungen, 
ſowie die Räumung der Vertheidigungslinie von Konſtantinopel mitzutheilen, 
entwickelt, daß die Situation ernſt I und weiſt auf die Befürchtung bin, 
daß es in Konftantinopel zu Ruheftörungen kommen könne Es jei daher 
ein Theil der brittifchen Bun. nad Konjtantinopel zum Schutze von 
Perjonen und Eigenthum beordert und dieß den Regierungen notifizirt 
worden. Zugleich jeien dieſe eingeladen worden, wenn fie dazu geneigt 
wären, fich dem —* Englands anzuſchließen. Der Schritt ſei auch * 
land zur Kenntniß gebracht worden. (Stürmijcher Beifall) Hartington, 
ber Führer der Oppofition, will von der Sendung der Flotte abjchen, Da 
fie jet nicht mehr als Drohung gegen irgend eine Macht angejehen werden, 
wohl aber Gutes bewirfen könne duch den Schuß von Perfonen und Eigen: 
thum. Da nad der Mittheilung der Regierung über den Waffenjtilljtand 
die zeitweilige Bejehung Konftantinopel’3 beabfichtigt jein dürfte, wünjche er 
die Verlegenheit der Regierung nicht zu vermehren. Er hätte gewünjcht, 
daß das Haus die Regierung einjtimmig — aber die Regierung 
habe nicht die geringſte Andeutung über ihre Politik auf der Conferenz und 
über die Art der Verwendung des Credits gemacht. Alle Welt wiſſe, daß 
England viel mehr Geld zu verausgaben in der Hand habe ala 6 Millionen. 
Die Votirung könne die Hände der Regierung nicht jtärfen. Die Wieder: 
berftellung der alten VBerhältniffe in der Türkei ſei unmöglid. Angefichts 
des Waffenftillftandes jei eine bedingte Neutralität unthunlid. Wozu alfo 
der militärische Gredit? Er müfje der Regierung unter allen Umftänden die 
Berantwortung überlafjen, werde aber den Eredit nicht befämpfen. Er hoffe, 
die Regierung werde in freundlichem Einvernehmen mit den andern Mächten 
— und das Cabinet eine Politik befolgen, welche das Haus billige. 
dorthcote jpricht feine Genugthuung über die Rede Hartington's aus. 
Die Regierung erfenne an, daß eine große Veränderung in der Lage ber 
Türkei eingetreten jei, und werde, jo weit als möglich, die Intereſſen der 
der Türkei untergeben gewejenen Nationalitäten berüdfichtigen. Die Regie: 
rung mwünjche in den Rath der europäijchen Mächte einzutreten, um dieſe 
Punkte mit den Mächten zu berathen; fie habe feine felbitfüchtigen Abfichten 
und wünſche auch nicht, eine ftrifte Linie in Betreff ſolcher Punkte zu ziehen, 
wie die Durchfahrt durch die Dardanellen. England wünjche bort nur bie 
Freiheit des Handels zu fordern und überhaupt über diejen Punkt eine 
ſolche Löfung zu Wehen, die es einer einzelnen Macht unmöglich mache, die 
Dardanellen zu jchliegen. Bei dieſer Frage ſei der Handel der gejammten 
Welt intereffirt. Der Zweck der Regierung ſei, dieſes Intereſſe zu wahren. 
Der nächſte Punkt, welchen die Regierung im Auge habe, fei die Offenhaltung 
der Verbindung Englands mit dem Orient. Ueber dieje Punkte, an welchen 
andere Länder ein eben jo großes Intereffe hätten wie England, wolle er 
(Northeote) indeffen feine bejtimmte Baſis der Regierungspolitit entiverfen. 
Die Regierung werde ihr Möglichites aufbieten, um erjtens eine gute Ver: 


Grohbrittannien. (Yan. 28 — Febr. 8.) 293 


waltung für die Eingangs erwähnten Nationalitäten Herzuftellen und zwei— 
ten3 Die Freiheit der Wafferftraßen für den Welthandel zu fichern; drittens 
werde die Regierung verfuchen, jeder Möglichkeit, das indiſche Reich durch 
Aegypten zu gefährden, vorzubeugen. Die Regierung fet bereit, auf der Eon: 
ferenz dieſe Fragen im verfühnlichiten Sinne zu diskutiren; es werde vor 
Allem ihr höchites Streben fein, eine Löſung herbeizuführen, welche einen 
möglichft dauerhaften Frieden verheiße; denn die Bejorgniffe und die In: 
gewißheit ber legten Jahre ſeien unerträglich — Der Zweck des 
Gredites jei folgender: England befitze nur eine kleine Armee, die aber einer 
rapiden Vermehrung fähig fei. Ein Theil bes Geldes werde dazu veraus— 
abt werben, um einen Theil der Armee marjchbereit zu halten, obwohl er 
Doffe, Die Nothiwendigfeit, das Geld zu diefem Zweck gu veraudgaben, werde 
gar nicht entftehen. Allein die Regierung verlange, daß ihr das Geld zur 
Verfügung geitellt werde, um die von ihr angenommene Politik unterftügen 
zu fönnen. Gladftone erflärt fi) mit ben Ausführungen Northcote’3 zu: 
frieden, obwohl er nicht einjehe, wie diefelben die Ereditforderung unter: 
ftüen follten. Er verftehe nicht, wie England über eine zeitweilige Beſetzung 
Konftantinopel3 Hagen könne. Die Sprache der Regierung binfichtli ber 
Dardanellen ſei billig; was den Suezkanal angehe, jo hätten die Mittelmeer: 
mächte ein größeres Intereſſe an der freien Durchfahrt, ala England, Ob: 
wohl er indefjen die Erklärungen Northcote's jo weit billige, jo fönne er 
doch nicht vergeffen, daß die erſte Politit der Regierung auf die Wiederher: 
ftellung des status quo ber Türfei gerichtet gewejen fei. Er hoffe, daß dieſe 
Politik jet ganz aufgegeben worden, ba die verichiedenen Nationalitäten der 
Türkei nicht für Rukland, Defterreich ober die Türkei, jondern für fi) eri- 
ftirten und nur die Givilifation eg die Hauptfache fei. Rußland habe 
durch die von ihm gebrachten Opfer dad Recht verdient, die jlavifche Be: 
völferung zu ſchützen. Er (Gladftone) fürchte —— s Rolle auf 
der Eonferenz. England möge diefe Macht auf der Conferenz bewachen. 
Defterreich habe bei jeder europäischen Verwickelung unglüdlicher Weife die 
Grundjäge einer Politik adoptirt, twelche ben verwandten Bolfaftämmen außer: 
halb der Grenzen Defterreichd * ſei. Oeſterreich habe mit großen 
inneren S gay ra zu kämpfen, biefe bürften jeboch feinen unheilvollen 
Einfluß auf die Löſung der ſchwebenden Frage Haben. Zu ſolchen Zwecken 
dürfe England fich nie wieder mit Defterreich vereinen. Er (Gladftone) habe 
ein billiges Recht, zu verlangen, dab, dba Rußland Gonzeffionen für bie 
UntertHanen der Türkei erlangt habe, England nicht zur Gonferen 
gehe, um dieſe Conzeſſionen — — — mit Oeſterrei 
oder einer anderen Macht zu beſchneiden. Wenn aber die Politik 
der Regierung den von Northcote abgegebenen Erklärungen entſpreche, und 
wenn e mit Rußland cooperire, wozu brauche man dann noch den Grebit? 
Die von der Regierung aufgeftellten Baſen ei die Conferenz drohten nicht, 
eine Gollifion mit Rubland herbeizuführen, der Zweck des Votums fei daher 
nicht zu erfennen und die Forderung ſelbſt ohne Präzedenzfall und verfafjung®: 
widrig. Obwohl er bereit ei, die von der Regierung entwidelte Politik zu 
unterftügen, müffe ex doch gegen den Erebit jtimmen, weil berfelbe nicht con: 
ftituttonell ſei. 


Während des Laufes der Debatten hat die Stimmung der 
Öffentlichen Meinung entfchieden umgefchlagen und haben die Kund— 
gebungen für eine energifche Politit gegen Rußland unzweifelhaft 
die Oberhand gewonnen über eine Friedenspolitik um jeden Preiß. 

Schon am 30. Jan. beſchließt ein Meeting in Sheffield, einberufen, 
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um das Parlament zur Ablehnung des Supplementarcredit3 aufzufordern, 
im Gegentheil, dem Gabinet volles Vertrauen auszufprechen. Der Anftoß zu 
völligem Umfchlag geht indeß von London aus. Am 31. Januar foll m 
Gannonftreet ein Meeting gegen die Bewilligung des geforderten Credits ab: 
gehalten werden. Dasjelbe wird indeh in Folge des Cindringens Gonier: 
vativer und dabei vorgefallener tumultuarifcher Scenen aufgelöft. Unmittelbar 
darauf findet ein Meeting in der Guildhall zu Gunjten der Regierung unter 
Vorſitz des Lord: Mayor ftatt. Palmer, der Gouverneur der Banf von Eng: 
land, und Ritchie, Mitglied des — ſetzen auseinander, daß die— 
jenigen, welche Rußland glauben machen wollten, daß das engliſche Volt 
uneinig fei und feine Intereffen nicht vertheidigen werde, als die wahren 
Beförderer des Krieges zu betrachten ſeien. Cs wird darauf mit großem 
Enthuſiasmus und unter dem Abfingen patriotiicher Lieder folgende Reſolu— 
tion angenommen: Man wünfjche jehnlichit den Frieden, wenn die Aufrecht- 
erhaltung desjelben mit der Ehre und den Intereſſen des britiichen Reiches 
vereinbar fei, und man fei überzeugt, daf der {Friede und die engliichen In— 
tereffen beſſer gefichert jeien, wenn die Politik der Regierung unterftüßt werde. 
Diefe Nefolution wird unverzüglich durdy eine Peputation der Regierung 
zugeftellt. Lord Manners, der die Deputation empfängt, erflärt, daß bie 
Refolution genau die Anfichten der Regierung ausbrüde, welche diefe Kund— 
gebung der Bevölkerung Londons dankend anerkenne An demjelben Tage 
wird dem Schabfanzler Northcote eine Adrefje überreicht, die von etwa 900 
der angeſehenſten Londoner Kaufleute und anderen Londoner Gejchäftstreiben: 
den unterzeichnet ift, und in welcher Vertrauen in die auswärtige Politik der 
Regierung ausgeſprochen wirb. 


Die Rüdwirkung diefer Vorgänge auf die Stimmung be Parlamenta 
bleibt nicht aus, zumal die Bedingungen des Waffenftillftandes von Adria= 
nopel vom 31. Januar, die erft am 4. Februar in London näher befannt 
werden, in allen Streifen den allerfchlechteften Eindrud rg ala ein Schlag, 
den Rußland nicht fühn, fondern frech England ins Geficht zu geben gewagt 
habe. Im Anfange der langen Ereditdebatte wird angenommen, daß die Re- 

ierung dafür wohl die Majorität, aber doch nur eine ziemlich befcheidene 

Geben werde. Nach und nad) aber wird es immer ficherer, daß fie eine ftarte 
Mehrheit erlangen werde; aber fraglich war noch immer, wie hoch fie fich 
En werde. Auf feinen Fall unter 100, waäahrſcheinlich auf 120--130, 
möglich fogar auf 150 und darüber; denn mehrere Mitglieder der Oppofition 
feien edge mit der Regierung zu ftimmen, unb eine — e Anzahl 
anderer — abgeſehen von den iriſchen Homerulers — werde ſich der Ab— 
ſtimmung ganz enthalten. Mit jeder Stunde drohte die Zahl der Abtrünni— 
gen größer zu werden. Die ohnedieß ſtarke Zerſplitterung der Oppofition 
machte reißende Fortſchritte. Aus den verjchiedenften Theilen des Landes 
trafen Berichte über Meetings zu Gunften der Regierung ein. Schon warb 
ed jchiwer, auf irgend einer Öffentlichen Vollsverſammlung einen Mißtrauens- 
antrag gegen die Regierung einzubringen, ohne daß dieſer lärmend befämpft 
und jchlieklich in einen Vertrauenzbeichluß umgewandelt wurde. Kurz, das 
Blut des Landes war in Wallung — the blood of the country is up — 
jo lauteten die Berichte von dem verjchiedenten Seiten. Wenn die Regierung 
inmitten ber jegigen Stimmung das Parlament auflöfen und Neuwahlen an: 
ordnen wollte, wie die Oppofition jüngfter Zeit es oft genug gefordert hat, 
dann 2 wäre es um dieſe geſchehen. We should be nowhere — 
dieß geſtehen jetzt ſelbſt Führer der Oppoſition ein und lafſſen es dabei an 
Ausfällen gegen Gladſtone nicht fehlen, dem mit Recht bie Hauptſchuld für 
die Zeriplitterung der Partei aufgebürbet wird. 
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Schließlich wünſcht die Oppofition wenigjtens einer förmlichen 
Parteiabftimmung aus dem Wege zu gehen. In der Sitzung vom 
5. Tebr. präludirt Sir Vernon Harcourt einer Zurüdziehung des 
Forſter'ſchen Gegenantrags durch die Erklärung: wenn die Regierung 
vor dem Schluß der Debatten erkläre, daß fie eine Friedenspolitik 
verfolge, jo werde dad Votum des Haufes ein einjtimmiges fein. 
Aber das hatte ja die Regierung ſchon längſt hundertmal erflärt! 
Am 7. Febr. nimmt Forfter feinen Antrag wirklich zurüd. Das 
Haus geht darauf jofort mit 295 gegen 96 Stimmen in Committee 
und bewilligt am 8. Febr. den 6-:Mill.-Credit mit 328 gegen 124 
Stimmen. Hartington und andere Führer der Oppofition enthalten 
fich der Abftimmung, Gladftone ftimmt gegen die Regierung, eine 
große Anzahl Liberaler mit ihr. Die Lage erjcheint damit jehr ge— 
flärt, die Regierung hat einen großen Gieg davon getragen und die 
Dppofition ift zunächjt wenigſtens entichieden machtlos und geradezu 
beihämt: Hartington hat den Rüdzug antreten müflen und Forfter 
bewogen, feinen Antrag in aller Form fallen zu laſſen. Die Partei 
ſelbſt ift bezüglich der auswärtigen Angelegenheiten fichtlich in voller 
Auflöfung begriffen. 

Während des Laufs der Debatte veröffentlicht die Regierung zwei 
Blaubücher mit diplomatifchen Actenftüden der letzten Wochen. Wir ent: 
heben benjelben folgende Daten: Am 15. Januar gab Rukland dem eng: 
Lifchen Cabinet die bedingte Zufage des Fernbleibens von Gallipoli. Auf 
eine Anzahl kurzer, aber durchweg höflicher und entgegentommender, dabei 
indeſſen beftimmter und ftreng die Sache betreffender Anfragen Derby’3 folgen 
lange, ſchwulſtige Erwiderungen Gortſchakoff's, in denen die Menfchenliebe 
feines hohen Herren und deſſen Sehnjucht nad dem Frieden hervorgehoben 
wird. Andererjeit3 aber wird an die heilige Pflicht erinnert, welche Ruß— 
land übernommen habe und welche es zu Ende führen müſſe. Den Wider: 
ftand der Türkei bezeichnet der Ber ala „Hartnäckigkeit“. Die Zu: 
jagen England gegenüber find unbejtimmt, zweideutig und mit Vorbehalten 
verjehen. Daneben verfehlt Fürft Gortfchakoff nicht, die englifche Regierung 
feierlich daran zu mahnen, daß fie durch Alles, was ſich als eine Zuficherung 
oder anders denn als eine Ablehnung engliicher Hilfe an die Türkei auslegen 
ließe, das Loos der lehteren nur noch erichwere. Am 25. Januar erwiderte 
Schuwaloff auf Befragen Derby’, daß Rußland durchaus nicht gewillt fei, 
„enropäijche Fragen allein zu regeln“ (resoudre isol&ment). Erſt am 
28. Januar verjtand fich Schumwaloff auf Anweifung Gortjchafoff’3 zu der 
Elareren Aeußerung, Rußland betrachte die Frage über die Durchfahrt von 
Kriegsichiffen durch den Bosporus und die Dardanellen als eine „europätjche” 

age, welche e3 nicht allein zu regeln wünjche. Am 29. Januar erfolgte, 
in ähnlicher Form, wie es von —— geſchehen, die amtliche Anzeige 
Lord Derby's in Petersburg, die engliſche Regierung erkenne zwar alle Ver— 
einbarungen, die zwiſchen ruſſiſchen und türkiſchen Bevollmächtigten behufs 
Abſchluſſes eines Wa —— es und Feſtſtellung der Friedensgrundlagen 
etroffen würden, als bindend für die beiden —8 Theile an, erkläre 
jedoch, daß fie, injofern dieſe Vereinbarungen eine Aenderung der europäiſchen 
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Verträge bezweckten oder die allgemeinen und bie britifchen Interefſen be 
rührten, ihnen feine Giltigkeit zugeftehen könne, wofern fie nicht von den cm 
dem Parifer Vertrage betheiligten Mächten förmlich genehmigt würden. An 
30. Januar erklärte Gortichafoff in Beantwortung der Deyele Derby’3 be 
züglich der Enbgiltigkeit der FFriedensgrundlagen: e3 feien für den Waffer 
illftand gewwiffe Grundlagen nothwendig, welche jedoch, ſoweit fie Europe 
anbeträfen, nur ala Präliminarien und nicht als definitiv betrachtet werden 
follten; Fragen von europäiſchem Intereſſe follten mit den Concertmächten 
geregelt werben. 

Zum Berftändnif der Vorgänge und der Sachlage muß man fich Wl- 
gende gleichzeitige Vorgänge vor Gonftantinopel vergegenwärtigen: Am 
22. Januar brad ein Theil der ruffiichen Gardecavallerie von Adrianoyel in 
der Richtung gegen Gallipoli, ein anderer Theil gegen Gonftantinopel auf. 
Am 23. ertheilte die Pforte den türkischen Bevollmächtigten im raffiichen 
Hauptquartier die Vollmacht, die vom Großfürften Nikolaus ihnen jchriftlich 
unterbreiteten yriebensbedingungen anzunehmen. Bon da an bis 4 
Februar blieb man fowohl in Gonftantinopel al3 in London ohne alle Nach— 
richt über den weiteren Fortgang des Friedenswerkes, angeblich weil bie 
Telegraphenlinien zerftört feien, in Wahrheit, weil die Ruſſen inzwiſchen 
noch bis ummittelbar vor Gonftantinopel vorrüden wollten. An demfelben 
Tage herrichte in Gonftantinopel eine wahre Panique vor einem Handftreiche 
der Ruffen und der Sultan bereitete fich jchon zur Meberfiedelung nad 
Bruffa vor. Die englifche Flotte war im Begriff, in den Bosporus einzu: 
fahren, erhielt jedoch wieder Gegenbefehl. Am 24. bejehten die Ruffen Kis— 
tiliſſa, Tichorlu und ichataldichn, db. h. die Linie unmittelbar vor den 
— Befeſtigungen zum Schutz Conſtantinopels, und die Türken ſuchten in 
aller Eile dieſe zu bemannen und zu ſichern, wenn auch mit höchſt ungenü— 
genden Streitkräften. Am 26. zog Großfürſt Nikolaus förmlich in Adria— 
nopel ein. Die Ruſſen ſetzten ihren Vormarſch ſtetig fort und zwar ſelbſt 
noch nach Abſchluß des Waffenſtillſtandes von Adrianopel, zuletzt eben auf 
dieſen, wie ſie behaupteten, geſtützt. Am 31. Januar wird endlich der 
Waffenſtillſtand mit nur dreitägiger Kündigung in Adrianopel unterzeichnet. 
Die Beſetzung Conſtantinopels Liegt augenscheinlich in ihrer Hand — in 
weniger ala drei Tagen können fie dasjelbe erreicht Haben. 


1. Februar Hicks-Beach wird an die Stelle des entlaflenen 
Lord Canarvon zum Golonialminifter ernannt. 

5. Februar. Der Minifter des Auswärtigen, Lord Derby 
empfängt eine aus Griechen beftehende Deputation und drüdt ihr 
auf ihre Anfragen fein tiefes Bedauern über den griechiſcherſeits er— 
folgten Einfall auf türfifches Gebiet aus, obwohl ihm befannt fei, 
daß das griechiiche Gabinet Hiebei nur dem Verlangen des griechi- 
ſchen Volkes nachgegeben Habe. Er könne nicht verfprechen, daß 
England jeine Macht verwenden werde, um das Bombardement ber 
griechifchen Küſten zu verhindern; nur falls ber Krieg in einer den 
Grundjäßen der Givilifation zumiderlaufenden Weife geführt werden 
jollte, würden England und die anderen Mächte interveniren müfjen. 
Lord Derby verfichert jchließlich feine Sympathie für Griechenland, 
und verjpricht: England werde auf der Gonferenz feinen Einfluß 
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geltend machen, um ein Webergewicht der flavifchen Rage über bie 
griechifche zu verhindern. Eine Zurüdbeorderung der griechifchen 
Armee würde Arrangements für die aufftändifchen türfifchen Pro— 
vinzen erleichtern. 

10. Februar. Gortjchakoff richtet an die ruffifchen Botfchafter 
in Berlin, Wien, London, Paris und Rom folgendes Telegramm: 


„Die britifche Regierung Hat fi) auf Berichte ihres Botjchafters in 
Eonftantinopel entichlofjen, den früher erhaltenen fyerman zu benußen, einen 
Theil ihrer Flotte nach Gonftantinopel zu dirigiren, um Leben und Sicher: 
heit der engliichen Unterthanen zu Ihüpen, Andere Mächte ergriffen diejelben 
Maßregeln mit Rüdjicht auf ihre dortigen Unterthanen. Die Gefammtheit 
diejer Umſtände zwingt ung, unjererjeits rg Mittel bedacht zu fein, um die 
Ehriften zu ſchützen, deren Leben bedroht jein würde. Um dieſes Rejultat 
zu erreichen, beabfichtigen wir, einen Theil unferer Truppen in Con: 
ftantinopel einrüden zu laſſen.“ England legt dagegen zum Boraus 
feinen Proteſt ein. 


Ein Zufammenftoß der englifchen und xuffiichen Waffen in 
Eonftantinopel hängt unter diefen Umftänden möglicher Weife nur 
an einem Zufall. Der Sultan verweigert daher England feinen 
Ferman behufs Einlaufen der englischen Flotte in den Bosporus, 
zumal die Stimmung in Gonftantinopel augenblidlich gegen Eng— 
land eine ſehr gereizte ift: die türfifchen Staatsmänner jagen ganz 
laut, daß fie vom britiſchen Botjchafter Layard zu ihrem legten 
und nußlofen Widerftande ermuntert und jchließlich von England 
doch treulos im Stiche gelaffen worden feien, weßhalb fie entjchloffen 
wären, fich in Zukunft lieber an Rußland anzufchließen, al3 an dag 
perfide Albion. 

13. Februar. Die englilche Flotte fährt unter dem Proteft 
der Pforte in die Dardanellen ein. Rußland befinnt fi) und führt 
feine Drohung einer Bejegung Conftantinopels ſchließlich doch nicht 
aus. An demſelben Tage erklärt Derby dem ruffiichen Botjchafter 
Schumaloff aber noch weiter, 

die englifche Regierung hoffe zuverfichtlich, da Rußland keine Truppen: 
bewegung gegen Gallipoli machen werde oder eine folche, welche die Ber: 
bindungen der britifchen Flotte bedrohen könnte. In England fände man, 
daß eine folche Bewegung bei der gegenwärtigen Lage der Dinge die Sicher: 
heit ber Flotte ra an fönnte, und er (Derby) würde feine Verantwortung 
für die Folgen übernehmen, welche jehr ernjt "in fönnten. 

14. u. 18. Yebruar. Unterhaus: die 6- Mill. - Rüftungsbill 
wird in zweiter und dritter Leſung ohne weitere Debatte und ohne 


namentliche Abftimmung genehmigt. 


Mitte Februar. Das größte Liberale Blatt, die Times, das 
feit anderthalb Jahren Tag um Tag heftige türfenfeindliche Leit— 
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artifel veröffentlicht hatte, ftellt nach der Abjtimmung vom 8. d8. 
alle leitenden Bemerkungen drei Tage Hindurch gänzlich ein, und 
gibt jet den Rath, man folle einen „neuen Ausgangspunft“ nehmen. 
Bis in die „Daily News“ hinein macht fich der Drud der mehr 
und mehr fich einigenden öffentlichen Meinung geltend. 

19. Februar. Der Prinz von Wales geht angeblich zum Be 
juch feines Schwagers, des deutjchen Kronprinzen, nach Berlin. In 
Wahrheit foll jedoch die Neife den Zweck Haben, dem deutſchen 
Kaifer den Moment zu bezeichnen, in welchem England fich der 
Nothwendigkeit eines Krieges nicht mehr entziehen könnte. Die 
Königin habe den Prinzen ermächtigt, ganz aufrichtig zu ſprechen. 

21. Februar. Unterhaus: Schaßfanzler Northeote erklärt auf 
eine Anfrage Hartington’s: das Grgebniß der Unterhandlungen mit 
Rußland beftehe darin, daß letztere Macht fich verpflichte, keinen 
Theil der Halbinfel Gallipoli oder Bulair zu bejegen, noch auch 
Truppen nach der aftatifchen Seite der Dardanclen zu fenden, 
während England jeinerjeits fich verpflichte, feine- Truppen auf der 
Halbinjel Gallipoli zu landen und ebenjowenig die aſiatiſche Seite 
der Dardanellen zu bejeßen. 

27. Februar. Nachdem die Regierung ſeit der Bewilligung 
des 6-Mill.-Gredites mit Aufbietung allen nur möglichen Eifers ge= 
rüstet hat und zwar nicht nur bezüglich der Flotte, jondern auch 
und namentlich bezüglich des Kandheeres, das von ca. 70,000 Mann 
effektiv in Europa auf 135,000 Mann gebracht werden foll, wird 
offiziös erklärt, die Regierung habe bejchlofjen, im alle eines Krieges 
Lord Napier von Magdala ala Oberbefehlshaber des Erpeditiong- 
Corps mit General Garnet Wolfeley ala Generalftabschef zu ver— 
wenden. 

— Februar. Die Verhältniffe Englands refp. der englifchen 
Regierung in Indien zu Emir Schir, Ali, dem Beherricher von 
Afghaniftan haben fich entfchieden getrübt. 


Bis vor einem Jahre war der Emir formell der Bundesgenofje bes 
indischen Gouvernements, bezog von diefem jehr bedeutende Geldjubfidien und man 
hielt fich in Folge deſſen für berechtigt, ſein weitläufiges und leicht zu ver— 
— Land als einen mächtigen Grenzwall Indiens gegen Mittelafien 
bin, beziehungsmweife gegen die Ausbreitung der ruſſiſchen Macht zu betrachten. 
Plötzlich aber, merfwürdigermweife bald nach dem Ericheinen ruffiicher Agenten 
in Kabul, hat Schir Ali alle Beziehungen zum indiichen Gouvernement ab: 
gebrochen, jein Land hermetifch gegen Indien verjchloffen und jelbit die eng» 
liihen Subfidien zurüdgewiejen. Das indiſche Gouvernement hat es an 
Verſuchen nicht fehlen laffen, den troßigen alten Emir durch neue Gelb: 
amerbietungen twieder für fich zu gewinnen, aber er ift jo jtandhaft geblieben, 
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daß man wohl ober übel annehmen muß, er fei bindende Verpflichtungen 
bereit3 nad) anderer Seite Me Hr en. Alle Nachrichten aus Afgha— 
niftan deuten darauf hin, dag Schir Ali, ei es aus eigenem Antrieb oder in 
fremdem —— einen feindſeligen Haupiſchla gegen Indien plant. Die 
Aenderung der —2*— iſt indeß weder eine ü erolchenbe noch eine unbe: 
greiflihe. Mit der Einlagerung englijcher Truppen in Quetta, zwölf Tage: 
märjche weſtlich von der Grenze des englijchen Kaiferreiches in Indien gegen 
die Staaten von Belutſchiſtan und Afghaniftan, war mit der Politif „meifter: 
bafter Unthätigfeit, in welcher man immer „gerüftet ift, etwa zu thun, babei 
aber ängjtlid; vermeidet, etwas zu thun,“ gebrochen. Diefe Politik Hatte 
gegen dieſe Grenzjtaaten der damalige Vicefönig Lord John Lawrence 1865 
angerathen und durchgejegt. Ten herrfchenden Anjhauungen unter dem eng: 
liſchen Volke hatte diefe Politit der Nichteinmiſchung zugefagt, und Lord 
Lawrence Tonnte deßhalb auf ein dankbares Publifum rechnen, ala er vor 
einiger Zeit in einem längeren Schreiben an die „Times“ das Abweichen 
von der biöherigen Politik ın Kelat als einen Migriff bezeichnete, „der un: 
abweisbar zu einem großartigen Grenztrieg führe, welcher nur mit ſchwerem 
engliſchen und indiſchen Geld ausgefämpft werden könne.“ Die englijche 
Regierung läßt dieſen Angriff ihres einftigen höchſten Beamten in Indien 
nicht auf ſich 1 ſondern erwidert ihn mit Veröffentlichung der ausführ— 
lichen Denkſchrift der indiſchen Regierung, welche dem Einſchlagen der neuen 
Grenzpolitik vorhergin ng: Der Staatöfecretär für Indien, Lord Salisbury, 
billigt durch einen Erlaß die Anichauungen des Vicekönigs Lord Lytton und 
eignet fich dabei entjchieden den Gedanken an: die indijche Grenzpolitit gehe 
unmerflich in die große centralafiatifche Trage (gegen Rußland) über. 


3. März. Abſchluß des Friedensvertrag von St. Stefano 
zwijchen Rußland und der Pforte. Derjelbe jchafft ein unabhängiges 
Bulgarien, dad von der Donau bis zum ägäifchen Meere reichen und 
dad Gebiet der Türkei in Guropa mitten entzwei Jchneiden würde. 
Die europäiſche Türkei wäre damit offenbar nicht mehr lebend» 
fähig. Die englifche Regierung und die entjchieden überwiegende 
Mehrheit des Landes ift daher Jofort einig und entjchloffen, dieſe 
Abmachung nie und nimmer zuzugeben, ſelbſt auf die Gefahr eines 
Krieged. Die Rüftungen werden daher von jet an mit verboppeltem 
Eifer betrieben. 


3. März. Oberhaus: Derby erklärt, England verlange von 
Rußland aufs beſtimmteſte und entjchiedenfte, daß der ganze Ver— 
trag von ©t. Stefano in allen feinen Beftimmungen der Prüfung 
und Entjcheidung der europäifchen Mächte vorgelegt werden müſſe. 
Rußland will dagegen jelbjt entjcheiden, welche Artikel dem euro— 
päifchen Areopag anheimfallen und welche nicht. 

12. März. In der Politif der englifchen Regierung hat ein 
vollftändiger Umſchwung nach der helleniſchen Seite hin jtatt ge- 
funden, der von Seite der öffentlichen Dleinung allgemeine Zuftim- 
mung findet. Der Umſchwung ijt jedoch ein durchaus nicht uneigen= 
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nüßiger: England fieht fich genöthigt, gegenüber dem Vorgehen Ruß— 
lands die Ansprüche der griehiichen Rage gegen diejenigen der 
Slaven auszufpielen. 

18. März. Der Wortlaut des Friedens von Gt. Stefano 
geht erſt jetzt vollftändig dem englifchen Gabinet und zwar von 
Gonftantinopel aus zu. 

21. März. Oberhaus: Derby erflärt neuerdings bezüglich 
der Bedingungen, unter welchen allein England an dem Congreſſe fich 
betheiligen werde: 

Hinfichtlich der Bedingungen, unter denen — den Congreß be— 
ſchicken werde, habe er am 13. d. M. an den Grafen Beuſt geſchrieben, daß, 
bevor England zum Congreß gehe, genau feſtgeſtellt ſein müſſe, daß jeder 
Artikel des Vertrages dem Congreſſe vorgelegt werden müſſe, nicht noth— 
wendiger Weiſe behufs Annahme oder rs ,‚ fondern damit erwogen 
werden fünne, welche Artikel der Annahme oder 2 pen der verſchiede⸗ 
nen Mächte bedürfen und welche nicht. Darüber jolle un Behr werben. 
Rußland habe die Erklärung abgegeben, daß der vollftändige Tert bes 
Triedensvertrages den Mächten nach dem Austauſch der Ratifikationsurkunden 
mitgetheilt werden ſolle. Es jei aber eine weitere Frage entitanden, über 
welche bis jeßt noch feine Verſtändigung erzielt worden fei, nämlich die, ob 
es zugegeben jei, daß alle Beitimmungen des Vertrages dem Congrefje zur 
Discuffion vorgelegt werden follten. Die englifche Regierung habe an die 
ruffiiche die Anfrage gerichtet, ob Rußland damit einverftanden jei, daß bie 
Mittheilung des Vertrages in feiner Gefammtheit an die verjchiedenen Mächte 
al3 eine Vorlegung des Vertrages für den Congreß angejehen werden jolle, 
damit der Bertrag geprüft und erwogen werden fünne Cine allgemeine 
Regel fei es, daß =; den Eongreffen feine Abjtimmung vorgenommen werde, 
daher könne auch nicht von einer Majorität oder Minorität die Rede fein, 
und ſomit könne Rußland nicht As 36T erg werden, alle Tragen der Ent: 
jcheibung der Majorität der Mächte zu unterbreiten; ein ſolches Verlangen 
wäre überhaupt unbillig. England verlange nur, daß ſämmtliche Artikel 
Friedensvertrages dem ongeee zur Discuffion und zwar nur zur Discuffion 
zugehen follten, denn nur r jet e8 möglich, zu entjcheiden, welche Artikel das 
europäifche Arrangement beträfen, welche nicht. Dieß ſei der einzige noch 
ftreitige Punkt. Rußlands Antwort hierauf ftehe noch aus; bie Forderung 
jei billig und mäßig; würde diejelbe nicht zugeitanden, jo wäre der Con— 
greß nußlos. 

Lord Campbell and Stratheden fchlägt vor: England folle, vor 
Beichidung des Congreſſes, fein gefammtes Heer mobilifiren, eine 
beträchtliche Truppenzahl nach Malta ſchicken, die Flotte aus dem 
Marmara-Meer ind Schwarze Meer abgehen laſſen und die Leitung 
der auswärtigen Angelegenheiten vorläufig in die Hand des Premier 
legen, um dadurch den Reft von Dualismus oder Zweigetheiltheit im 
Gabinet zu befeitigen. Im Ernft ift davon noch feine Rede: aber 
der Vorſchlag ift bezeichnend für die Lage und die Stimmung. 

23. März. Die Rüftungen find biß auf einen gewiſſen Punkt 


beendigt: Die erjte Heeresabtheilung ift mobilifirt; die zweite fteht 
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To bereit, daß auch fie jeden Augenblid in Bewegung geſetzt werden 
fann. Ungefähr 80,000 Mann find fomit zur unmittelbaren Ver— 
fügung vorhanden. 


Zufolge einer Aeußerung des —— wer ber Gejammtitreit« 
fraft von England, de3 Herzogs von Cambridge, darf im Kriegsfall außer: 
dem auf die Bereitwilligfeit ganzer Miliz.Regimenter in jeder Grafichaft zum 
auswärtigen Dienfte gerechnet werden, wie auch auf die gleiche Anerbietung 
von etwa 20,000 Mann aus den Freiwilligen-Schaaren. Aus einem Rund: 
Ichreiben des Oberitlieutenants Hope, der die freiwilligen Artilleriften von 
Surrey befehligt, kann man erjehen, wie flar die Sachlage unter dieſer 
Bürgertruppe aufgefaßt wird. Das Rundjchreiben jagt: die Nothwendigfeit, 
weiteren Nebergriffen gegen die Sicherheit und Freiheit Europa’s einen feiten 
Widerſtand entgegenzujegen, trete jegt dringend an die Nation heran. Unter 
diejen Umjtänden ericheine es ihm wünjchenswerth, daß die Regierung erfahre, 
inwieweit fie auf die Betheiligung der Freiwilligen rechnen könne, fei es 
um Bejagungsdienit im Mittelmeer oder im offenen Felde. Jeder Officier und 
jeder Mann jeiner Brigade, der ſich dafür melden will, ift daher au — 
ſeinen Namen einzuſenden. Es wird ferner daran erinnert, daß außer den 
193,000 unter den Waffen befindlichen Freiwilligen etwa weitere 600,000, 
die noch im bejten Alter der Verwendbarkeit ftehen, diefer Truppe früher 
angehörten. Man nimmt an, dab im Nothfall eine große Zahl derjelben 
twieder ins Freiwilligenheer eintrete. Zu den ganz practifchen Vorſchlägen, 
die Lord Stratheden im Oberhaus entwidelte, gehört auch ein von ihm an— 
gerathenes Gejeg: die Miliz, wenigitens zeitweilig, zum auswärtigen Dienfte 
zu verpflichten. In der That befigt England in jeiner Miliz: oder Volks—⸗ 
wehr-Berfafjung das Mittel, von einem Tag auf den anderen die allgemeine 
Wehrpflicht einzuführen. Die Stärke der Miliz beläuft fich gegenwärtig auf 
135,000 Mann. Jede Grafichaft hat eine Anzahl Regimenter zu ftellen, die, 
gleich der Linie, durch Anmwerbung zufammengebracht werden. Ergibt fih in 
einer Grafſchaft nicht die erforderliche Mannſchaft durch freiwilligen Eintritt, 
jo wird zur Loosziehung unter der Bevölkerung gejchritten — ein Fall, der 
indeſſen noch nicht vorgefommen ift. Die Zahl der Milizmannjcaft — 
das Parlament je nach Bedarf und Gutdünken. Eine Erhöhung, bis zu 
einer Ziffer, die etwa einem auf allgemeine Wehrpflicht gegründeten Heeres— 
beſtand einer feſtländiſchen Macht entſpräche, kann durch Parlamentsbeſchluß 
jeden Augenblick erfolgen. Da England, außer ſeiner Linie, ſeiner Miliz, 
ſeiner Schaar berittener Gutsbeſitzer und ſeinen unter Waffen ——— Frei⸗ 
willigen, noch, wie gejagt, etwa 600,000 ehemalige eingeübte Mitglieder 
F letzteren Bürgertruppe JJ jo würde die Verallgemeinerung des Miliz— 
weſens Varel eine bedeutende Streitfraft auf die Beine —— All das 
wird z. 3. von der Preſſe und der öffentlichen Meinung Englands erörtert. 
Ohne Zweifel würde eine Ausführung auf große Schwierigkeiten ftoßen und 
jedenfalls nicht von Heute auf morgen bewerfjtelligt werden können. Aber 
es gehört doch, außerordentliche Umſtände vorausgejegt, nicht in den Bereich 
des Unmöglichen. 


24. März. Cchouwaloff lehnt Namens Rußlands die For— 
derung Englands bez. des Congreſſes bejtimmt ab. Rußland will 
zwar jeder Macht die Freiheit zugeftehen, irgend welche Frage zum 
Zwede der Discuffion auf dem Gongrefje aufzumwerfen, behält fich 
aber die Freiheit vor, die Discuffion feinerjeit3 anzunehmen oder 
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nicht. Der Zufammentritt de3 Congreſſes ift daher wieder zweifel- 
haft geworden. 

27. März. Der ruffiiche diplomatifche Vertreter in Gonitan= 
tinopel, Nelidoff, richtet an die Pforte eine Note, in welcher er den 
Abzug der britifchen Ylotte aus der Nähe von Gonftantinopel ver— 
langt. Savfet Pajcha übermittelt diefe Note an Layard, welcher 
in Gemäßheit der Injtructionen der britiichen Regierung erwidert, 
die Flotte würde bi mach dem Abzug der Muflen aus der Um— 
gebung von Gonftantinopel dajelbjt bleiben. Die Pforte ftellt Neli— 
doff diefe Antwort ohne Bemerkung zu. 

27. März. Die Regierung beichließt, daß eine Botjchaft der 
Königin an dad Parlament demjelben die Einberufung der Reierve 
beantragen folle, behufs fofortiger Berathung: da e3 das erite Mal 
fei, daß ein folcher Schritt gejchehe, jo jcheine es wünſchenswerth, 
den beiten Verfahrungsmodus feftzuftellen. Lord Derby, der Minister 
be3 Auswärtigen, mit der Maßregel nicht einverjtanden, gibt jeine 
Gntlafjung ein. Das Gabinet, in dem Derby dem Premier fort- 
während opponirte und ihn vor jedem entjcheidenden Echritte zurück— 
zubalten juchte, ift mit der Demiffion einverftanden, um fich nun— 
mehr ganz einheitlich geftalten zu können. 

29. März. Die Regierung zeigt beiden Häufern des Parla— 
ments den Abbruch der Gongreßverhandlungen mit Rußland, den 
Rücktritt Derby’3 und die Einberufung der Reſerven an. Beacons— 
field bedauert im Oberhaufe den Rücktritt feines langjährigen Freun- 
des Derby, fügt jedoch Hinzu: „Ich bin mir indeß bewußt und da— 
von itberzeugt, daß die Politik, deren Adoptirung wir Ihrer Majeſtät 
empfohlen haben, die Aufrechterhaltung ihres Reiches, die Freiheit 
Europas und die Größe und Sicherheit unjeres Landes bezweckt.” 

30. März. Lord Salisbury wird von der Königin zum Mi- 
nijter des Auswärtigen, Hardy zum Minifter für Indien und 
Stanley zum Kriegsminiſter ernannt. Die Königin ijt mit dem 
entjchlofjenen Vorgehen des Premier durchaus einverjtanden. Cie 
ſelbſt ſowohl ala der Prinz von Wales jprechen ſich darüber jehr 
offen und jehr entjchieden aus. Am ruffiichen Hofe waltet darüber 
große Berjtimmung und lebhafte Abneigung gegen England. 


1. April. Rundjchreiben Yord Salisbury's über den Vertrag 
von St. Stefano und die Unmöglichkeit für England, an einem 
Congreß auf die von Rußland geftellten Bedingungen hin Theil zu 
nehmen, 
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„.. Das allgemeine Wejen de3 Vertrages und die vereinigte Wir: 
fung jeiner verjchiedenen Beitinmungen auf die Intereſſen der Signatar: 
nächte liefern einen entjcheidenden Grund gegen die abgejonderte Beiprechung 
irgend eines Theiles jener Beitimmungen ohne Zufammenhang mit den 
Mebrigen. Die bedeutendften Folgen, zu welchen der Vertrag thatfächlich 
Führt, find diejenigen, welche aus der Geſammtwirkung desſelben auf die 
Bölker des jüdöftlichen Europas hervorgehen. Durch die Artikel, welche eine 
neue Bulgarei begründen, wird unter dem Einfluß und der Leitung Ruß— 
land3 ein ftarfer ſlaviſcher Staat eeröelen, welcher wichtige Häfen auf den 
Ufern de3 Schwarzen Meeres und des Archipel befikt, und es wird dadurch 
diejer Macht ein vortwiegender Einfluß auf politiſche und — 
u jenen Meeren übertragen. Der Staat wird derart zujammengefeßt fein, 
daß er neben einer leitenden ſlaviſchen Mehrheit eine bedeutende Bevölke— 
rungsmenge befigen wird, welche nad) Abjtammung und Sympathie griechijch 
ift, und die Ausficht auf ihr Aufgehen in der Gemeinbevölferung, welche ihr 
nicht nur in der Abjtammung, jondern in politifchen Neigungen und reli- 
giödjer Angehörigfeit völlig fremd ift, mit Beunruhigung betrachtet. Die Be: 
ftimmungen, durch welchen dieſer neue Staat einem Herricher unterworfen werden 
ſoll, welchen Rußland thatjächlich wählen wird, die Verwaltung durch einen 
ruffiſchen Commiſſar und die erfte Anwendung jeiner Inſtitution unter der 
Aufficht eines ruſſiſchen —— deuten an Sur da3 politifche Syitem an, 
in welchem es in der Zukunft einen Theil bilden joll. Es find Bedingungen 
Bingugerügt worden, welche diejen Einfluß jelbjt über die Grenze ber neuen 

ulgarei hinaus ausdehnen werden. Der an und für fich im höchiten Grade 
Lobenswerthen Bejtimmung, welche für die Bevölkerung in Thejjalien und 
Epirus verbejjerte Inſtitutionen vorjchreibt, ift die Bedingung beigegeben, 
daß das Geſetz, welches dieſe Inſtitutionen — unter der Aufſicht der 
ruſſiſchen Regierung ausgearbeitet werden ſoll. Es folgen darauf Abkommen 
zum Schutze der Mitglieder der Kirche, welche jedenfalls in ihrem 
Spielraum nicht enger begrenzt ſind, als jene Artikel des Vertrages von 
Kainardje, auf welchen die Anſprüche fich begründeten, welche 1856 in Auf— 
hebung gebracht wurden. —— Beſtimmungen können weder durch die 
griechiſche Regierung noch durch die Mächte, für welche ſämmtliche Theile 
des osmaniſchen Reiches ein Gegenſtand gemeinſchaftlichen Intereſſes ſind, 
mit Gleichgültigkeit betrachtet werden. Die allgemeine Wirkung dieſes Theiles 
des Vertrages wird die fein, die Macht des ruſſiſchen Reiches in den Ländern 
und an den Ufern zu vermehren, wo eine griechijche Bevölkerung vorherricht, 
und zum Nachtheil nicht allein diejes Woltes, jondern jedes Landes, welches 
im Oſten des Mittelmeers Intereſſen befigt. Die Trennung Eonjtantinopels 
zu Lande von den griechifchen, albanijchen und flavifchen Posi, welche 
noch ferner der Regierung der Pforte unterjtehen, wird dahin wirken, daß 
die Verwaltung mit jteter Schwierigkeit, ja jogar Verlegenheit verbunden 
fein wird, und wird nicht allein die Pforte der politifchen Stärfe berauben, 
welche fonft aus ihrem Beſitze hätte hervorgehen fünnen, jondern wird aud) 
die Einwohner der ernften Gefahr der Anarchie ausjegen. — Durch den übri- 
gen Theil de3 Vertrages werden ähnliche Ergebnifje an anderen Grenzen des 
osmanijchen —— herbeigeführt. Die zwangsweiſe Ablöſung Beſſarabiens 
von Rumänien, die Ausdehnung der Bulgarei bis an die Ufer des Schwar— 
zen Meeres, welche letztere vornehmlich von Mohamedanern und Griechen 
bevölkert find, und die Erwerbung des wichtigen Hafens Batum werden dem 
Willen der ruffiichen Regierung in der ganzen Umgebung des Schwarzen 
Meeres die Herrjchaft fichern. Die Erwerbung der Feltungen in Armenien 
wird die Bevölkerung jener Provinz unter den unmittelbaren Einfluß der 
Macht ftellen, welche fie befitt, während andererjeit3 der umfangreiche euro: 
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päifche Handel, ber gegentvärtig von Trapezunt nad) Perfien geht, in Folge 
der Gebietäabtretungen in Kurdiſtan nad) Belieben durch die ruifiiche Re— 
gierung bermittelft der Schußzollichranten ihres Handelsſyſtems aufgehalten 
werden könnte. — Es ift eine Entjhädigungszahlung vorgejehen, deren 
Betrag zu leiften offenbar die Fähigkeiten der Türkei überfteigt, jelbft wenn 
bie Thatfache außer Acht gelaffen wird, daß alle Ueberſchüſſe, die aus ihrem 
Staatzeinfommen erwachſen könnten, jchon an andere Gläubiger verpfändet 
worden find. Die Art der Zahlung diefer Entjchädigungsiumme ift in un: 
bejtimmter Ausdrudsweife jpäteren Verhandlungen zwijchen Rußland und 
ber Pforte vorbehalten worden. Die Zahlung kann jofort verlangt werden, 
oder fie darf aud als unabgelöfte und umablösbare Schuld viele Jahre 
binausgefchoben werden, um die Unabhängigkeit der Pforte auf viele Jahre 
niederzubrüden. Die Ablöfung diefer Schuld kann in eine noch größere Ge 
biet3abtretung umgewandelt werden, oder fie fann die Geftalt befonderer Ber: 
pflichtungen annehmen, welche in allen Tingen die Politik der Türken ber: 
jenigen Rußlands unterordnen. Es ift nicht anders möglich, als daß dieſe 
Beitimmung als ein Werkzeug von furchtbarer Kraft erjcheint, um auf bie 
osmanische Regierung Zwang auszuüben, jollte die Nothwendigkeit zur An: 
wendung bdesjelben fich bieten. — Gegen dieſe verjchiedenen Beitimmungen 
laſſen fich einzelne Einwendungen erheben; und es können anbdererjeit3 ınög- 
Licherweife Gründe vorgebracht werden, um nachzuweiſen, daß fie nicht, jede 
für fi, mit dem höchiten Zwed der gegenwärtigen Verhandlungen, der darin 
befteht, den Provinzen der ——— und aſiatiſchen Türkei dauernden 
Frieden und Stetigkeit der Verhältniſſe zu ſichern, unvereinbar ſeien. Allein 
ihre einzelne und geſonderte Wirkung, ob dieſe ſich nun vertheidigen laſſe 
oder nicht, ift micht der Gegenſtand, der die ernitefte Aufmerkjamteit der Sig: 
natarmächte bejchäftigen ſollte. Ihre vereinigte Wirkung, abgejehen von 
ihrer Wirkung auf die griechifche Bevölkerung und auf die Wage der Macht 
zur See, worauf jchon aa Hedi wurde, geht darauf hinaus, daß die po- 
Litifche Unabhängigkeit der Regierung zu Gonftantinopel nahezu auf den 
Punkt völliger Unterwerfung unter Rußland herabgedrüdt wird. Die Landes: 
hoheit dieſer Regierung erjtredt fich über geographijche Punkte, welche unter 
allen Umftänden für Großbritannien das höchſte Intereſſe befigen müſſen. 
In der Macht der osmaniſchen Regierung fteht e3, die Meerengen, welche die 
natürliche Völkerftraße zwilchen dem Aegäiichen und dem Schwarzen Meer 
bilden, zu jchließen oder zu öffnen. Ihre Herrichaft wird am Haupte des 
derfiichen Meerbujens, an den Hüften der Levante und in der unmittelbaren 
tähe des Suezcanals anerkannt. England kann e8 nur mit äußerjter Be 
joraniß erfüllen, wenn die Regierung, welcher dieſe Landeshoheit zufteht, 
urch die politischen Vorpoſten einer weit überlegenen Macht jo eingejchräntt 
wird, dab ihr jelbjtändiges Handeln, ja Bejtehen fait zur Unmöglichkeit 
wird. Dieje Ergebnifje erwachjen nicht jo * aus den Beſtimmungen irgend 
eines einzelnen Artikels in dem Vertrage, als aus der Wirkung, welche die 
Urkunde als Ganzes hat. Eine Beſprechung, welche ſich auf ſolche Artikel 
beſchränkte, die von einer der Mächte des Congreſſes ausgewählt würden, 
waͤre ein trügeriſches ——— für die Gefahren, die aus den Zuſtänden, 
welche der Vertrag ſchaffen würde, den engliſchen Intereſſen und dem dauern: 
ben Frieden Europas erwachſen mühten. — Der Zweck der königl. Regierung 
bei der Gonftantinopeler Gonferenz war die Verwirklichung der Politik, die 
Zürfei unter osmanijcher Regierung zu reformiren, wobei wohlbegründete 
Uebelſtände 5 und damit das Reich erhalten werden ſollte bis zu der 
Zeit, da es im Stande ſein würde, der ſchützenden Bürgſchaften zu ent— 
behren. Klärlich ließ ſich dieſer Zweck nur dadurch erreichen, daß die 
verſchiedenen Völkerſtämme ſoweit mit ihrer Stellung zufrieden gemacht 
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würden, daß ein Geift des Patriotismus in ihnen angefacht würde und fie 
Dazu bereit ftimme, das osmanijche Reich als treue Unterthanen des Sultans 
zu vertheidigen. Diefe Politif wurbe durch den unglüdlichen Widerftand der 
osmanischen Regierung jelber vereitelt, und unter den veränderten Umftänden 
Der gegenwärtigen Zeit läßt ſich derfelbe Zweck nicht in gleichem Maße durch 
Diefelben Mittel erreichen. Große Veränderungen mögen und werden ohne 
Zweifel in den Verträgen nothwendig werden, burch welche das füböftliche 
Europa bisher beherricht worden ift. Indeſſen bilden gute Regierung, ge: 
ficherter Friede und Freiheit für eine Bevölkerung, der diefe Segnungen bis— 

fremd gewefen, ae immer die Ziwede, welche dieſes Land ernftlich zu 
fichern wünſcht. Durch ihr Verlangen einer vollen Erwä —* der allge: 
meinen Jnterefjen, welche die neuen Abmachungen brauchen, glaubt die königl. 
Regierung das ficherjte Mittel zur Erlangung jener Ziele zu Bun Eie 
würde fich bereitwillig einem Gongreß angejchloffen haben, in welchem bie 
fraglichen Beftimmungen als Ganzes in ihrer Beziehung zu beftehenden Ber: 
trägen, zu den anerkannten Rechten Großbritanniens und anderer Mächte, 
und zu den wohlthätigen Sweden, auf deren Erreichung die vereinigte Thätig- 
feit Europas ftet3 gerichtet gewejen ift, hätten geprüft werden können. Alleın 
weder ben nterefjen, deren Schuß der königl. en bejonders obliegt, 
noch der Wohlfahrt der Länderftreden, auf welche der Vertrag Bezug hat, 
würde durch den Zufammentritt eines Congreſſes gedient fein, beffen Er: 
Örterungen durch ſolche Vorbehalte bejchränft würden, wie fie Fürſt Gor: 
tſchakoff in feiner neueften Mittheilung niedergelegt hat.“ 

3. April. Die Führer der Oppofition im Ober und Unter— 
haufe, die Lords Sranville und Hartington, empfangen eine Depus 
tation von 120 liberalen Clubs aus den verfchiedenen Theilen des 
Landes. Bright führt fie ein. Die Deputation bezeichnet es ala 
ihren Zwed, den Führern der liberalen Partei im Parlament ihre 
Unterftüßung zu bringen in ihrem Bemühen, „die Gefahr des Krieges 
abzuwenden“. 

4. April. Unterhaus: der Schaffanzler legt das Budget für 
das nächjte Finanzjahr vor: 

Zroß der gedrüdten Lage des Handels Hätten die Einfünfte fich be: 
hauptet und überjtiegen die ordentlichen Ausgaben um 859,803 Lr. Bon 
dem Gredit von 6 Millionen feien 31 Millionen verausgabt, wodurch fich 
ber Ueberſchuß in ein Defizit von 2,640,000 Ltr. verwandle. Die Regierung 
beabfichtige nicht, den Eredit erneuern zu laſſen, objchon es nöthig fein werbe, 
einen Supplementareredit zu beantragen. Der Voranſchlag des Laufenden 
Finanzjahres betrage für ordentliche Ausgaben 81,020,000, die Einnahmen 
79,146,000 &r. Der zu erwartende Supplementarfredit ſei zu 1,500,000 £r. 
31 veranjchlagen, das Gejammtdefizit auf 5,300,000 Lr. Die Regierung 
ichlägt eine Erhöhung der Einfommenjteuer um 2 Pence (= 2,4 °/o) und des 
Zabafzolles um 4 Pence per Pfund vor, wodurch in Verbindung mit einer 
weiteren geringfügigen Steuererhöhung 3,750,000 Lr. aufgebradyt würden; 
bie übrigen 1,550,000 Lr. des Defizit3 wären auf das nächte Finanzjahr 
zu übertragen. Northcote jchließt: Ich Hoffe, falls diefe Opfer nöthig find, 
daß das Land dazu im Stande fein wird; aber ich wage auch zu behaupten, 
daß wir weife, und zwar zu rechter Zeit weiſe waren. 


7. April. Antwort Gortichatoff’3 auf die Depejche Salis— 
bury’3 vom 1. April (f. unter Rußland). 
Säulthess, Europ. Geidjichtötalender, XIX, Bd. 20 
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8.—9. April. Debatte im Ober: und Unterhaufe über die 
zu erlafiende Antwort auf die Botjchaft der Königin betr. die Ein- 
berufung der Referven. Diejelbe endigt in beiden Häufern mit der 
einitimmigen Annahme der dort von Beaconsfield, hier vom Schatz— 
fanzler Northeote beantragten Adrefle. Im Haufe der Lords wird 
fein Gegenantrag oder Amendement geftellt. Jm Haufe der Ge— 
meinen ſchlägt ebenfalld feine der liberalen Parteien ein Amende— 
ment vor, aljo enthält fich die Partei als jolche eines Gegenantrag®; 
aber eine Anzahl Teidenjchaftlicher Genofjen der Partei läßt es ſich 
nicht nehmen, durch Sir W. Lawſon ein Amendement einzubringen, 
welches die Einberufung der Rejerven für ungerechtfertigt und un— 
klug erklären jollte. Das Amendement wird mit 319 gegen 64 
Stimmen verworfen; von den Häuptern der Partei flimmen nur 
Gladftone und Bright dafür, die anderen enthalten fich der Ab— 
ſtimmung. 


Es geht daraus hervor, daß das brittiſche Cabinet über eine Mehr— 
heit im Parlament verfügt, wie ſie wohl ſelten ein Cabinet in einer ſo wich— 
tigen Frage zur Seite gehabt hat. Nachdem das Parlament die von der Re— 
gierung angekündigte Maßregel gebilligt hat, kann auch die Bewilligung der 
zu deren Durchführung nothwendig werdenden Mittel keinem Anſtande unter— 
liegen. Das Cabinet Beaconsfield ſteht Rußland gegenüber nun da als der 
wirkliche Repräſentant der ganzen materiellen und moraliſchen Kraft Eng— 
lands, und wie der Chef und die Mitglieder desſelben ſich der Macht ihrer 
Stellung und des Ernſtes ihrer Aufgabe vollauf bewußt ſind, zeigen die 
Reden und Erklärungen Beaconsfield's und Salisbury's, Northcote's und des 
neuen Minifters für Indien Hardy’. An Entjchiedenheit und Sraft, wie 
in Bezug auf rhetoriichen Schwung ragt vor allen die Rede Lord Beacons- 
field3 hervor. Beſonders bemerfensiwerth iſt auch die Haltung, welche Lord 
Derby zeigt und die jcharfe Entgegnung, welche er von Seite Lord Salis— 
bury’3 findet. Letzterer ſpricht zugleich aus, daß er guten Grund habe zu 
glauben, daß der Krieg vermieden werde; diejer gute Grund kann nur darin 
beftehen, daß der neue Chef des Auswärtigen Amtes der Meinung ift, daß 
Rußland auch nicht einmal vor dem entjchlojjenen Widerjtand Englands 
Stand halten werde, ſelbſt wenn diejes vereinzelt handeln müßte An eine 
ee Pi Englands gegenüber Rußland hat der Lord dabei ficherlich nicht 
gedacht. 

Rede Beaconzfield’s: Derfelbe legt die Umſtände dar, welche 
zu der Botjchaft der Königin geführt hätten, und erörtert die Politik der 
Regierung, welche im Allgemeinen vom Parlament jeit dejjen Eröffnung ges 
billigt worden. Er erinnert an das bei Beginn de3 Krieges erlaſſene Ant: 
wortjchreiben Derby’3, auf die Girculardepejche Gortſchakoff's, worin Derby 
auf die Stipulationen der Berträge von 1856 und 1871 namentlid) binficht: 
li) der Unabhängigkeit und Integrität der Türfei hingewiefen, jowie auf 
das Prinzip, daß feine Macht ſich ihrer vertragsmäßigen Verpflichtungen 
ohne Zujtimmung der anderen Signatarmächte entledigen fünne. Es fei von 
Bedeutung, zu jehen, daß diefes Prinzip jchon bei Beginn des Strieges von 
der Regierung in fo direkter Werfe förmlich) gewahrt worden jei. Diejes 
Prinzip jei das Prinzip der Politit und Diplomatie Englands, darauf jei 
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Die Politit Englands gegründet, und wenn Rußland mit ben vorgedachten 
Berpflichtungen ſich nicht einverftanden erklärt hätte, würde England bie 
FPreutralitätspolitit nicht haben abdoptiren können. Beim Beginne der Der: 
Handlungen unter den KHriegführenden jei Rußland benachrichtigt worden, daß 
jeder abzuichliegende Vertrag ein europäifcher fein müſſe. Beaconsfield gibt 
num eine Meberficht der dem Parlamente vorgelegten diplomatischen Correſpon— 
denz und weiſt auf die große Heimlichkeit Hin, in welche die Friedensver— 
De zwiſchen Ruhland und der Pforte gehüllt worden. Rußland 
abe indeß zugefichert, der Friede jolle nur ala ein Präliminarfrieden an: 
gejehen werden. Oeſterreich habe dieſe Zuficherung als eine befriedigende 
argejehen, denn es habe die Mächte zur Conferenz eingeladen. Dejterreich 
Habe diejen Schritt in feiner Eigenſchaft als Parifer Signatarmacht gethan. 
Bei den Verhandlungen über den Congreß habe England wegen fragen von 
fecundärer Bedeutung, wie Hinfichtlic) des Vorſitzes im Gongteife, und ob 
eine Gonferenz oder ein Congreß zufammentreten folle, keinerlei Schwierig: 
feiten erhoben. Die Regierung habe nur lebhaft gewünjcht, daß die Eon: 
ferenz oder der Gongreß ein jicheres Obdach habe, und geglaubt, daß das 
Zufammentreten des Gongrefjed das einzige Mittel jei, den europäifchen Frie— 
den zu fichern. Als Oefterreich Berlin an Stelle von Wien ald Gongrehort 
vorgeichlagen, habe England feinen Einwand erhoben. Um aber jeden Auf: 
chub zu vermeiden, und da die brittiiche Regierung gewußt habe, daß zwi: 
Ichen Rußland und der Türkei geheime Unterhandlungen fortdauerten, daß 
Die ruffiiche Armee weiter vorrüde und ruffiiche Truppen fich in ber Ilm: 
gebung von Stonjtantinopel anjammelten, habe fie geglaubt, Die Flotte nad) 
dem Marmora:Meer jenden zu müſſen und es für äußerſt wichtig gehalten, 
dad, nachdem England dem Congreſſe zugeftimmt, die Politit der Regierung 
noch auf eine andere nicht ei ala 5 ee Meile deflarirt werde. Die 
brittijche Regierung habe daher Defterreich benachrichtigt, daß man zum 
Voraus wiſſen müfle, daß jeder Artikel des Friedensvertrages zur Discuſſion 
gejtellt werde. Die Regierung habe damit das große vor Beginn des Krieges 
aufgejtellte Prinzip aufrecht erhalten. Rußlands Worte „Appreciation und 
Action“ jeien unter allen Umſtänden jehr dunkel und unklar. Gngland jei 
durch die ruſſiſche Antwort nicht zufriedengeftellt, müffe diefelbe vielmehr ala 
Ablehnung desjenigen betrachten, was England als billige und unerläßliche 
Bedingung für den mit der Prüfung de3 Vertrages von San Stefano be: 
ichäftigten Gongreß anjehe. Jeder Artikel de3 Bertrages, ausgenommen die 
rein technischen Beftimmungen, erflärt Beaconsfield, jei eine Abweichung von 
ben Berträgen von 1856 und 1871, er fage nicht Verlegung, weil die Ars 
tifel im Gongrefje Hätten erwogen und wie VBorjchläge (suggestions) betrachtet 
werben können. Der Vertrag von San Stefano vernichte volljtändig, was 
man bie europäiſche Türkei nenne, jchaffe ein Bulgarien, was geradezu 
gar nicht von Bulgaren bewohnt fei, nähme auch der Türkei Häfen im 
Schwarzen und ägäifchen Meere und gebe den griechiichen Provinzen Epirus 
und Thefjjalien neue Gefete, die Rußland denjelben auferlege. Das ſchwarze 
Meer würde ein ruffiicher See wie der kaſpiſche. Die befjarabifche Frage 
fei keineswegs eine Frage von untergeordneter und lokaler Bedeutung; fie jei 
eine Angelegenheit, welcher ſchon Palmerfton die größte Wichtigkeit beige 
mefjen, weil fie mit der Unabhängigkeit der Schifffahrt auf der Donau zu: 
jammenhänge. Wenn diefer Vertrag zur Durchführung gelangte, jo würde er 
nicht nur den brittifchen Handel mit Perfien, ſondern auch die freie Schiff: 
fahrt in den Meerengen berühren, weil er die Türfei zum Vaſallen Rußlands 
machen würde. Es mußte demnach erivogen werden, wie der Haltung Ruß: 
lands zu begegnen ſei. Es hatte gejchienen, daß die Verhältniſſe des Welt: 
theile3 dem Gongrefje nicht ungünjtig jeien. Alle Mächte, mit Ausnahme 
20* 
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Englands, hätten während ber legten zehn Jahre in Folge von Kriegen mehr 
oder tweniger gelitten, und es war natürlich, anzunehmen, daß fie zum Frie 
den geneigt ferien. Aber der Congreß könne nach der Weigerung Rußlands, 
feine Verpflichtungen zu erfüllen, nicht ftattfinden. Der größte Theil der 
Türkei in Europa wie in Afien jei entweder von feindlichen Truppen befett 
oder befinde ich in dem Zujtande abfoluter Anardie. Es ſei unmöglich 
zu wiſſen, was im ber Folge geichehen könnte. Der Weg Englands nad 
Ajien könne gejchloffen werden, eine ruffische Armee Syrien pajfiren, Aegypten 
und den Suez-Kanal bejegen. Konnte unter Umftänden, wo alle Welt be 
waffnet ift, England unbewaffnet fein? „Wir hoffen und glauben noch, dat 
der Gongreß das bejte und einzige Mittel jei, Durch welches dem wenig be 
friedigenden Zuftande der öffentlichen Angelegenheiten gejteuert werden könnte 
Dad Haus weiß, wie unjere he a ben Congreß getäufcht wurde 
Als wir fanden, daß feine Ausficht beſtand, dieje wichtigen Angelegenheiten 
mit Hilfe der Verträge und des öffentlichen Recht? Europa's zu regeln, 
mußten wir unfere Pflicht ertvägen. ir konnten niemals auf die Bedingung 
verzichten, daß der Vertrag von San Stefano den Bevollmächtigten vorgelegt 
werde. Die Gerechtigkeit diefer Bedingung wird allgemein anerfannt umd 
jelbjt von Rußland nicht geläugnet. Unter diefen Berhältniffen, da jede 
Hoffnung auf eine Löjung geſchwunden war — denn wenn die Verträge ver: 
legt find, fann eine Hoffnung auf eine Löſung nicht beftehen — war es 
nothivendig, Vorjichtsmaßregeln zu ergreifen. Wir haben es für unſere Pflicht 
erachtet, der Königin die Erlafjung der Botſchaft anzurathen. Die Kejerve 
wird der Armee 70,000 Mann zuführen. Wenn England in einen großen 
Krieg verwidelt wird, werden die militärischen — noch weit be 
trächtlicher fein. In der Lage, in welcher das Land fich gegenwärtig befindet, 
bei der ungeheuren Ummwälzung, welche in einem wichtigen Theile der Welt 
ftattgefunden — einer Ummälzung, welche einige der wichtigſten Intereſſen 
Englands, ja jelbft die — Europa's berührt, kann ich nicht begreifen, 
daß es irgend Jemanden geben könne, welcher, die Verantwortlichkeit der 
Führung der öffentlichen Angelegenheiten fühlend, auch nur einen Augenblick 
behaupten möchte, daß, wenn die ganze Welt rüſtet, England ungerüſtet blei— 
ben ſollte. Kein Cäſar oder Karl der Große haben je über ein ſo großes 
Reich wie England geherrſcht, deſſen Flagge auf vielen Meeren weht und 
welches in vielen Zonen und von verſchiedenen Raçen und Religionsbekennern 
bewohnte Provinzen beſitzt. Dieſes Reich muß aber aufrechterhalten werden, 
und es kann dieß nur durch diejelben Eigenjchaften, die es begründet haben, 
durch Muth, Disciplin, Geduld, Entjchlofjenheit, Achtung des öffentlichen 
Recht? und der nationalen Pflichten. Gegenwärtig find einige Sicherheiten 
des Neiches in Gefahr (imperilled). Ich kann niemals glauben, daß in 
einem folchen Augenblide die Pair? von England es daran fehlen lafjen 
werden, für die Sache Englands einzuftehen. Ich will nicht glauben, daß 
fie e8 verweigern werden, die Adreſſe einftimmig zu votiren, die ich beantrage.“ 


Mitte April. Die Rüftungen, ſowohl zu Land als zur See, 
werden energisch fortgejeßt. Bon den zwei Armeecorps, deren jedes 
mit Inbegriff der Rejerven auf 36,000 Mann gebracht werden fol, 
ift num auch das zweite zum auswärtigen Dienft bereit. 


Die Garnifonen von Gibraltar und Malta, welche jeiner Zeit durch 
Milizen erſetzt werden jollen, find für das 2. Armee-Corps vorbehalten. Bei 
dem erjten Corps befindet fich eine ftarfe Truppe Gavallerie. Die Admi— 
ralität hat außer ihren Gontracten zur Stellung von Transportſchiffen ver: 
ſchiedene große Schiffe gelauft, wovon jedes 1000 Mann Truppen aufnehmen 
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Kann. Mehrere derjelben werden zum Pferdetransport eingerichtet. Das 
Minijtertum hat beichloffen, den Unteroffizieren und Soldaten, wenn fie im 
Auslande zu dienen haben, eine Gehaltszulage zu geben. — Die Ganalflotte, 
commandirt vom Vice-Admiral Lord John v bleibt vorläufig in Malta. 
er Eontre-Admiral Sir John Commerel ijt für Gallipoli bejtimmt, und 
Die beiden Gontre:-Admirale Dowel und Luard Haben ihr Amt im Arfjenal 
von Malta. Fünf weitere Panzerfregatten find von England nad) Malta 
unterwegs. Die Fabriken in Beverley erhielten Ordre zur Anfertigung von 
weiteren 100 Ambulanzwagen nad einem neuen Modell. Konjtantinopel 
wird bei diefen Rüftungen feinen Augenblid aus den Augen gelaffen. Die 
Neberwachung desjelben wollen die Türfen den Engländern überlaffen, wenn 
e3 diefen gelingt, dor den Ruſſen ſich der Hauptftadt zu bemächtigen, was 
ebenjowenig leicht als wahricheinlich ift. Im ruffiichen Lager ſpricht man 
mehr denn je von der Wahrjcheinlichkeit einer baldigen Bejegung von Kon: 
ftantinopel. Diefer Eventualität gegenüber fann Niemand mit Beitimmtheit 
jagen, ob die Türfen im Stande wären, einen ernſten Widerjtand zu leiften. 
Doc befinden ſich ca. 85,000 Kombattanten in der Umgebung der Hauptitadt. 
Achmed Vefyk Paſcha verjpricht fogar Layard, 150,000 Mann an dem Tage 
England zur Verfügung zu ftellen, an welchem diejes die Sache der Türkei 
ernſtlich in Die F nehmen werde. Layard und ſeine Agenten bieten Alles 
auf, um die Hoffnungen der Türken zu ermuthigen. In Stambul und Um— 
gebung werden von den Engländern maſſenhaft Pferde gekauft; es werden 
von ihnen Lieferungen von Lebensmitteln kontraktlich abgeſchloſſen und zahl: 
reiche Handelsjchiffe für den Dienft der englifchen Arme gechartert. 


Die Regierung Hat den Entjchluß gefaßt, auch die Kolonien 
zu einem eventuellen Kriege mit Rußland herbeizuziehen. Zunächſt 
Toll ein indifches Gontingent, das faſt ausfchließlich aus eingebornen 
Truppen bejteht, nach Malta übergeführt werden. 


Die nah Millionen zählenden Muhamedaner Dftindiend nehmen Leb- 
haft Partei für die Türkei umd gegen Rußland und bie indijche Regierung 
betreibt die Kriegsrüftungen mit allem Eifer. Alle einheimifchen Regimenter 
haben Befehl erhalten zu voller Kriegsſtärke. Die Gewehrfabriken arbeiten 
dreimal jo ftarf wie jonjt, Nachts und Tags, an Sonn: und an Werktagen, 
militärische und medicinifche Vorräthe werden in großer Maſſe gefammelt. 
Die Sipahis entjprechen der Aufforderung, ausländifchen Ariegsbient zu thun, 
mit Freuden. Einige Regimenter erbieten fich freiwillig mitzuziehen. General 
Roß, befannt von 1857 her, ift der Gommandeur der nah Malta ab: 
gehenden Divifion. 

Bisher galt ed als ein Grundſatz indifcher Politik, eingeborene Truppen 
nur in Indien oder afiatifchen und afrikanischen Ländern zu verwenden. 
Durch Beorderung indijcher Truppen nad Europa hat Yord Beaconäfield, 
der die Königin Victoria zur Kaiſerin Indiens machte, diefe Tradition ge: 
brochen. Aeußerjt bezeichnend ift die Methode, in welcher er es gethaı. 
Kein Regiment, wie man bemerken muß, ift alten Vorbildern gemäß, zum 
freiwilligen Dienfte aufgefordert worden, fondern jede Präfidentichaft hat Be: 
fehl erhalten, eine fleine il zu entjenden. Die Bedeutung diefer Maß— 
regel, die aus geographifchen Gründen unbequem fein muß, ift augenjcheinlich 
die, zu zeigen, daß die gefammte indische Armee jeder Waffengattung aus 
allen Zandestheilen der Königin zur Verfügung für den euro ätlhen ienſt 
ſteht, gerade ſo wie die heimiſchen Truppen. Wenn der Verſuch fich be— 
währen ſollte, jo würden etwa 300,000 Mann in Indien der Königin mehr 
zur Verfügung ftehen. 
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29. April. Die erjte Abtheilung des indifchen Erpeditions- 
Corps geht ab, die zweite ſoll am 1. Mai nachfolgen, ohne in Aden 
anzubalten. Zum Transport find 15 Eegelichiffe und 12 Dampfer 
beftimmt. Ein Kriegsſchiff gibt dag Geleite. Ueberall in Indien 
iſt großer Enthufiasmus. 

30. April. In Mancheiter tagt eine von 1500 Delegirten der 
(iberalen Bereine Nordenglands bejchidte Gonferenz, um gegen die 
Kriegspolitif der Regierung zu proteftiven. Die angenommenen Re— 
folutionen mißbilligen die minifterielle Politit, die Drohungen und 
friegerifchen Hundgebungen und bezeichnen die Einführung indifcher 
Truppen nach Europa ala höchſt beunruhigend. Hohn Bright Hält 
eine Nede, in der er die kriegeriſchen Tendenzen der minifteriellen 
Politik ſtark mißbilligt und erklärt, Beaconsfield ſei der einzige 
Friedensſtörer, ſeine Politik jei den höchſten Intereſſen Englands 
feindfelig und gefährlich. Die Circulardepeſche Salizbury’s zeige 
Har, daß der eigentliche Zweck der englifchen Regierung die Wieder- 
berjtellung der türkifchen Herrjchaft in Europa jet. 


Anfang Mai. Ein englifche® Gejchwader geht von China 
nach Japan ab, um die Bewegungen der ruffiichen Flotte im jtillen 
Ocean zu überwachen. 

4. Mai. Dem friegeriichen Vorgehen der Regierung Juchen 


zahlreiche Friedensdemonftrationen entgegen zu wirken. 


Eine Berfammlung von 580 Arbeiterdelegirten aus allen Theilen 
Englands in London nimmt eine Rejolution an, laut welcher gegen die Po: 
Litit der Regierung proteftirt wird, da dieje, indem fie die Regelung der 
orientalijchen Verwidelungen in die Länge ziehe, das Darniederlegen der In— 
duftrie verjchulde und die Lage der Arbeiter verjchlimmere. In einer zweiten 
Reiolution erklären ſich die Delegirten entichloffen, im Striegäfalle ihren Ein: 
fluß dahin auszuüben, daß der Eintritt von Arbeitern in die Armee ver: 
hindert werde. — Eine Gonferenz von 300 Wrbeiterdelegirten in Leeds pro: 
tejtirt ebenfall3 gegen die Regierungspolitif und richtet an die Regierung die 
Aufforderung, das Parlament aufzulöfen, bevor fie in der Kriegsfrage Ent: 
ſcheidung treffe. — Dem Minifterinm des Junern wird ein Promemoria an 
die Königin mit 17,000 Unterjchriften überreicht, worin die Einberufung der 
Neferven bedauert und die Königin gebeten wird, fie möchte ihren Einfluß 
zu Gunften des Zufammentritts einer Gonferenz geltend machen, damit der 
europäische Friede aufrecht erhalten bleibe. Unter den Unterzeichnern find 
die Herzoge von Weftminjter und Bedford, mehrere Pairs, Biſchöfe und Mit: 
glieder des Unterhauſes. 


6. Mai. Unterhaus: Fawcett und Campbell greifen die Ver— 
wendung indijcher Truppen in Europa an und bezweifeln die Weis— 
heit eines folchen Schrittes. Auch berge er die Gefahr der Ber: 
wendung jolcher Truppen in England in fi). Harcourt bezweifelt, 
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daß die Regierung das Necht befeffen, folche Truppen ohne Zuſtim— 
mung de3 Parlamentes zu verwenden. Northcote vertheidigt den 
Schritt, welcher zweifellos ſehr wichtig, aber nichts als die Weifung 
gewejen, Streitkräfte aus einem Theil des Neiche® nach einem an— 
deren zu verfeßen. Dem Parlament jtehe dießbezüglich dasfelbe 
Recht zu wie bei allen britifchen Streitkräften, namentlich die Be- 
fämpfung des betreffenden Credits. 

7. Mai. Rußland beginnt einzulenken. Der ruffiiche Bot— 
Ichafter in London, Schuwaloff geht mit Ermächtigung des Kaiſers 
nach Peteräburg, um wo möglich eine Vermittlung zu verfuchen. 
Bis zum 22. [. M. will er wieder in London zurüc fein. 


Zur Vorgeichichte der Reife werden folgende Andeutungen gegeben: 
Schuwaloff leitete Gonferenzen mit Salisbury, als deren Refultat feine Reije 
nad Petersburg anzujehen ift, auf direktes Geheiß des Kaiſers Alerander in 
jenem Augenblide ein, wo das Leiden des Fürsten Gortichatoff, welches den: 
jelben außer Stand jebte, ſich mit Staatsgeichäften zu befafjen, feinen Höhe: 
punft erreicht hatte. Ginmal im yh diefer Ermächtigung, hatte der Graf 
mit dem Marquis Salisbury drei Zuſammenkünfte nacheinander. Die erſte 
Unterredung hatte einen ziemlich errregten Berlauf, jo daß ber Botjchafter 
und der Minifter jich wenig befriedigt von einander verabichiedeten. Freund— 
licher joll die zweite und vollftändig verjöhnlich die dritte verlaufen Fein, in 
welch’ letterer die Reife des Grafen nach Petersburg im Prinzipe beichloffen 
wurde. Doch auch die Reife jelbjt wurde nicht in’3 Werk gefeht, ohne daß 
der Botjchafter dazu die Ermächtigung feines Kaiſers erlangt hätte, 

14. Mai. Die erjte englifche Heeretabtheilung erhält Befehl, 
fih auf den 28. ds. Mts. zur Einfchiffung in Portsmouth, Wool- 
wich und Deptford bereit zu Halten. England Hält feit an feinen 
Forderungen: Rußland muß den Rüdzug antreten oder einen Krieg 
mit England wagen. 

20. Mai. Unterhaus: Lord Hartington, der Führer der Oppo— 
fition, beantragt eine Rejolution gegen die Verwendung indijcher 
Truppen in Europa. Diefelbe wird mit 347 gegen 226 Stimmen 
abgelehnt und der Gegenantrag ohne Abjtimmung angenommen, 

22. Mai. Graf Schouwaloff trifft von Et. Peteröburg über 
Berlin, von wo er einen Abſtecher nach Friedrichsruh zum deutfchen 
Neichskanzler machte, wieder in London ein. Seine Vermittlung ift 
gelungen, eine Formel für die Einberufung des Congreſſes gefunden ; 
diefer fcheint nunmehr gefichert zu fein. 

Die Wiener Polit. Corr. berichtet über den Berlauf der Verband: 
lungen aus St. Petersburg: Die Mittheilungen, welche Graf Schoumwaloff 
dem Fürften Bismark in Friedrichsruh gemacht, haben auf den deutſchen 
Reichskanzler einen jo günftigen Eindrud hervorgebracht, daß der Reflex da: 
von ſich unglaublich jchnell in London fühlbar gemacht hat. Graf Schouwaloff 
hat bei feiner Ankunft in London das dortige Terrain für jeine Antwort 
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bereit3 mehr oder weniger günftig vorbereitet gefunden. Uebrigens bat aud 
Lord Loftus feinerfeits feine Regierung raſch über den Erfolg informirt, 
welchen Graf Schouwaloff hier gehabt, wenngleich die Details der Hiefigen 
Verhandlungen ihm kaum bekannt geworden jeın dürften. Das Wejentlichite, 
worum es —* gehandelt hat, war das Prinzip weniger der innerlichen als 
vielmehr der ausdrücklichen Anerkennung der Autorität Europa's in der ob— 
ſchwebenden Frage. Dieſes Prinzip hat zwar Fürſt Gortſchakoff anerfannt 
ohne jedoch die Formel anzunehmen, welche das Londoner Cabinet für diek 
Anerkennung zu fordern ſich wen gefteift hat. Die Weigerung, bie 
englifche Formel anzunehmen, brachte das dießſeitige Gabinet in eine Sad: 
ale, aus welcher e8 kaum mehr herausgelommen wäre, wenn nicht Grof 
Ehoumalo einen Ausweg gefunden hätte, durch welchen es beiden Mächten 
eripart bleibt, zum Aeußerſten greifen zu müflen. Das Verdienſt, die Lage 
weſentlich erleichtert zu haben, gebührt allerdings nicht ausſchließlich dem 
Grafen Schouwaloff; die perfönliche Intervention des Kaiſers Wilhelm jo 
wohl hier wie in den Londoner Hof: und minifteriellen Kreifen bat ihren 
großen Antheil daran. Die Aufträge, mit welchen ber deutjche Kronprinz 
und feine Gemahlin Seitens feines faiferlichen Vaters an bie Königin Bit: 
toria betraut waren, haben mächtig dazu beigetragen, die äußerſt ſchwül ge: 
wordene Atmojphäre in den hohen Londoner Rreiten zu reinigen. 


24. Mai. Die erften indifchen Truppen treffen in Malta 
ein, 8500 Mann mit 1882 Pferden und 12 Kanonen. 

Dad Gabinet beginnt feine Berathungen über die von 
Schuwaloff aus St. Petersburg mitgebrachtem Vorſchläge. 


25. Mai. Die bisher mit faft fieberhafter Energie betriebenen 
Rüftungen follen auf Befehl der Regierung etwas verlangfamt 
werden. 

27. Mai. Unterhaus: genehmigt den Nachtragscredit für die 
Herbeiziehung der indifchen Truppen mit 214 gegen 110 Stimmen. 


30. Mai. England macht dem Sultan den vorerft geheimen 
Vorichlag, ihm Kleinafien, Syrien und Mefopotamien zu garantiren 
und die Stellung einer Art Schutzmacht der Türkei gegen Rußland 
für diefe Provinzen zu übernehmen, wenn die Türkei fich zu Ein» 
führung gewifler noch zu vereinbarender Reformen in denfelben ver— 
ftehe und die Occupation und Verwaltung der Inſel Eypern Eng— 
land übertrage: 


„Die Niederlage, welche die türkifchen Waffen erlitten haben, und bie 
befannten Berlegenheiten der Regierung werden einen allgemeinen Glauben 
an ihren Verfall und die Erwartung eines baldigen bolitifihen Wechſels er: 
zeugen, was im Often für bie Beſtändigleit einer Regierung gefährlicher ift, 
als wirkliche Unzufriedenheit. Wenn die Bevölkerung von Syrien, Klein: 
afien und Mefopotamien fieht, daß die Pforte neben ihrer eigenen Macht 
feine Bürgichaft für ihr meiteres Fortbeſtehen befikt, jo wird fie, nachdem 
die Unzuderläffigkeit diefer Stüße durch die neueften Thatſachen erwieſen ifl, 
anfangen, auf den frühen Sturz ber osmaniſchen Herrichaft zu rechnen und 
ihre Augen auf deren Nachfolger zu wenden... Die einzige Maßnahme, 
welche eine weſentliche Sicherheit für die Beitändigkeit osmaniſcher Herrichaft 
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in der afiatifchen Türkei zu bieten im Stande ift und welche nach der Wieder: 
gewinnung der ruſſiſchen Eroberungen eben jo unerläßlich fein würde, wie 
fie es jetzt ıft, ift eine Berpflihtung Seitens einer Macht, welde 
ſtark genug ift, fie auszuführen, eine Verpflichtung, daß jeder 
weitere Eingriff Rußlands in türfifches Gebiet mit Waffen: 
gewalt verhindert werden wird. Gold eine Zuficherung, wenn fie 
ohne Worbehalt ertheilt würde, müßte dem Eintreten jenes Falles vorbeugen, 
welcher fie zur Ausführung bringen würde, und würde zu gleicher Zeit den 
Volkern ber afiatiichen Provinzen das nöthige Vertrauen geben, daß der kürki— 
ſchen Herrichaft in Afien nicht ein baldiger Verfall bejchieden ift. Ehe Eng: 
land jold eine Zuficherung ertheilen fünnte, würde aber die Pforte zwei 
Bedingungen unterjchreiben müſſen. Ihrer Majejtät Regierung deutete der 
Pforte bei Gelegenheit der Gonferenz zu Conftantinopel an, daß jie nicht ges 
willt jei, jchlechte Verwaltung und Bedrückung gutzuheißen, und es wird 
nöthig jein, ehe fie irgend welche Verpflichtung zum Schutze bes aftatischen 
Gebietes der Pforte in gewiſſen Fällen eingeht, daß fie von ber Pforte ein 
fürmliches Berjprechen erhalte, die nothiwendigen Reformen in die Regierung 
der chriftlichen und anderer Unterthanen der Pforte in jenen Gegenden ein= 
zuführen. Es iſt nicht mwünjchenswerth, gegenwärtig mehr ala ein Ber: 
prechen in allgemeinen Ausdrüden zu verlangen; denn die näheren Maß: 
regeln, welche zu ergreifen fein werden, könnten nur nach forgfältigerer Unter: 
ſuchung und Erwägung, als umter den augenblidlichen Umſtänden thunlich 
ift, beftimmt werden. Es ift nicht unmöglich, daß eine jorgfältige Auswahl 
und eine treue Unterftügung der einzelnen Beamten, welchen die Gewalt in 
jenen Ländern anvertraut werden foll, ſich als wichtigeres Element für die 
Berbefjerung der Lage der Bevölkerung erweiſen würde, ala jelbit Aenderungen 
in den Gejegen; allein die verlangte Verſicherung, welche England ein Recht 
gewährt, auf zufriedenjtellende Einrichtungen zu dieſen Zwecken zu bejtehen, 
wird einen unerläßlichen Theil jeden Abkommens bilden, welches Ihre 
Majeftät Regierung eingehen könnte. — Es wird ferner nothwendig fein, 
um Ihrer Majeität Regierung in den Stand zu fehen, die nunmehr vor: 
geichlagenen Verpflichtungen auch wirkſam auszuführen, daß fie eine Stellung 
nahe der Hüfte von Kleinafien und Syrien einnehme Die Nähe britifcher 
Beamten, und wenn es fein muß, britifcher Truppen, wird die bejle Sicher: 
beit dafür bieten, daß die Zwecke dieſes Abkommens wirklich gefichert werden. 
Die Inſel Eypern erjcheint ihr (dev Regierung) für den erwähnten Zweck 
als in jeder Hinficht am geeignetften. Ihrer Majeftät Regierung wünſcht 
nicht den Sultan zu erjuchen, die Inſel aus feiner Souveränetät zu entlaffen 
oder die Ginnahmen zu vermindern, welche gegenwärtig in feine Staatskaſſe 
fließen. Sie macht daher den Vorjchlag, daß, während die Verwaltung und 
Bejegung der Inſel Ihrer Majeftät zugewiefen wird, das Gebiet uch wie 
vor ein Theil de3 osmanischen Reiches bleibe, und daß ber Ueberſchuß ber 
Ginnahmen über die Ausgaben, twie viel das jetzt fein mag, alljährlich von 
Seiten der britifchen Regierung an das Schakamt des Sultans abgeführt 
werben foll. In fo fern als diefer Vorſchlag in feiner Gefammtheit durch 
die Aunerionen Rußlands in der afiatijchen Türkei und die Folgen, welche, 
wie fich befürchten läßt, daraus entjtehen dürften, angeregt worden ift, fo 
muß darüber volljtändige Klarheit herrichen, daß, jofern die Urſache der Ge: 
fahr wegfällt, auch dieſes zur Vorſorge getroffene Abfommen zu gleicher Zeit 
aufhören muß. Sollte die Regierung Rußlands zu irgend welcher Zeit das 
Gebiet an die Türkei abtreten, welches es durch den Krieg in Afien erlangt 
hat, jo werden die Bedingungen de3 vorgefchlagenen Abkommens außer Kraft 
treten und die Inſel wird * geräumt werden. Ich erſuche daher Ew. 
Excellenz, der Pforte vorzuſchlagen, einer Convention ſolchen Inhaltes beis 
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zutreten, und ich bin angewieſen, Ahnen vollftändige Vollmacht zum Abichluf 
derfelben Namens der Königin und Ihrer Majejtät Regierung zu über: 
tragen. . .“ 


31. Mai. In einer Ertra-Ausgabe überrafcht der „Globe“ 
die Öffentliche Meinung mit dem Detail der Vereinbarung zwischen 
Rußland und England in Folge der Miſſion Echuwaloff’3 nad 


Et. Petersburg: 


Man Habe guten Grund zu glauben, dab der Zufammentritt bes 
Congreſſes definitiv gefichert fei. Die englifche und die ruffiiche Regierung 
feien einverftanden, folgende Punkte der Entjcheidung des Congreſſes vorzu— 
legen: 1. Die Herftellung zweier bulgarifcher Provinzen; die eine nördlich 
vom Balkan unter einem Fürſten, die andere füdlich vom Balkan, aber bas 
Aegäiſche Meer nicht berührend, mit einem chriftlichen Gouverneur und einer 
Regierung ähnlicher Art, wie die einer englischen Golonie. Der Congreß 
bejtimmt den Namen der leteren. 2. Die türkifchen Truppen räumen letztere 
Provinzen und kehren in diejelben nicht zurüd. 3. England bedauert die 
Netroceifion Beſſarabiens, tritt berjelben aber nicht entgegen. 4. England 
behält fich da3 Recht vor, im Congreß die internationalen Abmachungen in 
Betreff der Donau zu diöcutiren. 5. England betrachtet den Beſitz Batums 
nicht als eine Rechtfertigung zu feindlichem Einjchreiten, Rußland veripricht 
die Grenze in Afien nicht tweiter vorzurüden. 6. Rußland tritt auf Eng: 
lands Erſuchen Bajazid an die Türkei, dieſe dafür aber die Provinz Kotur 
an Perfien ab. 7. Rußland veripricht die Geldentjchädigung nicht mitteljt 
Gebiets zu deden, noch fi) in Englands Anfprüche ala Gläubiger der Türkei 
zu miſchen; der Congreß wird die Bohlimosfinae discutiren. 8. Der Congreß 
trifft Vorkehrungen, Epirus, Theffalien und die anderen griechijchen Provinzen 
u reorganifiren. 9. Rußland erklärt fic) damit einverftanden, dat die Durch: 
Fahrt durch die Dardanellen und den Bosporus in dem status quo bleibe. 
10. England jchlägt dem Congreß vor, daß Europa Bulgarien reorganifire 
und wird die Decupation Bulgarien? durch Rukland und den Durchmarſch 
ruffiicher Truppen duch Rumänien zur Discuffion zulaffen. — Bezüglich 
Serbiens und Montenegro's findet fich nichts in diefer Vereinbarung zwitchen 
England und Rukland; e3 wird daher angenommen, daß Eigland Defter: 
reich die Wahrung feiner eigenen nächiten Intereffen auf dem Congreß jelbit 
überlaffe, daß e3 fich indeh darüber mit Dejterreich wenigftens im Allgemeinen 
wohl bereit3 werde veritändigt haben. Die Occupation Bosnien? und ber 
Herzegowina durch Defterreich, da8 Pendant zu der Occupation und Ver: 
waltung Cyperns durch England, hat wohl bereits die Zuftimmung Eng: 
lands gefunden und bildet einen Theil der vorläufigen Verftändigung zwiſchen 
ihm und Defterreich. 


3. Juni. England nimmt die Einladung des deutjchen Reiches 
zum Gongreß in Berlin an. (Siehe die vereinbarte Formel unter 
Deutichland.) 

4. Juni. Der von England der Pforte unter dem 30. Mai 
vorgejchlagene (vorerft geheime) Schußvertrag bezüglich Kleinaſien, 
Syrien und Mefopotamien wird in Conjtantinopel unterzeichnet. 


Derfelbe lautet: 


„Art. 1. Wenn Batum, Ardahan oder Kars oder irgend einer diejer 
Puncte von Rußland zurüdbehalten wird und dann zu irgend welcher zu: 


Grohbrittannien. (Juni 13 — Mitte.) 315 


fünftiger Zeit ein Verſuch von Seiten Rußlands gemacht werden follte, von 
weiteren Gebietätheilen Sr. Kaiſerlichen Majeftät des Sultans in Afien, als 
fie durch ‚den endgültigen Friedensvertrag fejtgefeßt worden find, Befit zu 
ergreifen, jo verpflichtet fich England, Sr. Kaiterlichen Majeftät dem Sultan 
bet Bertheidigung derjelben mit Waffengewalt beizuftchen. Andererſeits 
leiſtet Se. Katjerliche Majeftät der Sultan England das Verſprechen, noth: 
wendige Reformen, worüber die beiden Mächte fich jpäter zu einigen haben, 
in die Regierung und zu dem Schutze der chriftlichen und anderen Unter: 
thanen der Pforte in jenen Ländern einzuführen, und zu dem Zwecke, um 
England in den Stand zu ſetzen, die zur Ausführung feiner Verpflichtung 
nöthigen Vorkehrungen zu treffen, verpflichtet fid) Se. Kaiſerliche Majejtät 
ber Sultan weiter dazu, die Inſel Cypern England zur Beſetzung und Ber: 
waltung zu überlaffen. Art. 2, Gegenwärtige Convention for ratifizirt und 
die Ratificationen jollen innerhalb eine? Monats oder wenn möglich früher 
ausgewechjelt twerden. — Anhang zu der Convention eines Schuß: 
bündnifjes zwifchen Großbrittannten und der Türkei, gezeichnet den 4. Juni 
1878. Der jehr ehrenwerthe Sir A. H. Yayard, Großfreuz des Bathordeng, 
und Se. Hoheit Safvet Paſcha, gegenwärtig Großvezir Sr. Majeftät des 
Sultans, haben folgendem Anhang zu der don ihnen als Bevollmächtigte 
Tail beziehentlichen Regierungen am 4. Juni 1878 unterzeichneten Convention 
ihre Zuftimmung ertheilt: Es wird zwijchen den beiden hohen Vertrags: 
mächten vorausgejeht, daß England folgenden Bedingungen betreffend die Be: 
ſetzung und Verwaltung der Inſel Cypern zuftimmt: 1) daß ein mufelmäne 
niſches religiöfes Tribunal (Mehfemei in Sheri) auf der Inſel fortbeftehen 
fol, welches ſich ausschließlich mit religiöfen Sachen und mit feinen andern, 
welde die mujelmännifche Bevölkerung der Inſel betreffen, befaffen ſoll; 
2) daß ein muſelmänniſcher Refident Seitens des Amtes für fromme 
Stiftungen in der Türkei (Evfaf) ernannt werden joll, welcher im Verein 
mit einem von der britiichen Behörde zu ernennenden Delegaten die Ber: 
waltung de3 Vermögens, der Fonds und der Ländereien zu überwachen haben 
twird, welchen Mojcheen, Begräbnißpläte, muſelmänniſche Schulen und andere 
religiöje \nftitute auf Cypern zu eigen gehören; 3) daß England der Pforte 
die Summe bezahlt, welche gegenwärtig den Ueberſchuß der Staatseinfünfte 
über die Ausgaben der Inſel darftellt; diefer Ueberſchuß ſoll auf Grund des 
Durchſchnitts der lebten fünf Jahre berechnet und danach beftimmt twerden 
und twird vorläufig auf 22,936 Beutel (2,060,800 .#) angegeben mit dem 
Morbehalt jpäterer Prüfung und mit Ausschluß der Domänen und Kron: 
länder, welche während jenes Zeitabjchnittes verpachtet oder veräußert wur— 
den; 4) dab es der hohen Pforte freijtehen joll, nach Belieben Ländereien 
und andern Beſitz in Cypern, twelcher der osmaniſchen Krone und dem Staat 
(Arezii Miriye we Emlaki Humayım) gehört und deffen Ertrag feinen Theil 
ber unter Artikel 2 angezogenen Einfünfte der Inſel bildet, zu verkaufen 
oder zu verpachten; 5) daß die englijche Regierung ermächtigt fein foll, durch 
ihre zuftändigen Behörden auf dem Zwangswege gegen billige Entſchädigung 
Grund und Boden zu eriverben, welcher zu öffentlichen Verbeſſerungen oder 
zu andern öffentlichen Zwecken gebraucht wird, und ebenfo unbebautes Land; 
6) daß, fofern Rußland Kars und die übrigen von ihm in Armenien wäh: 
rend des lebten Krieges gemachten Groberungen an die Türkei zurüdgibt, die 
Inſel Eypern von England geräumt wird und die Convention vom 4. Juni 
1878 aufhört.“ 

13. Juni. Bufammentritt des Congreſſes der Großmächte 
und der Pforte in Berlin. (Siehe unter Deutſchland.) 


Mitte Juni. Trotz der Herbeiziehung eines indifchen Truppen⸗ 
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Gontingent3 nach Europa fcheint die englifche Regierung ſich Oſt— 
indiens doch nicht ficher zu fühlen. Der Bicefönig bejchränft die 
Preßfreiheit für afle in hindoftanifcher Sprache erjcheinenden Blätter 
jehr mwefentlich und ebenſo die den tributären oder unter britifchem 
Ginfluffe ftehenden eingeborenen indifchen Fürſten geftattete Truppen— 
zahl auf das Bedürfniß zur Aufrechthaltung polizeilicher Ordnung. 


Die letztere Maßregel namentlich ift von einfchneidender Bedeutung. 
Es gibt nicht weniger ala 460 folcher mehr oder weniger von der britischen 
Herrichaft abhängigen oder unter ihrem Einfluffe ftehenden, ſtaatlich abge— 
ichlofjenen Gebiete, welche fi) auf etwa 600,000 (englijche) Quadratmeilen 
und eine Einwohnerzahl von — foweit die letzten Zählungen dies annähernd 
erkennen laſſen — 50 Millionen Menſchen vertheilen. Der Religion nad 
gruppirt fich diefe Zahl in — Buddhiſten und Mahomedaner, ſowie in 
einige Secten, die aber diejen drei großen Bruchtheilen gegenüber nicht im 
Betracht kommen. Mahratten, Radſchputen, die Seifs, die Gurkas von Ne: 
paul, die Malayen im Süden, ar Afghanenjtämme im Norden und jelbit 
Indo⸗-Chineſen bilden die nicht englifche und nicht chriftliche Maffe der im 
Großen und Ganzen noch immer zwangsweife jowohl von ihren eigenen 
Fürſten als von den britischen Behörden beherrichten Einwohner. Die meisten 
diefer Tributärftaaten find erjt nach und nach unter britijche Oberherrichaft 
efommen. Dad mächtigfte unter den eingeborenen Staatenweſen ijt das: 
jenige, welches der Nizam von Hyderabad beherrſcht. Er iſt Mahomedaner 
und von türkifcher Abkunft. Ihm zunächst fteht der Maharadſcha von Aude, 
Lehensherr aller Eleineren Radfchputenfürften, den England von der drüden: 
den Herrichaft der Mahratten befreite. Bis jet haben fich die Radjchputen 
ftet3 ala treue Verbündete und Anhänger der britifchen Herrichaft erwieſen, 
dagegen Haben ſich die Nizams nie ganz der Bormundichaft des engliichen 
Relidenten und Bevollmächtigten am Hofe ihres Fürften gefügt. Die Treue 
Scindia's während des lehzten großen Sepoy:-Aufftandes darf allerdings nicht 
bergefjen werden; ebenſowenig aber auch, dat die Mahratten, deren Ober: 
haupt er ift, zur Zeit des Lords Ellenborough in den beiden Schlachten von 
Maharadſchope und Punjar gegen England, wenn auch zu ihrer eigenen 
Demüthigung, fochten. Großbrittannien hat in Dftindien 65,000 Dann 
europätjche und 125,000 eingeborene indijche Truppen, während die Landes— 
fürfjten zufammen 300,000 Mann mehr oder weniger gut gefchulte Truppen 
auf den Beinen und unter den Waffen haben und nicht weniger als 5000 
Kanonen befiten. Daß eine ſolche Truppenmafje zu groß für die bloße 
Aufrechterhaltung der innern Ruhe und Ordnung in diefen Tributärftaaten 
ift, gibt Jedermann, felbit in Indien, zu. Die Fürſten felbit fcheinen aber 
von ihrem Rechte, unverhältnigmäßig ftarfe Armeen zu halten, jo durch: 
drungen, daß fie neuerdinge an das Ober-Commando der anglo—⸗indiſchen 
Armee das Verlangen geftellt, ihnen die beiten neuen Präcifionswaffen für 
ihre Truppen zu liefern. Geographiich überblidt, jummiren ſich die Truppen 
ber einzelnen Staatsweſen wie folgt: Die Radihputen: 2003 Kanonen, 
69,028 Mann Infanterie, 24,287 Mann Gavalerie.e Central: $ndien: 
893 Kanonen, 55,664 Mann Infanterie, 15,531 Mann Gavallerie. Weit: 
lies Indien: 1083 Kanonen, 32,770 Mann Infanterie, 9331 Mann 
Gavallerie. Südliches Indien: 734 Kanonen, 38,401 Mann Infanterie, 
8262 Mann Gavallerie. Deftlihes Indien: 109 Kanonen, 5264 Mann 
Infanterie, 404 Mann Gavallerie. Die nordweitlihden Staaten: 428 
Kanonen, 37,799 Mann Infanterie, 6407 Dann Gavallerie. Die einzelnen 
berborragenderen Staaten in biefer geographifchen Gruppirung find mililäriſch 
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folgendermaßen zu beziffern: Aude mit 528 Kanonen, 15,000 Mann Infan⸗ 
terie und 6240 Mann Gavallerie, Scindia mit 210 Kanonen, 16,050 Mann 
Infanterie und (?) Gavallerie, Nizam mit 725 Kanonen, 36,390 Mann In— 
fanterie und 8202 Mann Gavallerie. Allerdings find die fait ſämmtlichen 
Geſchütze diefer Fürſten von alter Conjtruction; aber ihre Artilleriften wiſſen 
gut und wirkſam mit a: umzugehen, namentlich in Befeftigungen. „Was 
Die Infanterie betrifft, jo find die Nizams“ —- wie die Naval and Military 
Gazette jagt — „fo gut, daß fie uns unbequem werden können, jelbit wenn 
fie von den loyaljten unjerer Tributärfürjten commanbdirt werden.“ 


15. Juni. Der „Globe“ veröffentlicht nunmehr auch den 
Wortlaut der Vereinbarung vom 30. Mai zwijchen England und 
Rußland bez. des Friedens von St. Stefano: 


„A. Entwurf des Memorandums, welches die Punkte angibt, über 
welche eine Verjtändigung zwifchen ben Regieragen Rußlands und Groß: 
brittannieng bewerkftelligt ijt, und welches die ruffiichen und englifchen Be: 
vollmächtigten auf dem Gongrejje gegenfeitig verpflichten fol. $ 1. England 
verwirft die Längstheilung der Bulgarei, jedoch behält fich der Bertreter 
Rußlands das Recht vor, die Vortheile derjelben auf dem Kongreß geltend 
zu machen, verfpricht jedoch zugleich, auf derjelben einer endgiltigen Meinung 
Englands gegenüber nicht zu D yen. $ 2. Die fübliche Grenze der Bul: 

arei wird dahin abgeändert, daß fie fich in dem Make von dem Meere ent: 
ernt, wie die jüdliche Begrenzung der bulgarijchen Provinzen von der Con: 
ferenz von Gonftantinopel vorgejchlagen ift. Dieß betrifft die Grenzfrage 
nur injoweit, als fie fi) auf die Ausſchließung des Küſtenſtrichs am ägäiſchen 
Meere, d. h. weitlich von Lagos, bezieht. Die Erörterung der Grenze von 
diefem Punkte bis zum jchwarzen Meere bleibt vorbehalten. $ 3. Die weit 
lichen Grenzen der Bulgarei werden nach den Nationalitäten berichtigt wer: 
den, und zwar jo, daß die nichtbulgarijche Bevölkerung von diejer Provinz 
ausgejchloffen wird. Tie Weftgrenzen der Bulgarei dürfen im MWejentlichen 
eine ungefähr von Novibazar nach dem Kurſchabalkan gezogene Linie nicht 
überjchreiten. $ 4. Die in oben ($$ 2 und 3) bezeichneter Weife begrenzte 
Bulgarei wird in zwei Provinzen getheilt, d. h. die eine nördlich vom Balkan 
wird politifche Selbjtändigfeit unter der Regierung eines Fürſten erhalten, 
die zweite ſüdlich vom Balkan eine ausgedehnte adminiftrative Selbftändig: 
feit (nach Art derjenigen, bie in den englijchen Golonien befteht) unter einem 
Hriftlichen Gouverneur, der mit Zuftimmung Europa’s für 5—10 Jahre er: 
nannt wird. 85. Der Kaiſer von Rußland legt dein Rückzuge der — 
Truppen aus der ſüdlichen Bulgarei eine ganz beſondere Wichtigkeit bei 
Seine Majeſtät würde keine Sicherheit noch Bürgſchaft für die Zukunft der 
bulgariſchen Bevölkerung haben, wenn die osmaniſchen Truppen in derſelben 
verblieben. Lord Salisbury geſteht den Rückzug der türkiſchen Truppen aus 
der — Bulgarei zu; Rußland wird ſich aber dem nicht widerſetzen, 
was der Congreß über die Art und den Fall beſchließt, in welchen es den 
türkiſchen Truppen geſtattet ſein wird, in die ag Provinz einzurücen, 
um einem Aufitand oder einem Angriffe von Außen, der entiveder ausgeführt 
oder angedroht wird, entgegenzutreten. Ueberhaupt behält England fich das 
Recht vor, auf dem Congreß für das Recht des Sultans einzutreten, jeine 
Zruppen an die Grenzen der jüblichen Bulgarei zu verlegen. Der ruffiiche 
Vertreter behält fich andererjeit3 auf dem Congreſſe völlige Freiheit in der 
Beiprehung dieſes letzten Vorſchlages des Lord Calisbury vor. $ 6. Die 
britijche Regierung verlangt, daß die höheren Befehlahaber der Miliz der 
jüdlichen Bulgarei von der Pforte mit Zuftimmung Europa's ernannt werben, 
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8 7. Die in Betreff Armeniens durch den Vertrag von St. Stefano feft: 
geftellten Berfprecjungen müſſen außer an Rußland aud) an England gegeben 
werden. $ 8. Da die Regierung Ihrer britiichen Majeftät wie die kaiſer— 
liche Regierung ein lebhaftes Intereſſe an ber zukünftigen Einrichtung der 
griechiſchen Provinzen der Balkanhalbinjel nimmt, wird Artikel 15 des Vor— 
vertraged® von Et. Stefano derart abgeändert, daß die anderen Mächte, 
namentlich England, in gleicher Weiſe eine berathende Stimme bei der zu: 
fünftigen Organijation von Epirus, Theſſalien und den übrigen unter der 
Herrichaft der Pforte verbleibenden chriftlicden Provinzen haben jollen. 
$ 9. Was die Kriegsentſchädigung betrifft, het Se. Majejtät der Kaiſer mie 
mal3 die Abjicht gehabt, diejelbe ın Gebietseinverleibung umzuwandeln, und 
er weigert fich nicht, dießbezüglich VBerficherungen abzugeben. Durch die 
Kriegsentſchädigung joll die englifche Regierung in ihren Rechten ala Gläu— 
bigerin der Pforte nicht benachtheiligt werden dürfen, und fie joll fich in 
diefer Beziehung im gleichez Yage befinden wie vor dem Striege. Ohne der 
endgiltigen Entſcheidung entgegenzutreten, welche Rußland in Betreff der 
Zahlung der Kriegsentſchädigung faſſen wird, behält ſich England vor, auf 
dem Congreß die ihm geboten jcheinenden ernften Einwände geltend zu machen. 
$ 10. Da da3 Thal von Alajchgerd die große Handelsſtraße nah Perfien 
bildet und in den Augen der Türkei eine überaus große Wichtigkeit befitzt, 
jo willigt Se. Majeftät der Kaiſer ein, dieſes Thal und die Stadt —8 
der Türkei wieder zu erjtatten, aber er hat andererſeits die Abtretung des— 
jenigen Kleinen Gebiet? von Khotur an Perfien verlangt und zugebilligt er: 
halten, deſſen Rüderftattung an den Schah die Commifjionen der beiden ver: 
mittelnden Höfe für billig gehalten haben. $ 11. Die Regierung Ihrer 
britijchen Majeftät würde glauben, ihr tiefes Bedauern ausdrüden zu müflen, 
wenn Rußland endgiltig auf der Wiederabtretung Beſſarabiens beftehen follte. 
Ta es aber hinreichend feftiteht, daß die übrigen Siguatarmächte des Pariter 
Friedens nicht bereit find, die durch jenen Vertrag feftgejegten Grenzen Ru: 
mäniens mit Waffengewalt aufrecht zu erhalten, glaubt England an diefer 
Frage nicht derartiges nterefje zu haben, um fich für berechtigt zu halten, 
allein die Verantiwortlichkeit eines Widerftandes gegen den beabfichtigten Aus: 
taufch auf fich zu nehmen. Es verpflichtet fi) daher, einer Entſcheidung im 
diefem Sinne nicht entgegenzutreten. Die englifcye Regierung, obwohl fie 
fich bereit erklärt, dem Wunſche des Kaiſers von Rußland auf Erwerbung 
des Hafen? von Batum und Aufrechterhaltung der Eroberungen in Armenien 
nicht entgegenzutreten, kann fich troßdem nicht verhehlen, daß wahrſcheinlich 
ſchwere die Ruhe der Bevölkerung der afiatiichen Türkei bedrohende Gefahren 
in der Zukunft aus diefer Ausdehnung der ruſſiſchen Grenze entitehen können. 
Aber die Regierung Ihrer Majeftät ift der Anficht, daß die Prlicht, das Dos: 
manijche Reich) vor diejer Gefahr zu behüten, eine Aufgabe, weldye in Zus 
funft bejonders England zufallen wird, aud) erfüllt werden kann, ohne daß 
Europa in die Unfälle eines neuen Krieges veriwidelt zu werden braucht. 
Gleichzeitig nimmt die Regierung Ihrer Majejtät von einer von Seiner 
fatjerlichen Majeftät abgegebenen Erklärung Act, wonach in Zufunft Die 
Grenzen des xuffischen Reiches nicht weiter gegen die aſiatiſche Türkei Hin 
ausgedehnt werden follen. Die Regierung Ihrer Majeftät, welche der An: 
ficht ift, daß die im biefer Denfjchrift genehmigten Abänderungen des Ber: 
trage don St. Stefano hinreichend find, um die Ausjeßungen, welche fie 
an dem Bertrage in feiner gegentwärtigen Geftalt findet, abzuſchwächen, ver» 
pflichtet fich, diejenigen Artikel des Vorfriedens von St. Stefano nicht zu 
befämpfen, welche durch die obigen 10 Punkte nicht abgeändert find, wenn 
Rußland nach gebührender Beiprechung diefer Artitel beim Congreß auf ihrer 
Aufrechterhaltung beftehen wird. Die Möglichkeit liegt vor, daß die beider: 
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feitigen Regierungen im Laufe der Beiprechungen auf dem Congreß es für 
angezeigt erachten fönnten, unter gemeinfamer Nebereinjtimmung neue Ab: 
änderungen aufzuftellen, twelche vorherzufehen unmöglich jein würde; wenn 
aber ein Einverſtändniß über dieſe neuen Abänderungen zwijchen den ruſſi— 
ſchen und englifchen Bevollmächtigten nicht zu Stande fommen follte, jo iſt 
die vorliegende Denkſchrift bejtimmt, den Bevollmächtigten Rußlands und 
Englands beim Congreß als gegenfeitige Verpflichtung zu dienen. In Ges 
mähßeit defjen ift diejes Dokument durch den faiferlich ruſſiſchen Botjchafter 
in London und den Griten Staatsfefretär Ihrer britifchen Majeftät unter: 
zeichnet worden. Gejchehen zu London, 30. Mai 1878. gez. Schuwaloff. 
gez. Salisbury. 

Abgeſehen von den Feſtſetzungen des obigen Memorandums ie ſich 
die engliſche Regierung vor, auf dem Congreſſe folgende Puncte geltend zu 
machen: a. Die englijche Regierung behält ſich vor, auf dem Congreſſe die 
Betheiligung Europa’3 ar der adminiftrativen Einrichtung der beiden bul— 
garifchen Provinzen zu verlangen; b. die englifche Regiernng wird im Con— 
greß die Dauer und Natur der ruffiichen Bejegung der Bulgarei und des 
Durchmarſches durch Rumänien zur Sprache bringen; c) der Name, welcher 
der jüdlichen Provinz zu geben; d. die englifche Regierung behält fi — 
ohne die Befihfrage zu berühren — die Beiprechung der Frage vor bezüglich 
der Tonaufchifffahrt, joweit England aus den Verträgen darauf Rechte zus 
ftehen; e. die englijche Regierung behält fich vor, auf dem Congreſſe eine 
jede die Meerengen berührende Frage zu erörtern. Aber der ruſſiſche Bot: 
Ichafter zu London nimmt Act von der mündlichen Erklärung, die er dem 
erjten Staatsſekretär abgegeben hat, nämlich, daß die faiferliche Regierung 
an der Grflärung Lord Derby’s vom 6. Mai 1877 feſthält, namentlich: 
„Die unter europäiſcher Gutheigung getroffenen bejtehenden Anordnungen, 
welche die Schifffahrt auf dem Bosporus und im den Dardanellen regeln, 
erjcheinen ihr (der englijchen Regierung) zweckmäßig und nützlich, und es 
würden ihres Erachtens einer Aenderung in irgend einer wejentlichen Ginzel: 
beit ernſtliche Bedenken entgegenftehen.“ Und der ruffiiche Generalbevoll: 
mächtigte wird auf dem Congreſſe auf dem status quo bejtehen; f. die eng: 
lifche Regierung wird an Ge. Majeftät den Sultan die Bitte richten, er 
möge Europa die gleichmäßige Beichügung der Mönche der anderen Nationali: 
täten des Berges Athos verjprechen. (gez.) Schuwaloff. Salisbury. 

21. Juni. Oberhaus: der Lordfangler Cairns bringt eine Bill 
ein betr. die Verwendung von 1 Mill. Pfd. St. aus den Weber: 
Ichüffen des irischen Kirchenfonds auf Verbeſſerung des mittleren 
Unterrichts in Irland. 

28. Juni. Oberhaus: genehmigt die irifche Unterrichtsbill 


einjtimmig. 


8. Juli. Unterhaus: die Regierung legt die Convention dom 
4. Juni mit der Pforte betr. die Uebernahme der Protection von 
Kleinafien, Syrien und Mejopotamien gegen allfällige Uebergriffe 
Rußlands und die bedingsweile Abtretung Cyperns Seitens der 
Torte vor und erklärt: 


Da die Bedingungen, worauf die Convention bafirt, jet eingetreten 
find, hat die Pforte einen Ferman erlaffen, welcher Die Mebertragung Cyperns 
auf England ausſpricht. England ergreift jofort Beſitz, General Woljeley 
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ift zum Chef ber Verwaltung der Inſel ernannt. Die betreffenden Schrift: 
ftüdfe werden heute vorgelegt. 


11. Juli. England ergreift Befi von Cypern. 


13. Juli. Schluß des Berliner Congreſſes. Unterzeichnung 
bes Friedensvertrages durch die ſämmtlichen Großmächte und bie 
Pforte. (©. den Verlauf des Gongrefjes unter Deutjchland.) 


13. Juli. Lord Salisbury richtet eine Girculardepeiche an die 
Vertreter Englands im Auslande, in welcher er die Refultate des 
Berliner Congreſſes präcifirt und vom Standpuncte Englands aus 
näher beleuchtet. 


Depeihe Salisbury’3 über die Nefultate des Berliner 
Congreſſes: „... Der Vertrag ijt von ungewöhnlicher Länge und geht 
ausführlid auf die verjchiedenen, durch den Vertrag von St. Stefano an: 
geregten Tragen ein, joweit fie die Beitimmungen bes Parifer Vertrages be 
rühren. Die an dem Vorvertrage vorgenommenen Aenderungen find jehr be: 
beutend und erjtreden fich nahezu auf alle Artikel jener Urkunde. Das all: 
gemeine Ergebniß ijt dieſes, dab gegen gebührende Sicherheit für gute Ver: 
waltung der Regierung des Sultans ein jehr umfangreiches Gebiet zurüd: 
erjtattet worden ıjt; und die vorgenommenen DBeränderungen find dahin ge: 
richtet, die Beitändigkeit und Unabhängigkeit feines Reiches wirkſam gegen 
Angriffe von Außen jicher zu ſtellen. Bejtimmungen mit dem Zwede, voll: 
ftändige Gleichheit ſämmtlicher Religionen vor dem Geſetze zu fichern, find 
auf allen Gebieten, auf welche der Vertrag ich erftredt, in Anwendung ge 
bracht worden. Die Politik, welche die Beſtätigung des Berliner Congrefies 
erhalten hat, ftimmt im Allgemeinen mit derjenigen überein, die feit Ber: 
Öffentlichung des Vertrages von St. Stefano von Ihrer Majeftät Regierung 

eltend gemacht und in dem Rundjchreiben vom 1. April angezeigt werde. 
Ga ift die Behauptung aufgeftellt und, zumal auf dem Feſtlande, bejtändig 
wiederholt worden, daß die in jener Depejche dargelegten Anfichten in dem 
weiteren Maßnahmen von Ihrer Majeftät Regierung aufgegeben worden jeien. 
Um ſolcher irrigen Auffaffung auf die Dauer vorzubeugen, dürfte es an: 
gemefjen fein, im Einzelnen auszuführen, inwieweit die Beichlüffe, welchen 
Ihrer Majeftät Regierung auf dem Congreß zu Berlin ihre Zuftimmung er: 
theilt hat, dem Inhalte des Rundjchreibens entiprechen. Die weſentliche 
Aufitellung des Rundſchreibens, daß die Artikel des Vorvertrages, infofern 
fie eine Abweichung von dem Parifer Vertrage darftellen, ber Erörterung als 
Ganzes feitend eines Gongrefjes bedürfen, ift, wie faum gejagt zu werden 
braucht, jowohl in der Theorie wie in der Praris in größtmögliche Um: 
fange zugeftanden worden. Bon den eingehenden Einwendungen, welche in 
jenem NRundfchreiben gegen den Bertrag don St. Stefano erhoben wurden, 
ift die erfte und wichtigite in folgende Worte eingekleidet: „Die bedeutenditen 
Dolgen, zu welchen der Vertrag thatjächlich Führt, find diegenigen, die feiner 

irtung als Ganzes auf die Völker des jüddftlichen Europas entjpringen. 
Durch die Artikel, welche eine neue Bulgarei jchaffen, wird ein ftarfer jlavi: 
fcher Staat unter der Obhut und ber Beauffichtigung Rukland begründet 
werben, ber wichtige Hafenpläße an den Ufern des ſchwarzen Meeres und 
bes Archipels befigen und jener Macht einen überwiegenden Einfluß auf bie 
politijchen wie die Handelsverhältniffe in jenen Meeren gewähren würde. 
Diefer Staat wird jo beſchaffen fein, daß ein bedeutender Theil der Bevöl— 
ferung, welcher der Abſtammung und den Sympathien nad) griechiſch ijt und 
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bie Gefahr, durch eine ihnen nicht nur in der Nationalität, fondern auch in 
politifchen Zielen und in religiöfer Beziehung fremde Gemeinjchaft aufgejogen 
zu werden, mit Bejorgniß betrachtet, mit einer herrſchenden flavifchen Volta: 
mehrheit verfchmolzen werden würde. Die Beitimmung, wodurch diefer neue 
Staat einem Herrſcher unterworfen werden fol, den Rußland in der That 
wählen würde, während jeine Verwaltung durch einen ruffiichen Commifjär 
ausgearbeitet und die erite Anwendung feiner Verfaffungsbeftimmungen unter 
der Aufficht eines ruſſiſchen Heeres begonnen werden jollen, deutet genugjam 
da3 politijche Syſtem an, von weldhem er in Zukunft einen Theil bilden 
ſoll.“ Man wird jehen, daß alle diefe Bedenken durch den Vertrag von 
Berlin befeitigt find. Diejer Vertrag hat die Verfügung über ben ganzen 
großen Landjtrich, dem in dein Vertrag von St. Stefano der Name Bulgarei 
gegeben wird, von Grund aus verändert. Beinahe zwei Drittel dieſes Ge: 
biete3 find unter die unmittelbare politifche wie militärische Herrichaft des 
Sultans zurüdgebracht worden; und dieje Zurücdgabe jchließt Thracien und 
Macedonien ein, in welchen die von jener Urkunde betroffenen griechifchen 
Bevölterungen beinahe ausjchließlich anzutreffen find. Die Bulgarei ift, im 
Allgemeinen genommen, nunmehr auf die Flußbecken der Donau beſchränkt 
worden und Hat jomit nicht nur aufgegört, irgend einen Hafen an dem 
Archipel zu befigen, ſondern ift überdieß auch mehr denn hundert Meilen 
von der Nachbarjchaft jenes Meeres entfernt. In dem jchwarzen Meere ift 
ber wichtige Hafen Burgas der türkijchen Regierung zurüderjtattet worden, 
und die Bulgarei behält weniger denn das halbe Gebiet der ihr urſprünglich 
zugewiejenen Seeküſte und befigt feinen weiteren Hafen außer der Rhede von 
Varna, welche für Handelszwecke faum verwendbar if. Der neue flavifche 
Staat ift daher nicht mehr ſtark — er läßt nicht mehr eine bedeutende Maffe 
griechijcher Bevölkerung in einer ſlaviſchen Mehrheit aufgehen und er wird 
jedenfalls Rußland nicht einen überwiegenden Einfluß auf die politifchen oder 
die Handelsverhältnifje jener Meere fihern. Die Ereignifje des lebten Krieges 
müſſen wohl Rußland auf viele Jahre hinaus ein bedeutendes Anjehen in 
dieſem Staate fichern, welcher durch die Bertvandtichaft der Sprache und bie 
Aehnliceit der Religion noch mehr gefördert werden wird. Indeſſen wer: 
ben die Einflüffe, unter welchen die Staat3einrichtungen gebildet werden 
follten, nicht mehr fpezifiich ruffiiche fein. Der ruffiiche und der türkiſche 
Commifjär, welche die Wahl eines Fürften und die Auswahl einer Verfaſſung 
durch die Notabeln überwachen werden, werden unter die Aufficht einer Con: 
ferenz von Botjchaftern in Gonftantinopel gejtellt werden, welche durch eine 
Conſular-Commiſſion an Ort und Stelle thätig fein wird, und der Rüdzug 
be3 ruſſiſchen Heeres aus der Provinz muß dor dem Zeitpuntt erfolgen, an 
welchen die neue Verfaffung in Kraft treten jol. Die Verwaltung wird 
daher außer durch einen ruſſiſchen Commiſſär auch durch Andere eingerichtet 
werben, und die erfte Anwendung der neuen Staatzeinrichtungen wird nicht 
unter der Aufficht eines ruffiichen Heeres begonnen werden. Die territoriale 
Trennung der unter der Regierung der Pforte verbleibenden Provinzen von 
Gonftantinopel durch die Ausdehnung der Bulgarei bis an das ägätjche 
Meer war ein weiteres Ergebnib, im Betreff deſſen in dem Rundjchreiben 
vom 1. April ausgeführt wurde, daß e3 geeignet fei, die politifche Stärke 
ber türkiſchen Regierung zu ſchwächen. Die Beichränfung der Bulgarei auf 
das —— bat nothwendiger Weife den Zujammenhang der bei ber 
Pforte verbleibenden Gebiete wieder hergeftellt...... Die Zurüderjtattung 
von Bırrgad und der füdlichen RT der bulgarifchen Hüfte am ſchwarzen 
Meere unter türkifche Herrichaft und der ftreng commerzielle Charafter, 
welcher durch den Vertrag für Batum feſtgeſetzt worden ift, haben die Be: 
drohung der Freiheit des ſchwarzen Meeres, welche in den urfprünglichen 
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Vorichlägen enthalten war, in großem Maße befeitigt. Die Zurücerftattung 
des Bezirks von Bajafid bejeitigt nothwendigerweije alle Beſorgniß, dab ein 
Hinderniß zur Aufhaltung des europäischen Handel3 von Trapezunt nad 
Perfien eingejchoben werden fünnte. So weit hat der Congreß für alle Ge 
fahren, die nach dem Ermeſſen von Ihrer Majeſtät Regierung aus dem Ber: 
trage don St. Stefano drohten, entjprechende Abhilfe zur Anwendung ge: 
bracht. Andererjeits haben die Beftimmungen de3 Vertrags Rukland eine 
der armeniſchen Feſtungen entrijfen, welche e3 in dem verfloffenen Striege 
ertoorben hat, obwohl ein Theil de3 annektirten Gebietes aufgegeben worden 
ift. Ihrer Majeftät Regierung hat bereits durch andere Abmachungen außer: 
halb der Thätigfeit des Congreſſes geeignete Vorſichtsmaßregeln gegen die 
Gefahren getroffen, welche aus jenen Annerionen drohen könnten. Damit iſt 
das Verzeichniß der eingehenden Bedenken, welche durch da3 Rundjchreiben 
vom April gegen den Bertrag von St. Stefano erhoben wurden, erichöpft. 
Mit Ausnahme der zulett genannten, welche die neueſte Convention mit der 
Türkei behandelt, iſt für alle durch den Berliner Vertrag Abhilfe geichaffen 
worden. ... . Die griechiichen Bevölferungen fallen nicht mehr innerhalb 
der Grenzen des autonomen jlavijchen Fürſtenthums, und der ganze ruſſiſche 
Einfluß ift auf eine Entfernung von den Hüften des ägäiſchen Meeres zurüd: 
gejchoben worden. Diejelben Gebietäfeitiegungen haben die Wirkung, daß 
das wejentliche Ziel erreicht wird, welches Ihrer Majeftät Regierung bei 
ihren legten Verhandlungen im Auge gehabt hat — das unabhängige Be: 
ftehen und die unabhängige Thätigfeit der Regierung zu Conitantinopel. 
Die politifchen Aubenpoften der ruſſiſchen Macht find ın ein Gebiet jenjeits 
de3 Balkan zurücgejchoben und die Gelegenheit zur Begründung eines Ein: 
fufjes von diejer Seite in der verfleinerten Bulgarei wejentlid) gemindert 
worden. Das Reich des Sultans ift mit einer vertheidigungsfähigen Grenze 
verſehen worden, welche von feiner Hauptftadt weit entfernt ift. Die Hinein- 
ſchiebung der dfterreichiichen Macht zwijchen die beiden unabhängigen flavi: 
chen Staaten bietet ihm eine Sicherheit gegen erneute Angriffe von ihrer 
Eeite, wie fie feine andere Regelung hätte jchaffen können, ohne ihm ander: 
jeitö Gebiet von irgend welchem jtrategifchen oder finanziellen Werth zu 
rauben. Weiche und umfangreiche Provinzen find feiner Herrichaft zurüd: 
gegeben worden; zu gleicher Zeit iſt vorjorgliche Vorkehrung gegen Ichlechte 

erwaltung in der Zukunft getroffen, welche, wie jich hoffen läßt, ihre An 
hänglichkeit jichern und einer Wiederholung der Unglüdsfälle vorbeugen wird, 
welche die osmanische Macht an den Rand des Verderbens gebradjt haben. 
Abkommen anderer Art, doch mit dem nämlichen Ziwed, haben für die afia: 
tiſchen Befizungen des Sultans Sicherheit für die Gegenwart und die Hoff: 
nung auf Wohlitand und Beftändigkeit in der Zukunft geichaffen. Ob —* 
— —. die legte — Gelegenheit, welche durch die Dazwiſchenkunft 
ber Mächte Europa’3 und vornehmlich Englands für die Türkei erlangt 
worden, wirklich benußt werden, oder ob Ne fruchtlos geboten fein wird, 
die wird von dem Ernſt abhängen, mit welchem die kürkiſchen Staats: 
männer fi nunmehr den Pflichten guter Verwaltung und den Reformen 
zuwenden werden.“ 


16. Juli. Die Lords Beaconzfield und Galisbury treffen 
von Berlin zurüd wieder in England ein und werden in Dover 
fejtlich empfangen und begrüßt. 

Der Empfang nimmt die Gejtalt eines Ereigniſſes am durch die 


Zahl der Notabilitäten und die Größe der Volksmaſſen, welche namentlich 
Beaconsfields harrten, ſowie durch die Ausbrüche ftürmijchen Dankes für 
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fein Haltung und Erfolge auf dem Gongreß. In alliveg wendet ex dabei 
Lord Salisbury feinen Theil an diefen Chrenbezeugungen zu. Blumen 
werden ihm zugeworfen, Hunderte und Hunderte, Herren und Damen ſchüt— 
teln ihm die Hand. Die Königin hatte ihm ein herrliches Bouquet gejchict. 
Die Strafen waren geſchmückt. In feiner Amtswohnung fpricht er dom 
Fenſter aus bewegte Worte des Dankes für feinen Empfang und fährt dann 
fort: „Lord Salisbury und ich haben Ihnen den Frieden zurücdgebracht (cheers), 
aber, wie ich hoffe, einen Frieden mit Ehren (Beifall), welcher unfere Königin 
befriedigen und die Wohlfahrt des Landes fördern wird. (Beifall.) ch 
kann jebt nicht mehr jagen, al3 meinen Dank und meinen Stolz auf die 
Enuatlie ausjprechen, welche Sie in dieſem ſchweren Augenblick bewiejen 
haben.“ (Beifall) Auch Lord GSalisbury muß ſich zweimal am Fenſter 
zeigen. Gr jagt: „Sch danke Ihnen von Herzen, und ich erſehe aus dieſer 
großen Berfammlung, daß Sie ftet3 eine Regierung unterjtügen werden, 
welche die Ehre Englands hochhält.“ (Beifall) Die Mafjen ftimmen das 
„Rule Brittannia“ an. Hierauf nimmt der Lord nochmals da3 Wort: 
„Sie können fi darauf verlafjen“, jagt er, „daß die Regierung niemals die 
Ermuthigung vergefjen wird, welche Ste ihr ertheilt Haben, in einer Politif 
zu verhereen, welde England zukommt.“ (Beifall) Die Königin wollte 
geftern von Windfor nach der Inſel Wight abreifen, fie blieb aber, um 
heute den Grafen Beaconzfield zu empfangen. Bemerkenswerth iſt, dafı das 
Volk denjelben wiederholt ala „Herzog von Cypern“ (duke of Cyprus) vor 
feiner Wohnung begrüßt. 


16. Juli. Unterhaus: nimmt auch feinerjeit3 die Bill betr. 
Hebung de3 mittleren Unterricht? in Irland einftimmig an. 


18. Juli. Oberhaus: Debatte über die Refultate des Ber: 
liner Congreſſes. Der Premier Beaconzfield ſetzt diejelben in einer 
großen Rede auseinander. 


Granpille (Führer der Oppofition) tadelt aufs ſchärfſte die von der 
Regierung befolgte Politik, gibt jedoch zu, dab der Europa betreffende Theil 
der Löſung der Frage unter den gegebenen Berhältniffen als ein günftiger 
betrachtet werden könne. Dagegen tadelt er entjchieden das von England 
für die Pforte gegen Rußland übernommene Protektionsverhältniß über Klein: 
afien, Syrien und Mefopotamien, da e3 für die Zukunft gefährliche Ver: 
widelungen einjchließe: der Friede werde nicht 30, feine 20, kaum auch nur 
10 Jahre erhalten bleiben. Derby (gew. Minifter de3 Ausw.) beglüd- 
wünſcht die Regierung, daß fie den Frieden erhalten habe, glaubt aber, daß 
derjelbe auch zu einem tweniger theuern Preife zu erlangen geweſen wäre. 
Er fürchte, daß man für die Türkei Verpflichtungen übernommen habe, deren 
Ausübung weder leicht noch wünfchenswerth ericheinen dürfte Salisbury 
bemerkt, daß man der öſterreichiſchen Occupation Bosniens und der u. 
gowina zu geringes Gewicht beilege: dieſelbe bedeute für die Welt 
und ee für die Feinde der Türkei, daß Rußland nim: 
mermehr am Bosporus herrjchen werde. 

Rede Beaconzfield’3: „Ich thue nur meine Pflicht, indem ich 
die Papiere dem Haufe vorlege, welche die auf dem Congreſſe erzielten Re: 
fultate darlegen. Ich will nun einige Bemerkungen machen über die Politik 
des englijchen Gabinet3 auf dem Gongrefje. Der Vertrag von St. Ste: 
fano wurde, wie Sie wiſſen, in England mit großem Mißtrauen angejehen. 
Sch werde zeigen, daß durch die Aenderungen, welche durch den Bellen 
Vertrag in jenem Bertrage gemacht wurden, und durch die englifch-türkifche 
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Gonvention alle Urſache zu Miktrauen und Beunruhigung abgewendet wurde. 
Meine Lords! Der Berliner Congreß hat große Veränderungen herbei: 
geführt, indem er dem Sultan zwei Driittheile feines Landes 
zurüdgab, welche einen großen bulgariſchen Staat bilden follten. 
Wir haben dem Sultan 30,000 Quadratmeilen Territorium zurücdgegeben, 
und zwar dad Meifte im Bereich des Balfans, wo der grökere Theil des 
Bodens ergiebig, die Bevölkerung die fleikigften, die reichiten, die begabteften 
und loyaljten Unterthanen des Sultans enthält. Es wurde gejagt, die be: 
feftigte Stadt Sofia ſei von beherrfchender Bedeutung, und der Congreß 
{er ſich nur dem Anbringen einer der dort vertretenen Mächte gefügt. Ich 
ann Sie verfichern, dab an alle dem nicht ein Schatten von Wahrheit 
haftet. Mehemed Ali entwidelte feinen Gollegen und insbejondere den Be: 
vollmächtigten Englands feine Meinung über dieſen Gegenjtand dahin — 
und er rei mit voller militärischer Erfahrung und genauefter Kenntniß 
aller in Betracht fommender Dertlichkeiten —, daß nichts irrthümlicher fei, 
als die Idee, daß Sofia eine ftarke ftrategiiche Pofition daritelle, und dat 
diejenigen, welche fie inme hätten, durd Umgehung des Balkans auf Eon: 
ftantinopel marjchiren könnten. Bezüglihd Bosniens hatte der Congreß 
eine der ſchwierigſten Materien vor fi), wenn er verjuchen wollte, den Sultan 
als eine wirkliche und machtvolle Autorität wieder einzufegen. Die war 
freilich der einmüthige Zweck der Conferenz. Aber die Schwierigkeit beftand 
in der Lage einiger feiner entlegenften Provinzen, insbejondere Bosniens. 
Die Zuftände in Bosnien und anderen Ländern und Provinzen, welche in 
Verbindung damit ftehen, glichen chronischer Anarchie. Keine Sprache kann 
ur Genüge die Zuftände in jenem großen Theile der Balkan-Halbinſel 
Fildern, welcher Rumänien, Serbien, Bosnien, die Herzegowina und andere 
Staaten umfaßt. Politijche Intriguen, unabläffige Eiferjucht, der gänzliche 
Mangel an öffentlichem Gemeinfinn und an Zwecken und Zielen, die Werth 
aben für ein patriotifches Gemüth; der Raçenhaß, der Religionshader, vor 

(lem der gänzliche Mangel an höherer fontrolivender Macht von anerkannter 
Bedeutung auf diefem Gebiete — ie unter diefer großen und wachſenden 
Bevölkerung irgend welche Ordnung zu jchaffen, war einer jener Prüfjteine, 
welchen ſich Niemand, der den Gegenitand kannte, entziehen konnte. Wäh— 
rend der letzten Jahre konnte die Türkei eine Art von Autorität ausüben, 
und obwohl fie nicht ausreichte und, wenn fie ausreichte, nicht eben mit 
Weisheit ausgeübt ward, jo war es dod) immerhin eine Autorität, an welche 
diejenigen, denen Unbill widerfahren, fich wenden fonnten, und welche mit: 
unter Gewaltthaten hintanhalten fonnte. In diefem Moment aber iſt die 
Türkei nicht in der Lage, eine jo verantwortliche Stellung auf fih zu nehmen. 
Ich habe mid) bei den zuverläjfigiten Sachverftändigen darüber unterrichtet, 
und das Rejultat meiner Nachforichungen und meiner eigenen Ueberzeugung 
augleich ift, daß nicht3 Geringeres als eine Armee von 50,000 Mann, und 
zwar der erlejenjten türfifchen Truppen, für einen Augenblid etwas tie 
Drdnung wieberherftellen könnte, und auch diefer Verjuch twürde den Wider— 
I nicht brechen und könnte fogar fehlichlagen. In welcher Lage fände 
ich die Türkei, wenn fie in dem Augenblid, wo fie, wie zu hoffen jteht, 
eine neue Bahn zur Verbefferung und Ruhe betritt, eine große Armee nad) 
Bosnien zu entjenden hätte, um mit jenen ſchwierigen und gefährlichen Ele: 
menten fertig zu werden? Es ift ganz Elar, und * Lordſchaften werden 
erkennen, van jolch’ eine Anjtrengung auf Seiten der Türfei ihren abfoluten 
Ruin mit Sicherheit herbeigeführt hätte. Unter folchen Umſtänden haben 
die Mächte Europa’3 ihr Auge auf eine Nachbarmacht gerichtet, die fich einer 
weit verichiedenen Lage erfreute und zugleich ein Intereſſe daran Hatte, in 
jenen Banden Wohlfahrt und Glüd wiederhergeftellt zu jehen — eine Macht, 
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welche die Aufgabe der Wiederherftellung der Ordnung und des wünſchens— 
werthen Gedeihens übernehmen würde. In dem vorliegenden Fall werden 
Eure Lordichaften wahrnehmen, dat die Stellung Defterreichs eine folche ift, 
welche deutlich in die Augen ſpringt als am bejten geeignet, ſolch Amt auf 
ſich zu nehmen. Es ift nicht das erfte Mal, daß Defterreich auf Europa's 
Anfuchen Provinzen bejebt hat, um dort jene Ordnung und Ruhe zu jchaffen, 
bie ein europäijches Intereſſe ausmachen. Nicht nur eins, zwei: oder dreimal 
ift Europa fo verfahren. Unter den obwaltenden Umftänden ijt Defterreich 
dazu eingeladen worden, jene geordneten Zuftände zu fichern, welche Europa 
fo lange jchon —— begehrte. Oeſterreich hatte in dem vorliegenden 
Fall ein begründetes Intereſſe an Aufrechthaltung der Ruhe, denn es be— 
herbergt jetzt, glaube ich, 150,000 Flüchtlinge aus Bosnien innerhalb feiner 
Grenzen, und ihre Anforderungen waren nothwendigerweije unabläffige und 
erjchöpfende. Es wurde demzufolge für zwecdienlich erachtet, daß Defterreich 
angegangen werden jolle, jene Provinzen zu bejegen und tiefhaftende Grund: 
lagen der Ruhe zu legen. Wie Eure Lordichaften fi) aus dem heute auf 
den Tiſch des Haufes gelegten Protofollen überzeugen können, hat Sefterreich 
dieſes Vertrauensamt angenommen und ift diefer hochteichtigen Pflicht nach: 
zufommen entjchloffen. Ich habe ihm bei jener Gelegenheit eifrig zur Seite 
eftanden. (Beifall) In Folge diefer Mebereinkunft hat ſich ein großes Ge: 
chrei erhoben gegen das, was man eine Theilung der Türkei nennen wollte. 
Meine Lords! Unſer Zweck bei der Anempfehlung jener Maßnahme war, die 
Türkei zu ſchützen. Tas bedeutet aber feineswegs eine Theilung ber 
Türkei! (Beifall) Ein Land mag Provinzen verlieren, aber das ift feine 
Theilung. Wir haben jüngft gejehen, dat eines der reichbegabteften Länder 
Provinzen eingebüßt hat; ijt Frankreich deßhalb ein getheiltes? Iſt Frank: 
reich nicht eine der Großmächte der Welt, welche eine Zukunft, eine gebie: 
tende Zukunft vor ſich Hat? (Beifall.) wende. jelbjt Hat Provinzen ver: 
loren, mehr vielleicht ſogar als die Türkei, und ich bin defjen ficher, daß 
England Provinzen verloren hat, welche zu feinen werthuolliten adj se 
zählten — ein Berluft, den jeder Engländer bi3 zu dieſem Augenblid be: 
flagen muß! Wir — ſie verloren in Folge ſchlechter Regierung. Wären 
die Grundſätze, welche heute in den Beziehungen zwiſchen unſerem Lande 
und ſeinen Colonien obwalten, damals in Geltung geweſen, wir würden jene 
Provinzen nicht eingebüßt haben, und die Macht unſeres Landes wäre um 
ebenſo viel größer geworden. Es iſt wohl wahr, daß der türkiſche Sultan 
Provinzen verloren, daß ſeine Armee Niederlagen erlitten hat; es iſt wohl 
wahr, daß ſein Feind noch jetzt ſogar vor ſeinen Thoren ſteht. Aber alles 
dieß iſt ſchon anderen Mächten begegnet. Noch immer iſt er im Befi feiner 

auptitadt; er hat feine Hauptftadt noch nicht verwirft, und in der That 
iſt noch der Feind nicht in diefelbe eingerüdt. Eine Macht, welche eine der 
jtärfiten Städte der Welt ihr eigen nennt und eine Armee und Flotte noch 
zu ihrer Verfügung hat, auch noch über 20 Millionen Einwohner regiert, 
fann nicht ala eine Macht gefchildert werden, deren Gebiet getheilt twurbe. 
(Cheers.) Die er Türkei umfaßt noch immer ein Gebiet von 6,000 
—— en Quadratmeilen mit einer ——— von ſechs Millionen, 
welche größtentheils in den der Hauptſtadt nahegelegenen Provinzen dicht 
beiſammen wohnen. Nun, betrachten Sie die Angelegenheit in Betreff Ba— 
tum's. Was iſt dieſes Batum, wovon wir jüngſt ſo viel gehört haben? 
In der Geſellſchaft und in der Welt im Allgemeinen ſpricht man davon, 
als wäre es ein zweites Portsmouth. (Gelächter.) Man ſollte es mit Cowes 
vergleichen. (Erneutes Gelächter.) Batum könnte drei große Schiffe faſſen, 
und wenn bieje fo dicht gepadt würden, wie in den Londoner Dods, hätte 
es Raum für ſechs. (Gelächter) Aber namentlid wenn der Wind von 
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Norden blieje, erwüchje diefen Schiffen die grökte Gefahr. Sie können jenen 
eig nicht nach der See hin erweitern des äußerſt tiefen Waſſers wegen. 
ie fönnen dort nicht bauen, feinen künſtlichen Hafen berftellen, feinen 
Wellenbrecher fonftruiren. Landwärts wäre es möglıd, den Hafen von Ba: 
tum zu vergrößern, aber nur mit Hilfe von Ingenieuren erften Ranges und 
durch die Berausgabung vieler Millionen. Wenn wir an die VBervollitän- 
digung jenes Hafens dächten nach Maßgabe folcher, die in anderen Ländern 
vorhanden find, und zwar insbejondere am jchwarzen Meere, jo würde ber: 
jebe nicht vor Ablauf eines halben Jahrhunderts vollendet fein. Iſt das 
eine Sache, deventwegen England berechtigt wäre, fich in eimen Krieg mit 
Rußland zu ftürzen? Die Intereffen Griehenlands find nicht vernach— 
Läffigt worden, am Allerwwenigften von der britijchen Regierung. Wir waren 
entjchloffen, Griechenland zu unterftügen, aber Griechenland begehrte Eon: 
ftantinopel und fprach davon, große Provinzen und mächtige Inſeln nur als 
eine Theilzahlung auf feine vollen Anfprüche anzunehmen. Es war unter 
diefen Umſtänden jchiwierig, Griechenland zu befriedigen, aber die Türkei war 
ficherlich bereit, eine Grenzreftifizirung in großem und liberalem Maßſtabe 
in Erwägung zu ziehen. Mein edler Freund hob den helleniichen Delegirten 
gegenüber hervor, daß Griechenland in diejer Weile einen beträchtlichen Zu: 
wachs an Hilfsquellen und Stärke erlangen würde; aber wir fanden auf 
Seiten Griechenlands niemals jenes Entgegenfommen und die Sympathie, die 
erforderlich war; fein Geift war in einer ganz anderen Region. Da dem fo 
war, fonnte der Congreß die ertradaganten und inconjequenten Anjchauungen 
Griechenlands, die ſich > innerhalb des Spielraum feiner Miifion o 
feiner Pflicht befanden, nicht in Erwägung ziehen; aber wir deuteten in dem 
Vertrage oder zum Mindejten in den Protofollen an, twelche Grenzrektifizirung 
ftattfinden jollte, die, wenn ausgeführt, die Stärke und die Hilfsquellen 
Griechenlands in ap Grade bereichern wird. Griechenland ift ein jo 
intereffantes Land, daß es die Sympathie aller gebildeten Leute in Anſpruch 
nimmt, Griechenland hat eine Zukunft, und das kann nicht von jedem Yande 
gefagt werden. ch möchte demnach zu Griechenland jagen, was ich zu In— 
dividuen in gleichen Umständen fagen twürde — „Lernt geduldig zu fein!“ 
(Beifall.) Ueber die engliſch-kürkiſche Convention jagt der Minifter: 
Ich bin erſtaunt, zu hören, daß der don uns gethane Schritt jo dargeſtellt 
wurde, als wenn er geeignet wäre, den Argwohn oder die Feindichaft irgend 
eines unſerer Alliirten oder überhaupt irgend einer Macht zu erregen. Ich 
bin überzeugt, daß nach Verlauf einiger Zeit, und wenn twir alle befjer mit 
biefem Gegenjtande vertraut find, Niemand England bejchuldigen wird, im 
diefer Angelegenheit anders als mit Freimuth und Rückſicht gegen andere 
Mächte gehandelt zu haben. Und wenn e3 irgend eine Macht gibt, welcher 
gegenüber wir ung beftrebten, aus befonderen Gründen die meifte Rüdficht 
zu zeigen, jo ift es Frankreich. Es gibt feinen derartigen Schritt, den ich 
thun werde, ohne die Wirkung zu erwägen, die er auf die Gefühle Frank— 
reich® — einer Nation, mit welcher uns faft jedes Band verknüpft, das Eng: 
land vereinigen kann, und mit welchem unfere Freundſchaft täglich zunimmt 
— Haben würde. (Beifall) Wir vermieden Aegypten, da wir wiſſen, wie 
empfindlich Frankreich bezüglich Aegyptens ift; wir vermieden Syrien, weil 
wir willen, wie empfindlid, Frankreich in Bezug auf Syrien ift; wir ber: 
mieden, und irgend eines Theile der terra firma zu bemächtigen, weil wir 
die Gefühle Frankreichs nicht — oder deſſen Argwohn erregen wollten. 
Andererſeits darf jedoch nicht vergeſſen werden, daß wir gewichtige Intereſſen 
im Oriente beſihen, und daß wir dieſe Intereſſen nicht aus dem Auge laſſen 
dürfen. Die Intereſſen Frankreichs in Aegypten und Syrien ſind Intereſſen 
des Gefühls und der Ueberlieferung; ich achte ſie und wünſche Frankreichs 
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Einfluß im Libanon und in Aegypten feiner ganzen Bedeutung entiprechend 
gewürdigt zu jehen; unjere Beamten in jenen Melttheilen und bejonders in 
Aegypten verkehren zur Zeit in vollfter Eintracht und Vertrauen mit den 
franzöfifchen Beamten. Wir müſſen uns aber ftet3 erinnern, daß wir im 
Orient für den Schuß dringlicher, gewichtiger und enormer Intereſſen einzu: 
treten heben und daß es eine Pflicht für ung wurde, Angefichts des ruſſi— 
ſchen Bordringens, welches, was nun auch immer hinter bemjelben fteden 
mochte, in jenen Gegenden einen ſolchen Zujtand der Desorganijation, des 
allgemeinen Miktrauens und des Mangels an Bertrauen in die Pforte Her: 
vorrief, zur Wahrung unſerer Intereffen einzutreten, oder daß wir jene Theile 
Aſiens der Anarchie und fpäteren ruffiichen Annerion zum Opfer werden 
lofien mußten. Man hat uns gejagt, daß wir durch die eingegangenen Wer: 
pflichtungen eine entjeßliche Berantwortlichfertt übernommen hätten. Ein 
vorfichtiger Minifter wird derartige Berbindlichfeiten ficher nicht übernehmen, 
allein ein Miniiter, der fich überhaupt fürchtet, WVerbindlichkeiten zu über: 
nehmen, iſt meiner Anficht nach fein vorfichtiger Minifter. 63 war una 
nicht darım zu thun, unnöthige Verpflichtungen uns aufzubürben; vor Einer 
Berantiwortlichkeit aber jchredten wir zurücd, der DVerantwortlichkeit nämlich, 
unferen Nachfolgern ein geichwächtes Reich zu Hinterlaffen. (Lauter Beifall.) 
Unjerer Meinung nad) wird die von uns befolgte Politik die Nebel, tvelche 
Kleingſien und noch reichere Länder in Europa zu zerftören drohten, aufhalten. 
Wir fehen, dab, wie die Sachen num einmal liegen, die Pforte ihren Einfluß 
auf ihre Unterthanen verliert. Wir jehen die um fich greifende Anarchie 
und die Auflöjung jener Bande, die, fo ſchwach fie auch in mochten, den: 
noch eriftirten und das Ganze zufammenhielten. Wir jehen das unvermeid— 
liche Rejultat eines jolchen jozialen Zuftandes und können Rußland nicht 
tadeln, daß e3 aus demjelben Nuten zog. Rußland möge behalten, was e3 
verlangte, wir aber jagen: Bi3 hierher und nicht weiter! (Beifall.) 
Alien tft groß genug für ung Beide. Es gibt feinen Grund für bejtändige 
Kriege oder die Furcht vor dem Kriege zwijchen England und Rußland. 
Ih Habe dem Haufe die Abfichten und Ziele der Regierung erklärt. Es 
bandelt fich aber auch darum, dab wir die Stellung, deren wir bebürfen, 
una fichern. Wir haben darıım eine Allianz, eine Depenfiv- Allianz mit der 
Türkei geichloffen, um fie gegen fpätere ruſſiſche Angriffe zu ſchützen. Wir 
—— daß das Reſultat dieſes Uebereinkommens die Ordnung und die 

uhe bedeutet, und dann wird es Sache Europa's fein — wir verlangen 
weder ausjchließliche Privilegien * Handelsvortheile — England zu unter: 
ſtützen, um den Reichthum eines jo lang vernachläffigten Landes zur Geltung 
zu bringen und die Hilfäquellen einft jo reicher Länder zu erichließen. Man 
jagt, dat wir große Verpflichtungen übernommen haben. Vor jenen Ver: 
pflichtungen ſchrecken wir nicht zurüd. Wir glauben, daß mit Vorficht und 
Diskretion ſich ein jolcher Des ber Dinge herbeiführen läht, welcher Eu: 
ropa nicht minder ala England befriedigt; von dieſer Ueberzeugung durch: 
drungen, können wir nicht glauben, daß der von uns empfohlene Akt vor: 
ausfichtlich Unruhen und Krieg herbeiführen muß. Es wird feine Eiferjucht 
zwijchen England und Frankreich wegen der Bejekung von Cypern ein: 
treten. Es handelt fich ja nicht um eine Mittelmeer, jondern um eine eng— 
Lijche Angelegenheit. Das ift fein Eriegerijches Vorgehen, es ift eine Hand: 
lung des Friedens und der Givilifation. Wir Haben feinen Grund, einen 
Krieg zu fürchten. Ihre Majeftät befitt eine Armee, welche feiner anderen 
nachſteht. England muß mit Stolz wahrgenommen haben, wie fi) das 
Mittelmeer mit jeinen Schiffen bededte. England muß mit Stolz die Dis: 
ciplin und die Hingebung aller Truppen für Ihre Majeftät und ihrer 
Majeftät Regierung wahrgenommen haben. Dieje Truppen waren von 
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allen Enden ihres Reiches herbeigerufen. (Cheerd.) Der erlaudte 
Herzog (von Cambridge), in defjen Gegenwart ich rede, kann Zeugnik ab— 
legen für den Geift und den unparteitichen Ze em, welcher die indi= 
ichen Truppen, die er vor Kurzem bejichtigte, befeelen. Aber nicht auf unfere 
Flotte oder Armee, wie groß fie auch fein mögen, haben wir uns haupt— 
ſächlich zu verlaffen, jondern bei diefem Unternehmen, zu welchem jet unſer 
Baterland jchreitet, ift dad Bewußtjein von höchftem Werte, daß Die Be— 
wohner des Dftens in unfer Land Bertrauen jegen und wiſſen 
werden, daß wir unſerer Politik gleichzeitig Nachdruck verleihen können, 
und dab unfer Reid) ein Reich der Freiheit, Wahrheit und Gerechtigkeit ıft.* 

22. Juli. Mghaniftan: eine ruſſiſche Gejandtichaft, an ihrer 
Spitze General Abramoff, trifft in Kabul ein, um Schir Ali gegen 
England zu Heben und zu fügen. Ein Schutz- und Trußbündnif 
zwilchen Rußland und dem Khan foll abgefchloflen werden. In 
Europa von England wenigiten® um einen Theil feines Sieges= 
preijes gebracht, ſcheint Rußland entjchloffen in Mittelafien aktiv 
borzugehn und zu diefem Ende hin England den überwiegenden Ein= 
fluß in Afghaniftan ftreitig machen zu wollen, um eventuell Iſerat 
und Merw unter feine Herrichaft zu bringen und England jeden 
Augenblid im ruhigen Beſitz Dftindiens gefährden zu Fünnen. 

29. Juli — 3. Auguft. Unterhaus: große Debatte über die 
Convention 'mit der Türkei und die Erwerbung Cyperns. Lord 
Hartington, der Führer der Oppofition, beantragt folgende Refolution : 

„Indem das Haus mit Befriedigung vernommen, daß die Unruhen 
im öftlichen Europa durch den Berliner Vertrag ohne weitere Waffenhilfe 
beendet worden find, und fich über die Ausdehnung der FFreiheit und Selbit: 
verwaltung auf einige der Völkerſchaften der europäifchen Türkei freut, be: 
dauert es gleichzeitig, daß es nicht für ausführbar gehalten worden ift, Die 
Anſprüche des Königreichs Griechenland und der griechiichen Unterthanen der 
Pforte in befriedigenderer Art zu behandeln, dat durch Uebernahme ber 
alleinigen Garantie für die Antegrität der in Afien der Türkei verbleibenden 
Gebiete die militärifchen Verpflichtigigen Englands unnöthigerweije ausgedehnt 
worden, daß die unbeitimmten Verpflichtungen, welche die Regierung in Hin: 
ficht der befferen Verwaltung diejer Provinzen übernommen Bat. dem Etaate 
ſchwere Verantwortlichkeiten aufgelegt haben, während feine genügenden Mittel 
zur Sicherung ihrer Erfüllung angegeben worden find, und endlich, daß 
folche Verpflichtungen und folche Verantwortlichkeiten übernommen worden 
find ohne Vorwiſſen des Parlaments.“ 

Die Refolution wird jchließlich mit 338 gegen 185 Stimmen 
abgelehnt und ein Gegenantrag Plumfetts ohne Abjtimmung ans 
genommen, 

31. Juli. Grnennung des Marquis of Lorne, Echwiegerfohng 
der Königin, zum Generalgouverneur der vereinigten Ganadifchen 
Provinzen. Diefelbe wird als ein neuer Meifterzug Beaconsfield's 
angejehen und der Erhebimg der Königin zur Kaiferin von Indien 


an die Seite gejeßt. 
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Die Stelle ift nach der des Vicekönigs von Indien der höchite Co: 
lontalpoften, den die Regierung zu vergeben hat. Die Ganadier haben ſich 
—— den Irländern ſeit vielen Jahren geſehnt, einen a des fönig: 

ichen Hauſes zum mindeften zeitweilig beherbergen zu dürfen. Nun erhalten 
fie eine Tochter der Königin für eine Reihe von Jahren als Spite und 
Mittelpunkt ihrer Gefellichaft, ſomit mehr als fie je erwarten durften. Es 
ift eine Belohnung für ihre treue Anhänglichfeit an das Mutterland, die 
fie während ber letzten kriegsſchwangeren Wirren aufs neue Dadurch beiviefen, 
daß fich Taufende ihrer Landeskinder für den äußerften Fall zum freiwilligen 
Kriegadienft erboten Hatten. Aber abgejehen von allen diefen Rückfichten, 
die ben Premier umd die Königin bei diefer Wahl ohne Zweifel geleitet 
haben, Liegt in ihr noch etwas viel bedeutſameres, nämlich ein neuer Aus: 
drud des Willens, die Reichspolitik (imperial policy) zu fräftigen, und er 
ben weitgeftredten Gliedern des britijchen Reiches das & Bemuhttein der 
fammengehörigkeit zu ftärfen — ein Bewußtjein, welches unter ber Golonial. 
politik de3 früheren Minifteriums nahezu abfichtlich geſchwächt worden war. 


13. Auguft. Afghaniftan: die englifche Regierung bejchließt, 
den General Ehamberlain in außerordentlicher Miffion nach Kabul 
zu jchiden, um die Pläne Rußlands und Schir Ali wo möglich zu 
vereiteln. Der Gefandte foll von drei höheren Offizieren und einem 
vollftändigen Reiterregiment begleitet werden. Die öffentliche Mei- 
nung ijt über die Tragweite der plößlich aufgetauchten afghanijchen 
Frage inzwifchen vollfommen im Klaren. 

Lord Beaconzfield, Lorb Salisbury und ber inbifche Staatsjefretär 
Lord Granbroof jollen durchweg die Auffafjung bes ne General: 
Gouverneur? don Indien, Lord Lytton, theilen, daß die durch General 
Abramoff eingeleiteten Verhandlungen mit dem Emir von Kabul englifcher: 
feit3 nicht allein aufmerkffame Beachtung, fondern rajche Gegenmaßnahmen 
erfordern. Die vier genannten Perjonen find maßgebend für alles, was das 
ausgedehnte indo-britijche Reich betrifft, und find entichlofien, mit allen 
ihnen zu Gebot ftehenden Mitteln zu verhindern, daß Rußland auf diplo: 
matijchem Weg erichleiche, was e3 auf gewaltſamem vorerft noch nicht er: 
reichen könnte. 

14. Auguft. Afghaniftan: Ein Schreiben des Vizelönigs don 
Indien, Lord Lytton, theilt Schir Ali in freundlicher und würdes 
voller Sprache die Abficht der indifchen Regierung mit, eine Ge— 
Tandtichaft nach Kabul zu enden, und erfucht den Emir um den 
Erlaß von Befehlen zur Beichaffung eines Eicherheitsgeleit3 und 
zum Empfange der Vertreter einer befreundeten Macht. Der afgha= 
nifche Fürft würdigt das Schreiben nicht einmal einer Antwort. 

15. Auguft. Die aus Indien nach Europa gezogenen Truppen 
beginnen wieder nach Haufe zurüdzufehren. 

16. Auguft. Schluß der Parlamentzfejfion. Thronrede ber 
Königin. Die wichtigite Stelle Tautet: 


. Das türkische Reich Hat einen unheilvollen Krieg nicht ohne 
ſchweren Verkuft überftanden; aber die Vorkehrungen, welche getroffen wurden, 
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haben, während fie den Unterthanen der Pforte günftig waren, ihr eime 
Stellung der Unabhängigkeit gewahrt, die gegen Angriffe aufrecht erhalten 
werden kann. ch habe einen Devenfiv:VBertrag mit dem Sultan gejchlofien, 
der ihnen vorgelegt wurde. Derjelbe verleiht, was fein aſiatiſches Reid 
betrifft, den DBerbindlichkeiten beftimmteren Ausdrud, welche im Princip Jh 
mit anderen Mächten im Jahr 1856 übernahm, deren Form aber nicht 
praftijch wirkjam befunden worden iſt. Der Sultan andererfeit3 hat Mid 
verpflichtet, die für eine gute Verwaltung jener Provinzen nothiwendigen 
Mahregeln zu verwirklichen. Um die Zwecke diejes Uebereinköommens zu 
fördern, habe Ich die Beſetzung und Berwaltung der Juſel Eypern über: 
nommen. In Herbeiführung der Neuordnung, die jtattgefunden, ward Ich 
durch die Mannszucht und den vortrefflichen Geiſt Meiner Streitkräfte zu 
Land und zur See unterftübt, durch die Frreudigkeit, mit der Meine Nejerven 
Meinem Ruf antworteten, durch die patriotiiche Anerbietung militärifcher 
Hilfe ſeitens meiner Völker in den Golonien und durch den ſtolzen Wunſch 
Meines indifchen Heeres den Bertheidigern des britiichen Reiches zugerechnet 
zu werden — ein Wunfch, gerechtfertigt durch bie joldatiichen Eigenfchaften 
der neulich in Malta einquartirten Truppen... . 

Für die Fortbildung der heimiſchen Geſetzgebung und Wer: 
waltung iſt in dieſer Seſſion allerdings blutwenig gejchehen: die 
auswärtigen Angelegenheiten haben alles Intereſſe abjorbirt. 

— NAuguft. England hat in aller Stille die Inſel Socotera 
als ein nicht unwichtiges Glied in der Kette ihrer Stübpuncte nach 


Indien annectirt. 


10. September. Afghaniftan: Ein einheimiſcher Abgejandter 
der indifchen Regierung, welcher der englifchen Gefandtichaft den 
Weg bereiten ſoll, Gholam Huffein, trifft in Kabul ein. 

21. September. Afghaniftan: Die englifche Gefandtichaft unter 
General Chamberlain trifft von Peſchawer aus an der afghani'chen 
Grenze vor dem befejtigten Paſſe Ali Musdichid ein. Ter atghanijche 
Befehlshaber verweigert ihr jedoch die Erlaubniß zur Weiterreife und 
die Gefandtjchaft kehrt fofort um. Der Bruch zwiſchen England 
und dem Beherricher von Afghanijtan iſt damit erklärt. Die eng— 
liſche Preſſe ſpricht fich fajt einstimmig für ein energifches Vorgehen 
gegen den leßtern aus: die Ehre und Würde Englands verlangten 
dieß ebenſo jehr als fein Intereſſe. 

27. September. Eine Depefche des Lord Loftus an den Mar: 
quis don Salisbury aus Peteröburg berichtet über jeine Zuſammen— 
funft mit dem Reichskanzler, Fürſten Gortichakoff, in Baden-Baden 


am 22. September: 

Gortſchakoff habe bei derjelben erklärt, die Sendung des Generals 
EStoljetoff nad) Kabul fei einzig und allein ein Akt der Höflichkeit geweſen 
und folle au nur proviforifc fein. Gortſchakoff habe Loftus darauf hin: 
gewieſen, nicht zu vergejjen, daß der Kaiſer von Rußland ein unabhängiger 
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Souverän fei, der über 80 Millionen Untertanen herrſche, worauf Loftus 
exwidert habe, die Königin von England habe mehr als 200 Millionen 
Untertbhanen. Gortjchato habe entgegnet, dieſelben ſeien zerjtreut, während 
das ruſſiſche Reich ein einziges, zujammenhängendes ei. Loftus habe den 
Reichskanzler fodann darauf aufmerkfiam gemacht, daß die Miflion nad) 
Kabul eine Verlegung der Verpflichtungen Rußlands ſei. Gortſchakoff habe 
darauf nochmals erwidert, daß die Miſſion ein reiner Höflichkeitsaklt geweſen 
ſei, und daß Rußland leineswegs beabfichtige, irgendwie in Afghaniſtan zu 
interveniren oder den Emir mit Waffen oder Geld im Falle des Krieges zu 
unterſtützen. 


6. October. - Afghaniftan: Der engliſch-indiſche Abgeſandte 
Gholam Huflein wird aus Kabul entlaflen und überbringt die münd— 
liche Antwort Schir Ali's. Diejelbe iſt nicht befriedigend. 

15. October. England und Frankreich verftändigen fich da= 
rüber, die ägyptifchen Finanzen gemeinfam unter ihre Obhut und 
direfte Verwaltung zu nehmen, und der Khedive ertheilt der Ueber— 
einfunft feine Genehmigung. 

— October. Die englifche Mittelmeerflotte wird wieder auf 
Friedensfuß geſetzt. 

26. October. Afghaniſtan: Schir Alı ruft die Hilfe Rußlands an. 

30. October. Afghaniftan: dag englifche Gabinet befchließt, 
ein Ultimatum an Schir Ali zu richten, bevor zu den Waffen ges 
griffen werden ſoll. Die indijche Regierung ijt mit diefer Zögerung 
nicht einverjtanden. Indeß werden in Indien alle Vorbereitungen 
zu einer hinreichend ſtarken Erpedition getroffen, um Echir Ali ans 

zugreifen. 


9. November. Unter dem Vorwande, daß die Pforte nicht 
gewillt oder nicht im Stande fei, ihrerjeit3 den von ihr durch den 
Berliner Friedensvertrag übernommenen Verpflichtungen zu genügen, 
macht Rußland Miene, fich feinen diekfälligen Verpflichtungen gleich- 
falls zu entziehen, namentlich da& durch den Vertrag von St. Ste: 
fano geplante Großbulgarien doch wieder anzuftreben und die Occu— 
pation der europäiſchen Türkei über den beſtimmten Termin hinaus 
zu verlängern. England, Defterreich und Frankreich beharren indeß 
feft auf den Beſtimmungen de3 Berliner Vertrags. Die Lage wird 
wieder jehr Fritiich und Schumwaloff macht eine neue Reife ana Hofe 
lager des Kaiſers Alerander in Livadia. Rußland muß die bereits 
ausgejtredten Fühlhörner neuerdings zurüdziehen: der Londoner 
„Globe“ ift zu der Erklärung ermächtigt, Lord Loftus, der britifche 
Botichafter in Peteräburg, habe an diefem Tage (9. Nov.) eine Note 
von dem am Hoflager des Kaiſers in Livadia befindlichen Geheim— 
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rath Gier? (vom Reichskanzleramt) erhalten, twelche die Verficherung 
gibt: es fei der Wunfch des Gzaren, den Stipulationen des Berliner 
Vertrages jede gehörige Rückſicht zu ſchenken und die Iebhaft ge— 
wünfchte Pacificirung durch getreuliche Ausführung des Vertrages 
herbeizuführen; fein Kaiferlicher Beamter werde in dieſer Hinficht 
feinen Pflichten fehlen. (Vgl. unter Rußland und unter Pforte.) 


9. November. Lord Beaconäfield ſpricht fich gelegentlich des 
Lordmayorsbankettes jehr beftimmt über die ftrifte Ausführung des 
Berliner Vertrags und zwar innerhalb der feſtgeſetzten Friſt aus: 


„. . . Die orientalifche Frage, welche in Jedermann? Munde ijt, Hat 
ein doppeltes Antlitz. Wir müffen nicht nur die Sicherheit unferes indifchen 
Reiches ind Auge fallen, e3 gibt noch eine andere Seite der orientaliichen 
Trage, und die betrifft die Unabhängigkeit Europa's, insbejondere die ber 
Mittelmeermächte (hört! hört!), ich will jagen aller Mächte, denn die Politif, 
welche wir verfolgen werden, wird die jchädliche Uebermacht eines einzelner 
Staat3 verhindern. (Beifall.) Dieſes große Ziel war, jo weit die Meinung 
in Frage kommt, nur dadurd) zu erreichen, daß der Sultan wahrhaft unab- 
hängig gemacht wurde. Als wir zum Gongreife nach Berlin gingen, wurde 
diefer Punkt in gleicher Weife von allen Mächten anerkannt, welche den 
Vertrag unterzeichnen wollten. Es ift gejagt worden, daß dem Sultan durd) 
die Beitimmungen des Berliner Friedens Provinzen und mehrere Millionen 
Unterthanen genommen worden feien. Nun wohl, die Politit, welche auf 
dem Gongrefje in Berlin eingejchlagen wurde, war folgende: Es handelte 
fi) darum, den Sultan aus jenen verberblichen Beziehungen zu Pſeudo— 
vafallen und fleinen Völkerſchaften zu löſen, die, verjchiedenen Stammes und 
Glaubens, beitändig bereite Werkzeuge eines der Pforte feindlich gefinnten 
Geiſtes und Einfluſſes waren und ſich fo verhielten, dab der größere Theil 
des europäijchen Gebietes des Sultans der Schauplak fteter Verſchwörungen 
war, die nur mit gelegentlichen Empörungen abwechjelten. Um den Sultan 
von dieſer Urſache fteter Erihöpfung zu befreien, traf der Berliner Congreß 
die Beitimmungen, welche jekt die Stellung des Sultans in Europa regeln. 
Diefer Politik folgend, ficherte der Berliner Congreß dem Sultan eine un: 
einnehmbare Hauptitadt, den Schuß, die Wacht und den Befit der Darda— 
nellen, reiche Provinzen in der europätjchen Türkei, einen jehr werthvollen 
dad am jchwarzen Meere und, allgemein ausgedrüdt, eine veritändliche 

renze. Zugleich ift er unter jolchen Verhältniffen ein Fürſt geworden, ber 
ſich auf 20 Millionen Unterthanen ſtützen kann, welche, wie man bald ſehen 
wird, in ihrer Verwaltung, ihrem Wohljtande, ihren Hilfäquellen und ihrer 
Macht fich heben werben. Ein fo gejtellter Fürft würde einen nicht uns 
beträchtlichen Einfluß befiben und könnte denjelben ausüben, um das poli: 
tische Gleichgewicht aufrecht zu erhalten. Ich weiß, dab man gejagt hat, 
diefe freilich wahrjcheinlichen Ausfichten jeien nicht erfüllt worden, und ber 
Berliner Vertrag habe jchon gezeigt, daß er die Erfolge, welche er erzielen 
wollte, nicht zu erreichen im Stande war. My Lord Mayor, wenn die 
Gongrekaufgaben, die in Berlin ausgeführt wurden, in 24 Stunden erledigt 
werden fünnten, fo wäre ein Congreß unnöthig geweſen. So oft ein Ber: 
trag von einem großen Congreſſe ausgegangen ijt, hat er immer eine gewifje 
Zeit vorgejehn, innerhalb deren die Ausführung erfolgen joll. Der Berliner 
Vertrag ıft nicht verjchieden von anderen Verträgen in diefer Hinficht. Eine 
beftimmte Zeit ift vorgefehen und vorgejchrieben, in welcher Friſt die Be: 


Grofbrittannien. (Nov. 9.) 333 


NRätigung und die Ausführung des Vertrages und beffen fonftige Vorkehrungen 
ins Werk geſeht werden jollen. Bon diejer Frift iſt nicht die Hälfte, nicht 
mehr als ein Drittel bereits verftrichen. Iſt während diejer Zeit unter bem 
Berliner Vertrag nichts geichehen? Unter den Beftimmungen des Berliner 
Vertrages hat Rußland fi von Gonftantinopel zurüdgezogen, das in jeiner 
Gewalt war; e3 Hat fich ferner zurüdgezogen von der Meerenge von Galli: 
poli, neben Gonjtantinopel in zweiter Reihe von un und von Einigen 
ihm gleicdhgeadhtet; Rußland hat ferner der Pforte die Stadt Erzerum zurüd: 
gegeben, welche wahricheinlich bald der Schauplaß der ſtärkſten Befeftigungen 
in Kleinaſien fein wird; unter den Bejtimmungen de3 Berliner Vertrages 
hat der Sultan feine Donaufeftungen abgegeben und ift der Meerbufen von 
Batum, der, wie man meinte, nur durch einen blutigen Bürgerkrieg erlangt 
werden fönnte, ohne daß ein Tropfen Blut vergofjen worden wäre, abgetreten 
worden. (Beifall.) Unter den Beitimmungen des Berliner Bertrages find 
in dieſem Augenblide Comites und Commiſſionen der geeignetiten Perſonen 
ber verjchiedenen Staaten Europa’3 damit beſchäftigt, die Grenzlinien für die 
duch den Berliner Bertrag gejchaffenen verjchiedenen Staaten und Provinzen 
feftzuftellen. Wie Hat in dem größten Theil de3 Vertrages, objchon wenig 
mehr als 3 Monate verftrichen find, nicht viel mehr ala ein Drittel der vom 
Congreß vorgeiehenen Friſt — jebt dieſes große Rejultat erzielt werden 
fönnen? und jollen wir nicht glauben, daß alles Andere, nicht jo Wichtige, 
allgemein geiprochen, wa3 noch unerledigt geblieben ift, in der vom Vertrage 
vorgejehenen Friſt jollte fertig geftellt werden? (Beifall) Das kann ich je 
Ihrer Majeftät Regierung jagen, daß wir feine Anzeige befommen haben 
von einer der Mächte, die den Vertrag unterzeichneten, daß fie wünſche oder 
gewillt jei, der vollen Erfüllung ihrer Verpflichtungen auszuweichen. (Er: 
neuter Beifall.) Unzweifelhaft wurden bei der Regelung der Angelegenheiten 
Europa’3 die fyorderungen des einen der Rriegführenben, welcher mit uns 
— Opfern von Menſchen und Geld den Krieg zu fiegreichem Ende ge: 
ihrt Hat, in Erwägung gezogen, und e3 war nothiwendig, daß diefe An: 
ſprüche anerkannt und erivogen wurden. An erjter Stelle, wenn die Mächte 
nicht bereit waren, dieſe ae anzuerkennen und zu ertvägen, wirde der 
Eongreß eben nicht ftattgefunden haben, der Krieg hätte auf's Neue begonnen, 
und wahrjcheinlicy wäre ein allgemeiner Krieg die folge ——— aber Dank 
dieſen Zugeſtändniſſen hatte der Congreß die PN se e, den Sultan ala 
einen wirklich; unabhängigen Fürſten mit einem angemefjenen Gebiet in Eu— 
ropa und in Afien hinzuftellen und bei der Aufrechthaltung des politischen 
Gleichgewichts eine Rolle jpielen zu lafjen; und da3 war die anerkannte 
Bolii, das war die Politit, die, wie ich glaube, befolgt werden twird. 
eßwegen muß ich die Meinungen, die zu meiner großen UÜeberraſchung in 
Umlauf gejegt worden find, veriwerfen und zurückweiſen, daß die Vertrags: 
unterzeichner oder einer derjelben die Möglichkeit ind Auge gefaßt habe, ihren 
Verpflichtun en auszuweichen oder zu enktkommen. Man jagt, daß man in 
ber Politit das Unmögliche in? Auge faffen müffe; ich halte es in dieſem 
Augenblid für ganz unmöglich, daß einer der Vertragsunterzeichner in irgend 
einer Weiſe verjuchen follte, fich feinen Berpflichtungen zu entziehen; aber 
das fann ich Seitens Ihrer Majeftät Regierung jagen, daß fie es nicht ift, 
welche fich ihrer Pflicht entzieht. (Lauter Beifall.) Ich kann Seitens Jhrer 
Majeſtät Regierung fagen, daß es ihre Politik und ihr fefter Wille ift, daß 
der Berliner Vertrag in Geift und Wort ausgeführt werde (erneuter Beifall), 
da nach ihrer Meinung die in dem Vertrage auägefprochene Ordnung der 
Dinge dem Fortichritt und der Giviltfation der Welt Vorſchub Leiftet und 
wunderbar zwedmähige Beitimmungen zur Sicherung und Feſtigung des 
Friedens im ſich ſchließt. Ihrer Majeftät Regierung würde im Noth— 
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fall mit Bertrauen an das Volk diejes Landes appelliren, da— 
mit es fie in der. Aufredhterhaltung des Buchſtabens und vollem 
Geiftes de3 Berliner Vertrags mit aller Thatfraft und allen 
Mitteln unterftüße. Aber ich werde nicht glauben, dat wir unter irgend 
einem Umftande in eine ale getrieben werden fönnten, welcher wir jomft 
nicht zu folgen una entjchließen dürften, weil ich den Vertragsunterzeichnern | 
eine ehrenhafte Erfüllung ihrer Verpflichtungen zutraue. Sch gebe zu, dab 
da Artikel in Zeitungen von verjchiedener Bedeutung ftehen, daß e3 ein nicht 
gerade zuderläffiges Gerede gibt, ausgegangen von untergeordneten Beamten 
verjchiedener Staaten, die eine abweichende Meinung geäußert haben. Aber 
die Regierung der Welt wird von Souderänen und Staatsmännern geführt 
und nicht von anonymen Artikeln (Beifall) oder von dein leichtfertigen Ge— 
ſchwätz underantiwortlicher zrivolität, und deßhalb jehe ich mit Ber: 
trauen dem entgegen, daß der Berliner Bertrag volljtändig zur 
Ausführung gelangt in der dafür vorgejehenen Frift, und ich 
glaube, daß wir durd Ausführung des Vertrages einen dauernden Frieder 
in Europa erhalten werden. (Beifall). Ich habe über die Lage der Dinge 
geiprochen ohne Rückhalt. Ich abe e3 nicht für unangemeſſen gehalten, 
Seiten? der Regierung Ihnen zu jagen, wie wir die Lage anjehen. Daß 
ber Stand der Dinge gegenwärtig ernſt ift, kann nicht bezweifelt 
werden, weil das immer der Fall ift, wenn eine große Gejtaltung vor ſich 
geht und noch nicht fertig iſt; aber ich läugne die Gefahr. Ich weiß, es 
gibt Leute, die weinen, Englands Macht jei in der Abnahme. Wir find 
neulich belehrt worden, unſer Schidjal werde da8 von Genua, Venedig und 
olland fein. Aber da ift doch ein großer Unterjchied zwiſchen der Lage 
Englands und jenen malerischen und intereffanten Staaten. Wir Haben 
während langer Zeiten des Wohljtandes eine Nation von 34 Millionen ge— 
Ichaffen, welche genießen und lange genofjen haben die beiden großen Seg— 
nungen des bürgerlichen Lebens, Gerechtigkeit und Freiheit. (Beifall) Eine 
Nation jolchen Gepräges hat eher das Zeug, Reiche zu gründen ala Reiche 
aufzugeben, und ich hege die Zuverficht, daß, wenn das Volt Englands fich 
* muthigen und entſchloſſenen Vorfahren würdig zeigt, wenn England 
ich ſelbſt treu bleibt, ſeine Ehre nie erlöſchen, ſeine Macht nie ſinken wird. 
Englands Schickſal iſt in Englands Hand; und Sie dürfen nichts geben auf 
das Gerede, als fehlte es Ihnen ſowohl an Kraft wie an Ueberzeugungs— 
treue, dieſe Politik, die Sie als eine Politik der Gerechtigkeit und Wahrheit 
angejehen, durchzuführen. My Lord Mayor, ich hoffe, daß, wenn wir uns 
wieder hier treffen, ich oder ein Würdigerer (Rufe: nein! nein!) die Gelegen: 
heit haben wird, Ihnen Glüd zu wünjchen zu der Stellung, die England 
ſchätzt und, weil es fie ſchätzt, zu behaupten entjchlofjen tjt.“ 

9. November. Lord Shaftesbury fpricht in einem offenen 
Briefe ohne Umfchweif feine Ueberzeugung aus, daß „die von dem 
Rhodope-Ausſchuß aufgejeten Gräuel-Berichte (fiehe unter Pforte) 
ftreng wahrheitsgemäß find“. 

Shaftesbury war 1876 bei der bekannten Verſammlung in der St. 
Sames: Halle, wo die Gladſtone'ſche Gränel: Bewegung recht eigentlich ein 
geleitet wurde, in der Nachmittagsverhandlung egal ge geweſen. Er 
nennt M die ZarenHerrichaft „eine von Barbarei und Ehrgeiz durch und 
durch erfüllte Regierung“. Die Mufelmänner von Afghanijtan — meint er 
— „Lönnten aus den Erzählungen ihrer Glaubensgenofjen in den Rhodope: 
Bergen lernen, was fie von einer ruffischen Umarmung zu erwarten haben.” 

Sen Kaiſer von Rußland möchte ex gern als einen perjönlich gutherzigen 
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ürjten gelten laſſen; unterlaffe der Zar aber auch in Zukunft das erforder: 
iche Einjchreiten gegen die Mebelthäter, jo werde „auch jein Name als der 
einer Gottesgeiel auf die Nachwelt übergehen“. Von dem „pomphaften Ge: 
rede über die Ehre des ruffiichen Heeres" hält Lord Shaftesbury nichts. — 
Für Gladftone und jeine Partei, die um ihrer Schwäche willen gegenüber ber 
angeblichen chriftlichen Miſſion Rußlands fortwährend zu diefem hinneigen und 
feine Politik zu bejchönigen wiſſen, ift der Schritt Shaftesbury’3 ein äußerſt 
empfindlicher Schlag. 

18. November. Afghaniftan: Lord Granbroof, der Minifter 
für Indien, erläßt eine ſehr umfangreiche Depefche an den Vice— 
fönig von Indien, worin er einen Ueberblick über die bisherige 
Politik Englands gegenüber Afghaniftan gibt, die Ziele des bevors 
ftehenden Krieges näher bezeichnet und die Verfchuldung desſelben 
der Politik Sladjtone’3 und des damaligen Vicekönigs Lord Lawrence 
zuſchiebt. 

21. November. Afghaniſtan: Die Regierung beſchließt den 
Krieg gegen Schir Ali. Die engliſch-indiſchen Streitkräfte ſind be— 
reit, die Grenze zu überſchreiten. Dieſelben betragen 34,730 Mann, 
mworunter 12,740 Engländer. Der Vicefönig von Indien erläßt zu 
dem Behuf eine Proclamation. Die Streitkräfte rüden in 3 Co— 
lonnen vor, um die 3 Haupteingangspäfle de3 Landes zu forciren 
und zu bejeßen. 


22. November. NAfghaniftan: Ali Musdfchid (Ahyberpak) 
wird don den englifchen Erpeditionstruppen ohne Kampf befett. 


26. November. Afghaniſtan: Chir Ali fett feinen bisher 
gefangenen Cohn Jakub Chan in Freiheit. 


2. December. Afghaniftan: die Colonne des General Roberts 
Tchlägt die Afghanen im Peiwarpaß und bejeßt denjelben. 


5. December. Gröffnung der Parlamentsſeſſion. Thronrede 
der Königin. Antwortsadreffen beider Häujer. 

Lord Hartington erflärt im ————— er behalte ſich die Kritik der 
Politik der Regierung für ſpäter vor, und beabſichtige, die Action derſelben 
nicht zu behindern, da es im Intereſſe Indiens erwünſcht ſei, daß der nun 
einmal begonnene Krieg gut durchgeführt werde, aber er bedauere, daß die 
Thronrede nicht auf die Colonien, die ſchlechte Lage des Handels und nicht 
ausführlicher auf den Berliner Vertrag eingegangen ſei; er beklage, daß die 
Regierung ihre Abſichten verſchwiegen A Indefjen jei dadurch das Haus 
großer Beranttwortlichkeit überhoben worden; diejelbe falle allein der Re 
gierung zu. 


8. December. Afghaniftan: endlich geht die Antwort Schir 
Alis auf das Ultimatum Englands ein. Derjelbe lehnt alle For— 
derungen Englands rund ab, 
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9. December. Unterhaus: die Negierung theilt dem Hauke 
mit, daß laut einer Benachrichtigung der ruffiichen Regierung der 
ruffische Abgefandte Kabul verlafien habe. Dadurch und durch einen 
Brief de3 Kaiferd Alerander an die Königin, welchen ihr die Herzogin 
von Edinburgh, feine Tochter, überbringt, fucht Rußland die mieder 
ſehr aufgeregte Stimmung der englifchen Nation gegen Rußland zu 
bejchwichtigen. 

10. December. Oberhaus: Debatte über Afghaniftan und die 
Vorlage der Regierung, die Koſten des Afghanifchen Krieges vorerit 
aus den Einkünften Indiens zu bejtreiten, ohne jedoch die Frage 
endgültig zu entjcheiden. Ein Gegenantrag des Lord Halifar wird 
mit 201 gegen 65 Stimmen abgelehnt und der VBorjchlag der Re- 
gierung genehmigt. 

Im Laufe der Debatte erklärt Lord Salisbury, England habe nicht 
fowohl eine militärische Invafion in Indien, ala die diplomatifche Thätig— 
teit Rußlands von Afghanijtan aus gefürchtet, welcher dort domicilirende 
britiiche Agenten entgegenarbeiten müßten. Lord Beaconäfield hebt hervor, 
daß die jebigen Beziehungen mit Rußland ebenfo freundlich al3 mit den 
anderen Mächten ſeien. „Als wir fanden,“ jagt Beaconzfield, „dab der 
Krieg mit Rußland abgewendet ſei, machten wir Rußland Borftellungen. 
Eine freimüthigere, raſchere und befriedigendere Antwort, als Rußland fie 
gab, wäre nidyt möglich. Sein Benehmen war ganz das Gegentheil von 
dem de3 Emirs. Trotzdem können die Dinge in Afghaniftan unmöglich wie 
bisher fortdauern. Das Beitreben, Frieden um jeden Preis zu erhalten, hat 
mehr Kriege verurjacht als jonjt etwas.“ 


12. December. Unterhaus: die Regierung muß dem Hauſe 
erklären, daß fie von Rußland getäufcht worden fei: nicht die ruj= 
ſiſche Gelandtichaft, ſondern nur der rujfiiche Gejfandte habe Kabul 
verlaflen. 

13. December. Afghaniftan: Schir Ali verläßt Kabul mit 
feinen Schäßen und jchlägt den Weg nach dem ruffifchen Gebiete ein. 

14. December. Unterhaus: lehnt nach längerer Debatte einen 
Antrag Whitbread’3, der einen Tadel gegen die Regierung bez. des 
afghanischen Krieges enthält, mit 328 gegen 227 Stimmen ab. 
Damit ift thatfächlich die Genfur gegen die Politit ausgefprochen, 
welche unter den Amtsvorgängern des jebigen Gabinet3 gegenüber 
dem Emir von Afghaniftan befolgt worden war und den jeßigen 
Krieg nothwendig gemacht hat. Die Oppofition ftellt fich mehr und 
mehr als eine gänzlich zerfahrene dar. Die Stellung der Regierung 
wird immer feiter, ihre Majorität im Unterhaus immer größer. 

15. December. Afghanijtan: die englifche Expeditiongarmee 
hat alle 3 Zugangspäſſe zu Afghaniſtan befegt. 
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17. December. Afghaniftan: Die ruffifche Gefandtichaft wird 
nunmehr wirfli von Kabul abberufen. Rußland läßt Schir Ali 
definitiv im Stich. | 

18. December. Unterhaus: genehinigt auch jeinerjeits den Ans 


trag der Regierung, die Koſten des afghanifchen Krieges vorläufig 
aus dem indifchen Staatsſchatze zu beftreiten. 


20. December. Afghaniftan: die Engländer bejegen Dchel- 
lallabad. 


31. December. Afghaniſtan: die Engländer treten den Vor— 
marjch nach Kandahar an. 


— December. Die Regierung veröffentlicht ein Blaubuch 
über ihre feit dem Augujt mit der Pforte gewechjelten Depefchen 
betr. die in Kleinafien, Syrien und Mejopotamien einzuführenden 
Reformen, die England auf Grund feiner Convention vom 4. Juni 
von der Pforte verlangt. 


Die Sammlung beginnt mit einer Depeſche Salisbury’3 an Sir 

entry Xayard vom 8. Auguft 1878, worin Xebterer inftruirt wird, der 
— die unverzügliche Ausführung der in dem Berliner Vertrage, ſowie 
in der ——— Convention projektirten Reformen ans Herz zu 
legen. „Ihrer Majeſtät Regierung“ — heißt es in der Depejche weiter — 
„Dringe unter den bejtehenden Umjtänden nicht auf die Einführung von Re: 
räfentativ:Injtitutionen, aber fie müfje auf drei wejentlichen Punkten be: 
tehen: 1) ber Bildung einer von Europäern organifirten und befehligten 
Gendarmerie in den afiatiichen Provinzen; 2) der Einführung von Gentral: 
Gerichtshöfen in den bedeutendjten Städten, von denen jeder einen europäifchen 
Yuriften als Beifiper haben joll, deſſen Zuftimmung in jedem abzugebenden 
Urtheile nöthig fein wird; 3) der Ernennung eines Steuereinnehmers in jedem 
Vilajet, dejjen Functionen darin zu befteben haben, die Verpachtung der 
Zehenten-Einkünfte abzufchaffen und eine zehnjährige Abrechnung einzuführen. 
Diejer Beamte foll in den meiften Fällen ein Europäer jein. 6 würde un 
erläßlich fein, daß der Bali und Richter unabjegbar jeien, jo lange fie fich 
nichts zu Schulden kommen lafjen, und es würde wünjchenswerth fein, wenn 
dem Steuereinnehmer eine ähnliche Sicherheit für feine Amisdauer gegeben 
würde.” — Am 21. Auguft 1878 erfolgte eine Antwort bed Botſchafters 
auf obige® Schreiben. Er theilt mit, daß er dem Großvezier die gewünſchten 
Reformen fchriftlich bezeichnet habe, doch wegen der vorausfichtlich entſtehen— 
den Discuſſion einjtweilen nocd nicht in Geftalt offizieller Noten. So viel 
glaubt er den Beiprechungen mit dem Großvezier entnehmen zu können, daß 
einem twejentlichen Theile der Vorſchläge Widerftand entgegengefegt werben 
würde, befonderd der Anftellung von Europäern an den Gentralgerichtshöfen, 
daß die Vorfchläge jedoh im Princip angenommen werden würden. Der 
Miderftand werde, jo glaubt Sir H. Layard, nicht von Safvet Paſcha au: 
eben, der im Ganzen jolche Dinge ſtaatsmänniſch und freifinnig anfehe, 
— von einer Partei im — die allen Reformen, durch welche 
europäiſcher Einfluß vermehrt würde, feindlich ſei. — Am 24. October theilt 
Layard dem Marquis v. Saliabury die Antwort Savfet Paſcha auf feine 
Note vom 19. Auguft mit. Die Pforte acceptirt im Wejentlichen"die Bor: 
ſchläge betreff3 der Gendarmerie, beanftandet aber die Ernennung europäijcher 
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Richter, obwohl fie nichts gegen die Ernennung von Ausländern zu Gerichts: 
Inſpektoren in jedem Vilajet einzuwenden hat. Was bie fiscalifchen Re: 
formen anbetreffe, jo befände fich die Aufhebung der Zehentverpadhtung unter 
Erwägung; aber es werde beabfichtigt, die Einführung des neuen Syſtems 
vorerjt auf eine oder vielleicht zwer Provinzen zu beſchränken. Was die In: 
abjegbarkeit von Beamten anbelangt, fo willigt Safvet Paſcha in deren Er: 
nennung für fünf Jahre, falls ihre Entlaffung von der Regierung aus irgend 
einem großen öffentlichen Interefje nicht für unerläßlich betrachtet werde. — 
Layard ſpricht in Depejchen vom 24. und 30. October von Schwierigkeiten, 
die er hatte, obige Antwort zu erlangen, und erflärt, Gründe zu der An- 
nahme zu haben, ausländijcher Einfluh jei jehr energiſch thätig geweſen, den 
Miderjprudy gegen die Reformvorjchläge zu ftärfen. Dazu Te: die bei ber 
Pforte übliche Verichleppung der Dinge gefommen, und jo fei feine Geduld 
beinahe erfchöpft. Doch müfje er geitehen, daß weder der Sultan noch Safvet 
Paſcha jene Verjchleppung veruriacht hätten. Der Sultan babe vielmehr 
eine erſte Entſcheidung des Miniſterrathes als ungenügend zurückgewieſen 
und eine zweite jelbjt ın liberalem Sinne verbeffert. — Das legte der Schrift: 
ftüde ift eine Depeche Salisbury’3 an Layard, batirt vom 4. December 
1878, Gr erklärt fi, wenn auch unbegründete Eiferſucht auf Ausländer 
fich fundgebe, mit dem Grundſatze, die Autorität des Sultans vor Allem zu 
ftärfen, einverftanden. Die jüngiten Wahlen eines Gouverneurs für Syrien 
und für Kreta jeien gute Beifpiele, und es fei zu rathen, an die allmählige 
Ausführung dev Reformen um des allgemeinen Wohles willen zu gehen. 


4. Irankreid). 


1. Januar. Der Präfident der Republik erläßt wieder 32 
Gommune-Derurtheilten die Strafe. 


3. Januar. Sämmtliche Minifter haben fi) mit der von 
der Kammer niedergejegten Unterfuchungscommilfion betr. Feitjtellung 
der willfürlichen und ungejehlichen Wahlumtriebe und Wahlbeein- 
fluſſungen der Regierung des 16. Mai über die Praris und das Ver— 
fahren verftändigt und die Beamten angewiefen, ſich dem Ausſchuſſe 
zur Verfügung zu ftellen. Man fieht voraus, daß die wichtigiten 
Ergebniffe der Unterfuchung einen ftrafrechtlichen Charakter tragen 
und den Antrag, fie dem Senat zur Urtheilsfprechung zuzuweiſen, 
rechtfertigen werden. Inzwiſchen geht aus der Zeugenausjage des 
gewejenen Kriegsminiſters General Rocheboutt, die kategoriſch und 
jeder Zweideutigfeit entfleidet war, bereits hervor, daß der Marfchall 
Mac Mahon und der Kriegsminiſter im Eritifchen Momente (8.—12. 
December 1877) zwar militärijche Ordnungsmaßregeln vorbereiteten, 
aber dabei entjchieden nicht beabfichtigten, aus der Defenfive heraus- 
zutreten, daß dagegen mehrere reaktionäre (bonapartiftifche und legi— 
timiſtiſche) Generale Verabredungen getroffen hatten, jene Ordnungs— 
maßregeln in der Ausführung bis zu einem Gewaltftreich gegen die 
Verfaflung und die Republik zu fteigern und zu mißbrauchen. Als 
der Hauptjchuldige erfcheint der General Ducrot (in Limoges), der 
deßhalb geradezu unmöglich geworden ift. 


4. Januar. Das amtliche Blatt veröffentlicht einen Bericht 
des neuen Arbeit3minifter® de Freycinet an den Präfidenten der 
Republik über den Ausbau des franzöfifchen Eiſenbahnnetzes. 


Der neue Minifter ftellt für feinen großartigen Plan den Antrag, 
jämmtliche Schienentvege ftrenger und folgerichtiger, als dieß bisher geichehen, 
22* 
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einzutheilen in Linien von allgemeinem Jntereffe und in Lolalbahnen, was 
eine forgfältige Prüfung jeded einzelnen alles mit VBerüdfihtigung aller 
näheren Umftände und neben der wirthſcha lichen ingbejondere der ftrategi- 
ichen Frage erfordern würde. Zu dieſem Behuf follen ſechs Commiſſionen 
eingejeßt werden, welche, an die großen Eiſenbahngeſellſchaften anlehnend, 
beißen jollen: Commiſſion de3 Nordens, des Weſtens, des Gentrums und 
Südweitens, des Dftens, des Centrums und Südoſtens, und de3 Südens. 
Die Commiffionen de3 Gentrums und Sübdoftend und des Gentrums und 
Südweſtens zerfallen in Anbetracht der Ausdehnung des ihnen angetwiejenen 
Gebiet3 in je zwei Subcommiffionen. Als Mitglieder diefer Commijfionen 
jollen zuge sogen werden die Generalinfpeftoren der Landftraßen, Eifenbahnen 
und Bergwerfe, die Betriebsdirectoren der Eijenbahnen, Ingenieure, welche 
an dem Bau der Schienenmwege mitgewirkt haben, jowie ein Requötenmeifter 
beim Staatsrath. Sie werden dem Oberrath für Landftraßen und Eifen: 
a die Linie zu bezeichnen haben, die auf Grund ihrer wirthichaftlichen 
und ftrategifchen Bedeutung dem Ne der Eijenbahnen von allgemeinem 
Sintereffe zuzutheilen find, — der Bautenminiſter im Einverſtändniß 
mit dem Kriegsminiſter wahrſcheinlich noch im Laufe des Jahres den Kam: 
mern einen bezüglichen Geſetzentwurf unterbreiten wird, Nach einer ans 
nähernden Berechnung werden die Linien von allgemeinem Intereſſe fich um 
ungefähr 10,000 Kilometer bereichern, nämlich 2897 Kilometer bereits projef: 
tirter, aber noch nicht bewilligter, 2100 Kilometer heute in die Gategorie der 
Lotalbahnen fallender und etwa 5000 Kilometer ganz neuer Bahnen. Dazu 
fommen noch 5751 Kilometer, die theils den a theila anderen Geſell⸗ 
Kahn bewilligt, aber aus verjchiedenen Gründen unausgeführt geblieben 
ind, fo daß alfo im Ganzen die Linien von allgemeinem Intereffe um nahezu 
16,000 Kilometer vermehrt und nach Vollendung der ins Auge — 
Bauten eine Ausdehnung von 37,000 Kilometer erreichen werden, während 
die der Landſtraßen auf dem * öſiſchen Feſtlande 36,000 Kilometer beträgt. 
Wenn man bie Koſten für die Anlegung des neuen Bahnnetzes auf durch— 
fchmittlich 200,000 Fr. per Kilometer anjchlägt, jo ergibt Mi daraus eine 
Gejammtausgabe von etwas mehr al3 3 Milliarden. Der Zeitpunkt der 
Ausführung wird je nach ben Na geltend machenden Bedürfniffen näher zu 
bejtimmen jein. Hinfichtlich der Lokalbahnen fcheinen dem Minifter die Er: 
—— derer, welche ihre zu gewinnende Ausdehnung auf 40,000 Silo: 
meter berechnen, einigermaßen übertrieben; gleichzeitig aber betont er die 
Nothwendigkeit, daß die Regierung ihnen zu einem größeren Aufſchwung die 
Hand biete, und fpricht bie boffnung aus, im Laufe der kommenden parla: 


mentarifchen Seffion in diefem Sinne wirken zu können. 


6. Januar. Wahl der Gemeinderäthe in ganz Frankreich, 
ber am 24. Januar die (entjcheidende) Wahl der Maires folgen joll. 
Nur in ca. 3000 Gemeinden werden die Maires von der Regierung 
nach dem Geſetze ernannt, in ca. 33,000 werden fie von den Gemein- 
ben ſelbſt gewählt. 

7. Januar. Gambetta Hält in Marfeille eine Rede, in ber 
er deutlich außfpricht, daß die Mehrheit der Kammer minifteriell 
fein müſſe, um glüdlich bi8 zum Jahre 1880 durchzukommen, und 
daß man vor der theilweifen Erneuerung des Genats alle Wage- 
ftüde, alle Zwiftigfeiten und alle Fehler vermeiden müſſe. Das ift 
auch die Anficht aller Deputirten vom linken Gentrum, von der ges 
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mäßigten Linfen und von der republifanifchen Union, die aus ihren 
Departements zurüdfehren. Ungeduld zeigt fich nur in der äußerſten 
Linken, welche Herrn Dufaure die Langſamkeit nicht verzeiht, womit 
er beim Aufräumen in der Magiftratur vorgeht. 

8. Januar. Der Präfident der Kammer begnadigt tmieder 
91 Eonmmune=Berurtheilte. 

8. Januar. MWiederzufammentritt der Kammern. Die re= 
publifanifche Prefje fordert fie auf, den größten Werth auf die drei 
im Senate durchgubringenden Gefete zu legen, welche die Verhängung 
de3 Belagerungszuftandes ausfchließlich der parlamentarifchen Com— 
petenz zuweifen, den freien, offenen Verkauf der Zeitungen ficher 
ftellen und jtrafrechtliche wie gouvernementale Bürgjchaften gegen 
die offiziellen Gandidaturen geben follen. 

9. Januar. General Ducrot wird für feine Staatäftreichgelüfte 
durch Verfügung des Marjchall-Präfidenten der Functionen eines 
Befehlshabers des 8. Armeecorps enthoben. 

9. Januar. Leon Nenault, zum Bräfidenten der Fraktion 
des Tinten Gentrums der Kammer gewählt, hält eine Rebe, die fich 
als Programm der Fraktion darftellt. Er jtellt darin dem linken 
Gentrum die bejondere Aufgabe, als Vermittler zwifchen dem Mini— 
fterium und ber Kammermehrheit zu dienen; das Minijterium feiner: 
jeit3 würde den republifanifchen Geift in alle Zweige de3 öffentlichen 
Dienftes einführen. Außerdem fpricht er fich entjchieden für die 
volle Ausführung der großartigen Pläne des Arbeitenminifters de 
Freycinet aus und verlangt gegen den Glericaliamus die Einführung 
der allgemeinen Schulpflicht und der Unentgeltlichkeit des Volks— 
unterrichtes. 

10. Januar. Senat: wählt zu feinem Präfidenten den (or= 
leaniftiichen) Herzog dv. Audriffet-Pasquier, der fich in den kritiſchen 
Tagen vom 8. bis 12. December v. %. jehr entichieden gegen die 
Staatäftreichgelüfte der monarchiſchen Reactionäre ausgefprochen und 
dadurch die allgemeine Achtung fich ertvorben hat. General Peliffier 
(von der Linken) wird mit 111 Stimmen zum Quäftor gewählt gegen 
109, die auf den Gandidaten der Rechten, General Espivent, fallen. 

Kammer: wählt zu ihrem Präfidenten wieder Jules Grevy, 
den unerjchütterlichen und doch befonnenen Republikaner. 


Grevy dankt für das Vertrauen und rühmt das Verhalten ber Kammer, 
welche den Willen des Landes zur Geltung zu bringen umd ſchwere * icte 
durch die friedliche Einſetzung eines parlamentarijchen re — 
verſtanden habe. Er hoffe, daß die Kammer auch künftig biefen & 
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Klugheit bewahren, fich ftet3 gemäßigt und verjöhnlich zeigen, alle Intereffen 
achten und als wachjame Hüterin der Republit fi) bemühen werde, Die 
nöthige Eintracht unter den öffentlichen Gewalten aufrecht zu halten — eime 
Eintracht, die allein die Ruhe und Sicherheit der Arbeit gewährleiiten könne, 
und daß fie jo der Erwartung des Landes entiprechen und jein Vertrauen 
rechtfertigen werde. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten legt einen Gefeßent- 
wurf betreffend den Ankauf von 2615 Kilometer Eifenbahnen von 
den Compagnien der Secundärbahnen um einen Kaufpreis von 500 
Millionen Francs vor. j 

12. Januar. Da Papſt Pius IX. dem Bilchof von Angers 
und feinen Nachfolgern mittelft einer Bulle das Necht übertragen 
bat, den Zöglingen der fatholiichen Facultäten Diplome auszuſtellen, 
jo richtet der Unterrichtäminifter Bardour an feinen Collegen vom 
Aeußern, Waddington, fchriftlic das Anjuchen, dem päpftlichen 
Nuntius, Monfignore Meglia, und durch diefen dem Gardinal Si— 
meoni wegen dieſer Einmifchung der römifchen Curie in eine An— 
gelegenheit, die lediglich den franzöfifchen Staat angehe, Borftellungen 
zu machen. 

13. Januar. Das während der Nampfesregierung vom 16. 
Mai von den 4 Gruppen der republifaniichen Majorität der Kammer 
eingejette 18er Comité löſt fich auf Betreiben Gambetta’3 auf und 
jtatt feiner vermitteln num wieder die Bureaur der einzelnen Gruppen 
zwijchen diefen. Zum Abjchied hält Gambetta eine kurze Tiichrede, 
in der er von Neuem zu kluger Mäßigung und zur Eintracht mahnt. 

Das Leichenbegängniß des alten Republifaner® Razpail gebt 
in Paris troß der Maſſen, die fich daran demonftrativ betheiligen, 
in dvolljtändiger Ruhe und Ordnung vor fi. Selbſt die clericale 
„Defenſe“ muß anerkennen, daß vorerjt gegen die Republik nichts 
zu machen und daß ein 16. Mai wenigftens in der alten Form nicht 
mehr möglich jei. 

14. Januar. Kammer: die Borftände der 4 Gruppen der 
Majorität bechließen, die Wahlprüfungen raſch abzumachen, um 
Zeit für die großartigen Projekte TFreycinet’3 und Leon Says zu 
gewinnen. 

— Januar. Der clericale Feldzug gegen das Waddington-Bar: 
doux'ſche Project des unentgeltlichen Volksunterrichts hat begonnen. 
63 wird ala „communiftifch“, „vevolutionär” ac. bezeichnet und man 
rechnet den Familienvätern vor, „wie viel Steuern e8 ihnen often 
wird“. Die Hauptpuncte des Projectes find bekanntlich Folgende: 


- 
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„Jede Gemeinde kann die Unentgeltlichfeit des Unterrichts in ihren 
Schulen einführen; aber fie muß für die Koften einen Steuerzufchlag 
von höchſtens 10 pCt. der direkten Steuern ausſchreiben; two diejer 
Zuſchlag nicht ausreicht, trägt der Staat den Reſt. Wenn eine Ge: 
meinde aber einmal die Unentgeltlichkeit annimmt, muß fie diejelbe 
auch auf alle ihre Schulen ausdehnen.“ 

16. Januar. Das „Journal offiziell“ veröffentlicht einen zweiten 
Bericht de3 Minifterd Freycinet an den Präfidenten der Republik, 
welcher beantragt, daß Commiffionen mit der Aufgabe einzufeßen 
feien, die Vollendung der Häfen und des Nebes der Waflertvege vor— 
zubereiten. Gine Milliarde werde für die Arbeiten erforderlich fein. 
Dieje Arbeiten in Verbindung mit den Arbeiten zur Vollendung 
des Gijenbahnneße3 würden eine Ausgabe von 4 Milliarden Franc 
in höchſtens 10 Jahren verurfachen. 

Die Regierung ernennt 22 (tepublitauifche) Unterpräfecten, 
3 Generalfecretäre und 117 Präfecturräthe. 

17. Januar. Kammer: die Budgetcommiffion befchließt unter 
dem Borfife Gambetta’3 in Uebereinftimmung mit dem Finanz— 
minijter Steuerherabfegungen auf Ceife und Frachten im Betrage 
von 28 Mill. für das laufende Budget. Diejelben follen für Geife 
ſchon vom 1. April, für Frachten auf Gifenbahnen vom 1. Juli an 
in Kraft treten. 

19. Januar. Kammer: der Kriegsminiſter verlangt einen 
Gredit von 350 Mill. für außerordentliche Militärausgaben. Mit 
ben ordentlichen Militärausgaben des Budgets und den ordentlichen 
und außerordentlichen Ausgaben für die Marine wird alſo Frank— 
reich diejes Jahr nahe an 900 Mill. für Militärzwede verwenden. 

Der Geſetzentwurf Freycinet betr. den Anfauf der Fleinen 
Eifenbahnlinien gelangt zur Bertheilung. 

Derſelbe erſtreckt fich auf 17 Bahnen. Bis über den Betrieb diefer 
Bahnen definitiv entjchieden worden, joll derjelbe unter für den Fiscus mög: 
lichſt wohlfeilen Bedingungen von Staatäwegen gejchehen. Das Ganze um: 
faßt ein Ne von 2615 Kilometern. In den Motiven heißt ed: „Wir find 
bier keineswegs in dem Fall eines vom Staat zu feinem eigenen Vortheil 
aufgedrungenen Rückkaufs, ſondern eines jolchen, der den nothleidenden Ge: 
jellichaften aus MWohlwollen und aus Rüdficht auf das ntereffe der Be: 
völferungen gewährt werben foll. Die Dedung der mit dem Ausbau ver: 
bundenen SKoften ift daher nicht für den Staat eine Pflicht, und kann mithin 
auch nicht künftig in — Fällen ala Präcedens angerufen werden.” — 
Fer Budgetausſchuß bejchäftigte fich bereits mit der Belhaffung der Geld» 
mittel für den Plan umd hat gefunden, daß die Finanzirung dieſes Projects 
durchaus mit feinen Schwierigkeiten verbunden fein werde. 


21. Januar. Kammer: Diejelbe hat bei den Wahlprüfungen 
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bis jet 15 Mandate caffirt und wird vielleicht noch weitere 20 caf- 
firen. Es ift das in Wahrheit nicht viel gegenüber den fcandalöfen 
Wahlbeeinfluffungen der reactionären Regierung am 16. Mai. Die 
Rechte erhebt indeß darüber großes Gefchrei, weil viele der jo Ge- 
wählten bei freier Wahl feinerlei Ausficht haben, wieder gewählt 
zu werden, und verlangt, daß für Gajfirungen fünftig die einfache 
Mehrheit nicht genügen, jondern zwei Drittel der Stimmen erfor- 
derlich fein jollen. Gambetta jtellt die VBorfrage und in diefer wird 
der Antrag mit 312 gegen 186 Stimmen abgelehnt. 


Der Bautenminifter Freycinet jeht einer Subcommiffion des 
Budget: Nusfchuffes in einem zweiltündigen Vortrage feinen Plan 
Öffentlicher Bauten, die fich auf Eifenbahnen im Werthe von 3 Mil- 
liarden und auf Waflerftraßen zum Preife von 1 Milliarde erftreden, 
eingehend auseinander. 


Er verfichert, den Einwendungen eines Theiles ber Preffe gegenüber, 
diefer Plan ſei nicht nur nicht himärifch oder auch nur gewagt, jondern fo- 
gar jehr befcheiden; er umfaſſe ein Ganzes von unerläßlichen Arbeiten, ohne 
dem Öffentlichen Credit oder der materiellen Leiſtungskraft zu viel zuzumutben. 
Don den 3 Milliarden für die Eifenbahnen würden 280 — 300 Millionen 
ben großen Gejellichaften zur Laft fallen; aber felbjt die ganze Ziffer von 
3 Milliarden fei, auf einen Zeitraum von 10 Jahren vertheilt, keine über: 
triebene, da die großen Gejellichaften in 25 Jahren, ohne daß der öffentliche 
Gredit es ia 10 Milliarden ausgegeben hätten. Er, der Minijter, fei 
entjchloffen, die Summe von 400 Millionen jährlich nicht zu überjchreiten, 
Hin mn der Beichaffung der Geldmittel iſt der Minifter noch nicht in 
ber Lage, definitive Vorjchläge zu machen; doch erflärt er, dab ihm für 1878 
fein Budget genüge und er feinen außerordentlichen Zuſchuß verlange; 
ipäter würde es 6 dem Staate wohl empfehlen, nad) dem Beiſpiele der 
roßen Gejellichaften Obligationen mit langer Einlöjungsfrift je nad) dem 
Bedürfniffe der laufenden Arbeiten auszugeben. Der Schab würde dieſe 
Obligationen unſchwer direct und ohne jede Vermittlung unterzubringen 
vermögen. 


22. Januar. Eröffnung de3 Generalrath8 der Seine. Der 
mit 42 gegen 34 Stimmen zum Präfidenten gewählte Hr. Engel- 
hard richtet eine Ansprache an die Verfammlung: 


„Meine Herren! Wir treten in eine neue Aera ein. Die Republif 
hat den Kampf für ihr Dafein ausgefämpft; fie ift fortan unausrottbar, 
aber jet muß fie fich demokratiſche Grundlagen er die Mißbräuche ab- 
ichaffen, den enterbten Elaffen von Nutzen fein. Nachdem fie in der Politik 
Ordnung geſchaffen hat, muß fie in der Gejellichaft die Gerechtigkeit walten 
lafjen. Ja, wir gehen beiferen Tagen entgegen, denn Die geiftige Emanci« 
pation Frankreichs vollzieht fih. Die Ideen, die feit Hundert Jahren aus: 
gejtreut worden find, haben Früchte getragen, fie haben den Staatäftreichen, 
den politichen Reactionen, der clericalen Propaganda wiberjtanden. Sie 
werben endlich obfiegen !“ 


23. Januar. Die „Amtsztg.“ veröffentlicht die erften von 
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dem Juſtizminiſter Dufaure in republifanifchem Sinne bewerfftelligten 
Perfonalveränderungen in den Oberftaatsanwaltichaften und einigen 
höheren Richterſtellen. 5 Generalprocuratoren werden abberufen 
oder in Penfionzjtand verſetzt, 6 erhalten einen anderen Amtskreis; 
ein von Broglie abgejegter Generalprocurator wird in fein altes 
Amt wieder eingefeßt und einige ebenfalls von dem Minifterium 
vom 16. Mai gemaßregelte Generaladvocaten erhalten Beförderung, 
wie auch drei von Broglie abgejegte Staatsanwälte zu Appellväthen 
ernannt werden. 

23. u. 24. Januar. Senat: die Wahl von 3 Tebenslänglichen 
Senatoren bleibt an beiden Tagen ohne NRefultat und wird auf 14 
Zage hinausgejchoben. Die Rechte zählt im Senat unftreitig einige 
Stimmen mehr als die Linfe und würde fich gern durch Nachwahlen 
noch etwas verftärfen, aber ihre verfchiedenen Gruppen, Legitimiſten, 
Bonapartijten und Orleaniften, haben fich bis jet über gemeinfame 
Gandidaten noch nicht einigen können. Die Drleanijten möchten 
gern auf beiden Achjeln tragen, den NReactionären die Hand bieten 
und e3 doch für alle Fälle auch mit den conjervativen Republifanern 
nicht ganz verderben. 

24. Januar. Wahl der Maires in den 33,000 Eleineren Ge— 
meinden des Landes. Die große Mehrzahl wählt republifanijche 
Maires. Die Maires von 3000 größeren Orten (Departementö=, 
Arrondiſſements- und Cantons-Hauptorten) werden von der Regie— 
rung ernannt. Auch diefe Ernennungen erfolgen jelbjtverjtändlich 
im Sinne der republifanijchen Partei, aber im Einverftändniß mit 
den betr. Gemeinderäthen. 


Don dieſen 3000 größeren Gemeinden, welche Vororte find, haben 
nämlich mehr ala 2500 durch das Organ ihrer Gemeinderäthe und aus der 
Mitte derjelben beim Minifter republifanifche Maires in Vorjchlag gebracht, 
die jofort auch die minijterielle Ernennung erhielten. Es iſt bieh die brei: 
tefte republifanifche Grundlage für die Verfafjungsmehrheit und für die be: 
vorjtehende Unvermeidlichkeit einer republifanijchen —— Der zur 
adminiſtrativen, vorzüglich gemeindlichen, Decentraliſation hinneigende Mi— 
niſter des Innern hat durch obiges Verfahren, die Vorſchläge der Gemeinde— 
räthe abzuverlangen und zu berüdjichtigen, aud) den 3000 größeren Gemein: 
den das Recht, ihre Maires aus den Mitgliedern des Gemeinderatha zu er: 
wählen, zuerfannt. Die Republifanifirung der Gemeinden und ihrer Bor: 
ftände aus fich felbjt Heraus und aus freier Wahl, wie mit minijterieller 
Förderung und Bejtätigung, iſt die bejte Sicherheitbürgichaft, wie fie in 
den Urwählern und den Wählern des Senats den Urjprung und die Quelle 
ber Senatsoppofition vernichtet. 


25. Januar. Kammer: genehmigt mit 321 gegen 35 Stim— 
men die NRegierungsvorlage, welche für alle vom 16. Mai bis zum 
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14. December 1877 begangenen Preßvergehen Amneſtie ertbeilt. 
Dufaure vertheidigt die Vorlage. 

27. Januar. Neue Ergänzungswahlen zur Sammer ergeben 
8 Republifaner und 1 Stichwahl. 

Don einem offiziellen Druck iſt dabei feine Rede: die Regierung hatte 
ben Beamten ausdrüdlic; jede Einmiſchung unterfagt. Dufaure, deſſen 
Freunde bei den lebten Wahlen von den Beamten der Regierung Broglie— 
Fourtou und ihren Umtrieben Hart mitgenommen tworden, verlangte an&- 
drüclich im Minifterrathe, daß jcharf gegen jede Beichränfung der Wahl: 
freiheit eingejchritten werde. Dennoch ergibt fich, daß namentlich die Bona— 
partiiten viel Boden verloren haben: fie jehen fich jelbft dort entwurzelt, 
wo fie am fefteften zu ſihen jchienen. Der Zujammenhalt der reactionären 
Glemente ift gründlich gelodert, Legitimiften und VBonapartiften haſſen fich 
mehr ala je und die Orleaniften find fehr unzuverläffig geworden. Tod 
jollen Anftrengungen gemacht werden, die — zu reconſtruiren, um wenig— 
ſtens im Senat der täglich ſich befeſtigenden Republik einen letzten Damm 
entgegen zu ſetzen. 

27. Januar. Rede Gambetta's bei einem Bankett in der 
demokratiſchen Pariſer Vorſtadt Belleville. Er ſpricht die Meinung 
aus, daß die Oppoſition des Senats gegenüber dem ausgeſprochenen 
Willen der großen Mehrheit der Nation auf die Dauer ganz un— 
möglich ſei, ermahnt alle republikaniſchen Parteien zur Einigkeit und 
die demokratiſche ſpeziell zu ſtrenger Disciplin und Ordnung. 

„Wir ſind,“ ſagt er, „im Begriffe, den Feinden des allgemeinen 
Stimmrecht? den Prozek zu machen. Wir werden die Enquete fortjeben, 
ohne die gefchäftlichen Fragen aufregen oder vernachläffigen zu lafien. Mit 
dem Minifterium vereint müſſen wir dem Kinde die Schule, dem Manne die 
Arbeit, Frankreich den Frieden und dem Bürger die Freiheit verichaffen. 
(Beifallafturm.) Die Erreichung dieſes Zieles genügt und. Spätere Gene: 
rationen follen dad Werk fortjegen. Der Senat, der gegen die Preifion der 
öffentlichen Meinung nicht regieren kann, wird uns unterſtützen müſſen. 
Die Majorität des Senats wird wohl ihren jchlechten Willen bemweijen wollen, 
damit aber nur, wenn fie den Miderftand zu weit treibt, ihre Ohnmacht be: 
weiſen. Wer wird dann noch twagen, der Republit zu tmiderjtehen? Ich 
glaube Niemand, denn gegen jede monarchiſche Goalition fteht ganz Frank— 
reich und der Kampf wäre jomit jehr ungleich. Darum glaube ich aud 
nicht, daß ſich ein Widerſtand de3 Senats, jondern vielmehr, daß fich deſſen 
Gapitulation vorbereite. (Großer Beifall.) Man wird mir diejes Wort als 
beleibigend vorwerfen, denn es gibt Leute, die capituliren wollen, ohne es 
zu jagen. Aber vor Frankreich darf Jedermann hi beugen, ohne fich zu 
erniedrigen; jomit wird auch der Senat thun, was Andere vor ihm gethan 
haben.” Aber jetzt fei nicht die Zeit dazu, den Blick in weite Fernen zu 
richten. Frankreich habe feinen Ruf herzuftellen. Die Mittel dazu jeien bie 
geiftige und materielle Entwidlung. Am Tage, wo Frankreichs Volt die ge 
bildetfte und zugleich die freiefte Nation fein werde, wird e3 aud) die reichite 
fein. Wer fann Frankreichs Kampf ohne Achtung mit anjehen? Aber die 
Alles: Ordnung und Fortichritt Hängen von der Ausdauer und von ber 
Einigung aller Nuancen der republifanifchen Partei ab. Wo Uneinigfeit 
entfteht, dort müfjen die Geifter beruhigt und einander genähert werden. 
Wenn dieß nicht gelingt, wird nicht blos die Republik, fondern auch das 
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Paterland gefährdet werden. „Ich habe hier in Belleville,“ ſchloß Gambetta, 
„bei der demofratifchen VBorhut der Nation meine Fahne aufgepflanzt, um 
zu zeigen, daß die waderjten und wärmſten Vorkämpfer der Demokratie Ord— 
nung, Berjtändniß und Tyeitigkeit bewahren können. Sie find regierungs- 
fähig, weil regierbar.*“ Donnernder Beifall folgt, und das Bankett ſchließt 
mit einer Sammlung zu Gunften ber Volksbibliotheken. 


23. Januar. Kammer: beginnt die Berathung des Budgets, 
obgleich die Wahlprüfungen noch nicht beendigt find. Ueber einer 
Reihe von Greaturen der Regierung des 16. Mai hängt noch das 
Schwert. 


23. Januar. Zufammentritt des Arbeiter-Congreffes in Lyon. 
Die Theilmahme ift fichtlich eine abnehmende. Der Sozialismus ift 
wenigiten3 3. 3. entjchieden in den Hintergrund getreten und die 
befjere Arbeiterflaffe geht augenblidlih mit der Bourgevifie Hand 
in Hand. 


Bei dem Congreß in Paris waren 300 Delegirte erfchienen. In Lyon 
find nur 200 verfammelt, objchon die Bevölkerung von Lyon ſelbſt eine un: 
gewöhnlich große Anzahl ftellt. Dagegen findet fi in Lyon zum erjtenmal 
ein Bauern:Deputirter, ouvrier cultivateur, ein, nämlich ala Delegirter einer 
ausschließlich Tandwirthichaftlichen Arbeiter-:Bevölferung. Obwohl der Vor: 
figende die Bemerkung Hinwirft: der vierte Stand, twelcher alles jein follte, 
zähle immer. noch nichts, legt er doch in feiner Gröffnungsrede den Nach: 
druck auf den Sak: vor allem durch Ordnung, Ruhe und Mäkigung die 
Republik zu begründen. Sehr beachtenswerth ift das mehr und mehr übliche 
Verſchwinden de3 „Sozialismus“ aus der Polemik der politischen Parteien. 
Die Arbeiter:Bewegung liefert den alten Parteien weder Stoff nod Vor: 
wand, ein Bedürfnig der Gejellichaftsrettung zu heucheln, und die republi: 
fanijchen Gruppen find einig, ſoziale Fragen, jedoch feinen Sozialismus an: 
zuerfennen. Die Arbeiterfchichte der Mählermaffen befreundet jich mit diejer 
Auffaffung; denn fie unterftüßt jo ziemlich überall, wie neuerlichit in Bor: 
deaur, das Beſtreben der republikanifchen Regierungspartei, die radikalen und 
die intranfigenten Gandidaturen zu bejeitigen. Wie die alten Parteien nicht 
mehr das rothe Geſpenſt ala Karte in ihrem Spiel befigen, können bie 
meiſtentheils alten Gharlatane einer revolutionären Demokratie nicht mehr 
auf die politijche Ausbeutung des Proletariats jpeculiren, da3 ebenfall3 aus 
dem Wörterbuche der Tagespolemik verjchwindet. Der Arbeiter-Congreß in 
Lyon ratifizirt das minifterielle und goudernementale Programm von Belle: 
ville. Früher oder jpäter werden allerdings jchiwierige und fogar bedenkliche 
Arbeiter Fragen wieder auftauchen; aber vorerjt iſt e3 ein bedeutender Ge: 
winn, dat auf dein Boden der Republif und de3 allgemeinen Stimmrecht3 
der regierende Mittelftand und der emporfommende vierte Stand nicht mehr 
al3 Bourgeoifie und Proletariat gegen einander ftehen, und daß dieſer Gegen 
jaß, welcher für den Bonapartismus und für jeglichen Cäſarismus eine Les 
bensbedingung ift, in einer höheren Solidarität des Staatsbürgerthums auf: 
zugehen jcheint. 


29. Januar. Das Minifterium weist das zeither in einem 
eorfiichen Hafen weilende Kriegsſchiff „Kleber”, damit es nicht länger 
den Anjchein habe, als ob es zur Dispofition des Papftes gehalten 
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werde, an, fich definitiv wieder dem Mittelmeer» Gefchtwader anzu« 
Ichließen. 

— Januar. Die reactionären Gruppen machen große Ans 
ftrengungen fich zu reorganifiren. 


Die Mitglieder der Rechten in beiden Häufern haben ſich jchon zwei— 
mal zu einer Generalverfammlung vereinigt und werden noch zwei Sikungen 
halten. Sie wollen eine Politik und ein Publikum der Oppofition im Par: 
lament und im Lande erft wieder fchaffen. Zu diefem Zweck ſetzen fie einem 
leitenden Ausschuß als Gentralorgan ein. Unter ihm follen Zweig-Comités in 
jedem Departement und in jedem Wahlbezirk gebildet werden. Geldbeiträge 
will man von ben conjervativen Wählern eintreiben, welchen auch die Unter: 
haltung einer neuen Oppofitionspreffe aufgebürdet werden ſoll. Die Oppo— 
fitionsblätter werden in die Lage verſetzt, auch mit Propaganda-Eremplaren 
zu operiren. Man errichtet einen Juriſten-Ausſchuß, deffen Aufgabe es jein 
wird: die Republikaner und die republikaniſche Regierung thunlichjt mit 
Prozeſſen und mit Interpellationen zu behelligen. Die Generalverfammlung 
ber Oppofition in beiden Kammern hat alſo beichloffen, den Republikanern 
ihre glänzend erprobte Organifation des gefehlichen Widerftandes zu ent: 
Ichnen. Die Nahahmung wird ſchwerlich viel erreichen. Die Oppofition 
des gefehlichen Widerftandes war die Nation jelbit. Die conjerbative oder 
vielmehr reactionäre Goalition, mit den unverjöhnlicden Gegenſätzen ihrer 
ea und fortan ohne die Stübe des Marſchalls, wird eine ohnmäch— 
tige jein. 


1. Februar. Kammer: Wahlprüfungen: bie Wahlprüfung 
einer Greatur des 16. Mai führt wieder einmal zu einer überaus 
heftigen Scene. Rouher drängt fi) vor und greift mit Leidenfchaft 
den Marjchall-Präfidenten, die Regierung, die Majorität der Kam— 
mer an. Dieß führt zu einem heftigen Kampfe zwijchen ihm und 
Gambetta, in dem er entjchieden den Kürzern zieht. 


Die Anmaffung, womit Rouher fi zum Sprecher und Führer ber 
confervativen Goalition der Kammer aufwerfen will, bejchleunigt noch deren 
Auflöfungsprozeh, anftatt die chimärifche Generalverfjammlung der Rechten 
beider Häufer zu ftärfen. Für die Royaliften und die Syllabiften ift Rouber 
ein Revolutionär, ift feine Sprache in der Kammerſitzung eine revolutionäre, 
hat er ohne Auftrag und gegen die Zwecke einer — confervativen Politik 
gefprochen. Den Drleanijten erjcheint Rouher wieder als der Mann bes 
2. Decemberd und der Güterconfiscationen, ala ber Tod» und Hausfeind. 
Hat feine Anmaßung die conjervative Coalition abgeftoßen und es bemirft, 
das Ropaliften und Gonftitutionelle die erplodirende Energie, womit er don 
Gambetta wieder einmal erecutirt wird, anerkennen, fo hat fie noch bedeu: 
tender ben Abgrund zwiſchen Mac-Mahon und dem Kaiſerthum erieitert. 
Der Marſchall ift es feinem gefchichtlichen Rufe fchuldig, darauf zu beftehen, 
daß er die Weifung Bazaine's, nach Met zu marjchiren, nicht erhielt, und 
daß er fein Heer von Chaͤlons nach Paris führen wollte, jedoch vom Kaiſer 
und von Rouher zum Marſch nad) Sedan genöthigt wurde. In der Kam: 
mer behauptet dagegen Rouher die Eriftenz der Bazaine’fchen Depeiche und 
die Eriftenz eined von ihm unterzeichneten, an Mac-Mahon Art Be 
fehl, unter die Mauern von Parız fich zurüdzuziehen. Die Taktik der ſog. 
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conſervativen — in der Kammer iſt eine uneinige, geradezu zerfahrene, 
und darum ſehr ungeſchickte. 

1. Februar. Gin Circular des Unterrichtsminiſters Bardoux 
beſchäftigt ſich mit dem Elementarunterricht der weiblichen Jugend, 
welcher in Frankreich, wie der Miniſter conſtatirt, noch ſehr im 
Argen liegt. Er will dadurch Abhülfe ſchaffen, daß er mit dem Bei— 
ſtande der Generalräthe in jedem Departement ein Schullehrerinnen— 
Seminar, wie deren gegenwärtig nur 18 im ganzen Lande beftehen, 
ins Leben ruft. Für die Durchführung diejes Plans fordert er von 
den Präjecten motivirte VBorjchläge. 

3. Februar. Kammer: die Berathung des Budgets rückt doch 
nur langfam vor. 

Gegen die Reorganifation der Senat3oppofition einigten ſich nämlich 
der Yinanzıninifter und der Bautenminifter, der Budget: Ausichuß und jämmt: 
liche Führer der Kammermehrheit dahin: das Votum des vollftändigen Bud— 
get3 für das laufende Jahr nicht zu übereilen, fondern das Senatsvotum 
der republifanifchen Sicherheitsgefege abzuwarten. Es find deren drei: der 
Belagerungaftand immer nur in Folge eines Geſetzes; geficherte Freiheit des 
Zeitungsverfaufs; nachträgliche und außerordentliche Gredite während einer 
außerordentlichen Bertagung des Parlaments nur mit Zuftimmung des 
finanziellen Permanenz-Ausſchuſſes der Kammern. Wirkliche Bejorgnifje 
wegen einer abermaligen Verſchwörung der conjervativen Coalition mit dem 
Elyſée bejtehen übrigens nicht mehr. Der Marichall hat an dem mißlungenen 
Verſuche vom 16. Mai genug befommen und ift von den Führern der Re: 
action fo viel als aufgegeben, 

5. Yebruar. Die „Republ. franc.“, das Organ Gambetta’s, 
Tpricht fich befriedigt und einverjtanden aus mit der Anvede, mit 
welcher der neue franzöfiiche Botjchafter in Berlin, de St. Vallier, 
dem beutichen Kaiſer feine Greditive überreicht hat: 

„Zum erjtenmal ſeit 1871 hat ein Botjchafter Frankreichs jo offen 
und frei heraus erklärt, daß er feine Vollmachten von der franzöfiichen Nation 

be, und laut wie Herr de Saint:Ballier den Entſchluß der franzöfifchen 

egierung ausgeſprochen, eine auf richtigen Begriffen von den Bebürfnifjen 
und Intereſſen der verjchiedenen Staaten Europa’3 beruhende Politik zu ver: 
— Es iſt in der That Zeit für Frankreich kund zu thun, daß es fortan 
ich nicht mehr von cosmopolitiſchen Syſtemen und Theorien leiten laſſen 
wird, und daß unnütze und gefährliche Verſuche einer jentimentalen, unklaren 
Propaganda e3 nicht mehr irreleiten werden. Es ift Zeit, daß feine Politik 
eine praftifche ift. Die wejentliche Bedingung für den Erfolg diejer Politik 
ift die Erhaltung guter Eintracht mit unjern Nachbarmächten.“ 

7. Februar. Senat: Die Wahl von 3 lebenslänglichen Sena- 
toren ergibt wieder fein Rejultat. Die verjchiedenen Gruppen der 
Reaction haben fich über ihre Kandidaten noch nicht zu einigen 
vermocht. j 

Kammer: der Finanzminiſter Leon Say bringt feine Finanz- 
projecte ein, wodurch die erſte Serie der gewaltigen Eiſenbahn— 
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bauten, welche Hr. de Freycinet, der Minifter der Öffentlichen Ar» 
beiten, vorzunehmen gedenft, in das Stadium der Ausführung ge= 
lenkt wird. . 

Die Idee der ſich amortifirenden Obligationen ift neu und im dem 
Umfange einer Ausgabe von 500 Millionen, wie Hr. Leon Say fie vors 
ichlägt, noch nicht dagewejen; dabei wird durch die erforderliche Zinszahlung 
von 25 Millionen dem Budget feine neue Laft erwachſen, jondern lebtere 
Summe auf eine ingeniöjfe Weife durch anderweitig Liquid werdende Fonds 
des Budgets gededt werden. Man rühmt diefem Say'ſchen Mittelſyſtem 
zwifchen ewiger Rente und nad bejtimmter Friſt rüdzahlbaren Obligationen 
bejonders die Glajticität nad, daß der Fiscus * dasſelbe in die Lage 
verſetzt werde, beim Fortſchreiten der großartigen Eiſenbahn- und Canal— 
Arbeiten Freycinets je nach Bedürfnik die urfprünglicde Summe mit Leid): 
tigkeit und ohne zumächitige directe Neubelaftung des Budgets zu vergrößern. 

8. Februar. Kammer: genehmigt die ihr von der Regierung 
vorgelegten Echußgejege gegen einen neuen 16. Mai, nämlich einen 
Gejegentwurf, welcher verhindern fol, daß eine etwaige Erklärung 
des Belagerungszuftandes ohne Zuftimmung der Kammer erfolgt, 
und ferner einen Geſetzentwurf wegen Gewährung der Freiheit der 
Golportage. Es wird fich zeigen, welche Stellung der Senat mit 
jeiner Eleinen oppojitionellen Mehrheit dazu einnimmt. 

13. Sebruar. Da in einer Anzahl von Departements eine 
neue Wahlperiode bevorjteht, jo erläßt der Minifter neuerdings ein 
Gircular an die Präfecten gegen jede Wahlbeeinflufjung: „Die Res 
gierung lehnt die Lehre von den offiziellen Gandidaturen und bie 
Praktiken, die damit verbunden find, entjchieden ab. Aus biejer 
Derhaltunggregel geht die ftrengfte Neutralität und die Pflicht her— 
vor, jede Handlung und jeden Schritt zu vermeiden, der in den 
Augen der Bevölkerung der Begünftigung eines Gandidaten gleich- 
füme.“ 

14. Februar. Bei den feierlichen Trauergottesdienften für 
Victor Emanuel ift der Marjchall- Präfident abweſend, bei denen 
für Pius IX. ift er anweſend; das Bureau der Kammer macht es 
umgekehrt. 

Mitte Februar. Die republikaniſchen Blätter, voran das 
Journal des Debats, ſprechen ſich mehr und mehr entſchieden für 
eine Annäherung an England in der orientaliſchen Frage aus und 
gegen die bisherige Begünſtigung Rußlands mit ihren eventuellen 
Möglichkeiten gegen Deutſchland. 

16. Februar. Senat: die Wahl der drei lebenslänglichen 
Senatoren ergibt wieder kein Reſultat. Die Gruppen der Reaction 
ſind unter ſich noch immer nicht einig. 
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17. Februar. Die „Amtszeitung“ veröffentlicht eine Note 
des Inhalts, daß die Altersclaflen von 1866 und 1867 ber Terri— 
torialarmee im Laufe der Jahre 1878 und 1879 einberufen werden 
follen. Die Einberufung von 1878 wird fich auf die Infanterie 
und Wrtillerie-Truppen der beiden Alteräclaffen mit ihren Offizieren 
und Unteroffizieren bejchränfen, und vom Frühling ab bataillons— 
weife für die Infanterie, batterieweife für die Artillerie erfolgen. 
Nächſtes Jahr Jollen dagegen die Mannjchaften, die noch nicht ge= 
dient haben und einer längeren Uebungszeit bedürfen, an die Reihe 
fommen. | 

19. Februar.. Senat: die reactionären Gruppen haben fich 
endlich geeinigt. Die Cenatorenwahlen fommen zu Stande: der 
Legitimift Baragnon wird an erjter Stelle mit 140 Etimmen zum 
Senator gewählt; Victor Lefranc, von der Linken, erhält 135 Stimmen. 
Da ijt 3. 3. das Verhältniß der Parteien im Senat. 

Kammer: genehmigt das Cultusbudget. Die von der Com— 
mijfion vorgejchlagenen Reductionen werden abgelehnt, die von der 
Negierung beantragten Ziffern aufrecht erhalten. Der Referent 
Boifjet fordert „die Kündigung des vor dreiviertel Jahrhunderten 
von einem Dejpoten Frankreich aufgezwungenen Goncordates“, wo— 
gegen Gambetta erklärt, das Concordat müſſe beibehalten werden, 
„10 lange e3 die Politik erfordere”. 


25. Februar. Kammer und Senat: genehmigen ein weiteres 
Zwölftel der directen Steuern. 


26. Februar. Senat: nimmt das erjte der von der Kammer 
potirten jog. Schußgejete (gegen reactionäre Gelüfte) betr. die Zeitungs— 
Golportage mit 164 gegen 95, aljo mit einer Mehrheit von 69 
Stimmen an. 


Ein fo günftiges Reſultat wird —— nicht ohne heißen Kampf er: 
reicht, und die eigentlich entjcheidende Abjtimmung findet eg bei dem von 
der Rechten gejtellten Amendement de Ravignan jtatt, welches nur mit 136 

egen 123 Stimmen abgelehnt wird. Auf diejes Amendement concentrirten 
ch alle Anftrengungen der Oppofition; es bezwedt nicht mehr und nicht 
weniger al3 durch die darin an die Ertheilung einer Gonceffion zur Col— 
portage gefnüpften Forderungen das Princip und die Tendenz des Gejehes 
indirect zu zerjtören, ja es iſt implicıte gegen die Preßfreiheit jelbft mit» 
gerichtet. Der Minifter Marcere und nad) ıhm Hr. Le Royer von der Linken 
entwideln mit großer Klarheit, daß das Votum jenes Amendement3 die Ver: 
werfung des Gejeges in fich ſchließe, da natürlich die Kammer dasjelbe in 
diefer Verftümmelung niemals annehmen werde. Der Erfolg des Tages aber 
gebührt Hrn. Dufaure. Er tritt in energifchiter Weiſe für die Regierungs— 
vorlage ein und appellirt an den gefunden und politijchen Sinn des Senats, 
ein Gejeg nicht abzulehnen, welches das directe Gegentheil eines Parteigeſetzes 
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ei und wodurch das Minifterium eine ihm augenblidlid; noch zu Gebot 
tehende jcharfe Waffe aus den Händen gebe. „Wollten wir davon Gebraud 
machen — jo ruft der Minifterpräfident der Nechten zu — „jo wäre es 
uns ein Leichtes, Sie jeht ebenfo jeufzen zu machen, wie wir während meh: 
rerer Monate unter dem Druck unſerer Vorgänger haben feufzen müſſen.“ 
Diejer deutliche Wink Dufaure's bringt doch einige Senatoren zum Rad): 
benten, und fo fällt denn gegen eine Mehrheit von 13 Stimmen das Amen: 
dement Ravignan. Damit ift der Sieg für das Cabinet errungen und das 
Votum über das ganze Geſetz präjudicirt. Der größte Theil der Bonapar: 
tiften ftimmt nunmehr dafür: Iehtere hatten überhaupt nur ungern Oppos 
fition dagegen gemacht, da fie ſich fagten, daß die Colportage-Freiheit ſchließ— 
lich auch bex — ihrer eigenen Parteipreſſe bloß nühen fönne. 


1. März. Kammer: verhandelt über die Prüfung der Wahl 
Granier’3 de Gafjagnac im Departement Vaucluſe. Gaflagnac erregt 
dabei furchtbaren Scandal, indem er den 16. Mai als einen jchüler- 
haften Verſuch jchildert und den MarjchallPräfidenten ſelbſt mit 
MWegwerfung behandelt. 


Unter Anderem ruft er aus: „Wenn man einen 16. Mai unternimmt, 
muß man wiffen, wohin man geht. Man macht mir den Vorwurf, daß 
auch ich meinen Antheil am 16. Mai hatte. Das ift nicht wahr, und wenn 
wir Jmperialiften einen 16. Mai ins Werk jehten, jo jicht er etiwad anders 
aus und heißt Brumaire oder December.” Marcou: Das ift ja die Apo— 
logie de3 Verbrechens. Caſſagnac: Ihnen gegenüber gibt es feine Ver: 
brechen, jondern nur Pflichten. Und wieder: „Die 363 Republifaner hätten 
nicht wiederfommen können, wenn der 16. Mai praftiicher ins Werk geſetzt 
tworden wäre. Aber der Marjchall hat ihn allein gemacht, die HH. Fourtou, 
Brunet, de Broglie, waren daran unschuldig, und man kann fich leider nicht 
verhehlen, daß es ein ganz unintelligentes Glaborat war.” Der Präfident 
erinnert Gaffagnac an die Achtung, die er dem Präfidenten der Republif 
ſchuldig ijt und fordert ihn auf, feinen Ausdruck zurüdzuziehen. Caſſagnac 
thut die. Wenn der 16. Mai praftifcher geweſen wäre, fo hätte er bie 
nn eg an fich herankommen laffen und in diefem Falle das 
Land für fich gehabt. So hat er nur die confervative Partei geopfert; er 
war ein Abenteuer und ein Verbrechen, denn er hat 20,000 Beamten Ver: 
ſprechungen gemacht, die alles für ihn einfekten und dann im Stiche gelaffen 
wurden. Präfident Grévy ruft den Redner zur Ordnung. Gaffagnac fährt 
troßdem in demfelben Style weiter fort. 


2. März. Der Schulreformplan bes Unterrichtsminifters Bar- 
dour tritt endlich in deutlichen Umriſſen hervor. 


Hundert Millionen Franken figuriven auf dem Budget der Republit 

r Erbauung neuer Schulhäufer; die Unentgeltlichteit des Volksunterrichtes 
oll zur That werden; die Gründung don Lehrerbildungsanjtalten in den 
einzelnen Departements ift durch einen Geſetzesentwurf des Unterrichtämini: 
fterd Bardour in Ausficht geftellt; die Wahl der Lehrer, bisher eine ber 
Befugniſſe des Präfecten, wird in die Hand der 15 Academie-Rectoren des 
Landes — Der letzte Punct begegnet der ſchärfſten Kritik. Bei circa 
36,000 Elementarſchulen fielen auf jeden der 15 Rectoren ca. 2200 Ernen— 
nungen bon Lehrern. Dieſes Beharren bei den bisherigen —— 
Beſtrebungen iſt dazu angethan, jede ſelbſtändige und freie Geſtaltung bes 
Schulweſens ernſtlich in Frage zu ſtellen. Den Gemeinden muß eine gewiſſe 
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Autonomie überlaffen werden, damit fie mit Luft und Freude an der Hebung 
der Schulen arbeiten. Denn es ift auch eine große Laſt, die ihnen über: 
burbden wird, da man bereit3 berechnet, daß nicht weniger ala 20,000 neue 
Schulhäufer erbaut werden müffen. 


2. März. Kammer: der Handelsminijter hat den ihm zu— 
gemutheten Antrag auf 2Oprocentige Erhöhung des allgemeinen Zoll« 
tarifs nicht eingebracht und wird ihn nicht einbringen. 


Sämmtliche Minifter halten fi an den Antrag des oberften Raths 
Tür Handel und Jnduftrie: die Bertragszölle von 1860 al3 allgemeinen Tarif 
beizubehalten. Die rein fiscaliichen Zölle, 3.3. auf Eolonialwaaren, haben 
ohnehin jchon die allgemeine Steuererhöhung erfahren. Schubzölle für Fabri— 
fanten erjcheinen als unjtatthaft in einem Yande, twelches, ungeachtet der all: 
gemeinen Kriſis, noch jährlich Fabricate im Betrage von zwei Milliarden 
Francs ausführt und deren nur für 450 Millionen einführt. 


3. März. Es finden wieder 17 Ergänzungswahlen zur Kam— 
mer ftatt und werden 10 Republifaner und 4 Gonfervative gewählt; 
für 3 Site find Stichwahlen nöthig, die am 17. März alle 3 auch 
noch auf Republikaner fallen. Ueber Wahlbeeinfluffung feitend der 


Regierung oder der Beamten wird von den Unterlegenen jelbjt nicht 
geflagt. 


5. März. Das orleaniftiiche Organ, der „Soleil“, bringt 
eine Erklärung, in welcher angezeigt wird, daß ungefähr 20 Gon= 
jtitutionelle fi) von der Rechten des Senats getrennt haben, um 
die Politif der Regierung zu unterjtüßen, fo daß im Senat fortan 
der Linken die Mehrheit angehören würde. 


7.—15. März. Kammer: Große Eifenbahndebatte über den 
Geſetz-Entwurf Freycinet betr. Ankauf einer Anzahl nothleidender 
fleinerer Bahnlinien im Betrage von 500 Millionen. Gin Antrag 
auf Bertagung wird mit 340 gegen 171 Stimmen abgelehnt, in die 
Spezialdebatte eingetreten und in diefer der ganze Entwurf zum 
Beſchluß erhoben. 


Mit großer Spannung ſah man dem Auftreten des Minifter der 
Öffentlichen Arbeiten entgegen, welcher mit der gewaltigen Autorität eines 
Rouher eine Lanze brechen folltee Der Triumph des Hrn. de Frehycinet ift 
indeß ein vollftändiger, entjcheidender und wohlverdienter. Die Perjönlichkeit 
Freycinets ift eine aus dem lebten Kriege her regel jedermann weiß, 
daß der bis dahin nur in engeren Kreilen eines hohen fachmänniſchen Rufes 
genießende Ingenieur die rechte Hand Gambetta’3 während der Periode der 
Nationalvertheidigung war, und daß ihm an biefem Heroifchen, wenn ſchon 
erfolglojen, Werk ein jehr großer Antheil gebührt — ein Antheil, welcher 
anfang arg mißfannt und ſelbſt verleumdet, erſt durch ſpätere Enquete— 
Berichte der Nationalverfammlung an das rechte Licht gezogen worden ift, 
und von einer ruhigeren, unparteiifchen Geſchichtsforſchung wohl erft nad) 
einem vollen Werthe beurtheilt werden wird. Herr de Freycinet ift eine 
* elegante, jchmächtige Erſcheinung von Mittelgröße; fein Organ erſcheint 
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als ziemlich ſchwach, jedenfalls nicht geeignet für erregte und lebhafte par: 
lamentarijche Debatten ; feine — — iſt frei, ungezwungen, gewählt 
und getragen von jener Sicherheit, welche die vollſtändige Beherrſchung des 
Stoffes dem Redner verleiht. Sein ganzes Auftreten iſt ein entſchieden 
ſympathiſches und angenehmes, und dieſer Eindruck wird noch geſteigert durch 
ein ſich unwillkürlich von jelbjt geltend machendes Gefühl, dat man ſich Hier 
einem Mann gegenüber befinde, der weiß, was er will, und einer Perſön— 
lichkeit, in deren Kopf Ideen und Pläne reifen, welche nicht nad) gewöhn: 
lihem jchablonenhaften Dlaßftabe zu bemefjen find. Nach wenigen einleiten: 
den Worten geht der Minifter gleich medias in res und beleuchtet in mehr: 
jftündigem lichtvollen Bortrag alle Seiten der Frage. In kurzen Zügen gıbt 
er eine hiſtoriſche Darftellung diefer Bahnen und ihrer Wichtigkeit für das 
allgemeine Intereſſe, dabei auch in discreter Weiſe die ftrategifche Bedeutung 
betonend, woran er dann die weitere Frage über die Angemefjenheit des ſti— 
pulitten Kaufpreijes jchließt. Hiebei weist der Minifter zugleich als mit 
der moralifchen Würde des Staat3 unvereinbar den Einwand zurüd: warım 
dieſer nicht die Yaillite jener Bahnen abwarte und dann zur Uebernahme 
derjelben von den drafonischen Vorrechten Gebrauch mache, die ihm alte ge 
jegliche Beitimmungen einräumten? Dieß ift einer der Hauptpuncte in der 
Argumentation der Gegner, welche in den Vorlagen eine ungerechtfertigte 
Belajtung des Budgets erbliden oder, wie Hr. Rouher, geradezu auf eine 
darin enthaltene Gejchesverlegung me In Betreff des ferneren An: 
fauf3 anderer —— die ſich in ähnlicher Lage befinden und deren 
Rückkauf durch den Staat Rouher als eine nothwendige zwingende Folge 
dieſes erſten Schrittes darſtellt, ſpricht der Miniſter ſeine Auſicht dahin aus: 
daß in jedem einzelnen Falle die Bedeutung der Bahn für das allgemeine 
ſtaatliche Intereſſe der maßgebende und durchſchlagende Grundſatz ſein müſſe. 
Dieß führt ihn dann auf die Cardinalfrage: ob Staatseiſenbahnen, ob Pri— 
vatbahngeſellſchaften? Hr. de Freycinet legte in dieſer Hinſicht ſeinen Aus— 
führungen eine gewiſſe Reſerve auf. Wenn er ſich gleich unzweideutig als 
Anhänger des erſteren Syſtems bekennt, ſo nöthigt ihn doch eine kluge Rück— 
ſichtnahme auf den mächtigen Einfluß der großen franzöſiſchen Eiſenbahn— 
compagnien und auf die ihm nicht unbefannten günftigen Dispofitionen auch 
eines Theils der Republikaner für die lefteren, nicht bloß zu anerfennenden 
"Bemerkungen über diefe monopolifirten Gejelljchaften, jondern jelbjt zu dem 
Seftändnip: e3 ſolle vorerft die Verwaltung der angefauften Bahnen nur 
eine prodiforifche und verfuchsweije fein, ohne damit der jpäteren Entſchei— 
dung über die Sache jelbjt, über das leitende Princip der zu befolgenden 
allgemeinen Eiſenbahupolitik zu präjudiciren, Der lebte Theil der Rede des 
Minifters gilt dem Zufammenhang des in Berathung ftehenden Geſetzes mit 
den projectirten Neubauten zur VBerbollftändigung des franzöfifchen Eijen: 
bahnneges, diefen dom Land und von der Induſtrie mit jo großen Hoff: 
nungen und Erwartungen begrüßten Arbeiten! Eins ftehe und falle mit 
dem anderen. Eine jede DVertagung oder Verwerfung des heutigen Entwurfs 
müſſe und werde deßhalb das Vertrauen im Land und den Aufſchwung der 
Geſchäfte auf das ſchwerſte treffen; die Widerfacher jeiner Vorlagen wühten 
folches jehr wohl, und micht fachliche Gründe allein bejeelten ihre Oppofition. 
Damit Hat der Minifter feine Sache gewonnen; es gelingt Hr. Ronber, 
ber noch einmal das Wort ergreift, nicht, die Beweisführung des Minifters 
zu erjchüttern. 


10. März. Kammer: dev neue Generalgolltarif-Entwurf wird 
vertheilt. Die Regierung vertritt die Anficht: Frankreich müſſe an 
dem im Jahr 1860 eingeführten Syjten des Freihandels fejthalten. 
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Der neue Entwurf nimmt als höchſte Grenze der Tarifirung der 
Zufunft die Säße an, die bei der Reform von 1860 ala die Grenze 
ber möglichen Herabjegung betrachtet wurden. Doch findet eine 
Ausnahme für einige noch nicht befteuerte Verzehrungsgeaenftände, 
die neu tarirt, und für andere, die erhöht werden follen, ſtatt. Es 
wird beantragt, den Einfuhrzoll auf Baummwollengaın um ein 
Zehntel zu erhöhen, da die franzöfifche Baumwollen-Induſtrie mehr 
als jede andere durch die Goncurrenz der amerifanifchen Fabriken 
betroffen jcheint. Zur Vereinfachung des Verfahrens der Erhebung 
beantragt der Entwurf, die Werthzölle durch ſpecifiſche Zölle zu er— 
jegen. Die Kammer full einen Ausfchuß von 33 Mitgliedern zur 
Prüfung dieſes wichtigen Geſetzentwurfs ernennen. 

10. März. An diefem Tage findet in Paris ein öffentlicher 
Bortrag über die altkatholifche Bewegung in Deutjchland, der 
Schweiz und Defterreich ftatt. Es ift dieß feit dem Goncil von 1870 
da3 erſte Mal, daß ein liberaler Katholit von der Schule Monta— 
lembert’8 und des P. Hyacinth Erlaubniß erhält, öffentlich über 
dieſe Bewegung zu fprechen, deren Umfichgreifen in Frankreich bisher 
nur don den Greigniffen verhindert worden ift, ein neuer Be— 
weiß von der freifinnigen Richtung des Minifteriums. 


11. März. Zwiſchen dem Unterrichtsminifter Hrn. Barbour 
und der Kammercommilfion ift in Betreff der Unentgeltlichkeit des 
Volksſchulunterrichts eine Kleine Meinungsdifferenz entjtanden. Wäh— 
rend der Minifter die facultative Unentgeltlichfeit vertheidigt, aus 
finanziellen Rüdfichten auf die Gemeinden, denen die Gründung und 
Erhaltung der zahlreichen projectirten neuen Schulen gejeßlich zur 
Vorſchrift gemacht wird, bejteht die Commiſſion darauf, daß das 
Geje die obligatorifche Unentgeltlichkeit des Volksunterrichts aus— 
Ipreche. Eine Einigung über diefen Punct dürfte fich finden Lafjen. 

12. März. Kammer: der Kriegaminijter legt derjelben den 
Entwurf eines Gejeßes für eine neue Organifation des Generalftabs 
vor. Derjelbe ift kurz, Klar, einfach und ganz nach preußiſchem 
Mufter bearbeitet. 

Die Regierung dringt, da das Ausgabebudget votirt ift und 
bereit3 dem Senate vorliegt, darauf, daß nun auch das Einnahme 
budget baldigjt auf die Tagesordnung gejeßt und vor dem 1. April 
ganz, nicht ſtückweiſe in Zwölfteln, erledigt werde. Die Reaction 
ift nicht mehr zu fürchten: die reactionären Parteien find für fich 
ohnmächtig und dev Marjchall-Präfident, der von ihnen nachgerade 
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ichonungslos behandelt wird, hat es fatt, ihnen zum Werkzeug zu 
dienen. 

15.—18. März. Senat: nimmt auch das zweite jog. Schuß 
gefeß (gegen veactionäre Gelüjte) betr. Berhängung des Belagerungs- 
zuftandes durch die Regierung nur mit Zuftimmung der Kammer 
mit 153 gegen 100 Stimmen an. 


16. März. Sammer: genehmigt einen Eredit von 32 Mill., 
um den alten Plan, die Seine von Paris bis Havre für Seeſchiffe 
fahrbar und damit Paris gewiljermaßen zu einem Ceehafen zu 
machen; ferner 45 Mill,, um die Seine und die Rhone jo zu canali= 
firen, daß Marjeille und Havre durch eine unmittelbare Wafjer- 
ftraße verbunden werden. Die Republik ſoll fich nach dem Plane 
Freyecinet's dadurch befejtigen, daß fie fich nach allen Eeiten nützlich 
erweist und dasjenige wirklich ausführt, was frühere Regierungen 
nur geplant Hatten. 


18. März. Die „impoſante Demonftration“, die einige radi— 
cale Ultras zu Gunften der Amneftie am Jahrestage des Commune— 
Aufitandes veranjtalten wollten, ift nicht zur Ausführung gekommen; 
die Nadicalen von Belleville find auf dem beiten Wege „Oppor= 
tuniften“ à la Gambetta zu werden, und Hatten ich gegen eine 
Öffentliche Manifejtation erklärt, welche „dem gedachten Zwede eher 
Ichädlich als förderlich fein würde.“ Man nimmt bereits an, daß 
das Jahr ohne Gonflicte und Grifen verlaufen werde. Mit Aus 
nahme des Amneſtiegeſetzes iſt keine politifche Frage mehr auf dem 
Zapet, und wenn über dasſelbe feine Einigung erzielt wird, jo fann 
die Regierung die wegen Preßvergehen verhängten Strafen auf dem 
Gnadenwege einzeln erlafjen und jo der republifanifchen Partei die 
verlangte Genugthuung leijten. 


19. März. Kammer: Die Bureaur wählen eine Commiffion 
von 33 Mitgliedern zur Prüfung des Geſetzentwurfes betr. einen 
neuen Bolltarif. 


Die Mehrheit derjelben ift halb und Halb ſchuhzzoͤllneriſch: fie ift der 
Meinung, daß Frankreich 1 Angeficht? der gegenwärtigen wirthichaftlichen 
Grife zurüchalten und nicht jofort alle feine VBortheile preisgeben müfje, um 
bei Abſchließung von Handelöverträgen, welchen der Zolltarif als Grundlage 
dienen müſſe, in nugbringender Weiſe pactiren zu können; fie verlangt daher, 
ohne fich für Schußzoll im Allgemeinen zu erklären, compenjatorijche Ab: 
gaben und eine vorgängige Unterfuchung über die Lage der Induſtrie. Die 
Regierung ift dagegen entjchieden gegen irgend welche Art von Schutzzoll⸗ 
ſyſtem und die Majorität der Kammer eher freihändleriſch geſinnt als nicht. 
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Mitte März. Die unvderbeflerlichen clericalen Ronapartiften, 
wie der Duc de Padoue xc., trennen fich von der Partei, um der 
firchlichen Fahne der confervativen Goalition, die nur noch aus 
Syllabiften und Ultra-Royaliften befteht, getreu zu bleiben. Die 
Bonapartijten der HH. Rouher und Gaffagnac reſumiren die neuefte 
Chiſlehurſter Hofpolitit in dem Saß: „Faire de la d@mocratie à 
outrance.“ Der Marjchall Mac-Mahon, welcher feine Erwählung 
der für immer gefprengten Goalition verdankte, muß, nachdem er 
allen Boden und Halt feines Urſprungs verloren hat, aufrichtiger 
al3 je, wie die Orleaniften, fich der republifanifchen Landesmehrheit 
und Parlamentsmehrheit anjchließen, da die Jmperialdemofratie und 
die bonapartijtiichen Faiſeurs der démocratie à outrance feinen 
Platz für ihn erübrigen. 

21. März. Kammer: genehmigt in Einer Sitzung das ganze 
Ginnahmebudget mit 428 gegen bloß 3 Stimmen. Die äußerjfte 
Linke enthält fi) der Abjtimmung. Louis Blanc erklärt indeß aus» 
drüdlich, daß darin fein Act der Weindjeligkeit gegen das Mini- 
fterium gejehen werden dürfe. 

Die Erklärung enthält ein beachtenswerthes Zugeftändiß. Die äußerfte 
Linke anerfennt damıt, mit den begreiflichen Rejerven, daß die Opportuni: 
tätspolitit Gambetta’3 und die gemäßigte Republik, wie die Gambettiften fie 
begreifen, von der Mehrheit des Landes gewollt und gebilligt werde; fie gibt 
zu, daß die jüngjten Wahlen ebenjo viele Niederlagen für den Radicalismus 
waren, und wenn ſchon mit ber Hoffnung einer |päteren Revanche, gefteht 
fie doch für den Augenblid ein, daß das allgemeine Stimmrecht gegen fie 
entjchieden hat. 

22.—25. März. Senat: genehmigt das Marinebudget, doc) 
unter Wiedereinfegung des von der Kammer geftrichenen Poſtens 
für die Marinegeiftlichen und jeßt auch den von der Kammer gleich® 
fall3 geftrichenen Poften von Fr. 140,000 an Stipendien für katho— 
Lifche Lehranftalten wieder in das Budget ein. Der Budgetausſchuß 
der Kammer bejchließt jofort, die Ablehnung dieſer Poſten neuer— 
dings zu beantragen, felbft auf die Gefahr eines Eleinen Gonflict® 
mit dem Senat. Die Trage ift controverd und Viele meinen, daß 
der Senat, als der Initiative bei der Budgetberathung entbehrend, 
zur MWiederherftellung von durch die Kammer gejtrichenen Etats— 
titeln fein Recht habe. 

27. März. Der Minifterrath bekräftigt neuerdings den Ent— 
ſchluß, ftricte Neutralität zu beobachten, an dem Congreß nur theil= 
zunehmen, wenn alle Mächte vertreten jeien, und dieje Haltung auf- 
rechtzuerhalten troß BVerführungen und Drohungen. Inzwiſchen 
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wenbet fich die republikaniſche Preffe und die öffentlihe Meinung 
fichtlich immer mehr England zu und von Rußland ab. 

28. März. Senat: genehmigt mit 157 gegen 135 Stimmen 
den Gejeß-Entwurf betr. die Amneſtie bezüglich der vom 16. Mai 
bis 14. Dec. 1877 begangenen Preßvergehen, doch unter Streichung 
ber beiden, angeblich für die Gonfervativen beleidigenden beiden 
Daten. 

Kammer: beſchließt, auf der Streichung der vom Senat wieder 
in das Budget eingejegten Poften für die jog. Ylotten-Almofeniere 
und kath. Seminarjtipendien zu beharren. 

29. März. Senat: gibt nach und acceptirt alle von ber 
Kammer im Ausgabebudget befchlofjenen Streichungen. 

30. März. Kanımer: Spuller beantragt, die Sigungen von 
Derfaille® wieder nach Pariß zu verlegen. Der Antrag wird an 
bie Abtheilungen gewiejen, und von diefen, nach lebhaften, ſtellen— 
weile ſogar Leidenjchaftlichen Debatten, die Gommilfion aus 10 Geg=- 
nern und nur Einem Freunde des Antrags (dem Antragiteller felbft) 
beftellt. Die Minifter hatten den Antrag auch ihrerfeits entſchieden 
befämpft. Spuller zieht Hierauf feinen Antrag felbft zurüd. Ein 
großer Theil der Kammern Hält die Rücdverlegung der Kammern 
nach Paris für verfaffungswidrig; die ängftlichite Verfaffungstreue 
iſt aber die feſte Burg der Republik. 


1. April. Kammer: fügt fich bezüglich des Amneftiegefeßes 
dem Senat und genehmigt dasfelbe mit der Modification des Senats 
vom 28. März. 

Die Kammer bewilligt 500,000 Fr. für Entfendung von Ar= 
beiterdeputationen zur bevorjtehenden Parifer Weltausftellung. 


— April. Die Bonapartiften Vergné de la FFaucconnerie 
und Leonce Dupont, bisher zwei der ftreitbarjten unter ihnen, be= 
fehren fich offen zur Republik, indem fie erklären, es fei offenbar 
aus mit dem Empire; die Nation denfe nicht mehr daran, fie wolle 
die Republik. Caſſagnac wirft ihnen dafür die Beleidigung an den 
Kopf: „Ihr Habt Hunger und Durft nach der Gewalt, nach Ehren- 
ftellen, nach allem, was eine fiegreiche Regierung bejcheeren fann? 
Bekehrt euch alfo ohne Ausflüchte und geht zum Teufel!“ 

2. April. Kammer: Der Finanzminifter Leon Say legt be- 
reits das Budget für 1879 vor: Einnahmen 2714 Millionen, Aus: 
gaben 2713 Millionen. Die Ausgaben für das Armeebudget find 
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um 14 Mill, die für die Marine um 3 Mill. vermehrt. Für die 
von Minifter reyeinet projectirten öffentlichen Arbeiten iſt ein 
Eredit von 248 Millionen Fr. eingeftellt. Das Budget beftätigt 
übrigen? die Nothwendigfeit, auf feine zu große Glafticität der Ein- 
nahmen zu rechnen; denn fie überfjteigen die Ausgaben faum noch 
um 1': Mill. Franken. Sie erfahren nämlich fchon eine Steuer- 
entlaftung von 28 Mill. Das ordentliche um 14 Mill. erhöhte 
und das außerordentliche KHriegsbudget betragen 553 Mill. + 187 
Mill. = 740 Mill.; die beiden Flottenbudget® 192 Mill. + 21 
Mill. = 213 Mill. Für Bauten beträgt das ordentliche nur 156 
Mill., das außerordentliche jedoch 248 Mill., zufanmen faft 405 
Mil. Die Republit erhöht immer noch das Unterrichtsbudget, 
nämlich um 4 Mill., alfo bis auf 57 Mill., und diefelbe Republif, 
welche den unconfejfionellen Character des Staats vertirflichen will, 
erhöht das Gultusbudget abermals, bis zu 53 Mill., alfo zu einer 
Höhe, wie es dagjelbe niemals, auch nicht, ala noch Elfaß-Lothringen 
zu Frankreich gehörte, gehabt Hatte. 

7. April. Erſatzwahlen für 15 Deputirte in 15 verfchiedenen 
Departements. Es werden 14 Republifaner gewählt und nur für 
Einen Siß iſt eine Stichwahl nöthig. Die Conſervativen geftehen 
ſelbſt, daß die Nation augenblicklich entjchieden die Republik wolle 
und daß vorerft gegen die Strömung unmöglich aufzutommen fei. 


8.—15. April. Seſſion der Generalräthe, die ihre Arbeiten 
Jämmtlich überrafchend fchnell erledigen. Das „Zournal des Debats“ 
macht darüber die Bemerkung: 

„Zum erftenmal vielleicht jeit fieben Jahren hat der Zufammentritt 
unferer — — zu keinem bemerkenswerthen Zwiſchenfall An— 
laß gegeben. Keine wichtige Rede iſt bei der Eröffnung der Seſſion gehalten 
worden. Faſt alle Präſidenten und Präfecten haben ſich begnügt, in wenigen 
Worten auf die Beilegung der großen politiſchen Kämpfe hinzuweiſen, wo— 
rauf man raſch zu der Erledigung der Departementalangelegenheiten ſchritt. 
Nach ſo vielen Aufregungen ſehnt ſich Frankreich nach Ruhe, und ſobald ſie 
ihm gewährt wird, beeilt es ſich, ſie zu genießen und ſo ſeine geſchwächten 
Kräfte wiederherzuſtellen.“ 

10. April. Kammer: genehmigt folgendes ihr vom Unter— 
richtsminiſter vorgelegte Geſetz betr. Schulhausbauten: 

Tit. J. Von — die ————— von Schulgebäuden be— 
ſtimmten Geldmitteln. Art. 1. Dem Unterrichtsminiſter wird eine in fünf 
Jahresraten von 1878 ab zahlbare Summe von 60 Millionen Francs zur 
Verfügung geſtellt, um unter die Gemeinden behufs Verbeſſerung oder Bau 
ihrer Schulgebäude und Ankauf des Schulmobiliars vertheilt zu werben. 
Eine weitere, in derjelben Weiſe zahlbare Summe von 60 Mill. — 
wird ben Gemeinden auf die Anleihen, die fie zu dem gleichen Zwecke aufs 
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zunehmen ermächtigt find, ala Vorſchuß geleiftet. Art. 2. Zu den dem 
Minifter bewilligten Summen treten dann noch die Leitungen der Genecal: 
räthe. Art. 3. Nur diejenigen Gemeinden, gar zuvor die mit ihrer —— 
lage vereinbarten Opfer gebracht haben und außer Stande find, die geſammte 
Ausgabe zu decken, werden zur Subvention des Staates zugelafjen. Sie Hasen 
ihre Gefuche an den Präfecten zu richten, der fie zu prüfen und mit matt: 
virtem Gutachten an den Unterrichtäminifter zu leiten hat. Art. 4. Auf 
Grund der Pläne und Voranſchläge beitimmt darauf der Unterrichtsminifter 
die Quote und Zahlungsfriften der Subvention. Art. 5. Die bewillig:en 
Subventionen find für die Gemeinden erft dann befinitiv geivonnen, wenn 
fie nachgetwiefen, daß fie ſchon aus — Mitteln das Mögliche für die 
Schulgebäude gethan haben, und daß die Arbeiten ſpäteſtens binnen zwei 
Jahren in Angriff genommen worden ſind. Nach Ablauf dieſer Friſt iſt die 
Subvention verwirkt. Art. 6. An dem Vorſchuß von 60 Millionen können 
alle Gemeinden Antheil nehmen, auch folche, die vom Staate oder dem De 
partement feine Subvention beziehen. Zu den Anleihen bedarf es der Er— 
mächtigung durch ein Gefeß, Decret oder Präfectur:Erlaf. — Zit. I. Bon 
ber Schulbaufajje. Art. 7—13. — Tit. II. Bon der Pfliht zum 
Bau der Schulhäufer Art. 14. Sobald die competente Behörde die Er— 
richtung einer Schule in einer Gemeinde angeordnet hat, fallen die Bau: 
und Einrichtungsfoften von rechtswegen der Gemeinde zur Laſt. Handelt es 
fi um eine Schule für zwei oder mehrere Gemeinden, fo wird der Antheil 
einer jeden an der Ausgabe durch ein befonderes Reglement beſtimmt. 
Art. 15. Wenn der Gemeinderath feine Zuftimmung verweigert, werden die 
Koften durch Präfectur-Erlaß von Amtswegen beftritten, nöthigenfalls mit 
Hilfe einer Anleihe bei der Schulbaufaffe, die dann durch eine bejonbere, 
der Gemeinde durch ein Decret aufzuerlegende Steuer gededt wird. 


27. April. Erſte Einberufung der Landwehr: die Gadres des 
erften Bataillons jedes der 145 Infanterie Regimenter und die 
Gadres der zu der erjten Serie gehörigen Batterien rüden ein und 
werden von den Gadres der Infanterier und ArtillerieeRegimenter 
des activen Heeres empfangen — mehr ala 100,000 Mann. Das 
mit einiger Spannung erwartete Refultat ijt ein ſehr befriedigendes 
und die Prefje ſpricht fich denn auch jehr befriedigt aus: 

„Bon der einberufenen Mannſchaft des Territorialheeres beträgt ber 
Abgang der nicht eingetroffenen Yndividuen nicht 1 Procent. Die rafche 
Berbrüderung zwifchen den Landiwehroffizieren und den Offizieren des activen 
Heeres läßt nichts zu wünjchen übrig. Alles was die Einfleidung, Ein: 
veihung, die Vorftellung der Offiziere und Unteroffiziere, endlich die erften 
Uebungen betrifft, ging glücklich und vortrefflich von jtatten. Noch ein paar 
Jahre, und die franzöfiiche Landwehr befteht in des Wortes weiteſtem Sinn, 
und die bewaffnete Nation auf dem Boden einer friedlichen und freifinnigen 
Demokratie wird feine Chimäre fein.“ 


1. Mai. Teierliche Eröffnung der Weltaugjtellung in Paris 
durch den Marjchall » Präfidenten. E83 Haben fich dazu auch der 
Prinz von Wales und der Prinz Amadeus von Italien eingefunden. 
Nede des Handelöminijterde. Bei einem darauf folgenden Bankett 
hält der Prinz von Wales eine Rede, die für Frankreich nicht 
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fchmeichelhafter fein könnte. Die Republit glaubt, die Auäftellung 
auf ihre Rechnung feßen zu dürfen und ſowohl die Regierung ala 
die republifanifche Partei thun alles Mögliche, was zu einem Erfolg 
derjelben nur immer dienen möchte. 

2. Mai. Eröffnung des internationalen Poftcongrefjes in 
Paris. 

Finanzminiſter Leon Say eröffnet ihn mit einer Ansprache, in welcher 
er auf den inneren Zufammenhang feiner Aufgabe mit dem großen Welt: 
ausftellungswerfe hinweist. „Die Poftunion“, jagt er, „iſt das Band jener 
internationalen Beziehungen, welche die Weltausftellung von 1878 noch enger 
fchließen joll. Sie will aus allen civilifirten Staaten ein einziges Poftgebiet 
machen, wie die Ausftellung aus ihnen für ſechs Monate ein einziges wirth: 
fchaftliches Gebiet macht. Unſere Union verwirklicht einen der bedeutenditen 
Fortſchritte, welche die modernen Völker zur Ausdehnung ihres Verkehrs be: 
werfjtelligen jollten, einen jener erftaunlichen Fortſchrilte, den viele Leute 
in das Gebiet der Utopien verwiejen, als einer unjerer ausgezeichnetſten 
Gollegen, Hr. Dr. Stephan, mit gewohnter Sicherheit des 3— ſeine 
erſten Grundlagen legte. In meinen Augen iſt es eine Ehrenſache für Frank— 
reich, welches wegen der mit der Regelung ſeines Budgets verbundenen 
Schwierigkeiten in der erſten Phaſe ihrer Exiſtenz zurückgeblieben war, dann 
ſpäter entſchloſſen an Ihrer Seite, bisweilen ſogar an Ihrer Spitze ge— 
ſchritten zu ſein, als es galt, Ihr Princip weiter zu entwickeln. Unſere 
innere Reform, deren praktiſche Durchführung geſtern, den 1. Mai 1878, 
begonnen hat, geſtattet uns fortan, zu den eifrigſten Mitarbeitern an dem 
von Ihnen unternommenen Werk zu zählen.“ Der Miniſter erinnert daran, 
daß dießmal Vertreter ber außerhalb der Union ſtehenden Länder zum Con— 
greß eingeladen jeien, und er beantragt, denjelben eine confultative Stimme 
einzuräumen. 


5. Mai. Es finden wieder 6 Ergänzungswahlen zur Kammer 
ftatt und werden 4 Republifaner, 2 Bonapartiften gewählt. Die 
363 find nun bis auf Einen wieder vollftändig: bald wird die re= 
publifanifche Mehrheit der Kammer auf 370 gelangen. 

6. Mai. Kammer: genehmigt einftimmig einen von Gambetta 
eingebrachten Gejeg-Entwurf betr. Erhöhung der Dffizieröpenfionen. 

7.—10. Mai. Senat: genehmigt auch jeinerjeit?, erſt nach 
dreitägiger heißer Debatte, aber jchließlich mit 189 gegen 74 Stim— 
men den vom Bautenminijter de Freycinet als erjten Theil feines groß» 
artigen Planes beantragten und von der Kammer bereit3 genehmigten 
Ankauf einer Anzahl nothleidender aber wichtiger Eleinerer Bahnen 
um den Kaufpreis von 500 Mill. Fr. 

Die frühern Minifter Buffet und Caillaur, ſowie Bocher, ein hervor: 
ragendes Mitglied der conjtitutionellen (orleaniftifchen) Partei, machen bie 


größten Anftrengungen, das Projekt zu Falle zu bringen oder durch ihre 
„Berbefferungsanträge” wenigſtens zu verjichlechtern; aber es ift ein ver: 


gebliches Bemühen. Es ift gerade 154 bei diejer Debatte flar geworben, 
daß die Mehrheit der Rechten aufgelöft und ihre Oppofition gegen die res 


publifanifche Regierung ohnmächtig if. Denn das Projekt be Freycinet's 
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ift ein jo fühnes Unternehmen, dab bei den Fyreunden des Ministers die Be 
forgniß, manche Senatoren der Linken davor zurüdjchreden zu jehen, größer 
war, al3 die Hoffnung, einen Theil der Rechten dafür zu gewinnen, zumal 
e3 fein Geheimnik war, daß jelbjt der Finanzminifter Leon Say feine ſchweren 
Bedenken dagegen hatte, da3 Land mit 4 Milliarden neuer Schulden zu be: 
laften. Die Art und Weife, in welcher jedoch auch er für diejelben im Senat 
eintritt, beiveift, daß eine vollftändige Hebereinftimmung im Schoße der Re— 
gierung ſowohl als auch zwiſchen diefer und der republifaniichen Mehrheit 
über alle Principien und Fragen der Finanz- und Verkehrspolitik befteht. 
Die überrafchend große Mehrheit aber, welche ſich Ichlieklich im Senat für 
die Projekte des Hrn. de Freycinet zufammenfindet, ift ein ſprechender Beweis 
dafür, daß dor einer nur das Geſammtwohl des Landes in? Auge faſſenden 
und dieſes mit der Kraft einer tiefen Meberzeugung vertretenden Politik jelbft 
die Hartnädigften reactionären und feindfeligen Tendenzen am lebten Ende 
nicht Stand zu halten vermögen. Iſt daher de Freycinet augenblidlich gewiſſer— 
* der Held des Tages, ſo hat der Bautenminiſter dieſen Triumph auch 
verdient. 


11. Mai. Kammer: beſtellt die Budgetcommiſſion für das 
Budget für 1879; Gambetta wird wieder Präfident derſelben. Gam— 
betta übernimmt den Borfiß mit folgender Anfprache: 


„Wir haben einen Feldzug hinter uns, ber, wenn auch nicht lang, 
doch ſchon von fruchtbaren Refultaten gefrönt war. Dank dem Zujammen= 
wirken aller, der Haltblütigfeit, Geduld und Arbeitäliebe des Landes, konnten 
wir ſchwere Zeiten, die jett, Gott jei Dank, fern hinter uns Liegen, glücklich 
überftehen, und wir können jebt der Lage mit Ruhe ins. Angeficht bliden. 
Dieje KHrifis hat die bewundernswerthe Einigkeit Frankreichs unter der Aegide 
einer ruhigen, geielichen, ſtarken, fleißigen und friedlichen Republif dar: 
gethan. Wir wollen jeht, eg ferner dem Willen des Landes gehorchend, 
die Bahn, welche wir ſeit drei Jahren eingefchlagen haben, twieder aufnehmen 
und unferem Werke mit demjelben Eifer obliegen wie in den früheren Sej: 
fionen. Zwei leitende Gedanten ſollen una dabei aufrecht erhalten: eritlich 
wollen wir nichts verjäumen, um zu der Größe, dem Gedeihen und Fort— 
— unſeres theuren Vaterlandes beizutragen; zweitens wollen wir un: 
abläſſig darauf bedacht ſein, die auf den Steuerpflichtigen ruhenden Laſten, 
welche das Vermächtniß der Unglücksſchläge des Kaiſerreichs ſind, nach Mög— 
lichkeit zu erleichtern, wobei wir jedoch die Pflege der großen Intereſſen des 
Landes mit der Schonung ſeiner reellen Hülfsquellen in Einklang bringen 
müſſen. Dieſe unſere Aufgabe ift ſchon jetzt eine leichtere; die Lage ſtellt ſich in 
tröſtlicheren Farben dar. Wir ſtehen Miniſtern gegenüber, die unſer ganzes 
Vertrauen beſitzen, und unter denen man Männer von hoher Befähigung 
findet, welche ihren Beruf zu den ihnen anvertrauten Dienſtzweigen ſchon be— 
währt haben. Noch ein anderer Gedanke iſt bei unſeren Berathungen ſtets 
leitend geweſen und drängt ſich uns heute, da davon die Rede iſt, den Liqui— 
dationsconto unſerem Jahresbudget einzuverleiben, * gewichtiger auf: das 
iſt der feſte Wille der Kammer, die Wehrkraft Frankreichs mit allem aus— 
zuſtatten, deſſen ſie zu ihrer vollkommenen Entfaltung bedarf. Hier aber 
foınmt es darauf an, nicht das rechte Maß zu überſchreiten, und zwar alles 
mögliche zu gewähren, dabei aber doc dem großen Princip treu zu bleiben, 
über welches die Regierung, die Staatsmänner und das Land ſelbſt einig 
find, daß nämlich Frankreich ausjchlieklic einem Werke be3 Friedens und 
der Givilifation obliegt. Unter dieſen Aufpicien wollen wir in die Prüfung 
ber Bubdgetlage Frankreichs eintreten.“ 
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11. Mai. Der Parifer Gemeinderath bejchließt einſtimmig, 
auf dem Chateau d’Eau-Plat ein Standbild Boltaires errichten zu 
laſſen und der Enthüllung diefeg Denkmals in corpore beizuwohnen. 
Die Parijer werden aufgefordert, am 30. Mai, als dem Tage ber 
Voltaire-Feier, ihre Häufer zu beflaggen und zu ifluminiren. Dex 
Beſchluß findet in der öffentlichen Meinung nur getheilten Beifall. 
Biſchof Dupanloup tritt fanatifch dagegen auf und erflärt das Vor— 
haben, das Gedächtniß Voltaire’3 zu ehren, für einen „Scandal, 
eine blutige Verlegung alles deſſen, was in Frankreich katholiſch 
und chrijtlich ift.“ Die Glericalen regen die Idee an, am 30. Mai 
vielmehr da3 Andenken der Jungfran von Orleans zu feiern, die 
an bdiefem Tage von den Engländern al3 Here verbrannt wurde. 
Die Preſſe bemächtigt fich der Frage für und gegen mit leidenfchaft- 
licher Hite. Ein Zufammenftoß oder doch Unordnungen am 30. 
find nicht unmwahrjcheinlih. Die Regierung Jucht fie zu vermeiden. 
-Der Minifter des Innern, de Marcöre richtet ein Schreiben an ben 
Geinepräfecten, um ihn aufzufordern, den Beichlüffen des Parifer 
Gemeinderathes feine Genehmigung zu verfagen. 

Der Minifter gründet feine Verfügung auf 4 Punkte: 1) die Gentral- 
gewalt allein hat das Recht, die Ehren eines Öffentlichen Denkmals für eine 
berühmte Perjönlichkeit zu defretiren; 2) — der Gemeinderath beſtimmte, 
daß der Springbrunnen vom Chateau:d’Eau:Plabe entfernt werden ur hätten 
die vorſchriftsmähigen Erhebungen zum Schuße aller bei einer ſolchen Ver: 
änderung in Frage kommenden Rechte und Intereffen gepflogen werden 
müffen, was nicht gejchehen ift; 3) durch den Beichluß, in corpore einer 

eierlichkeit beizumwohnen, die nicht von ftaatäwegen veranjtaltet worden tft, 
berjchreitet er ganz offenbar jeine Befugniffe; desgleichen hat er 4) nicht 
das Recht, ſich mit irgend einer direften oder indirekten Mittheilung an das 
Publikum zu wenden, wie er gethan hat, indem er die Bürger aufforberte, 
am 30. Mai ihre Häufer zu beflaggen und zu beleuchten. „Sch bin über: 
eugt, ſchließt der Minifter, daß der Gemeinderath ſelbſt die Gerechtigkeit 
Bieter Bemerkungen anerkennen wird, welche mir von dem Gefühl der ben 
Geſetzen, welche ich zur Geltung zu bringen babe, fjchuldigen Achtung auf: 
edrängt werden, und daß er —* von der tiefen Störung, die aus gegen: 
Feitigen Uebergriffen der verjchiedenen öffentlichen Gewwalten erwachjen würde, 
Rechenichaft geben wird, Der Gemeinderath wird mit mir der Anficht fein, 
daß nichts für die Dejeftigung unferer Inſtitutionen verderblicher wäre ala 
Verwirrung der Gewalten, wogegen ihre Harmonie den glänzenditen Beweis 
dafür bieten wird, daß die Regierung der Republik die Prinzipien der Orb: 
nung und der allgemeinen Sicherheit verförpert.“ 


18. Mai. Kammer: der Bautenminifter de Freycinet bringt 
einen Geſetz- Entwurf ein, nach welchem das Tuilerienjchloß wieder 
aufgebaut werden ſoll. 


Nah dem Plane ſoll der mittlere Theil bes Palaftes, getrennt von 
den Ed:Pavillons, wieder hergejtellt und für ein Mufeum der modernen 
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Kunſt beftimmt werben. Ten Hof des Schloffes und einen Theil des Ga: 
rouſel-Platzes würde man in einen großen Garten umwandeln. Die Ge 
jammt£often find auf 6 Millionen Franc veranſchlagt. Für das laufende 
Jahr erbittet fi der Minifter nur einen Credit von 900,000 Fres. 

23. Mai. Der Gemeinderath von Paris, der auf die Pol: 
tairefeier am 30. Mat verzichten muß, bejchließt, auf den 14. Juli, 
den Jahrestag der Erjtürmung der Baftille, ein allgemeines Volke: 
feſt zu veranftalten. Allein auch dagegen erhebt die Regierung Ein: 
Iprache, indem fie 

dem Plane den Wortlaut des Gejehes und das Princip der Trennung 
der Gewalten entgegenhält: es jei Sache der Regierung, im Einvernehmen 
mit den Kammern die Daten für öffentliche Feſte zu bejtimmen, und das 
Datum vom 14. Juli mit feinen revolutionären Erinnerungen ſei überdich 
durchaus nicht glücklich gewählt, zumal in dem Augenblide, da die Welt: 
ausftellung eine Menge von Fremden aller Nationen nad) Paris führe. 
Eine Unterredung zwiſchen dem Vorftand des Gemeinderath3 wird beiderieits 
in ſehr verbindlichen Tone geführt; aber die Vertreter der Stadt müſſen 
fi unverrichteter Sache entfernen. 


25. Mai. Kammer: Gegenüber den Belleitäten de3 radi— 
calen Pariſer Gemeinderath3 bringt die Regierung einen Gejeß- 
Entwurf ein, der einen außerordentlichen Credit von 500,000 Fres. 
behufs Beranftaltung Öffentlicher Fejte während der Weltausftellung 
verlangt. Die Hammer genehmigt den Antrag. 

27. Mai. Die „Amtsztg.“ veröffentlicht einen Bericht des 
Bautenminijterd de Freyeinet und im Anfchluß an denfelben drei 
Decrete, durch welche der proviſoriſch vom Staat übernommene Be— 
trieb der fraft de Gejeße® vom 18. Mai d8. Irs. zurüdgefauften 
Gifenbahnen zweiten Ranges adminijtrativ und finanziell geregelt 
wird. Um fich ihre Aufgabe zu erleichtern, ernennt die Regierung 
für diefe „Staatzeifenbahnen” einen Verwaltungsrath mit jehr aus— 
gedehnten Befugniffen. 

28. Mai. Senat: genehmigt die mit den Freycinet'ſchen 
Vorlagen zufammenhängende Ausgabe einer neuen amortifirbaren 
Zprocentigen Rente zunächſt für den Ankauf einer Anzahl Eleinerer 
Bahnen. 

30. Mai. Der Tag geht in Paris ganz ruhig vorüber: es 
findet öffentlich weder eine Voltaire: noch eine Jeanne-d'Arc-Feier 
Statt. Die Voltaire-Feier wird in gejchloffenem Raume abgehalten 
und bejteht vornehmlich in einer Rede Victor Hugo's. 


1. Juni. Schluß des Weltpoftcongrefjes in Paris und Unter: 
zeichnung eines erweiterten Weltpojtvertrags zwischen Deutichland, 
der Argentinifchen Republik, Dejterreich-Ungarn, Belgien, Brafilien, 
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Dänemark, Aegypten, Spanien, den Vereinigten Staaten von Nord= 
amerifa, Frankreich, Großbritannien mit Britiſch-Indien u. Canada, 
Griechenland, Italien, Japan, Luremburg, Merico, Montenegro, 
Norwegen, Niederland, Peru, PBerfien, Portugal, Rumänien, Ruß: 
land, Serbien, San Ealvador, Schweden, der Echweiz und der 
Türkei. 

Der neue Vertrag beruht in den Hauptpuncten auf den bewährten 
Grundlagen des Berner Vertrags. Er charakteriſirt ſich als ein Werk der 
Befeſtigung derſelben und ihres weitern Ausbaues im Sinne des Grund— 
gedankens. Er führt eine bedeutende und bedeutſame Ausdehnung des bis— 
herigen Vereins herbei. Der jetzige Verein umſchließt faſt die Geſammtheit 
der civiliſirten Länder des Erdkreiſes und unterwirft insbeſondere auch die 
zahlreichſten und wichtigſten oceaniſchen Seepoſtlinien ſeinen Geſetzen. Er 
verwirklicht weitere Erleichterungen des Völker-Poſtverlehrs und führt den 
Grundſatz der Einheitlichfeit in allen wejentlichen Punkten ftrenger durch, 
ala dies bei dem erjten Anlauf im Jahre 1874 geſchehen konnte, wo ver: 
jchiedentliche Ausnahme: und Webergangsbeftimmungen noch nicht zu ver: 
meiden waren, oder ſich wenigſtens empfahlen. Der neue Vertrag wird ala 
ein weiterer FFortjchritt im Verkehrsleben der Völker bezeichnet werden dürfen. 
Gr ſchlingt ein fichtbares Band der Einheit um faft alle civilifirten Nationen, 
bringt ihnen die Wohlthaten derjelben zum Bewußtjein und bildet einen 
— Antrieb zu ähnlichen Beſtrebungen auf verwandten Gebieten. Nach 
vielen Millionen zählen die Einzelnen, welche ſeine erleichternden und be— 
freienden Wirkungen für den Verkehr und den Gedankenaustauſch in den 
verichiedenen materiellen und geiftigen Bereichen der menjchlichen Thätigkeit 
täglich erfahren. 

7. Juni. Kammer: die Regierung wird in Folge der nun» 
mehr erfolgten Einladung zur Theilnahme an dem Berliner Con— 
greife über ihre auswärtige Politik interpellirt. Der Minijter des 
Auswärtigen, Waddington, legt diejelbe in einläßlicher Auseinander— 
ſetzung dar, worauf die Hammer diejelbe durch ein einjtimmiges 
Vertrauensvotum billigt. Frankreich wird auf dem Gongrefje durch 
Maddington und durch den Botjchajter in Berlin, de St. Ballier, 


vertreten werden. 


8. Juni. Kammer: Debatte über den während des Regi— 
mentes vom 16. Mai vom Herzog Decazes mit Italien abgeſchloſſe— 
nen neuen Sandelövertrag. Derjelbe erjcheint Vielen als allzu 
günjtig für Italien. Die Regierung jelbit trägt darauf an, ihn 
nur für die Dauer von zwei Jahren zu genehmigen und auch das 
nur unter Vorbehalt einer für Frankreich günjtigeren Berjtändigung 
bez. Gewebe und Garne. Die Kammer will jedoch nicht einmal fo 
weit gehen, lehnt die Genehmigung ab und fordert die Regierung 
auf, die Verhandlungen mit Jtalien behufs Modifikation des Ver— 
trags überhaupt wieder aufzunehmen. In dem Beichluffe ift uns 
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ftreitig ein gewifler Erfolg der fchußzölfnerifchen Strömung zu er: 
feunen. 


11. Juni. Kammer und Senat beichließen, ſich bis zum 28. 
October zu vertagen und zwar jelbjt zu vertagen, nicht, wie bie 
reactionäre Partei im Senate gewünfcht hatte, vom Marjchall-Präfi- 
denten durch Decret vertagt zu werden. Es fteht aljo dem Präfie 
denten beider Kammern frei, diejelben jeden Augenblid wieder ein— 
zuberufen. Der Senat fügt fich darin dem auögefprochenen Willen 
der Kammer troß aller Bemühung der Führer der antirepublifani= 
chen Partei. Gleichzeitig gibt der Eenat aber auch noch in einer 
anderen frage nach, indem er fich dazu herbeiläßt, in dem Geſetze 
über die directen Steuern den einige Tage vorher geitrichenen Ar— 
titel, der die ausdrüdliche Verwahrung enthält, daß der votirte Etat 
der directen Steuern das Steuerbewilligungsrecht nicht in fich ſchließe, 
wieder in das Gejeß einzufügen. Darüber erhebt ſich im Senat ein 
mwüthender Kampf noch in der letzten Stunde, von der Buffet jagt, 
daß fie, wenn der Senat nachgebe, die Sterbeftunde der conjervativen 
Goalition im Senat fein werde. 

Die Führer der verjchiedenen republifanifchen Gruppen der Majorität 
ber Kammer haben fich nämlich bereit3 darüber verftändigt, dad Bubget für 
1879 zwar noch vor Neujahr zu actiren, aber mit der Bewilligung er 
Einhebung der directen Steuern zuzumarten, bis nad) der Erneuerung 
Drittheild des Senates, die muthmaßlich Anfangs Januar 1879 ftattfinden 
und allem Anjchein nach der republifanifchen Partei auch im Senate zu 
einer entjchiebenen Majorität verhelfen wird, aber eben darum auch von ber 
antirepublifanifchen Partei zu einem neuen Coup, wie am 16. Mat 1877, 
benüßt werben könnte. Wie ein ſolcher ind Werk gejegt werden fönnte, 
ohne die Hilfe des MarichallPräfidenten, ift freilich nicht abzujehen,; Mac: 
Mahon aber hat dazu offenbar ganz und gar feine Luft mehr, 

Mitte Juni. Gelegentlich der Weltausftellung ſoll im Laufe 
ber nächjten Monate eine ganze Reihe internationaler Congrefje in 
Paris und zwar im Trocadero-Palaſte abgehalten werden. 

ür Landwirthſchaft vom 10. bi3 20. Juni, für einheitliche Nume— 
rirung der Garne vom 25. bi3 27. Juni, für volfathümliche) Hilfsanſtalten, 
wie Sparkafjen, Hilfsvereine, Berficherungen, Volksbanken u. |. w. vom 1. 
bis 7. Juli, für Stenographie vom 5. bis 9. Juli, für ethnographiſche 
MWiflenichaften vom 15. bis 17. Juli, für Verbefferung der Transportmittel 
vom 22, bis 27. Juli, für Architektur vom 29. Jult bis 3. Auguft, für 
Gejundheitspflege vom 1. bis 10. Auguft, für Genie-Wiſſenſchaft vom 5. bis 
14. Auguft, für Anthropologie vom 16. bis 21. Auguft, für Handel und 
Gewerbe dom 16. bis 22. Auguft, für Meteorologie vom 24. bis 28. Auguft, 


I Geologie vom 29. Auguft bis zum 4. September, endlich für gewerb: 
icheg Eigenthum, Patente, Zabritmufter u. ſ. w. vom 7. bis 17. September. 


25. Juni. Die dritte Serie der unter die Waffen berufenen 
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Klafjen der Territorialarmee fehrt an diefem Tage in ihre Heimath 
zurüd. 

Die Leute zeigten fi bis zu Ende jehr willig. Freilich darf nicht 
überjehen werden, daß die Einberufenen alle ehemalige Militärd waren, was 
nicht wenig dazu beitrug, da Alles jo befriedigend verlief. Nicht jo zu: 
frieden wie mit der Truppe ift man mit den Offizieren der Zerritorialarmee. 
Während der erften Periode ihrer Einberufung wurden die Territorialtruppen 
von den Offizieren der aktiven Armee fommandirt und man erzielte ſehr gute 
Refultate. Als man fie aber unter den Befehl ihrer eigenen Offiziere ftellte, 
war der Gegenſatz ein jo großer, daß man die Nothivendigkeit einſah, das 
Offizieröforps der Territorialarmee zu ändern. — Gleichzeitig wurden überall 
Infanterie-Schiegübungen veranjtaltet umd bildeten ſich zahlreiche Schüpen: 
vereine, die fich jchnell vermehren, zumal da eine minijterielle Verordnung 
ihnen die Anjchaffung von Kriegswaffen erleichtert. Die „Nation in Waffen“ 
joll, wie in Preußen und Deutjchland zu einer Wahrheit werden: die Re: 
gierung thut alles nur Mögliche dafür, die Kammern votiren jeden für diejen 
Zweck von ihnen geforderten Gredit ohne zu fargen und die Nation kommt 
beiden mit dem beiten Willen entgegen. 

23. Juni. Die Elericalen provociren in Marfeille durch eine 
öffentliche Proceffion, obgleich fie vom Maire nach dein Wortlaut 
des Geſetzes als in einer Stadt gemiſchter Confeſſionen verboten 
worden war, Unordnungen und rufen eine Gegendemonjtration her— 
vor, was zu argen Echlägereien führt. Die Ordnung kann nur 
mit Gewalt wieder hergejtellt und aufrecht erhalten twerden. 

30. Juni. Abhaltung des großen von der Regierung ver— 
anftalteten Nationalfeites. 

Dasſelbe gelingt vollfommen: troß der ungeheuern Mafjen, die fich 
überall drängen, fällt nicht die mindejte Unordnung vor. Der Fahnenſchmuck 
und die Illumination find ganz allgemein und erjtreden ſich bis über die 
äußerjten VBorftädte, twie fie die ärmjten Quartiere umfafjen; Arm und Reich 
betheiligen ſich fichtlich gleich eifrig an dem Feſte. Aus der Provinz Hat 
fi) eine wahre Völkerwanderung nad) Paris gewälzt. Den Mittelpunkt des 
Feſtes bildet die Einweihung einer Statue der Republik, wobei der Minijter 
de Marcöre eine Nede hält, in der er ausführt, die franzöfiiche Gejellichaft, 
wie fie von der Revolution gejchaffen worden, habe nun ihre natürliche Ge: 
ftalt angenommen. Nach Erwähnung der früheren Spaltungen innerhalb 
der Nation und der unglüdlichen Ereignifje, durch welche fie betroffen worden, 
fährt der Minifter folgendermaßen fort: „Frankreich erhebt ſich wieder mit 
dem Willen, ein beſſeres Dajein zu führen und im Frieden die Inftitutionen 
zu genießen, welche jeine Ehre find und die es theuer erworben hat. Die 
republikaniſche Partei ift die Nation jelbjt geworden. Frankreich fordert 
von feinen Kindern Eintracht und heiſcht Gehorfam den Geſetzen.“ 


3. Juli. Der Bautenminifter de Freycinet erläßt ein Runde 
ichreiben an die Präfecten bez. feine großen Planes betr. Ausbau 
des franzöſiſchen Eijenbahnnetes und Canalſyſtemes: 


„Herr Präfect! Die Regierung hat den Kammern vor ihrer Ver: 
tagung einen Gejegentwurf unterbreitet, betreffend das Ergänzungsnetz ber 
Sandesbahnen. Diejer Entwurf clajfirt ungefähr 9000 Kilometer neue 
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Linien und bringt im Ganzen 17,000 Kilometer zur Ausführung. Unferer 
Annahme nad) wird dieſe Arbeit eine Periode von 10 Jahren bei einem 
ne gif von etwas mehr ala drei Milliarden erfordern. Das franzö: 
je Gijenbahnnet wird damit auf 39,000 Kilometer gebracht jein, 
ti. auf etwas mehr ala die Ziffer unferer Fahrſtraßen. Wir können bei 
aller Aufmerkſamkeit und allen Opfern nicht darauf Anjpruch machen, jeden 
Wunſch und jede Hoffnung der Bevölterungen zu erfüllen; dazu würde das 
boppelte von 17,000 Stilometer nicht ausreichen. Die Departements vergefjen 
bei ihren Beſchwerden zu oft, daß e3 neben dem allgemeinen Eiſenbahnnetze 
noch ein anderes, bejcheideneres, aber nicht minder wejentliches, nämlich das 
ber Localbahnen, geben muß, weldem die Kammern eben alle förderung 
angebeihen zu laffen ım Begriffe find, und das insbejondere die Punkte vor: 
forgen joll, welche die großen Bahnen nicht erreichen können. Dieje — 
würde man alſo vergebens auf unſerem Tableau ſuchen; ſie werden darum 
nicht etwa von der Regierung aufgegeben, ſondern ſollen nur erſt in einem 
anderen Entwurf an die Reihe kommen. Die Bevölkerungen ſollen alfo bei 
ber Beurtheilung der vorliegenden Claſfirung nicht vergefien, daß neben ber 
großen Anftrengung, welche der Staat fich auferlegt, die Departements auch 
ihrerjeit3 dabei mitzuwirken haben werden, daß die Mafchen des franzöfijchen 
Eiſenbahnnetzes fich enger jchließen. Selbſt mit diefer Maßgabe kann indeß, 
wie ich nicht läugnen will, die vorliegende Glaffirung in einigen Punkten 
mangelhaft fein. Wenn man auf einem jo weiten Feld operirt, ift e8 un: 
vermeidlich, daß gewiffe beſondere Umftände auch dem aufmerkjamften Auge 
entgehen; gewiſſe Richtungen können zu Gunften anderer, weniger nüßlicher, 
beijeite gelaffen worden fein. Dieje Unvolltommenheiten werden fich in der 
Öffentlichen Dizcuffion der beiden Kammern jchon Herausftellen; um ber: 
felben noch zu Hülfe zu kommen, erjuche ich Sie, den Entwurf in der be- 
vorstehenden Auguft:Seffion dev Generalräthe der ruhigen und verftän- 
bigen Prüfung dieſer Körperjchaften zu unterbreiten. Wahrhaft begründete 
Amendement3 bin ich bereit, ſoweit es thunlich, in den Kammern felbit zu 
unterftügen; zu einer neuen Ausdehnung bed Nebes, welche die ganze 
Reform im Frage ftellen würde, könnte ich aber nicht die Hand bieten. Die 
aufer von 39— 40,000 Kilometer ift nad) der Anficht aller Volkswirthe eine 

renze, die für das franzöſiſche Eifenbahn:Syftem noch auf eine lange Reihe 
von Jahren genügen muß. Trachten wir alfo für die Gegenwart uns ein: 
A und dehnen wir den Rahmen unferes Programms nicht ing End— 
oje aus.“ 


7. u. 14. Juli. Es finden wieder 22 Wahlen zur Kammer 
ftatt, von denen 20 durch Ungültigfeitserflärungen und 2 durch Sterbe: 
fälle nöthig geworden find. Die beiden verjtorbenen Republikaner 
werben wieder durch Republikaner erjegt. Von den 20 Deputirten, 
deren Wahl für ungiltig erklärt worden, werden nur 4 wieder ge— 
wählt und 16 durch die republifanijchen Gandidaten erjeßt, welche 
am 14. October 1877 in Folge der ungefeßlichen Beeinfluffung der 
Regierung dom 16. Mai und ihrer Organe auf dem Wahlpla ge— 
blieben waren. Die 4 wiedergewählten Antirepublifaner find ziem— 
lich unbedeutende Perjönlichkeiten ohne befondern Einfluß. Dagegen 
verliert die veactionäre Partei 3 hervorragende Führer: Baragnon, 
bie rechte Hand Broglie’s, de St. Paul, den eigentlichen Urheber 
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des 16. Mai und Fails, den Mann des fanatifchen Biſchofs Freppel 
von Angerd. Die Gemwählten werden ſämmtlich ala entjchiedene 
Gegner des Ultramontanigmus bezeichnet. 

11. Juli. Die eier der Einnahme der Baftille gejchieht mit 
tadellojer Disciplin in gejchlofjenen Räumen. Doch war e8 in der 
That feine Leichte Aufgabe für die Regierung, diefe und andere 
Dranifeftationen der radicalen Partei auf den Charakter von Privat- 
verjammlungen und eines Monſtre-Concerts zu bejchränfen, nachdem 
das officielle jeder herausfordernden ParteisTendenz entkleidete Na— 
tionalfejt mit vollftändigem Erfolg am 30. Juni ftattgefunden hat. 
Indeß e3 ift ihr gelungen. 

13. Juli. Schluß des Berliner Congreſſes. Die öffentliche 
Meinung Europas ift darüber einig, daß Frankreich in der Perſon 
Waddington’3 auf dem Gongrefje feinen Pla unter den Großmächten 
bejcheiden und zurüdhaltend aber würdig wieder eingenommen babe. 
Nur in Einer Frage hat es mehr oder weniger bie Initiative er— 
griffen, darin nämlich, Griechenland eine anjehnliche Gebiet3erweite- 
rung zuzuwenden, wofür ihm diejes jehr dankbar ift. 

25. Juli. Die „Amtszeitung“ veröffentlicht die Ermächtigung 
zu einer nationalen Subfeription und Lotterie, um den Beſuch der 
Ausſtellung jeitens der Arbeiter zu begünftigen und die Ausfteller durch 
Ankauf alsdann zu verloofender Gegenftände zu ermuthigen. Es 
follen mehrere Millionen Billet3 je zu 1 Fr. ausgegeben werden. 


— Juli. Aufſtand der Kanaken in Neu-Caledonien. 


4. Augufl. Die Regierung verbietet die Abhaltung eines 
internationalen Arbeitercongrefle3 in Paris und alle auf die Vor: 
bereitungen dazu abzielenden VBerfammlungen. 


5. Auguft. Die republifaniiche Mehrheit. der Kammer und 
die republifanifche Minderheit des Senats erlafjen ein gemeinjames 
Manifeft an die Senatorenwähler bez. der bevorstehenden Erneuerung 
eines Drittel des Senats. Die Gonjervativen unterhandeln unter 
fich über einen gleichen Schritt in ihrem Sinne, fönnen fich aber 
vorerft nicht einigen. Für die Wahl ber 75 Senatoren werden 
14,411 Wähler ins Feld rüden, nämlich 173 Deputirte, 877 Ges 
neral-, 1175 Arrondiffementsräthe und 12,186 Delegirte der Ge— 
meinderäthe. 

— Auguft. In den leßten Wochen fanden nicht wenige Er— 
nennungen oder Verjegungen, richtiger Beförderungen, von Bijchdfen 
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und bifchöflichen Coadjutoren ftatt. Hr. Bardour knüpfte daran bie 
Verpflichtung der Betreffenden, ihre Seminarien den Jeſuiten zu ver= 
Ichließen. Das MWichtigfte dabei ift weniger die Entfchließung und 
die Feſtigkeit des Minifters als die Bereitwilligkeit bijchöflicher 
Würdenträger, jene Verpflichtungen gegen die Jefuiten einzugehen. 

10. Auguft. Der Bautenminifter Freycinet beginnt, die Zeit 
bis zur Wiedereröffnung der Kammern zu NRundreifen in der Pro— 
vinz zu benüßen, um in öffentlichen Berfammlungen für feine grob: 
artigen Pläne zu wirken, die fich zugleich al® die bejte Propaganda 
für die Republif darftellen. 

10. Auguf. ine internationale Müngzconferenz tritt auf 
Anregung der Ver. Staaten in Paris zufammen. 


An derjelben nehmen Frankreich, Jtalien, die Schweiz, Belgien, Eng: 
land, — und Nordamerika, ſowie Dänemark, Schweden und Nor— 
wegen Theil. Die drei zuletzt genannten Staaten hatten zuerſt die von 
Nordamerika ausgehende Einladung abgelehnt, weil auf dem Programm nur 
die Feſtſtellung des internationalen Gebrauches ſowohl der Silber: als Gold— 
münze ftand und fie erft unlängft den Goldfuß bei fich eingeführt hatten; 
nachdem da3 Programm dahin erweitert worden war, daß aud) die Frage 
wegen des Verhältniffes der verfchiedenen Länder zu einer Univerſalmünze 
au Erörterung gelangen folle, entjchieden fie fich für die Betheiligung. Das 
eutfche Reich hat die Beſchickung der Gonferenz abgelehnt; auch Rußland 
betheiligt fich nicht. Die Konferenz führt zu feinen greifbaren Rejultaten. 

19. Auguft. Eröffnung der Generalräthe in 85 Departements. 

Im Ganzen gibt es deren 90; fünf derjelben haben aber eine beſon— 
dere Geſetzgebung, und ihre Sejjion findet erft jpäter jtatt. Von den 85 
Näthen wählen 51 NRepublifaner und 34 Reaktionäre aller Gattungen zu 
Vorjtänden. Da Paris und Algerien republifanijche Generalräthe haben 
und nur Korſika der Reaktion angehört, jo befitt Heute Frankreich 54 Gene: 
talräthe, welche der Republik ergeben, und 36, welche ihr feindlich find. 


27. Auguft. Das „Journal des Debats“ Tonftatirt mit be- 
jonderer Genugthuung, daß die auf den 25. d. M. erfolgte Ein— 
berufung von 200,000 Refervijten, die zum erjtenmale an großen 
Manövern Theil nehmen jollen, beinahe ſpurlos und jedenfall® obne 
die geringjte öffentliche Klage von ftatten gegangen iſt; die neue 
Heereöverfafjung habe fich jchneller, al3 man hoffen durfte, im ganzen 
Sande eingebürgert. 


3. September. Feierliches Todtenamt in der Kirche Notre 
Dame für Thiers. 

Dasjelbe geftaltet fich zu einer der großartigiten nationalen Hund: 
En, welche Paris und ganz frankreich vielleicht jemals gejehen haben. 
ticht in dem Glanz und kirchlichen Pomp, welcher dabei zur Entfaltung 
gelangt, liegt die Hohe Bedeutung diejer Feier, ſondern vielmehr in der all: 
gemeinen, alle Kreiſe der Nation umfaffenden Betheiligung, jo daß man ohne 
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Mebertreibung jagen kann: hier bringt ein ganzes Bolt einem feiner größten 
Männer den en Tribut der Dankbarkeit und den Ausdrud einer 
tiefen und wahren Verehrung dar. Mehr ala 200,000 Perfonen nehmen 
an der Feier Theil. Dagegen betheiligt fi) daran der radicale Parifer Ge: 
meinderath offiziell nicht und ebenfo erjcheint dabei auf der andern Seite 
der Marjchall: Präfident nicht, ferner der Erzbijchof von Paris und der päpft: 
liche Nuntius. Auch glänzen die Militär-Uniformen mit wenigen Aus: 
nahmen durch ihre Abweſenheit. Wohl aber haben ſich dazu bei 3000 
Maires aus allen Theilen des Landes eingefunden, 

5. September. Trotz des Verbote der Regierung wird doch 
der Verſuch gemacht, den internationalen Congreß zu eröffnen. Die 
Regierung verhindert e8 und nimmt Berhaftungen vor. Die Dele- 
girten protejtiren. Ä 

5. September. Biſchof Dupanloup erläßt einen in fehr be- 
weglichem Zone gehaltenen Aufruf zu Gunjten des Peterspfennigs, 
dejjen Ertrag auch in Frankreich ſehr abgenommen bat. 


9.—13. September. Katholifcher Congreß in Chartred. Der— 
ſelbe beichäftigt fich hauptjächlich mit der fozialen Trage, die nad) 
feiner Anficht nur durch die Kirche gelöjt werden kann, namentlich 
durch die Pflege der Fatholifchen Gejellenvereine. Die franzöfiichen 
Arbeiter und zwar gerade der beijere Theil derfelben zeigen indeR wenig 
Neigung, fich durch Bevormundung ſeitens der Kirche helfen zu laſſen. 


11. September. Die Confervativen find über ein Manifeft für 
die bevorftehenden Senatorenwahlen noch immer nicht einig geworden. 
Gin bloßer „Aufruf“ derjelben vermeidet aus guten Gründen jede 
Darlegung von Principien und begnügt fich, zu Beiträgen für die 
Wahlkoften aufzufordern und im Allgemeinen die Nothwendigfeit zu 
betonen, im Intereſſe der beftehenden ſozialen Ordnung die gegen 
wärtige Majorität des Senates zu erhalten. 

18. September. Gambetta macht eine politifche Rundreife 
und hält dabei in Romans eine Programm-Rede, die von mehr als 
nur momentaner Bedeutung ift und fich durch Gedrungenheit und 
Sachlichkeit auszeichnet. ⸗ 

Nachdem Gambetta im Eingange die Gründung der Republik gefeiert, 
fährt er fort: „Wie follen wir nunmehr unſeren Sieg verwerthen? Wir 
haben eine Berfajjung, deren Unvolltommenheiten ich nicht verfenne, Die 
una aber ſchon gegen die Wiederkehr von Gewaltthätigfeiten geſchützt hat. 
Man hat noch kürzlich im leicht zu errathender Abficht beumruhigende Ge: 
rüchte verbreitet; man hat gejagt, der oberjte Beamte der Republik werde, 
wenn die Senatorenwahlen republikaniſch ausfielen, fein Mandat niederlegen. 
Diejenigen, welche dieje Gerüchte verbreiteten, hatten fich verrechnet. Mit 
den wachfamen Vertretern, welche das Land ſich gegeben Hat, braucht man 


eine Vakanz oder einen Wechjel der oberjten Gewalt nicht zu fürchten. 
Zwiſchen dem Rücktritt und der Neubejegung würde nicht ein Tag vergehen, 
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und perjönliche Nebenbuhlerjchaften würden nirgends zum Vorjchein fommen. 
(Stürmijches Bravo.) Uebrigens deutet nichts auf eine ſolche Anwandlung 
von Schwäche Hin. Der Präfident wird ſich nicht, er kann und darf fich 
nicht zurückziehen, auch hat er gar fein Intereſſe, ſich zurüdzuziehen. Eine 
erjte Etappe wäre aljo zurücgelegt, andere liegen aber noch vor und. Die 
gegenwärtige Lage ijt in meinen Augen noch nicht die definitive Berwirf- 
lichung unferer Prineipien, aber wir fünnen jchon jetzt abjehen, weldye Re— 
pe fi) zunächjt durchführen ließen. Die Berwaltung ijt im Begriff. 
ich zu verjüngen. Sie muß ganz republifanifch werden; den Widerjpruch 
zwiſchen einer allgemein anerfannten und gewollten Regierung und Beamten, 
die ihr feind find, kann das Yand nicht länger ertragen. Erſt wenn dieje 
Elemente entfernt find, wird die fonft in ihrer Einheit und Gentralifation 
jo bewundernöwerthe franzöfiiche Berwaltung auch ihrerjeits dazu beitragen, 
Frankreich in feiner politijchen, fittlichen und gejellichaftlichen Integrität 
wieder herzuftellen. Nicht mindere Aufmerkjamteit müfjen wir der Armee 
ſchenken. Site ift die Blüthe Frankreichs, und die wichtigften moralifchen 
und materiellen Interejjen kommen bei ihr in frage. Biel ift fchon ae 
ichehen, und lebten Sonntag jah ich bei der großen Revue von Vincennes 
manche Thräne der Rührung fließen. Es war das erfte Mal, daß unſere 
jungen Referviften in Reih und Glied erjchienen. Man fühlte an dieſem 
Zage, daß die Armee nie mehr, wie ehedem, ein Werkzeug der Bedrücdung 
in verbrecherifchen Händen fein, jondern nur noch der Ehre und Unabhängig: 
feit Frankreichs dienen wird. Die Politit darf feinen Pla in der Armee 
finden; aber das Geſetz muß in ihr herrſchen, gelten und geachtet jein von 
den niedrigften Graden bis zu den Oberlommandos. Ich kenne feinen er: 
habeneren Beruf als den des Richterjtandes. Nicht ich werde das Ge: 
wicht jeiner Entjcheidungen zu jchwächen fuchen, und ich erkläre ganz offen, 
daß ich ein Anhänger der Unabjepbarfeit der Richter bin. Dieſes Princip 
fallen zu lafjen, jchiene mir ein jehr gefährliches Unternehmen. Unjtatthaft 
ıft aber, daß ein ganzer Beamtenförper, wie er und von einer im Kothe zu 
Grunde gegangenen und politiſch und moralijch in die Acht erklärten Re 
gierung vermacht worden ift, ohne die bejondere Beſtätigung (investiture) 
der neuen Regierung fortbeitehen ſollte. Darum verlange ich gerade zur 
Schonung des Richterftandes und des Principe der Unabjehbarfeit, daß bie 
Regierung den richterlichen Beamten gegenüber die gejeglichen Sicherheiten 
nehme, welche die früheren Regierungen genommen haben. (Anbaltendes 
Bravo.) Die klerikale frage, d. i. die Frage des Verhältnifjes zwiſchen 
Staat und Kirche, beherricht alle anderen Fragen und hält fie in der Schwebe. 
Dahin flüchtet, dort verſchanzt fich der Geift der Vergangenheit. Ich muß 
auf die immer wachjende Gefahr Hinweijen, mit welcher der ultramontane 
Geift die moderne eig bedroht, der Geift des Vatikans, der Geift des 
Eyllabu3, der nur darauf abzielt, die Unwiſſenheit zur allgemeinen Knechtumg 
auszubeuten. (Stürmifcher, minutenlanger Ta Ich Tage: das Ber: 
rei jwifchen Staat und Stiche. Ich weiß wohl, daß es richtiger hätte 
auten follen: da3 Verhältniß zwijchen Staat und ben Kirchen; aber in 
nationaler Hinficht bietet der Ultramontanismus allein dem Staate Troß, 
und wenn ich jehe, wie er fich unabläjfig fremde Rechte anmaßt und täglich 
in das Gebiet des Staates übergreift: darf ich mit vollem Rechte jagen: 
Die joziale Gefahr Liegt da! Der Elerifale Geift ſucht fi überall einzu— 
jchleichen, im die Armee wie in die Juſtiz, und es ift bezeichnend, daß, ie 
oft das Glück des Vaterlandes finkt, die Actien des Jeſuitismus fteigen. 
fern Liegt mir der Gedanke, die Freiheit und insbejondere die Gewiſſen— 
It einjchränfen zu wollen; aber die Diener der Religion haben auch 


flichten gegen den Staat, und wir verlangen von ihnen weiter nichts, als | 
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daß fie dieſe Pflichten erfüllen. Dabei foreche ich nicht ſowohl von der welt: 
Lichen Geiftlichkeit, die eher ſelbſt bedrüdt ift, ala daß fie bedrüdt, ſondern 
vielmehr von jenen Taufenden von Prieftern aller Farben, die gar fein Vater: 
land Haben oder deren Vaterland höchſtens auf dem letzten Hügel von Rom 
Liegt; jo, jelbft in Rom wird dieſer Flecken von der gejehlichen Autorität 
al3 unverjöhnlich befämpft, denn die moderne Geſellſchaft darf fich wohl bis 
in die Behaufung des Pontifer gegen die von ihm entjandten Bannftrahlen 
vertheidigen. Man wende die Gejehe, alle IE an und jchaffe jeden un: 
verdienten Vorzug ab; dann wird man an die Tradition angefnüpft haben, 
welche von der eriten ———— der erſten Revolution von 1789 bis zu 
dem letzten Abendlichte der Revolution von 1848 herrſchte und erſt an jenem 
unſeligen Decembertage unterbrochen wurde, an dem ſich die Mörder des 
Volkes und die Männer, welche ihre Thaten ſegneten, die Hände reichten. 
Man ſchaffe die Privilegien ab; wie Viele genießen Anſehen, nur weil ihr 
Vorrecht die Leichtgläubigkeit der Menge täuſcht! Das gemeine Recht für 
Alle; auch die allgemeine Mehrptlict muß eine Wahrheit werben. 
Dazu bedarf e3 einer Nevifion des Gefehes über den FFreimwilligendienft; 
feinen Beruf foll der Staatöbürger erſt wählen, wenn er den 2* aller 
Berufe, die Pflicht, dem Vaterlande zu dienen, erfüllt hat (Beifall). Die 
wahre Leidenſchaft Euerer ar und Staatsbeamten foll aber der 
öffentliche Unterricht fein; ihre Aufgabe ift es, das Franzöfifche Volk zu 
dem gebildetiten, gelehrteiten und kunſtverſtändigſten aller Wölter zu machen. 
Auch hier wieder gilt es, die Anfchläge des Klerikalismus zurüczumeijen, 
unjeren Kindern den Verstand zu Öffnen, ihnen nur vernünftige und gejunde 
Begriffe beizubringen und fie vor allen Dingen mit den Vorjchriften unſeres 
öffentlichen Rechts, mit ihren Bürgerpflichten vertraut zu machen, u Sr. 
fie nicht Gelehrte, jondern verftändige Leute und Patrioten werden. Beide 
Geſchlechter müſſen an diefen Fortſchritten Theil nehmen. Die Frauen 
bürfen unferen Grundjäßen und Ideen nicht fremd bleiben: die Geifter müffen 
einig fein, damit die Herzen fich verftchen. Die Gewerbe: und Lehrlings: 
ichulen müffen fich vervielfältigen, dem Kopfe Bildung und der Hand Ge: 
ichilichkeit verleihen. Der mittlere Anterriht muß unter der Leitung des 
Staate3 ftehen. Es fann nicht geduldet werben, daß unfere Gejchichte in 
unjeren Schulen verunglimpft wird; die Kinder Frankreichs müſſen auch 
eine franzöfiiche Erziehung erhalten. Welche Brejche die Feinde des Staats 
roch neuerdings in den höheren Unterricht gelegt haben, ift euch befannt. 
Die Univerfität, die Gefammtheit der ftaatlichen Unterricht3anftalten, ift bei 
allen ihren Unvolltommenheiten noch die Zufluchtsftätte des modernen Geiftes. 
Man muß ihr nothivendigerweije zurücerjtatten, was ihr hinterrücks entriffen 
worden ift, die Verleihung der afademifchen Grade. Die materiellen 
Intereſſen werden wir nicht vernachläffigen. Ich für meinen Theil hege 
die Meberzeugung, daß es vor allen Dingen gilt, die Solidität des —*8 
ſchen Staatscredits zu bewähren, vermöge deren wir ſchon eine erſte Revanche 
nehmen konnten. Was iſt der Reichthum? Das Erzeugniß der Arbeit. 
Mas iſt die Republik? Die Regierung der Arbeitenden. (Langer Beifall.) 
Der Credit gig hat e3 möglich gemacht, die großen Bauten, Kanäle 
und Gijenbahnen zu unternehmen, welche dazu dienen werben, bie Völker 
durch Freiheit ihres Waarenaustaufches einander zu nähern; er hat e8 mög: 
lich gemacht, alle unfere Regierungszweige, den Unterricht, das Poſtweſen, 
reich auszuftatten. Darum bin ich im Intereſſe der Befeftigung diefes Cre— 
dit3 gegen die Converſion der Rente: wir find Schonung und Achtung 
ihrer Intereffen den Leuten jchuldig, die und in den jchmerzensreichen Zeiten, 
welche Frankreich durchzumachen hatte, vertrauensvoll ihre Erjparnifje dar: 
gebracht haben. Sind erſt einmal jene erften Reformen, bie ich nur furz 
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jkizziren konnte, durchgeführt, dann wird die Republik definitiv unjere Gejetse 
und Sitten durchdrungen haben; fie wird unüberivindlich fein, und Maß— 
regeln der Milde und Vergebung werden den Schlußitein bilden zu einem 
freien, ftarfen, allbewunderten Frankreich.“ 


24. September. Bilchof Freppel von Angers greift Gambetta 
wegen feiner Rede in Romans aufs Heftigite an und wird dabei 
von der ganzen clericalen Prefje lebhaft unterftüßt. Dagegen erhebt 
ſich nun feinerjeit3 Graf Fallour, bekanntlich ſelbſt ein entjchiedener 
Katholik, und tadelt die Kampfesluft des Bilchof3 Freppel, des Ritt- 
meiſters Graf de Mun und ihrer Genoflen, die mehr ſchade als 
nüße. Gambetta hat übrigens in St. Romans offenbar den rich- 
tigen Punct getroffen: die clericale Frage ift in Frankreich vor 
allem nur eine Schulfrage. 


Ein offizieller Bericht über den gegenwärtigen Stand des Mittel: 
ſchulweſens in Frankreich gibt folgende hieher gehörige Daten: Die Zahl 
der Schüler an den öffentlichen Anjtalten ift von 143,000 (im Jahr 1865) 
auf 157,000 (im Jahr 1876) geitiegen. Die Privatichulen (Ecoles libres) 
find indeß ungemein zahlreicher. Es gibt ihrer 803, darunter 494 unter 
weltlicher Leitung, 309 im geiftlichen Händen. Diefem Verhältniß entipricht 
indeffen nicht der Beſuch der Anftalten: gerade die in Minderheit befind- 
ar geiftlichen Schulen find e3, die eine anjehnliche Mehrheit von Schülern 
aufweijen, 49,000 — 31,000, welche die weltlichen Anſtalten beſuchen. 
Ein Vergleich mit dem Verhältniß zwiſchen geiſtlichen und weltlichen Schulen, 
wie es ſich im Jahre 1854 darſtellte, ergibt, daß die Laienſchulen in dieſem 
Zeitraume von 22 Jahren um 331, ſage dreihunderteinunddreißig, abgenom— 
men haben. Wenn dieſe Abnahme um etwa 15 weltliche Anſtalten (jähr— 
licher Durchſchnitt) anhielte, jo wären fie in 33 Safer verſchwunden. 
Die ne Anftalten haben fi) in dem genannten Zeitraum um 53 
vermehrt. 


26. September. Die Regierung tritt den Prätentionen des 
neu ernannten Bifchof3 von Marfeille durch ftricte Anwendung des 
Buchjtabens des Geſetzes mit vollftändigem Erfolge entgegen. 


Der Biichof hatte auf dem feierlichen Einzug beftanden, den ihm das 
alte napoleonijche Gejeh gewährt, das ganz außer Anwendung gelommen tft. 
Das aber war es eigentlich nicht, was der Kirchenfürſt verlangte. Er wollte 
nicht blos mit militärifchen Ehren, er wollte mit kirchlicher Pracht bei Gloden: 
geläute, geleitet vom Glerus in feierlichen Aufzuge und von den fatholifchen 
Vereinen mit Kreuzen und Fahnen, einziehen. Anfänglich erjuchte ihn der 
Präfect, im Hinblid auf die a ah in der Stadt vom feierlichen Auf: 
zuge ganz abzufehen. Der Bijchof erwiderte, er beftehe auf feinem Schein. 
Hierauf erklärte dev Präfeet, die Ynfanterie werde vom Bahnhofe bis zu 
jeinem Palafle Hede machen, achtzig Reiter werden jeinen Wagen geleiten. 
Gloden jedoch dürfen nicht geläutet werden, geiftliche Begleitung mit Fahnen 
und jonitige Aufzüge nicht ftattfinden. Er und feine Suite müßten in ihrer 
Alltagskleidung, nicht in Kirchengewändern fein. Da findet denn der Bijchof 
diefe militärische Escorte doch nicht zeitgemäß, begibt fich in aller Stille in 
jeine Refidenz und erfcheint dann in der Kirche, wo die gewöhnliche Em: 
pfangsfeierlichkeit jtattfindet. 
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9. Sctober. Durch Decret des Marjchall-Präfidenten werden 
Die Municipalräthe auf den 27. October zur Wahl von Delegirten 
Tür die Erneuerung de3 Drittheild des Senafes berufen und wird 
Dieje Erneuerungswahl jelbjt auf den 5. Januar 1879 angeſetzt. 


10.—11. October. In Bourges findet unter dem Vorſitz des 
Iegitimiftiichen Senator Lucien Brun und in Gegenwart des Erz- 
biſchofs von Bourges und des Bilchof3 Mermillod von Genf eine 
Zufammenfunft von vierzig fatholifchen Rechtöverftändigen ftatt, die 
aus allen Theilen Frankreichd, Spaniens und Italiens gefommen 
find, um fich gemeinjchaftli” mit den „Gefahren“ zu bejchäftigen, 
„die den religiöfen Intereffen drohen“. 

11. October. Biſchof Dupanloup von Orleans f. 


20. October. Die Verhaftungen in Paris und anderen Städten, 
welche in den lebten Tagen an einer Reihe von Perfonen vorgenoms 
men tourden, die in Ruhe ihren Gejchäften nachgingen und fich all— 
gemeiner Achtung in ihren Kreiſen erfreuten, die aber, ohne es zu 
ahnen, wegen Theilnahme an der Gommune in contumaciam ver= 
urtheilt waren, erzeugen in weiten Streifen große Aufregung und leb— 
hafte Beunruhigung. Der Minifter des Innern de Mercöre fieht 
ſich dadurch veranlaßt, die Präfecten telegraphijch anzuweifen, fofort 
alle Berfolgungen gegen die wegen Theilnahme am Commune-Aufs 
ftande in contumaciam verurtheilten Jndividuen einzuftellen. 

Nach einem von dem General Appert unter dem 8. März 1875 er: 
ftatteten Berichte belief fi) die Zahl der von den Sriegägerichten wegen 
Theilnahme am Commune:Aufftande in contumaciam verurtheilten Indivi— 
duen am 1. Januar 1875 auf 3312, und zwar waren 175 zum Tode, 159 
zu lebenslänglicher Zwangsarbeit, 2820 zur Deportation nad) einem bes 
feftigten Plage, 90 zur einfachen Deportation, 22 zu längerer Haft, 7 zu 
—— und 39 zu Gefängniß von mehr als Einem Jahre verurtheilt 
worden. 

21. October. Vertheilung der Preiſe an die Ausſteller der 
Weltausſtellung. 

Der Feierlichkeit präſidirt der Marſchallpräſident, in deſſen Umgebung 
ſich die Prinzen von Wales, Dänemark und Schweden, der König Franz 
Aſſiſi, der Graf von ehe der Herzog don Aoſta, ſowie die Präfidenten 
beider Kammern und die Minifter befinden. In feiner Rede jagt der Mar: 
ichallpräfident unter Anderem: „Ich danke Gott, der dem Lande zu feinem 
Trofte friedlichen Ruhm gegeben. So fonnte Frankreich zeigen, wie viel 
fieben Jahre der Sammlung und Arbeit vermochten, um —— Unfälle 
iwieder gut zu machen. Die Solidität jeines Gredits, die Reichhaltigkeit 
feiner Hilfsquellen und die ruhige Haltung der Bevölkerung legen Zeugniß 
ab für die Drganifation des Landes, welche Fruchtbarkeit und Dauer ver: 
ſpricht.“ Er jchlieht feine Rede mit den Worten: „Wir find vorfichtiger 
und arbeitjamer geworden. Die Erinnerung an unſer Unglück wird uuter 
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und auch den Geift der Eintracht, die vollkommene Achtung der Inftitutionen 
und Geſetze, die glühende und uneigennügige Liebe zum Baterlande erhalten 
und entwideln.“ 

Man kann der Dufaure’fchen Regierung ur = nachſagen, fie ftebe 
nicht auf der Höhe ber franzöfiichen Demokratie. Auf etwa 25,000 muß 
man die Zahl der Arbeiter in der Provinz fchähen, für welche alle Koſten 
des Ausſtellungsbeſuchs beftritten werden. Aus dem Ertrag der nationalen 
Ausftellungslotterie allein werden 12,000 freigehalten. Die Departements, 
die Gemeinden, die rege die Syndicate und bie Grofindbuftriellen 
thun das übrige. Die fittliche, fociale und volfswirthichaftliche Bedeutung 
eines jo werfthätigen, von jedem Hintergedanfen einer politiichen Beftechung 

eien Wohlwollend der Regierung, der Fachbehörden und der Arbeitgeber 
ür den bildungsfähigen Arbeiterftand ift ficher nicht zu unterjchägen. 


27. October. Wahl der Delegirten der Gemeinden für bie 


Erneuerung des erften Drittel des Senats. 


Es find dazu bie Gemeinberäthe von nicht weniger ala 15,000 Ge: 
meinden zufammen berufen. Der liberalsconjervative „Temps“ bemerft dazu: 
„Die Delegirten: Wahlen Laffen una den fpeziellen Wahlförper, welchen bie 
Derfaffung geichaffen hat, zum zmweitenmal am Werke jehen. In diefen neu— 
geichaffenen Gollegien ift ber Einfluß der Gemeinderäthe ausfchlaggebend, da 
ihre Delegirten für fich drei Viertel oder vier Fünftel der Departements: 
Wähler repräfentiren. Auch Handelt e3 fich nicht um den Senat allein; bie 
Probe gilt auch zugleich dem Wahlkörper, aus dem ex hervorgeht, den Ge: 
meinderäthen, welche zu zeigen haben, ob fie auf der Höhe der politifchen 
Rolle ftehen, mit der man fie befleidet hat. Die Prüfung wird ernft fein, 
namentlich für die fleineren Gemeinden; die Verfaſſung hat fie auf gleichen 
Fuß mit den größten geftellt, da eine Stadt von 100,000 Einwohnern fein 
Recht auf mehr Delegirte hat ala ein Weiler von 500 Einwohnern; es wird 
von biefen Gemeinden abhängen, das Vertrauen bes Geſetzgebers zu recht: 
fertigen oder bedauern zu laſſen. Sagen wir es fofort, wir find überzeugt, 
dab die Gemeinderäthe diefe Probe fiegreich beftehen werben; fie werben fich 
angelegen fein laffen, dem Lande die Fortſchritte zu zeigen, welche fie ſeit 
brei Jahren in dem Verftändnik und der Praris ihrer neuen politifchen 
Rolle vollzogen haben. Am Jahre 1876 waren die Debuts bes Senatoren: 
Mahlkörpers gering; vielleicht würde die antirepublifanifche Oppofition im 
Senat fogar eine furchtbare Burg gewonnen haben, wenn die Republik nicht 
zum voraus durch die Wahl der unabjegbaren Senatoren (in ber National: 
verfammlung) Garnifon in demfelben genommen hätte. Aber welcher Unter: 
ſchied in Bezug auf Zeit und Lage befteht zwifchen den Delegirten-Wahlen 
im Januar 1876 und dem jeigen? Im Jahre 1876 regierte die National 
verfammlung noch durch ihre Grinnerungen, ihre Minifter, an deren Spihe 
Hr. Buffet ftand, durch die Agenten ihrer Politik, welche feit bem 24. Mai 
1873 in den Präfecturen und auf allen großen Poſten bes Staates ja ar 
worden waren. Das Perfonal der Reaction war allenthalben; es verdeckte 
die Republif den Bevölferungen oder ließ fie benfelben nur ala ein vorüber: 
— Auskunftsmittel erſcheinen. Die Senatorenwähler waren zuerſt ein— 

erufen und ſich ſelber überlaſſen worden, ohne daß ſie zuvor die große 
Stimme des allgemeinen Stimmrechts hätten vernehmen können. ar ijt die 
Lage ganz andere. Seit bie Senatorenwähler zu ihren erften Wahlen be: 
rufen worden, ift das ganze Land befragt worden und Hat durch die Wahlen 
von 1876 und 1877, durch die partiellen Wahlen von 1878 geantwortet: 
daß es die Republik will, daß es Vertrauen zu ihr hat und von ihren 
MWiderfachern nur gefährliche oder unfruchtbare Agitationen beforgt. Es ift 
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nicht wahrfcheinlich, daß die ana dem allgemeinen Stimmrecht herborgeganges 
nen Gemeinderäthe fi) mit feinen aufs Llarfte ausgefprochenen Münden in 
Widerſpruch ſetzen.“ 

Das Ergebniß der Wahlen der Gemeinderäthe entſpricht dieſen 
Erwartungen. Es iſt danach bereits außer Zweifel, daß der 5. Jan. 
der Republik auch im Senat die entſchiedene, zuverläſſige Mehrheit 
bringen wird. Nur das ſteht noch dahin, wie groß dieſe Mehrheit 
ſein werde. 

28. October. Wiederzuſammentritt beider Kammern. Ihre 
nächſte Aufgabe iſt die Berathung und Votirung des Budgets 
für 1879. | 


Anfang November. Die reactionären Parteien find durch die 
Ergebniffe der Wahlen vom 27. October ganz niedergefchmettert: 
ihre letzte Stüße iſt getvichen, ihre letzte Hoffnung zu Waller ge- 
worden. 

Dad „Journal des Debats“ jagt über dieſes Refultat: „Auch bie 
legte Hoffnung ijt den Verſchwörern unter den Füßen zujammengebrochen; 
das flache Land ift eben jo republifanifch geworden wie die Städte. In 
diejer Erſcheinung liegt das Anzeichen einer Umwälzung, deren Tiefe man 
nicht ahnte und deren Folgen gar nicht zu berechnen find. Die republifanijche 
Form Hat damit den Stempel ber Dauerhaftigkeit erhalten, fie ift für die 
grobe Mafje der Nation die Form der Ordnung und Sicherheit getvorden. 

ie Zandbevölferungen find republikaniſch, und zwar in conjervativem Sinne, 
da3 Bauernthum, jeßhafter, minder beweglich, folider als der Arbeiterjtand, 
hat fi in den Boden der Republik eingepflanzt und darin jeine jtarfen 
Wurzeln getrieben. Der arbeitfame, jchwerfällige Stier an feinem Pfluge, 
die geduldige und jparfame Ameije gejellen fich jebt zu dem fummenden und 
bewegten Korbe ber jtädtiichen Bienen. Für das flache Land find Ruhe und 
Ordnung —X in der Republik verkörpert, und die Ruheſtörer und Revo— 
lutionäre find diejenigen, welche die beſtehende Regierung angreifen.” 

4. November. Kammer: Die Minifter legen eine ganze Reihe 
wichtiger Dokumente auf den Tiſch des Haufes: Waddington ein 
Gelbbuch, enthaltend die auf die orientalischen Angelegenheiten und 
den Berliner Gongreß bezüglichen Aktenſtücke, Bardour einen Gejeh- 
entwurf betreffend den höheren Volksunterricht, de Freycinet eine 
Vorlage, betreffend die Glaffirung der projectirten Schienentwege, 
Waſſerſtraßen und Hafenanlagen. 

5. November. Die Bevollmächtigten Frankreichs, Belgiens, 
Griechenlands, Italiens und der Schweiz unterzeichnen in Paris 
eine neue Müngztonvention, welche die lateinische Münzunion aufrecht 
erhält und die Convention von 1865 den durch die Umftände be= 
dingten Modificationen unterwirft. 

10. November. Echluß der Parijer Weltausftellung. 
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15. November. Senat: Wahl von 3 Iebenslänglichen Sena— 
toren in folge von drei Tobesfällen. Die republifanifche Linke 
Ichlägt dafür als Gandidaten vor: den Grafen PMtontalivet, den 
Bankregenten Andre und den General Greslay, die alle 3 in der 
That dag Maximum fowohl confervativer Gefinnung als conftitutio= 
neller Bürgichaften barftellen. Die verbündeten Reactionäre machen 
jedoch den lebten Gebrauch von ihrer Paar-Stimmen-Mehrheit und 
wählen den Legitimiften Baragnon, den Bonapartijten de Vallée 
und den Drleaniften d’Hauffonville. 

21. November. Kammer: beginnt die Berathung des Budgets 
für 1879. 

30. November. Kammer: hat das Ausgabebudget bereits er- 
ledigt und genehmigt dasſelbe als Ganzes einftimmtig. 


3. December. Kammer: hat auch das Ginnahmebudget be= 
reit3 erledigt und genehmigt dasſelbe als Ganze2. 

10. December. Kammer: die Wahlprüfungen und damit die 
Gaffirung von Wahlen wegen gejeßwidriger Beeinfluffung derjelben 
durch da3 Regiment vom 16. Mai und den Mißbrauch der offi= 
ziellen Ganbdidaturen finden erſt jebt ihren Abſchluß. Es ijt aller: 
dings eine ganze Reihe, darunter eine große Zahl hervorragender 
Mitglieder der reactionären Parteien, annullivt worden. Der ge— 
mäßigte „Temps“, ein Organ des weſentlich conjervativen linken 
Gentrums, vertheidigt diefe8 Vorgehen der Kammermehrheit in fol: 


gender Ausführung: 

„Das große Werk der MWahlprüfungen hat 13 Monate gedauert und 
den größten Theil der von der gegenwärtigen Kammer gehaltenen Sihungen 
in Anfpruch genommen. War diejes Werk nothiwendig, unerläßlih? Hat 
die ta echt gehabt, die aus der offiziellen Candidatur hervorgegange: 
nen Wahlen mit gar jo minutiöfer Sorgfalt zu prüfen? Man kann jagen, 
daß die Mehrheit, wenn fie die beftrittenen Wahlen, ohne zu ermüden oder 
zu fürchten, dab fie die öffentliche Meinung durch die ——— der⸗ 
ſelben Beſchwerden abſtumpfen könnte, einzeln durchging und zahlreiche In— 
validirungen verhängte, damit nicht etwa einem, wenn man ſagen darf, 
parlamentariſchen Intereſſe gehorcht hat. Dieſe Mehrheit, wie fie noch vor 
jeder Umftoßung aus den Wahlen vom 14. October hervorgegangen war, 
war fchon beträchtlich. genug, um von der Minderheit nichts de zu 
bürfen. Nicht alſo um ihre Zahl und Stärke zu erhöhen, hat fie fo viele 
Zeit und Mühe daran gefeßt und fo viel Strenge dabei walten laſſen, die 
Bollmachten der Mitglieder der Minderheit zu prüfen; vielmehr war fie von 
einer höheren und berechtigteren Rückſicht beherricht. Sie wollte die Wahl: 
Moral in ihre Rechte wieder —— Ueberzeugt, daß in einem Land, in 
welchem das allgemeine Stimmrecht ſouverän iſt, jeder Eingriff in die Frei— 
beit, Würde und Sittlichkeit der Abſtimmung die Inſtitutionen ſelbſt fälſcht 
und in Bälde den Verfall der Nation nad ſich zieht, wollte die Hammer 
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Durch die Menge der Berurtheilungen und die helle Beleuchtung der That: 
fachen die Wiederkehr ber ftrafbaren KHunftgriffe der offiziellen Candidatur 
unmöglich machen. Man darf nicht vergeffen, dab Frankreich achtzehn Jahre 
lang unter dem Drud diejer offiziellen Gandidatur geſchmachtet hat, daß 
unter diefer langen Praris Geifter und Charaktere herabgejunfen find und 
bei einem Theile der Bevölkerung irrthümliche und verderbliche Vorftellungen 
in Bezug auf das Wahlrecht Eingang gefunden haben. In den minder be: 
völferten Departements, in den Kleinen Gemeinden hat man fich gewöhnt, 
die active Einmifchung der Regierung als etwas natürliches und unvermeid: 
Liches anzujehen; Intereſſe oder Furcht waren dort lange das beftimmende 
Moment der Wahl. Ganze Gemeinden ftimmten * den offiziellen Candi— 
daten, ſei es aus Furcht vor der Allmacht des Präfecten oder aus Verlangen 
nach adminiſtrativen Vergünſtigungen. Schon waren die Ideen und bie 
Praris im Begriff, ſich im dieſem Betracht zu ändern, ala mit dem 16. Mai 
das Syſtem der offiziellen Gandidatur noch einmal, und heftiger jelbjt als 
unter dem SKHaiferreih, in Wirkſamkeit trat. Die Bevölferungen, die einen 
Augenblif an die Wahlfreiheit geglaubt Hatten, ſahen fi) nun im ihre alten 
Borftellungen zurücverjegt, und wußten jchier nicht mehr, welches in Wahl: 
fachen ihre Rechte und ihre Pflichten feien. Dieſe Verwirrungen und 
Schwankungen des öffentlichen Gewiſſens, diefe Verkehrung der Begriffe von 
Recht und Unrecht jtellen eine Gefahr dar, und dieje Gefahr wiederum iſt 
es, welche die Mehrheit erfannte, und dadurch zu bejeitigen ſuchte, daß fie 
den Bevölferungen, welche ganz befonderd dem adminiftrativen Drud, der 
fittlichen und materiellen Vergewaltigung erlagen, recht deutlich zeigte, daß 
es in MWahljachen eine Moral gibt, die nicht ungeftraft mißachtet und ver: 
let werden darf. Nicht für die Vergangenheit und Gegenwart wurden jo 
viele Wahlen umgeftoßen, fondern im Hinblid auf die Zukunft, auf daß 
nämlich diefe langen Debatten, die Entgüllung und Berdammung der gröbjten 
Mihbräuche jowohl für die Kandidaten als für die Wähler eine unvergeß— 
liche Lehre jeien.“ 

12. December. Senat: beginnt die Berathung de3 Budgets 
für 1879. Der Bericht des Budgetausfchuffes tritt der peffimiftie 
ſchen Anjchauung der reactionären Parteien durch die Darlegung 
der Thatjachen jcharf entgegen. 

Der Bericht empfiehlt die unverzügliche und unvderänderte Annahme 
bes Budgets, wie e3 von der Kammer votirt wurde. Ungeachtet des 16. Mai, 
der Orient-Frage und der allgemeinen Kriſis der Arbeit und des Handels 
bewahrt Frankreich eine gute umd folide Finanzlage. Die auffteigende Be: 
mwegung ber Staatzeinfünfte, aufgehalten im vorigen Jahre, befteht wieder. 
Frankreich arbeitet, erfpart und will den Fyrieden. Auf den Rath des Herrn 
Thiers hat e3 ſich muthig beträchtliche Reſerven für die Staatswirthichaft 
geichaffen, wie es feſtes Vertrauen in den Beſtand feiner Einrichtungen be: 
fit, welche es zu vertheidigen mußte. Vom Standpunkte de3 Budgets aus 
befigt es eine ıhm bisher unbekannte Actionsfreiheit, welche dem Bauten: 
minijter geftattete, ein großartiges, auf 10 oder 12 Jahre berechnetes, Bauten: 
Programm zu entwerfen, ohne daß es ummahrfcheinlich oder unglaublich be: 
funden wurde. Die Vergangenheit ift, was die Finanzen anbelangt, wieder 
gut gemacht, die Gegenwart beruhigend, die Zukunft verbürgt. Herr Buffet, 
der auch einmal mehrere Wochen Hindurch Finanzminiſter des — 
war, hat allerdings jenes Bauten-Programm und die neue tilgbare Rente des 
Hrn. Léon Say, die hauptſächlich jenem Programm gewidmet iſt, dem Senat 
ihon vor der Ausftellung als unmwahrjcheinlich und unglaublich, ala die 
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Verlockung und den Anfang zum Staatsbanferott denuncirt. Die that- 
ſächliche Entgegnung findet fi) im Budgetbericht des Senats jelbit. 


14. December. Senat: Eine Interpellation gibt dem Minifter 
des Auswärtigen Waddington Anlaß, fich über die auswärtige Po- 
litik Frankreichs und über feine eigene Thätigkeit auf dem Berliner 
Gongreß einläßlich auszufprechen. Derjelbe jchließt die Darlegung 
mit den Worten: „Ich darf nach alle dem dem Senat und dem 
ganzen Lande die Beruhigung ertheilen und wiederhole eg: Guropa 
hat Vertrauen zu ung.“ Die Darlegung erhält auch die aufrichtige 
Billigung des Senats und der öffentlichen Meinung, faft ohne Unter: 


Ichied der Parteien. 

Die „Republique Françaiſe“, dad Organ Gambetta’s, urtheilt über 
diefe auswärtige Politik Frankreichs zunächſt auf dem Berliner Congrefſe: 
Intereſſirte Geſichtspunkte konnten die anderen auf dem Congreß vertretenen 
Staaten leiten. Die Republit hat fich eine Ehre daraus gemadjt, die ab: 
folutefte ger aan zu beweijen. Sie hat alles fanctionirt, was den 
Anjprüchen der Südflaven zuzugeitehen ihr recht jchien. Sie hat mit Wärme 
die Rechte Rumäniens vertheidigt, und wenn Befjarabien ſchon im voraus 
geopfert war, jo war doc) wenigſtens die ſympathiſche Stübe, welche das 
unglüdliche Fürftenthum, beraubt durch jeine Alliirten, die es im Balkan 
gerettet, an Frankreich Hatte, ein mächtiger Troſt für dasfelbe. Sturz, 
> hat, treu der großmüthigen Tradition, die aus ihm den Beſchützer 

riechenlands machte, und welche allein das zweite Kaiſerreich hatte ver: 
geilen können, für —— verlangt nicht nur, was man ſeine natür— 
lichen Grenzen nennen konnte, ſondern wenigſtens eine territoriale Aus: 
behnung, welche der hellenijchen Nation erlaubte, zu wachjen und fich zu 
entwideln. Dieſe Politit war edel und würdig. Sie hat der Regierung der 
Republik allgemeine Sympathien eingetragen und die tiefe Dankbarkeit der 
Dölkerichaften, deren Vertheidigung fie jo großmüthig übernommen hat. Es 
ift der ſchönſte Ehrentitel des Heren Waddington, in Berlin der autorifirte 
Vertreter und geſchickte Vertheidiger diejer Politik gewejen zu fein. Das hat 
Herr Waddington heute im Senat gejagt. Gewiß gibt es im Berliner Ber: 
trag mehr ala eine Glaufel, die von den Vertretern Frankreichs ratificirt zu 
fehen peinlicy) war. In Anbetracht des großen Intereſſes des europäischen 
Friedens jedoch konnte man nicht zurückweichen. Und nachdem der Vertrag 
einmal unterzeichnet ift, muß er auch ausgeführt werden. Und Frankreich 
gebührt es ganz befonders, über die Ausführung der Maßregeln, zu denen 
e3 die Initiative ergriffen, zu wachen.“ 


Mitte December. Es ijt bereit3 außer Zweifel, daß der Eul- 
turfampf Frankreich nicht eripart bleibt. Aber derjelbe entiwidelt 
fich in mwefentlich anderer Weife ala in Deutichland. Im Vorder: 
grunde des Kampfes jteht nicht der Staat, fondern ftehen die Ge— 
meinden. 


Die ehemals päpftliche Stadt Avignon, erſt jeit weniger ala einem 
Yahr einer Legitimiftiichen und ultramontanen Verwaltung entriffen, gibt ein 
ichlagende3 Beijpiel des Eulturfampfes, wie er bereits in faſt jämmtlichen 
Departements jtattfindet. Der dortige Gemeinderath verminderte, unterftütt 
vom Präfecten, um 9000 Fr. die Jahresgehalte der vier Pfarreien und um 


Fraukreich. (Mitte Dec.) 381 


6000 Fr. die jährliche Subvention für die noch in klerikalen Händen fich 
—— Verwaltung des Armenweſens. Mit anerkennenswerther Feinheit 
erhöhte er auf 700 Fr. den Gehalt der Schulbrüder, welche das Lehrerdiplom 
beſitzen, was nur ausnahmsweiſe der Fall iſt, ſetzte jedoch auf 400 Fr. den 
Gehalt der Schulbrüder ohne Lehrerdiplom herab, alſo den faſt ſämmtlicher 
Congregationiſten. Der Gemeinderath unterdrückte die 200 Fr., welche jährlich 
dem Sefuiten-Collegium zu Schul:Prämien gegeben wurden, und bewmilligte 
eine jährliche Subvention von 500 Fr. für den ältejten Profeffor des Ge: 
meinde⸗Lyceums unter der Bedingung, daß er einen Rang in der Univerfität 
befigt, und während de3 Winters fünf populäre Vorlefungen im Gemeinde: 
haus hält. Auch bewilligte er eine jährliche Subvention von 4000 Fr. dem 
Theater, deſſen Director republifanifche Gejchichtsdramen, wie „Charlotte 
Corday“, „Marceau”, „Die Girondins“, „Die Sergeanten von La Rochelle” u. ſ. w. 
aufzuführen pflegt. Alle dieſe Verfügungen wurden einftimmig angenom: 
men. In dem Gemeinderath fißen ein penfionirter General, ein gemwejener 
bonapartiftiicher Maire von Avignon, der Neffe eines Bijchofs, der Sohn 
eines Präfidenten der Vereine des heil. Vincenz da Paula, der Schwager 
zweier Jeſuitenpatres und mehrere ehemalige Jeſuiten-Zöglinge. Ganz ähn: 
lich fait der Stadtrat) von Paris mit 63 gegen 3 Stimmen den Beſchluß, 
den Gehalt der Lehrer und Lehrerinnen aus den Gongregationen auf das 
Minimum herabzufegen, welches das Geſetz vorjchreibt. Dieſes wechjelt 
zwiichen 250 bis 150 Fr. jährlich. Der Zweck des Bejchluffes ift Kar, man 
will die Gongregationiften nöthigen, die Parifer Schulen, welche fie leiten, zu 
verlaffen. Dieß hat auch der Stabdtrath Lacroir Namens der Commiffion 
ganz offen erklärt. Das Beifpiel von Paris wird in den Departements * 
Zweifel Nachahmung finden. Dieſe Verfügungen werden durch die eben 
erſchienene Volksſchulſtatiſtik gerechtfertigt. Von den gegenwärtigen 69,000 di: 
plomirten Lehrern und Lehrerinnen entfallen faum 9000 auf die Congrega- 
tionen, welche faft 42,000 nichtdiplomirte Perjonen im Echuldienfte befigen. 
Die ſeit 1870 beftehende und immer höher und breiter gehende Schulbewegung 
ift die Fortſetzung derjelben Bewegung, welche nach der Yuli:Revolution 
eintrat, vom freifinnigen Minijter Grafen Montalivet befördert und durd) 
da3 Guizot’sche Schulgejeg organijirt wurde. Bon 1849 bis 1870 verfielen 

ulen und Studien ber Elerifalen Uebermacht jo jehr, dab unter dem 
Kaiſerthum die zwei Unterrichtsminifter, welche für die Volksbildung auf: 
richtig etwas thun wollten, Rouland und Duruy, jogar vom Kaiſer ge en 
biejelbe nicht gehalten werden konnten. Mit gejchichtlicher Logik knüpft der 
gegenwärtige Minifter an die Bewegung von 1831 an, und er erjcheint als 
der Fortſeßer von Montalivet und Guizot, indem er die Statiftit der Volks— 
fchulen wiederherftellt, welche das Kaiſerthum a hat, weil es ihre 
Enthüllungen zu fürchten nur zu viele Gründe beja 


Gleichzeitig hat der Minifter Bardoux feinem Bericht über die Staats— 
univerfitäten auch eine Zufammenftellung der Frequenz der ſog. katholiſchen 
Univerfitäten beigefügt. Danach vertheilt ſich die Gejammtzahl der Stu: 
direnden an dieſen 5 Univerfitäten folgendermaßen: zu Angers (1876) 192, 
(1877) 340, (1878) 500; zu Xille (1876) 192, (1877) 300, (1878) 634; 
zu Lyon (1876) 244, (1877) 448, 1 520; zu Paris (1876) 546, 
(1877) 834, (1878) 1106; zu Zouloufje (1876) —, (1877) —, (1878) 
208; total (1876) 1173, (1877) 1922, (1878) 2968. Während der brei 
ersten Jahre frequentirten demnach 6063 Studenten bie neuen katholiſchen 
Univerfitäten. Im erften Jahre ihres Beſtandes verhielt fi) die Frequenz 
berjelben gegenüber ben ftaatlichen Univerfitäten wie 1:15, während das 
Verhältniß im Jahre 187778 fich bereit3 wie 1: 6,50 geftaltet hat, 
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19. December. Senat: erledigt das gefammte Budget für 
1879 ganz nach den Bejchlüfjen der Kammer, doch mit zwei Ab- 
mweichungen, einmal indem er in das Ausgabebudget Fr. 200,000 für 
Pfarrverivefer, welche die Kammer geftrichen hatte, twieder einjegt, 
und dann indem er die im Ginnahmebudget vorgefehene Steuer für 
Checks jtreicht. 

21. December. Kammer: gibt im Budget für 1879 dem 
Senat bez. der Checks nach, beharrt aber bez. der Pfarrverweſer auf 
feinem frühern Beſchluſſe. 

Genat: nimmt das Budget für 1879 nach diefen Beichlüffen 
ber Kammer an. 

24. December. Gambetta hält in Paris eine Banfkettrede, in 
der er aufs entjchiedenjte zur Mäßigung und zur Geduld ermahnt, 
indem er jagt: 

we.» Predigen Sie aljo Eintracht, Dizciplin ꝛc., und ba ich gerade 
die Kardinaltugenden einer Demokratie aufzähle, predigen Sie Geduld! 
Nicht jene Geduld, welche der Trägheit gleichfommt, fondern jene, welche 
berechnend abwägt und zum Handeln den günftigen Augenblid abwartet 
(Sehr gut!); jene Geduld, welche Frankreich feit zehn Jahren übt, und mit 
der es fo viele Gefahren bejtanden, jo viele verbündete Gegner niedergeworfen 
bat. Nicht indem wir alle Fragen auf einmal in Angriff nahmen, haben 
twir diefen Erfolg erzielt, fondern indem wir fie zerlegten, behutſam vor: 
jchritten, um das Hinderniß bejfer zu erkennen und ihm dann auf rationellem, 
jozufagen auf wiſſenſchaftlichem Wege zu Leibe zu gehen. Diejelbe Methode, 
mit welcher wir gefiegt haben, ift auch gut, unfere Errungenschaften zu bes 
haupten. (Beifall.) Und Hier wende ich) mich an Alle, zu denen auch) 
außerhalb dieſes Kreijes meine Stimme gelangen wird. In einigen Tagen 
werdet Ihr überall die Mehrheit haben, die Aera der Gefahren wird ge= 
ichlofjen jein, die der Verantwortung und der Schwierigfeiten wird be: 
ginmen. (Lebhafte Zuftimmung) Man wird nicht mehr von Complotten, 
geheimen Bündniffen, Kabalen und Ränken, jei es für oder gegen die exe— 
eutive Gewalt oder im Bunde mit derjelben, hören. Alles das wird der 
Hauch der Nation weggeblajen haben. Aber ihr Wille — uns auch 
unſere Verhaltungslinie vor; man wird bei den künftigen Reformen er— 
wägen müſſen, was reif, was dringlich iſt, andererſeits, was noch warten, 
bei Seite gelaſſen oder geradezu verdammt werden muß. Man wird mann— 
haft im Auge zu behalten haben, daß die Parteien nur durch ihre eigenen 
a zu Grunde gehen. Aljo noch einmal: feine Gefahren mehr, aber 

wierigfeiten und die volle Derantwortlichkeit. Nun denn, ich vertraue 
auf die bewährte Einficht der Erwählten des allgemeinen Stimmrechts und 
auf den heilfamen Drud der öffentlichen Meinung, welde die wahre Sou: 
veränin in einem bemofratijchen Staate und die befte Leiterin für die Ver: 
treter des Landes ift.“ 


27. December. Ausbruch einer Differenz mit Tunis, welche 
die Regierung mit Rückſicht auf Algerien ſehr ernft nimmt. 

29. December. Das Minijterium Dufaure theilt den hervor— 
ragenderen Mitgliedern der Kanımermehrheit das Programm mit, 
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mit dem es nach den Senatöwahlen vom 5. Januar 1879, von 
denen bereit3 Niemand zweifelt, daß fie der Republik auch im Senat 
eine jejte Mehrheit bringen werden, hervorzutreten gedentt. 

31. December. Frankreich kündigt England und Belgien die 
bejtehenden Handelsverträge auf Ende 1879, damit e8 am 1. San. 
1880 neue, von der Kammer gebilligte Zollverträge in Kraft treten 
laſſen Tann. | 

31. December. Das Comits der drei reaftionären Gruppen des 
Senats hat fich endlich in der zwölften Stunde doch noch über ein 
Manifeft an die Senatorenwähler vom 5. Januar 1879 geeinigt; 
dagjelbe ift nur von dem ehemaligen YJuftizminifter Tailhand ge= 
zeichnet und betheuert aufs neue: es Handle fich in den Wahlen 
vom 5. Januar nicht um die Regierungsform, nicht um die Frage, 
ob Republif oder Monarchie, fondern um die fundamentalen Grund: 
lagen der Gejellfchaft. Wer „für die radikalen Gandidaten oder für 
folche ftimme, welche die Bundesgenoſſenſchaft derjelben annehmen,“ 
der wolle den Senat zu einem einfachen Abklatſch der Deputirten: 
fammer herabwürdigen, welche lettere in den Wahlprüfungen gezeigt 
babe, was man von ihrem Deſpotismus zu gewärtigen habe. 


5. Italien. 


1. Januar. Der König Victor Emanuel bemerkt beim Neujahre- 
empfang der Minifter mit Nachdrud, es möchte eine bloße Partei: 
ftellung von ihnen in der Kammer möglichjt vermieden werden; eine come 
pacte Majorität fei durchaus nothwendig, um unter allen Eventuali= 
täten bie SIntereffen des Landes zu wahren. Eine ſolche Majorität 
beiteht aber nicht, noch fteht fie bei der obwaltenden Spaltung unter 
ben verjchiedenen Gruppen der Linken in Ausfiht. Das zweite 
Minifterium Depretis fteht daher von vorneherein auf ſehr ſchwachen 
Füßen. 

9. Januar. König Victor Emanuel }, mit den Tröſtungen 
der Religion verfehen, jehr unerwartet. Die Trauer um ihn, den 
Gründer des KHönigreich® Stalien, ift in allen Theilen des Landes 
eine ebenjo lebhafte und aufrichtige als allgemeine. Der Papft 
willigt ein, daß es mit der (zwar nur indirect ausgeſprochenen aber 
zweifellofen) Ercommunication, die auf dem verftorbenen König wegen 
bes „Raubes des Kirchenſtaates“ Laftet, nicht in aller Strenge ge- 
halten werde, ohne fie jedoch ganz aufzuheben. Der Kronprinz 
(geb. 1844) folgt ihn als König Umberto I. Er erläßt fofort eine 
Proclamation an die Staliener und bejtätigt dag Minijterium De- 
pretid. Das Parlament wird auf den 16. Januar einberufen. 


Der König gibt vor feinem Tode folgende Erklärung ab: „ch fterbe 
ala Katholit; ich Hatte vor der Perjon Sr. Heiligkeit ftet? Hochachtung und 
Ehrfurcht, und ich bedaure aufrichtig, wenn irgend eine meiner Handlungen 
bem hl. Vater perjünlich Schmerz bereitet haben ſollte. Aber in allen meinen 
— habe ich ſtets das Bewußtſein gehabt, meine Pflichten als 

ürger und Fürſt zu erfüllen, und nichts gegen die Religion meiner Väter 
zu unternehmen.“ Erſt nach Abgabe dieſer Erklärung erſcheint der Beicht: 
vater des Papftes Monfignore Marinelli im Duirinal ala Ueberbringer des 
päpftlichen Segens (worin eo ipso die Löjung aus dem Kirchenbann aus: 
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geſprochen ift) und der geweihten Hoſtie, welche dann ber Almojenier des 
Königs Kanonikus Anzino dem Sterbenden reicht. 


12. Januar. In Neapel findet eine große Volfsdemonftration 
ftatt: der Präfeet wird erfucht, an die Regierung folgendes Tele— 
gramm abzujenden: „Die Bürger von Neapel, ergriffen von dem 
Tchmerzlichen Ereigniß, dag Italien betroffen, befräftigen auf dem 
Grabe deö Re Galantuomo feierlich das Plebiscit von 21. Oct. 1860.” 


14. Januar. Der Vatican ift bez. feiner Haltung gegenüber 
dem Tode de3 Königs in großer Verlegenbeit. 


Die Ultras in der Umgebung des Papftes Pio IX. beftehen auf voller 
Aufrechthaltung der Ercommunication wenigjtens bez. der kirchlichen Trauer: 
feierlichkeiten; der Papft fürchtet dagegen und nicht ohne Grund ein Auf: 
flammen des italienifchen Nationalgefühle. Mittlerweile aber liegt die Leiche 
des Königs fieben Tage im QDuirinal, ohne daß über ihre legte Ruheftätte 
etwas Endgültiges beichloffen wäre. Die Curie hält daran feit, dab die 
Meſſe im Quirinal, ja ſogar ein volles, firchliches Todtenamt bei der Be: 
ftattung nicht gewährt werden könne; im Pantheon, an deſſen Ausſchmückung 
fleißig — wird, ſollen weiter nichts ala Exequien, aber nicht die jog. 
Tuneralia, dad Todtenamt gehalten werden dürfen. . 


15. Januar. Der deutjche Kronprinz, vom Kaifer nach Rom 
geſchickt, langt dafelbjt an und wird vom König Umberto und von 
der Regierung mit ausgejuchter Zuvorfommenheit und ganz befon= 
deren Ehren, von der Bevölkerung fajt enthufiaftifch mit dem Ruf: 
Evviva il prineipe imperiale! Evviva la Germania! empfangen. 

16. Januar. Der Mailänder Clerus fendet eine Deputation 
an den Erzbifchof, um gegen die in einem Artikel des „Offervatore 
Romano“ anläßlich des Todes des Königs gebrauchten Ausdrüde 
zu proteftiren. Der Erzbifchof lobt die patriotifche Haltung des 
Clerus. 

17. Januar. Feierliches und großartiges Leichenbegängniß 
des Königs Victor Emanuel; der Zug nach dem Pantheon dauert 
über drei Stunden. Der Clerus iſt nur durch 13 Prieſter niederen 
Ranges vertreten. Die Kirchengloden bleiben während der ganzen 
Feier ftumm. 

19. Januar. König Umberto Ieiftet dem Parlament in Ans 
wejenheit de3 ganzen Hofes, der Königin und des Kronprinzen bon 
Portugal, des deutfchen Kronprinzen, des dfterreichiichen Erzherzogs 
Rainer und des franzöſiſchen Marjchalld Ganrobert den Eid auf die 
Verfafſung und unterzeichnet das Eidesinftrument, worauf er eine 
Thronrede Hält. Nach feiner Rückkehr in den Duirinal fammelt 
fi) vor demjelben eine große enthufiaftiich bewegte Volksmenge, das 
Königspaar tritt auf den Balkon und wird mit Jubelrufen em— 

Schulthess, Europ. Geſchichtskalender. XIX, Bd. 25 


386 alien. (Jan. 20 — März 6.) 


pfangen. Da diefe fortfahren, tritt e8 in Begleitung des deutjchen 
Kronprinzen, der den Prinzen von Neapel im Arme hält, nochmals 
heraus, worauf die Volksmenge in neue enthufiaftiiche Jubelrufe 
ausbricht. 

20. Januar. Durch Lönigliches Decret werden alle bis jet 
wegen politifcher oder Preßvergehen verurtheilten Perſonen amneftirt; 
defgleichen foll auch bei anderen Vergehen, wenn feine höhere als 
jechömonatliche Strafe verwirkt ift, das Strafverfahren eingejtellt 
werden. 

Der deutjche Kronprinz richtet von Ala aus noch folgendes 
Telegramm an König Umberto: „Ehe ich die Grenze überjchreite, 
wünjche ich Dir, Margherita und Italien alle® Gute, und exflebe 
den Segen der Borjehung für Deine Regierung! Es umarmt Dich 
Dein Bruder Friedrich Wilhelm.“ 

26. Januar. König Umberto will die von Victor Emanuel 
binterlafjenen Schulden (15—26 Mill. Fr.) felbjt bezahlen, nicht 
aber dafür das Parlament angehen, und befiehlt daher wejentliche Er: 
Iparniffe im fgl. Haushalt. 

29. Januar. Das Parlament ſchließt ſeine kurze Seffion und 
vertagt fich auf den 20. Februar. 


3. Februar. Durch königl. Deeret wird eine Erhöhung des 
Zabaktarif3 verfügt, was als einleitende Maßregel für die auf 
Herabjegung der die ärmeren Klaſſen belaftenden Steuern hinzielende 
Steuerreform gilt. 

7. Februar. Papſt Pius IX. F ebenjo unerwartet wie König 
Victor Emanuel. 

13. Februar. Die Regierung verfchiebt den Wiederzuſammen 
tritt de8 Parlament? vom 20. Februar auf den 7. März, in der 
Hoffnung, daß bis dahin ein neuer Papft gewählt und das Conclave 
geichloffen fein werde. 

20. Februar. Der Gardinal Pecci wird vom Gonclave ala 
Papſt Leo XII. gewählt. 


4. März. Der Herzog von Nofta erläßt ala Commandeur 
des Armeecorps "von Rom eine Inftruction bez. der militärischen 
Ehrenbezeugungen für den Fall, daß ber neue Papſt fich öffentlich 
zeigen ſollte. 

6. März. König Umberto fchreibt an den Papft, um ihn 
zu feiner Thronbefteigung zu beglüdwünfchen, und erhält eine höf— 
liche Antwort, 
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7. März. Eröffnung der Parlamentzfeffion. Thronrede des 
Könige. 

Die Thronrede ſpricht die Heberzeugung aus, daß Jtalien, —* Ein⸗ 
heit auf unerſchütterlichen Grundlagen befeſtigt ſei, ſich nunmehr den vom 
Volke vertrauensvoll erwarteten Reformen werde widmen können, und zählt 
Die zu unterbreitenden Borlagen auf. Diejelben betreffen unter Anderem die 
Wahlreform, Minifterverantwortlichteit, Autonomie der Gemeinden und Pro: 
vinzen, eine die ärmeren Volksclaſſen entlaftende Steuerreform, ver 
zung de3 Salzpreifes und der Mahlſteuer, Reorganifirung des höheren 
Richterftandes und des Unterrichts. Die Thronrede kündigt weiter eine Vor: 
Iage an, damit die Armee und Marine nicht verbefjerter Waffen entbehre, 
und betont betreff3 der Ereigniffe, daß Jtalien die freundichaftlichiten und 
herzlichſten Beziehungen zu allen Mächten unterhalten, gewifjenhaft die Ver: 
träge geachtet und vertrauensvolle Neutralität — habe. Italien habe 
ohne ea eingetvilligt, an einer Gonferenz theilzunehmen. Die Mächte 
wünſchen Europa einen dauerhaften Frieden zu fichern. Rn aufrichtige 
Unparteilichkeit wird unferen Rathichlägen höheren Werth verleihen und das 
Beiſpiel unjerer jüngjten Geſchichte uns das Argument bieten, um die der 
Gerechtigkeit und den Rechten der Humanität am meiften entjprechende Löfung 
zu unterftüßen. Dieß ift unfere Meberzeugung, welche uns die koſtbarſte 
Allianz, jene der Zukunft, vorbereitet.” Die Thronrede gedentt de3 Ablebens 
des Papſtes und conjtatirt die freie, ohne Störungen für die Ruhe des 
Staates, den Gewifjensfrieden und die Unabhängigkeit des geiftlichen Amtes 
vollzogene Wahl jeines Nachfolger. Italien werde fortfahren, feine In— 
ftitutionen aufrecht zu erhalten und die Achtung dor dem religiöfen Glauben 
mit der unerjchütterlichen VBertheidigung der Rechte des Staates und ber 
Principien der Eivilifation zu verſöhnen. 


Die Thronrede wird vom Parlament mit tiefem Stillfehweigen 
entgegen genommen. Das Minifterium Depretis kann offenbar auf 
eine Majorität nicht zählen. Dagegen erfolgen beim Eintreten und 
beim Weggange des Königs lebhafte Evviyas. 

8. März. Kammer: wählt zu ihrem Präfidenten Cairoli mit 
227 Stimmen; Biancheri (Rechte) erhält 123; die Gruppe Nicotera 
gibt 23 weiße Zettel ab. Die Wahl hat die Bedeutung eines Miß— 
trauensvotums gegen das Gabinet. 

11. März. Das Minifterium Depretis gibt feine Entlafjung. 
Der König beauftragt Eairoli, dad Haupt der eigentlichen Linken, 
mit der Bildung eines neuen Gabinets, knüpft aber daran drei Be— 
dingungen: daß die bisherige auswärtige Politik feine Abänderung 
erleide, daß man das Garantiegefeß nicht anrühre, und daß etwaige 
politifche Reformen die Fundamentalgeſetze des Staates nicht ver— 
legen. Gairoli nimmt den Auftrag an. 


17. März. Die Stadt Florenz erklärt fich für infolvent. 


Die Stadtverordnetenverfammlung bejchliegt nämlich, vom 18. März 

an „auf drei Monate“ die Auszahlung aller fälligen Schuldcapitalien (d. h. 

der auögeloosten Nummern der ftädtijchen Anleihen und der auf die Stadt 
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laufenden größeren Wechjel) zu juspendiren; die Zahlung der fälligen Cou— 
pon3 und anderweitigen Zinſen joll dagegen nod) Fortgeführt werden. Dieſer 
Beichluß, der durch die bis aufs äußerſte getriebene Finanznoth der Floren— 
tiner Commune ſchon jeit- längerer Zeit unvermeidlich geworden war, erreat 
die größte Senjation. Als im Jahre 1864 in Folge der September-Gomven: 
tion die Hauptftadt von Turin nach Florenz verlegt wurde, beichloß die da: 
malige Stadtverwaltung (an deren Spitze ſchon damals, wie noch jetzt, der 
bekannte Bürgermeiſter Peruzzi ftand), en mit den alten Eleinftädtilchen 
Verwaltungstraditionen zu brechen und die Stadt Florenz, entiprechend ihrer 
neuen lien Beftimmung, dem Königreich Italien ala Hauptitadt zu 
dienen, zu einer modernen „Weltſtadt“ umzugeſtalten. Es wurde alsbald an 
die ausgebehnteften VBergrößerungen und Verjchönerungen die Hand gelegt: es 
entftanden ganz neue Quartiere, Wafferleitung, Markthallen und vor allem 
die herrliche Promenade nach Bellofguardo, welche die Bewunderung aller 
fremden erregt. Alle dieſe zum Theil jehr großartigen, aber dafür aud 
außerordentlich £oftjpieligen Unternehmungen mußten jofort ins Stocken ge 
rathen, ala in Folge der Ereigniffe von 1870 die Hauptjtadt nad) Rom ver: 
legt und dadurch Florenz wieder Provinzialjtadt wurde. Hiedurch war eine 
gänzlich veränderte Lage gefchaffen, welche für die eg eine Mab: 
nung zur Einjchräntung und Sparjamfeit hätte fein ſollen. Statt deſſen 
IE die no. eruzzi fort, wie bisher im großen Styl weiter zu wirth- 
haften, bis fie fich einem Deficit gegenüber befand, das jeitdem von Jahr 
zu Jahr beftändig gewachſen ift. 


23. März. Das neue Minifterium der Linken ift gebildet. 
Dasſelbe beiteht aus folgenden Mitgliedern: Gairoli Präfidium, 
Banardelli Inneres, Defancti® Unterricht, Eeißmit-Doda Finanzen, 
Bruzzo Krieg, Brocatti Marine, Conforti Juftiz, Baccarini Arbeiten. 
Gairoli übernimmt interimiftiich da8 Auswärtige, Seißmit-Doda 
interimiſtiſch das Schagminifterium. 

26. März. Kammer: Cairoli legt ihr das Programm des 


neuen Miniſteriums dar: 


Das Miniſterium werde das Verfaſſungsſtatut intact erhalten und 
jede einſchränkende willkürliche Auslegung vermeiden. Italien befinde ſich in 
freundichaftlichen ron mit allen Mächten und werde feine Neutra- 
lität aufrecht erhalten, weil es die Wohlthaten des Friedens wünſche; jedoch 
werde e3 unter allen Umftänden feine Würde und feine Intereſſen zu ver: 
theidigen wiſſen. Das Miniſterium halte die zur EIN UN der 
Armeereorganijation — Maßnahmen nicht für unnütz. In der Eiſen— 
bahnfrage werde eine parlamentariſche Enquete-Commiſſion eingeſetzt; Geſehz 
entwürfe betreffs des proviſoriſchen Betriebs der oberitalieniſchen Eiſenbahnen 
und betreffs der Neubauten würden vorgelegt werden. Betreffs der Vorſorge 
ür die Ausgaben werde das Miniſterium die vom früheren Cabinet bean: 
ragten Maßnahmen adoptiren, ohne zu aufßerordentlichen Maßregeln zu 
greifen, und bezüglich der Steuern werde fich die Regierung darauf beſchrän— 
fen, die Herabjeung einiger bejonders drüdender Abgaben zu beantragen. 
Nachdem Cairoli ferner Die Vorlage bejonderer Geſetzentwürfe zu Gunften der 
Arbeiter angekündigt, empfiehlt er die Beichleunigung der Berathung des 
Gommunal» und road nk 2 Bi und kündigt ſchließlich einen *— 
entwurf betreffs Aufhebung des Aderbaus und Handelsminiſteriums an. Die 
Darlegung wird wiederholt von Beifall unterbrochen. 
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27. März. Kammer: die Wahl des Hammerpräfidenten fällt 
zu Gunften des neuen Minifteriums Gairoli aus. Dasſelbe fcheint 
auf eine Mehrheit der Kammer zählen oder wenigſtens hoffen zu 
dürfen. 

Der von dem Minifterium acceptirte Candidat ber Linken, Hr. * 
erhält 174 von 262 Stimmen. Außerdem fallen 60 Stimmen auf Hrn. 
Eoppino, den Unterrichtsminifter im Gabinet Depretis, 26 Zettel find uns 
beichrieben. Die 60 für Hrn. Coppino abgegebenen Stimmen ftammen alle 
aus ber Linken, und zwar rühren fie von dem perjönlichen Feinden der HH. 
Gairoli und Zanarbdelli, den HH. Nicotera, Criſpi und Depreti3 und deren 
Anhang ber, die faum die Gelegenheit abwarten können, fi) an ihren Nach— 
folgern zu rächen, und denen die gemäßigte Haltung des neuen Minifteriums 
einen willfommenen Vorwand gibt, fi von ıhm zu trennen. Die 26 weißen 
Zettel gehören den Radicalen, welche gleichfalla die Hinneigung des Minis 
fteriums Gairoli zur Rechten mißbilligen, andererjeit3 aber doch zu fehr auf 
politifchen Anftand halten, um mit ben 58 Nicotera, Criſpi und Depretis 
gegen das neue Miniſterium gemeinſchaftliche Sache zu machen. Die 174 Stim: 
men für Hrn. Yarini — ſich endlich dadurch zuſammen, daß, außer den 
dem Miniſterium wohlgeſinnten Abgeordneten der Linken, auch noch die ganze 
Rechte für den miniſteriellen Präſidentſchaftscandidaten ſtimmt. 


3. April. Kammer: genehmigt den ſchon 1877 zur Zeit der 
Regierung Broglie-Fourtou mit Frankreich abgeſchloſſenen Handels— 
vertrag mit 212 gegen 19 Stimmen. Derſelbe iſt für Italien gün— 
ſtiger als für Frankreich. — Die Regierung trägt darauf an, eine 
Commiſſion niederzuſetzen, welche die finanziellen Verhältniſſe der 
Gemeinde Florenz unterſuchen ſoll. 

9. April. Kammer: Debatte über die orientaliſche Frage. 
Die Stimmung iſt Rußland und ſeinen Tendenzen entſchieden ab— 
geneigt und ſcheint ſich bedingungsweiſe vielmehr Oeſterreich zuzu— 
neigen; Griechenland und ſeinen Wünſchen möchte ſie gern entgegen 
kommen. 

16. April. Kammer: genehmigt einen allgemeinen autonomen 
Zolltarif mit 191 gegen 20 Stimmen. 


Derfelbe ift auf Grundlage des neuen (übrigens don Frankreich noch 
nicht genehmigten) Handelävertrags mit Frankreich entworfen und zeigt durch: 
jchmittlich einen Aufſchlag von 10 bis 20 %0 auf die Zolljäße, welche kraft 
jenes Vertrags für Frankreich gelten jollen. Der oberfte Gefichtäpunft bei 
Aufitellung der Sätze dieſes allgemeinen Tarif war der, ‘daß berjelbe, mie 
die Einleitung jagt, eine „active Neprefjalie” fein fol, eine Kriegsmaßregel 
gegen das Ausland mit dem Zweck, vertraggmähige Zollerleichterungen zu 
erziwingen oder zum minbeften die Behandlung der italienifchen Ausfuhr: 
artikel auf dem Fuße der zumeift begünftigten Nationen. 


20. April. Durch königl. Decret wird der Gemeinderath von 
Neapel, deſſen Finanzlage keine viel beſſere iſt als diejenige von 
Florenz — zum fünften Mal innerhalb 17 Jahren — aufgelöft und 
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der Stadt ein königl. Commiffär geſetzt. Dasfelbe erfolgt auch für 
die Gemeinde Ancona. Mehrere andere Gemeinden gehen in nächſter 
Zeit demfelben Schickſal entgegen. 

30. April. In Rom tritt ein republifanifcher Congreß zu» 
fammen, zu dem 300 Vereine Deputirte abgejendet haben. Der 
Bürgermeifter von Rom hat ihm den Berfammlungsfaal im Teatro 
Argentina bewilligt. Die Regierung geftattet freie Debatte. 


4. Mai. Senat: Debatte über die orientalifche Frage. Der 
Minifter des Nuswärtigen, Graf Corte, erklärt: erſtens, daß Stalien 
feine Verpflichtungen eingegangen fei, die feine Actionsfreiheit be— 
einträchtigen könnten, zweitens, daß der Vertrag von 1856 den Aus— 
gangspunkt für die Regelung der orientalifchen Frage bilden müſſe, 
und drittens, daß die Regierung ftet3 das Prinzip der Freiheit der 
Meere verfechten werde. Der Senat ertheilt daraufhin dem Miniſter 
einftimmig ein Vertrauensvotum. 

7. Mai. Kammer: Nicotera interpellirt die Regierung bez. 
des republifanifchen Gongrefjes. Gairoli antwortet ihm ruhig, der— 
ſelbe jei jehr bedeutungslos gewefen; für die Regierung fei aber das 
Derfanmlungsrecht ein Dogma, das fie niemals allzu engherziger 
interpretation untertverfen werde; die Monarchie habe in Stalien 
von der Freiheit nichts zu fürchten. Der Minifter Zanardelli fügt 
bei: er habe den Gongreß allerdings überwachen laſſen; derjelbe habe 
übrigens nur dazu gedient, die Schwäche der republikaniſchen Partei 
recht deutlich zu zeigen. Nur ein Publitum von höchſtens zwanzig 
Perfonen Habe fich zu feinen Verhandlungen eingefunden; Ddiefes 
Schweigen des Volkes müſſe den Republifanern eine Lehre jein. 
Neprejfivmaßregeln von Geiten der Regierung wären bier gewiß 
nicht am Plabe gewejen. „In Italien ift die Freiheit die Stärke 
der Monarchie, welche durch die reiheit das Vaterland ge- 
Ichaffen hat. 

10. Mai. Kammer und Senat beichließen, nach dem An- 
trage der Regierung, die Niederfegung einer Commiffion zur Prüfung 
der Finanzlage der Stadt Florenz, jene mit 162 gegen 89, dieſer 
mit 61 gegen 11 Stimmen. 

18. Mai. Kammer: die Regierung legt ihr zwei Geſetzes— 
enttwürfe bez. der Eifenbahnen vor. Der erjte betrifft den Betrieb 
der oberitalienifchen Eifenbahnen vom 1. Juli 1878 bis 31. Dechr. 
1879 auf Rechnung des Staates, der zweite den Bau von neuen 
Gifenbahnlinien zur Completirung des Eiſenbahnnetzes. 
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Die Koften find auf 750 Millionen veranjchlagt, innerhalb der nächiten 
fünfzehn Jahre mitteld Ausgabe von fünfprocentigen Rententiteln zu be: 
Haffen, deren Coupons vom Staate für Zahlungen jeder Art angenommen 
werden jollen und für die der im Staatsbeſitz verbleibende Theil der neu zu 
bauenden Bahnen als Hypothek ausgeſetzt bleibt. Die Vorlage ftellt fünf 
Kategorien folcher neu anzulegender Bahnftreden auf, je nach deren Stellung 
zum allgemeinen Verkehr und der dom Staate zu gewährenden Unterftügung, 
Die von volljtändigem Bau auf Staatäkoften (Linie Novara-Tino zur Gott: 
hardbahn führend, Rom:Sulmona und Ganicatti:Caldare auf Sicilien) bis 
hinab zu einem Beitrage von 0,4 für die Baufoften von Zweigbahnen mit 
engerem Geleife gehen. in Paragraph der Vorlage verlangt die Ermächti— 
gung, ben internationalen Bertrag zwiſchen Deutjchland, Italien und der 
Schweiz, verabredet zu Bern am 12, März 1878 zur Sicherung der Aus: 
führung der Gotthardbahn, ganz und vollftändig zur Ausführung zu bringen. 


31. Mai. Da die franzöfifchen Kammern den Handelävertrag 
mit Italien von 1877 noch nicht genehmigt Haben, jo bejchließen 
Kammer und Senat da3 Inkrafttreten des autonomen Zolltarifs 


bis zum 1. Juli zu verfchieben und zwar die Kammer mit 73 gegen 
24, der Senat mit 73 gegen 1 Stimme. 


3. Juni. Kammer: Finanzdarlegung des Yinanzminifters 
Seismit-Doda. Diejelbe lautet über alle Erwartungen günftig. 
Der Finanzminiſter glaubt behaupten zu dürfen, daß die Aera der 
Deficit3 nunmehr einer Periode Pla mache, in der beftimmt zu 
ertvartende Ueberſchüſſe — für dieſes Jahr etwa 10 Millionen, für 
das nächſte 45 und eine halbe — die Möglichkeit bieten, bie ſchmerz— 
Lichiten Stellen de3 ftenerzahlenden Publikums zu erleichtern und 
zugleich ohne Eintrag durch die neuen Ausgaben für nothwendige 
Eifenbahnbauten dem Gefpenjte des Zwangscurſes ernftlich zu Leibe 
zu gehen, — mittel® neuer, aus der Einziehung von Gütern ber 
Pfarreien und Bruderfchaften zu bejchaffenden Fonds und weiterhin 
durch verminderte Verpflichtungen aus rüdzuzahlenden Anleihen. 


7. Juni. Sammer: Debatte über das Decret vom 26. Der. 
1877, durch welches das zweite Minifterium Depretis das Aderbau- 
minifterium abjchaffte, ohne dazu vom Parlament ermächtigt zu fein. 

Minghetti verlangt ein entichiedenes Tabelavotum und zwingt Cairoli, 
Farbe zu befennen. Derſelbe erklärt fich nunmehr jehr et dahin, 
daf jenes Decret ein Eingriff in die Rechte des Parlaments geweſen fei, und 
bricht damit entfchieden mit dem unzuverläffigen Theile der Linken. Die von 
der Regierung gebilligte Tagesordnung wird mit 273 Stimmen angenommen. 
Die Mehrheit des Miniftertums fett fich zufammen aus der Rechten, ben 
Gentren und der äußerjten Linken, beren Ge Dr. Bertani ausdrüd: 
lich erflärt, das Minifterium nicht im Stiche Laffen zu wollen. Die Diffi: 
denten der Linken bringen es nur auf 75 Stimmen, wobei bie zahlxeichen 
Stimmenthaltungen (Depretis, Grifpi, Nicotera, Mancini) ihnen zugezählt 
find, Der Sieg bes Minifteriums ift alfo ein außerordentlich glängender. 
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Nachdem es durch diefe namentliche Abftimmung die ungefunden Elemente 
aus feiner eigenen Partei definitiv ausgejchieden hat, jtüßt es ſich jetzt mich! 
mehr auf die längſt faule „Hiftorijche Linke“ allein, jondern auf eine impo: 
jante Goalition aller gefunden Parteien des Haufes. 


13. Juni. Graf Corte, der Minifter des Auswärtigen, nimm: 
als Bevollmächtigter Italiens am Berliner Congreſſe Theil. 

13. Juni. Kammer: die Regierung macht derjelben eine Bor: 
lage zur Herabjegung dev Mahljteuer, die allerdings ſehr drückend 
ift, aber dem Staate jährlich 70 Millionen abwirft. Die Hammer 
überweift die Vorlage den Bureaur, die fich gegen das Princip der 


Vorlage aussprechen. 

Die von dem Finanzminiſter projectirte quotenmähige Herabſetzung 
der Steuer um 25 Procent gleichinäßig für alle Sorten Eerealien wird von 
ämmtlichen neun Bureaux verworfen. Dagegen geben alle Bureaur den von 
ihnen gewählten Commifjarien den Auftrag, ftatt der quotenmäßigen Herab— 
ſetzung die gänzliche Abjichaffung der Mahliteuer für die fogenannte zweite 
oder geringere Kategorie der Gerealien zu befürtworten. In dieſe zmeite 
Stategorie gehören außer dem türkiſchen Weizen auch noch Roggen, Hafer und 
Gerfte. Dieje drei letzteren Getreide-Sorten fallen jedoch nur mit jehr wenig 
erheblichen Quantitäten ind Gewicht, da in Italien der Verbrauch von 
Roggenmehl u. ſ. iv. ein verſchwindend geringer ift. Sehr erheblich ıft da: 
gegen namentlich in den nördlichen Provinzen der Conſum von Maisjchrot 
und Maismehl, die zur Bereitung der Polenta dienen, welche die faft aus: 
jchließliche Nahrung der ärmeren Glafjen ausmacht. Nur für eine einzige 
Getreide:Sorte, die allein die erfte Kategorie darftellt, für den Weizen, wird 
die Mahlfteuer noch beibehalten bleiben, und zwar in unveränderter Höhe. 
Finanziell dürften beide Methoden, die von dem Finanzminiſter vorgeichla: 
gene —— Herabſetzung um ein Viertel und die von den Bureaur 
vorgezogene gänzliche Abſchaffung der Mahlfteuer für die zweite Getreide: 
ir nahezu die gleichen Refultate ergeben, da bisher die Einnahmen 
aus dieſer zweiten Kategorie ungefähr gerade ein Viertel der Gefammteinnahme 
aus der Mahlijteuer betrugen. 

17. Juni. Kammer: in Folge der Verwerfung des neuen 
Handelsvertrags zwijchen Frankreich und Italien feitens der fran— 
zöfiichen Kammer wird die Regiernng vom Abg. Luzzati über die 
nunmehrige Sachlage interpellirt. 

Quzzati, ber eigentliche Urheber des neuen ital. autonomen Zolltarifa, 
widerlegt die Einwendungen bes Berichterftatters der franzöfiichen Kammer gegen 
den Handelsvertrag vom 6. Juli 1877 und drückt die freundichaftlichiten Gefin: 
nungen für frankreich fowie die Hoffnung aus, daß bald ein Einverftändnik 
zwijchen den beiden Ländern erzielt werden könne. Hierauf erwidernd Legen 
ber Minifterpräfident und der Finanzminifter den Standpunkt der Regierung 
bar: es fei fortan unmöglich, eine neue Verlängerung des Handelövertrages 
zuzugeftehen ; die Anwendung des allgemeinen Tarifs gegenüber Frankreich 
. Stelle fi) ala abjolute Nothtwendigkeit heraus, Dagegen könne eine Ber: 

längerung der Scifffahrtd:Convention zugeftanden werden. Der Gonventio: 
naltarif werde aufrecht erhalten, jei e& nun gegenüber denjenigen Staaten, 
mit welchen Unterhandlungen im Gange ri oder gegenüber Staaten, be: 
züglich welcher Jtalien durch die Klaufel der meiftbegünftigten Nation ge: 
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Bunden jei. Die Interpellanten erflären fi) durch die Antworten der Mi: 
niſter für zufrieden geitellt. Morano bringt einen Antrag ein, wonach die 
Megierung aufgefordert werden foll, jede Bertragäverlängerung, ſowie alle 
Unterhandlungen mit anderen Staaten jo lange zu fiftiren, bis die Verträge 
mit allen Ländern abgeichloffen werden können. Die Kammer befchlieht 
auf Antrag des Minifterpräfidenten, die Debatte über diefen Antrag auf 
ſechs Monate zu vertagen. 

18. Juni. Bei den Wahlen zum römifchen Provinzialland« 
tage und zur Stadtverordnnetenverfammlung von Rom betheiligen 
fich die Glericalen zum erjten Mal in größerer Anzahl. Das Re— 
Tultat ift, daß 2 Namen der clericalen Lifte neben 13 Liberalen aus 
der Wahlurne hervorgehen, die beiden Fürſten Gabrielli und Alio— 
bramdini. Bon 21,000 Wahlberechtigten haben über 10,000 fich 
an der Wahl betheiligt. Die clericale Strömung wächſt langſam, 
aber unverfennbar an. 


24. Juni. Kammer: beräth darüber, welche Vorlagen der Re— 
gierung noch bis zur Vertagung discutirt und welche biß nach den 
Sommerferien hinausgeſchoben werden jollen. In Uebereinjtimmung 
mit den Wünſchen des Minifterinmns entjcheidet fich die Kammer für 
die Annahme einer die Dringlichkeit der Mahljteuervorlage und des 
Eijenbahngejeßes befürtwortenden Tagesordnung, über welche nament» 
liche Abftimmung beantragt wird. Diefe namentliche Abjtimmung 
ergibt die glänzende Mehrheit von 176 minifteriellen Stimmen gegen 
73 Dijfidenten, die theild mit Nein ſtimmen, theil3 der Abjtimmung 
ſich enthalten. 


28. Juni. Da dad Minifterium Gairoli dem Berfammlungs- 
recht keine Schranken fegen will, jo hat fich in Mittel- und Nord» 
Stalien neuerdings eine Tebhafte Agitation für die fog. Italia irre- 
denta (Trieft und Wälfchtyrol) entwidelt, in deren Folge zu Venedig 
eine Demonftration gegen den öfterreichifch-ungarifchen Conſul jtatt- 
findet. Die Bevölkerung von Venedig mißbilligt jedoch den Vorfall 
und Bürger und Behörden drüden darüber dem Gonful ihr Be— 
dauern aus. Die Regierung verjpricht, die Eache zu unterfuchen 
und die Schuldigen zu beftrafen und jpricht gegenüber Defterreich 
ihre Mißbilligung aus. 

28. Juni — 1. Juli. Kammer: Berathung des definitiven 
Budgets und Debatte über die damit zufammenhängenden Yinanz= 
fragen, namentlich die Eifenbahnvorlage der Regierung. Der Finanz» 
minifter Seismit-Doda ſucht die Richtigkeit feiner am 3. Juni ent» 
wicelten Voranſchläge und die von der Linken gemachten Erjpar- 
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ungen nachzumweifen, erläutert die in feinem damaligen Finanzerpofs 
angekündigten Entwürfe (namentlich den Ausbau des Eiſenbahnnetzes) 
und widerlegt die dagegen erhobenen Einwürfe. Er jchließt mit dem 
Verlangen, die Kammer möge alles Vertrauen in bie Finanzpolitik 
der Regierung befunden. Die Kammer genehmigt darauf mit 204 
gegen 60 Stimmen (der confervativen Partei Eella-Minghetti) eine 
Tagesordnung, welche den Yinanzplan des Minifters billigt. — 
Beide Kammern befchließen, eine parlamentarifche Enquetefommiffion 
für das Eiſenbahnweſen niederzufeßen. 

Senat: erklärt fich gegen eine weitere Verlängerung des alten 
Handel3vertrags mit Frankreich, wie dieſes wünfcht, nachdem es dem 
neuen Handelsvertrag feine Genehmigung verweigert hat, und für die 
Inkraftſetzung des autonomen italienischen Zolltarif® dom 1. Juli 
an auch gegen Frankreich. 


Keine Stimme erhebt fich zu Gunften des Anfinnens der franzöfiichen 
Regierung, den alten Vertrag zu verlängern, was die Regierung inzwiſchen 
bereit3 der Schweiz, Belgien und Defterreich-IIngarn — hat. Die ein: 
zigen Einwendungen bejchränten fi) auf den Wunfch, dab der Zofltrieg von 
kurzer Dauer fein und nicht in ein Schubzolliyftem umfchlagen möchte. Das 
entipricht ganz den Anjchauungen der Negierung. Die Hauptartifel der 
frangöfifchen Ausfuhr aber werden vom 1. Juli an auf gewaltige Hinber: 
niffe an der italienischen Grenze ftoßen, als zum Beifpiel find: Weine im 
Faß 15 und in Flaſchen 30 Lire (ftatt bisher 4,50) das Hektoliter; Baum: 
wollengarne von 18 Lire bis 60 der Gentner; Seidenftoffe 5 Lire das Stilo- 
gramm. Repreſſalien werden natürlich nicht fehlen, namentlih auf Ratur: 
producte und Rohftoffe, doch ift das in der Hand Frankreichs ein 
zweifchneidiges, die eigene Induſtrie jchädigendes Schwert, und das jcheinen 
ſich die italienischen Nationalökonomen wohl überlegt zu haben. 


Anfang Juli. Bis jeßt find für die um Rom herum aufzu= 
führenden Befeftigungen ca. 3 Mill. Fr. ausgegeben worden; die Ge— 
ſammtausgaben für diefelben find auf 11—12 Mill. veranfchlagt. 

5.—7. Juli. Kammer: Debatte über die Abſchaffung der 
Mahlfteuer. Die Commilfion, weiter gehend ala die Regierung, be= 
antragt, daß vom 1. Juli 1879 an die Mahlfteuer für die geringeren 
Getreideforten gänzlich abgefchafft und für den Weizen um ein 
Viertel herabgefegt werden (Artikel 1), und auch für Iekteren vom 
1. Januar 1883 ab gänzlich aufhören folle (Artikel 2). Die Re— 
gierung erflärt fi) mit dem Antrage einverftanden. Sella, ber 
Führer der Rechten, erflärt fi) dagegen und weiſt nach, daß bie 
angeblichen Ueberſchüſſe des Finanzminiſters rein illuforifch ſeien 
und ftellt einen Gegenantrag. Die Kammer genehmigt jedoch den 
Antrag in geheimer Abftimmung mit 235 gegen 78 Stimmen (ber 
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Rechten). In der öffentlichen Abſtimmung war vorher der Art. 2 
mit 255 gegen 76 Stimmen angenommen worden. | 


Finanziell betrachtet, bedingt der Beichluß für das Einnahmebubdget 
1879 einen Ausfall von mehr ala 30 und für die nächjtfolgenden vier Nahe 
von mehr ala 40 Millionen! Diefen Ausfall in den liche en des Staates 
erflärte fich Hr. Seismit-Doda zuzugeftehen bereit, derfelbe Hr. Seismit-Doda, 
der erſt vor acht Wochen in feiner Finanzüberficht erklärt hatte: daß er im 
allerhöchften Falle mır 20 Millionen zur Herabfeßung der Mahliteuer übrig 
babe und daher nur eine quotenmäßige Verminderung der Steuer um 25 Procent 
(20 von 80 Millionen) vorjchlagen fünne. Sämmtliche Redner der Linken 
erklären ich für die Abichaffung und zwar die vollftändige Abſchaffung der 
Mahliteuer. Die Nechte ift dagegen befonnener und da3 Greignii der 
Debatte ift die Rede Sella’3 — vielleicht die glänzendfte Rede, die er je 
gehalten Hat. An die gelegentlich der jüngsten Finanzdebatte gepflogenen 
Grörterungen anfnüpfend, befpricht er zuerst die allgemeine Finanzlage, um 
zu dem für Hrm. Seismit:Doda niederfchmetternden Refultat zu kommen, 
daß das Gleichgewicht des Staatshaushalt3 noch keineswegs ein gefichertes fei. 
Wohl fünne man im Gtat die Zahlen fo gruppiren, daß die Sache jo aus: 
fähe: es fei dieß aber fein gefundes und gefichertes Gleichgewicht. Zu einem 
ſolchen richtigen Gleichgewicht fehlten nach feiner Anficht dem Etat für 1877 
noch 40 Millionen Mehreinnahmen! Dann fei noch ein anderer Umſtand zu 
berüdfichtigen: die traurige Lage der Communen, bie fich nicht befjern würde, 
wenn der Staat nicht mindeſtens zwanzig Millionen jährlich aus feinen Ein: 
nahmen an fie überlaffen wolle. Wenn zu diefen 40 und 20 Millionen dann 
noch andere 20 Millionen ala Rejerve im Ueberſchuß vorhanden wären, aljo 
im Ganzen 80 Millionen mehr als das jüngfte Budget des Hrn. Seismit— 
Doda aufzuteilen habe — dann könne man an der Mahlfteuer rühren, eher 
aber nicht! MWeberhaupt ſei e3 ein Unding, Steuern auf Grund günftiger 
finanzieller Voranſchläge abichaffen zu wollen. Steuern dürften überhaupt 
nur dann abgeichafft werden, wenn nicht der Voranjchlag, fondern das defi— 
nitiv abgejchloffene Budget des abgelaufenen Rechnungsjahrs den Ueberſchuß 
nicht auf dem Papier, fondern wirklich in Caſſe zurücgelaffen habe! In 
diefem Sinne bringt er denn auch jeine Tagesordnung ein. Die Antwort 
de3 Finanzminiſters ift ſehr ſchwach: auf die fachlichen Erörterungen 
Sella's gar nicht eingehend, meint er: „Man folle ihn nur machen laffen ; 
er jei überzeugt, im feinen Anjchlägen nur die reine Wahrheit gebracht zu 
haben, ja eigentlich noch Hinter den wirklichen Zahlen zurüdgeblieben zu fein. 
Hundertmal habe er e3 fich —— ehe er dieſe Vorſchläge zur Abſchaffung 
der Mahlſteuer vor das Haus gebracht habe, über welche im Schoße des 
Gabinet3 übrigens vollftändige Lebereinftimmung herrſche. Ebenjo wie die 
Kammer ihm am 3. Juli ein Vertrauensvotum gegeben, werde fie auch jebt 
für feine Mahljteuervorlage ftimmen.” 


13. Juli. Senat: bejchließt, fich zu vertagen und das Mahl: 
fteuergefeß erft nach den Sommerferien in Berathung zu nehmen. 

Mitte Zuli. Die Bejegung Cypern's durch England und bie 
Deeupation Bosnien und der Herzegowina durch Defterreich, wäh- 
rend Italien Teer ausgeht, erzeugen in der Öffentlichen Meinung 
momentan eine lebhafte Verftimmung gegen den Vertreter Italiens 
in Berlin, den Grafen Corte, und eine gewilje Aufregung, die fich 
indeß doch bald wieder legt. 
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30. Juli. Der König und die Königin treten eine Rundreiſe 
nach Turin, Mailand und Venedig an, wo ſie überall aufs herz— 
lichſte und glänzendſte aufgenommen werden. 


1.—3. Auguſt. Sozialiftifch-religiöfe Revolte eines gewiſſen 
David Lazzaretti in Arcidoſſo. Die bewaffnete Macht muß ſcharf 
einjchreiten, wobei Lazaretti ſelbſt erjchoffen wird. 


3. September. Die Regierung bejchließt die Wiederherftellung 
de3 am 26. December dv. %. vom zweiten Minifterium Depretis 
willkürlich aufgehobenen Aderbauminifteriums. 


25. September. Im Bereiche des 1., 2., 3., 5. u. 10. Armee: 
forp3 tritt die milizia mobile zu mit größern Goncentrationen und 
Heldmandvern verbundenen Waffenübungen und auf der Inſel Sar: 
dinien in den Diftrikten Cagliari und Saſſari die Miliz und Squa- 
drone di cavalleria di Sardegna zufammen. Bon der Einberufung 
werden betroffen 48 Bataillone Miliz » Infanterie, 8 Bataillone 
Miliz:Berfaglieri, 12 Miliz= Batterien und 5 Miliz. Sappeurfom- 
pagnien. Die Artillerie erhält Gejchüße und Belpannung von den 
Teld-Artillerie-Regimentern der Linie. Die Zahl der Einberufenen 
beläuft fich auf 48,200 Mann; die Einberufungen finden im Be— 
reich der Generalcommandanten Turin, Mailand, Verona, Piacenza 
und Palermo ftatt. 


2. October. Der AJuftigminifter verbietet den Frauenklöſtern, 
die vom Gtaate aufgehoben find, und denen nur das Zufammen= 
leben noch gejtattet ift, immer wieder, gegen das Gefeß, neue No— 
vizinnen aufzunehmen. 


15. October. Der Minifterpräfident Gairoli hält bei einem 
Teitbanfett feiner Wähler in Pavia eine Art Programmrebde: 


Die Achtung vor dem Gejehe, erflärt er, war und wird immer ber 
Grundjaß der don unjerer Regierung befolgten Politik fein, ſowohl Hinficht- 
lich des Vereind: wie des Aa joe an rar Die Wahlfreiheit muß eine 
volltommene fein. Die finanzielle Frage berührend, erflärt Gairoli, daß das 
Gabinet auf feinen Entjchliegungen hinfichtlich der Herabjegung und jpäteren 
gänzlichen Aufhebung der Mahljteuer beharre. Die Lage des Staatsjchates 

eftatte diefe Maßregel, welche vom Lande mit Recht feit langer Zeit ge: 
* werde. Das Budget von 1879 weiſe einen Ueberſchuß der Einnahmen 
über die Ausgaben von 60 Millionen auf. Die wegfallende Steuer brauche 
daher nicht erjeht zu werden, e3 müßten denn undorhergejehene Ereignifie 
eintreten, in twelchem Falle das Land fich nicht weigern werde, ein neues 
Opfer zu ertragen. Die Einführung eines allgemeinen Tarifs im Verkehr 
wiſchen Italien und frankreich, zu welcher die Lage der Dinge nöthigte, habe 
bie freundichaftlichen Beziehungen der beiden Länder zu einander durchaus 
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nicht getrübt, noch die Hoffnung auf ein baldiges Zuftandefommen der Ver: 
einbarung beeinträchtigt. Die Regierung des Königs bleibe der Einrichtung 
der Gonventionaltarife treu. Hinfichtlich der firchlichen Frage laſſe ſich das 
Gabinet von gewifjenhafter Achtung des zu Kraft beitehenden — 
Rechts leiten, ohne ſchwach oder angreifend ſein zu wollen. Die Regierung 
werde den Kammern Geſehentwürfe über die Wahl- und Verwaltungsreform 
vorlegen. 


18. October. Ein Friede zwiſchen der italieniſchen Regierung 
und dem Vatikan bezüglich der königl. Ernennung verſchiedener Erz— 
biſchöfe und Biſchöfe wird vom Miniſterrathe einſtimmig beſchloſſen. 
Der Vatikan proponirte und die Regierung genehmigt folgende 
Formel: „Ich Biſchof u. ſ. w., präconiſirt von dem Hl. Stuhle, 
wijlend, daß der Bilchofsfig zum königl. Patronate gehört, erjuche 
um die Beranlaffung von Mapregeln behufs gerichtlichen Amts— 
antrittes.“ 

—, October. Die radicale Partei erhält fortwährend eine 
lebhafte Agitation für die Italia irredenta. Die Regierung läßt 
derjelben freien Yauf, in der Meinung, daß fie von jelbjt erlöjchen 
werde, obgleich fie ihr in ihrem Verhältniß zu Dejterreich unan— 
genehm: ilt. 


3. November. Programm-Rede des Miniſters de3 Innern, 
Zanardelli, des politifch bedeutendften Mitgliedes der Regierung 
neben Gairoli, in Arco vor jeinen Wählern: 


Das Minifterium Habe die Demonjtrationen der „Italia irredenta“ 
höchlich getadelt; dieſelben konnten aber nad) den beftehenden Geſetzen nicht 
verhindert werden. Dejterreich kenne unjere Geſetze und habe niemals ver: 
langt, daß wir eine unjerer Freiheiten zum Opfer bringen, umjomehr, ala 
es die Gefinnungen loyaler Freundſchaft der italienifchen Regierung kenne. 
Mebrigens haben die Meetings, deren Abhaltung gejtattet wurde, bewiejen, 
daß dieje Demonftrationen keinerlei Bedeutung haben. Der Minifter tadelt 
jodann die Barjanti-Gafinos, die eine Verdrehung der moralifchen Gefühle 
und eine Demonjtration gegen die Armee feien; die Einheit der italienischen 
Völker und die öffentliche Ruhe feien aber niemals in Gefahr gefommen, 
fonft würde die Regierung energisch gehandelt re Auf die republifa: 
niſche Partei in Jtalien übergehend, jagt er, daß diejelbe niemals ſchwächer 
und weniger — war als jetzt. Die Ihren Majeſtäten überall bereite— 
ten Demonſtrationen ſeien hiefür ein Beweis. Den Umtrieben der Inter— 
nationaliſten —* man mit Aufmerkſamkeit folgen, obwohl dieſelben in 
Italien keine große Verbreitung hätten, weil ihre Principien eine Negation 
alles Rechtes und jeder Moral ſeien. Der Miniſter ſpricht hierauf von der 
Öffentlichen Sicherheit und jagt, daß diejelbe nicht befriedigend fei, aber er 
leugnet, daß fich diefelbe verjchlimmert habe. Er werde alle Sorgfalt auf 
ihre Verbefjerung verwenden. Zanardelli kündigt weiter eine jofortige Bor: 
lage in Betreff der Wahlreform an, durch welche die Zahl der Wähler von 
605,000 auf anderthalb Millionen erhöht werden fol. Bezüglich der Ab: 
ftimmungsmethode wird der Minifter das Liſten-Scrutinium beantragen. 
Seder Wahlkreis wird 5 Deputirte wählen. Der Minijter wird aud) einen 
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Geſetzentwurf, betrefjend die Neforin des Gemeinde: und Provinzialgejehes, 
einbringen. Das Wahlrecht für die Adminijtrativ-Störperichaften werde 
immer auf einem Genfus bafirt fein, welcher jedoch auf alle jene ausgedehnt 
werden foll, die eine directe Steuer zahlen. Die Maires und die Präfidenten 
ber Provinzialdeputationen werden gewählt werden. Es jollen noch andere 
Abänderungen in freiheitlichem Sinne in den Municipien eingeführt werden 
Dehgleichen werde die Regierung eine Gejehesvorlage betreffs Abjchaffung der 
Unterpräfecturen machen. Schließlich ſpricht er von der Einführung bes 
Scheibenſchießens als eines mächtigen Hülfsmittels für die nationale Ber: 
theidigung. Der Miniſter hofft, dab fein Programm einer unermüpdlichen 
Wachſamkeit für die öffentliche Ordnung unter Anwendung aller Freiheiten 
die Zuftimmung des Parlaments und des Landes finden werde. 


3. November. An diefem Tage wird in Rom die achte pro: 
teſtantiſche Kirche eingeweiht. 

15. November. Bericht der parlamentarijchen Enquete-Gom: 
mijfion betr. den am 18. Mai I. %. von der Üegierung dem Par: 
(ament vorgelegten Gejegentwurf über den Ausbau des itglienijchen 
Gijenbahnnepes. 


In dem von der Commiſſion abgeänderten Gejekentwurfe wird bean: 
tragt: der Staat jolle fid) an dem Baue der 248.2 Kilometer Eijenbahnen 
1. Kategorie (die Baufoften find jämmtlich vom Staate zu tragen) mit der 
Summe von 76,400,000 Xire, an demjenigen der 768.1 Kilometer Eijenbahnen 
2. Kategorie (*ıo der Baufojten find vom Gtaate, o von den interejfirten 
Provinzen und Gemeinden zu tragen) mit 275,040,000 Xire (die Provinzen 
und Gemeinden mit 30,560,000 Lire), an jenem der 1254.7 Kilometer Eijen: 
bahnen 3. Kategorie (*ıo der Baukoften find vom Staate, */ıo von den inter: 
ejlirten Provinzen und Gemeinden zu tragen) mit 231,819,200 Xire (die 
Provinzen und Gemeinden mit-57,954,800 Xire), an dem der 1445.3 Silo: 
meter Gijenbahnen 4. Kategorie (der Staat hat *ıo der erjten 80,000 Xire, ®/ıo der 
Denen 70,000 Lire und */ıo aller weiteren die Summe von 150,000 Lire über: 
teigenden Baukoſten per Kilometer zu tragen) mit 140,137,393 Lire (die Provin: 
en und Gemeinden mit 72,509,017 Xire) und endlich an jenem der 700 Kilometer 

iienbahnen 5. Stategorie (der Staat hat “/ıo der erjten 80,000 Xire, ®/ıo der fol: 
genden 70,000 Lire und *ıo aller weiteren die Summe von 150,000 Lire überjtei: 
genden Baufoften per Stilometer zu tragen) mit 36,400,000 Xire (die Pro- 
vinzen und Gemeinden mit 48,600,000 Xire) betheiligen. Jın Totale würde 
fi) hienady der Staat an ben projectirten 4.416.3 Kilometer neuer Eijen: 
bahnen mit 759,896,593 Lire (die Provinzen und Gemeinden mit 209,623,817 
Lire) zu betheiligen haben. Außerdem wird gleichfalls zu Lajten des Staates 
die Anſchaffung von yahrmaterial per 48,804,600 Lire beantragt; es find 
ferner für die Jahre ab 1879 vom Parlament bereit 91,398,817 Lire für 
andere Eijenbahnbauten votirt, und jo haben wir in Summa 900 Mill. Lire 
für neue Eifenbahnbauten, die mit 50 Mill. pro anno in den Jahren ab 
1879 bi3 einjchlieglich 1896 verausgabt werden follen. 


17. November. Das Königspaar bejucht Neapel und wird 
enthufiaftiich empfangen. Bei der Fahrt durch die Stadt erfolgt 
ein Attentat auf den König, das jedoch mißlingt. Indeß erhalten 
der König und der Minifterpräfident, der ihn vor einem zweiten Stoße 
ſchützt, leichte Hautwunden. Der Attentäter Heißt Pafjanante, ift 
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aus der Provinz Potenza gebürtig, feines Berufes ein Koch und er- 
färt, er gehöre feiner Verbindung an. Unmittelbar nachher ziehen 
an 60,000 Perſonen vor den Palaft und begrüßen den König mit 
Zurufen. Sn einer Reihe von Städten de ganzen Landes finden 
auf die Nachricht hin Loyalität3-Demonftrationen für den König ftatt. 


24. November. Das Königspaar trifft wieder in Nom ein 
und wird bdajelbjt von einer allgemeinen Loyalitätsdemonftration 
empfangen. Zum erjten Male feit dem Jahre 1870 betheiligen fich 
die Katholifen und der unverföhnlich gebliebene Adel Rom’ an 
einer nationalen Demonjtration. Ihre Fenfter find illuminirt und 
geſchmückt. Es ift pofitiv, daß in diefer Richtung das Loſungswort 
vom Batifan ausging. Die Führer der republifanifchen Partei, 
Saffi und Dario, beflagen und verdammen das Attentat in ihren 
Organen. — Der „Associatione per l'Italia irredenta“, fowie dem 
Verein der Flüchtlinge aus Trient und Trieſt wird unterjagt, bei 
der Teier anläßlich der Rückkunft der föniglichen Familie ala Gor- 
poration zu figuriren. 


27. November. Der Kriegaminifter beauftragt auf Grund 
eines Gutachtens der Generalprocuratoren bei den Gafjationshöfen 
die Gerichtsbehörden, gegen die jog. Barſanti-Clubs mit der gleich» 
zeitigen Schließung ihrer Vereinzlofalitäten vorzugehen. Barfanti 
war ein wegen Ungehorſams friegsgerichtlich erjchofjener Unteroffizier, 
und die öffentliche Meinung ift, daß die Regierung ſchon lange gegen 
den Unfug Hätte einjchreiten jollen. 


28. November. Kammer: das Minijterium Gairoli erleidet 
in einer unbedeutenden Frage beinahe eine Niederlage, indem e3 nur 
mit 126 gegen 120 Stimmen fiegt. Dasjelbe wankt fichtlich. 


Die Öffentliche Meinung hat ſich guten Theils don ihm abgewendet, 
und noc) mehr hat die Hammer ihr Zutrauen zu ihm verloren. Cairoli ift 
Zwar perſönlich allgemein geachtet, dagegen find die Minifter Zanardelli und 
Seismit-Doba gi und mehr bie En eibe zahlreicher und heftiger An— 
griffe geworben, theil3 weil man weiß, daß Seismit-Doda in der Trage der 
Gircoli Barjanti feinen Collegen Zanarbelli am wirkjamjten unterjtüßte, theils 
weil mit Rüdficht auf die Finanzanſchläge des Minifters er alle ernüchtert 
find und jedermann fich über die 60 Millionen Ueberſchuß für 1879, welche 

t. Gairoli in der Rede von Pavia Namens feines Finanzcollegen verheißen 
‚ Iuftig madt. Biele geben unter diefen Umftänden Hrn. Gairoli den 
wohlgemeinten Rath: er folle bei der bevorjtehenden Discuffion über bie 
innere Politik, welche von der Kammer auf den 3. Dec. feitgejet wurde, fich 
möglichjt paſſiv verhalten und dieſe Gele enheit bemußen, fich von den com» 
promittirenden Gollegen Zanardelli und Seismit:Doda zu trennen und nad) 
Ihrem Ausichluß neue Männer der Linken in jein Minifterium zu berufen. 
Hr. Eairoli aber hat diejen Verſuchungen gegenüber erklärt: er fünne nad) 
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dem Gejchehenen nicht anders ala zu jeinem Collegen Zanarbelli ftehen und 
werde neben feiner eigenen Rebe — auch noch die Verantwortlichkeit 
für die Rede Zanardelli's in Iſeo übernehmen, da die in ber letzteren ent: 
twicelte Doctrin über die Repreffion revolutionärer Beftrebungen materiell 
ganz identisch jei mit dem, was er jelbjt zu Pavia gejagt habe. 

3.—9. December. Kammer: Große Debatte über die innere 
Politik. Minghetti und Sella unterwerfen die Haltung der Re 
gierung einer jcharfen, vielfach Jchneidenden Kritik. Zanardelli und 
Gonforti antworten nicht jehr glüdlich, Gairoli jelber dagegen jehr 
gut. Bei der Abjtimmung über das von Baccoli zu Gunften des 
Minifteriums vorgefchlagene Vertrauensvotum bleibt die Regierung 
mit 189 gegen 263 Stimmen in der Minderheit und gibt jofort 
ihre Entlafjung ein. 

15. December. Der König überträgt Depretis die Neubildung 
des Cabinets. 

18. December. Das neue Gabinet ift definitiv conftituirt und 
zwar übernehmen: Depretis Präfidium, Inneres und interimiftiich 
Aeußeres, Tajani die Yuftiz, Magliani die Finanzen, Mezzanotte 
die Öffentlichen Arbeiten, Maze Delaroche Krieg, Ferraccio Marine, 
Majorana Aderbau und Coppino Unterricht. Die öffentliche Mei- 
nung verjpricht indeß Ddiefem dritten Minifterium Depretis feine 
lange Dauer und meint, daß die Linke definitiv abgewirthichaftet 
habe. Auf eine große Majorität in der Kammer kann Depretig 
jedenfalls nicht zählen. 

20. December. Kammer: dag neue Minifterium Legt derjelben 
fein eigentliche Programm vor. Die Kammer genehmigt das pro- 
viloriiche Budget für 2 Monate. 





Die päpſtliche Gurie. 


9. Januar. Der Papft läßt dem fterbenden König von 
Italien, nachdem derfelbe eine von ihm genehmigte Erflärung ab- 
gegeben, feinen Segen ertheilen, ohne jedoch die über ihn (wenn auch 
nur indireft) ausgejprochene Ercommunication förmlich aufzuheben. 
An dem feierlichen Leichenbegängniß im Pantheon dürfen nur wenige 
niedere Priejter Theil nehmen, ein feierliches Todtenamt darf in Ronı 
nicht gehalten werden. 

17. Januar. Der Gardinal-Staatzfecretär Simeoni erneuert 
dert Protejt gegen die „ruchlojfen Unternehmungen, die nach und nad) 
von der piemontefifchen Regierung gegen die zeitliche Herrichaft des 
bl. Stuhles gerichtet waren“, jet „weil nach dem Tode des Königs 
fein ältefter Sohn durch die Annahme des Titels eines Königs von 
Stalien den vollzogenen Raub gleichjam zu fanctioniren glaubte”, 
durch ein Rundjchreiben an die auswärtigen Höfe: 


„Aus dieſen Motiven und um nochmals die Aufmerkſamkeit der 
Mächte auf die harten Bedingungen zu lenken, in denen fich die Kirche fort: 
dauernd befindet, Hat Se. Heiligkeit dem unterzeichneten Gardinal:Staat3» 
jecretär aufgetragen, aufs neue zu proteftiren und zu reclamiren, um gegen 
einen ungerechten Raub das Anrecht der Kirche ae die alten Domänen in: 
tact zu erhalten, die ihr von der Borjehung zuerkannt waren, um die Un: 
abhängigfeit der römiſchen Päpfte, die volle Freiheit ihres apoftolifchen Amtes, 
den Frieden und die Ruhe der in der ganzen Welt verbreiteten Katholiken 
zu fihern. Deßhalb formulirt der unterzeichnete Cardinal und Staats: 
jecretär ng ben Befehlen Sr. Heiligkeit den lauteften unb formellen Pro: 
teft gegen die obenerwähnte Thatfache und gegen bie Sanction, die man 
dadurch der zum NachtHeile des Heiligen Sub 
geben zu können glaubt.“ 


7. Februar. Papft Pius IX. F nah kurzer Krankheit. 
Zwiſchen den Gardinälen erhebt fich jofort ein heftiger Zwieſpalt, 
ob das Gonclave für die Wahl des neuen Papftes in Rom oder 
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außerhalb desjelben, 3. B. in Miramare oder Malta, abgehalten 
werden joll. 

12. Februar. Der gemäßigte und befonnenere Theil der Gar: 
dinäle hat jchließlich die Oberhand behalten: das Gonclave ſoll am 
19.d.M. in Rom beginnen, die Cardinäle follen fi) am Abend des 
18. Hinter Verfchluß begeben und man bofft, daß das Gonclave in 3 
Tagen werde beendigt werden können. Die Leiter des Kirchenregi- 
ments find indeß nicht zum Beichluß gefommen, mit dem Gonclave 
in Rom zu bleiben, ohne daß fie eine öffentliche Verwahrung gegen 
jedes etwa daraus herzuleitende Präjudiz einlegten. Der Cardinal 
Gamerlengo Pecci theilt mittel3 eines an die päpftlichen Nuntien 
gerichteten Rundfchreibens den katholiſchen Regierungen mit, daß 
das Gardinalscolleg in Rom den Papjt zu wählen beabfichtige, aber 
damit durchaus nicht dem Verhalten des neuen Papſtes vorgreife 
und daß es alle Fragen, die auf den päpftlichen Stuhl fich beziehen, 
unberührt laſſen wolle. 

Das Garbdinalcollegium befteht bermalen aus 64 Mitgliedern, darımter 
find 36 Italiener, 10 Franzoſen, 4 Spanier, 2 Engländer, 1 Nordameri— 
faner, 1 Belgier, 1 Portugiefe, 1 Irländer, 3 Defterreicher, nämlich die 
Erzbifchöfe von Prag und Wien und der Jeſuite Franzelin, 1 Südtiroler, 
1 Ungar und 1 Kroate. Das Deutjche Reich mit jeinen 14 Millionen 
Katholiken ift nur durch 2 Cardinäle vertreten, den Fürften Hohenlohe, einen 
Bruder bes bdeutjchen —— in Paris, und durch den Erzbiſchof von 
Poſen, Ledochowski, der aber eigentlich von polniſcher Nationalität iſt. 

19. Februar. Beginn des Conclaves der Cardinäle in Rom. 

20. Februar. Der Gardinal und Gamerlengo Pecci wird 
vom Gonclave mit Zweidrittel-Mehrheit zum Papft gewählt und 
nimmt den Namen Xeo XIII. an. 

Es hatten ſich drei Parteien, eine unverjöhnliche, eine gemäßigte und 
eine Mittelpartei, von denen die leßtere die — war, gebildet. Gleich 
zu Anfang ſcheint ein Verſuch der Unverſöhnlichen, die Feſtung im Sturme 
zu m. und entweder Bilto, dem, wenn auch nicht Die Urheberſchaft, jo doch die 
moralifche Berantiwortlichkeit für den Syllabus zufällt, oder auch den Kloſter— 
bruder Martinelli auf den päpftlichen Stuhl zu erheben, mißglüdt zu fein. 
Schon bei der zweiten Abjtimmung erhielt Gardinal Pecci, der zwar der 
Mittelpartei angehört, aber auch von den Gemäßigten unterftüßt wurde, 
28 Stimmen. Freilich hieß es, daß Pecci in feinem Amte ald Garbinal: 
Gamerlengo und zeitweiliger Verwalter der Geſchäfte des erh durch 
ſeine Feſtigleit und Energie bei vielen ſeiner Collegen, beſonders von der 
gemäßigten Partei, angeftoßen habe. Erſt am 20. ergibt ſich eine Zwei— 
drittelmehrheit für Pecci. 

Der neue Dart Leo XII. gehört der Mittelpartei oder vielmehr jenem 
rechten Flügel der Gemäßigten an, der, ohne formell den verlorenen Rechten 
des Papſtthums zu entjagen, doch thatjächlich mit dem Gejchehenen zu rechnen 
weiß. In Perugia, wo er Erzbiſchof war, Hat Pecci ungefähr diejelbe Po: 
litik verfolgt, wie Riario Sforza in Neapel, d. h. er rieth allen guten 
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Katholiken, auch ihre bürgerlichen Pflichten nicht außer Acht zu Laffen, und 
zwar that er dieß ſelbſt dann, wenn die verbifjenften Organe der klerikalen 
Preffe ausdrüdlich zur Enthaltung von allen Provinziale und Gemeinde: 
mwahlen aufgefordert hatten. Zu der italienischen Regierung ift ee zwar 
niemals in irgend welche Beziehungen getreten, doch wurde er allenthalben 
geachtet und von denjenigen italieniſchen Beamten, die auf irgend eine Weiſe 
mit ihm in Berührung kamen, allemal ob feiner beſonderen Milde gerühmt. 
er war ein entjchiedener u... der Entfernung de3 Conclaves aus Rom. 
einer Perjönlichkeit nach ift Leo XII. 68 Jahre alt, mäßig gefund. Sein 
Privatleben gilt ala tadellos. Der neue Papjt jtammt aus einer bäuerlich- 
patrizijchen eg zu Garpineto bei Anayni, wo er am 2. März 1810 
geboren wurde. Pecci vollendete feine Studien im Collegio romano unb 
wurde bald nachher Hausprälat bei dem damaligen Papft Gregor XVI. Im 
Alter von 27 Jahren ward er ala päpftlicher Delegat oder Unter-Statthalter 
(jein Borgefeßter war der Legat oder Statthalter) nad) Benevent an ber nea: 
politanijchen Grenze gefandt, wo damals das Räuberwejen in volliter Blüthe 
ftand. Seiner Thatkraft gelang es, die Ruhe wieder herzuftellen, und zum 
Dant dafür erhielt er den Posten eines Statthalters von Spoleto und Portici. 
Im Sabre 1843 ging er ala Nuntius nach Brüffel, wo er fehr gut gefiel, 
aber jeiner ſchwankenden Gejundheit wegen, der das nordifche Klima fchlecht 
zuſagte, nicht lange verbleiben konnte. König Leopold I. gab indeſſen jo 
ute Zeugnijje, dat der Papſt ja veranlaßt ſah, ihm zunächft zum Erz: 
ifchof von Perugia und fchon bald nachher zum Gardinal in petto zu er: 
nennen. Hiermit aber jchließt fürs Nächte En ichnelle Laufbahn; denn 
Papft Gregor war im Jahre 1846 geftorben, und fein Nachfolger Pius IX. 
olgte dem ——— Rathe Antonelli's, der alles Mögliche that, um 
Be auf feinem verlorenen Boften in Perugia feitzuhalten. Papft Pius 
eftätigte erft im Jahre 1853 Pecci’3 Ernennung zum Gardinal, und für 
diefen eröffneten fich größere Ausfichten erft dann wieder, al3 Pius IX. ihn 
nad) dem Tode Antonelli’3 im Jahre 1876 nad) Rom berief und ihn im No: 
vember des verfloffenen Jahres zum Gamerlengo ernannte, 


Der Papſt zeigt dem beutjchen Kaifer noch am gleichen Tage 
feine Thronbefteigung durch Folgendes Schreiben an: 

„Papſt Leo XII. entbietet dem allerdurchlauchtigiten und mächtigften 
Kaijer und König feinen Gruß. Durch die unerforfchlichen Wege des Herem 
und ohne irgend ein Verdienſt von unſerer Seite find twir auf den Stuhl 
des Apoftelfürften erhoben worden, und wir legen ung die angenehme Pflicht 
auf, Ew. faiferl. und fgl. Majeftät, unter deren mächtigem und ruhmreichem 
Scepter eine jo große Anzahl von Anhängern unferer heiligſten Religion Lebt, 
von dieſer Thatjache unverzüglich in Kenntniß zu ſetzen. Da wir zu unjerm 
Bedauern die Beziehungen, welche in früherer Zeit jo glücklich zwiſchen dem 
hl. Stuhl und Ew. Majeſtät beftanden, nicht mehr vorfinden, jo wenden wir 
uns an Ihre Hochherzigkeit, um zu erlangen, daß der Friede und die Ruhe 
des Gewiſſens diejem beträchtlichen Theil Ihrer Unterthanen wiedergegeben 
werde. Und die fatholischen Unterthanen Ew. Majeftät werben nicht ver: 
ehlen, wie es ihnen auch der Glaube vorjchreibt, zu dem fie fich bekennen, 
I mit der gewiſſenhafteſten Ergebenheit achtungsvoll und treu gegen 
Ew. Majeftät zu zeigen. In volljter —— von der Gerechtigkeit 
Ew. Majeſtät rufen wir Gott den Herrn an, daß er Ihnen die Fülle ſeiner 
himmliſchen Gaben verleihe, und flehen ihn an: er wolle Ew. Majeſtät mit 
una durch die Bande der vollkommenſten chriſtlichen Liebe vereinigen.“ 


21. Februar. Es wird in einer in Gegenwart de Papſtes 
26 * 


404 Die papklihe Curie. (Febr. 26 — März 4) 


abgehaltenen Gardinal-Gongregation befchloflen, daß der neue Papit 
für einmal den Vatican nicht verlaflen ſolle. Die Fiction der 
„Gefangenſchaft“ ſoll alfo aufrecht erhalten twerden. Ferner wird 
bejchloffen, die Thronbefteigung allen Regierungen mit einziger Aus: 
nahme derjenigen des Königreich® Italien zu nmotifiziren. Dagegen 
follen alle zwijchen dem Batican und den Regierungen, mit 
welchen derjelbe in Beziehungen fteht, jchwebenden ragen wieder 
aufgenommen werden, um denfelben jede Feindſeligkeit, die etwa 
lab gegriffen, zu benehmen. Das ganze Perſonal des päpftlichen 
Hofes wird gewechjelt werden. Die Intranfigenten machen große 
Anftrengungen, um die Beltätigung des Gardinal® Simeoni als 
Staatsſecretär zu erwirken. 

26. Februar. Der Papjt beftätigt den bisherigen Cardinal— 
Staatsfecretär Simeoni in feinem Amte. 

Anfang März. P. Gurei veröffentlicht eine neue Echrift über 
ben modernen Zwielpalt zwijchen der Kirche und Stalien. 


So weit hat es die von den Jeſuiten und ihrem Anhang geleitete 
Regierung im ihren einunddreigig Jahren gebracht, daß endlich jogar ber: 
jenige, der die längfte Zeit in der erjten Reihe ihrer tonangebenden Männer 
geftanden, fich im Gewiſſen gedrungen fühlt, die Wege des Papites und des 
Jeſuitenordens zu durchkreuzen und zum Schutze der wahren Intereſſen der 
Religion und der Kirche feine Stimme zu erheben. Es Handelt fi) um das 
Verhältniß der Curie zu Italien. Seit Ende 1872, meint Gurci, war e3 
tlar, daß die Nejultate der italienischen Bewegung nicht mehr rüdgängig zu 
machen, daß der Kirchenſtaat unmwiederbringlicd verloren jei. Die herrichende 
Partei wollte dieß nicht einjehen, und indem fie bei ihren thörichten Hoff: 
nungen beharrte, hielt fie den Kriegszuſtand aufrecht zwifchen dem neuen 
Stalien und allen wahren Katholiken, d. h. ihren Anhängern. Im Angeficht 
der für die Kirche jelbjt verderblichen Folgen diejer Politit wagte Eurci ver: 
trauliche Vorjtellungen in einer dem PBapft vorgelegten Denkjchrift. Die 
Folge war fein eigenes Verderben. Die Denkjchrift wird gegen feinen Willen 
veröffentlicht. Um das Aergerniß zu fühnen und dem Papit Genugthuung 
zu verichaffen, fordert der Jejuitengeneral den Berfaffer zum Widerruf auf, 
unter Androhung der Ausftoßung aus dem Orden. Gurci weigert den Wider: 
ruf, wird aus dem Orden ausgejchloffen, und da er nun, von beſchränkenden 
Rücfichten frei, mur feinem Gewiſſen zu folgen hat, jo fchreibt er zum zweiten: 
mal, aber jett ausführlich) und für die Deffentlichkeit über den Gegenjtand, 
der ihm am Herzen liegt. 


3. März. Krönung des Papftes in der Sirtinifchen Gapelle 
im Beijein des geſammten diplomatijchen Corps. Der hergebrachte 
Segen urbi et orbi, von der Xoggia der St. Petersfirche aus, 
unterbleibt. 

4. März. Gardinal Simeoni tritt als Staatsfecretär zurüd 
und wird durch Gardinal Franchi erjegt. Als Grund wird an« 
. gegeben, daß Rußland plößlich das Verlangen ausdrückte, mit der 
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Gurie wieder in Beziehungen zu treten und einen Gefandten beim 
Batican zu beglaubigen, Simeoni aber durch die Politit Pius’ IX. 
Rußland gegenüber compromittirt ſei. Der Papft Hatte indeß von 
Anfang an fein Auge auf Franchi geworfen. 

8. März. Der Gardinal- Staatfecretär Franchi fordert in 
einem Rundfchreiben die päpftlichen Nuntien zu eingehenden Mit: 
theilungen auf über die Beziehungen zu den Regierungen, bei welchen 
fie beglaubigt find, und wünſcht gleichzeitig darüber Auskunft zu 
erhalten, wie die Regierungen einen Wechjel der Politik des Vatikans 
in fejtem, aber doch jedenfalls weniger aggrejfivem Sinne anjehen 
würden. 

16. März. Der neue Papſt erlaubt den italienischen Bi— 
Tchöfen, den gejeßlichen Forderungen ohne Anftand zu genügen, um 
in den Befit der weltlichen Einfünfte ihrer Bisthümer zu gelangen. 

— März. Papft Leo Hat angefangen, im Vatican fcharf 
aufzuräumen, da fich in demjelben unter Pius IX. offenbar ein 
ganzer Augiasftall von Mikbräuchen .aufgehäuft hat. 

28. März. Papſt Leo XII. hält feine erjte Allocution an 
die Gardinäle. 

Wir entheben derfelben nur folgende Stelle, die auf die Politit Be: 
zug bat: „Außerordentlich beängftigt mich die höchſt bedrohliche Lage, in 
welcher zu diefer Zeit faſt überall nicht nur die bürgerliche Gejellichaft, 
fondern auch die katholische Kirche und zumal diejer apoſtoliſche Stuhl fid) 
befindet, welcher — durd Gewalt feiner weltlichen Herrfchaft beraubt — 


dahin gebracht ift, daß er — von ſeiner Macht einen vollen, freien 
und jedermann wohlthätigen Gebrauch nicht machen kann.“ 


17. April. Der Papſt beruft den P. Curci nach Rom. 


25. April. Der Papſt erläßt feine erſte Enchelica. 


Dieſelbe unterſcheidet ſich von den päpſtlichen erg an welche 
die Welt in den id ie Jahrzehnten durch Pius IX. gewöhnt worden ift, in 
fehr vortheilhafter Weife. Die Polemik des neuen Papftes ift eine fachliche, 
feine perſönliche. Wer freilich, ſei es gehofft, jei es gefürchtet haben jollte, 
Papft Leo würde mit der Vergangenheit der römischen Eurie brechen und feine 
Vorgänger Lügen ftrafen, um ihren Gegnern offen die Hand zu reichen, muß 
fich eines Undern überzeugen. Aber die hochragenden Dentjteine, die Pius IX. 
freiwillig und unfreiwillig an feinen Lebensweg geſetzt hat, Syllabus, päpjt: 
liche Untehlbarteit, Verluſt der weltlichen Herrichaft, werfen in das Rund: 
fchreiben Leo's XIH. nur einen Eleinen Schatten. Dem Syllabus ift genug 
gethan durch die Bemerkung, daß der Papft, in bie mans feiner Bor: 
gänger tretend, die Verurtheilungen der mit der apoftoliichen Cenſur belegten 
Irrthümer beftätige und wiederhole; die Unfehlbarkeit iſt N: nur vorüber: 
gehend — indem die Hoffnung ausgedrückt wird, daß die Menſchheit, 
durch jo viel Uebel und Unheil ermahnt, endlich in dem Gehorſam gegen die 
Kirche (in infallibili magisterio Apostolicae Sedis) ihr peil und ihre Wohl: 
fahrt fuchen werde. Was den verlorenen Kirchenſtaat betrifft, jo fühlt fich 
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Leo XII. allerdings zu der Forderung der MWiedereinjekung in den früheren 
Stand bewogen, aber „nicht durdy Ehrgeiz oder Herrſchſucht angetrieben, 
fondern durch die Rückſicht auf unfere Pflicht und durch eidliche Gewiſſens— 
bande dazu verbunden“; ein vielfagender Hinweis, ber fich gleich darauf 
noch einmal wiederholt, wenn der Papft erflärt — man möchte fait den 
farblofen Ausdrud gebrauchen „mittheilt” —, daß er feiner Pflicht gemäß, 
die ihm gebiete, die Rechte der heiligen Kirche zu jchüben, alle Erflärungen 
und Protefte Pius’ IX. gegen die Wegnahme der weltlichen Herrichaft und 
die Verlekung der Nechte der römischen Kirche erneuere und beftätige. Tiefe 
„Grneuerung und Beftätigung” macht den Eindrud, ala werde ihr höchſtens 
der Werth einer Formſache, die fich eben nicht umgehen läßt, beigelegt; auch 
ift occupatio die ftärkjte Bezeichnung, die in diefem Zuſammenhange ge 
braucht wird, von Wörtern, wie spoliatio, welches doch das deutſche „Ber 
raubung“ an Stärfe noch nicht nothwendig erreicht, ift feine Spur vorhanden. 
Sole Milde und Gemefjenheit ift nicht etwa einer ftiliftiichen Schwäche bes 
Verfaſſers zuzujchreiben; denn an anderen Stellen, fo gleich in der Ein: 
leitung, wo das traurige Schauspiel des fittlichen Verfalles der Menfchheit 
gejchildert wird, fehlt e3 der leoniſchen Feder keineswegs an Kraft de3 Aus: 
druckes und hervorbrechender jubjectiver Wärme. Die hervorragendite Stelle 
ift hier zweifelsohne diejenige, twelche die Folgen der gegen die Autorität ber 

irche gerichteten Angriffe jchildert: die in dem meiften Ländern erlaffenen 
Geſetze, welche die göttliche Verfaffung der römijchen Kirche zerftören, bie 
Verachtung der bifchöflichen Macht, die der Ausübung des geiftlichen Amts 
ante —— die Zerſtreuung der religiöfen Orden, die Ein: 
ziehung der Kirchengüter, die Verdrängung der Kirche aus ber Leitung von 
Wohlthätigkeits- und Unterrichtsanftalten, die ungezügelte freiheit in Schrift 
und Wort, Mit Ddiejer kurzen, fat nadten Aufzählung begnügt fich die 
Enchelica; ein tieferes Eingehen auf Einzelheiten ift forgfältig vermieden ; 
würden vorgegriffene fpecialifirte Urtheile ja den in Ausficht genommenen 
Verhandlungen mit den rg Gewalten nur Hinderniffe in den Weg 
—* haben. Ausführlicher ſind nur an einer ſpätern Stelle des Schrei— 
ens die impiae leges behandelt, „welche das religiöſe Band der Ehe für 
nichts achten und dasſelbe auf — Stufe mit rein bürgerlichen Verträgen 
eſtellt haben.“ Indeſſen wird daraus nur die unangreifbare Folgerung und 
———— ezogen, daß die Geiſtlichkeit mit um fo regerem Eifer die Gläu— 
bigen ermahnen fol, den auf die Heiligkeit der chriftlichen Ehe bezüglichen 
Lehren ihr Ohr zu leihen und den die Pflichten der Gatten und Stinder 
regelnden Vorjchriften der Kirche zu gehorchen. Wenn alſo nur mit der 
bürgerlichen Ehejchließung die firchliche vereinigt wird, jo ift das „geſetzliche 
Goncubinat“, ala welches die der facramentalifchen Weihe entbehrende Verbin: 
dung dem Auge der Kirche erfcheinen muß, eben zur giltigen — Ehe 
eworden. Dem aber ſtellen, wie bekannt, die ſtaatlichen Vorſchriften keinerlei 
—— in ben Weg; nur iſt es Sache der Kirche, dafür zu ſorgen, daß 
die — Wirkungen des „gottloſen ig nicht eintreten, und wie 
dem vorgebeugt werden joll, deutet Leo XII. we jeine Mahnungen an bie 
Beiftlichen —— an. Kurz zuſammengefaßt, iſt der weſentliche Eindruck 
des päpftlichen Schreibens der, daß es den Standpunkt der Kirche zu wahren 
fuche, zugleich aber bedachtſam vermeide, die Ausfichten auf eine Berjöhnung 
mit den ftaatlichen Gewalten zu beeinträchtigen. 


— Mai. Eine neue Schrift Minghetti’s, eines ber Führer 
der Rechten im italienischen Parlamente, über das Verhältniß zwi— 
Ihen Staat und Kirche wird auf den Inder gefebt. 
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— Juli. Der päftliche Nuntius in München unterhandelt 
in Kiffingen mit dem Reichskanzler über einen Ausgleich behufs 
Beendigung des Gulturfampfes in Preußen. Die Unterhandlungen 
führen indeß vorerft zu feinem Reſultat, werben jedoch auch nicht 
abgebrochen. 


1. Auguft. Der Gardinal- Staatäfecretär Franchi FT. Der 
Tapft ernennt den Gardinal Nina an jeine Stelle. 

27. Auguft. Schreiben des Papftes an den neuen Gardinal- 
Staatöjecretär Nina. 


». +. Bon ſolchen Abfichten geleitet, wollten Wir Unfere Stimme aud) 
Sene vernehmen laſſen, welche die Geſchicke der Nationen leiten, indem Wir 
fie dringend einluden, in diefen Zeiten, wo es fo ſehr noth thut, die über: 
aus fräftige Stübe, welche ihnen bie Kirche darbietet, nicht zurückzuweiſen. 
Angetrieben von der apojtoliichen Liebe wandten Wir Uns auch an Jene, die 
nicht durch die Bande der fatholifchen Religion mit Uns vereinigt find, von 
dem Wunſche bejeelt, daß auch ihre Unterthanen die wohlthätigen Einflüffe 
dieſer göttlichen Injtitutionen erproben mögen. Es ijt Ihnen wohl bekannt, 
Herr Gardinal, daß Wir, um diefem Antriebe Unferes Herzen? Folge zu 
leijten, Uns auch an den mächtigen Kaiſer der edlen deütſchen Nation, 
welche wegen der den Slatholifen ne — Lage ganz beſonders 
Unſere Fürſorge erheiſchte, gewandt haben. Dieſes Wort, einzig und allein 
von dem Wunſche eingegeben, Deutſchland den religiöſen Frieden wieder— 
gegeben zu ſehen, fand eine günſtige Aufnahme von Seite des erhabe— 
nen Kaiſers und hatte das erfreuliche Ergebniß, daß es zu freundſchaftlichen 
Unterhandlungen führte, bei denen es nicht Unſere Abſicht war, zu einem 
einfachen —— zu gelangen, welcher den Weg zu neuen Con: 
flicten offen ließe, fondern nach Entfernung der Rose einen wahren, 
joliden und dauerhaften Frieden zu jchließen. Die Wichtigkeit dieſes 
Zieles, dad von der hohen Wersheit Jener, welche die .. jenes Le 
in ihren Händen haben, richtig eriwogen wurde, wird dieſelben, wie Wir 
vertrauen, dahin führen, Uns die Freundeshand zu reichen, um es zu erlangen. 
Die Kirche würde ohne Zweifel glüdlich fein, bei jener edlen Nation ben 
Frieden wieberhergeftellt zur jehen, aber auch das Reich würde darüber nicht 
weniger glüdlich fein und würde, nachdem die Gewifjen beruhigt find, in ben 
Söhnen der fatholifchen Kirche wie ehedem feine treueften und hochherzigiten 
Unterthanen finden...“ 


4. October. Da der Ertrag des Peterdpfennigs- überall jehr 
abgenommen hat und der neue Papft von der italienifchen Jahres- 
dotation zu Gunften des Hl. Stuhles doch auch ſeinerſeits feinen 
Gebrauch machen will, jo haben 15 franzöfiiche Bilchöfe der Curie 
ein Project zu befjerer Organifation der Peteröpfennig-Sammlungen 


vorgelegt. Darauf antwortet der Gardinal-Staatzfecretär Nina: 


„.Was die Anfrage betrifft, ob e& bei den erhöhten Bebürfniffen 
des Heil. Stuhles nicht angezeigt wäre, den Sammlungen des Peteräpfennigs 
eine beftändige, allgemeine und gejegliche Organifation zu geben, weldye vom 
Papſte mit der Majeftät feiner ann Sanction zu machen wäre, damit 
das Unternehmen mit einem ausgedehnteren Erfolge gekrönt würbe, jo glaubt 
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ber heil. Bater in feiner hohen Weisheit, über die vorgelegte Frage fich nicht 
ausjprechen zu jollen. . . Debhalb zieht es der heil. Vater vor, der Flug: 
- und dem Eifer des katholiſchen Episkopates die Sorge ganz zu über: 
afjen, die betreffenden Sammlungen in der Weife zu organifiren, welche fie 
für die geeignetjte halten, um je nad) den Zeitumftänden größere Gaben zu 
erzielen, und um die Sammlungen ſowohl für den Einjammler als aud 
für den Geber leichter zu geftalten, indem hierbei auch auf die Ort&verhält- 
niffe der verjchiedenen — der katholiſchen Welt Rüdficht genommen wird. ... 
Es genügt, daß die Völker nicht vergeffen, da dem Papfte die weltlicke 
Hereicaft, welche ihm von der Vorfehung verliehen wurde, um die zu feinm 
eigenen Unterhalte und für die Regierung der Gejammtfirche nöthigen Mictel 
au befigen, entrifjen worden ift, um es wohl begreiflich zu finden, daß, io 


ange fie nicht den Troft haben werben, ben heiligen Stuhl wieder im feine 
rechtmäßigen Befigungen eingejeht zu  jehen, derjelbe ohne die edelmüthige 
— Gläubigen nicht leben und feine wohlthätige Miffion m 
ber ganzen Welt wird erfüllen können.“ Der Cardinal ſchließt daran eine 
rn ber überaus — Bedürfniſſe, für deren Befriedigung der 
heilige Stuhl zu ſorgen habe. 

13. November. Die in Deutſchland ftaatlich abgeſetzten Bifchöfe 
haben an den Batican ein Memorandum gerichtet, worin fie in Folge 
erhaltener Aufforderung ihre Anſchauungen betreff3 einiger auf die 
Unterhandlungen bezüglicher Punkte darlegen. Die Bilchöfe Iprechen 
ben Wunjch aus, daß man zu einem billigen Webereinfommer ge- 


langen möge. 


24. December. Der Papft richtet an den ftaatlich abgefeßten 
Erzbiſchof von Köln ein fehr Huldvolles Schreiben, aus dem neuer- 
dings fein Wunfch, fich bez. des Gulturfampfes mit der preuß. Re— 
gierung zu verftändigen, hervorleuchtet, geht aber über den Aus— 
drud friedlicher Gefinnungen nicht hinaus und enthält feinerlei fefte 
Punkte für ein formulirtes Ablommen, weshalb er in Deutfchland 
ohne Wirkung bleibt. 

— December. Die unmittelbar nach der Wahl des Papftes 
von Rußland angefnüpften Unterhandlungen mit der Curie betr. 
Neuordnung der Verhältniffe der römiſch-katholiſchen Kirche in Ruß— 
land haben jchließlich doch zu feinem Schluffe geführt und werden 
als völlig gejcheitert betrachtet. 


6. Die Schweiz. 


13. Januar. (Bern) Das Volk verwirft in allgemeiner 
Abjtimmung das von 14,000 Bürgern geftellte Referendunbegehren 
betr. Revifion der Verfaſſung mit ?s gegen "s der abgegebenen 
Stimmen und fpricht fich eventuell mit 12,000 Stimmen für eine 
Tolche durch den Gr. Rath aus, während nur 2000 Stimmen für 
einen Berfaflungsrath abgegeben werden. Bezeichnender Weife er- 
reicht die Zahl der Botanten für eine Verfaffungsrevifion nicht ein= 
mal diejenige, welche das Neferendumbegehren geftellt hatte. 

13. Januar. (Teſſin.) Die (ultram.) Regierung verlangt 
von der Stadt Lugano die Kojten der vorjährigen willfürlichen und 
daher vom Bundesrath aufgehobenen militärifchen Dccupation und 
droht, wenn der Betrag nicht binnen 5 Tagen entrichtet werde, 
mit einer Wiederholung jener Maßregel. Die Stadt proteftirt und 
der Bundesrath muß neuerdings interveniren, bis die Regierung 
nachgibt. 

14. Januar. (St. Gallen.) Das Verlangen der ultram. 
Partei nach einer partiellen Berfaffungsrevifion bleibt in der all» 
gemeinen Volksabſtimmung um ca. 6000 Stimmen in der Minderheit. 

17. Januar. Die Commiffion zur Beratung eine neuen 
Projectes für die DVertheilung der auf die Schweiz entfallenden 
Nachjfubvention von 8 Millionen Franken an das Gotthardbbahn- 
unternehmen fpricht ſich grundfäßlich dafür aus, daß dem Bunde 
3,185,000 Fr. überbunden und der Reſt auf alle betheiligten Kan— 
tone und Gefellichaften vertheilt werden follte. Der ftärkfte Antheil 
fällt dabei mit 800,000 Fr. auf den Kanton Zürich. 

26. Januar. (Genf.) Gr. Rath: verwirft mit 46 gegen 32 
Stimmen einen Gejeß-Entwurf, durch welchen das Geje über den 
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fatholifchen Gultus vom 27. Auguft 1873 infoferne abgeändert wer: 


den ſollte, 

ala e3 die acht Kirchengemeinden betrifft, die noch feine national: 
fatholifchen Geiftlichen und feine Kirchgemeinderäthe gewählt haben, ſondern 
‚ihre Kirchen und Pfarrhäufer den eidverweigernden Prieftern überlafien. 
Laut Art. 2 und 3 dieſes Entwurfes follte der Oberkirchenrath Geiftliche be: 
zeichnen, um in diefen Gemeinden Gottesdienjt zu halten, ferner fich über die 
Beitimmung der Gebäude nad Anweiſung des citirten Gejehes und an Stelle 
der im Rüdftande befindlichen Gemeinden ausjprechen. 


4.—11. Februar. Ständerath: beräth über das in den Bun: 
desfinanzen wieder herzujtellende Gleichgewicht. 


Der Nationalrat hat die Frage ſchon voriges Jahr behandelt und 
dafür eine Reihe von Erfparniffen, namentlich auch im Militärweien, vor: 
gelingen. Der Ständerath erklärt fi damit nicht einverjtanden umd 

eantragt dagegen eine übrigens nur mäßige Erhöhung der jehr niedrigen 
Grenzzölle und zwar weſentlich nur auf Yurusartifel, wodurch das ganze 
—— Bundesdeficit allein und mit Leichtigkeit gedeckt werden könne. Der 
tänderath regt dabei auch die Einführung einiger indirecter Steuern, na— 
- mentlid auf Tabak und Branntwein, an. Bezüglich des Princips der Er: 
höhung der Grenzzölle find übrigens beide Näthe einig, und jchon hat ber 
Bundesrath Vollmacht erhalten, —* Deckung des laufenden Jahresdeficits 
10 p6t. Zuſchlag auf dem beſtehenden Tarif zu erheben, welcher Zuſchlag 
zugleich geeignet tft, der bereits in Arbeit genommenen Revifion des Tarifs 
—— und praktiſche Winke zuzuführen. Im Uebrigen kommt der 
Ständerath dem Nationalrath möglichſt entgegen. 


9. Februar. (Teſſin.) Gr. Rath: beſchließt, den bisherigen 
Zurnus zwifchen den Städten Bellinzona, Locarno und Lugano ala 
Hauptorte und Site der Regierung aufzuheben und Bellinzona als 
Händigen Sit der Regierung anzuerkennen. Die Frage foll jedoch 
noch der Volksabſtimmung unterftellt werden. 

16. Februar. Nationalrath: tritt neuerdings auf Grund der 
Beichlüffe des Ständerathes in die Frage der Herftellung des Gleich- 
gewichts in den Bundesfinanzen ein und ftimmt dabei unter Namens— 
aufruf mit 64 gegen 52 Stimmen dem ftänderäthlichen Poftulat, 
der Bundesrath folle mit Prüfung der Frage der Befteuerung der 
Banfnoten-Emijfion, des Sprit3 und des Tabaks, wobei die Hälfte 
des Ertrag den Kantonen und die andere Hälfte dem Bunbe zu: 
fommen foll, beauftragt werden, bei. 

20. Yebruar. Der neue Papft Leo XIII. richtet Folgendes 
Schreiben an den Bundesrath bez. der Differenzen zwifchen Staat 
und Kirche in der Schweiz (Anrede und Datum find in lateinifcher, 
der ſonſtige Inhalt in italienischer Sprache abgefaßt): 

„Ew. Ercellenz Gruß! Durch Gottes Willen, wenngleich ohne unjeren 


Wunſch, auf den Hohen Stuhl des Apoftelfürften erhoben, beeilen wir uns, 
Ew. Excellenz Hiervon Kenntniß zu geben, tm Vertrauen darauf, dieſe unſere 
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perjönliche Mittheilung werde Ihnen angenehm und willtommen fein. Dabei 
bedauern wir, daß die freundlichen Beziehungen, welche ehedem zwischen dem 
eiligen Stuhle und der jchweizerifchen Ting dl beftanden, in den 
etzten Jahren plößlich eine beflagenswerthe Unterbrechung erlitten haben und 
daß auch der Zuftand der fatholiichen Religion in der Schweiz beflagenswerth 
ift. Im Vertrauen auf die Gefinnungen der Gerechtigkeit, welche Ew. Er: 
cellenz und das ſchweizeriſche Volt befeelen, hoffen wir, daß fich binnen 
Kurzem paffende und wirkſame Mittel zur Abjtellung dieſer Webelftände 
finden lafjen werden, und in der angenehmen Erwartung deſſen erbitten wir 
vom Herrn für Sie die Gnadenfülle feines himmlischen — und flehen 
ihn zugleich an, Sie durch die Bande vollſtändigſter Liebe mit uns zu 
vereinen.“ 
Hierauf antwortet der Bundesrath unter d. 5. April wie folgt: 
„Heiligfter Vater! Es hat Em. Heiligkeit gefallen, vermittelit Breves 
vom 20. Febr. d. J. dem jchweizeriichen Bundesrathe von Ihrer Beteigung 
des apoftolifchen Stuhles, die am nämlichen Tage ftattgefunden hat, Mit: 
theilung zu machen. Der Bundesrath hat an diefer — den lebhafteſten 
Antheil genommen und will dieſen Anlaß nicht vorbeigehen laſſen, ohne 
Ew. Heiligkeit nebſt ſeinem beſten Dank für das Schreiben, womit Sie ihn 
beehrt haben, die aufrichtigſten Glückwünſche darzubringen. Wenn Ew. Heilig: 
feit dabei die Lage der katholiſchen Religion in der Schweiz ala beklagens— 
werth bezeichnen, jo muß er feinerfeit3 bemerken, daß jene Religion wie alle 
anderen Glaubensbetenntniffe einer Freiheit genießt, welche durch die 
Bundesverfajjung —— und nur durch den Vorbehalt 
beſchränkt iſt, daß die kirchlichen Behörden weder in die Rechte 
und Befugniſſe des Staates noch in die Rechte und Freiheiten 
der Bürger übergreifen dürfen. Der Bundesrath wird ſich glücklich 
ſchätzen, in ſeinem Wirkungskreiſe die Bemühungen Ew. Heiligkeit um Auf: 
rechthaltung des confeſſionellen Friedens und des guten Einvernehmens unter 
den verſchiedenen Glaubensbekenntniſſen in der Schweiz zu unterftüßen, und 
im dieſer Gefinnung benubt er gern dieſen eriten Anlaß, um Ew. Heiligkeit 
die Verficherung feiner ausgezeichnetiten Hochachtung und tiefen Ehrerbietung 
auszuſprechen und fich mit Ihnen dem Schuße des Allmächtigen zu empfehlen.“ 


22. Februar. Schluß der Selfion der Bundesverfammlung, 
nachdem beide Räthe fich über die Differenzen in ihren Beſchlüſſen 
bez. Herftellung des Gleichgewichts in den Bundesfinanzen vollfom- 
men audgeglichen haben. 


10. März. (Zeffin.) Der Beichluß des Gr. Rathes vom 
9. Februar betr. Bellinzona als ftändigen Hauptort des Kantons 
und Sitz ber Regierung wird vom Volke in allgemeiner Abjtimmung 
genehmigt. 

12. März. Seitens des Bundespräfidenten ſowie des deut— 
fchen und des italienischen Gefandten wird das Schlußprotofoll der 
Quzerner Gonferenz dom Juni dv. 9. und der darauf bezügliche 
Nachtragsvertrag zur Gotthardbahn-Gonvention vom October 1869, 
nach welchem Deutfchland und Italien ein jedes noch 10 und bie 
Schweiz noch 8 Millionen Nachfubvention a fonds perdu an das 
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GotthardbahnsUnternehmen zu zahlen haben, unterzeichnet. Seitens 
Italiens und der Schweiz wird jedoch erjt dann die Ratification des 
Vertrags erfolgen, wenn die auf fie fallenden Nachjubventionen dur 
die betheiligten italienifchen Provinzen und Gemeinden, ſowie durch 
die betheiligten fchweizerifchen Kantone oder durch den Bund auf 
das Beftimmtefte zugefichert worden find, und endlich wird der Aus— 
tausch der Ratificationen erſt dann ftattfinden, wenn fich die Gott: 
hardbahn-Geſellſchaft über den Befi derjenigen Hilfsmittel, welche 
von der Luzerner Gonferenz zur Vollendung des Gottharbbahn- 
Unternehmens feftgeftellt worden find, vollftändig ausgewiefen hat. 

12. März. Bundesrath: beichließt, das vom Wolfe ſchon 
zweimal verworfene Geſetz betr. die Militärpflicht » Erfaßjteuer den 
eidgendffiichen Räthen in ihrer Juni-Sejfion neuerdings zur Ber 
rathung vorzulegen. 

15. März. (Bern) Die Regierung verbietet auf den 18. 
d. M., den Jahrestag des Ausbruch! der Parifer Commune-Revo— 
lution, alle öffentlichen Aufzüge internationaler Sozialiften und bietet 
für alle Fälle ein Bataillon Infanterie behufs Aufrechthaltung der 
Drdnung auf. Der Tag verläuft in Folge davon ganz ſtill und rubia. 


29. April. Eine von der Regierung ded Kanton? Waadt 
angeregte und von diefer fowie von den Regierungen der Kantone 
Wallis, Genf, St. Gallen u. Graubünden beſchickte Gonferenz in Olten 
behufs Berathung einer gemeinfamen oppofitionellen Haltung in der 
Gotthardbahn-Bundesjubventionsfrage bejchließt zunächſt eine Ein— 
gabe an den Bundesrat, welche unter Darlegung ber bezüglichen 
Gründe gegen jede Subvention des genannten Unternehmens durch 
den Bund Proteft erheben ſoll. Mit dem Entwurfe diefer Eingabe 
wird St. Gallen beauftragt. 

30. April. (Bern) Der Präfident des großen Rathes 
Ichließt die letzte Situng feiner jo eben abgelaufenen vierjährigen 
Amtsperiode mit folgenden die politifche Yage des Kantons charalteri- 
firenden Worten: 

„Werfen wir noch einen Bli auf die gegenwärtige Stellung ber 
oberjten Landesbehörden zum Volke, jo können wir uns unmöglich der Wahr— 
nehmung entziehen, daß hier etwas fehlt: währenddem die Behörden zu An 
fang der Periode von beinahe einftimmigen Zutrauen des Volkes getragen 
wurden, läßt fich dermalen eine alle Schichten der Bevölferung durchdringende 
tiefe Mipftimmung gegenüber dem Großen Rath, fowohl als gegenüber der 
oberften Executive nicht verkennen. Forſchen wir nach ben Gründen dieſer 


Mißſtimmung, jo finden wir fie in verjchiedenen FFactoren: Die Neutvahlen 
im Jahre 1874 find unter dem Gindrud der Annahme der neuen Bundes: 


Die Sqhweil. (Mai 5—19.) 413 


verfafjung und bes EEE ie vorgenommen worden — in einem Zeit: 
unft allgemeiner politijcher Begeifterung. Der das Bolt durchdringende 
ideale Schwung machte aber bald einer etwas nüchternen Stimmung Plaß, 
als die vielfadh mit allzu großer Schärfe durchgeführte Ausführung die neu: 
geichaffenen Inftitutionen nicht immer in dem günftigen Lichte zeigte, welches 
diejelben bei der Abjtimmung umgeben hatte. Die Ausführung der vom 
Bund aufgeftellten neuen Militär-Organijation rief faft allgemeine Klagen 
über Militarismus hervor, und dazu famen die Jahre der Noth und der 
Zuſammenſturz des Schwindelſyſtems, welches fich einige Zeit im öffentlichen 
und im Privatleben faft in der ganzen Welt breit gemacht hatte. Man 
würde ein Unrecht gegen die Regierung begehen, wenn der Umſtand außer 
Acht gelaffen würde, daß ſich in unferm Kanton auf eine vielleicht allzu 
£urze Periode die Ausführung einer Menge großartiger Werke zufammen: 
gedrängt hat, die zwar in eminenter Weife zur Förderung der allgemeinen 
Mohlfahrt dienen, aber auch bie Sträfte des Landes übermäßig an: 
ipannten und der Verwaltung finanzielle Berlegenheiten bereiteten. Leugnen 
wir aber auch nicht einige in unjerm Kanton von den Behörden begangene 
Fehler ꝛc. Erkennen wir dieſe, jo haben wir gleichzeitig auch das Mittel 
gefunden, um fie wieder gut zu machen. Geben fich alle befjeren Elemente, 
abgejehen von ihrer politifchen Richtung, das Wort: nicht ihre politische 
Meinung zu verleugnen, aber vor allem die ftricte Handhabung von 
Berfafjung und Gejeg auf ihre Fahne zu jchreiben und mit vereinten Kräften 
wiederum eine folide Finanzwirthichaft einzuführen, jo wird ed bei ben 
reichen Mitteln des Kantons nicht allzu jchwer fein, auch wiederum geordnete 
Finanzzuſtände zu ſchaffen, und gerade die demnächſt ftattfindenden Neu: 
wahlen werden auf diefe Weife die Gelegenheit bieten, das geftörte Vertrauen 
zwiſchen Volk und Behörden von neuem herzujtellen.“ z 


5. Mai. (Bern.) Die allgemeinen Erneuerungswahlen zum 
Gr. Rath ergeben eine Verſtärkung der conjervativen Partei von 
85 auf ca. 100 Stimmen, während die liberale Majorität immerhin 
noch ca. 150 Stimmen beträgt. Der jeit 20 Jahren höchſt einfluß— 
reiche Stämpfli fällt durch und zieht fich ins Privatleben zurüd. 

13. Mai — 4 Juni. Berathung einer von der Echweiz 

"angeregten internationalen Gonferenz in Bern behufs Borberathung 
eines Vertrags über internationales Eifenbahnfrachtrecht. 

An derjelben nehmen 25 Delegirte folgender Staaten Theil: Deutjch: 
land, Dejterreich, Frankreich, Italien, Rußland, Belgien, Holland, die Schweiz 
und Luremburg. Die Eonferenz legt ihren Berathungen einen von der ſchwei— 
zeriichen und einen von der deutjchen Regierung ausgearbeiteten Entwurf zu 
Grunde und einigt fich fchließlich über einen Vertrag und über Ausführungs: 
beitimmungen dazu. Außerdem werden auf Anregung der beutjchen Com: 
mifjarien auch Feſtſetzungen über den alljährlichen Zufammentritt einer von 
ben Vertragäregierungen zu bildenden Commiſſion zur Fortentwicklung des 
Geſchaffenen vereinbart, in welchen auch vorgejehen ift, daß ein Ausihuß 
ber Commiſſion auf —— der Betheiligten als Schiedsgericht in Rück— 

iffsſtreitigleiten unter den Bahnen fungiren kann. Die Arbeiten ber Con— 
all tragen nur einen vorberathenden Charakter; die Entichließung darüber, 
ob auf diejer Grundlage ein internationaler Vertrag abgejchlofjen werden joll, 
fteht den betheiligten Staaten frei. 


19. Mai. (Zürich) Die dem Kanton zugemuthete Nach- 
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fubvention zu Gunften de3 Gotthard = Unternehmens im Betrage 
von 800,000 Fr. wird vom Volke in allgemeiner Abjtimmung ver: 
worfen. Die von der Schweiz im Gejammtbetrage von 8 Will. zu 
leiftende Nachjubvention wird dadurch ſehr zweifelhaft und das ganze 
Unternehmen erjcheint fchwer bedroht. 

30. Mai. Vollendung der Eijenbahnlinie Leuf-Brieg, wo— 
durch das Unternehmen Seiten? der Schweiz am Simplon-Tunnel 


angekommen iſt. 

Auch die Studien und techniſchen Vorarbeiten für Herſtellung der 
Linie Brieg-Domo d’Offola ſollen bereits ganz fertig fein. Wie verſichert 
wird, beruhen die Koftenberechnungen durchaus auf alljeitig eriwogenen un: 
bejtreitbaren Annahmen, jo daß der Snangriffnahme der Unterhandlungen 
mit den interejfirten Staaten auf Grund einer volltommen techniſchen Vorlage 
nichts mehr im Wege ſtehe. Mit Italien jeien die Verhandlungen jchon fo 
weit gediehen, daß fie zu den beiten Hoffnungen berechtigten. Die Reiſe dei 
Directors der Simplon:Bahn-Gefellichaft, Altbundesrath Céréſole, nach Rom 
ei mit einem erften Erfolge gekrönt in dem Sinne, daß die füdlichen Zu: 
ahrtslinien zum Simplon bis Tomo db’Ofjola in das italienische Gejeges- 
project, betreffend die auf der Halbinjel auszuführenden Linien, aufgenommen 
werden follen. Gin Comité, beftehend aus den herborragenditen Notabili: 
täten der Provinz Novara, habe fich gebildet, um die Compagnie de3 Sim: 
plon zu unterjtügen und Subventionen zu ſammeln. Zu diefem Zwed habe 
dasfelbe der italienifchen Regierung ein detaillirtes Memorandum eingereicht. 
Bei der franzöfifchen Regierung habe man aus verjchiedenen Gründen feın 
Betheiligungsgefuch ftellen wollen, bevor die ſchweizeriſchen Zufahrtälinien 
ausgeführt und über den Tunnel und feine Umgebung betaillirte und zu: 
verläffige Voranſchläge gemacht worden jeien; Ddieje beiden Punkte des Pro: 
gramms feien aber jet erfüllt, und wenn es die politifchen Berhältnifie 
erlauben, werde man nächſtens im alle jein, zu jehen, wie die Franzoſen 
ihre bisher überall lebhaft ausgejprochenen Sympathien für den Durchbruch 
bes Simplon befunden werden. 


3. Juni. BZujammentritt der Bundesverfammlung zu ihrer 
ordentlichen Sommerfeffion. | 

6. Juni. (Zürih.) Bei den GErneuerungswahlen zum 
Gr. Rath erringen die Liberalen die entjchiedene Mehrheit und da— 
mit den Gieg über die Demokraten. Bei der Neubejtellung der 
Regierung durch den Gr. Rath fiegen dagegen die Demokraten, jo 
daß aljo der Kanton einen in feiner Mehrheit liberalen Gr. Rath 
und eine in ihrer Mehrheit demofratijche Regierung hat. 

11.—25. Juni. Nationalvath: Berathung des neuen Zoll: 
tarif® auf Grund ber Bejchlüffe beider Näthe bez. Herftellung des 
Gleichgewichts der Bundesfinanzen und Annahme deöjelben mit 66 
gegen 3 Stimmen, mit Beifügung folgender Refolution: 


„Der Bundesrath kann — auch vor Inkrafttreten des neuen Tarifes 
— unter Vorbehalt der Genehmigung durch die Bundesverfammlung Erzeug: 
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niffe folder Staaten, welche die Schweiz nicht auf dem Fuße der am meiften 
begünftigten Nation behandeln oder aber beren allgemeiner Tarif ſchweize— 
riſche Produkte mit beſonders hohen Zöllen beſchwert, mit einer entjprechen: 
den Zuſchlagstaxe auf den Anſätzen des neuen Zarifes belegen.“ 

Im Durchſchnitt der letzten ſechs Jahre belief ſich der jährliche Er: 
trag des feitherigen auf 14 Mill. Fr.; nach den Anfchlägen des Bundes: 
raths würde der neue Zolltarif der Sundesfaffe 23 Mill. Fr. abwerfen, nach 
den Beichlüffen des Ständeraths 21 Mill. Fr.; nach denen des National: 
raths etwa 22 Mill. Fr. 


20. Juni. Beide Räthe beichließen, am 29. Juli zu einer 
außerordentlichen Seſſion zufammenzutreten, um die frage einer 
Bundesjubvention zu Gunften des Gotthardunternehmens zu be« 
handeln. Eine Botjchaft de Bundesrathes jchlägt vor: 


Gewährung einer jolchen Subvention im Betrage von 6'/; Millionen, 
und zwar fo dat die 1'/ Millionen, welche an den von der Luzerner Con: 
ferenz der Schweiz zugetheilten 8 Millionen noch fehlen, von der ſchweizeri— 
jchen Central- und Norbdoftbahn zu gleichen Hälften getragen, ihnen jedoch 
von dem Bunde vorgejchofjen werden jollen. Damit wären aljo bie am Unter: 
nehmen betheiligten Kantone von jeder weiteren Subvention entlaftet, was 
allerdingd die einfachjte Löjung der Nachſubventionsfrage und das ſicherſte 
Mittel zur Erzielung eines günftigen Rejultats der Volksabſtimmung wäre. 


25. Juni. Zuſammentritt der chriftfatholifchen (altkatholiſchen) 
Synode in Aarau. 


8. Juli. Dr. U. Ejcher von Zürich, der eigentliche Echöpfer 
des Gotthardunternehmeng, legt in Folge der Anfechtungen, die er 
in der kritiſchen Yage des Unternehmens zu erleiden hat, feine Stelle 
ala Präfident der Direction und ala Mitglied des Verwaltungs— 
rathes nieder. 

29. Juli — 14. Auguft. Nationalrath: Berathung der Frage 
einer Bundesjubvention für das Gotthardunternehmen. Der Bun— 
besrath ſchlägt eine folche von 6Ys Mill. vor. Die Anhänger ber 
Eimplonbahn und der Splügenbahn wollen jedoch von einer Bun— 
desjubvention für den Gotthard nichts wiſſen. WBermittlungsantrag 
Wed: den Gotthardfantonen 4Ys Mill. und außerdem für bie 
Monte» Genere- Linie 2 Millionen zu bewilligen, aber auch dem 
Eimplon- und dem Splügen-Project jeden gleichfalls 4’. Mill. 
Bundesjubvention in Ausficht zu jtellen, wenn fie zu Stande kom— 
men jollten. Für die Gotthardbahn hätten aljo die Kantone noch 
2 Mill., die Nordojt: und die Gentralbahn zujammen 1’ Mill. 
an die Nachjubvention beizutragen. Dieſer VBermittlungsantrag wird 
in namentlicher Abjtimmung mit 93 gegen 16 Stimmen angenommen. 


24. Auguft. Nachdem der Ständerath dem Beichluffe des 
Nationalraths bez. einer Bundesjubvention für den Gotthard weſent— 
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Lich beigeftimmt, gleichen beide die noch beftehenben Fleinen Diffe- 
renzen über die frage aus. 


2. September. Gine Conferenz der Gotthard-Fantone einigt 
fi über die Vertheilung der nach den Beſchlüſſen der Bundesver- 
ſammlung von ihnen aufzubringenden 2 Mill. Fr. Nachjubvention 
für die Gotthard-Bahn. 

Der Kanton Teffin wird dabei nicht in Mitleidenjchaft gezogen, weil 
er jchon jo an die Monte-Genere:Linie, welche doch mit zum Gottharbbahn: 
ur gehört, noch 2 Millionen zu leiften Hat, und ebenjo die Kantone Zug 
und Uri nicht, erfterer weil er in Folge der bejchlofjenen Abänderung der 
Linie von der Gotthardbahn abgejchnitten, und leterer weil er an derjelben 
bereit3 mit 66 Fr. 50 Gent. per Kopf feiner Bevölkerung betheiligt, und 
bieß für diefen armen Kanton hinreichend genug ift. Mit der Bewilligung 
ber neuen Subvention ift natürlic auch die Zahlung des Rejtes der alten 
zugeſtanden. 

5. September. (Genf.) Gr. Rath: beſchließt eine partielle 
Revifion der Verfaffung. Diefelbe Joll der allgemeinen Abjtimmung 
des Volkes unterftellt werden, aber nicht nach einzelnen Artikeln, 
wie die Oppofition verlangt, jondern in globo. 

12. September. (Bern.) Gr. Rath: weist, gemäß dem An— 
trag des Regierungsrathes, die Gefuche der juraffiichen Ultramon- 
tanen um Zurüdgabe der Kirchengüter und GErtheilung von Cor— 
porationgrechten einftimmig ab, ertheilt dagegen ebenfo einjtimmig 
den wegen Widerjpenftigkeit (in Sache des abgejegten Bijchofs Lachat) 
von den Gerichten abgejegten Geijtlichen Amneſtie, jo daß diefelben 
jeßt wieder wählbar find. 

Diefer Act der Beilegung des juraffifchen Kirchenftreites ift für den 
Kanton Bern und für die ganze Schtweiz von hoher — Der Streit 
zwiſchen Staat und Kirche iſt damit natürlich nicht zu Ende, aber der Kampf 
im Jura kann jehtt mit normalen Mitteln geführt werden. Durch Ab— 
weifung der Petitionen der Ultramontanen wird das in denſelben enthaltene 
Begehren der Trennung der Kirche vom Staat abgewiefen, das von ultra: 
montaner Seite bisher heftig zurückgewieſene —— in ſeinem großen 
Umfange verbindlich erklärt und durch die Amneftirung der widerſpenſtigen 
Seiftlipen den juraffiichen Gemeinden die Freiheit wieder gegeben, die Männer 
ihres Herzens zu Predigern und Geelforgern zu bejtellen. Mit der Erklärung 
ber Wiederwählbarfeit der abgejetten Geiftlichen und in ihrer Betätigung 
Seitens des Staates nad) erfolgter Wahl Liegt unzweifelhaft die Anerfen: 
nung des Kirchengeſetzes durch die Ultramontanen, dem fie ſich bisher nicht 
— Zu dieſem friedlichen Ende des Streites trug einerſeits bei 

ie Energie der Kegierung, welche die Rechte des Staates hochhielt, anderer: 
jeitö die beflagenöwerthe Thatjache, daß viele Gemeinden ohne Prediger oder 
ohne ſolche ihres Vertrauens waren. 

17. September. Gine internationale Conferenz unterzeichnet 
in Bern einen Vertrag bez. gemeinfamer Maßregeln gegen die og. 
Reblaus, 
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20. Eept. Die Regierungen von Et. Gallen, Wallis und 
Genf lehnen eine Anregung der Regierung von Waadt, bei ihren 
Gr. Räthen das Referendummsbegehren gegen die Bundesfubvention 
der Gotthardbahn in Antrag zu bringen, ihrerjeit3 ab. 

23. September. Zaſammentritt eines internationalen Gon= 
greſſes für Gijenbahnenftatiftit. Derjelbe wird von Bundesrath 
Droz eröffnet und wählt den Geh. Rath Brachelli aus Wien zu 
zu feinem Präfidenten. 

25. September. (Waadt) Gr. Rath: billigt mit 155 gegen 
nur 5 Stimmen den fortdauernden Widerjtand der Regierung gegen 
die Bundesfubvention für den Gotthard und ſpricht ihr dafür feinen 
Dank aus. Doch wollen beide nicht die Initiative für ein Referen- 
dumsbegehren ergreifen, jondern überlafjen diejelbe den waadtländi- 
fchen Bürgern. 


6. October. (Genf) Das Volk verwirft in allgemeiner 
Abjtimmung die von der Regierung Garteret und der Majorität des 
Gr. Rathes ihm vorgejchlagene Berfafjungsrevifion mit 8576 gegen 
2670 Etimmen. 

8. October. Da die für das Referendumgbegehren betreffend 
das neue Militärpflichterfaß-Steuergejeg nothwendigen 30,000 Unter- 
Schriften innerhalb der fejtgeftellten Frift nicht eingelaufen find, und 
auch feiten® von acht Ständen fein derartiges Verlangen eingegangen 
ift, jo erflärt der Bundesrath diejes Geſetz in Kraft getreten. 

27. October. Nationalrathswahlen in allen Kantonen: die 
Gonfervativen und WUltvamontanen gehen aus benjelben verjtärft 
hervor, ohne jedoch eine Majorität zu erringen; fie verfügen doch 
nur über ca. ein Drittel gegen ca. zwei Drittel aller Etimmen. 

Die liberale Partei war von vorneherein darauf gefaht, daß fie dieß— 
mal nicht an Boden gewinnen, jondern an einigen Punkten die größte Mühe 
haben werde, ihre bisherigen Stellungen fejtzuhalten; doch find ihre Verluſte 
größer, als fie re hatte. In Zürich, das feine confervative Partei 
mehr kennt, haben ſich Liberale und Demokraten die Waage gehalten, jo daß 
7 Angehörige der beiden Richtungen aus der Wahlurne hervorgegangen find. 
Dagegen haben bei der Wahl der zwei Zürcherifchen Ständeräthe, two die 
beiden Parteien im ganzen Kanton ihre Sträfte zu meſſen pflegen, da es hier 
mehr auf die Parteijtellung ala auf die Perjönlichkeiten der Gandidaten ans 
fommt, die Demokraten eine ſchwere Schlappe erlitten. Sie hatten Die 
beiden bisherigen Vertreter im Ständerathe wieder portirt und fich einer ges 
meinjamen liberalsdemofratifchen Lifte abgeneigt gezeigt. Die Liberalen, die 
in den zwei lebten Jahren bedeutend an Boden gewonnen haben, jtellten 
angeficht3 der Haltung der Gegenpartei ebenfalls eine ungemifchte Liſte auf, 
und dieſe hat gefiegt. Im Berner Jura ift bei den Wahlen ein voll: 
ftändiger Umſchwung zu Tage getreten. Diejer Landestheil ſchickte bisher 
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fünf Liberale Vertreter in den Nationalrath, was allerdings nur im Folge 
einer nicht ganz natürlichen Eintheilung der Wahlfreife möglid war. Nun 
ift hier die ganze ultramontane Lifte durchgedrungen. ine rein nltramon: 
tane Vertretung de3 Jura ift indeh eben jo unbillig, wie e3 eine rein libe— 
tale war, Einen etwas Eleineren, aber immerhin jehr beadhtenswerthen Er: 
folg haben die Gonfervativen und die Ultramontanen in Et. Gallen zu ver: 
eichnen. Bisher war St. Gallen durch fieben "liberale und drei-conjervative 
tationalräthe vertreten, während das Berhältnig fortan ein umgekehrtes 
fein wird. In Genf find die gouvernementalen Gandidaten gegenüber den 
unabhängigen Liberalen in der Minderheit geblieben. Nach der Verwerfung 
des VBerfaffungsprojet3 am 6. Oct. und nach dem Ergebniß der National: 
rathswahlen muf die gegenwärtige Negierung — daß ihre Herrlichkeit 
zu Ende geht, daß fie den Boden unter den Füßen verloren hat und ihre 
Thätigfeit dem Volke nicht mehr genehm ift. Sie würde gut deran thun, 
das Beiſpiel des Bernifchen NRegierungsrathes zu befolgen, der ſich Diejes 
Frühjahr in ähnlicher Yage befand und deßhalb vom Schauplak abtrat. Die 
Stadt Galvin’s Hat feine ultramontanen Gandidaten gewählt, jondern ent: 
fchiedene Liberale. Sie will fid) nur nicht weiter von Leuten regieren laſſen, 
die ihren Marotten zuliebe Berfaffungsverlegungen begehen und das Necht 
nur dann achten, wenn es ihnen gerade in die Rechnung paßt. Auch das 
Genfer Volk ift des Parteihaders müde. Es will nicht weiter bevormundet 
fein, fondern Frieden und Ruhe und das Ende des Eulturfampfes. Das hat 
es am 6. und 27. Oct. fo deutlich gejagt, dab die Häupter der Regierung 
nicht weiter im Unklaren fein können, Der ganz liberale Kanton Waadt, 
der niemal3 will, was die übrige Schweiz begehrt, ift auch dießmal jeine 
eigenen Wege gegangen und hat allen Berfechtern der Bundesjubvention 
für die Gotthardbahn den Abjchied gegeben. Wallis ift ganz ins ultra: 
montane Lager übergegangen, In den übrigen Theilen der Schweiz ijt es 
jo ziemlic) beim Alten geblieben. Die Conjervativen und die Ultramontanen 
werden demnach im neuen Nationalrath über mehr ala den dritten Theil der 
Stimmen verfügen, aber doch feine Aenderung in der politichen Richtung 
des Bundes zu Stande bringen. Ueberhaupt ijt nicht die Bundespolitif an 
dem Grfolge der ultramontanen Elemente ſchuld, jondern meift die fontonale 
Politik radikaler Heißſporne. Die liberale Prefje ermahnt daher die Kiberalen 
dringend, ich einander zu nähern, vorfichtiger vorzugehen und die oft jehr 
tleinlichen Parteizänfereien verſtummen zu laſſen. 


27. October. (Zürich.) In der Volksabſtimmung über die 
nach der nunmehrigen Sachlage auf den Kanton entfallende Quote 
der Gotthardjubvention wird diefe mit 30,000 Stimmen gegen 
16,000 Stimmen genehmigt. 


‘ 


12. November. Der Bundesrath fündigt Namens der Schweiz 
den jog. lateinifchen Münzvertrag auf den 1. Januar 1879, 

12. November. (Genf.) Bei der Neuwahl des großen Rathes 
tragen die Demokraten und Unabhängigen volljtändig über die Ne 
gierungspartei den Sieg davon. Von leßterer wird nur Garteret 
gewählt und zwar an vorleßter Stelle; die übrigen 109 Mitglieder 
find jänmtlich die von den Demokraten und den ſog. Unabhängigen 
Vorgeſchlagenen. 
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13. November. (Waadt) Gegen die Bundesfubvention für 
Den Gotthard find in diefem Kanton 32,000 Unterfchriften für das 
Referendumsbegehren zufammengebracht worden. Der Bundesrath 
äſt daher gendthigt, die Frage einer allgemeinen Abftimmung des 
Schweizervolfes zu unterftellen. 

17. November. (Genf.) Der Staatsrat befchließt, troß des 
Ausfall der Großrathswahlen vom 12. db. feinen Pojten zu be= 
baupten und wenigjtend vorerft nicht zu demiffioniren. 

19. November. Die Schweiz kündigt Belgien den beftehenden 
Handelsvertrag, um nicht durch denjelben an der Einführung des 
von beiden Räthen bejchloffenen neuen Zolltarif3 gehindert zu werden. 

27. November. Bundesrath: ſetzt die allgemeine Volksabſtim— 
mung über die Gotthardfubvention auf den 19. Jan. 1879 an. 

29. November. Bundesrath: derfelbe ijt endlich in Betreff 
des Recurſes de3 ehemaligen römiſch-katholiſchen Pfarrer von 
Shene-Bourg im Kanton Genf gegen die lehtes Frühjahr in feiner 
MWohnung und Privatfapelle vorgenommene Hausdurchjuchung nad) 
Kirchengeräth, welches Eigenthum diefer Gemeinde war, zu einem 
Beichluß gelangt. Derjelbe Tautet unter ausführlicher Motivirung 
abweijend. 


2. December. Zujammentritt der Bundesverfanmlung. Der 
Nationalratd wählt zum Präfidenten Römer von Zürich (Liberal- 
confervativ) und zum Bicepräfidenten Künzli aus dem Aargau (rad.) 

5. December. Bundegrath: erläßt ein Nundjchreiben an die 
fatholiichen Kantonsregierungen, in dem er einfach die Beſchwerden 
derjelben über die Lage der fatholijchen Kirche in mehreren Kan— 
tonen abweist, ebenjo das Verlangen der Wiederherjtellung der 
päpftlichen Nuntiatur — erjtere unter Hinweis auf die conftitutionelle 
Befugniß der Kantone, das äußere Verhältniß des Staates und der 
Kirchen nach ihrem Ermefjen zu ordnen, letzteres mit der Erklärung, 
der Bundesrath ſei nicht gefonnen, in der Lage der diplomatijchen 
Vertretung des Papftes, welche .ausjchließlich zur Zuftändigfeit der 
Bundesbehörden gehöre, eine Aenderung eintreten zu laflen, wolle 
aber im einzelnen Falle den Verkehr der Kantone mit dem Papſt 
vermitteln. 

T. December. Bundesrath: erläßt ein Kreisfchreiben an die 
Stantone bez. der fozialdemofratifchen Flüchtlinge, in dem er jehr 
beftimmt erklärt: „Wenn auch der Bundesrath auf der einen Seite 
feinegwegs geneigt iſt, das Aſyl politijcher Flüchtlinge, wie es bis 

27* 
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anhin gewährt worden ift, zu ſchmälern, fo ift ®r doch auf der an 
dern Seite entjchlofjen, jeder Thätigkeit folcher Flüchtlinge, fei «& 
durch Schrift oder Wort, wodurch die freundjchaftlichen Beziehungen 
der Schweiz zu den andern Staaten gejtört werden fünnten, entgegen 
zu treten.” 

9. December. (Solothurn.) Auf die von der Regierung 
nach der Forderung des Gejehes erfolgte Ausjchreibung der durch 
Ablauf der Amtsdauer erledigten Pfründen diejes Kantons haben 32 
kath. Geistliche dem Negierungsrath nachfolgende Erklärung abgegeben: 

„Der h. Regierungsrath hat unter dem 9. December 1878 die Pfarr: 
ftellen der Unterzeichneten zur Wiederbejegung ausgejchrieben. Wir ſehen um: 
nun dadurch zu folgender Eingabe veranlaßt: Es ıjt Ihnen befannt, da wir 
nad) dem —— Pfarrwahlgeſetze auf Lebenszeit ala Pfarrer von der b. 
Wahlbehörde gewählt und als jolche vom hochw. Ordinariate kirchlich inftituirt 
worden find. Da wir num einerjeit3 die Rechte se unfere Pfründen nid 
preiögeben fönnen, andererſeits auch dem Staatsgeſetze ſoweit möglich ge: 
nügen wollen, jo theilen wir Ihnen durch Gegenwärtiges mit, daß jeder der 
Unterzeichneten fich auf feine bisher innegehabte Pfarritelle in diefem Einne 


anfchreiben wird. 

10. December. Bundesverfammlung: Wahl des Bundesraths: 
Es werden twieder gewählt: Schenk (Bern), Welti (Aargau), Echerer 
(Zürich), Hammer (Solothurn), Anderwert (Thurgau) und Bros 
(Neuenburg). Neugewählt an Etelle des demiffionirenden Mitgliedes 
Heer (Glarus) wird der liberale Gandidat, Nationalratd Bavier 
(Sraubündten), mit 108 von 172 Stimmen. Der clericale Candidat 
Wed-Neynold (Freiburg) erhält 53 Stimmen. Zum Präfidenten 
des Bundesraths wird Hammer gewählt, zum Bizepräfidenten Welti, 
zum Kanzler Schieß. Zum Präfidenten des Bundesgerichte wird 
Morel gewählt. 

12. December. Ständerath: erklärt einen Antrag auf Wieder: 
einführung der abgejchafften Todesftrafe und der körperlichen Züch— 
tigung mit 30 gegen 12 Stimmen für erheblich. 

13. December. Bundesrath: entzieht dem anarchiſtiſchen Blatte 
„L'Avantgarde“ in Chaurdefonds den Pojtdebit und ermahnt den 
Derleger, von dem ferneren Bertriebe des Blattes vorläufig abzu- 
jtehen, widrigenfall3 der Bundesrath denjelben durch die Neuen: 
burger Regierung, welche mit der weiteren Unterfuchung der Ans 
gelegenheit betraut iſt, inhibiren würde. 

14. December. (Neuenburg.) Die Regierung des Kantons 
läßt die Druderei des Anarchiftenblattes „UAvantgarde“ unter 
Giegel legen. Der Redacteur desjelben, der franzöfiiche Gommunard 
Brouſſer wird in Vevey verhaftet, das Blatt gerichtlich verfolgt. 
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21. December. (Genf) Gr. Rath: 9. Fazy bringt einen 
Geſetzesentwurf ein, der die Unterdrüdung des Cultusbudgets be— 
antragt und die volljtändige Trennung zwijchen Staat und Kirche 
verlangt. 

22. December. (Bern.) In Folge der Amneftie der römiſch— 
katholiſchen Beiftlichen betheiligen fich auch die Ultramontanen wieder 
an den Pfarrwahlen. Bei einer folchen in Eaignelegier (im Jura) 
erhält ihr Gandidat 446, der Gandidat der Liberalen bloß 25 Et. 
Es jcheint nach diefem Vorgange ficher zu fein, daß die Ultramon= 
tanen im Jura fich wieder unter das Geſetz Stellen wollen. Es ift 
dieß der einzige Weg, auf legale Weife da, wo fie die Mehrheit 
bilden, neuerdings in den Bei der Kirchen und Pfarrhäufer zu 
gelangen. 


7. Belgien. 


Mitte Januar. Wie die Blätter hervorheben, find die Vor— 
bereitungen zur großen Wahlfchlacht im Juni bereit® in vollem 
Gange; in beiden Lagern wird tüchtig gerüftet. 

23. Januar. Kammer: da der Juftizminifter erflärt hat, die 
Regierung könne die Biſchöfe nicht daran Kindern, ftrafrechtlich ver— 
urtheilte Seelenhirten nach überftandener Etrafe wieder in ihre 
geiftlichen Functionen einzufeßen, bringt der liberale Parteichef Frere 
Drban einen Gefegesentwurf ein, wornach „Individuen, die wegen 
Perbrechen oder correctionalifirter Vergehen, als Diebitahl, Er- 
preffung, Vertrauensmißbrauch, oder Vergehen gegen die Sittlichkeit 
verurtheilt worden find, weder vom Staat noch von der Provinz 
oder der Commune, fei es Gehalte oder Subfidien beziehen fünnen.“ 


17. März. Kammer: die Gentralfection hat der Kammer Be- 
richt erftattet über den Gefegentwurf betreffend die Anwendung der 
flämifchen Sprache in den Regierungs- und Verwaltungs-Angelegen— 
heiten. 

Nach diefem Berichte gibt es in Belgien 2,256,860 Einwohner, welche 
franzöfifch ſprechen, 2,659,890, welche flämifh, 38,070, welche deutjch, 
340,770, welche Franzöfiich und flämiich, 22,700, welche franzöfiich umd 
deutſch, 1790, welche flämijch und deutich, und 5490, welche die drei Sprachen 
iprechen fönnen. Demnad find die Yandeseinwohner, twelchen die offizielle 
Sprache der Regierung eine fremde ift, bedeutend in der Mehrheit, und 
daraus ſchließt die Commiſſion, daß der flämifchen Sprache unbedingt gleiche 
Rechte mit der franzöfifchen einzuräumen fein, Was die flämijche Bevölte: 
rung verlangt, ift nad) dem Commiſſionsbericht Folgendes: In den flämiſchen 
Provinzen jollen die localen Angelegenheiten der Provinz und der Gemeinden 
in flämifcher Sprache behandelt werden. Die Regierungsbeamten jollen in 
ihrem Verkehr mit den Gemeindebehörden und den Einwohnern die flämifche 
Sprache gebrauchen. Für die Ausbildung der flämifchen Sprache ſoll eine 
Akademie oder eine Section in der föniglichen Akademie zu Brüffel errichtet 
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werden. Bei den Univerjitäten und öffentlichen Unterrichtsanftalten foll die 
flämiſche Sprache diejelben Vortheile genieben, wie die franzöfifche. Alle 
Belgier, jchliekt die Commiffion, welche nicht beider Sprachen, der franzöfis 
Ichen und der flämiichen, mächtig find, follen das Recht haben, zu verlangen, 
daß alle Acte und Mittheilungen, welche fie betreffen, in der ihnen befannten 
Sprade abgefaht jeien. 

23. März. Kammer: bewilligt mit 69 gegen 12 Stimmen 
einen Gredit von 3 Millionen zur Errichtung ziveier Forts bei 
Maelham und Lierre. Die Oppofition erinnert bei der Gelegenheit 
an das längjt geforderte und verjprochene Gejeß über die National- 
referve; der Kriegsminiſter erklärt, daß die Einbringung eines folchen 
erjt nach Abjchluß der die Revraanifirung der Bürgerwehr betreffen- 
den Frage erfolgen fönne. 


12. April. Kammer: genehmigt mit 80 gegen 24 Stimmen 
einen Geſetzentwurf wegen Vermehrung der Zahl der Senatoren und 
Deputirten; der bisherigen Mitgliederzahl follen vier neue Senatoren 
und 12 neue Deputirte Hinzutreten. (Die urjprüngliche Vorlage 
Hatte diefen Zuwachs auf 5 bezw. 14 bemefjen.) 


9. Mai. Hammer: genehmigt einen Gefeßentwurf betr. Re— 
vifion dee Wahlgejebes und Befchränfung der Wahlumtriebe, da die 
DO ppofition dem Gabinet und deſſen politifchen Freunden vorwirft, 
ihre Sitze nicht der freien Wahl, fondern der Bejtechung der Wähler 
zu verdanfen. 

10.—15. Mai. Kammer: große Debatte über die Politik des 
Gabinetes. Die Liberalen machen nach der großen Wahlniederlage 
von 1876 wieder den erjten Angriff auf den Mehrheits- und Cabi— 
net3befig der Glericalen. 


Ihre Hauptredner greifen das Minifterium auf allen Gebieten an und 
die Hauptredner von der Rechten jo wie die Minifter jelbit vertheidigen ſich 
und ihre Handlungen. Eine praftiiche Folge kann diefe Debatte nicht haben, 
denn die sent in der Kammer ftehen ſich twohlorganifirt gegenüber und 
dag Minijterium kann auf die Mehrheit in allen Fragen rechnen. Exit die 
Neuwahlen im nächiten Monat künnen den Schwerpunkt dev Macht verlegen. 


16. Mai. Sammer und Senat: genehmigen den Geſetzentwurf 
betr. Regelung des Gebrauchs der flämijchen Sprache. 

23. Mai. Kammer: genehmigt den Ankauf einer Anzahl 
Linien der flandrifchen Bahnen für den Gtaat. 

27. Mai. Die allgemeinen Provinzialwahlen ergeben feine 
weientliche Veränderung der bisherigen VBerhältniffe. Keine der bei— 
den großen Parteien hat fich eines befondern Sieges zu rühmen, 
an vielen Orten Hat gar fein Wahltampf ftattgefunden und es iſt 
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im Ganzen beim Alten geblieben. In jech® Provinzen war bie 
Mehrheit des Provinzialrathes clerical und iſt es geblieben, in 
dreien war fie liberal und blieb auch fo. 


11. Juni. Erneuerungswahlen der Hälfte der Kammer und des 
Senats. Diefelben ergeben einen entichiedenen Sieg ber Liberalen 
über die Glericalen, inden jene die Mehrheit in beiden Kammern 
davon tragen. Das clericale Gabinet Malou gibt fofort feine Ent» 
laffung ein, die vom König alsbald angenommen wird. 

Der Umfang des Siege übertrifft ſelbſt die fühnften Erwartungen 
ber Liberalen. Höchſtens hatten lehtere darauf gehofft, die Mehrheit des 
Senates, welche jchließlich bis auf drei flerifale Stimmen herabgeſunken war, 
von recht3 nach links zu verichieben und jo eine Auflöjung der Hammer 
nothwendig zu machen. Statt deſſen erobern die Liberalen mit einem Schlage 
eine Majorität in beiden Kammern, mit welcher fich jchon regieren laßt. Be 
trägt diejelbe doch jechd Stimmen im Senat und zehn Stimmen in der Ab: 
georbnetenfammer, während in MWaremme noch eine engere Wahl ausjteht. 
Die Anzahl der Neuwahlen für den Senat betrug 38, da 11 Liberale und 
23 Klerikale ausschieden, während zugleich über 4 neue Sihe — werden 
ſollte. Es wurden nun 18 Liberale und 20 Klerikale gewählt, was die 
Zahl der Erſteren im Senate auf 36 erhöht und die der Letzteren auf 30 herab— 
mindert. Die Zahl der ausfcheidenden Deputirten betrug 61: außerdem 
follten 8 neue Siße vergeben werden. Bon den Ausjcheidenden gehörten 35 
der liberalen und 26 der Elerifalen Partei an, an deren Stelle 49 Liberale 
und 19 Klerifale gewählt werden. Die Kammer beiteht jomit jet aus 
70 Liberalen und 60 Klerikalen. Insbeſondere find e3 die Städte Gent und 
Antwerpen, welche dieſen Umſchwung herbeiführten. 

19. Juni. Frere-Orban, vom Könige mit der Bildung bes 
neuen Minifteriums beauftragt, ſetzt dasjelbe folgendermaßen zu— 
fammen: Frere-Orban, Präfidiun und Auswärtiges; Bara, Juſtiz; 
Vanhumbeeck, Unterricht; Sainctelette, Arbeiten; Graur, Finanzen; 
Rolin-Jacquemyns, Inneres; NRenard, Krieg. Dasfelbe ift zum 
erften Mal aus Liberalen Doctrinärd und Progreſſiſten zuſammen 
gefeßt. Die Bildung eines jpeziellen Unterrichtsminifteriums ift der 
erite Schritt zu einer Entwidlung des Öffentlichen Unterrichts, der 
in Belgien noch viel zu wünfchen übrig läßt und den Händen bes 
Clerus entwunden werden ſoll. Borausfichtlich fteht eine außer: 
ordentliche Kammerfiung bevor, um die Bildung eines Unterrichts- 
minifteriums, das bisher nicht beftand, zu genehmigen. Gin königl. 
Decret verordnet die Bildung eines folchen Minifteriums. 


23. Juli. Eröffnung einer außerordentlichen Seffion der 
Kammer ohne Thronrede. 


7. Auguft. Kammer: genehmigt die Errichtung eines Inter: 
richtsminiſteriums mit 63 liberalen gegen 50 clericale Stimmen. 





Belgien. (Oct. 13 — Nov. 12.) 425 


13. October. Es ift außer Zweifel, daß das neue Liberale 
Minifterium die Aufhebung der bisherigen belgischen Gefandtichaft 
beim hl. Stuhle beabfichtigt. 


Daß nach dem belgifchen Staatsrecht, jeitdenwdern Papft nur noch eine 
rein kirchliche Rolle zufommt, die Regierung nicht berufen noch berechtigt ift, 
mit Sr. Denn ein diplomatijches Verhältniß fortzuführen, verhehlen fich 
die Katholiken nicht, aber fie geben fich der Hoffnung hin, daß die rechtlichen 
Rüdfichten denen des Anftands und der Ehrfurcht auch beim jegigen Gabinet 
weichen dürften. 


29. October. Die allgemeinen Gemeinderathswahlen, die in 
allen bedeutenderen Ortſchaften einen politifchen Character tragen, 
fallen im Ganzen und Großen zu Gunften der Liberalen aus. 


Der neue Abjtimmungsmodus, mwonach- der Stimingeber ifolirt wird, 
hat aud) hier, wie bei den allgemeinen Wahlen vom 11. Juni, den Klerikalen 
erhebliche Schläge zugezogen. Bon ben neun Provinzialhauptjtädten ift nun: 
mehr nur noch Brügge’3 jtädtifche Verwaltung in den Händen der letzteren ge: 
blieben; mehrere Städte, in denen fie bisher die Oberhand hatten, find ihnen 
abtrünnig geworden, andere, in denen die Ausfichten für ihre Gegner jehr 
gefährdet waren, ihnen nicht zugefallen. 


12. November. Eröffnung der Kammerſeſſion. Thronrede des 
Könige. 


Die Thronrede gereicht den Liberalen zu lebhafter Befriedigung. Zum 
eriten Male fpricht ſich ein belgischer König unummwunden, ohne —— 
und Verblümung über die belgiſche Lebensfrage, die Loslöſung von der kleri— 
falen Bevormundung in der Unterrichtsfrage, aus. „Die geiftige Gultur 
eines Volkes", jagt der König, „ilt gegenwärtig mehr denn je die Haupt: 
quelle feines Aufblühens. Durch die Schöpfung eines fpeciellen Unterrichts: 
minifteriums hat die Regierung hinreichend ihre Abficht fundgethan, mit 
bejonderer Sorgfalt über diejes edle und große Intereſſe zu wachen. Der 
auf Koften des Staates zu ertheilende Unterricht muß unter die ausfchlich- 
liche «Leitung und Aufficht der Givilbehörden geitellt werden. Er hat die 
Aufgabe, den jungen Generationen die Liebe und die Achtung der Principien 
einzuflößen, welche die Baſis unjerer freien Inftitutionen bilden.” (Stür: 
mijcher Applaus der Linken.) Diefer Paffus deutet darauf Hin, daß nicht 
nur die Revifion des Glementar:linterrichtägejehes von 1842 in Liberalem 
Sinne erfolgen, jondern auch der höhere Unterricht in allen feinen Abſtufun— 
gen in Liberalem Sinn gefräftigt und entwicelt werden fol. Auch in Betreff 
der Reform der Wahlgejetgebung wird ein ferneres Vorgehen in Aus: 
ficht gejtellt. Die Pe irn der Arınee durch die Bildung einer 
Referve von 30,000 Mann wird angekündigt. Zu diefem erhält die Bürger: 
garde neue Gewehre; denn dem Renard'ſchen Plan zufolge joll das erite 
Aufgebot der Bürgergarde das Hauptelement der Rejerve bilden. Den arbei- 
tenden Claſſen, welche ſchwer unter der gegenwärtigen Krifis zu leiden haben, 
veripricht die Thronrede, nichts zu dverfäumen, um ihre Lage zu verbeffern. 
Die Thronrede jagt ferner über die Nothivendigkeit, neue Steuern zu 
ſchaffen: „Die finanzielle Lage erheifcht eine eingehende Unterfuchung; das 
Gleichgewicht zwiſchen Ginnahmen und Ausgaben ift verſchwunden; das 
Budget don 1877 ſchließt mit einem Deficit, da3 des laufenden Jahres 
kündigt fich nicht günftiger an; ber öffentliche Schab hat (unter Malou) be: 
trächtliche Verpflichtungen übernommen; es heißt jet, Mittel und Wege zu 
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finden, um fie erfüllen zu können.“ Diejer Paſſus wirkt deprimirend. Die 
Verjammlung wird erft wieder wärmer, als der König in ſchwungvoller 
MWeife auf das 1880 ftattfindende fünfzigjährige Jubiläum der bel: 

iſchen Unabhängigkeit hinweist, und KHünftler, Gelehrte, Schriftiteller, 
Snnduftrielle u. |. w. aufferdert, das Ihrige dazu beizutragen, um ein halbes 
Jahrhundert des Friedens und genofjener Freiheit zu feiern. 


5. December. Sammer: die langwierige Adredebatte, in 
welcher Hauptfächlih um die Echulfrage geftritten wurde, kommt 
endlich zum Schluſſe; die Antwortsadrefje wird von der gefammten 
Linken (67 Stimmen) gegen die gefammte Rechte (54 Stimmen) 
angenommen. 

27. December. Senat: Debatte über das Armeecontingent. 

Der Kriegaminifter vertheidigt das jährliche Contingent von effectiv 
12,000 Mann jehr energisch und jchließt mit den zündenden Worten: „Wir 
find einer der Punkte des Schachfeldes des Nordens. Man muß alles, was 
möglich ift, thun, um die Armee im tüchtigen Stand zu ſetzen. Ich weiß 
nicht, was die Zukunft unſerer Armee beftimmt, doch kann ich jagen, dat der 
Heldenmuth unjerer Väter uns lehrt, unfere Grenzen zu vertheidigen. Durch 
diefen Heldenmuth haben unſere Vorfahren ihre nationale Unabhängigkeit 
wieder erobert, trachten wir in unjern Zeiten des Verfalls uns als ein mannhaftes 
Volt zu zeigen. Es iſt beſſer, ohne Armee zu fein, als eine jchlechte und 
ichlecht organifirte Armee zu befiken. Man muß den Muth haben, Opfer 
zu bringen. Begeiftern wir uns an ben Beiipielen unferer Vorfahren, denn 
für eine entehrte Nation gibt e3 fein Erwachen mehr." Die Gejekesvorlage 
wird mit 39 gegen 12 Stimmen angenommen. 


30. December. Die belgischen Biſchöfe erlaffen einen gemein= 
famen Hirtenbrief, worin fie das Land auf die Gefahren des von 
ben Liberalen befürtvorteten Geſetzentwurfes bezüglich des Laien- 
Unterricht3 hinweiſen. 


8. Holland. 


— Tebruar. Der Staatsrath beräth ſehr einläßlich die Ge- 
feßesvorlage betr. Revifion des Primärſchulgeſetzes. 


4. März. II. Kammer: der Minifter des Innern, Kappeyne 
van de Gopello, bringt einen Gejegentwurf in Betreff des Elementar— 
unterrichts ein. In demfelben find die Principien des bisherigen 
Unterrichtögefeges aufrecht erhalten, aber verjchiedene Verbeflerungen 
und die Erhöhung der Lehrergehalte vorgeichlagen. Der Staat ſoll 
30 Prorent, die Gemeinden 70 Procent der Unterrichtsfoften tragen. 

— März. Prinz Heinrich der Niederlande, der Statthalter 
von Luremburg, befucht Brüffel und die fönigl. Familie von Belgien. 
Es ijt dieß der erſte offizielle Befuch, den ein Mitglied des Haufes 
Dranien feit dem Jahre 1830 in Belgien gemacht hat. Weder 
König Wilhelm noch die verftorbene Königin Eophie haben fich je 
dazu entjchließen fünnen, bei der Berührung belgijchen Gebiets in 
offizieller Eigenfchaft aufzutreten. 


14. Mai. II. Kammer: genehmigt die Erhöhung des Etats 
für 1878 um 5 Millionen Gulden zur Anlegung von Eifenbahnen 
in Oſtindien (2,700,000 fl.), zur Vorbereitung der Einführung 
einer Kopf-, beziehungsweife Gewerbjteuer in den Golonien (53,000 
Gulden) und zur Erhöhung (mit etwa 2 Mill. Gulden) des für den 
Krieg mit Atjchin ausgeworfenen Betrages von 4,600,000 Gulden. 

Die Gredite ftehen nicht bloß mit dem Verwaltungsſyſtem der Golo: 
nien im enger Verbindung, jondern fie jind auch mit dem Plane zur Ab: 
ichliegung einer Reichsanleihe unzertrennlich verfnüpft, da die angeführten 
neu beantragten Ausgaben ohne Anleihe unmöglich gededit werden können. 
Man füge noc) Hinzu, daß namentlich die Einführung der bezeichneten Steuer, 
welche übrigens nur von Europäern und mit denjelben Gleichgeftellten erhoben 
werden joll, namentlich darauf Hinzielt, in finanzieller Hinficht ſowohl die 
Colonien von dem Mutterlande als letzteres von den überſeeiſchen Befigun: 
gen unabhängig zu machen. 
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17. Mai. IT. Kammer: genehmigt mit 64 gegen 15 Stim— 
men eine dvierprocentige Anleihe von 43 Millionen zur Deckung des 
Deficit3 und zur Vollendung öffentlicher Arbeiten. 


12. Juli. II. Kammer: Berathung des revidirten Primär- 
ſchulgeſetzes, das, wie das bisherige, die Gunfelfionslofigfeit der 
Volksſchulen aufrecht erhält. 

Artikel 33 desfelben bezeichnet den Zweck des Primärunterrichts, und 
zwar in den nämlichen Ausdrüden wie das bis jeßt geltende Geſetz: „Der 
Schulunterricht ift, unter dem Erlernen angemefjener und nützlicher Kennt: 
nifje, der Entwidlung der Geiftesgaben der Kinder und ihrer Erziehung zu 
jeglichen chrijtlicden und gejellichaftlichen Tugenden gewidmet. Der Lehrer 
hütet fich etwas zu lehren, zu thun oder zuzulaffen, was mit der Achtung, 
die man dem religiöjen Serühl Anderägläubiger jchuldet, im Widerjpruch 
ſteht.“ Die Ultramontanen und Orthodoren Hatten nun feit längerer Zeit 
die Parole erhalten, die —— des Ausdrucks „chriſtlichen“, wenn mög— 
lich, zu erwirken; angeblich weil der Geſetzgeber, wenn der Unterricht wirk— 
lich confeſſionslos ſein ſoll, das betreffende Wort auch nicht gebrauchen dürfe; 
in Wirklichkeit aber, um mit beſſerem Erfolg, als bis iep der Fall war, die 
öffentliche Schule als eine Pflanzſtätte der Irreligioſität hinſtellen zu können. 
Die Hammer hält aber den Paragraphen mit der erheblichen Mehrheit von 
535 gegen 28 Stimmen unabgeändert aufrecht. 

15. Juli. IL Kammer: Berathung des revidirten Primär: 
ſchulgeſetzes. 8 45 desjelben, der den Beitrag des Staates an die 
Volksſchulen auf 30%, denjenigen der Gemeinde auf 70° anjeßt, 
wird mit 45 gegen 36 Stimmen angenommen. Die Beltimmung 
hat bejonders heftige Kämpfe veranlaßt. Denn während die liberale 
Partei eine wejentliche Aufbeflerung des Unterrichtsweſens von der— 
jelben erwartet, fürchten die Ultramontanen und Orthodoren, daß 
daraus den confelfionellen Schulen eine unbefiegbare Goncurrenz 
erwachſen möchte. 

19. Juli. II. Kammer: genehmigt das Primärfchulgefeß in 
der Schlußabftimmung mit einer Mehrheit von 18 Stimmen. Die 
Gegner desfelben und der Konfejfionslofigkeit der Volksſchule, die 
Ultramontanen u. Orthodoren, wollen nun dagegen einen Petition» 
ſturm ineScene feßen, um zunächjt die I. Kammer zur VBerwerfung 
des Princips und in lebter Linie den König zur Verweigerung feiner 
Sanction zu beivegen. 


8. Auguft. I. Kammer: genehmigt das revidirte Primär: 
ſchulgeſetz troß aller Agitation dagegen ihrerjeits mit 26 gegen 10 
Stimmen. 

17. Auguft. Der König Janctionivt das revidirte Primär: 
ichulgejeß troß des dagegen infcenirten Petitionsfturmes. 
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20. September. IT. Kammer: das ihr von der Regierung 
für die Kolonien pro 1879 vorgelegte Budget weist ein Defizit von 
10 Mill. Gulden aus, das durch eine Anleihe gedeckt werden foll, 
dasjenige des Mutterlandes fchließt mit einem Defizit von 4 Mill. 
Gulden ab, zu deſſen Dedung der Yinanzminifter die Einführung 
einer Gapitaljtener ſowie die Belteuerung des in todter Hand be= 
findlichen Eigenthums vorjchlägt. 

30. September. Der König verlobt ſich mit der Prinzeſſin 
Emma von Waldel. Der Schritt wird im Allgemeinen nicht gern 
gejehen. Der Kronprinz hat fich inzwiſchen in Paris häuslich nieder= 
gelajfen und befümmmert fich weder um feine Etellung im Lande 
noch um das Land ſelbſt; der zweite Sohn des Königs aber Prinz 
Dtto ijt jehr leidend und Hält fich meist auch außer Landes auf. 


18. October. Beide Kammern genehmigen die auf Anfangs 
Sanuar 1879 angejehte Wiederverheirathung des Könige. 


— November. Der Krieg mit den Atichinefen dauert noch 
immter fort, doch jcheint der Widerftand derfelben gebrochen zu fein, 


9. Dänemark. 


9. Januar. Wiederzufammentritt der beiden Thinge. Die 
feit dem 8. November v. J. anläßlich der Annahme des Finanz— 
gejeßes in der Linken eingetretene Spaltung bat fich erweitert; Die 
Führer beider Fractionen haben die in der Kammer begonnene bef- 
tige Polemik jeither in der Prefie fortgeſetzt. 


11. Februar. Folkething: der Budgetausſchuß erftattet feinen 
Bericht Über das Budget von 1878/79. Der Ausſchuß theilt fich 
in feinen Anträgen in eine Mehrheit (gemäßigte Linke) und 2 Minder- 
heiten (Rechte und äußerfte Linke). 

Die Mehrheit fucht den conftitutionellen Punkten des Budget, welche 
biejes im vorigen Jahre zum Scheitern brachten, eine Form zu geben, die es 
dein Minifterium twie dem Yandathing möglich macht, den bezüglichen An: 
trägen zuzuftimmen. Anders ftellt fie ſich Hinfichtlich der eigentlichen Bes 
willigungsfragen ; fie will jo gut wie alle außerordentlichen Forderungen für 
militärijche Zwecke abgelehnt willen, jo lange fein Bertheidigungsplan vor: 
liegt. Hierzu bemerkt die aus Mitgliedern der Rechten bejtehende Minder: 
heit: Jeder DVertheidigungsplan macht die Beichaffung von Gewehren, Ka: 
nonen und Zorpedos, jo wie den Bau von zwedentiprechenden Kriegsjchiffen 
nothwendig. Diejelbe will daher auch die Forderungen der Regierung be: 
willigen. Die beiden radicalen Mitglieder des Ausfchuffes wollen dem jefis 
gen Minifterium überhaupt gar nichts bewilligen. 


21. Februar. Folkething: beendigt die zweite Lejung des Bud— 
get3 für 1878/79 nach den Anträgen der Mehrheit der Commiſſion 
und nimmt einftunmig die Ueberweiſung degjelben zur dritten 


Lefung an. 

Eine jehr erregte Debatte findet indeß zwifchen ben radicalen und den 
gemäßigten Wortführern der Linken, namentlich zwifchen dem Grafen Holitein: 
Lederborg (gemäßigt) und Berg {radical) ftatt. Sie machen fich gegenfeitig 
ben Vorwurf, den Principien der Partei untreu geworden zu fein. Graf 
Holftein fagt, er und feine Freunde hätten nicht mehr mit Berg und Ge 
nofjen zujammengehen können, weil die Gonjequenzen des von leßteren be: 
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fchrittenen Weges zur Revolution und damit zur Niederlage der Partei 
führen müßten, da die Regierung die rohe Macht in Händen habe. Nach— 
dem bie Regierung durch die That bewieſen, daß fie vor einem Verfaſſungs— 
bruche, dem Grlaß eines proviforischen, nicht vom Reichstag genehmigten 
Budgets, nicht zurücjchrede, dag jomit conftitutionelle Zuftände in Däne: 
mark nicht mehr exiftirten, bleibe der Oppofition nichts weiter übrig, ala 
mit der Regierung zu verhandeln und zu fuchen, eine Berftändigung mit 
derjelben zu Wege zu bringen. Im Mebrigen habe Berg fich bisher nur 
immer darauf bejchränft, die Schritte der jehigen (gemäßigten) Mehrheit der 
Partei zu fritifiren, ohne auch nur angedeutet zu Haben, welchen Weg die 
Partei einjchlagen jolle. Berg wolle das Budget verweigern, aber nicht die 
Folgen hieraus ziehen, d. h. nicht auch die Steuern verweigern; er fordere 
ihn daher auf, feine Politik anzudeuten, falls er wirklich eine habe. Diejer 
—— kommt indeſſen der radicale Ex-Schulmeiſter nicht nach, viel— 
mehr ſucht derſelbe ſich dadurch aus der Klemme zu ziehen, in die Graf 
Holſtein ihn gebracht hat, daß er erklärt, dieſer habe kein Recht, ihn 
über ſeine Politik zu examiniren. Der Bruch zwiſchen den gemäßigten und 
den radicalen Elementen der oppoſitionellen Partei der vereinigten Linken iſt 
offenbar ein unheilbarer geworden. 


13. März. Ein Artikel des der Regierung naheſtehenden 
Dlattes „Den Conſervative“ widerlegt die landläufige Anſicht, daß 
Deutichland fich zum Herrjcher über Dänemark machen wolle, und 
fagt dann: „Deutjchland will offenbar bei bevorftehenden Friegerifchen 
Begebenheiten eine neutrale Stellung einnehmen, und dadurch iſt 
auch unfere Stellung gegeben: wir müfjen mit allen uns zu Gebote 
jtehenden Kräften für unſere Neutralität eintreten. Wären wir mit 
Deutjchland alliirt, dann wäre unſere neutrale Stellung gefichert, 
denn feine Macht würde e3 wagen, uns anzugreifen, aus Furcht 
vor einem Kriege mit Deutichland.“ Schließlich befürwortet das 
Blatt in warmen Worten den Anschluß Dänemarks an Deutjchland. 

14. März. Folkething: genehmigt das Budget für 1878/79 
auch in dritter Lefung und darin auch die von der Regierung ge= 
forderte Verſtärkung der KHopenhagener Seeforts ıc., ſowie die Er— 
bauung eine3 neuen ZTorpedojchiffes. 


Die Debatte ift eine jehr Iebhafte: der Radicalenführer Berg muß 
wegen feiner heftigen Sprache vom Präfidenten mehrmals zur Ordnung ges 
rufen werden. Die aus der vereinigten Linken ausgeſchiedenen „Unverjöhn: 
lichen“ find iept 27 an der Zahl, werden aber feine gejchlofiene Partei 
bilden, ba fich die meijten die „Führung“ Berg's nicht gefallen laſſen wollen. 
Der Gemäßigten find nunmehr 42. Die Rechte hat ſich denfelben faft uns 
bedingt angejchloffen. 


1. October. Erneuerungswahlen für die Hälfte des Landsthings. 
Das Refultat ändert an der bisherigen Parteiftellung nichts. Die 
Linke hat einen Ci gewonnen, aber ein Drittel der neun Linfen« 
männer ift gemäßigt. Im Großen und Ganzen bleibt alfo der 
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Stand des Landathings beim Alten: ſtark » rechts, faum links, 
d. h. bäuerlich. 

— October. Ausbruch eines Negeraufftandes auf der Inſel 
Et. Croix, durch welchen jehr viel Eigentum zerftört wird. Die 
Pflanzer find ohne Staatshülfe auf lange hinaus ruinirt. 

7. October. Gröffnung des Reichstags ohne große Geremonien 
durch den Gonjeilpräfidenten Estrup. Die Regierung legt im Folke— 
thing das Budget für 1879/80 vor. Die Lage im Thing bat fich 
nicht verändert: der bisherige Präfident Krabbe wird mit 58 Stim- 
men tvieder gewählt, der Negierungscandidat (von der Rechten) er— 
hält nur 9 Stimmen. 

19. October. Folkething: erledigt die erfte Lefung des Bud— 
get3 für 1879/80. Dasjelbe weist einen Ueberſchuß von mehr ala 
2 Millionen auf. Das Land verdankt diefes allerdings dev Oppo— 
fition der Linken. Denn hätte fich der Reichdtag vor drei Jahren 
dazu hergegeben, der Regierung in ihren umfafenden Befejtigungs- 
plänen zu willfahren, jo hätte Tänemark jchon jet das ſchönſte 
Deficit, und fein Rejervefonds, den ihm ein gütiges Geſchick ftatt 
des Sundzolls gab, wäre ftarf in der Abnahme begriffen. 


19. November. Folkething: genehmigt mit 56 gegen 25 Stim— 
men die interimiftifche Erweiterung der Unteroffiziersfchulen, indem 
die Regierung dafür gegen die gemäßigte Linke die Rechte und die 
äußerfte Linke ausfpielt. 

Budgetausſchuß: die Regierung beantragt eine Anleihe von 
1,200,000 Kronen zu Gunjten der Inſel St. Croix; die Linke erflärt 
jedoch, fie werde die volljtändige Ablehnung dieſer Anleihe bean- 
tragen, 

19. November. Der Ex-Kronprinz don Hannover und Prä- 
tendent von Hannover, der nunmehrige Herzog von Gumberland, ver— 
fobt fich mit der Prinzeffin Thyra. 

30. November. Folkething: weist mit 54 gegen 43 Stimmten 
die Anleihe für Et. Croir an den Budgetausſchuß zurüd. 


9. December. Folkething: verwirft nach einer jehr erbitterten 
Debatte die Anleihe für St. Croix mit allen gegen bloß 15 Stim— 
men definitiv. Die Regierungsprefje greift die Mehrheit des Things 
wegen ihrer Haltung aufs heftigſte an und macht ihr die jchwerjten 
Vorwürfe, daß man die arme Inſel im Stiche laſſe und fich dem 
Spotte des Auslandes ausjeße. 
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10. December. Die Regierung löst das Folfething auf und 
ordnet Neuwahlen auf den 3. Sanuar 1879 an. Zugleich bevoll- 
mächtigt fie den Gouverneur von St. Croix telegrapbijch, wo es 
nöthig jei, Bureaudarlehen zur Inftandjegung der durch den Auf— 
ftand zerjtörten Zuckerwerke zum Betrage von nicht über 125,000 D 
(500,000 Kronen) zu gewähren. 

14. December. Die Oppofition erläßt bereit3 ihre Wahl: 
manifejte für den 3. Januar. Das radicale trägt 30, das gemäßigte 
36 Unterjchriften. Erfteres fpricht die Hoffnung aus, daß in der neuen 
Volkskammer wieder die frühere Ginigfeit und Kraft walten möge; 
leßteres ift ziemlich zahm und erwartet nur, daß die Regierung fich 
dem Einjpruch der Volksvertretung fügen werde, wenn dieſe auch 
in ihrer neuen Gejtaltung die weftindijche Gefeßvorlage ablehnen follte. 

21. December. Bermählung des Herzogs von Gumberland 
mit der Prinzeffin Thyra in Kopenhagen. Der hannoverjche Kron= 
prätendent wird dadurch der Schwager de3 zukünftigen Königs von 
England und des zukünftigen Kaijers von Rußland. Zu der Feier 
findet fich auch eine Deputation der Welfenpartei: aus Hannover 
ein und wird vom dänijchen Hofe mit Augzeichnung behandelt: 
Diejelbe wird zur Tafel gezogen und einige der Herren erhalten ſo— 
gar dänijche Orden. In Berlin fieht man darin zum mindejten 
eine arge Taktloſigkeit. Der deutjche Gefandte hat über die Zeit der 
Dermählungzfeier Urlaub erhalten. Das neue Paar wird inzwifchen 
feinen Wohnfig nicht in Kopenhagen, ſondern in Dejterreich nehmen. 
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10. Schweden und Norwegen. 


17. Sanuar. (Schweden.) Eröffnung des Reichdtags. Thron— 


rede des Königs: 

In Folge der Erfchütterungen unſeres Welttheils muß jetzt die 
in allen Richtungen im fchnellen Wachsſthum begriffene Entwidlung bes 
Landes die Probe wenig günftiger Berhältniffe durchmachen. Es mahnt 
ung dieß zur Vorſicht. Unſere Stellung zu allen ausländiſchen Mächten ift 
fortwährend die freumdjchaftlichjte. Ich habe micht nöthig gehabt, don dem 
Gredit Gebrauch zu machen, welcher mir behufs der Aufrechterhaltung der 
Neutralität zur Verfügung gejtellt worden it. Da die Beibehaltung unjerer 
einzigen Golonie weder für Bein noch für ung von Nupen jein konnte, jo 
habe ich, auf den Wunjch des Reichstages und unter Zujtimmung der Be: 
völferung St. Barthelemy’s, einen Vertrag mit der franzöfiichen Kegierung 
über die Zurüdgabe der genannten Inſel an ihr früheres Vaterland abge: 
ſchloſſen. Diejer Vertrag ift der franzöſiſchen Bolksvertretung zur Genehmi— 
gung unterbreitet. Mit der Berjchiedeuheit der Auffafjungen bekannt, die in 
Ihrem Kreiſe hinfichtlich der Grundlagen für die Organijation unfers Heer: 
weſens herrichten, verlangte ich die Mitwirkung des vorjährigen Reichstages 
zur Durchführung don Maßregeln, von welchen ich der Meinung war, daß 
über fie alle Anjichten ſich einigen könnten. Ich bedaure, dab jener Bor: 
ſchlag den Beifall des Reichstages nicht gefunden hat. Meitere Meinungs: 
fämpfe jcheinen unvermeidlich, bevor diejenige Einigkeit in den Anjchauungen 
zu erwarten ijt, ohne welche das große Biel, die erhöhte Vertheidigungskraft 
der Nation, nicht zu erreichen iſt.. 


Sin dem für 1879 vorgelegten Budget gleichen fich die Ein— 
nahmen (morunter vorjähriger Ueberſchuß in der Höhe von 6,400,000 
Kronen) und die Ausgaben (worunter Staatsfchulden mit 9,517,500 
Kronen) im Betrage von 74,700,000 Kronen aus. 

22. Januar. (Schweden.) Reichstag: die feit mehreren 
Jahren jchiwebenden ragen betr. das Heerweſen und die Grunde 
jteuern jtellen bereits twieder ernfte Debatten in Ausficht. Die jog. 
Landmannspartei bringt 7 dießfällige Anträge in der II. Kammer ein. 


Dieſelben betreffen 1) eine neue Armee-Organiſation; 2) die allgemeine 
Wehrpflicht; 3) und 4) die Aufrechterhaltung der Stammtruppe der Armee, 
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jowie die NRevifion der Kriegsgeſehe; 5) die Abjchreibung der Grunditeuern, 
jowie der „Eintheilungs“:Xajten; 6) die Abänderung des allgemeinen Steuer: 
gejeßes („bevillningsstadgan“), und 7) ein „Garantiegeſetz“ (d. h. ein Gejeb, 
durch welches die neu zu fchaffende Heeresorganifation grundgeſetzliche Kraft 
erhält). Dem letzten zufolge joll die Armee eine „Stammtruppe“ von 
höchſtens 30,000 Dann haben, welche auf dem Wege der Freiwilligkeit auf 
zubringen find. In diefer Zahl find ſolche Officiere und Unterofftciere mit 
eingerechnet, die ihre Ausbildung bei der Stammtruppe erhalten und nicht 
den feiten Officierd: und Unterofficierscadres angehören. Die Stammtruppen 
dürfen nicht durch Werbung bejchafft werden. Die anzunehmenden Rekruten 
dürfen höchſtens 26 Jahre alt fein und die Dienstzeit darf nicht über 6 Jahre 
hinaus ausgedehnt werden. Alle Koften und Laften für die Stammtruppe, 

elche nicht durch befondere Beſtimmungen in dem Geſetz betreffend die Ab: 
chreibung der „Eintheilung“ bejonderen Berpflichteten obliegen, jollen vom 
Staat getragen werden, einſchließlich der Anjchaffung der Pferde für Die 
Gavallerie der Stammtruppe. Die nöthigen Mittel zu den angedeuteten 
Zwecken jollen durch das jedesmalige Jahresbudget der Regierung zur Ber: 
fügung geftellt werden. Das Geſetz joll ohne die Zuftimmung des Königs 
und des Reichstags nicht abgeändert oder aufgehoben werben dürfen. Sämmt⸗ 
liche Anträge ſind von 102 Mitgliedern der Landmannpartei unterzeichnet 
und bilden principiell ein Ganzes, deſſen einzelne Theile wohl mit einander 
ſtehen oder fallen. Die Regierung ſcheint eine abwartende Stellung zu der 
Sache einnehmen zu wollen. Der Schwerpunkt Liegt offenbar in der Hal: 
tung, welche die erjte Sammer beobachten wird. 


Beide Kammern überweifen die Anträge an befondere Com— 
miffionen. 


4. Februar. (Norwegen) Cröffnung des Gtorthing?. 


Thronrede des Königs: 


„... Während wir don den politiſchen gr der Zeit um: 
berührt blieben, hat der Rüdjchritt im Handel und Wandel, unter welchem 
das übrige Europa, zum Theil in Folge jener Berwidlungen, gelitten hat, 
nicht ohne Einfluß auf mehrere unjerer Ermerbszweige bleiben können, welche 
daher unter wenig günftigen Bedingungen Haben arbeiten müſſen. Dabei 
war die legte Ernte fajt im ganzen Yande ziemlicy mäßig. Dennoc, find die 
Staatzeinnahmen fortwährend in fajt umveränderter Höhe eingegangen, aber 
die fteigenden —— an die Staatseinnahmen, welche eine Folge der 
fortſchreitenden Entwicklung mancher er Inſtitutionen find, und na— 
mentlich die großen Summen, welche für die bedeutenden auf Rechnung des 
Staat3 unternommenen Eifenbahnanlagen erforderlich find, machen eine Er: 
weiterung der Einnahmsquellen für die Staatscafje unumgänglich nothiwendig. 
Außer den darauf bezüglichen Borfchlägen, welche ich Euch in der vorigen 
Seſſion vorlegte, wird Euch ein Vorjchlag über eine Einkommen: und Ber: 
mögenäftener unterbreitet werden. Wenn es fich darum handelt, daß das 
Land nad) einem Zeitraum von mehr als vierzig Jahren aufs neue fich bie 
Laſt einer directen Staatäfteuer auferlegen joll, jo mug man mit Dankbarkeit 
gegen die Borfehung fi daran erinnern, daß dieß nicht feinen Grund hat 
in irgend einer Unterbrechung der friedlichen Entwidlung, welche ung in 
einer jo langen Reihe von Jahren vergönnt war, jondern allein eine Folge 
be3 Streben? war, in immer größerer Ausdehnung das Vaterland an ben 
Fortichritten, welche unferer Zeit angehören, theilnehmen zu Lafjen. ..“ 


Die Eintommensteuer nimmt einen Ertrag von 3 Mill. Kr, 
28* 
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in Ausficht; für die Fortjeßung der Eijenbahnbauten joll eine An- 
leihe aufgenommen twerden. 

12. März. (Normwegen.) Gtorthing: nimmt den Grund 
geſetzantrag auf allgemeine Religionsfreiheit, ausgenommen für Bes 
amte, Minifter und Richter, mit 88 gegen 22 Etimmen an. Die 
gegenwärtigen Religionagefeße in Norwegen find jehr unduldjam. 

3. April. (Schweden.) Reichstag: die I. Kammer nimmt 
im Marinebudget die von der Regierung beantragte Vermehrung 
ber Zahl der Marineoffiziere an, die II. Kammer lehnt dagegen den 
Antrag mit 92 gegen 79 Stimmen ab. Ferner nimmt die I. Kame 
mer mit 59 gegen 54 Stimmen den NRegierungsantrag auf Be— 
willigung einer Summe von 2,100,000 Kronen zu außerordentlichen 
Marinebedürfniffen an, die II. Kammer lehnt ihn ebenfalls, und 
zwar mit 109 gegen 49 Stimmen ab. Xebterer Antrag Hat jomit 
auch bei der hiernach folgenden gemeinjchaftlichen Abjtimmung beider 
Kammern feine Ausficht angenommen zu werden. 

16. April. (Norwegen.) Nachdem das Storthing die von 
der Regierung vorgejchlagene Anleihe von 31 Mill. Kr. behufs 
Fortführung der Eifenbahnbauten genehmigt hat, jchließt die letztere 
mit Londoner und Hamburger Bankhäufern eine Anleihe von 34 
Mill. Kr. zu 4% und zum Gurje von 95, reſp. 95’ 90 ab. 
Diefe Bedingungen find Angefichts der ganzen politifchen Yage offen— 
bar jehr günftige. 

7. Mai. (Schweden.) I. u. II. Kammer: Berathung des 
Militär-Reorganifatiousentwurfs der Bauernpartei. Die Ausfchuß: 
anträge jtimmen im Wejentlichen mit den Anträgen der Bauern= 
partei überein. In der I Kammer jpricht der Kriegsminiſter 
General Rojenfvärd und in der II. der Staatsminiſter de Geer 
gegen die Ausjchußanträge.. Die I. Kammer veriwirft mit 64 gegen 
56 Stimmen den Antrag betreffend die Zuſammenſetzung des Heeres 
(Beichaffung der Stammmtruppe nicht durch Werbung). Die II. 
Kammer nimmt ihn mit 104 gegen 82 Stimmen an. Damit ift 
das Schickſal des Gejeßentwurfs als entjchieden zu betrachten. Aller: 
dings ift die Mehrheit der Gegner des Entwurfs eine jo geringe, 
daß das Ergebniß der gemeinjchaftlichen Abjtimmung beider Ham: 
mern zweifelhaft erjcheinen könnte, indeſſen lehnt die I. Kammer 
ohne Abftimmung die Anträge bezüglich der Steuerreform, twelche 
in ungertrennlicher Verbindung mit der Heeregreorganifation fteht, 
ab, ſo daß der Gejeßentwurf der Bauernpartei doch gejcheitert iſt. 
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15. Mai. (Schweden.) Reichstag: beide Kammern Tehnen 
den Bau neuer Kriegsjchiffe ab. 


16. Mai. (Mormwegen.) Storthing: die Regierung hat dem— 
felben einen Antrag auf Einführung der „Noth-Civilehe“, für Fälle, 
wo religiöje oder andere Bedenken gegen die kirchliche Trauung ob» 
walten, vorgelegt. Die Mehrheit des betreffenden Ausſchuſſes geht 
indeffen weiter, indem fie überall die freie Wahl zwijchen Givilehe 
und kirchlicher Che befürwortet, und eine Minderheit wünfcht die 
Einführung der obligatorifchen Givilehe. Der Biſchof von Chriſti— 
ania, Efjendrop, nimmt bei der Behandlung der Angelegenheit im 
Storthing den Negierungsantrag auf. Das Storthing verwirft je= 
doch den Mehrheitantrag mit 51 gegen 31, den Minderheitsantrag 
mit 66 gegen 16 und jchließlich auch den Regierungsantrag mit 
52 gegen 30 Stimmen. 

20. Mai. (Schweden.) Reichdtag: genehmigt den von ber 
Regierung für Aufrechthaltung der Neutralität geforderten Credit 
von 2 Mill. Kr. 


Die Norwegifche Regierung fordert vom Storthing feinen 
ſolchen Credit, indem die entjprechende königl. Propofition im vorigen 
Sabre vom Storthing mit der Bemerkung abgelehnt wurde, daß 
die Bewilligung des Storthings in vorliegendem Fall nicht nöthig 
erfcheine; der König könne ohne eine ſolche Bewilligung die zur 
Aufrechterhaltung der Neutralität nöthigen Maßregeln ergreifen. 

25. Mai. (Schweden.) Schluß des Reichstags. 

Sehr große Refultate hat die Seffion nicht gehabt, oder fie waren 
doch nur negativer Art. Das bedeutendite dieſer negativen Reſultate ift die 
vollftändige Zurücweifung der Vorfchläge der —— in Sachen 
der Neuordnung des Heerweſens und der Umregulirung der Grundſteuern. 
Dan wird kaum fehlgreifen, wenn man annimmt, daß num für längere Zeit 
an jene Dinge nicht wieder gerührt werden wird. Die Partei wird ficherlich 
fürs erfte nicht mit neuen Propofitionen auftreten und die Regierung ihrer: 
ſeits wird e3 gewiß auch unterlaffen, Vorlagen beim Reichstag einzubringen, 
* — Verwerfung durch die zweite Kammer fie im voraus überzeugt 
ein muß. 


22. Juni. (Norwegen) Schluß des Storthingd. Für die 


Staatzausgaben find 51,120,000 Kronen (1 Million weniger ala 
die Regierung beantragt hatte) betwilligt worden. 


21. Auguft. Zufammentritt eines internationalen Congreſſes 
in Stoholm zur Berathung einer Reform des Gefängnißweſens. 


28. — 30. Auguft. Berfammlung des nordiſchen Yuriften- 
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Congreſſes in Ehriftiania. Es nehmen daran Juriften aus allen 
drei ſcandinaviſchen Staaten Theil. 


3. September. (Schweden.) In Stodholm tagt die Kirchen: 
verfammlung des Landes, welche nach dem Grundgefeß jedes Fünfte 
Jahr zufammentreten fol. Diefe Verfammlung ift als eine der 
Geiftlichkeit gemachte Konceffion zu betrachten, dafür daß fie durch 
das neue Grundgefeß von 1867, welches die Ständeverfaffung auf: 
hob, ihres NRepräfentationsrecht3 auf dem Neichdlag beraubt wurde. 
Diefelbe kann fich jedoch nur mit den innern firchlichen Angelegen- 
beiten befchäftigen, denn alles, was die Berfaffung der Kirche be 
trifft, it ihrem Reſſort entzogen. Einige von der Regierung vor— 
geichlagene zeitgemäße Neuerungen werden von der Verfammlung 
abgelehnt. 


— November u. December. (Schweden.) Die ökonomiſche 
und finanzielle Lage Schwedens ift nachgerade jehr trübe.. Die 
Hauptproductionszweige find Leidend und es ift wenig Ausficht zum 
Befleren vorhanden. Trotz der überreichen Ernte diefe® Jahres 
finfen die Staatseinnahmen in bedenkflicher Weile. Es wird danach, 
um ein Gleichgewicht zwijchen den Staatsausgaben und Staats— 
einnahmen zu erzielen, nöthig fein, entweder die indirecten Steuern 
zu erhöhen oder die jchon an und für fich jehr läſtige Einkommen— 
jteuer höher anzujegen. Unter diefen Umftänden macht fi) auch in 
Schweden der Ruf nad) Schußzöllen laut und immer lauter. 





11. Rußland. 


Die Friegerifchen Ereigniffe find nicht hier, fondern unter Pforte, die 
diplomatijchen Verhandlungen unter England, Defterreih, Deutjchland zu 
fuchen, da Wiederholungen jchon im Intereſſe der Dekonomie des Buches 
vermieden werden mußten. Doch glaubte ich, ſowohl die friegerifchen Ereig— 
niffe, al3 die diplomatischen Unterhandlungen in ihren entjcheidenden ‘Mo: 
menten bier andeuten, wenn auch allerdings nur andeuten zu follen, um, 
jo weit e3 die Form der Chronik überhaupt zuläßt, die Gefammtentwidlung 
ei re im Laufe des Jahres im Innern und nad) Außen zur Anfchauung 
zu bringen. 


1. Januar. (Der Krieg.) Der rechte Flügel der ruffifchen 
Armee hat endlich unter General Gurfo, den Balkan überfchritten, 
Sofia beſetzt und kann nun Jüdlich des Balkans gegen Conſtantinopel 
vorrücen (veral. Pforte.) 

8.—9. Januar. (Der Krieg.) Auch das Centrum der ruf- 
fiichen Armee hat den Balkan überjchritten, die Türken im Shipfa- 
Paß abgejchnitten und nimmt die ganze türfifche Armee. dafelbjt 
mit mehr ala 32,000 Dann gefangen (f. Pforte). 

9. Januar. (Der Krieg) Die Pforte unterhandelt mit 
Rußland über einen Waffenftillftand und Friedenspräliminarien. 
Die Türken fönnen fich möglicher Weife nur noch in Adrianopel 
halten, da3 zu einem zweiten Plewna ganz vorbereitet ift (ſ. Pforte). 

15. Januar. (Der Krieg.) Die Hälfte der türkifchen Feld— 
armee Füdlich des Balfans unter Suleiman Pafcha wird von Gurfo 
bei Bhilippopel gejchlagen und vom Rückzuge auf Ndrianopel ab— 
gedrängt. Gurko zieht in Philippopel ein. Ein fchredlicher Zug 
von Flüchtlingen wälzt fich von Sofia, Philippopel und Adrianopel 
Gonftantinopel zu (ſ. Pforte). 

16. Januar. Beginn des großen Sozialiſtenproceſſes in St. 
Peteräburg. Es find nicht weniger als 196 Perfonen angeklagt, 
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die ſich ſchon ſeit 4 Jahren in Unterſuchungshaft befanden und deren 
Behandlung während dieſer Zeit eine unwürdige, ja geradezu un« 
menjchliche war. 

17. Januar. (Der Krieg.) Die Ruffen erflären, nur in 
Adrianopel unterhandeln zu wollen. Die Pforte befiehlt, Adrianopel 
zu räumen (f. Pforte). 

18. Januar. Das Budget für 1878 beziffert fich auf 
600,398,425 SR. und balancirt in Einnahme und Ausgabe. Die 
Kriegskoften find jedoch darin nicht einbegriffen. 


Mer ben gleichzeitig veröffentlichten Bubdgetbericht vom Jahre 1876 
mit Berftändniß liest, wird troß der darin enthaltenen Vertuſchungen ein 
Deficit von mehr ala 100 Millionen Rubeln herauslefen, abgefehen von circa 
einer Milliarde im Umlaufe befindlicher Papier-Kubel. Sämmtliche Ein: 
nahmen find zurüdgegangen, und die Ausgaben, von denen drei Achtel (ſchen 
im Jahre 1876) allein auf das Kriegaminifterium kommen, find lawinen 
artig gewachſen. Die Staatsſchuld beträgt faft eine Milliarde, ohne dieſelbe 
und ihre in Gold zu zahlenden Zinjen nach dem heutigen Curswerthe zu 
veranschlagen. Die Eifenbahnen, diejer ewige Wechjelbalg ber ruffii 
Finanzwirthichaft, hätten ſchon längſt ihr elendes Daſein ausgehaucht, grifie 
ihnen nicht der Staat rechtzeitig unter die Arme, und fie fchulden dem 
Staate bereit3 circa 300 Millionen Rubel auf Nimmerwiedergeben. Dei 
Landes Steuerfraft ift furchtbar erſchöpft; auf circa 423 Millionen Rubel 
belaufen fich die Abgabenrüdjtände und die jonftigen Außenftände des Staat: 
ſchatzes. Die Zollrüdgänge betragen gegen 1875 in folge der Zollmaßregeln 
und des Sinkens der Valuta mindeftend 60 Millionen Rubel. Für drei: 
oder viermal fo viel ift weniger nad) Rukland importirt worden und zum 
größten Theile in Deutjchland zurücgeblieben. Dabei iſt die Unzufriedenheit 
der Bevölkerung offenbar im Wachen begriffen. 


21. Januar. (Der Krieg.) Die Ruffen rüden in Adria 
nopel ein (}. Pforte). 

24. Januar. Die engliiche Regierung verlangt vom Parla: 
ment einen Gredit von 6 Mill. Pf. St. zu Rüftungazweden. Kor 
Ganarvon, damit nicht einverftanden, tritt zurüd, Derby läßt fih 
beſchwichtigen, Salisbury tritt dem entjchloffenen Theile des Mini: 
ſteriums definitiv bei (f. England). 

24. Januar. (Der Krieg.) Das ruffiiche Hauptquartier 
wird nach ©. Stefano in die unmittelbare Nähe von Konftantinopel 
verlegt. 

27. Januar. Die englifche Flotte langt in der Befitabay an 
(f. England). 

27. Januar. General Ignatieff wird von Nufland mit den 
Hriedensunterhandlungen mit der Pforte betraut und geht über 
Bulareft nah ©. Stefano ab. | 

31. Januar. (Der Krieg.) In Adrianopel wird eine Art | 
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vorläufigen Waffenftillftandes zmwifchen Rußland und der Pforte ab» 
geſchloſſen, der indeß die Ruſſen nicht hindert, fortwährend näher an 
Konftantinopel beranzurüden. Eine wenigſtens zeitweilige Bejegung 
Konftantinopel3 ift von ihnen in Ausficht genommen (j. Pforte). 


1. Februar. General Ignatieff verlangt von Rumänien mit 
dürren Worten die Retrocejfion Beſſarabiens beim Friedensſchluß 
mit der Türkei. 

5. Februar. Attentat der Wera Saſſulitſch auf den Stadt— 
hauptmann von Gt. Petersburg, General Trepoff, indem fie, welche 
mit anderen Bittftellern bei der täglich jtattfindenden Audienz empfan— 
gen wird, bei Ueberreichung ihrer Bittjchrift zwei Revolverſchüſſe auf 
den General abjeuert. Der Zuftand des Generals iſt bedenklich. 
Der Kaiſer und der Reichskanzler befuchen den General. In der Stadt 
berrjcht große Erregung. Die Verbrecherin verweigert jede Auskunft. 

6. Februar. Rußland nimmt die Öfterreichifche Einladung zu 
einer europäijchen Gonferenz an, wünſcht aber einen anderen Con— 
ferenzort als Wien und behält fich auch vor, gewilje Punkte von 
der Berathung ber Gonferenz auszufchließen. 

13. Februar. Die englifche Flotte fährt in die Dardanellen 
ein. England und Rußland ftehen alfo vor Konftantinopel einander 
bereit gegenüber. 

— Februar. England rüftet mit aller Macht. Zwei Expedi— 
tiongcorp3 von zuſammen 70,000 Mann follen bereit geftellt werden. 


3. März. (Der Krieg.) Rußland und die Pforte jchließen 
in ©. Stefano unter der Leitung Ignatieffs einen fürmlichen Frie— 
densvertrag ab (j. den Wortlaut unter Pforte). 

4. und 18. März. Schreiben des neuen Papftes Leo an den 
Kaifer und Antwort des Kaifers: 


Im Gingange des päpftlichen Schreibens vom 4. März heit es: 
„Inden wir das Nichtmehrvorhandenfein der gegenfeitigen Beziehungen be: 
dauern, welche früher zwijchen dem h. Stuhl und Ew. Majeftät bejtanden, 
wenden wir uns an Em. faijerliches großmütiges Herz, um Frieden und 
Ruhe für die Gewiſſen der katholiſchen ruffiichen Unterthanen zu erlangen, 
und letztere werden nicht verfehlen, ihrer Glaubenslehre folgend, ſich mit der 
gewifjenhafteften Unterwerfung treu und ergeben gegen Ew. Majeftät zu 
zeigen. Bollftändig vertrauend auf die faiferliche Gerechtigkeit bitten wir 
Gott, Ihnen die Himmelsgaben im reichiten Maße zu Be und bitten 
ihn, er möge Ew. Majeftät mit uns durch die engiten Bande der chrijtlichen 
Liebe verbinden.” Die Antwort des Kaiſers vom 18. März fagt: „Wir 
theilen den Wunſch nach guten Beziehungen. Religiöje Toleranz ift ein in 
Rußland durch politifche Traditionen und nationale Sitten geheiligtes 
Princip. Nicht von uns hing es ab, die Schwierigkeiten zu bejeitigen, damit 
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bie römiſch-katholiſche Kirche, wie alle anderen in unferen Neichen unter dem 
Schutze des Geſetzes erijtirenden Kirchen, ihren, den politiſchen Einflüjjen 
gänzlich fremden Beruf für die Erbauung und Veredelung der Völfer er: 
füllen könne. Gm. Heiligkeit kann überzeugt jein, daß im biejen Grenzen 
jeder mit den Grundgeſetzen des Staates, zu deren Aufrechterhaltung wir be: 
rufen find, zu dereinbarende Schuß der Kirche gewährt werden wird, deren 
geiftliches [rn Cie find, und daß wir mit voller Bereitwilligfeit alle 
Ihre Beitrebungen für das religiöjfe Wohl unferer römiſch-katholiſchen Unter: 
thanen umterftüßen werden.“ 


23. März. Auch Defterreich nimmt eine mehr oder weniger 
drohende Haltung gegen Rußland an, indem fich feine Regierung 
von den Delegationen einen Rüftungsceredit von 60 Mill. Gulden 
votiren läßt. 

24. März. Rußland lehnt die Forderung Englands, daß der 
ganze Vertrag von ©. Stefano der europäischen Gonferenz oder dem 
europäifchen Gongreffe vorgelegt werden müfle, rund ab. 

26.—31. März. Milfion Ignatieff's nach Mien. Diefelbe 
bleibt erfolglo2. 

27. März. Die Haltung der englifchen Regierung wird immer 
drobender: diejelbe verlangt vom Parlament die Einberufung der 
Neferven. 


7. April. Eine Depeche Gortſchakoff's Jucht die Einwendun— 
gen Lord Salisbury's gegen den Vertrag von ©. Stefano in feiner 
Depefche vom 1. April zu widerlegen. 

9. April. Die Regierung hat fich überzeugen müflen, daß ein 
Anlehen im Auslande z. 3. geradezu unmöglich fei. Die gewaltigen 
Kriegskoſten können alfo vorerft nur durch Vermehrung des Papier- 
geldes im Inlande aufgebracht werden. 

11. April. Wera Saſſulitſch wird in St. Peteräburg ſelbſt 
wegen des Attentates vom 5. März auf den General Trepoff von 
den Gefchwornen freigeiprochen. 

Mitte April. Die englifche Regierung befchließt, zu einem 
eventuellen Sriege mit Rußland auch die Colonien und zunächit ein 
indifches Gontingent beizuziehen. 

Mitte April. Wiener Blättern wird aus Warſchau über eine 
geheime „ruſſiſche National= Regierung“ berichtet, welche, aus der 
Fuſion der verjchiedenen ruffiichen revolutionären Parteien hervor— 
gegangen, diefer Tage eine Proclanation cerlaffen hat, worin das 
ruffiiche Volk zum Ergreifen der Waffen gegen die Regierung des 
Zaren aufgefordert wird. In Städten und Dörfern des weiten 
Sarenreiches jollen ungejehene Hände diefe Proclamation wie aus 
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einem Füllhorn reichlich au&geftrent haben. Das revolutionäre 
Schriftſtück trägt die Nuffchrift: „Revolutionäre Auseinanderjegung“ 
und das Datum: 7. April 1878. Ohne die Bedeutung derartiger 
revolutionärer Schriftitüce zu überfchäßen, wird man e8 ala wahr: 
fcheinlich bezeichnen dürfen, daß die inneren Schwierigkeiten für 
Rußland in bedenklicher Steigerung begriffen find. 


Mitte April. In Nikolajeff, Eherfon, Krementſchug, Jekate— 
rinoslaw und Poltawa haben ſich Comités gebildet, um freiwillige 
Geldbeiträge zum Anfaufe von Kaperichiffen zu ſammeln. Alle 
Schichten der Bevölkerung nehmen eifrigen Antheil an der Verwirk— 
lichung dieſes Projectes, von dem man fich große Erfolge verjpricht. 
Die Dumas (Gemeinderäthe) zeichnen ganz refpectable Summen. 
Für diefe Gelder follen Schiffe in Amerika angefauft, mit ruffiichen 
Matrofen bemannt und dem Marineminifter zur Verfügung geftellt 
werden. 


20. April. Studentenunruhen in Kiew. Die Studenten werden 
dabei von den Behörden aufs rückſichtsloſeſte behandelt. 


Da die ruſſiſche Prefje über derlei Dinge nichts bringen darf, fo find 
zuderläffige Angaben nicht möglich. Dejfterreichiiche Blätter berichten darüber 
aus Kiew: Ein Attentat auf den Procuratorägehilfen Kotlarewski war vor 
etiva einem Monat in einer belebten Straße vorgefallen. Drei Perfonen 
feuerten auf Kotlarewsfi, der aus dem Theater ging, Schüffe ab. Kotla— 
rewski blieb unverleßt; nur fein Pelz wurde ducchlöchert Den drei Ans 
greifern gelang es, wie es im folchen Fällen hier gewöhnlich gefchieht, un— 
aufgehalten zn entfommen. Kurze Zeit darauf wurde in Roftof ein Mann 
auf der Straße erſchoſſen, der, wie man jagt, in die verschiedenen Verzweigungen der 
nihiliftiichen Verſchwörung eingeweiht war. In Charkoff, Odeſſa, Pultawa ꝛc. 
erſchienen Proclamationen, die jeden Verräther an der heiligen Sache mit 
dem Tode bedrohten. Angeſichts dieſer Vorgänge wurde hier in letzter Zeit 
die Jagd nach Verſchwörern mit beſonderem Eifer betrieben. So wurde denn 
ſchließlich ein junger Studioſus verhaftet, gegen den, wie allgemein verſichert 
wird, nichts anderes vorlag, als daß ein Revolver bei ihm vorgefunden 
wurde. Die Collegen des Verhafteten wendeten ſich daraufhin an die Uni— 
verſitätsbehörde und an den Generalgouverneur mit dem Anſuchen, den ver— 
hafteten Kameraden, der ein fleißiger Student und vielleicht ganz unſchuldi 
ſei, und der bei ſeiner ſchwachen Geſundheit durch längere Kerkerhaft —364 
zu Grunde gerichtet werden müßte, in Freiheit zu ſehen. Die Studenten 
erboten ſich hiebei, jedwede Bürgſchaft für den betreffenden jungen Mann 
zu leiſten. Man verſprach den jungen Leuten thunlichſte Berückſichtigung 
ihrer Bitte und berichtete inzwiſchen nach Petersburg. Von da kam der 
Beſcheid, der Verhaftete dürfe vorläufig nicht freigelaſſen werden, wohl aber 
ſei die Unterſuchung ſofort durchzuführen und, falls dieſelbe die Schuldloſig— 
keit ergebe, die Freilaſſung des Studenten zu verfügen. Statt nun den Stu— 
denten dieſen Sachverhalt in beruhigender Weiſe auseinanderzuſehzen, wurden 
bier deren Deputationen jetzt mit der taktloſeſten ‚ Energie“ behandelt. Sehr 
ſcharf trat namentlich der Univerfitätsrector Profeffor Matwejeff auf, der die 
jungen Lente anfchrie ꝛc. Hiedurch gereizt, ließen fich einzelne Studenten zu 
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Bemerkungen hinreißen, die ihre Verhaftung zur Folge hatten. Zulebt, als 
die Aufregung immer ernjtere Dimenfionen annahm, wurde kurzer Proc 
gemacht. 140 Studenten wurden ausgeichloffen, 41 davon nad Sibirien 
verbannt —- „auf abminiftrativem Wege‘, wie man e3 hier nennt — das 
heißt, die Betreffenben wurden ohne Unterfucjung und Proceh verhaftet umd 
von den Gendarmen ſogleich fortgeichafft. . 

21. April. General Trepoff, ber von feiner Wunde in Folge 
des Nttentates der Wjera Saſſulitſch vom 5. Yebr. wieder hergeftellt 
ift, wird von der faiferlichen Familie jehr geehrt, aber vom Kaifer 
doch entlaffen. 

Sämmtliche Großfürften haben ihn perfönlich bejucht, die Kaiſerin 
ift bei demjelben vorgefahren. Nur der Thronfolger enthielt fich diefer 
Gunftbezeigung. Der Kaiſer theilt dem General Trepoff perjönlich mit, 
daß er +. erbetene Entlaffung annehme. Trepoff ift zum Mitgliede des 
un. ernannt worden und erfreut ſich noch immer der vollen Gnade 

es Kaiſers 


28. April. Der bisherige Obercommandant der ruſſiſchen 
Teldarmee in der Türkei, Großfürft Nikolaus, wird, wie man glaubt, 
wegen der ungeheuren Unterjchleife, die in der Armeeverwaltung zu 
Tage gelommen find, vom Kaiſer abberufen und durch General 
Zotleben, den Sieger von Sebaſtopol und Plerona, erſetzt. 


7. Mai. Gegenüber dem unzweifelhaften Ernfte und der ent- 
Ichieden drohenden Haltung Englands beginnt Rußland bezüglich des 
Vertrags don ©. Stefano und der Congreßfrage einzulenfen. Der 
ruſſiſche Botfchafter in London, Graf Schuwaloff, geht mit Ermäch— 
tigung des Kaiſers behufs einer Vermittlung nach St. Peteräburg 
(j. England). 

10, Mai. Der Kaifer ernennt ftatt des entlaffenen General 
Zrepoff den General Fürft Galizyn zum Polizeipräfidenten von 
St. Petersburg. Man rühmt ihm im der ruffiihen Hauptſtadt 
große Energie und Integrität des Charakters nad). 

22. Mai. Graf Schumwaloff trifft von St. Peteräburg twieder 
in London ein. Die von ihm unternommene Vermittlung zwiichen 
England und Rußland iſt gelungen. Es ijt eine Formel für die 
Einberufung des Congrefies gefunden worden und diefer ift nunmehr 
gefichert. Darauf gejtüßt, unterhandelt Schuwalcht nunmehr mit 
der englifchen Regierung über die von England geforderten Abände— 
rungen des Vertrags von ©. Stefano (f. England). 

30. Mai. Rußland jchließt durch Graf Schumaloff in London 
mit England eine förmliche Convention ab über die von England 
geforderten Modificationen des Vertrags von ©. Gtefano, welche 
Rußland zugefteht (f. den Wortlaut unter England). 
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1. Juni. In Folge des Saſſulitſch-Proceſſes werden die gejeß- 
lichen Beitimmungen über die gerichtliche Zuftändigfeit und das Ver— 
fahren bei Staatöverbrechen einer Aenderung unteriworfen. Die 
Neuerung ift in Decreten des Dirigirenden Senats ausgeſprochen, 
welche die allerhöchite Beltätigung gefunden haben. 


Das Decret, betreffend die Aburtheilung von Staatäverbrechen im 
Allgemeinen, lautet im erjten Punkte: „Procefje über Stantsverbrechen com: 
petiren a) vor die Gerichtshöfe (zweiter Inſtanz): wenn das Verbrechen nach 
dem Geſetze nicht eine mit Verluſt oder Beſchränkung der Standesrechte ver: 
bundene Strafe nad) ſich zieht; b) vor die Gerichtshöfe in verſtärktem Be: 
ſtande mit Hinzuziehung von Standesrepräjentanten oder, falls hierüber ein 
allerhöchſter Befehl ergeht, vor die bejondere Seſſion des Dirigirenden Senats 
mit Dinzuziehung der Standesrepräjentanten: wenn für das Verbrechen in 
dem Geſetz eine mit Berluft oder Beichränkung der Standesrechte Verbundene 
Strafe vorgejehen iſt; c) vor das Oberfriminalgericht: wenn anläßlich einer 
in vderjchiedenen Gegenden des Reiches entdedten allgemeinen Verſchwörung 
gegen die jouveräne Gewalt oder die gejehlich bejtehende Regierungsform und 
Thronfolge-Ordnung ein allerhöchiter Befehl zur Aburtheilung der Sade in 
dem genannten Gericht ergeht." Die zweite Beſtimmung des abzuändernden 
Gejetes lautet: „Procefje wegen Ermordung oder verjuchter Ermordung von 
Staatsbeamten, Berwundung oder Verſtümmelung oder anderer gewaltthätiger 
Handlungen, wie aud) wegen ausgeftoßener Drohungen gegen diefelben, wenn 
dieſe Verbrechen bei Ausübung von Amtspflichten jeitens der Staatsbeamten 
oder in folge der Ausübung diejer Pflichten verübt wurden und den Verluſt 
oder die Beichränkung der Standesrechte involviren — werden zeitweilig tie 
diejenigen Procefje behandelt, welche vor die Gerichtshöfe mit Hinzuziehung 
von Standesbeamten competiren.“ — Gleichzeitig mit der amtlichen Belannt: 
machung vorjtehender Aenderungen des Gerichtsverfahrens wird das Urtheil 
im Proceß der Wjera Safjulitih vom Senat in feierlicher Sitzung caffirt. 
Die Gafjation ift die folge des von dem Gehülfen des Procurators des 
St. Petersburger Bezirksgericht, Herrn Keffel, gegen da3 freijprechende Ver: 
dict der Gejchwornen und das Urtheil jenes Gerichts erhobenen Protejtes. 
Das Geſuch des Bertheidigers der Wera Safjulitih, Herren Alerandroff, 
die Sache jeiner Glientin auch vor dem Gafjationshofe fortführen zu dürfen, 
wurde von letterem abgewiejen. Dagegen bejchließt das Bezirksgericht nach 
einer ziemlich langen und lebhaften Berathung nachjtehende Reſolution: „Der 
Dirigirende Senat verfügt: den im Proceß gegen Wjera Saſſulitſch am 31. März 
(a. St.) 1878 gefällten Spruch der Gejchtvornen und das hierauf bafirte 
Urtheil des St. Peteröburger Bezirksgerichts wegen Verlegung der $ 575 
und 576 der Griminalprocegordnung aufzuheben, jammt allen jeinen Folgen, 
und den Proceß jelbjt zur neuen Verhandlung an das Bezirksgericht zu 
Notwgorod zu verweilen.” Daß diejes Gericht anders als das erjte Tribunal 
entjcheiden werde, ijt mit Sicherheit anzunehmen; für die Angeklagte ift es 
ein Glück, daß fie, wie es fcheint, dem Arm der ruſſiſchen Juſtiz nicht mehr 
erreichbar ijt. 

2. Juni. Der deutjche Reichskanzler ladet die leitenden Mi— 
nifter der jechd Großmächte und der Pforte auf den 13. d. M. zu 
einem Gongreß in Berlin ein nach der zwijchen England und Ruß» 
land vereinbarten Formel. Alle entjprechen der Einladung nunmehr. 


Graf Schumwaloff, der Rußland auf dem Congreß neben dem Reichs— 
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fanzler Gortſchakoff vertreten joll, geht von London nach Petersburg 
ab, um über die mit England abgejchlofjene Convention Bericht zu 
erstatten und Inſtructionen einzuholen. 

4. Juni. Abſchluß eines Schutzvertrags Englands mit ber 
Pforte behufs Sicherung Kleinaſiens, Syriens und Meſopotamiens 
gegen weitere Uebergriffe Rußlands gegen Abtretung der Inſel Cypern 
und die Zuficherung von Neformen in diefen Provinzen (j. England). 

13. Juni. Zuſammentritt des Berliner Congrefjes. Rußland 
ift auf demjelben durch Gortjchafoff und Echumaloff vertreten. 

26. Juni. Der Berliner Congreß hat bereits die bulgarifche 
Frage erledigt und Rußland hat dabei allerdings nicht alles erreicht, 
was es geplant und durch den Bertrag von ©. Etefano jchon ſich 
gefichert zu haben glaubte, aber doch mehr als recht und billig ift, mehr 
ala im Intereſſe Europas liegt. Gortſchakoff erklärt jedoch, daß feine 
Gollegen in feiner Abwejenheit Goncejfionen gemacht hätten, welche weit 
diejenigen überfchritten, welche er zu machen gedacht habe (ſ. Deutichl.). 

28. Juni. Der Berliner Congreß überträgt SDefterreich die 
Decupation Bosniens und der Herzegomina. Rußland ijt damit 
jelbjtverftändlich ganz und gar nicht einverjtanden, obgleich es fich 
dem Bejchluffe nicht widerjegt (ſ. Deutjchland). 


1. Juli. Der Berliner Congreß gibt Rumänien und damit 
die unzweifelhaften Intereſſen Europas Rußland Preis, indem er 
diefem Beffarabien zufpricht und Rumänien zwingt, fich dafür mit 
der Dobrutjcha zu begnügen. 

13. Juli. Schluß des Berliner Congreſſes und Unterzeichnung 
des Berliner Friedensvertrages (ſ. den Wortlaut unter Deutichland). 

21. Juli. Der Yinanzminijter dv. Neutern wird entlaffen, 
und Greigh an feine Stelle ernannt. 

22. Juli. Eine ruffiiche Gefandtichaft trifft in Kabul (Af— 
ahaniftan) ein, um Schir Ali gegen England zu hetzen und zu 
jtüßen. Ein Schuß» und Trußbündniß ſoll zwifchen Nußland und 
dem Emir abgeſchloſſen werden. 5 

Ende Juli. Die Unzufriedenheit mit dem Nefultat des Con— 
greffes iſt fat allgemein und findet in Moskau wie in Petersburg 
Iharfen Ausdrud. 


In einer in der jüngsten Plenarfikung des Moskauer Slaven-Comites 
gehaltenen Rede jagte Atjakoff, wie ein — Blatt berichtet, u. a. Fol⸗ 
gendes: „der Gongreß fei eine freche Beichimpfung defjen, was Rußland ge: 
wollt habe; man habe Rufland eine Narrentappe mit Schellen aufgefett. 
Der Congreß jei eine £olofjale Abfurdität, ein verblüffendes Unding, eine 
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offenbare Schmähung Rußlands, ein kranthaftes Belügen und Srreführen 
des eigenen Gewiſſens, eine Verſchwörung gegen das Ruſſenvolk unter Be: 
theiligung von bejjen eigenen Vertretern, eine Ohrfeige an Rußland. Ruß— 
lands Tiplomatie ſei gefährlicher ala der Nihilismus, die Bornirtheit der 
ruffischen Diplomaten jei verblüffend. Die ruſſiſche Ehre fei erniedrigt und 
geſchwächt.“ In minder leidenjchaftlichen Ausdrücen, aber doch mit unver: 
kennbarer tiefer Berftimmung über den Fehlſchlag der nationalen Ziele jprechen 
fich fortdauernd die größten nichtsofficiellen und nichtzofficiöfen Blätter aus. 

5. Auguft. In ganz Rußland gährt es fort und fort. An 
allen Eden und Enden häufen fich die Nihiliſten-Proceſſe, aber die 
Bewegung wird dadurch nicht jchwächer. Unruhen in Odefja. 

10. Auguft. Die rujfiiche Regierung löst das Moskauer ſla— 
viſche Wohlthätigfeitscomite auf und weist Akjakoff, den Führer der 
panjlavijtiichen Partei, aus der alten Hauptjladt des rujfischen 
Reiches, in welcher er jeit Jahren einen bedeutenden politifchen Ein— 
fluß übte, aus. 

Da das St. Petersburger Gabinet jeht wieder friedlichere Bahnen ver: 
folgt, jucht es fich natürlich von dem Drucke zu befreien, den die revolutio— 
nären panjlavijtiichen Gomites unter dem Deckmantel nationaler Bejtrebungen 
auf Die Kegierungskreije ausübten. Schon vor einigen Wochen, als die 
Genjurbehörde die publiciftiiche Verbreitung einer von Atjakoff in feiner 
Eigenjchaft als Präjes des gedachten Comités gehaltenen Rede verbot, konnte 
man erfennen, daß die Regierung mit den panſlaviſtiſchen Agitationen auf: 
zuräumen gedente. Dieje Bermuthung hat ſich bald bejtätigt. Die intimen« 
Beziehungen des greifen Akſakoff zu dem Großfürjten-Thronfolger, den man, 
früher wenigjtens, für einen entjchiedenen Gönner der panjlavijtiichen Ideen 
hieit, haben die Maßregelung des Agitators nicht zu verhüten vermocht. Wenn 
die geheime Vorgejchichte des jüngjten Krieges klar gelegt fein wird, dürfte 
fih zeigen, daß Atjakoff und feine politiſchen Freunde an dem Ausbruch 
besjelben einen großen Theil der Schuld tragen. In feinem Drängen zum 
offenen Kriege Rußlands mit dem Sultan jchredte Atjakoff jelbjt vor Dro— 
hungen gegen die herrjchende Dynaftie nicht zurüd. Den Höhepunlt jeiner 
Macht erlangte das Moskauer Wohlthätigkeitscomite, als die Regierung die 
Verwaltung Bulgarien dem radicalen Fürſten Tſcherkaßky anvertraute, 
Diejes Pactiren der Regierung mit dem revolutionären Gomite, welches in 
die Zeit der fajt hoffnungslofen Tage von Plewna fiel, hörte auf, als Osman 
Paſcha zur Gapitulation gezwungen wurde. Der plöpliche Tod, welcher den 
Fürſten Tſcherkaßky ereilte, enthob die Regierung der Unannehmlichkeit, den: 
jelben jeines Amtes zu entjegen. Die von ihm in das ruffiiche Beamtenthum 
in Bulgarien eingeführten radicalen Elemente wurden jofort entfernt und in 
der ganzen Adminiftration ſcharfe Maßnahmen gegen die revolutionären pan— 
ſlaviſtiſchen Auswüchſe ergriffen. 


16. Auguſt. Attentat auf den General Meſenzoff, Chef der 
dritten Abtheilung der geheimen Kanzlei des Kaiſers in St. Peters⸗ 
burg. Die Urheber enttommen. — Dem „Golos“ wird der Straßen» 
verkauf entzogen. 

21. Auguft. Ein kaiſerlicher Ukas verfügt die Aburtheilung 
von politiichen Berbrechen durch die Militärgerichte. Derjelbe wird 
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noch durch eine Verordnung des Kriegsminiſters, welche ebenfalls 
auf Eaiferlichem Befehl beruht, ergänzt. 

Dadurch wird der Staatögewalt ein Machtmittel in die Hand gelegt, 
welches ganz eigentlich als ein Ausnahmegejeg gegen politijche Verbrechen 
fich darftellt; die politifchen Berbrechen, fowie die Verbrechen gegen Staats: 
beamte werden den ordentlichen Gerichten entzogen und den Militärgerichten 
unterftellt, die nach Kriegsrecht über fie zu urtheilen haben. Schon bieje 
Mahregel verhängt im Grunde den Belagerungszuftand zum Theil wenig: 
fteng über das Neih. Es fchlieht fich daran jedoch eine weitere ergänzende 
faiferliche Verordnung, welche denfelben Charakter einer Maßregel des Be 
lagerungszuftandes an ſich trägt. Der Czar hat nämlich befohlen, daß joldye 
ee Verbrechen den Militärgerichten zu übergeben jeien auf Anordnung 
es Bezirks-Militärchefs. Ferner werben die Glieder der Militärgerichte in 
ben Bezirken für folche Fälle bejonders ernannt und zwar vom Bezirfächet 
aus der Zahl der Stabsofficiere. Endlich werden in jolchen Fällen den Be: 
zirkächef3 die in Sriegäzeiten den Obercommandirenden zuitehenden Rechte 
übertragen. Wie man fieht, iſt dem Militärchef in ziemlicy ausgedehnten 
Maße überlafjen, politifche Verbrecher zu entdeden und zu verurtheilen.. Was 
ein jolcher Bezirkschef mit ſolchen Ausnahmerechten vermag, hat man aus der 
nitolaitijchen Zeit in Rußland noch lebhaft im Gedächtnifje; mit dieſen 
Nechten bewaffnet war er früher einfach Selbjtherrfcher in feinem Bezirk. 
Gegenwärtig ift diefe Gemwaltjtellung allerdings gemildert durch die grö 
Selbſtändigkeit anderer provinzieller Inſtitutionen, allein ein Stüd von 
Kriegszuſtand bleibt es doch). 


— Auguſt. Der Kaifer geht zum Herbftaufenthalt nach Li— 
vadia. 


1. September. Der „Regierungsbote“ veröffentlicht in Folge 
des Attentates Meſenzoff einen Artikel, in welchem ausgeführt wird, 


daß angeſichts einer Reihe verbrecheriſcher Thaten ſeitens einer Menge 
ſchlimmgeſinnter Perſonen, welche am 16. Auguſt in der Ermordung des 
Chefs der Gendarmerie, Generals Meſenzoff, gipfelten, die Geduld der Re— 
gierung gänzlich erſchöpft ſei. Die Regierung erachte es als ihre Pflicht 
gegenüber jedem ehrlichen ruſſiſchen Bürger, deſſen öffentliches und Privat- 
leben, ſowie deffen Eigenthumsrechte vor Rechtsverletzungen zu ſchützen, welche 
bie ruhige und rechtmäßige Entwicklung des Staatslebens ſtören. Die Re 
ierung werde fortan mit unbeugjamer Strenge die Leute verfolgen, welche 
* als ſchuldig oder mitſchuldig an den gegen die exiſtirende Staatsordnung, 
die Grundlagen des öffentlichen und Familienweſens, ſowie die Eigenthums— 
rechte gerichteten Plänen erweifen. Doch bei aller Energie der Maßnahmen 
ber Regierung müſſe leßtere ihre Stütze in der Geſellſchaft jelbit finden. 
Deßwegen a fie die Kr aller Stände des ruffiichen Volkes herbei, um 
ba3 Uebel auszurotten, welches im faljchen Lehren wurzle. Das ruffiiche 
Bolt und feine bejten Vertreter müßten durch Thaten beweijen, daß in ihrer 
Mitte derartige Verbrecher feinen Pla haben, und der Regierung helfen, den 
gemeinschaftlichen Tyeind auszurotten. Schließlich ermahnt die Regierung die 
ſtudirende junge Generation, die fchweren Folgen reiflich zu überlegen, denen 
letztere fich ausjeße, indem fie die im ihrer Mitte verbreiteten falſchen Doc: 
trinen annimmt, 


12. September. Die Ruſſen beginnen fi) aus der unmittel- 
baren Umgebung Konſtantinopels zurückzuziehen. 
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24. September. General Totleben und Fürft Lobanoff werden 
vom Kaiſer nach Livadia bejchieden. 

30. September. Zufammentritt der internationalen Com— 
mijfion für Ausarbeitung eines organifchen Statuts für Oftrumelien. 
Das ruffiiche Mitglied derjelben ijt bemüht, der TIhätigfeit der Com— 
mijfion alle nur möglichen Schwierigkeiten in den Weg zu legen. 

— September. Die ruffiiche Regierung richtet an die Pforte 
den Entwurf eines definitiven Friedensvertrags zwijchen Rußland 
und der Türkei, durch welchen diejenigen Punkte des Vertrags von 
©. Stefano geregelt werden follen, welche durch den Berliner Ber: 
trag nicht alterirt worden find. 


6. October. General Drentelen wird ftatt Mefenzoff zum 
Chef der dritten Abtheilung der geheimen faiferlichen Kanzlei ernannt. 

9. October. Fürſt Yobanoff erklärt der Pforte, die Ruſſen 
würden in Adrianopel bleiben, bis der definitive Friedensvertrag mit 
Rußland unterzeichnet fein werde, und verlangt von ihr Schuß für 
die Chriſten in den von den ruſſiſchen Truppen zu räumenden Gegen 
den. Die ruffiichen Truppen ftellen inzwijchen ihre Rückwärts— 
bewegungen ein. Die Ausführung des Berliner Vertrags von Eeite 
Rußlands ijt dadurch wieder zweifelhaft geworden und zwiſchen Ruß— 
land und England tritt neuerdings ein ziemlich geſpanntes Verhält— 
niß ein. 

10. October. Zahlreiche Verhaftungen in Yolge des Atten— 
tates Mefenzoff. 


Welche weite Berzweigung die Nihiliftenverihwörung in Rußland 
bat, beweijt die Thatjache, daß jogar an weit entfernten, fait in der Polar: 
zone gelegenen Punkten, wie Archangel und Cholmogory, zahlreiche Verhaf— 
tungen aus Anlaß der Ermordung des Generals Mejenzoff in Petersburg 
ftattgefunden haben. Wie dem Petersburger Wochenblatt „Nedicta“ berichtet 
wird, jind die Gefängniffe in den genannten beiden Städten, jowie in dem 
noch nördlicher gelegenen Städtchen Kol mit Nihiliften, welche demnächjt nach 
zung transportirt werden jollen, überfüllt. Aus dem Gefängniß in 

holmogory find jedoch unlängft jechs Nihiliften, darunter eine Frau, ent: 
iprungen, und zwar auf eine jo geheimnihvolle Weife, daß man die Ge: 
fangenaufjeher im Verdacht hat, ihnen behülflich gewejen zu fein; es haben 
deghalb bereit3 Verhaftungen ftattgefunden. geh sr und Handwerker 
in Ruffiich Polen wurden ftrenge beauftragt, ihre Arbeiter zu überwachen 
und deren etwaige nihiliftiiche Beziehungen der Behörde anzuzeigen. Dejter: 
reichiiche Blätter entwerfen unter Anführung von Thatjachen ein erjchreden: 
des Bild der Desorganifation in Rußland in Folge nihilijtifcher Umtriebe. 


21. October. Der neu ernannte Generalgouverneur für Beſſara— 
bien, General Schebefo, proclamirt die Vereinigung Beſſarabiens 
mit Rußland. 
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25. October. Der ruffiiche Gewalthaber in Bulgarien, Fürſt 
DondukoffsKorjafoff, macht den Bewohnern von Oſt-Rumelien un: 
zweideutig Hoffnung, daß fie Schließlich doch noch troß des Berliner 
Vertrags mit Bulgarien vereinigt werden würden. Die Pforte be 
ſchwert fich darüber nachdrüdlich bei den Mächten. Der Kaiier 
beruft den Grafen Echumaloff aufs neue zu fich nach Livadia. 

— October. In Litthauen und Volhynien find im Laufe 
vorigen Monats drei fürmliche Bauernrevolten vorgefommen, bei 
denen es fich um die gewaltjame Befißnahme und Theilung von 
adeligem Grund und Boden handelte und welche beweifen, wie weit 
die communiftilchen Ideen dort unter dem Bauernjtande bereits ver: 
breitet find. 


9. November. Ein Telegramm des Minifterd Giers aus Li— 
dadia zeigt den Mächten im Auftrage des Kaiſers an, daß „die 
ftricte Ausführung des Berliner Vertrags die Grundlage der gegen: 
wärtigen Politif Rußlands bilde.“ Zugleich kündigt eine Depeſche 
aus Livadia an, daß der Gzar allen feinen Yeamten die pronıpteite 
Ausführung der Beltimmungen des Berliner Vertrags zur Pflicht 
gemacht habe. 

21. November. Die englifche Regierung bejchließt den Krieg 
gegen Schir Ali von Afghaniſtan, nicht amt wenigſten wegen deſſen 
Anlehnung an Rußland. 

26. November. Der Reichsrath beräth über die Ginführung 
neuer Steuern, wodurch allein eine größere Anleihe im Auslande 
möglich gemacht werden könnte. 

29. November. Rußland ſchließt mit Rumänien endlich eine 
Convention bez. Uebergabe der Dobrudicha ab, nachdem es bisher 
an diejelbe allerlei für Rumänien abjolut unannehmbare Beding- 
ungen zu knüpfen verjucht hat. 


2. December. Der Kaiſer hält, von Livadia zurückkehrend, 
in Moskau beim Empfang im Kremel eine Anfprache, in der er 
u. U. bemerkt: 


„sh danke Euch für die Gefühle der Ergebenheit, welche Ihr mir 
anläßlich der traurigen Ereigniffe in Petersburg und an anderen Puntten 
Rußlands ausgedrüdt Habt. Ich glaube an die Aufrichtigkeit dieſer Ge— 
fühle, und Hoffe, daß, wenn ich nicht mehr da fein werde, Ihr diejelben auf 
meinen Sohn und deſſen Sohn und deſſen Nachfolger übertragen werdet. 
Ich verlaffe mid auf Eure Mitwirkung, um die Jugend auf dem gefähr: 
liden Wege aufzuhalten, auf welchen unzuverläffige Menſchen diejelbe zu 
verleiten juchen. Gott möge uns darin helfen und uns den Troſt geben, 
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eirte friedliche Entwicklung unſeres theuren Vaterlandes auf dem gejeklichen 
Wege jehen zu können. Nur auf einem folchen Wege kann die künftige 
Macht Rußlands garantirt werden, welche Euch wie mir theuer ift.“ 


10. December. Der Minifter des Innern Zimatjcheff wird 
erıtlafjen und interimiftifch durch Makoff erſetzt. 


11. December. Demonftration von Studenten vor dem Palais 
de3 Großfürjten-Thronfolgers. 


. Die Zahl der Studenten beträgt mehr al3 200, alle bewaffnet, die 
einen mit KRevolvern oder Pijtolen, die anderen mit Säbeln oder Harbatjchen, 
in deren Enden ſich Bleikugeln befinden. Die Volksmenge, welche fich den 
Studenten anjchließt, beiteht aus mindeſtens 8000 Menſchen. Bor dem Pa: 
Laft de3 Thronfolgerd angelangt, jchreit einer der Studenten mit Stentor: 
ſtimme: „Als Entjandte des ruffiichen Volkes wünfchen wir eine Verfaſſung!“ 
Darauf brüllt die Menge: „Es lebe die Berfafjung! Es lebe die Freiheit!“ 
Nieder mit dem Deipotismus! Es lebe der Thronfolger!* Die auf dem 
Plat erjchienenen Poliziften und Gendarmen find nicht im Stande, die Menge 
zu zerftreuen. Einige Poliziften drohen den an der Spite jtehenden Stu: 
denten mit Verhaftung. Ste werben entwafinet und mit Stöden angegriffen. 
Einem Hörer der Philoſophie jpaltet Hierauf ein Polizeifoldat den Schädel. 
Dadurch wird das Volk wild; e3 dringt auf den Führer der Polizeifoldaten, 
es gi und auf den Polizei-Inſpector Towtrin ein und beide werden 
Lebenögefährlich verwundet. Der Student ijt bereit? geftorben und Nachts 
im Stillen begraben worden. Man glaubt, es werde über St. Petersburg 
und Umgebung der Belagerungsjtand verhängt werden. Die Abficht der 
Stubenten war, dein Großfürjten eine Petition zu übergeben. 


Die „Moskauer Ztg." jchreibt über die Studentenunruhen: „Alltäg- 
liche Ericheinungen bezeugen einen erjtaunlichen Zuftand der Erfchütterung 
unjerer höheren Lehranftalten. Gejtern wird dem Nector ein Stein an ben 
Kopf geichleudert, heute wird ein Curator fait am Kragen zum Haufe hinaus: 
geworfen; dort wird ein anjpruchsvoller Eraminator die Treppe hinab be: 
ee bier ein Profeffor mit Lärın und Pfeifen aus dem Auditorium ver: 
trieben. Es wird für Unterzeichnung von Adreſſen agitirt (kürzlich fand 
eine Zadelsadreffe an Profeffor Zitowitſch in der medicoschirurgischen Aca— 
demie bi3 600 Unterjchriften), e8 werden gemeinjchaftliche Sendichreiben ver: 
fat, Emifjäre abgejandt, um unter der Lockſpeiſe fameradjchaftlicher Solis 
darität bei guter Öelegenpeit einen allgemeinen Widerftand zu organifiren.“ 
In Peteröburg wird die Lage als ſehr ernft betrachtet. Thatjächlich herrjcht 
dort der Belagerungszuftand. Im Laufe ber letzten Woche jind über 100 
Perfonen verhaftet worden, von denen fich viele in einer angejehenen geſell— 
Ichaftlichen Stellung befinden. Revolutionäre Flugblätter tauchen überall 
in ber Stadt auf. Der Stadtpräfect hat einen Befehl erlaffen, welcher alle 
diejenigen, welche im Befite von Waffen betroffen werden, mit ge 
Strafen bedroht. Die Bewegung erſtreckt fich | einen großen Theil der 
befjeren Claſſen. Es ijt das Gerücht verbreitet, daß eine zeitweife Schließung 
der Univerfitäten und höheren Lehranftalten beabfichtigt jei. 


17. December. Die ruffiiche Gefandtichaft wird von Kabul 
abberufen: Rußland läßt Schir Ali definitiv im Stich. 

31. December. Der Reicherath hat die von dem Finanz» 
minifter vorgejchlagenen neuen Steuertaren genehmigt. Diejelben 
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betreffen eine Stempelfteuer, eine Liqueurfteuer, eine Eifenbahnbilfet: 
jteuer und eine Steuer auf nicht aus Afien importirte Baumwolle. 
In Aſtrachan ift eine ſtarke Epidemie (die Peſt) ausgebrochen. 

— December. Die mit dem päpftlichen Stuhle angelnüpften 
Unterhandlungen betr. Regelung der Berhältniffe der katholiſchen 
Kirche in Rußland zur Staatögewalt haben zu feinem Refultate 
geführt und werden als definitiv gefcheitert betrachtet. 


12. Die ottomannifde forte. 


1. Januar. (Ruffifh-türktifcher Krieg I) Nach acht: 
tägigem anjtrengendem Kampfe gegen Froft, Schnee, Stürme und 
Bergterrain überjchreitet General Gurko den Balkan und fteigt in die 
Gbene von Sofia hinunter. Am 31. December, nach hartnädigem 
Kampfe bei Taſchkeſſen, der bis Abends 6 Uhr dauert, beſetzt er 
diefe befejtigte Pofition; in der Nacht verlaffen die Türken Die 
lämmtlichen Pofitionen. Am 1. Januar früh beginnen die Rufen 
die Verfolgung des Feindes und rüdt Gurfo gegen Sofia vor. 
Der Hauptlamm des Balfans ift damit weftlich umgangen und bie 
Rufen können nunmehr füdlich des Balkans gegen Philippopel und 
Adrianopel und weiter in der Richtung auf Gonftantinopel vorrüden. 

Rußland Fieht endlich das Ziel feiner ungeheuren Anftrengungen 
winfend vor fi. Die frage ift nur, ob ihm nicht num Europa, oder wenn 


nicht ganz Europa, doc wenigſtens England mit oder am Ende auch ohne 
die Unterftühung einer andern Macht allein in die Arme fallen werbe. 


4. Januar. IL Kammer: nimmt nach längeren Berathungen 
eine Antwortsadreffe auf die Thronrede des Sultan an. 

7. Januar. (Ruff.etürf. Krieg L) Auch das Gentrum 
der ruffifchen Feldarmee überjchreitet den Balkan bei Ketfchidere und 
Ichtiman und beſetzt Kefanlik: die türkifche Beſatzung des Shipfa- 
Paſſes ift damit von den Ruſſen volltommen abgefchnitten. 

8.—9. Januar. Ruſſ.-türk. Krieg J.) Kataftrophe im 
Shipka-Paß: der ruffiiche General Radetzky nimmt die ganze tür— 
fiiche Shipfa-Armee gefangen, mehr ala 32,000 Mann mit allen 
Kriegs- und anderen Vorräthen. 

9. Januar. Die Pforte fügt fi dem Verlangen Rußlands, 
mit ihm über einen Waffenftillftand, aber zugleich auch über Frie- 
denspräliminarien zu unterhandeln. Der Abjchluß eines Waffen: 
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ftillftandes wird dadurch natürlich in die Länge gezogen, was bie 
Nuffen auch wünfchen und beabfichtigen.. Die Pforte ihrerfeits zählt 
noch immer auf die Hilfe Englands, wenigftens im legten Augenblid. 

———— iſt der ganze Meften jüdlich des Balfans für die Türken 
jo gut wie verloren und es bleibt ihnen nicht? als ein eiliger Rückzug nad 
Adrianopel übrig, um für die Ruſſen den lebten, entjcheidenden Widerftand 
zu leiften, wenn es nicht dazu fchon zu fpät ift. Die Befeftigungsarbeiten 
bei Adrianopel wurden ſchon im Frühjahr 1877 begonnen und namentlich 
zur Zeit des Gurko'ſchen Vorftoßes im Juli jehr energijch fortgejekt, fo ba 
allerdings aus Adrianopel eine Feldfeſtung geworden ift, die an Ausdehnung, 
Armirung und Planmäßigkeit der Ausführung Plewna weit übertrifft, aber 
allerdings ben Nachtheil allzugroßer Weitläufigfeit darbietet, wern die Pforte 
nicht im Stande iſt, dasjelbe mit einer genügend großen Armee zu bejeßen. 
Und da3 vermag fie nicht mehr, dazu ift ed eben für fie zu ſpät. 

9. Januar. (Ruff.etürf. Krieg I.) Erzerum ift von ben 
Ruſſen vollftändig blofirt: die Uebergabe der Hauptitadt Armeniens 
ift nur noch eine Frage der Zeit. 

10. Januar. (Montenegro.) Antivari ergibt fich den 
Montenegrinern, die fi) nunmehr gegen Ecutari wenden. 

11. Januar. (Serbien.) Niſch ergibt fich den Serben, bie, 
dadurch frei, nunmehr den rechten Flügel der ruffifchen Feldarmee 
in ihrem Vormarſch gegen Adrianopel und Gonftantinopel unter: 
ftügen können. 

11. Januar. Edhem Pafcha tritt ala Großvezier zurüd und 
wirb durch Hamdi Pafcha erjekt. 

Edhems Rücktritt ift nicht die Folge einer Pforten: oder Serail-n: 
trigue; denn gegen alle derartigen Verſuche hatte der Sultan jeinen erften 
Minifter ftandhaft vertreten; fein Rüdtritt hat vielmehr politiſche Motive 
und darum eine große Bedeutung: er bedeutet einen Programmmechiel. 
Edhem Pajcha war für die Verwerfung des Londoner Protofolls, das er für 
ein für die Türkei geradezu felbftmörberifches Inſtrument erflärt hatte. So 
lange daher Edhem an der Spite des Gabinets ftand, waren Separatver: 
bandlungen mit Rußland nicht möglich; in dem Augenblid, two fie fich als 
unabweisliche Nothwendigkeit aufdrängten, mußte er weichen. Das ift bie 
Bedeutung des Cabinetswechſels in Gonftantinopel. Nicht etwa weil bie 
Perſon des neuen Großweſſiers Hamdi Paſcha ein Programm im Sinne bes 
ruffiichen Fahrwaſſers vertritt, fondern weil er ald homo novus, und durch 
feine — * engagirt, jedes Programm annehmen kann, welches die 
Umſtände der ? orte aufnöthigen. it dem Rücktritt Edhem Paſcha's dankt 
bie Hoffnung des zerjchmetterten Osdmanenftaates auf England ab — Ruf: 
land erjcheint ala der Gewinner bed Spiels. 

12. Januar. (Ruff.etürf. Krieg I) Der ruffiiche Ober: 
feldherr, Großfürft Nikolaus, reitet an diefem Tage, dem ruffischen 
Neujahrstage, über den Balkan und fchlägt fein Hauptquartier in 
Keſanlik auf. 

14. Januar. (Ruff.-türf. Krieg I) Ein fchredlicher Zug 
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von Flüchtlingen wälzt ſich von Eofia, Philippopel und Adrianopel 
Gonftantinopel zu. 

15. Sanuar. (Rufſ.-türk. Krieg L) Die Ruflen fchlagen 
herwärts PhHilippopel die Hälfte der türkifchen Armee unter Sulei— 
man Paſcha,; diefem jelbft ift der Rüdzug nach Adrianopel ab— 
gejchnitten. Die Rufen unter General Gurko ziehen in Philip- 
popel ein. 

17. Sanuar. Die türkifchen Unterhändler treffen in Keſanlik, 
dem Hauptquartier des Großfürften Nikolaus ein: diefer erklärt, nur 
in Mdrianopel unterhandeln zu wollen. Die Pforte befiehlt daher, 
diefe3 zu räumen. 

Die Serben, durch die Gapitulation von Nifch wieder völlig frei ge 
worden, zufammen ca. 35,000 Dann ftark, haben fich fofort in der Richtung 
auf Sofia in Bewegung gejeht, die Ruffen von der Beſetzung desjelben ent— 
laftet und rüden num mit ca. 25,000 Mann im Morawathale und zu beiden 
Seiten desſelben vor. Die ruffiiche Armee Gurko’3 ift ca. 60,000 Mann 
ftarf, die aus dem Shipkapaß entwidelte Hauptarmee zählt ca. 75,000 Mann, 
zufammen find e3 aljo ca. 125,000 Mann, mit denen die Ruſſen gegen 
Adrianopel vorrüden. Diefe Macht wäre unter allen Umftänden ftarf genug, 
die Türken bis Adrianopel zurüdzudrängen, aber weiter nicht, wenn Die 
Zürfen im Stande gewejen wären, Adrianopel zu halten, inden dann 
wohl zwei Drittheile der ruffiichen Armee für die Einſchließung Adrianopels 
hätten verwendet werden müfjen. Doch treffen friſche Truppennachſchübe 
fortwährend aus Rußland ein. Die Pforte Hat dagegen feine frifchen Truppen 
mehr, ihre beften find in ruffischer Gefangenjchaft, und alles, was fie noch 
an Truppen zum Schuhe Gonftantinopel3 zujammenraffen mag, wird auf 
höchſtens 110,000 Mann gejchätt. 

19. Sanuar. (Ruff.-türk. Krieg 1) Die Türken räumen 
Adrianopel definitiv und ziehen fich nach Tichataldja, dem Gentral= 
puncte der lebten VBertheidigungslinie vor Gonjtantinopel zurüd. 
Eine Irade des Sultans ruft alle Osmanen unter Waffen. Die 
Maßregel bleibt jedoch ohne irgend einen wejentlichen Erfolg. 

21. Januar. (Ruff.-türf. Krieg I) Die Ruffen rüden in 
Adrianopel ein. 

Euleiman Paſcha jchifft in Kawala den Reſt feiner Armee 
nach Conftantinopel ein. Ein Theil derjelben trennt fich jedoch von 
ihm und wirft fich ins Rhodopegebirge. 

23. Januar. Die Pforte, von England bisher fortwährend 
zum MWiderftand ermuntert, aber darin nicht unterftüßt und jett, 
wie fie meint, definitiv im Stiche gelaflen, ift geneigt, fih Rußland 
geradezu in die Arme zu werfen. Dre Stimmung in Conftantinopel 
ift inzwifchen eine höchſt aufgeregte, doch bleibt es zweifelhaft, ob 
ein allfälliger Ausbruch diefer Stimmung fi gegen die Chriſten 
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oder gegen den Sultan richten dürfte. Die englifche Regierung be 
fiehlt unter diefen Umftänden der Flotte, in die Dardanellen ein: 
zufahren, nimmt aber den Befehl, in Folge neuer berubigender Be— 
richte aus Gonftantinopel, an demjelben Tage wieder zurüd. 


24. Januar. Das englifche Minifterium Beaconzfield thut 
einen exjten entichiedenen Schritt: es erflärt dem Parlamente, daß 
es am 28. di. von demſelben einen außerordentlichen Credit von 
6 Mill. Pd. St. zu Rüftungsziveden verlangen werde. Lord Ca— 
narvon, damit nicht einverftanden, gibt und erhält feine Entlafiung, 
Lord Derby verlangt im erften Augenblid gleichfall® feine Ent- 
laffung, zieht fie aber wieder zurüd, Lord Salisbury tritt dem ent— 
ichlofjenen Theile des Cabinet3 definitiv bei. 

Das ruffiiche Hauptquartier des Großfürften Nikolaus wird 
von Keſanlik nah St. Stefano verlegt. 


24. Januar. (MNegypten.) Der Khedive erklärt den Staats— 
ſchulden-Commiſſären briefli, daß, da die VBerwaltungsausgaben 
ber Regierung in erjter Reihe gededt werden müſſen, der Staat? 
fafje für die am 1. Mai d8. Irs. fälligen Zahlungen auf die uni— 
fizirte Schuld nur ein Betrag von 1,300,000 bis 1,500,000 Lftr. zur 
Verfügung bleibe, weßhalb fich die Commiſſäre mit den General- 
Gontroleurs hierüber ins Einvernehmen ſetzen möchten. 

27. Jamuar. Die englifche Flotte langt in der Befifabay an. 

Ignatieff, von der ruffiichen Regierung behufs der Unterhand- 
lungen mit der Türkei ins ruſſiſche Hauptquartier geſchickt, langt 
in Bufareft an. 

Die Rufen rüden, troß der mit der Pforte angefnüpften Unter- 
bandlungen über einen Waffenjtillftand und Friedenspräliminarien, 
fortwährend gegen Gonftantinopel vor. Europa wird über dieſe 
Unterhandlungen vollftändig im Dunkeln gelafjen, angeblich weil die 
Telegraphendrähte abgejchnitten feien. 

30. Januar. Erklärung Oeſterreichs (ſ. d.) an Rußland bez. 
der Signatarmächte. 

31. Januar. In Mdrianopel wird zwiſchen Rußland und der 
Pforte ein Protokoll betr. Friedengpräliminarien abgeichloffen und 
unterzeichnet. Dasjelbe lautet: 


„sm Hinblid auf einen zwijchen den friegführenden ruffiichen und 
ottomannischen Armeen abzufchlichenben Waffenſtillſtand haben ſich Server 
Paſcha, Minifter des Auswärtigen und Namyk Paſcha, ausgejtattet mit um: 
umſchränkten Vollmachten, in das Hauptquartier Sr. k. H. des Großfüriten 
Nikolaus, Obercommandanten der ruffiichen Armee, begeben. Nachdem bie 
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von dem Grokfürften im Namen des Kaiſers von Rußland vorgefchlagenen 
Grundlagen von den ottomannijchen Bevollmächtigten angenommen worden 
—— wurden dieſelben nach einer gemeinſamen Uebereinſtimmung wie folgt 
eſtgeſetzt: 

Bulgarien wird in den durch die Majorität der bulgariſchen 
Bevölkerung beftimmten Grenzen, die indeh fein geringeres Territorium um: 
faffen dürfen, ala fie die Gonftantinopeler Gonferenz bezeichnete, ala auto: 
nome3 tributpflichtiges Fürſtenthum mit einem nationalschriftlichen Fürften 
und einer eingeborenen Miliz conftituirt. Die ottomannische Armee wird fich 
in Bulgarien nicht mehr aufhalten dürfen. 2. Die Unabhängigkeit Monte: 
negro3 wird anerkannt. Eine Vergrößerung feined Territoriums, dem ent: 
Iprechend, was das Waffenglüd in jeine Hände gebracht hat, wird ihm ge: 
fihert. Die definitive Grenze wird nachträglich Seftgefteiit werden. 3. Die 
Unabhängigkeit Rumäniens und Serbiens wird anerfannt. Dem erfteren 
wird eine gemügende territoriale Entſchädigung und dem letteren eine Grenz: 
berichtigung zugefichert. 4. Bosnien und die Herzegowina werden eine 
autonome Abminiftration mit gemügenden Garantien erhalten. Analoge Re: 
formen werden in den anderen chriftlichen Provinzen der europäifchen Türkei 
eingeführt. 5. Die Pforte verpflichtet ſich, Rußland für die often des 
Krieges und bie VBerlufte, welche es erlitten, zu entjchädigen. Die Art der 
Entichädigung, ob fie pecuniärer, territorialer oder anderer Natur fei, wird 
nachträglich feitgejeßt werden. Se. Majeftät der Sultan wird fi mit Sr. 
Majeftät dem Kaiſer von Rußland verftändigen, um die Rechte und inter: 
eſſen Rußlands in den Meerengen des Bosporus und der Dardanellen zu 
fihern. — Zwiſchen den Bevollmächtigten beider Regierungen werben im 
Hauptquartier des Großfürften ſogleich Verhandlungen beginnen, um die 
Friedens-Präliminarien feitzufeßen. Sobald dieſe Fyriedensgrundlagen und 
die Waffenſtillſtands-Convention unterzeichnet fein werden, Werden bie Feind— 
jeligfeiten zwijchen ben Kriegführenden, einjchließlih Rumäniens, Serbiens 
und Montenegros, für die ganze Dauer der Friedensverhandlungen eingejtellt. 
Die Obercommandanten der beiden friegführenden Armeen in Afien werden 
fogleich verftändigt, um unter fich zum Abjchlufje eines Waffenftill- 
ſtandes jchreiten zu können, der den militärischen Operationen ebenfalls ein 
Ende bereiten wird. — Die kaiferlich ottomannische Regierung wird ihren 
Truppen den Befehl ertheilen, nach Unterzeichnung des Waffenftillftandes 
die Feſtungen Widdin, Ruſtſchuk und Siliftria in Europa und jene von 
Erzerum in Afien zu räumen. Außerdem werden die ruffiichen Truppen 
die Möglichkeit Haben, während der Dauer der Verhandlungen gewiſſe in 
der Waffenitillitands:Gonvention näher bezeichnete Puncte auf dem Kriegs— 
theater militärisch zu bejeßen.“ 


31. Januar. (Aegypten.) Der Khedive erläht ein Decret, 
wonach wegen eines bedeutenden Deficit3 in den lebten Jahren eine 
Enquete-Commiſſion zur Prüfung ber Finanzlage eingejeht wird. 
Die bereit beflehende europäische GCommilfion für die Caſſe der 
Öffentlichen Schuld weigert fich an diefer Enquete-Commilfion theil- 
zunehmen, weil fie glaubt, daß die ihrer Gafle überwieſenen Ein- 
nahmen einer Prüfung durch die Enquete-Commilfion nicht unter» 
liegen. 

Anfang Februar. Entjchiedener Umſchwung der öffentlichen 
Meinung in England in antiruffifchem Sinne (f. d.) 
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1. Februar. Ignatieff wird von Rußland mit der weiteren 
Hortführung der FFriedendunterhandlungen in Adrianopel mit Server 
Pafcha beauftragt. Server Paſcha macht fein Hehl daraus, daB 
die Pforte von England nichts mehr zu hoffen habe und daß ihr 
daher nichts anderes übrig bleibe, als fich Rußland geradezu in die 
Arme zu werfen und mit diefem um jeden Preis zu verftändigen. 
Auch der Großvezier Hamdi Paſcha ift für eine fürmliche Allianz 
mit Rußland. 

l. Februar. (Rumänien) Ignatieff verlangt von Rus 
mänien mit dürren Worten die Retrocefion Beſſarabiens an Ruß— 
land beim Friedensſchluß mit der Türkei. 

1. Februar. Die Nationalverfammlung der Inſel Kreta be= 
Ichließt die Unabhängigkeit der Inſel und ihren Anfchluß an 
Griechenland. 

1. Februar. Griechenland erklärt der Pforte den Krieg und 
beichließt, 12,000 Mann in Theffalien, Epirus und Macedonien 
einrüden zu laſſen (]. d.). 

2. Februar. Die türkifche Flotte rüftet fich zur Abfahrt, um 
die griechijchen Häfen anzugreifen. 

Der griechiiche Chriſt Adoffides wird zum Gouverneur von 
Kreta ernannt. 

2. Februar. (Rumänien) verlangt von den Mächten die 
Anerkennung als Eriegführende Macht, um in diefer Eigenfchaft zu 
allen Friedensunterhandlungen beigezogen werden zu müfjen. 

3. Februar. Defterreich Tadet die europäiichen Signatarmächte 
zu einer Gonferenz in Wien ein (f. d.). 

3. Februar. Rußland fordert Serbien und Montenegro auf, 
dem Waffenftillftande mit der Türkei auch ihrerjeit3 beizutreten. 

3. Februar. (Megypten.) Volfsverfammlung auf der Börfe 
in Alerandria. Diejelbe befchließt, einen Ausſchuß niederzufegen und 
fih gegen die halbe Bankerotterflärung des Khedive an die Mächte 
zu wenden. 

4, Februar. Einftellung der Yeindfeligfeiten vor Widdin und 
Ruſtſchuk. Widdin ift feinem Falle nabe. 

4. Februar. NRadicaler Gabinetäwechjel in Gonftantinopel und 
Abſchaffung des Großvezirats: Vefik Paſcha wird ftatt Hamdi Pajcha 
zum bloßen Minifterpräfidenten ernannt; Mahmud Paſcha und Said 
Paſcha (die Camarilla) erjcheinen für den Augenblid ganz befeitigt. 
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5. Februar. (Rumänien) lehnt die Retroceffion Beſſarabiens 
an Rußland feinerjeit3 entjchieden ab. Rußland bietet gegen dasſelbe 
Rumänien die Kiliamündung und die Dobrudicha an. 

6. Februar. Das türfifche Parlament unterzieht die Haltung 
der Regierung einer vielfach fchneidenden Kritik und macht in lebter 
Zeit überhaupt wiederholte Anläufe von Freimuth und Celbjtändig- 
feit. Allein die erhobenen Recriminationen find vielfach doch bloß 
der Ausdruck perfönlicher Intereffen und es fehlt gegenüber der ent— 
jeglichen Lage doch der rechte Ernſt und die erforderliche Nach» 
baltigfeit. 

7. Februar. Die Pforte ruft die Intervention der Mächte 
gegen Griechenland an. | 

7. Februar. (Rumänien) Beide Kammern erklären fich 
einftimmig gegen die von Rußland geforderte Retroceffion Beſſarabiens. 


8. Februar. In England Hat der entjchloffene Theil des Ca— 
binet3 und die antiruffiiche Partei entjchieden die Oberhand ge= 
wonnen: der von der Regierung geforderte Nüftungzcredit von 6 Mill. 
Pf. St. wird ihr mit 328 gegen 124 Stimmen, alfo mit einer 
Mehrheit von 204 Stimmen zugeitanden. Der Sieg der Regierung 
iſt entjchieden, die Halb und Halb ruffifch gefinnte Oppoſition ift 
be3. der auswärtigen Angelegenheiten fichtlich in voller Auflöfung 
begriffen. Die Partei des Friedens um jeden Preis unterliegt in 
einer Reihe von öffentlichen Meetings (j. d.). 

8. Februar. Der Eultan ladet den Großfürjten Nikolaus 
nach Gonjtantinopel ein. Die türkifche Flotte ift noch nicht gegen 
Griechenland ausgefahren. 

9. Februar. Griechenland zieht in Folge der Einwirkung der 
Mächte feine Truppen aus den türkifchen Provinzen wieder zurüd, 
worauf die türfichen Befehlahaber die Ruhe in Thefjalien und Epirus 
ohne allzu große Schwierigkeit wieder herftellen. 

10. Februar. Rußland notificirtt den Mächten feinen Ent» 
Ichluß, eventuell einen Theil feiner Truppen in Gonftantinopel ein- 
rücken zu laflen. 

13. Februar. Die englifche Flotte fährt gegen den Proteft der 
Pforte in die Dardanellen ein. 

14. Februar. Der Sultan [öst das türfifche Parlament auf, 
ohne Neuwahlen anzuordnen. Ginzelne Abgeordnete ſehen fich ſeitens 
der Behörden Verfolgungen ausgeſetzt. 
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Mitte Februar. Rukland und England ftehen ſich vor Con— 
ftantinopel gegenüber. Rußland verzichtet feinerfeit® doch darauf, 
Gonftantinopel zu bejeßen, und zieht e8 vor, mit England bez. eines 
Abkommens Unterhandlungen anzufnüpfen. Worerft werden von 
beiden Seiten Gonflicte vermieden. 

19. Februar. Server Paſcha gibt feine Entlafjung ein und 
wird als Minifter des Auswärtigen durch Savfet Pajcha erſetzt. 

20. Februar. Suleiman Pajcha, der frühere Obercomman: 
dant der türkiſchen Armee, wird verhaftet: es ſoll ihm der Proceß 
wegen Hochverrath gemacht werden. 

21. Februar. England und Rußland Haben ich über die 
nächſte Schwierigkeit und Gefahr verjtändigt: Rußland verzichtet 
darauf, Gallipoli oder Bulasz, wodurch die englifche Flotte in den 
Dardanellen abgejchnitten würde, zu bejegen, noch auch Truppen 
nach der afiatifchen Seite der Dardanellen zu jchiden, während Eng— 
land fich verpflichtet, feine Truppen auf der Halbinfel Gallipoli zu 
landen und ebenjo wenig die aſiatiſche Seite der Dardanellen zu 
bejeen. 

21. Februar. (Ruffifchetürkifcher Krieg IL.) Erzerum 
wird von den Türken geräumt. 

22. Februar. Großfürft Nikolaus verlegt das ruffiiche Haupt» 
quartier definitiv von Adrianopel nad ©. Stefano. 

22. Februar. Die Nationalverfammlung von Kreta wählt 
eine proviforifche Regierung. Die Türken haben faft nur noch die 
Küftenftädte inne, das ganze Innere der Infel ift der Inſurrektion 
anheim gefallen. 

23. Februar. Die Rufen verlangen im Fortgang der Frie— 
densunterhandlung von den Türken die Abtretung von 6 Panzer: 
Ihiffen. Die Pforte lehnt da3 Begehren ab. 

24. Februar. Ein Erlaß des Fürſten Tſcherkaßki führt in 
Bulgarien die allgemeine Wehrpflicht ein; Chriften und Muhame— 
daner follen übrigens, die Tjcherkeffen und Baſchi Bozuks ausgenom— 
men, gleichberechtigt fein. Ein großer Theil der Muhamedaner ift 
indeß ausgewandert und in vielen Gegenden von Bulgaren und 
Ruſſen ein wahres Ausrottungsfyften gegen die Muhamedaner ins 
Werk gejeßt worden. Die Zahl der muhamedanijchen Flüchtlinge 
aus den türkischen Provinzen ſüdlich des Balkans, die ſich nad) 
Eonjtantinopel gewendet haben, wird auf wenigſtens 150,000 gejchäßt. 
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24. Februar. Der große Öfterreichifche Kronrath bevollmäch- 
tigt Andrafiy, von den Delegationen einen Rüftungscredit von 60 Mill. 
Gulden zu verlangen. 

25. Februar. Eine geheime Verfammlung bosnifcher Begs in 
Serajewo bejchließt einftimmig, energiſch Verwahrung einzulegen 
gegen jede von Rußland geplante Abtretung bosnifchen Bodens an 
Serbien. Da num angefichtd der augenblidlichen Lage der Türkei 
von Gonftantinopel feine Durchführung oder Unterjtüßung diejes 
Beichluffes zu gewärtigen fei, fo wird ferner beſchloſſen, fofort eine 
Deputation nach Wien zu entjenden mit der Bitte um Anjchluß 
Bosniens an die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie. Mehemed Beg, 
Sokolovic Attif Beg und Huffein Beg Hapitanovic werden zu Mit— 
gliedern Ddiefer Deputation gewählt. Der katholiſche Pfarrer Fra 
Grego Matic wird gebeten, fich der Deputation anzujchließen. 


-— Februar. England rüjtet in Folge des ihm von Par— 
lament mit jo überwältigender Mehrheit bewilligten Gredites mit 
aller Anſtrengung zu Lande und zur Eee. Die Flotte wird verjtärkt, 
jwei Grpeditiongcorpe von zufammen 70,000 Mann Yandtruppen 
ſollen bereit geftellt werden und in den Arjenalen und Kriegswerk— 
jtätten herrjcht eine geradezu fieberhafte Thätigfeit. 


3. März. Rußland und die Pforte jchließen in ©. Etefano, 
dem gegenwärtigen Sit des ruſſiſchen Hauptquartierd, einen förm— 
lichen Friedensvertrag als „Friedenspräliminarien“ ab. Derſelbe hat 
folgenden Wortlaut: 


„Se. Majeität der Kaifer von Rußland und Se. Majeftät der Kaiſer 
der Osmanen, bejeelt von dem Wunſche, ihren Ländern und Völkern die 
Segnungen des Friedens zurüdzugeben und jeglicher neuen Berwidlung, die 
denjelben bedrohen könnten, vorzubeugen, haben zu Bevollmächtigten, welche 
die Friedens-Präliminarien feititellen, abjchließen und unterzeichnen jollen, 
ernannt 2c., welche, nad) Austausch ihrer in guter und gehöriger Form bes 
fundenen Vollmachten, über die folgenden Artikel übereingetommen find: 

Art. 1. Um den fortwährenden Streitigkeiten zwijchen der Türkei 
und Montenegro ein Ende zu machen, wird die Grenze der beiden Länder 
gemäß der beiliegenden Karte unter nachjtehendem Vorbehalt in folgender 
Weiſe berichtigt werden: Von dem Berge Dobroftia aus wird die Grenze 
der von der Gonferenz zu Gonjtantinopel feitgejegten Linie bis nad) Korito 
über Bilek folgen, von dort wird die neue Grenze bis Gatzko (Metochia= 
Gapko wird zu Montenegro gehören) und bis zu dem Zujammenfluß der 
Pieva und der Tara gehen, indem fie nördlich an der Drina bis zu der 
Mündung des Lim auffteigt. Die öftliche Grenze des Fürſtenthums wird 
dem legtgenannten Fluſſe bis Priepolje folgen und ſich über Roſhai nad) 
der Sucha-Planina ziehen, wobei Bihor und Roſhai zu Montenegro kommen. 
Rugowo, Plawa und Gufinje einjchliegend, wird die Grenzlinte dann der 
Bergtette über Schljeb-Pallen und längs der Grenze Albanıens im Norden 
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über den Kamm ber Berge Kopriwnik, Baba Vrch, Bor Vrch bi3 zum 
höchſten Gipfel des Profletja folgen. Bon diefem Punft wird fich bie 
Grenze über den Gipfel de3 Biskaſchik ziehen und in gerader Linie bis zum 
See JjicenisHoti gehen. Jjiceni-Hoti und Jjiceni-Kaſtrati theilend, wird fie 
burch den See von Sfutari gehen, um an der Bojana auszulaufen, deren 
Thalweg fie bis zum Meer folgen wird. Nikſitſch, Gatzko, Spuz, Podgo- 
ritza, Zabljat und Antivari werden zu Montenegro gehören. Eine eure 
paiſche Commiſſion, in welcher die Hohe Pforte und die montenegrinijche Re: 
gierung vertreten fein terden, wird mit ber Feſtſtellung der endgültigen 
Grenzlinien beauftragt werden. ... Art. 2. Die Hohe Pforte erfennt end: 
gültig die Unabhängigkeit des Fürſtenthums Montenegro an... Die Puntte, 
in welchen ein Einvernehmen fich nicht erzielen lafjen würde, werden durd 
jchiedsrichterliche Entjcheidung Rußlands und Dejterreich:IIngarns geordnet 
werden. Art. 3. Serbien wird als unabhängig anerkannt. Eine türkiſch 
ferbifche Commiſſion wird an Ort und Stelle unter Beihülfe eines ruffiſchen 
Commiſſars die endgültige Grenzlinie in Frijt dreier Monate ee und 
die auf die Inſeln der Drina bezüglichen Fragen abfchließlich löjen. Ein 
bulgarifcher Bevollmächtigter wird zur Theilnahme an den Arbeiten der Com: 
miffton zugelaffen, wann diejelbe fich mit der ſerbiſch-bulgariſchen Grenze be 
fafjen wird. Art. 4 Die Mujelmanen, welde in den zu Serbien gezoge 
nen Gebieten Eigenthum befigen und ihren Wohnfit außerhalb des Fürſten— 
thums nehmen möchten, können ihren unbeweglichen Beſitz dajelbit behalten, 
indem fie denjelben verpachten oder durch Andere verwalten laffen. Art. 5. 
Die Pforte erkennt die Unabhängigkeit Rumäniens an, das Anjprüche auf 
eine — geltend machen wird, worüber zwiſchen den beiden Par— 
teien zu verhandeln iſt. Art. 6. Die Bulgarei wird zu einem ſelbſtän— 
digen, tributpflichtigen Fürſtenthum gemacht mit einer chriſtlichen Regierung 
und einer Volksmiliz. Die endgültigen Grenzen des bulgariſchen Fürſten— 
thums werden durch eine bejondere ruſſiſch-türkiſche Commiſſion gezogen 
werden, bevor Rumelien von der kaiſerlich ruſſiſchen Armee geräumt ıft. 
Art. 7. Der Fürft der Bulgarei wird vom Bolfe frei gewählt und von 
ber Hohen Pforte mit Zuftimmung der Mächte betätigt werden. Kein Mit: 
lied der regierenden Dynaftien der europäilchen Großmächte kann zum 
Fürften der Bufgarei gewählt werden. Im Falle der Erledigung der bul: 
garifchen Fürſtenwürde wird die Wahl de3 neuen Fürſten unter denſelben 
Bedingungen und im denſelben formen vollzogen. Eine VBerfammlung von 
Notabeln der Bulgarei, einberufen nach Philippopel (Plowdim) oder Zir: 
nowa, wird vor der Wahl des Fürſten unter Aufficht eines faijerlich ruſſi— 
ichen Commiſſars und im Beifein eines osmanischen Commiſſars die Organi: 
fation ber künftigen Verwaltung ausarbeiten, den früher im Jahre 1830 
nad) dem Frieden von Adrianopel in den Donaufürftenthümern aufgejtellten 
Regeln gemäß. In den Ortſchaften, wo die Bulgaren mit den Türken, 
Griechen, Walachen (Kutzowalachen) und Anderen gemijcht find, wird den 
Rechten und Intereſſen diefer Bevölferungen bei den Wahlen und bei ber 
Ausarbeitung des organischen Grundgeſetzes gerechte Rechnung getragen werben. 
Die Einführung des neuen — in der Bulgarei und die Ueberwachung 
feiner Ausübung werden während zweier Jahre einem kaiſerlich ruffischen 
Commiſſär übertragen. Nach ig des erjten Jahres feit Einführung des 
neuen Regiments werden, wenn Rußland, die Pforte und die europätjchen 
Gabinete darüber einig, diejelben nöthig erachteten Falls dem faijerlich ruj- 
fiicden Commiſſär bejondere Delegirte beiordnen fönnen. Art. 8. Die o# 
manijche Armee wird fich nicht mehr in der Bulgarei aufhalten. Alle alten 
Feſtungen werden auf Koften der Ortöregierung geichleift. Die hohe Pforte 
wird das Recht haben, nach ihrem Willen über das Striegematerial und über 
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die anderen der osmaniſchen Regierung zugehörigen Gegenftände zu verfügen, 
welche in den jchon kraft des Waffenftillitandes vom 19./31. Januar ge: 
räumten Donaufeftungen ſowie in den befeftigten Plägen Schumla und Varna 
fich noch vorfinden jollten. Bis zur vollftändigen Bildung einer Eingeborehen- 
Miliz, die zur Aufrechthaltung der Ordnung, Sicherheit und Ruhe genügt 
und deren Stärke jpäterhin durch eine Verftändigung zwijchen der osmani— 
jchen Regierung und dem faiferlich ruffiichen Gabinet beftimmt werben joll, 
werben rufjiiche Truppen das Land bejett halten und dem Gommifjär im 
Nothfalle jtarke Hand leihen. Dieſe Bejegung wird —— auf eine Friſt 
von annähernd zwei Jahren beſchränkt. Der wirkliche Beſtand des ruſſiſchen 
———— welches, aus ſechs Infanterie- und zwei Cavallerie-Diviſionen 
beſtehend, in der Bulgarei bleiben wird, nachdem die kaiſerliche Armee die 
Türkei geräumt hat, wird nicht über 50,000 Mann hinausgehen. Die Unter— 
haltung geſchieht auf Koſten des beſetzten Landes. Die Beſatzungstruppen 
Rußlands in der Bulgarei werden ihre Verbindung mit Rußland nicht nur 
durch Rumänien, fondern auc) durch die Häfen bes —— Meeres, Varna 
und Burgas offen halten, wo ſie für die Dauer der Beſetzung die nothwen— 
digen Magazine ſich einrichten. können. Art. 9. Der Betrag des jährlichen 
Zributs, welchen die Bulgarei an den oberherrlichen Di entrichten wird 
durch Ginzahlung an eine Bank, welche die er Pforte ſpäter bezeichnen 
wird, ſoll durch eine Verftändigung zwiſchen Rußland, der osmanischen Re: 
gierung und den andern Gabineten am Ende des erjten Jahres der Wirk: 
ſamkeit der neuen Organijation bejtimmt werden. Diejer Tribut wird er: 
hoben von dem mittlern Einkommen aus dem ganzen Gebiet des Fürſten— 
thums. Die Bulgarei wird an Stelle der osmanifchen Regierung treten in 
Bezug auf die Schulden und Verpflichtungen gegen die Gejellichaft der Eiſen— 
bahn von Ruftichuf, nach Uebereinkunft zwijchen der Hohen Pforte, der Re: 
gierung bes Fürſtenthums und der Direction der Gefellichaft. Die Regu— 
lirung bezüglich der andern Gijenbahnen, welche das Fürſtenthum durch: 
Keen, wird gleichfalls einem Uebereinkommen zwijchen der Hohen Pforte, 
der in Bulgarien eingejegten Regierung und der Verwaltung der daran be: 
theiligten Gejellichaften vorbehalten bleiben. Art. 10. Die Hohe Pforte bes 
hält das Recht, jich zur Beförderung von Truppen, Munition und Borräthen 
nach den jenjeit3 des Fürſtenthums gelegenen Provinzen und in umgekehrter 
Richtung bejtimmter Straßen der Bulgarei zu bedienen. Um Untegelmäßig: 
keiten und Mifverjtändniffe in der Ausübung dieſes Rechtes zu vermeiden, 
aber zugleich die militärifchen Bedürfniffe der Gem“ Pforte ficherzuftellen, 
wird ein bejondered Reglement die Bedingungen dafür innerhalb dreier Mo: 
nate nach der Ratification des Age ie Actes durch Uebereinfommen 
zwifchen der Hohen Pforte und der Verwaltung der Bulgarei feititellen. Es 
ift wohlverjtanden, dab diefes Recht fich nur auf die regulären osmanischen 
Truppen erſtreckt und daß die irrequlären, die Bajchibozufs und die Tſcher— 
fefjen, davon ganz und gar ausgeſchloſſen find. Die Hohe Pforte behält ſich 
auch das Recht vor, ihre Poften durch das Fürſtenthum zu führen und da= 
jelbjt eine Telegraphenlinie zu erhalten. Dieſe beiden Angelegenheiten ter: 
den ebenfall3 in ber oben angegebenen Weiſe und Zeit geregelt werden. 
Art. 11. Die mohamedaniichen Grundbefiter oder Andere, welche ihren per: 
fönlichen Wohnort außerhalb des Fürſtenthums nehmen würden, können in 
demjelben ihr unbewegliches Eigentyum behalten, indem fie e8 von Anderen 
pachten oder verwalten laffen.... Art. 12. Alle Feſtungen an der Donau 
werden gefchleift werden; es jollen in Zukunft an den Ufern diejes Fluſſes 
feine feiten Pläße mehr erijtiven; auch dürfen in den Gewäfjern ber Fürſten— 
thümer Rumänien, Serbien und Bulgarien feine Kriegsſchiffe ſich aufhalten; 
ausgenommen find nur die üblichen Stationsjgiffe und die leichten Fahr— 
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zeuge, die zur Flußpolizei und zum Zollwachtdienft gebraucht werden. Die 
Rechte und Pflichten der internationalen Commiſſion der untern Donau 
bleiben unberührt. Art. 13. Die Hohe Pforte übernimmt auf ihre Koſten 
die" MWiederfchiffbarmanhjung der Sulina-Mündung und die Entichädigung der 
GEigenthümer, deren Vermögen durch den Krieg und die Unterbrecjung der 
Schifffahrt auf der Donau gelitten hat, indem fie für dieſe doppelte Aus- 
gabe die Summe von 500,000 fr. von den Geldern anweiit, welche bie 
Donau:Commiffion ihr fchuldet. Art. 14. E3 werden unverzüglich in Bos— 
nien und der LH AU: die europäiſchen Vorjchläge ausgeführt, die 
ben osmanijchen Bevollmächtigten in der erſten Sißzung der Gonitantinopeler 
Conferenz mitgetheilt worden Find, jedoch mit denjenigen Abänderungen, welche 
durch ein gemeinjames Abkommen zwiſchen der Hohen Pforte und den Ke. 
gierungen von Rußland und Oeſterreich-Ungarn getroffen werden. ... Die 
Summe, welche jährlich für die Gentralverwaltung einftommen muß, wird 
fpäter durch ein bejonderes Uebereinkommen zwijchen der Türkei, Rubland 
und Oeſterreich-Ungarn feitgejeßt werden. Art. 15. Die Hohe Pforte ver: 
pflichtet fich, auf der Inſel Kreta auf das genauefte dad organische Geſetz 
von 1868 anzuwenden und dabei den bereit3 durch die eingeborene Bevöl: 
ferung geäußerten Wünjchen Rechnung zu tragen. Cine ähnliche, den lo— 
calen Bedürfniffen angepaßte Ordnung wird in gleicher Weife in Epirus, 
Thefjalien und den andern Theilen der europäijchen Türkei, für welche nicht 
eine befondere Organijation durch den gegenwärtigen Vertrag vorgejehen iit, 
eingeführt werden. Bejondere Commijfionen, in welchen das eingeborene 
Element ftark vertreten fein wird, werden für jede Provinz damit beauftragt 
werden, die Einzelheiten der neuen Ordnung auszuarbeiten. Das Ergebnik 
diefer Arbeiten wird der Prüfung der ar Pforte unterworfen werden, 
die ihrerſeits die ruffische Regierung zu Rathe ziehen wird, bevor jie dieſelbe 
in Kraft Er Art. 16. Da in den Gebieten, welche die Rufen in Ar: 
menien bejegt halten und die der Türkei zurüctgegeben werden müſſen, nad) 
ber Räumung durd die ruffiihen Truppen Gonflicte und VBerwidelungen 
eintreten fönnten, welche den guten Beziehungen der beiden Yänder nach: 
theilig jein würden, verpflichtet fich die Hohe Pforte, unverzüglich die Ber: 
befferungen und Reformen, die durch die örtlichen Bebürfnifje gefordert wer: 
ben, in den von Armeniern bewohnten Provinzen auszuführen und für ihre 
Sicherheit den Kurden und Tjcherkeffen gegenüber zu bürgen. Art. 17. Eine 
volljtändige und allgemeine Ammeftie wird durch die Hohe Pforte allen den- 
osmanischen Untertanen bewilligt, welche ſich in den lebten Ereignifien 
compromittirt haben, und alle Perfonen, welche wegen derjelben gefangen 
ehalten und in die Verbannung gejandt worden, werden unverzüglich in 
Sreibeit geſetzt. Art. 18. Die Hohe Pforte wird die Anficht, welche von 
den Sommiffären der vermittelnden Mächte über den Beſitz der Stadt Khotur 
geäußert worden ift, in ernfte Erwägung ziehen, und verpflichtet fich, die Ar: 

eiten zur endgültigen Regelung der türkifch:perfifchen Grenze ausführen zu 
laffen. Art. 19. Die KHriegsentichädigung und der Erjak für die von Ruß— 
land erlittenen Berlujte, den der Kaiſer von Rußland von der Hohen Pforte 
verlangt, ſetzen fich folgendermaßen zujammen: a) 900 Millionen Rubel 
Kriegsentichädigung (Unterhaltung der Armee und Erſatz für das Kriege 
material und für geichehene Beitellungen); b) 400 Millionen Rubel für den 
Schaden, den die Südfüfte des Landes, der Ausfuhrhandel, die Induſtrie 
und die Eijenbahnen erlitten haben; c) 100 Millionen Rubel für den durch 
bie Jnvafion des Kaukaſus herbeigeführten Nachtheil; d) 10 Millionen Rubel 
* den Schaden, den ruſſiſche Unterthanen und ruſſiſche Einrichtungen in 

er Türkei erlitten haben; im Ganzen 1410 Millionen Rubel. In An— 
betracht der finanziellen Noth, in welcher ſich die Türkei befindet, und im 
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Einverjtändniß mit dem Wunjche Sr. Maj. des Sultans ift der Kaifer von 
Rußland zufrieden, als young für den größten Theil der oben aufgezählten 
Summen die folgenden Gebietsabtretungen anzunehmen: a) das Sandjak von 
Zultjcha, d. h. die Bezirke (Cazas) von Kilia, Sulina, Mahmubdie, Hatticha, 
Zulticha, Matſchin, Babadagh, Hirſowa, Küftendiche und Medſchidie, ſowie 
die Inſeln des Deltas und die Schlangeninjel. Da Rußland dieje Gebiete 
und die Inſeln des Deltas. nicht annektiren will, eg e3 fi) das Recht 
vor, fie gegen den Theil Befjarabiens auszutaujchen, den es durch den Ber: 
trag don 1856 verloren und der im Süden durch den Thalmweg des Kilia— 
Armes und die Mündung des Stary-Stambul begrenzt ift. Die Trage der 
Theilung der Gewäfjer und der Fiſchereien wird durch eine ruffiich-rumänijche 
Commiſſion in dem Zeitraum eines Jahres nach der Ratification des Frie— 
densvertrags geregelt werden; b) Ardahan, Kars, Batum, Bajafid und das 
Gebiet bi3 zum Soghanly; ... c) die in den Paragraphen a und b er: 
wähnten Gebiete werden an Rußland abgetreten als Aequivalent für die 
Summe von 1100 Mill. Rubel; was den Reft der Entjchädigung, ausgenommen 
die 10 Mill. Rubel, die als Entjchädiguug für die ruffiichen Unterthanen und 
Einrichtungen in der Türkei gezahlt werden müſſen, betrifft, 300 Millionen 
aljo, jo wird die Art der Zahlung diejer Summe und die dafür zu jtellende 
Bürgichaft durch ein Uebereinkommen zwijchen der faijerlicy ruſſiſchen Re— 
gierung und der Sr. Maj. des Sultans geregelt werden; d) die 10 Mill. 
Rubel, melde ala Entjchädigung für die ruſſiſchen Unterthanen und Eins 
richtungen in der Türkei gefordert find, werben gezahlt werden in der Reihen: 
olge, in der die Neclamationen der Intereſſirten durch die rujfische Geſandt— 
haft in Gonjtantinopel geprüft und der Hohen Pforte übermittelt worden 
ind... . Art. 23. Alle Verträge, Gonventionen und Uebereinkünfte, die 
früher zwijchen den zwei hohen VBertragsmächten abgejchlofjen worden find, 
die auf Handel, Rechtſprechung und die Stellung der rujjiichen Unterthanen 
in der Zürfei Bezug haben und durch den Kriegszuſtand aufgehoben worden 
waren, treten twieder in Kraft. Außer denjenigen Glaufeln, welche etwa 
durch den vorliegenden Act abgejchafft worden jein follten, werden die beiden 
Regierungen in Bezug auf ihre Verpflichtungen, Handeld: und anderen Bes 
ziehungen einander gegenüber wieder in dasjelbe Verhältniß treten, in dem 
fie fi) vor der Kriegserflärung befanden. Art. 24. Der Bosporus und 
die Darbdanellen werden in Kriegs- und Friedenszeit den Handelsſchiffen 
neutraler Staaten, die von ruffiichen Häfen kommen oder dorthin bejtimmmt 
find, offen bleiben. Die hohe Pforte verpflichtet fic) demgemäß, fernerhin 
vor den Häfen de3 Schwarzen und Ajow’ichen Meeres feine fictive Blocade 
mehr hHerzuftellen, die dem Geijte der am 14./16. April 1856 zu Paris unter: 
zeichneten Declaration wibderjprechen würde. Art. 25. Die volljtändige 
Räumung der europäijchen Türkei mit Ausnahme der Bulgarei durch 
da3 ruffische Heer wird in dem Zeitraume von drei Monaten nad) dem Ab: 
chluß des endgültigen Friedens zwiſchen Sr. Maj. dein Kaiſer von Ruß— 
and und Sr. Maj. dem Sultan ftattfinden. Um Zeit zu gewinnen und Die 
Verlängerung ber Unterhaltung ruffischer Truppen in der Türkei und Rus 
mänien zu vermeiden, kann ein Theil der Eaiferlichen Armee nach den Häfen 
de3 Schwarzen und Marmara:-Meeres dirigirt werden, um dort auf der ruſ—⸗ 
fiichen Regierung gehörigen Fahrzeugen oder folchen, die zu diefem Ende ges 
hartert worden find, eingejchifft zu werden. Die Räumung der afiatifchen 
Türkei wird fi im Verlauf von ſechs Monaten, vom Abſchluß des end: 
gültigen Friedens an gerechnet, vollziehen, und die ruſſiſchen Truppen wer— 
den das Recht haben, ſich ın Trapezunt einzufchiffen, um über den Kaukaſus 
oder die Krim zurüdzufehren. Die Räumung muß fofori nach dem Aus—⸗ 
tauſch der Ratifications-Urkunden beginnen... . Art. 29. Der vorliegende 
Schulthess, Europ, Geſchichtslalender. XIX, Bd. 30 
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Vertrag wird durch Ihre Maj. den Kaiſer von Rußland und den Kaijer 
der Osmanen ratifizirt werden und die Ratifications-Arkunden werden binnen 
14 Tagen oder wenn möglich noch früher zu Et. Peteräburg ausgetauſcht 
werden, wo man gleicher Weiſe den Ort und die Zeit beftimmen wird, warn 
und two die Stipulationen des vorliegenden Vertrages diejenigen feierlichen 
Formen erhalten werden, die bei Friedensverträgen üblich find. Es Bleibt 
trogbem twohlverjtanden, daß die hohen Vertragsmächte ſich durch dem vor: 
liegenden Act von dem Zeitpuncte feiner Ratiftcation an ala fürmlich ge 
bunden erachten. In Beglaubigung deſſen haben die betreffenden Bevoll: 
mächtigten den vorliegenden Act mit ihrer Unterfchrift verjehen und ihr 
Siegel dazugejeßt.“ 

Der Vertrag ift twejentlich das Werk Ignatieffe. Die öffent: 
liche Meinung Europas, namentlich in England und Dejterreich, ift, 
fobald der Wortlaut befannt geworden, darüber einig, daß dieſer 
Vertrag für Europa abſolut unannehmbar fei. 

Als Rußland den Krieg begann, ftellte es die Beichükung der Chriſten 
auf der Baltanhalbinjel in den Vordergrund und gibt offiziell fort und fort 
vor, daß dieß jein Zweck gewejen fei und fe. In Wahrheit iſt alle Welt 
davon überzeugt, und die ruſſiſche panſlaviſtiſche Preife läht darüber auch 
gar feinen Zweifel, daß die angebliche Beſchützung der Chriften nur das 
Mittel zum Zivede war und ijt und daß Rußland als fein letztes Ziel 
nicht? geringeres im Auge hat, als eine dauernde Beſetzung Conjtantinopela 
und die Zurücdwerfung der Türken nach Afien. Diefes Ziel hat Rukland 
freilich durch den Vertrag von St. Stefano nicht erreicht. Aber immerhin 
wären, wenn es ihm gelänge, denjelben durchzuſetzen, von der europäiichen 
Türkei nur noch unzujammenhängende Fetzen übrig, die Türkei jelbjt kaum 
mehr lebensfähig und die ganze Balkanhalbinſel dem ausſchließlichen Ein: 
fluſſe Rußlands Preis gegeben. 

England verlangt jchon jet und ohne noch den vollen Wort: 
laut de3 Vertrags von St. Stefano zu fennen, von Rußland aufs 
entjchiedenfte und bejtimmtefte, daß der ganze Vertrag in allen 
jeinen Bejtimmungen der Prüfung und Entjcheidung der europäifchen 
Mächte vorgelegt werden müſſe. 


3. März. Fürſt Tſcherkasky, der bisher von der ruffiichen 
Regierung mit der Organifirung Bulgariens betraut war, + in 
Et. Stefano an einem Schlagfluffe. Derjelbe wird durch ben 
Hürften Dondukoff-Korſakoff erſetzt. 

3. März. (Rumänien) Zwiſchen Rumänien und Rußland 
ift in Folge der Forderung einer Retroceſſion Beſſarabiens ſeitens 
des letzteren eine jehr intenfive Spannung und eine geradezu feind: 
jelige Stimmung eingetreten. In Folge davon zeigt fich auch in 
den don rumänijchen Truppen bejeßten bulgariſchen Diftricten eine 
ſehr aufgeregte Stimmung der Bevölkerung „gegen die Rumänen, 
welche jogar eine höchſt bedrohliche Haltung anzunehmen beginnt. 
Die rumänijche Regierung erfennt darin keine bloße Zufälligkeit 
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und bejchließt, um jedem Gonflicte auszumeichen, die Räumung 
Widdins von ihren Truppen und dieje aus ganz Bulgarien ſchon 
jegt über die Donau zurüdzuziehen. Der Rückmarſch der rumäni- 
ſchen Truppen hat bereit? am 27. Februar begonnen. 


8. März. (Hegypten.) Der Engländer Göfchen und der 
Franzoſe Joubert verweigern ihre Theilnahme an der vom Khedive 
vorgeichlagenen Enquete über die Hilfsquellen Aegyptens; das eng= 
liſche Gläubiger-Gomits bejchließt, feine Modificationen in den Ver— 
pflichtungen de3 Khedive zuzulafien. 

Dasjelbe glaubt, die Aufgabe der Enquete-Commiſſion beſtehe darin: 
im alle der Unzulänglichkeit der gegenwärtigen Hilfsquellen nicht eine 
Zinfen-Herabjegung, jondern durch WVerbefjerung de3 Steuerwejend die uns 
verkürzte Zinjenzahlung ficherzuftellen und namentlich eine Steuergleichheit 
für alle Xändereien herbeizuführen, während gegenwärtig der Sthedive, der 
ein Viertel aller Ländereien befite, fteuerfrei je. Der engliiche und ber 
franzöfiiche Gonjul in Aegypten haben einen gemeinjamen Schritt gethan, 
um den Khedive zur Beobachtung jeiner finanziellen Verpflichtungen zurücde 
zuführen, 

9. März. (Rumänien) entwidelt in einer Denkichrift an 
die europäilchen Signatarmächte feine Gründe gegen die Wieder- 
abtretung Beſſarabiens an Rußland und proteftirt jehr entjchieden 
gegen dieje Forderung. 

10. März. Reuf Paſcha geht ald Bevollmächtigter der Pforte 
nach St. Petersburg. Gleichzeitig kehrt auch Ignatieff dahin zurüd. 

17. März. Die Ratificationen de3 Vertrags von Gt. Ste— 
fano werden zwijchen der Pforte und Rußland in St. Peteräburg 
ausgewechſelt. 

23. März. Während Oeſterreich ſch Mühe gibt, wider den 
Bertrag von St. Stefano eine europäijche Gonferenz oder einen 
europäijchen Congreß zu Stande zu bringen, hat England mit aller 
Macht gerüftet: ein erſtes Erpeditionscorps von ca. 35,000 Dann 
ift bereits vollſtändig, ein zweite von derjelben Stärke ijt beinahe 
mobilifirt. Inzwiſchen geht nunmehr auch Dejfterreich einen Schritt 
teiter, indem e3 fich von den Delegationen einen (Rüſtungs-) Credit 
von 60 Millionen Gulden votiren läßt. 

24. März. Rußland lehnt die Forderung Englands bez. des 
Gongrefjes jeinerjeit3 entjchieden ab. 

25. März. Zwiſchen der Pforte und Rußland werden die 
diplomatifchen Beziehungen wieder hergejtellt. Reuf Pajcha vertritt 
die erjtere in St. Petersburg, Nelidoff wird zum ruffiichen Gejchäftg- 
träger in Conjtantinopel ernannt. 

30 * 
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26.29. März. Großfürft Nikolaus bejucht den Sultan in 
Gonjtantinopel. 

26.—31. März Miffion Ignatieffs nah Wien. Diefelbe 
wird als gejcheitert betrachtet: Defterreich will feine eigenen Wege 
gehen. 

27. März. (Rumänien) richtet an feine Agenten im Aus 
ande folgende Gircular:Depefche bez. der befjarabijche Frage: 

„. . . Das jebige Cabinet hat eine feftjtehende Meinung, einen feiten 
Entichluß: es iſt entjchloffen, fich in keinerlei Transaction mit Rußland über 
die „beifarabifche Frage“ einzulajien. Wir Haben die Angelegenheit vor die 
Grogmächte gebracht; an ihnen iſt es, zu entjcheiden, und ſelbſt da ift es 
noch nicht ficher, dab wir eine ohne unjere Theilmahme getroffene Entſchei— 
dung annehmen würden. Bei diefem Umftande bitte ich Sie, die Politik des 
Minifteriums laut und energiſch zu betonen, welche darin bejteht, jedem 
Zrandactionsvorjchlage ein abjolutes non possumus entgegenzujeßen. Dieſer 
Beſchluß wurde von der Regierung noch am jelben Tage gefaht, an welchem 
da3 Retroceſſions-Verlangen an fie geftellt worden ift, und derjelbe ift jeit: 
bem zur Kenntniß der Großmächte gebracht worden. Die Regierung würde 
nicht begreifen, daß nach jo formellen Acten und einem jo fategorifchen 
Schritte noch bei irgend Jemandem Zweifel beftehen könnten an dem feiten, 
aufrichtigen und einmüthigen Bejchluffe: nicht zu tranfigiren.“ 

Zugleich ermächtigt die rumänifche Regierung ihre Agenten 
telegraphifch zur Abgabe der Erklärung bei den betreffenden Re— 
gierungen, daß Rumänien den ruffiich-türkiichen Vertrag von Et. 
Stefano, joweit er Rumänien betreffe, nicht als bindend betrachte. 

27. März. Die englijche Regierung befchließt, durch eine 
Botſchaft der Königin vom Parlamente die Einberufung der Re: 
ferven zu verlangen. Derby nimmt feine Entlaffung und wird ala 
Minifter des Auswärtigen durch Lord Salisbury erjeht. Das Ca— 
binet ift nunmehr einheitlich in entjchieden antiruffiichem Sinne 
conftituirt und glaubt fich in feinem Vorgehen gegen Rußland jo- 
wohl auf die Mehrheit des Parlaments als auf die überwiegende 
Mehrheit der öffentlichen Meinung ftügen zu können. 

30. März. Osman Pajcha, der Bertheidiger von Plewna, 
wird zum Gommandanten der Truppen von Gonjtantinopel und Um— 
gebung, Mehemed Ali zum Gommandanten der Truppen von Ma— 
frifidi bei St. Stefano und Mufhtar zum Generaljtabschef Osman 
Paſcha's ernannt. Die Pforte gibt fich alle Mühe, jo viel Truppen 
al3 nur immer möglich um Gonjtantinopel und in den letzten Ber: 
theidigungswerfen vor demjelben zu fammeln. 


1. April. Rundjchreiben der englifchen Regierung an bie 
Mächte über den Bertrag von St. Stefano und die Unmöglichkeit 
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für England, an einem Gongreß auf den von Rußland geftellten 
‚Bedingungen Theil zu nehmen (ſ. England). 

1. April. (Negypten.) Das Decret des Khedive betr. die 
Ernennung einer Commiffion zur Unterfuchung der Hilfsquellen des 
Landes wird veröffentlicht; al3 Präfident der Commiſſion fungirt 
Leſſeps, als PVicepräfidenten Wilfon und Riaz Paſcha. Die Unter: 
fuchung foll alle Elemente der Finanzlage umfaſſen unter gehöriger 
Berüdfichtigung der legitimen echte der ägyptiſchen Regierung. 
Die Commilfion joll zur Sanction des Khedive ein Arrangement 
in Vorſchlag bringen, wodurch die Kojten de3 regelmäßigen Staats» 
dienſtes gefichert werden unter billiger Berüdfichtigung der Inter— 
eſſen des Landes und der Gläubiger. 

2. April. Die Pforte hat mit Rüdficht auf die Wendung 
der Dinge in England die ihr proponirte Allianz mit Rußland 
Tchließlich doch definitiv abgelehnt. 

8. April. Es ift der türfifchen Regierung nachgerade doch 
gelungen, mit Aufbietung aller ihr noch gebliebenen Kräfte wenig- 
ften eine Art von Truppencordon rings um Gonftantinopel gegen 
über den ruffiichen Stellungen zu ziehen. Dagegen find die ans» 
gefangenen Befeftigungsarbeiten noch lange nicht vollendet. 


10. April. Bon einer Wiedereinberufung des türkiſchen Par— 
laments ift feine Rede mehr: die Verfaſſung fcheint in aller Stille 
beerdigt zu fein. | 

12. April. Rußland dringt bei der Pforte auf Belchleunigung 
der vertraggmäßigen Räumung und Abtretung der Teltungen 
Echumla und Varna in Europa, Batum in Afien. Die Pforte 
zögert. 

Mitte April. (Rumänien.) Die Lage des Landes iſt eine 
ſehr jchwierige und geradezu gefährdete. Dasfelbe ift in Folge der 
Durchzugsconvention mit Rußland von ruffiichen Truppen völlig 
überſchwemmt und namentlich häufen fich diefelben in bedrohlicher 
Weiſe rings um die Hauptſtadt. In diefer wird ein Handſtreich 
gefürchtet. Die gefammte rumänijche Armee ift mit einer Divifion 
in Kalafat und mit einer Divifion in Turn-Severin und Umgebung 
concentrirt. Hier find 10,000 Mann mit 40 Gefchüßen untergebracht. 
Unter Militär und Civil herrſcht eine höchſt erbitterte Stimmung 
gegen Rußland. Man iſt bereit, das Aeußerſte zu wagen und Alles 
zu opfern, ehe man den ruffifchen Forderungen nachgibt. Inzwiſchen 
ift eine Miffion des Minifterpräfidenten Bratianı nach Wien und 
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Berlin erfolglos geblieben. Die rumänijche Regierung conftatirt in 
einer Circular-Depeſche an ihre diplomatifchen Agenten im Auslande 
diefe Art Decupation Rumäniens und Befitergreifung Beflarabiens 
durch die Ruſſen. 

Mitte April. In Gonftantinopel ift man überzeugt, daB die 
Ruffen alle Maßregeln getroffen haben, um im alle eines Bruches 
mit England auf das erfte Signal fi) Gonjtantinopel® und des 
oberen Bosporus zu bemächtigen, und will willen, daß jchon früher 
jeitend der Ruffen alle Anftalten getroffen waren, um Gallipoli und 
Bulair beim Eintritte gewiſſer Eventualitäten unverzüglich beſetzen 
zu Eönnen und damit der englilchen Flotte den Rüdweg abzu— 
Ichneiden. 


Mitte April. Die englifche Regierung hat den Entſchluß ge- 
faßt, zu einem eventuellen Kriege mit Rußland auch die Golonien 
herbeizuziehen. Zunächit ſoll ein indilches Kontingent nach Malta 
übergeführt werden und zwar in allerfürzeiter Zeit (ſ. England). 


18. April. Sturz des Minifteriums Achmed Veſik. Sadyf 
Paſcha tritt mit einem ziemlich vuffenfreundlichen Gabinet ala 
Minifterpräfident an feine Stelle. 


19. April. SDefterreich unterhandelt in Gonftantinopel über 
die Rückkehr der bosnifchen Flüchtlinge und droht dabei, die Rüde 
fehr werde fchließlich unter dem Schuhe öfterreichifcher Truppen 
ftattfinden müſſen, da die Türkei die Ordnung in dieſer Provinz 
nicht aufrecht erhalten könne. 


20. April. Ausbruch eines Aufjtandes der Muhamedaner 
im Rhodopegebirge gegen die Bulgaren und Ruffen. 

Der Aufftand bejchräntt fi) von Anfang an nicht auf das Rhodope: 
ebirge. Es haben fich vielmehr jämmtliche im Süden Thraciens, zwiſchen 
hilippopel und Adrianopel wohnende Pomaten — vor Jahrhunderten 

zum Islam übergetretene Bulgaren, die von dieſen ihren Stammes» und 
ehemaligen Glaubensgenofjen am meiften gehabt und verfolgt werden — und 
bie in Tſchirmen, Demotifa und anderen Orten anjälfigen Türken der Be 
wegung angejchlofien. Die Aufjtändifchen verfügen über mehrere Gejchüte, 
augenscheinlich folche, die von Suleiman Pascha auf feinem unglüclichen 
Rüdzuge durch das Rhobope-Gebirge in Abgründe getworfen oder ftehen ge: 
lafjen wurden. Die Ruffen haben eine große Militärmacht, etwa 30,000 
Mann, aufgeboten, um der Bewegung Herr zu werden. 


23. April. Die Mufelmännner im NHodope - Gebirge richten 
an den britiichen Botfchafter in Gonftantinopel eine Denkichrift, 
worin fie ihre Erhebung rechtfertigen. Die Denkichrift trägt die 
Unterfchriften der Imams und Mudirs jämmtlicher Dörfer in jenem 
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Bezirk. Am 28. März aufgefeßt, wird fie erft an diefem Tage in 
Gonjtantinopel abgegeben. 


Die Unterzeichner bejchweren fich nicht nur über arge Hintergehungen, 
jondern auch überdieß über die graufamften Mikhandlungen, von welchen 
namentlich ihre Weiber und Töchter ſchwer zu leiden gehabt haben. Nach 
Abſchluß des Vertrages von St. Stefano wurde den Mufelmännern erjt von 
der türfifchen, ſpäter von der ruffiichen Behörde zugefichert, daß der Krieg 
zu Ende ſei und daß fie daher ohne Beſorgniß in * Dörfern verbleiben 
könnten. Sie thaten dieß. Allein ſchon fünf Tage ſpäter kehrten dieſelben 
ruſſiſchen Reiter, welche ihnen erſt dieſe beruhigenden Verſicherungen gegeben 
hatten, in jene Gegend zurück und begannen alsbald die —— zu be: 
rauben und zu mißhandeln. . . . In ähnlicher Weife geht der traurige 
Bericht fort. In Berzweiflung über diefe gräßliche Verfolgung entſchloß 
fi) die Bevölkerung in die Berge zu flüchten und zu den Waffen zu greifen. 
Im Vertrauen auf Gott und ihre gute Sache festen fie ſich hier zur Wehr, 
und ihr Geſuch geht nun dahin: der Botjchafter möge bei der Königin, 
welche als Kaiſerin von Indien über viele Millionen Muhamebaner herricht, 
befürworten, daß fie als Kriegführende anerkannt werben. 


29.— 30. April. Großfürſt Nikolaus ftellt den von Kaiſer 
Alerander an feine Stelle zum Obercommandanten der ruffilchen 
Teldarmee ernannten General Totleben am 29. den Truppen ala 
Nachfolger vor und befucht mit demfelben am 30. den Sultan, von 
dem ex fich zugleich verabjchiedet. Unmittelbar darauf fchifft er fich 
nach Odeſſa ein. 


Anfang Mai. Auch in Albanien beginnt es zu gähren. Ein 
albanefisches Revolutionscomits hat von unbefanntem Ort aus, ohne 
Unterfchrift und Zeitangabe, ein ſogenanntes „Manifeſt“ als fliegen- 
de3 Blatt erlaffen, in welchem vor „Gott und Menſchen“ gegen alle 
diejenigen Verwahrung eingelegt wird, welche auf Ober-, Mittel- 
und Unteralbanien Ansprüche erheben. Die Bewegung in Albanien 
wird zunächſt auf geheime, aber in ihren Wirkungen jeßt erfennbare 
italienische Anzettelungen zurüdgeführt. So viel ift ficher, daß fich 
bei der allgemeinen Auflöfung, in der die Türkei begriffen iſt oder 
begriffen zu fein fcheint, auch in Albanien Selbſthülfstendenzen und 
Unabhängigkeitägelüfte geltend machen. 

2. Mai. Rußland und die Pforte ftellen ihre diplomatifchen 
Beziehungen wieder vollftändig her. Fürſt Lobanoff geht ala ruffi= 
ſcher Botjchafter nach Conſtantinopel. 

7. Mai. Gegenüber dem unzweifelhaften Ernfte und der entjchie- 
den drohenden Haltung Englands beginnt Rußland einzulenten. 
Der ruffifche Botjchafter in London, Schumaloff, geht mit Ermäch— 
tigung des Kaiſers behufs einer Vermittlung nach St. Petersburg 
. England). 
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11. Mai. (Rumänien.) Depefchenwechfel mit Rußland bey. 
der Anhäufung ruffifcher Truppen in Rumänien und der militäri= 
ichen Occupation Beflarabieng. 

I. Kammer: Der Abgeordnete Godrescu ftellt zu der Grebit- 
forderung der Regierung im Betrag von 3 Millionen, welche zur 
Vervollftändigung des Kriegsmaterials beftimmt find, ein Amende— 
ment, durch welches die Kammer aufgefordert wird, den geforderten 
Credit von 3 Millionen aus eigenem Antrieb auf 4 Millionen zu 
erhöhen, indem er Hinzufügt, daß es unnöthig fei, feinen Antrag 
unter den beftehenden Verhältniffen zu motiviren. Die Kammer 
nimmt den Antrag Codrescu's ohne Debatte einftimmig an. Sie 
liefert damit den Beweis, daß fie vor feinem Opfer zurüdfcheut, 
um die Rechte des Landes zu vertheidigen. 


14. Mai. Die Haltung Englands gegenüber Rußland wird 
immer entfchloffener und drohender: die erfte englifche Heeresabthei— 
Yung erhält Befehl, fi auf den 28. d. M. zur Einſchiffung in 
Portsmouth, Woolwich und Deptford bereit zu halten. England 
hält fejt art feinen Forderungen: Rußland muß entweder den Rüde 
zug antreten oder einen Krieg mit England wagen. Kaiſer Mleran- 
der fcheint fich bisher unter der überjchlauen Leitung Gortſchakoffs 
ein ganz falfches Bild von der Stimmung Englands, der Regierung 
jowohl ala der nunmehr entjchieden überwiegenden Mehrheit der 
Nation, gemacht zu haben. 

14. Mai. (Megypten.) Hr. Joubert von der Banque de 
Paris und der Engländer Göfchen haben eine erfte finanzielle Con» 
vention mit dem Khedive zu Stande gebracht: der Khedive muß fich 
dazu Herbeilaffen, den englifchen Finanzcommifjär Rivers Wilfon 
zum Finanzminiſter zu ernennen, ausdrüdli auf Anrathen des 
Hrn. dv. Leffeps und mit Zuftimmung des Parifer Cabinets wie der 
frangöfiichen Finanzeommiſſäre. Dieje Ernennung ift das einzige 
und endgültige Ergebniß der neuen vom Khedive verlangten Enquete. 

Mitte Mai. Der ruffiiche Cherbefehlahaber Totleben ver: 
langt immer dringender die Auslieferung der Donaufeftungen nad 
dem Vertrag von St. Stefano. Zugleich fchieben die Ruſſen ihre 
Linien vor Gonftantinopel immer weiter vor, angeblich aus Sani— 
tätsgründen. 

20. Mai. In Eonftantinopel verfucht ein gewiffer Ali Suavi 
einen, übrigens vollftändig fopflofen Putſch zu Gunften des früheren 
Sultans Murad gegen ben jebigen Abdul Hamid. Diefer erfchridt 
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gewaltig und fängt an, überall Verfchwörungen gegen feine Perjon 
zu tittern. Es finden zahlreiche Verhaftungen ftatt; der arme 
Murad wird der engiten und ftrengften Aufficht unterftelft. 

Der Berfuch Ali Suavis befteht darin, daß ſich Taufende von Flücht— 
lingen unter heftigen Verwünſchungen gegen Abdul Hamid's Günftlinge vor 
der Refidenz Murad’3 zufammenrotten und ſtürmiſch Brod verlangen. Ob: 
gleich das Militär fofort feuert, dringen doc 40 Flüchtlinge mit Ali Suavi 
nad; Ueberwältigung der Palaſtwache bis zum Sultan Murad vor und be: 
grüßen ihn mit dem Rufe: E3 lebe der Sultan! Das Militär dringt nad) 
und feuert. Es werden im ganzen 23 Perfonen getödtet, 16 verwundet. 
Sultan Murad erweift fich bei diefem Anlaß als volljtändig blödfinnig. 

22. Mai. Graf Schumwaloff trifft von St. Petersburg wieder 
in London ein. Die von ihm unternommene Vermittlung zwifchen 
England und Rußland ift gelungen. Es ift eine Formel für die 
Einberufung des Congreſſes gefunden worden und diefer nunmehr 
gefihert. Darauf geftüßt, unterhandelt Schumwaloff nunmehr mit 
der englifchen Regierung über die von England geforderten Ab» 
änderungen des Vertrags von St. Stefano (|. England). 


23. Mai. Eine von der Pforte ins Rhodopegebirge behufs 
Beilegung de3 dortigen Aufftands gegen die Ruſſen abgejandte tür- 
kiſche Commiſſion kehrt unverrichteter Sache nad) Gonftantinopel 
zurüd. 

25.—28. Mai. Das türkifche Minifterium unter Sadyf als 
Minifterpräfidenten wird ſchon wieder gejtürzt. Ruſchdi Paſcha wird 
wieder zum Großvezier ernanut, Mahmud Damat Palcha, der 
Schwager und Günjtling des Sultans, tritt wieder ins Mini— 
fterium ein. 

28. Mai. Die dfterreichifche Regierung erklärt den Dele— 
gationen, daß fie beichloffen habe, einen Theil des 60-Mill.-Eredits 
zu verwenden, wobei es jedoch ungewiß bleibt, ob gegen Rußland 
oder für das boanifche Project. 

30. Mai. Rußland und England jchließen in London eine 
förmliche Convention ab über die don England geforderten Modi— 
ficationen des Vertrags von Gt. Stefano, welche Rußland zugefteht 
(f. den Wortlaut unter England 30. Mai und 15. Juni.) 

30. Mai. England macht dem Eultan den vorerft geheimen 
Vorſchlag, ihm Kleinafien, Syrien und Mefopotamien zu garantiren 
gegen das Versprechen von Reformen und die Abtretung der Inſel 
Cypern an England (f. d. betr. Dep. Salisbury's unter England). 

30. Mai. Die Albanefen wollen entjchieden für fich fein. 
Die italienischen Gelüfte erweiſen fih ala eine haltloſe Hoffnung 
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reſp. Verfuch der italienischen Bevölkerung einiger albanefiicher See— 
ftädte. Die Albanejen jelbjt wollen nichts wiffen von einer italieni- 
chen Protection, noch von Abtretung albanefiicher Diftricte weder 
an Montenegro noch an Griechenland. Wenn der Sultan fie 
nicht ſchützen fann, jo jtreben fie nach einer gewifjen Selbſtändigkeit. 
Ein albanefiiches „Gentralcomits für die Vertheidigung der Rechte 
albanefifcher Nationalität“ erläßt in diefem Sinne einen Aufruf an 
alle albanefifchen Patrioten, zunächit gegen die Anfprüche Montes 
negro's. 

31. Mai. Die cretenſiſche National-Verſammlung lehnt einen 
Waffenſtillſtand uti possidetis und alle andern türkiſchen Vorſchläge 
ab und beharrt auf der Vereinigung der Inſel mit Griechenland. 


31. Mai. Die öfterreichifch-ungarifche Regierung erklärt den 
Delegationen auf die Frage, ob Dejterreich-Ungarn für feine Inter— 
eſſen, falls fie auf dem Congreſſe nicht genügende Berüdfichtigung 
finden follten, mit den Waffen einftehen werde, auf? entjchiedenfte 
mit Ja. 


2. Juni. Der deutſche Reichskanzler ladet die (Teitenden Mi— 
nifter der) europäiſchen Großmächte zu einem Congreſſe auf den 
13. d. M. nach Berlin ein (f. den Wortlaut der mit England und 
Rußland vereinbarten Einladungsformel unter Deutjchland). 

3. Juni. Die türkiſche Regierung legt die Propofitionen Eng— 
lands vom 30. Mai einem fog. großen Pfortenrath vor und diefer 
erflärt fich mit allen gegen 1 Stimme für Annahme derjelben. 

4. Juni. England und die Pforte jchließen einen vorerſt ge— 
heimen fürmlichen Vertrag ab, durch welchen England die Protection 
von SKleinafien, Syrien und Mefopotamien gegen alle weiteren ruf: 
fiichen Gelüfte übernimmt, wogegen die Pforte Reformen in diejen 
Provinzen zuſagt und die Inſel Eypern an England abtritt (ſ. den 
Mortlaut unter England). 

4. Juni. Auch Ruſchdi Paſcha wird als Großvezier ſchon 
twieder gejtürzt und durch Savfet Paſcha ala Großvezier und Mi— 
nifter des Auswärtigen evjeßt. 

5. Juni. Die Wiener „Bolit. Korr.“ theilt den angeblichen 
Wortlaut eines Actenſtückes mit, dad die Pforte im Hinblid auf 
ben bevorstehenden Zufaınmentritt des Congreſſes habe ausarbeiten 
und allen Gabinetten — nach anderen Angaben nur ala Inftruction 
ihren eigenen Vertretern — habe zugehen laffen. 
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Dasfelbe hat den Titel: „Rüdblid auf den Vertrag von St. 
Stefano und die Berpältniffe, unter welden bertelbe ab: 
geſchloſſen worden iſt“, und ift von Safvet Paſcha unterzeichnet. Ob 
dad Document ächt oder unächt ift, dürfte ſchwer * zu entſcheiden. Jeden— 
falls dürfte es die Anſchauungen ausſprechen, welche in den maßgebenden 
Kreiſen der Pforte gehegt und jetzt, da Rußland auf den Vertrag von St. 
Stefano in ſehr weſentlichen Puncten wird verzichten müſſen, auch aus— 
geſprochen werden. 

7. Juni. Auf Kreta erringen die Inſurgenten einen Sieg 
über die türfifchen Truppen und zwingen diefelben, fich neuerdings 
auf die Behauptung der Seeftädte zu bejchränfen. Die National» 
Verſammlung bejchließt, ein Memorandum für die Vereinigung der 
Inſel mit Griechenland an den Berliner Congreß zu richten. 

13. Juni. Bufammentritt de3 Berliner Congreſſes (ſ. den 
Verlauf desfelben unter Deutjchland). 

14. Juni. (Aegypten.) Die Comite’s der ägyptifchen Staat®- 
gläubiger in Kairo und Alerandrien haben eine Petition unter- 
zeichnet, welche die Ginjegung einer Unterfuchungs-GCommiffion und 
den Rückfall des Grundbefies des Khedive an den Staat fordert. 
Die Petenten machen geltend, daß der Khedive zur Zeit feiner 
Thronbefteigung nur 25,000 Feddahn Ländereien im Beſitz gehabt 
babe und fonach die 1,300,000 Feddahn, welche er gegenwärtig be= 
fie und die einen Werth von 40 — 50 Millionen Pfund Strl. re— 
präfentirten, nur aus Staatämitteln habe erwerben fünnen. 

21.—24. Juni. Der Berliner Congreß erledigt die bulgarifche 
Frage: das neue Bulgarien wird auf da3 eigentliche Bulgarien 
nördlich des Balkans begrenzt. Die Türkei behält alfo doch jüdlich 
und wejtlich vom Balkan ein zufanımenhängendes Gebiet, um wenig— 
ſtens noch lebensfähig zu bleiben (f. unter Deutfchland). 

28. Juni. Der Berliner Gongreß überträgt Oefterreich die 
Beſetzung und Verwaltung Bosniend und der Herzegowina. Die 
Pforte proteftirt dagegen (f. unter Deutjchland). 

29. Juni. Der Berliner Gongreß beichließt, weſentlich auf 
das Betreiben Frankreichs, eine namhafte Grengrectification zu 
Gunsten Griechenlands in Theffalien und Epirus, einfchließlich der 
hauptjächlich von Albanefen bewohnten Stadt Janina, deren nähere 
Beitimmung jedoch directen Unterhandlungen zwijchen Griechenland 
und der Pforte überlaffen wird, wobei die Mächte nur ihre ver— 
mittelnden guten Dienfte in Ausficht jtellen. 

— Juni. (Aegypten.) Prinz Halim Pafcha, der Iette noch 
lebende Sohn Mehemed Ali's, tritt in Gonftantinopel und London 
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als Prätendent für den Thron von Aegypten auf. Der Khedive 
ift befanntlich nur ein Neffe Mehemed Ali's. 


1. Juli. Der Berliner Congreß regelt die rumänifche, ſer— 
bifche und montenegrinifche Frage. Rumänien wird Rußland ge- 
opfert: e8 muß Beflarabien diefem wieder abtreten und bafür die 
Dobrudſcha eintaufchen. 

3. Juli. Der große, aus 130 Perfonen bejtehende Pforten- 
rath genehmigt die Abtretung der Inſel Eypern an England mit 
126 gegen 4 Stimmen, und bejchließt, ſich den Entjcheidungen des 
Berliner Congreſſes bez. Bosnien ⁊c. zu unterziehen, twill dagegen von 
einer ſog. Grenz-Rectification zu Gunften Griechenland3 vorerjt ent: 
Ichieden nichts wiſſen. 

12. Juli. (Rumänien) fügt fi) der Entjcheidung des Ber— 
liner Congrefles: Der Minifterpräfident Bratianu erflärt in einer 
Sitzung der vereinigten Kammern, daß die Regierung vorbehaltlich 
ihrer Hiftorifchen Rechte auf Beffarabien zur Annahme der Rumänien 
vom Gongrefle zugefprochenen Dobrudſcha entichloffen und jofort nach 
der officiellen Mittheilung des Congreßbeichluffes von der Dobrudicha 
Beſitz zu ergreifen Willen? fei. Bratianu erflärt ferner, dat das 
Gabinet entjchlofjen ſei, fich Hinfichtlich der Judenfrage zu fügen. 


13. Juli. Abſchluß des Berliner Friedensvertrages feitens ber 
ſechs Großmächte (f. den Wortlaut unter Deutjchland). 


Mitte Juli. In Eonftantinopel herrſcht eine jehr bedenkliche 
Papiergeldnoth, der die Regierung kopflos und rathlos gegen= 
überjteht. 

Mitte Juli. (Uegypten.) Da die eingefeßte Finanz-Enquete— 
Commiſſion durch die Winkelzüge des Khedive zu feinem klaren Res 
fultate zu fommen vermag, jo verlangen Frankreich und Enaland 
vom Khedive ziemlich kategorifch die Rückberufung Nubar Paſcha's. 

Nubar Hank der ehemalige Minifter des Khedive, der bisher im 
Gril lebte, verhandelt in London und Paris perjönlich und direct mit der 
—— und franzöſiſchen Regierung. Er iſt der Gründer der internatio— 
nalen Zribunale in Aegypten, welche früher vom Bicefönig jo jehr angejtrebt 
wurden, nachher aber, ala deren ganze Bedeutung klar zu Tage trat, ihrem 
Urheber Amtzverluft und Exil eintrugen. Seine Rüdlehr oder vielmehr 
Rüdberufung wäre von entjcheidender Bedeutung. 

16. Juli. Eine internationale Commiffion begibt fi) nad 
dem Rhodope-Grbirge, um die Beſchwerden und Forderungen der 
dortigen muhamedanifchen Aufftändifchen gegen die Bulgaren und 
gegen die Ruſſen zu unterjuchen, 
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16. Juli. Der englifche Conful auf Kreta, Sandwirth, bringt 
einen Waffenftillftand zwijchen den Inſurgenten und Türken zu 
Stande, hauptjächlich durch das Verſprechen, England werde eine 
Vermittlung herbeiführen und für die nee Organijation Kreta's 
bejorgt fein. 

18. Juli. (Rumänien) Die fürjtliche Botjchaft, durch 
welche die Kammerfeffion gejchloffen wird, jagt bezüglich des Ber- 
Liner Gongrefjes: „Der Congreß brachte einen Vergleich über wichtige 
ragen für die fleinen Staaten zu Stande, die aber für die großen 
europäifchen Intereſſen ala Fragen jecundären Ranges betrachtet 
werden; jpeziell Rumänien war es bejchieden, dem Weltfrieden die 
größten und graufamjten Opfer zu bringen. Wir werden Europa 
Durch würdige Haltung und Flug patriotifche Beſchlüſſe beweijen, 
dab Rumänien vom Gongrefje mehr erwarten durfte.“ 

22. Juli. Die Ruſſen bejeben die von den Türken geräumte 
Teltung Schumla. 

22. Juli. Delegirte der verjchiedenen Etämme Albanienz 
unterzeichnen in Prigrend, der alten jerbijchen Gzarenjtadt, eine Con— 
vention behufs Bertheidigung ihrer Rechte und ihrer Nationalität, 
für deren jtriete und unverbrüchliche Durchführung fie fich durch 
einen feierlichen Eid verpflichten. 

25.—29. Juli. Da die Unterhandlungen Dejterreichd mit der 
Pforte behufs eines Ginverjtändnifjes über die Cccupation und Ver— 
waltung Bosſsniens und der Herzegowina ſeitens Oeſterreichs zu 
feinem Refultate geführt haben, jo jchließt Tefterreich den Hafen 
von Kleck und läßt ſeine Truppen in der Gtärfe von 100,000 
Mann die Grenzen der beiden türkifchen Provinzen überjchreiten 
(j. unter Defterreich). 


8. Auguft. Die Pforte richtet eine Circular-Depeſche an die 
Berliner Eongreßmächte bez. ihres Beſchluſſes zu Gunften einer Ver— 
größerung Griechenlands auf Kojten der Türkei, in welcher fie die 
Ansprüche Griechenlands als durchaus ungerechtfertigt darftellt und 
diejelben ihrerjeit3 entjchieden ablehnt. Die Mächte gehen auf die 
Anfinuation der Pforte nicht ein, obgleich fie für die Wünſche 
Griechenlands nur einen jehr geringen Eifer an den Tag legen. 
Nur Frankreich fährt fort, fich derjelben lebhaft anzunehmen. 

13. Auguft. Mehemed Ali Pajcha wird von der Pforte ala 
außerordentlicher Commiſſär nach Bosnien und Akbanien gejchidt, 
um die dortigen Bevölferungen möglichjt zu beruhigen, 
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20. Auguft. (Megypten.) Der engliihe Bevollmächtigte 
MWilfon überreicht dem Khedive den Bericht der finanziellen Enquete 
Gommijfion. 

Durch die Beichlüffe diefer zur Unterfuchung der Finanzlage Aegyptens 
niedergejeßten Enquete-Commiſſion wird bejtimmt: Es darf feine Erhebung 
von Steuern ftattfinden, ohne ein von der legislativen Verſammlung an: 
genommenes Geſetz, durch welches die von den Einheimifchen und den Frei— 
den einzuziehenden Steuern feitgeftellt werden. Um den Defizits entgegenzu: 
treten, die in dem Ausbleiben der Nilüberſchwemmung ihren Grund haben, 
wird ein Rejervefonds gegründet. Die Steuererheber jtehen unter dem Finanz 
minifter. Es follen gerichtliche Inftitutionen für die Neclamanten in Steuer: 
angelegenheiten gejchaffen werden, ferner eine Organijation, durch welche die 
Gingeborenen gegen die Mißbräuche der Behörden gejchüßt werden; eine Re 
vifion der Grundjteuern joll vorgenommen werden; der Frohndienſt wird ab- 
geichafft mit Ausnahme für die Arbeiten der Staatsbauten. Der Militär: 
dienſt wird geregelt. Der Khedive wird zur Tilgung des Defizits ſeine 
fämmtlichen unbeweglichen Belisthümer aller Daires bejtimmen. Cine mit 
Vollmachten verjehene DVerwaltungscommilfion wird die Verwaltung dieſer 
Güter übernehmen, diefelben verfaufen und den Erlös zur Zilgung des De 
fizitö verwenden. 

— Auguſt. Die Ruffen find eifrig bemüht, in Bulgarien ein 
fog. Volksheer zu jchaffen, eine Art Milizheer auf Grund der all: 
gemeinen Wehrpflicht. Dasjelbe ſoll auf 80,000 Mann gebracht 
werden. Offiziere und Unteroffiziere find indeß meiſt Ruffen. 

24. August. (Megypten.) Der Khedive geiteht die For— 
derung der finanziellen Enquete-Gommilfton, twelche die Rüderjtattung 
aller Güter des Khedive an den Staat verlangt, zu, ernennt Nubar 
Pajcha nach dem Willen Englands und Frankreich zum Minifter: 
präfidenten und iſt bereit, den Engländer Wilfon zum Finanzminiſter 


anzunehmen, um die in Ausficht gejtellten Reformen durchzuführen. 


27. Auguft. Der englifche Botjchafter Yayard überreicht dem 
Sultan das Reformproject feiner Regierung für Kleinafien, Syrien 
und Mejopotamien. Der Sultan ift nicht ungeneigt, darauf ein= 
zugehen, doch will er nicht die Ausführung, jondern bloß die (er- 
fahrungsgemäß rein illuforifche) Ueberwachung der Reformen euro- 
päifchen Beamten zugeftehen und verlangt al® Bedingung von 
Gngland in erjter Linie die Garantie einer Anleihe, ohne welche die 
Durchführung von Reformen unmöglich jei. Dieſe Anleihe ijt ihm 
offenbar die Hauptjache, England Hat jedoch jeinerjeit® dazu ganz 
und gar feine Luft. 

29. Auguſt. Mukhtar Paſcha wird als aufßerorbentlicher 
Commiflär nach Kreta gejchidt. 


30. Auguſt. Midhat Pajcha erhält die Erlaubniß zur Rüd- 
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fehr nach der Türkei, aber nicht nach Gonftantinopel, fondern nur 
nach Kreta. 

30. Auguft. (Megypten.) Der ägyptifche „Moniteur“ ver— 
Öffentlicht ein Schreiben des Khedive an Nubar Paſcha bezüglich der 
neuen Organijation der Regierung. Der Khedive erklärt darin, die 
Geſchäfte mit dent und durch den Minifterrath führen und die alten 
Wege der Verwaltung verlafien zu wollen. Er definirt darin bie 
Stellung der Minijter, welche folidarifch fein follen. Das Cabinet 
ift zufammengejeßt aus Nubar Paſcha, Präfidium, Aeußeres und 
Juſtiz; Riaz Paſcha, Inneres, und Ratib Paſcha, Krieg, In einem 
Eircularjchreiben jagt Nubar Pafcha, der Finanzminifter werde bald 
in der Perfon eines Mannes ernannt werden, welcher die Achtung 
und das Öffentliche Vertrauen genieße. Gleichzeitig wird de Blig— 
nières, franzöſiſches Mitglied der Enquete-Commiſſion von feiner 
Negierung ermächtigt, neben Wilfon dag Minifterportefeuille der 
Öffentlichen Bauten zu übernehmen. Die Verwaltung Aegyptens 
wird dadurch faſt direct der Leitung Englands und Frankreichs 
übertragen. 

— Auguft. Der bulgarifche Erarch hat nunmehr feinen Sit 
von Gonftantinopel definitiv nach Philippopel, der Hauptjtadt des 
neu gejchaffenen Oft-Rumelien verlegt. 

— Auguſt. Die nad dem Rhodope-Gebirge entjandte inter— 
nationale Conſularcommiſſion behufs Unterfuchung der Beſchwerden 
der aufjtändiichen Muhamedaner kann fich Jchließlich über ihren 
Bericht nicht einigen. Diejelbe hat zahlreiche Depofitionen ver- 
nommen, welche alle mit dem einläßlichiten Detail, aber allerdings 
möglicher Weije vielfach übertrieben, den Bulgaren die größten 
Graujamleiten gegen die Muhamedaner vorwerfen und die Rufen 
der jchmählichjten Connivenz mit diefen Grauſamkeiten bejchuldigen. 
Beide, Bulgaren und Ruſſen, feien geradezu darauf ausgegangen, 
die muhamedanifche Bevölkerung in jenen Gegenden fürmlich aus— 
zurotten. Der Gefammtbericht der Commiſſion wird jchließlich nur 
von den Bertretern Englands, Frankreichs und der Pforte unter- 
zeichnet, während diejenigen Rußlands, Deutſchlands, Oeſterreichs 
und Staliens ihm ihre Unterjchrift verweigern. Die Angelegenheit 
macht das ungeheuerjte Aufjehen. 

v 


6. September. (Albanien) Mehemed Alt Pafcha, der Ab- 
gefandte der türkischen Regierung, wird von fanatifchen Albanefen 
ermordet, 
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6. September. (Armenien.) Batum wird von ben rujfilchen 
Truppen bejeßt und im Hafen die ruffiiche Flagge aufgehißt. 

12. September. General Totleben zeigt der Pforte an, daß 
Et. Stefano bis zum 22. d. M. von ben ruffiichen Truppen ge 
räumt fein werde und daß feine Truppen fich nach Tataldja und 
dann allmälia weiter bis Adrianopel zurüdziehen würden. Tot— 
leben verabfchiedet fich vom Sultan. 

12. September. (Armenien.) Die Rufen beginnen Erzerum 
zu räumen. Cine große Anzahl der armenifchen Bewohner der 
Stadt verläßt diefe mit den Rufen. 

16. September. Mukhtar Paſcha ift in Kreta angekommen 
und hat die Mitglieder der kretiſchen Junta zu einer Conferenz ein— 
laden lafien; die Junta bat auch in ihrer Antwort an den Bali 
(Conſtantin Adoſſides Paſcha) fich bereit erklärt, ihre Abgeordneten 
nach Chalepa, in der Nähe von Ganea, zu ſchicken, two die Gonferenz 
ftattfinden joll. Die Forderungen der Junta bejtehen aus 9 PBuncten: 

1) Annahme der im Jahre 1876 beantragten Modificationen de3 or: 
ganischen Statuts von Kreta; 2) Ernennung eines chriftlichen Bali der Inſel 
abjeiten der Pforte und Bejtätigung desjelben durch die europäijchen Groß 
mäcdhte auf fünf Jahre, und Wiedererwählung desjelben auf weitere fünf 
Jahre, fall3 er die Stimmenmehrheit der Einwohner für fi” hat; 3) bie 
Unterftatthalter müfjen demjenigen Gultus angehören, zu welchem fich die 
Mehrzahl der von ihnen zu verwaltenden Diſtrictsbewohner befennt; 4) Ber: 
volljtändigung der bejtehenden Geſehe durch die franzöfiichen Gejeßbücher und 
Schub der Gerichte gegen die Befehle der Pforte; 5) Beichräntung des Mili— 
tärs auf die befeftigten nähe: 6) die Hälfte der Netto-Einnahmen der Inſel 
an die Staatscafje zu überliefern und die andere Hälfte für öffentliche Ar: 
beiten auf der Inſel zu verwenden; 7) Ernennung von Friedensrichtern; 
8) für jämmtliche Beamte foll die Kenntniß der griechifchen Sprache obli: 
gatorifch fein; 9) in der Mauth jollen auch Chriſten angejtellt werden. 

21. September. (Hegypten.) Die englijche Regierung bat 
endlich die Ernennung des Mr. Rivers Wilfon zum Finanzminifter 
des Khedive bejtätigt. Da Wilfon ihr Beamter war, jo mußte fie 
darum angegangen werden. Zu gleicher Zeit veröffentlicht die Come 
milfion, deren Aufgabe es war, die Verwaltung und das Finanz: 
wejen Aegyptens einer Unterfuchung zu unterziehen, ihren Bericht. 

24. September. Ghaireddin Palcha, der frühere allmächtige 
(Reform:) Minifter des Bey von Tunis wird vom Sultan nad 
Gonftantinopel gezogen und zum Senator ernannt. 

30. September. Zufammentritt der internationalen Commiffion 
für Ausarbeitung eines Organifationg-Statut3 für Oſt-Rumelien. 
Das ruffiihe Mitglied desjelben ift von Anfang an bemüht, der 


Thätigkeit der Commiffion Schwierigkeiten entgegen zu feßen. 
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— Geptember. Die ruffiiche Regierung richtet an die Pforte 
den Entwurf eines definitiven Friedensvertrags zwiſchen Rußland 
und der Türkei, durch welche diejenigen Puncte des Vertrages von 
St. Stefano geregelt werden follen, welche vom Berliner Congreffe 
nicht alterirt worden find. 


1. October. Die Verhandlungen wegen der fünftigen Ge— 
ftaltung der politifchen Berhältniffe auf Kreta haben ihren zeit= 
weiligen Abſchluß gefunden. 


Die Delegirten der kretiſchen Nationalverfammlung geben der Pforte 
die endgültigen Abänderungen, welche an dem bisherigen „Drganijchen Statut 
für die Inſel Kreta“ —— werden müſſen, als auch die nöthigen 
Uebergangsbeſtimmungen bis zur Einführung der neuen Verfaſſung bekannt. 


2. October. Der ruffiiche Obercommandant, General Tot— 
leben, trifft wieder in Adrianopel ein. Die Bevölkerung und die 
Geijtlichkeit famen ihm an vielen Orten entgegen und baten ihn, 
dem Kaiſer für ihre Befreiung zu danken. Ueberall herrſchte außer: 
ordentlicher Enthufiagmus. Die Städte waren beflaggt und illu= 
minirt. Die Türken beweijen den Behörden Vertrauen durch Ab- 
lieferung der Waffen. Biele bulgarifche Familien folgten von Con— 
jtantinopel den abziehenden Ruſſen. 

3. October. (Serbien) Der Minifterpräfident Riſtic ver— 
ſtändigt fih in Wien mit Andraffy, daß die Detailverhandlungen 
wegen Abjichluß eines Handelövertrages zwijchen Oeſterreich-Ungarn 
und Serbien, wie jolche ſchon auf dem Berliner Gongreß in beftimmte 
Ausſicht genommen worden find, unter allen Umftänden noch im 
Laufe des Monats October von einer ad hoc einzufegenden Come 
mijfion in Wien geführt werden follen. 

6. October. Rußland jegt der internationalen oftrumelifchen 
Commiſſion, welche ein Organijationg-Statut für diefe Schöpfung 
des Berliner Congreſſes berathen ſoll, ein jehr Hartnädiges Intriguen— 
Ipiel entgegen, das die Arbeiten der Commilfion durchkreugt und bis 
jet zum großen Theile unfruchtbar gemacht Hat. 

6. October. (Albanien.) Die Bedeutung der albanefischen 
Liga fteigert fich naturgemäß in dem Maß, in welchem die Autorität 
der Pforte in Albanien abnimmt. Ueber die Linie, welche die tür- 
tiiche Regierung der von ihr in leichtfinniger Weile ins Leben ge- 
rufenen Bewegung zu ziehen gedachte, iſt letztere ſchon ſeit Tangem 
hinausgeſchritten und entfernt fich täglich noch weiter von derjelben. 

7. October. Die Papiergeldwirthichaft wird in Conftantinopel 
immer mehr zu einer wahren Galamität. Die Kaimes fallen ge- 
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radezu reißend und die Mittel, welche die Pforte dagegen ins Wert 
zu jeßen jucht, verrathen eine wahrhaft jämmerliche Unwiſſenheit 
in den einfachiten Elementen der Finanzwiſſenſchaft. 

8. October. Die Pforte richtet eine jehr ungeſchickte Note an 
Defterreich wegen feines Vorgehens in Bosnien; England lehnt es 
rund ab, diefelbe bei Defterreich zu unterjtügen (vgl. u. Oeſterreich.) 

9. October. Der ruffische Botſchafter verlangt von der Pforte 
Schutz für die Chrijten in den von den ruffiichen Truppen geräumten 
Theilen Rumeliens. Die Ruſſen ftellen ihren Rückmarſch ein und 
Rußland macht davon den Mächten Anzeige. 

11. October. Fürft Lobanoff erklärt der Pforte, die Ruffen 
würden in Adrianopel bleiben, bis der definitive Friedensvertrag 
zwijchen Rußland und der Pforte geichloffen und unterzeichnet Jei. 

11. u. 12. October. (Rumänien) Beide Kammern ge= 
nehmigen die ihnen vom Berliner Vertrage auferlegte Wiederabtre- 
tung Beflarabieng an Rußland — der Senat mit 48 gegen 8, die 
I. Kammer mit 82 gegen 26 Stimmen — und votiren 1 Mil. Fr. 
für Uebernahme der Dobrudicha ftatt Beſſarabiens. 

15. October. Nach jehswöchentlichen Verhandlungen zwijchen 
Ahmed Mukhtar Paſcha und den chrijtlichen Deputirten Kretas ift 
endlich eine Bereinbarung erzielt worden, welche zwar nicht den 
Frieden für ewige Zeiten fichert, aber doch ein gutes Einvernehmen 
zwijchen den Anhängern der beiden Religiong-Belenntniffe, zwiichen 
der Pforte und ihren Eretenfifchen Unterthanen, möglich) macht. Die 
Vereinbarung, die Achmed Mukhtar Paſcha glüdlich zu Stande 
brachte, ift darum intereflant, weil ihre Beltimmungen im Wejent- 
lichen dem Anhalt des Reformprogramms entjprechen, twelches Eng» 
land in Sleinafien durchgeführt willen will. 

15. October. (Rumänien) erklärt fih Rußland gegenüber 
zur Abtretung Beſſarabiens und zur Uebernahme der Dobrudicha 
bereit. Rußland erhebt bez. der letzteren Schwierigkeiten und regt 
bei der rumänifchen Regierung die Einräumung einer bleibenden be= 
fejtigten Heerjtraße durch die Dobrudicha behufs einer directen Ver— 
bindung Rußlands mit Bulgarien an. Rumänien lehnt die Zus 
muthung entjchieden ab. Der Berliner Bertrag enthält nichts von 
einer folchen Servitut Rumäniens und die Mächte wären jedenfalls 
nicht geneigt, Rußland eine jo ſchwer wiegende Gonceffion zu machen. 

Mitte October. In Macedonien und Rumelien bricht ein 
bulgarijcher Aufjtand gegen die Wiederkehr der türkiſchen Herr— 
ſchaft aus. 
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20. October. Rumänien.) Die rumänischen Truppen halten 
mit dem Fürſten Carol an der Spitze unter enthufiaftiichen Ovationen 
der Bevölkerung eine Art Triumpheinzug in die Hauptitadt. 

24. October. Der ruffifche Generalgouverneur und Regierungs— 
Eommifjär für Bulgarien, Fürft Dondukoff-Korſakoff, verlegt feinen 
eigenen und den Sit der Gentral-Berwaltung Bulgarien® von Tir— 
nowa nad Sofia. Mit der Verwaltung Dft-Bulgariend wird der 
General Stolopin betraut, der die Rechte eines General-Gouverneurs 
erhält. Fürſt Dondufoff befucht von Sofia aus auch Philippopel, 
die Hauptjtadt der Fünftigen Provinz Oſt-Rumelien (oder Süd- 
Bulgarien) und hält daſelbſt eine Rede, die allgemein als eine directe 
Aufforderung des rujfiichen Gewalthabers an die Südbulgaren aufs 
gefaßt wird, fich über den Berliner Vertrag wegzufegen und, mit 
Hülfe Rußlands, ihre Vereinigung und Berfchmelzung mit Bul- 
garien anzujtreben. 

25. October. Die Pforte genehmigt nach einem unter dem 
Vorſitze des Sultans abgehaltenen Großen Rathe da3 englifche Re— 
formproject, jedoch nur mit einigen wejentlichen Einfchränfungen 
und auch jo nur im Principe. 


Damit ift die Pforte nicht gebunden und England hat eigentlich noch 
gar nichts erreicht. Dennoch gibt es fich vorerft damit zufrieden. Sein Bot: 
Ichafter Layard fürchtete offenbar, bei jtärferem Drängen den Abbruch der 
Verhandlungen und eine neuerliche Annäherung an Rußland herbeizuführen. 
Die Türkei hat durch den Krieg ihre Selbftändigkeit definitiv verloren und 
durch den Berliner Frieden nicht wieder gewonnen: die Pforte — und mit 
ihr Die einge Meinung in Gonftantinopel ſchwankt daher jeit dem Ber: 
trage von St. Stefano zwifchen den beiden — wie I meint, rettenden — 
Möglichkeiten, fich entweder England oder aber Rußland in die Arme zu 
werfen. Augenblidlich Hat indeh England die Oberhand. 

28. October. (Negypten.) Durch Decret des Khedive wird 
der Finanzminiſter Wilfon ermächtigt, wegen Aufnahme einer An— 
leihe von, 8,500,000 Pd. St. zu verhandeln, welche durch die von 
der Familie des Khedive an den Staat abgetretenen Güter garantirt 
werden joll. Falld das Erträgniß der Tebteren nicht außreicht, ſoll 
die Deckung des Reſtes aus den Gejfammteinnahmen Aegyptens er= 
folgen. 

Das Haus Rothichild übernimmt die Anleihe und bringt fie zu 
365.65 Fr. alfo zu 73% auf den Markt mit 25,25 Fr. jährlicher Zinfen. 
England und Frankreich haben fich geeinigt, dat die Domänen des Khedive 
von einer bejonderen, aus einem englijchen, einem franzöfiichen und einem 
ägyptifchen Delegirten beftehenden Commiſſion vertwaltet werden und daß die 
Delegirten don ihren Regierungen ernannt werden ſollen. Doch lehnen 
Frankreich und England ausdrüdlich den Gläubigern gegenüber jede Ver— 
antwortlichkeit für Zahlung der Zinjen und der Amortijation ab. 

31* 
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31. October. Die Bulgaren Oft-Rumeliens richten eine Pe— 
tition für ihre Vereinigung mit Norbbulgarien an die Vertreter der 
Mächte in Conftantinopel. Diejenigen Englands und Frankreichs 
weiſen diejelbe jedoch rund zurüd. 

31. October. Die Pforte übermacht den Großmäcdhten die von 
dem rujfiichen Gewalthaber Fürſt Dondukoff-Korſakoff in Philippopel 
“gehaltene Rede als entjcheidendes Document für die Abfichten Ruß— 
lands bez. Süd-Bulgarien oder Dft-Rumelien. 

— October. Die Berhältnifje zwiſchen Rußland und ben 
Großmächten, die auf der jtricten Ausführung der Berliner Congreß— 
beſchlüſſe bejtehen, find wieder jo gejpannt geworden, daß der Kaiſer 
Alerander von Rußland neuerdings feinen Botjchafter in London, 
Graf Schumaloff, zu ſich (nach Livadia) beruft, wo derfelbe am 
1. November eintrifft. 


4. November. Die internationale Commiſſion beginnt erft 
jet in Philippopel die eigentliche Berathung des organijchen Regle- 
ment3 für Oft-Rumelien. In Folge der ihr von Rußland in den 
Meg gelegten Schwierigkeit rüdt indeß ihre Arbeit fortwährend nur 
jehr langſam vor. 

8. November. Die Pforte will die Reformforderungen Eng— 
lands, gewiljermafjen hHomdopathifch, vorerft nur in 2 Vilajets ver- 
ſuchsweiſe zur Ausführung bringen. 

12. November. Die oftrumelifche internationale Commiſſion 
bejchließt die Repatriirung der muhamedanifchen Flüchtlinge. Die 
Bulgaren, die fich inzwijchen ihrer Güter bemächtigt haben, find 
darüber jehr unzufrieden. 

15. November. Die Pforte jet eine jog. Reform-Commiffton, 
mit Karatheodory Paſcha ala Präfidenten, vier Türken und vier 
Chriſten, ein. 

17. November. (Serbien.) Der Fürſt und die Regierung 
fiedeln für einige Zeit nach Nijch über. 

18. November. (Rumänien) Die ruffiichen Truppen be: 
ginnen Rumänien zu räumen. 

19. November. Die Pforte erklärt fich geneigt, den Griechen 
doch eine gewifje Grenzregulirung zu concediren, aber ohne Ab- 
tretung don Janina, wofür in Thefjalien ein gewifler Erſatz gefucht 
werden joll. 

21. November. (Rumänien) Die internationale Commiffion 
beendigt die Grenzregulivung zwiſchen Rumänien und Bulgarien, 
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Rymänien erhält dadurch das Fort Arab-Tabia, das die Feltung 
Silijtria beherricht. Beide follen jedoch nach dem Berliner Ver— 
trage gejchleift werden. Die Ruſſen find indeß über diefe Eonceffion 
an Rumänien ſehr ungehalten. 

23. November. (Albanien.) Die albanefiiche Liga verftän- 
Digt fich mit der Pforte: die Liga gefteht zu, daß die Abtretung von 
Podgorika an Montenegro als durch den Berliner Vertrag gefordert 
unausweichlich ſei, dagegen verpflichtet fich die Pforte, Feinerlei 
albanefifches Gebiet (Janina) an Griechenland abzutreten. Ferik 
Arif Paſcha wird zum Gouverneur von Albanien ernannt. 

25. November. (Rumänien) Eine Depefche des ruffilchen 
Gabinet3 aus Livadia befiehlt die bisher beanftandete Uebergabe der 
Dobrudiha an Rumänien. 

26. November. Die türkifchen Truppen fchlagen die infur- 
xectionellen bulgarifchen Banden in Macedonien bei dem in bul— 
garischen Heldenliedern in überjchwänglicher Weile befungenen Pirin- 
Planina nach dreitägigem Kampfe entjcheidend auf den Kopf. Die 
Inſurrection ift damit vorläufig bewältigt. 


27. November. (Rumänien) jchließt eine Convention mit 
Rußland ab betr. die Beſetzung der Dobrudſcha; Fürft Carol erläßt 
eine Proclamation an die Bewohner. 

28. November. Said Paſcha, der Günftling des Sultans, 
wird von ihm wieder zum Minifter der Givillifte ernannt, Mufhtar 
Paſcha zum Commandanten von Epirus und mit der Grenzunter- 
handlung mit Griechenland betraut. 

29. November. (Rumänien) Die Befehung der Dobrudjcha 
durch die rumänischen Truppen erfolgt ohne alle Schwierigfeiten. 

— November. (Rumänien) Die Anerkennung Rumäniens 
ala eines unabhängigen Staates feitend der Mächte ift immer noch 
feine vofljtändige und unbedingte, bis dasjelbe. den Forderungen des 
Berliner Congreſſes bez. Gleichftellung aller Culte (Judenfrage) Ge- 
nüge geleiftet haben wird. Rumänien fann fich dazu offenbar nur 
ſehr ſchwer und ſehr ungern entjchließen. 


3. December. Savfet Pafcha verjtändigt fich principiell mit 
dem ruffiichen Botſchafter Lobanoff über die weſentlichſten Puncte 
eine definitiven Friedensvertrages zwiſchen Rußland und der Pforte. 

4. December. Sapfet Paſcha wird vom Sultan abgefeßt, 
Chaireddin Paſcha zum Großvezier, Karatheodory Paſcha zum 
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Minifter des Auswärtigen ernannt. Die Ernennung iſt das Wert 
einer Antrigue Said Pafcha’s, der den Sultan neuerdings mit einer 
angeblichen Verſchwörung zu ſchrecken gewußt hat. 

9. December. (Serbien.) Fürft Milan eröffnet die Skupichtina 
in Niſch. 

10. December. Der neue Großvezier Chaireddin fucht feine 
Stellung durch zahlreiche Verbannung allfälliger Rivalen zu be 
feftigen. 
12. December. Das Gerücht will wilfen, England unterhandle 
neuerdings mit der Pforte wegen Abtretung des Hafen? von Ale— 
randrette in Syrien ala Endpunct der projectirten Eupbratbahn, 
gegen Garantirung einer Anleihe. Das Gerücht betätigt fich jedoch 
vorerft nicht. 

15. December. Der von der internationalen Commilfion für 
Oſt-Rumelien eingefegte YFinanz-Director Schmidt wird von ben 
Bulgaren förmlich vertrieben. 

Mitte December. Die Pforte befeftigt Erzerum unter Zeitung 
englilcher Offiziere. 

19. December. (Serbien) Rußland gewährt Serbien eine 
jährliche Subvention von 60,000 ©.R. für Einführung des Unter: 
richt in ruffiher Sprache und Literatur an den höheren Schul- 
anjtalten de Landes, 

20. December. Bis jetzt haben ca. 3000 bulgarische Inſur— 
genten in Macedonien die Waffen niedergelegt und um Ylınneftie 
nachgefucht. 

23. December. Antwort der bulgarifchen Delegirten auf einen 
Erlaß der internationalen GCommilfion für Oft-Rumelien „an das 
bulgarifche Volt“, 


in welchem demſelben die humanen, vorurtheilslofen Intentionen der: 

jelben Kundgegeben wurden, mit der Verficherung, daß alle Maßnahmen ge 
troffen werden follen, um das Wohl bed Landes ficher zu ftellen. Dieſes, 
in jeinen wejentlichen Puncten von dem erſten Delegirten Defterreichs, 
v. Kallay, verfaßte und von den übrigen Commiffions- Mitgliedern genehmigte 
Actenftüd war ein wahres Mufter von Wohlwollen und Milde. In den 
Augen der Bulgaren Hatte dasfelbe aber zwei unverzeihliche Hauptfehler: 
die Berheißung, daß alle Bewohner Rumeliens, ohne Unterjchied der Religion 
und der Nationalität, der gleichen Wohlthaten der Gejege theilhaftig werden 
ollen, und die fchließliche Aufforderung, den Beſtimmungen de3 Berliner 
ertrages feine Schwierigkeiten zu bereiten und fich der Autorität des Sul: 
tans zu unterwerfen. Die bulgariſche Antwort wird ala eine förmliche 
Kriegserflärung der — an die Commiſſion aufgefaßt. Die Bulgaren, 
von den ruſſiſchen Gewalthabern aufgeſtachelt, wollen von einer Wiederkehr 
ber türkiſchen Herrſchaft in welcher Form immer durchaus nichts wiſſen, be: 
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barren auf der Vereinigung Oftrumeliend mit Bulgarien nad) den Inten— 
tionen des Vertrags von St. Stefano und jtellen neue Verwickelungen nad) 
dem Abzuge der Ruffen in Ausficht. 


24. December. (Serbien) Die Regierung macht der 
Skupſchtina eine Vorlage für den Bau von Eifenbahnen auf Staats— 
often und die Aufnahme einer Anleihe zu diefem Behufe. 

25. December. (Serbien u. Rumänien) möchten die Juden 
frage gern umgehen und der Forderung de3 Berliner Congreſſes nur 
formell entiprechen. Die Mächte beharren aber auf der thatjäch- 
lichen Ausführung der Berliner Belchlüffe. 

29. December. In Stambul herricht in Folge der Papier- 
geld-Galamität eine dumpfe Gährung. Die englifche Flotte nähert 
fich daher der Stadt wieder. Die türkiſche Regierung bejchließt 
ihrerfeit?, die Kaimes vollftändig einzuziehen. Es fehlt ihr aber 
dazu alle Einficht in die finanziellen Bedingungen und jedenfalls 
fehlen ihr dazu die finanziellen Mittel ohne eine Anleihe, die ohne 
Garantie Frankreich oder Englands ganz unmöglich if. 

30. December. Osman Paſcha intriguirt mit Said Pafcha 
gegen den neuen Großvezier Chaireddin Pafcha. 

31. December. Das engliihe Mitglied der oftrumelifchen 
internationalen Commiſſion macht derjelben den Vorſchlag einer ge= 
miſchten europäifchen Occupation des Landes nach dem Abzuge der 
Ruſſen. Die Pforte erklärt fich dagegen. Die Mächte unterhandeln 
indeß doch darüber, Fönnen fich aber nicht einigen; die Frage wird 
daher zunächſt wieder fallen gelafjen. 

31. December. Karatheodory Pafcha und Ali Paſcha werden 
vom Sultan zu den Unterhandlungen mit Rußland betr. Abjchluß 
eines definitiven Friedensvertrags förmlich beauftragt und die Unter- 
handlungen darüber beginnen jofort. 


13. Griechenland. 


10. Januar. In Folge des Bekanntwerdens der Nachrichten 
über die bevorftehenden ruſſiſch-türkiſchen Waffenftillftandsverhand- 
Yungen treten erhebliche Differenzen im griechifchen Minifterrathe ein. 
Ein Theil des Gabinet3 neigt fich gerade wegen der eingetretenen 
Wendung einer energifcheren activen Politit zu, während andere 
Mitglieder des Gabinet3 auch fernerhin die Haltung Griechenlands 
von der britifchen Politit abhängig gemacht zu jehen wünfchen. 

16. Zanuar. Die Partei der Action jcheint in der Regierung 
die Oberhand gewonnen zu haben. Die Nationalgarde wird zu den 
Fahnen einberufen. 

19. Januar. Die Stimmung ift eine Friegerifche, und zahl— 
reiche Freiwillige gehen bereit3 über die Grenze, um einen Aufftand 
anzufachen, die Regierung fucht indeß doch noch zurüdzuhalten und 
unterhandelt lebhaft mit England. 

20. Januar. Die Regierung bejchließt Truppen an die 
Grenze zu ſchicken und richtet eine Note an England, um dasſelbe 
zu einer unzmweideutigen Haltung zu veranlafien. Inzwiſchen ift 
Theflalien von türkifchen Truppen ziemlich ſtark bejett. 

23. Januar. Das bisherige Yufionsminifterium gibt feine 
Entlafjung. Komunduros bildet ein neues Gabinet. Dasfelbe Legt 
der Kammer fein Programm in wenigen Worten vor: „Ihätiger 
und wirklicher Schuß und PVertheidigung des Hellenismus und ber 
Intereſſen unferer gedrüdten und tyrannifirten Brüder“, welche Worte 
bie Kammern und das Publitum mit Jubelgejchrei aufnehmen. 
Dad Miniflerium ift Eriegerijch, der König ebenfalls, und Krieg 
ift die Lolung vom Palaft bis zur Hütte. 
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31. Januar. Kammer: billigt das Programm des neuen 
Miniſteriums Komunduros und ertheilt demfelben ein Vertrauens— 
votum mit 121 gegen 6 Stimmen. 


1. Februar. Die Regierung bejchließt, 12,000 Mann in 
Theflalien einrüden zu laſſen. Die Kammer bewilligt dazu einen 
Eredit von 10 Mill. Dr. 


6. Februar. Die griechifchen Invaſionstruppen machen nur 
ſehr ungenügende Fortichritte. Es ftellt fich heraus, daß ihre Zahl 
gegenüber den Türken doch eine ungenügende ijt, zumal fie von der 
Bevölkerung Theſſaliens nicht hinreichend unterjtüßt werden. Die 
Mächte rathen entjchieden zum Rückzuge. Die Pforte befchließt, 
ihre Flotte gegen die griechifchen Küften auslaufen zu Yaffen, event. 
Athen zu blofiren, indem fie die Maßregel mit denfelben Gründen 
motivirt, wie Griechenland feine Invafion türfifchen Gebietes. 
Mährend nämlich Griechenland vorgab, durchaus feinen Krieg führen 
zu wollen, fondern feine Truppen lediglich zur Verhütung von Une 
ruhen nach Theffalien marfchiren zu laſſen, welche die Türkei zu 
ſchwach ſei, hintanzuhalten, erflärt die Pforte, fie jende ihre Panzer- 
flotte nur darum nach dem Piräeus, um Angeſichts der erregten 
Stimmung in Athen den Ausbruch eines Aufftandes daſelbſt un— 
möglich zu machen und die dortige Regierung in der eventuellen 
Bekämpfung eines folchen zu unterjtüßen. 

9. Februar. Die Regierung befchließt, das Gros ber Er- 
peditiondarmee nach Lamia zurüd zu beordern, nachdem die Ge— 
fandten der Mächte in Athen ihr eine beruhigende Erklärung zu— 
geftellt haben. 

11. Februar. Kammer: billigt die Zurüdrufung der Truppen 
aus Theflalien. 

23. Februar. Griechenland verlangt feine Zulafjung zu dem 
projectirten europäilchen Congreſſe. 


Anfang April. Die griechifchen Aufftände in Theſſalien, 
Epirus und Macedonien find jo ziemlich unterdrückt. 


29. Juni. Der Berliner Congreß jpricht Griechenland, haupt- 
jächlich auf das Betreiben Frankreichs, eine jehr erhebliche Grenz— 
erweiterung (mit Janina in Epirus) zu, die jedoch den Unterhand- 
ungen beider vorbehalten wird und für welche die Mächte mur 
ihre guten Dienfte in Augficht ftellen (f. Deutjchland Seite 117). 


490 Griechenland. (Anf. Sept. — Nov. 29.) 


Anfang September. Griechenland hat bei der Pforte die vom 
Berliner Gongreß beſchloſſene Grenzrectification angeregt. Die Pforte 
jögert. Griechenland ftellt ihr zur Antivort einen Termin bis zum 
6. September und da die Türkei feine Antwort gibt, wendet es ſich 
durch Gircular-Depefche an die Mächte. 


15. October. Kammer: Komunduros gibt Aufichlüffe über 
die Haltung der Regierung feit der letzten Seſſion. 


Griechenland habe an dem Kriege nicht aus Furcht, jondern auf die 
Derficherungen Englands hin nicht Theil genommen,- daß die griechiichen 
Intereſſen gewahrt werden würden. Der Berliner Gongreß habe einen 
Griechenland günstigen Beſchluß abgegeben. Er hoffe, e3 werde zu einem 
freundichaftlichen Einvernehmen zwiſchen Griechenland und der Türkei fommen. 
Auf alle Fälle, wenn die Pforte ſich weigerte und Europa Griechenland ſich 
EM überlafje, twerde eine ftarke Armee Greigniffe herbeiführen, welche die 

ächte zwingen würden, fich mit der Frage zu beichäftigen. Der Minifter 
ichließt feine Darlegung mit der Forderung eines neuen Gredit3 von 35 
Millionen zu dem Zwecke, die griechijche Armee auf 40,000 Mann zu bringen. 
Wenn jeine Politik die Billigung der Kammer nicht finde, jo ſei ex bereit, 
fein Portefeuille abzugeben. 


19. October. Sammer: lehnt nad) Stägigen ſehr leidenſchaft— 
fichen Debatten über die Reſultate des Berliner Congreſſes einen 
Antrag der Oppofition mit 72 gegen 69 Stimmen ab und votirt 
dem Minijterium Komunduros das verlangte Bertrauensvotum mit 
69 gegen 63 Stimmen. 

29. October. Kammer: da3 Minifterium Komunduros unter: 
liegt in der Frage der Einberufung der Rejerven mit einer Minder- 
beit von 3 Stimmen und gibt fofort feine Entlaffung ein. 


1. November. Der König bildet ein Minifterium Trikupis. 


5. November. Kammer: dad neue Minifterium Trikupis 
unterliegt in der Frage der Vertagung der Kammer und gibt ſchon 
wieder feine Entlaffung ein. 

10. November. Der König bildet wieder ein Minifterium 
Komunduros. 

Kammer: In Folge eines Compromifjeg mit der Oppofition 
bringt die Regierung einen Gefegentwurf ein, wodurch die griechifche 
Armee um weitere 20,000 Mann vermehrt werden ſoll. Die Ber: 
mehrung ſoll theila durch Einreihung von Freiwilligen, theils durch 
Reorganifirung der Nationalgarde erfolgen. 

29. November. Kammer: genehmigt den Geje-Entwurf betr. 
Drganifation der Nationalgarde mit 83 gegen 64 Stimmen. 
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9. December. Kammer: genehmigt das Ginnahmebudget und 
eine ihr von der Regierung vorgelegte Convention bezüglich der 
Staatsſchuld. 

12. December. Kammer: die Regierung verlangt von ihr bie 
Ermächtigung zu einer Anleihe von 60 Millionen Drachmen, twelche 
angeblich ausfchließlich dazu dienen foll, den Zwangscurs aufzuheben 
und die Gafle für Brüden- und Straßenbau zu dotiren. 

21. December. Kammer: genehmigt in 3. Leſung die Auf: 
nahme einer Anleihe von 60 Mill. Dr. 

24. December. Griechenland ernennt jeinerjeit3 feine Com— 
mifläre für die türfifche Grenzfrage, ift indeß zum voraus ent= 
Ichloffen, auch nicht um ein Haar breit von den Beitimmungen des 
Berliner Vertrages zu weichen. 


IV. 


Außereuropäiſche Staaten. 


Bereinigte Staaten von Nordamerika. 


4. Januar. Das Gabinet beräth über die Silberfrage. Prä— 
fitent Hayes beharrt darauf, gegen die Bland’sche Silberbill ſowie 
gegen jede Vorlage, welche darauf abzielt, dad Silber zum un- 
limitirten gejeßlichen Zahlungsmittel zu machen, fein Veto ein- 
äjulegen. 

9. Zanuar. Zujammentritt von Bertretern von Banken und 
Hinanzinstituten in Newyork, Bofton und Philadelphia zur Be- 
rathung der Silberfrage. Es wird eine Commiſſion niedergejeßt, 
die den Auftrag erhält, dem Congreſſe Vorftellungen gegen die Anz 
nahme des Geſetzentwurfs über die Silberwährung zu unterbreiten. 
Zugleich ſoll diefe Commiſſion die Finanz- und Handels-Etabliſſe— 
ment3 auffordern, ihre Gejchäfte einzig oder doch Hauptjächlich auf 
der Grundlage der Goldwährung abzufchließen. 

10. Januar. MWiederzufammentritt des Gongrefjes. Der Senat 
nimmt jofort die Beratdung der Bland’schen Silberbill wieder auf. 

22. Januar. NRepräfentantenhaus: bejchließt, durch ein Comité 
den Betrag de im Befite der Union befindlichen Goldes und Eil- 
bers, ſowie den Betrag der gegen Baar verkauften Fonds feftzuftellen, 
ferner andere geeignete Thatſachen ermitteln zu laſſen, die das 
Haus informiren Eönnten, wann und durch welche Mittel es mit 
der Öffentlichen Wohlfahrt vereinbar fein würde, die Baarzahlungen 
am 1. Januar 1879 wieder aufzunehmen. 

23. Januar. Senat: Blaine bringt eine Bill ein, welche die 
Prägung eines Silberdollard vorfchlägt, der jo viel Gran enthalten 
ſoll, ala der Münzdirector und der Schafjecretär es jedesmal für 
nothiwendig Halten, um denfelben von gleichem Werthe mit dem 
Golddollar zu machen und welcher gejeßliches Zahlungsmittel für 
die Häljte jeder Forderung fein Joll. 
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25.u.28. Januar. Senat u. Repräfentantenhaus: genehmigen 
beide — jener mit 43 gegen 22, biejes mit 187 gegen 79 Stimmen 
— eine Rejolution von Matthews, in welcher der Regierung bie 
Befugniß ertheilt wird, die Bonds auch in Silberdollar3 einzulöjen. 

29. Januar. Neben den Verhandlungen über die Silberfrage 
gingen fill und unbemerkt die Arbeiten eines Congreßausſchuſſes 
für Mittel und Wege (ways and means) zum Entwurf eines neuen 
Zolltarifs Her. Diefelben find nunmehr zu Ende gediehen. Der 
ausgefprochene Zweck der Vorlage ift eine Erhöhung der Bollein- 
nahmen. Sie veranjchlagt auf Grund der Durchichnittseinfuhr die 
Erhöhung der Einnahmen von 130 auf 150 Mill. Ceitens ber 
Preſſe wird der neue Zarifentwurf allgemein günftig befprochen. 


16. Februar. Senat: genehmigt die Bland'ſche Eilberbill 
mit 48 gegen 21 Stimmen mit den von der Yinanzcommilfion bes 
antragten Modificationen, wodurch die Silberausprägung auf 4 Mill. 
Doll. monatlich bejchräntt wird. 

21. Februar. Repräfentantenhaus: genehmigt auch jeinerjeits 
die Bland'ſche Silberbill mit den vom Genate angenommenen Mo- 
dificationen. Diejelbe geht nunmehr an den Präfidenten der Re— 
publif. 

27. Februar. Präfident Hayes legt fein Veto gegen die von 
beiden Käufern genehmigte Bland'ſche Silberbill, als gegen eine 
Benachtheiligung der Staatägläubiger, ein. Das NRepräfentanten= 
haus genehmigt dieje jedoch neuerdings mit 196 gegen 73, der Senat 
mit 46 gegen 19 Stimmen, alfo beide mit mehr ala Zweidrittel- 
Majvrität: das Veto des Präfidenten wird dadurch hinfällig. Prä— 
fident Hayes hat damit eine erjte politifche Niederlage erlitten. 


2. März. Repräfentantenhaus: das Gomits für Erziehung 
und Arbeit erjtattet dem Haufe den von ihm geforderten Bericht 
über die Chinefenfrage. Der Bericht ift einer Fortdauer der Chinejen- 
Einwanderung durchaus feindlich. 

7. März. Senat: genehmigt eine Bill, welche die Regierung 
zur Emiffion dvierprocentiger Couponsbonds im Gefammtbetrage von 
100 Millionen Doll. ermächtigt. Diefe Couponsbonds find in 50 
Sahren zum Nontinalwerthe gegen Baar oder gegen Papiergeld, 
deſſen gejeglicher Eurs feinem Nominalwerthe gleich ift, einzulöfen. 
Dieſe Emiffion tritt an Stelle der früher genehmigten Anleihe 
gleicher Höhe. 
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18. März. Senat: Der Schabjeeretär Sherman befämpft in 
der Finanzcommiſſion entjchieden die Annullirung des Gefeßes betr. 
die Wiederaufnahme der Baarzahlungen. 

25. März. Repräfentantenhaus: lehnt das Münzgeſetz, wo— 
nach ©ilber unter den nämlichen Bedingungen wie Gold ausgeprägt 
und die Ausgabe von Gertificationen auf Silberbarren geftattet wer— 
den Tollte, ab. 140 ftimmen für und 102 gegen das Geſetz; ſomit 
fehlt die erforderliche Zweidrittelmehrbeit. 


2. April. Repräfentantenhaus: der Schabfecretär Sherman 
Ipricht in der Sikung der Finanzcommijfion abermal3 die,zuderficht- 
liche Ueberzeugung aus, am 1. Januar 1879 die Baarzahlungen 
wieder aufnehmen zu können. 

17. April. Senat: der Bericht der Finanzeommiffion bean 
tragt, den vom Repräfentantenhaufe angenommenen Gejegentwurf 
(j. 23. Nov. 1877) über die Annullivung des Gejeßes betreffend die 
Miederaufnahme der Baarzahlungen durch einen anderen Entwurf 
zu erjehen, wonach der Umlauf der. Greenbacks nicht, wie zuerjt be= 
ftimmt, nach dem 1. September bejchränft werden joll, ſondern viel- 
mehr Greenbad3 in Zahlung zu nehmen find für Aproc. Obligationen, 
bei Zöllen, jännmtlichen Staatsfteuern und bei Rüdzahlung aller 
Schuldverbindlichkeiten, ausgenommen in Fällen, two die Rückzahlung 
in Baar durch Gefe oder Contract feſtgeſetzt iſt. Die Greenbad3, 
welche das Schatzamt empfängt, follen al pari bei Zahlung von 
Forderungen an die Regierung und im Austaufch gegen Baargeld 
. ausgegeben werden dürfen. Der Senat bejchließt nach dem Antrage 
des Ausſchuſſes. 

— April. Die Blätter berichten über die fortdauernde Or— 
ganifation der ſozialiſtiſchen Elemente in verjchiedenen Staaten, 
deren Ausdehnung ſeit dem großen Eiſenbahnſtrike im vorigen Jahr 
controver3 geblieben war. In Chicago jollen fie fich ganz’ offen in 
den Waffen üben, in St. Louis wird die Zahl der „eingeſchworenen“ 
Mitglieder auf 5—6000 angegeben, die Gefammtzahl in den Ber. 
Staaten auf mindeſtens 60,000 gejchäßt. Die öffentliche Meinung 
verhält ſich indeß allen jolchen Angaben gegenüber jehr Faltblütig. 


14. Mai. NRepräfentantenhaus: der Demokrat Potter bringt 
einen Antrag ein betreffend eine parlamentarijche Enquete über die 
Fälſchungen und betrügerifchen Handlungen, welche bei der Präfie 
dentenwahl in Florida und Louifiana vorgefommen jein Jollen. 

Schulthess, Europ, Geſchichtslalender. XIX, Bd, 32 


498 Bereinigte Stanten von Mordamerika. (Mai 17 — Eept. 14.) 


Der Kammerpräfident entjcheidet, daß der Antrag, welcher eine 
Trage von höchjter Wichtigkeit betreffe, berathen werden müfle. Die 
Berufung gegen die Entjcheidung des Präfidenten wird mit 128 
gegen 108 Stimmen abgelehnt. Die Abjtimmung if, von wenigen 
einzelnen Fällen abgejehen, ein reines Parteivotum. 


Der Verſuch, die Präfidentenwahl des Jahres 1876 und die Ent: 
fcheibung des Streites vom Jahre 1877 zu Gunften de3 jegigen Präfidenten 
Hayes wieder umzuftürzen, geht von den Demokraten des Nordens aus, die 
damit den Demokraten des Südens eine ftüßende Hand zu bieten meinen. 
Der verbifjenjte Gegner des jehigen Präfidenten iſt jedoch davon überzeugt, 
daß praftifche Folgen aus der Unterfuchung, falls es überhaupt joweit fom: 
men follte, nicht erwachjen werden. 


17. Mai. Repräfentantenhaus: genehmigt den Antrag Potter 
auf Unterfuchung der angeblichen Fälfchungen bei der legten Prä- 
fidentenwahl in Florida und Louifiana mit 145 (demofr.) Stimmen 
gegen 2; die Republikaner enthalten fich der Abjtimmung. Die da— 
für gewählte Commiſſion befteht aus 7 Demofraten und 4 Re— 
publifanern. 

28. Mai. Senat: genehmigt eine Bill zur Verhinderung 
abermaliger Einziehung von Greenbacks. 

Repräfentantenhaus: nimmt eine Bill an, welche den Heeres— 
ftand auf 20,000 Mann herabjett und die Verwendung von Truppen 
in Angelegenheiten der Givilverwaltung unterjagt. 


18. Juni. NRepräfentantenhaus: lehnt den Beichluß des 
Genates vom 17. April betr. die Wiederaufnahme der Baarzahlung 
ab und hält alfo an feinem Beichluffe vom 23. November 1877 feit. 

Anfang Juli. Es haben fich im Gegenſatz gegen die Parteien 
der Demokraten und der Republikaner zwei neue Parteien aufgethan, 
eine „Arbeiter-Partei”, die mehr im Weften, und eine „Greenbad: 
Partei”, die mehr im DOften ihre Wurzeln und ihre Verbreitung 
gefunden haben. Die ertere fiegt bei den Wahlen für die Staats— 
convention in Galifornien mit einem Webergewicht von 4000 Et. 


10. Augujt. Auf Anregung der Regierung der Ber. Staaten 
tritt in Paris eine internationale Müngconferenz zufammen, um 
über die Frage der Doppelwährung zu berathen. Diefelbe führt 
jedoch zu feinem greifbaren Refultat. 

— Auguſt. Im Süden, namentlich in New-Orleang, tritt 
das gelbe Fieber mit furchtbarer Verderblichkeit auf. 


14. September. Präfident Hayes erklärt in einer in Chicago 
gehaltenen Rede, daß die Finanzmaßregeln Sherman’s durchaus 
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richtige und loyale feien, und fpricht fich gegen die Einmifchung der 
Legislative in die Frage der Geldeireulation und der Wiederauf: 
nahme der Baarzahlung aus, da eine ſolche Einmifchung nur das 
Bertrauen der Handelswelt erjchüttern und das Wiederaufblühen 
der Gejchäfte verzögern würde. 


8. October. Das Refultat der Octoberwahlen ift den Re= 
publifanern nicht günftig und erregt lebhafte Beforgnifje betr. die 
Löfung der finanziellen Fragen. 


5. November. Die November-Staats= und Gongreß-Wahlen 
in 30 Staaten — worunter die beiden leitenden Neiwyorf und Penn» 
Iylvanien — fallen für die Republifaner wejentlich günftiger aus 
als die Octoberwahlen. In Newyork und Pennſylvanien fiegen dießmal 
die Republifaner und behaupten fich im Uebrigen wenigjten® auf 
der ganzen Linie. In Maſſachuſetts erleidet auch die Greenbad3- 
Partei troß der ihr zugefallenen Arbeiterftimmen mit ſammt ihrem 
Führer, dem Demagogen Ben Butler, eine vernichtende Niederlage. 
In Newyork unterliegen auch bei den gleichzeitig ſtatt findenden 
Wahlen die Demokraten von Tammany-Hall dem Bunde aller ihnen 
entgegenjtehenden Gruppen. 

13. November. In Newyorf nimmt eine Verfammlung von 
Vertretern von etwa 50 Banken zu Gunften der Befchleunigung der 
Wiederaufnahme der Baarzahlungen mehrere Rejolutionen an und 
bejchließt Maßnahmen zur Erreichung diejes Zieles vorzunehmen. 

23. November. Schaßjecretär Sherman ſpricht fich dahin aus: 
daß nach dem 1. Januar Papiergeld mit gemüngztem Gelde al pari 
erhalten werden jolle, theild durch Amortifirung und theil® dadurch), 
daß Papiergeld bei Entrichtung von Zöllen und für Staatsjchulden- 
bonds in Zahlung genommen werde. 


2. December. Zufammentritt des Congreſſes. Jahresbotſchaft 
des Präfidenten Hayes. 


Derjelbe berührt auffallender Weife die grhoen FFinanzfragen, die 
MWiederanfnahme der Baarzahlungen und die Doppelwährung, gar nicht, in: 
dem er Diejelben gänzlich dem Jahresbericht des Schabjecretärg Sherman 
überläßt. 


14. December. Senat: nimmt mit 35 gegen 26 Stimmen 
ein von Edmunds vorgefchlagenes Wahlgefeß an, durch welches eine 
bejondere Methode für die Zählung der bei der Wahl des Präfi- 
denten der Vereinigten Staaten abgegebenen Stimmen eingeführt 
wird. Wenn das Votum eines Staates angefochten wird, jo joll 
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diefe Streitfrage durch den betreffenden Staat geregelt werden; falls 
es zu feiner Entjcheidung fommt, joll die Sache dem Congreſſe zur 
Beſchlußfaſſung vorgelegt werben. 

17. December. Seit der Einjtellung der Baarzahlungen im 
Sabre 1862 erreicht das Gold an diefem Tage zum erften Male 
den Pari-Curd. Das Schatzamt rechnet darauf, am 1. Januar 
135 Millionen flingende Münze in den Caſſen vorräthig zu haben. 

18. December. Senat: nimmt eine von Blaine vorgejchlagene 
Refolution, wodurch die Ermächtigung zur Unterfuhhung der an= 
geblichen Wahlbeeinfluffungen in den Südftaaten gelegentlich der 
legten Präfidentenwahl ertheilt wird. Gin dazu vorgejchlagenes und 
ebenfall3 angenommene Ammendement bejtimmt, daß bie Unter: 
juchung auf jämmtliche Staaten ausgedehnt werden joll. 


Aeberſicht 
der politiſchen Entwickelung des Jahres 1878. 


Das Jahr 1878 wird nicht nur durch das Ende des ruſſiſch— 
türkiſchen Krieges, die völlige Niederwerfung der Türkei, den Berliner 
Congreß und die zwar nicht definitive, aber doch proviſoriſche Löſung 
der orientaliſchen Frage durch denſelben bezeichnet, ſondern ebenſo ſehr 
durch höchſt bedeutungsvolle Vorgänge in den mächtigſten Staaten des 
mittleren und weſtlichen Europas, in England, das nach längerem 
Unterbruche während des Ueberwiegens der Whigs unter der Herr— 
ſchaft der Tories neuerdings als vollberechtigtes Glied in die Reihe 
der leitenden und entſcheidenden Weltmächte eintrat, in Frankreich, 
wo die Republik endlich das Uebergewicht über die monarchiſchen 
und reactionären Parteien errang und ſich allem Anſcheine nach 
endgültig unter den monarchiſchen Großmächten feſtſetzte und ſchließ— 
lich in Deutſchland, in dem ſich eine ſteuer- und finanzpolitiſche 
Krifis entwickelte, deren ungewiſſer Ausgang nothwendig von tief— 
greifendem Einfluß auch auf die rein politiſche Entwickelung des 
Reiches ſein wird, ganz abgeſehen davon, daß in Rußland, kaum 
daß der Krieg zu Ende war, Zuſtände und Beſtrebungen zu Tage 
traten, deren Folgen heute noch gar nicht bemeſſen werden können. 

Der Feldzug von 1877 war, nach dem Urtheile unbefangenergußland 
Militärs, weder für die Ruſſen noch für die Türken beſonders ehren- = die . 
doll oder gar glänzend. Die einen wie die andern fchlugen fich ge— => 
gebenen Falls mit gewohnter Tapferkeit, aber die Strategie beider 
war feine jehr ausgezeichnete. Namentlich Jcheint e8, daß es ben 
Türken während der denfwürdigen Belagerung von Plewna, wenn 
fie bejjer geführt worden wären, wohl möglich hätte fein jollen, den 
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Feind troß feiner numerifchen Ueberlegenheit wieder über die Donau 
zurüc zu werfen. Sobald aber einmal Plewna gefallen war, hatten 
die Ruflen das Uebergewicht befommen und rüdten die ruffiichen Heere 
unaufhaltfam bis an den Balkan und über diejen hinaus vor. 
Der Sultan war jchon bereit, mit ſammt feinem Hofe und feiner 
Regierung feine Hauptſtadt zu verlaffen und fich auf die andere 
Ceite ded Bosporus zurüd zu ziehen, da feine der europäiſchen 
Mächte auch nur Miene machte, ihm mit den Waffen in der Hand 
Beiltand zu leiften. Aber Rußland wagte e& doch nicht, ſelbſt dieſen 
fühnen Griff zu tun: nicht die Türkei, wohl aber Europa hinderte 
e3 daran. 
England Zwar einen Augenblid dachte es daran und ſehr ernftlich. 
— Aber es beſann ſich doch eines Beſſeren: nimmermehr hätte es 
machte. Europa ruhig geſchehen laſſen können, daß es, wenn auch nur mo— 
mentan, ſeine Hand auf das letzte Ziel all ſeines Ehrgeizes ſchlage. 
Und doch war es nur Eine Macht, die in dieſem verhängnißvollen 
Augenblicke die Intereſſen von ganz Europa auf ihre Schultern 
nahm und allein, mit dem vollen Bewußtſein deſſen, was ſie 
unternahm, der ruſſiſchen Uebermacht entgegen trat und ihr ein 
energifches: bis hieher und nicht weiter! entgegenrief. Dieſe Macht 
war England. 
Das mächtige deutjfche Reich war von Anfang an auf ber 
Seite Rußlands geftanden — ohne des deutjchen Reiches ficher zu 
jein, hätte Rußland das ganze Unternehmen gegen den Bejtand der 
Türkei gar nicht unternehmen dürfen — und ftand auch jet noch 
auf feiner Seite. Die dafür viel angeführte Dankbarkeit Deutjch- 
lands für die Haltung Rußlands im deutjch-frangöfifchen Kriege 
von 1870/71, jo werthvoll fie Deutjchland auch allerdings war, fiel 
hiebei doch wohl in jehr geringem Grade ind Gewicht. Die Politik 
‚„ beruht auf Intereffen und rechnet mit Intereſſen, nicht mit Gefühlen, 
und der deutjche Reichskanzler ift alles eher als ein jentimentaler 
Staatsmann. Immerhin aber lag das perjönlich Freundichaftliche 
Verhältniß zwilchen dein deutjchen und dem ruſſiſchen Kaiſer dem— 
jenigen zwijchen den beiden Regierungen twejentlich zu Grunde umd 
die Meberzeugung, daß, fo lange Kaiſer Alexander lebe, Deutfchland 
von Nußland jedenfalls nicht? oder doch nicht Leicht etwas zu be= 
forgen habe. Ein directes Intereſſe hatte Deutjchland in der orien= 
talifchen Frage entjchieden nicht und der deutjche Neichskanzler war 
daher vollfommen berechtigt, in der ganzen Verwickelung von der Ueber- 
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jeugung auszugehen, daß das durch und durch morjche türkische 
Staatsweſen auf die Dauer in Europa doch nicht zu Halten fei und 
daß daher für Deutjchland Fein genügender Grund obwalte, dem 
Plane Rußlands, diefem Staatsweſen gerade jet unter dem Vor— 
wande der Beihüßung der verjchiedenen ſlaviſch-chriſtlichen Völker— 
Ichaften der Balkan-Halbinſel — denn daß das nur ein Vorwand 
jei, darüber herrſchte außerhalb Rußland felbjt im übrigen Europa 
in der That nur Eine Stimme — einen neuen Stoß zu verfeßen, 
entgegen zu treten, eher vielmehr Grund, demjelben Vorſchub zu Leiften. 
Nicht am wenigſten aber leitete dabei den deutjchen Reichskanzler 
ohne Zweifel die Rüdficht auf Frankreich. Zwar hat fich zwiſchen 
Deutjchland und Frankreich in den letzten Jahren ein ganz leid» 
liche Verhältniß herausgebildet. Die Franzofen find in Folge des 
ſchweren Unglüds, das durch den Keichtfinn des zweiten Kaiſerreichs 
über fie gefommen, offenbar in weiten Kreifen in fich gegangen und 
die beiten Elemente der Nation jehen gar wohl ein, daß es Zeit 
und langer, ruhiger, vorfichtiger und umfichtövoller Arbeit bedarf, 
wenn fie ihr neues republifanifches Staatswejen auf feiten Grund— 
lagen nach außen und innen confolidiren wollen: für einmal haben 
wenigjtens dieje Elemente alle und jede Revanchegedanfen gegenüber 
dem neuen deutjchen Reiche, das fich unter der ftarfen Hand des 
Fürſten Bismard in den wenigen Jahren jeines Beſtehens merk— 
würdig gefeftigt hat, augenjcheinlich entfchieden bei Geite gelegt. 
Sich jedoch darauf zu verlaffen, wäre geradezu thöricht gegenüber 
dem Nationalgeifte und dem nur zu wohl befannten QTemperamente 
der Franzoſen. So fehr fie fich zur Zeit einer klugen Zurüdhaltung 
befleißigen und jo viel Urfache fie auch dazu in der That haben, 
die erlittene Demüthigung ift für fie eine brennende Wunde, die fie 
nur ſchwer verwinden können, und die, übrigen® immerhin geachtete 
und mächtige Stellung, die fie im Kreiſe der übrigen Großmächte 
wiederum einnehmen, befriedigt fie nicht, weil fie allerdings eine 
leitende nicht ift und nicht fein fan. Deutjchland muß daher 
darauf gefaßt jein, daß Frankreich die erfte günftige Lage der Dinge 
in Europa benüße, um, alle bisherige Vorficht plößlich bei Seite 
legend und die gemäßigten Elemente, die augenblidlich die Ober: 
hand haben, überwallend, feine angeblichen Feſſeln abzuwerfen und 
einen emergifchen Verſuch zu machen, über Deutjchland herzufallen 
und feine frühere leitende Rolle wieder zu erobern. Deutjchland 
muß darauf um fo mehr jederzeit gefaßt fein, als alle Parteien in 
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Frankreich, Jo heftig und unverföhnlich fie fich auch in innern ragen 
unter einander bekämpfen, doch ohne irgend eine Ausnahme ſich in 
dem Beitreben die Hand bieten, die Militärmacht des Landes unter 
Anfpannıng aller Kräfte auf eine Stufe zu bringen, wo fie Deutjch- 
land nicht nur vollfommen gewachjen, jondern jogar, wenigſtens an 
Zahl, überlegen wäre, und das in Wahrheit jchon bisher mit einem 
Erfolge, daß deutiche Militärs bereit3 den Zeitpunkt berechnet haben, 
in welchem Frankreich Deutichland in der Offenfive wirklich ges 
wachjen, in der Defenfive aber und zwar in fajt fabelhaftem Grade 
überlegen wäre. Bon Anfang an faßten hiebei die Franzofen die 
Möglichkeit ins Auge, ſich früher oder fpäter mit Rußland zu ver: 
ftändigen, um gemeinfam von links und rechts über Deutjchland 
berzufallen, zumal bei aller Freundjchaft zwiſchen ihren Herrichern 
und allem Einverftändniß ihrer Regierungen national zwifchen Deut» 
Ichen und Ruſſen nicht3 weniger als eine befondere Zuneigung ob- 
waltet, im Gegentheil von Zeit zu Zeit immer wieder die unver 
fennbaren Zeichen gründlicher Abneigung durchbrechen und fich Luft 
machen. Deutjchland hatte daher beim Wiederauftauchen der orien- 
talifchen Frage und hat fortwährend gegenüber Frankreich ein poli= 
tifches Anterefje, mit Rußland auf gutem Fuße zu ftehen und fich 
dasſelbe zu verbinden, jo mweit es gejchehen kann, ohne feine anderen 
Intereſſen zu beeinträchtigen. Gelbjtverftändlich weiß das Rußland 
jo gut wie Deutjchland und ſtützt fich darauf. Und wie Rußland 
im lebten Kriege Deutichland gegenüber Dejterreich wefentliche Dienfte 
that, jo nahm es in der orientalifchen Frage Deutichlands Dienſte 
gegenüber demfelben Dejterreich ſeinerſeits in Anſpruch. Deutichland 
gewährte ihm denn auch diefe Unterftügung in vollem Maße und 
die ſog. Dreifaiferallianz bildete unläugbar die wefentlichite diplo- 
matifche Unterlage für das Unternehmen Rußlands gegen die Türkei, 
ohne welche dieſes geradezu nicht möglich gewefen wäre. Oeſterreich 
bot dazu die Hand, weil es auch ſeinerſeits fich der Einficht nicht ver— 
Ichließen konnte, daß dag türfifche Neich durch die Unfähigkeit feiner 
Regenten fichtlic) und unaufhaltbar feinem Verfalle wenigjtens in 
Europa entgegen gehe und weil es einen großen Krieg gegen Ruß— 
land vornehmlich aus finanziellen Gründen fcheute; aber da die 
orientalifche Frage ganz im Gegenfate zu Deutjchland feine vitalften 
Intereſſen berührt, jo konnte e8 dieß doch nur in der vollen Ueber- 
zeugung, daß Deutichland niemals zugeben werde, dab Rußland 
diefen Intereſſen zu nahe trete und daß fi) Mittel und Wege 
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würden finden laflen, diefelben mit Hilfe der Mächte gegebenen Falls 
auch noch in anderer Weile als durch einen Krieg zu wahren. Die 
beiden vorwiegenden und leitenden Nationalitäten Defterreiche, die 
Deutichen und die Magyaretı waren damit freilich nur halb ein— 
verjtanden. Waltet in Deutichland ganz allgemein nichts weniger ala 
eine bejondere Zuneigung für Rußland und das ruffifche Weſen, 
jo herricht in Defterreich, abgefehen von den ſlaviſchen VBölkerfchaften, 
eine entjchiedene und laut außgejprochene Abneigung gegen jene und 
fonnten die Ungarn namentlich vielfach nicht begreifen, wie es 
Defterreich zugeben könne, daß die Türfei ohne irgend eine Hülfe 
von irgend einer Seite dem Angriffe und der Ueberfluthung Ruß» 
lands einfach Preis gegeben werden folle. Doch waren auch die 
Deutichen und Magyaren nicht gerade geneigt, fich, ohne dazu förm— 
lich gezwungen zu fein, in einen Krieg mit Rußland zu ftürgen und 
berubigten fich wenigitens die Ungarn damit, daß ja einer der 
Shrigen, der Graf Andrafiy, an der Spibe der auswärtigen Ans 
gelegenheiten des Reichs ftände, der fich ficher nicht in den ruffifchen 
Neben habe fangen laſſen können. Stalien und Frankreich hielten 
zurüd: wenn auch beide wichtige Intereffen im Orient zu wahren 
hatten, fo jahen fie diefe vorerft doch nicht unmittelbar von Rußland 
gefährdet und daher feine unmittelbare Veranlaflung, ihrerfeits ein 
entjcheidendes Gewicht in die Wagfchale zu werfen. Nicht jo da= 
gegen England, deſſen Regierung die Schritte Rußlands von allem 
Anfang an mit dem äußerjten Mißtrauen beobachtete und entjchloffen 
war, twenigjtens die Meerengen und Gonftantinopel unter feinen 
Umftänden in die Hände Rußlands fallen zu laſſen. Aber auch 
England war zunächſt nicht in der Lage, Rußland und feinem 
Unternehmen gegen den fernern Beſtand der türkifchen Herrichaft 
auf der Balfanhalbinjel mit gewaffneter Hand entgegen zu treten. 
Die Regierung war in fich keineswegs einig, die Öffentliche Meinung 
Anfangs entjchieden übertviegend gegen einen Krieg und überdieß 
hatte auch in England die Meberzeugung Pla gegriffen, daß es auf 
die Dauer doch nicht möglich fein werde, die Herrichaft der elenden 
türkischen Regierung in ihren europäijchen Provinzen auf die Dauer 
intact aufrecht zu erhalten. Eine Allianz mit der Türkei bot in 
der That nur eine ziemlich jchwache und ſehr unfichere Stütze und 
eine folche mit Defterreich war vorerjt ausgeſchloſſen. Co trat aud) 
England dem xuffiichen Unternehmen in erjter Linie nicht entgegen 
und verharrte um jo mehr in einer allerdings ausgefprochener 
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Maßen nur bedingten Neutralität, als fich herausftellte, daß es 
Rußland doch nicht vergönnt fei, die türkiſchen Waffen einfach im 
eriten Anprall zu überrennen, die anfänglichen ruffiichen Erfolge 
vielmehr bald vor Plewna und an der heldenmüthigen VBertheidigung 
diejes Plabes durch Osman Paſcha zum Etillftand famen. 

Nach dem Fall von Plewna dagegen entwidelten fich die 
Dinge rafcher. Bis Ende des 3. 1877 hatten die ruffiichen Armeen 
überall die Balkankette erreicht; in den legten Tagen desſelben über- 
ftieg General Gurko den weftlichen Theil derfelben und ftieg in die 
‘Ebene von Sofia hinunter, befehte die Stadt und rückte weiter gegen 
Philippopel vor. Am 7. Januar 1878 überfchritt auch das Centrum 
der ruffiichen Armee den Balkan bei Ketfchidere und Ichtiman und 
bejegte Kefanlit. Die türfiiche Shipfa-Armee war dadurch ab» 
geichnitten und ergab fich am folgenden Tage, 32,000 Mann ſtark, 
mit allen ihren Kriegsvorräthen dem General Radetzky. Am 15. 
Sanuar jchlug General Gurko herwärts Philippopel die Hälfte der 
türfifchen Feldarmee unter Suleiman Paſcha und fehnitt ihm den 
Rüdzug auf Adrianopel ab; Suleiman jchiffte den Reſt feiner Streit- 
fräfte in Kawala am ägäilchen Meere nach Conjtantinopel ein. 
Ein Theil derjelben trennte fich indeflen von ihm und ſchlug fi 
ins Rhodopegebirge, um dort auf eigene Fauft einen Guerillafrieg 
gegen die Ruſſen anzufachen. Mit Suleiman war die lebte organi- 
firte Feldarmee der Türken gefchlagen: den Rufen jtand bi3 Con— 
ftantinopel feine Jolche mehr entgegen und fie konnten nunmehr raſch 
auf dasſelbe zurüden. Nur in Ndrianopel Hätten ihnen die Türken 
noch einen ernſtlichen und längeren Miderftand Ieiften Können. 
Schon jeit einem Jahre Hatten fie wirklich alles vorbereitet, um 
aus demfelben ein zweites, nur noch ſtärkeres Plewna zu machen. 
Aber nach der Niederlage Suleimans fehlten ihnen dazu die erfor: 
derlichen Truppen, da fie im Lande herum nur mehr über einzelne, 
zudem ziemlich jchtwache Corps zu gebieten hatten und der Eultan 
e3 nicht wagte, die Hauptjtadt jelbjt von Truppen zu entblößen. 
Auch war jeht ihr Muth, ihre Widerſtandskraft gebrochen. Bis 
dahin Hatte der Sultan noch immer fich der Hoffnung bingegeben, 
daß irgend eine der Großmächte ihm ſchließlich doch bewaffnete 
Hilfe angedeihen Laflen werde. Dieſe Hoffnung mußte jebt aufs 
gegeben werden. Die Vertreter der Mächte, auch derjenige Dejter: 
reiche, hatten von Anfang an dem Kampfe achjelzudend und un: 
betheiligt zugejehen, nur derjenige Englands Hatte die Pforte zum 


Heberiht der politifhen Eutwikelung des Zahres 1878. 507 


Widerftand gegen den übermächtigen Gegner nach Kräften wenigſtens 
ermuntert. Aber auch England machte feine Miene, ihr thätigen 
Beiltand zu Teiften. Unter diefen Umftänden blieb dem Gultan 
in der That nichts anders übrig, als fich zu beugen. Zu dieſem 
Ende Hin trat Edhem Paſcha, dem feine ganze bisherige Haltung 
es unmöglich) machte, zu Separatverhandlungen mit Rußland die 
Hand zu bieten, am 11. Januar 1879 ala Großvezier zurüd und 
wurde durch Hamdi Pafcha, der durch feine Vergangenheit gebunden 
war und jedes Programm annehmen fonnte, zu dem die Pforte 
nun durch die jebigen Umftände genötigt werden mochte, erjeßt. 
Der Sultan wandte fich nunmehr direct an die Königin von Eng— 
land, um durch ihre Vermittelung von Rußland einen Waffenftill- 
fand zu erhalten. Rußland war dazu geneigt, wies aber den 
Sultan dafür an den Höchfteommandirenden der ruffiichen Armee, 
den Großfürften Nikolaus, deflen Hauptquartier damals in Kejanlif 
aufgefchlagen war. Diefer juchte indeß die Unterhandlungen in die 
Länge zu ziehen, indem er erklärte, daß er nur in Adrianopel unter- 
handeln werde, daß zugleich mit dem Waffenftillitand auch die Prä— 
liminarien eines definitiven Friedens vereinbart werden müßten 
und daß der Sultan zu dieſem Behufe feine Unterhändler mit un— 
beichränften Vollmachten verjehen möge. Die Pforte gab alles zu. 
Demnach ertheilte fie den Befehl, Adrianopel ohne Schwertjtreich zu 
räumen und übertrug Server Paſcha, dem Minifter des Auswär— 
tigen, und Namyk Paſcha behufs der Unterhandlungen die von Ruß— 
land geforderten unumjchränkten Vollmachten. Die Pforte ver= 
zichtete damit auf ihr leßtes Bollwerk zwifchen den fiegreich vor— 
dringenden Rufen und Gonjtantinopel: jeder weitere Widerftand 
wurde aufgegeben und muhamedanifche Flüchtlinge, die Haus und 
Hof verließen, um nur ihr eigenes Leben mit Weib und Kind zu 
retten, wälzten fich alsbald in Maſſen von PhHilippopel und Adria— 
nopel ber Gonjtantinopel zu. Ihre Zahl wurde auf mehr ala 
150,000 Köpfe gejchäßt und ihre Ankunft in der Hauptjtadt ver- 
breitete felbjtverjtändlich Noth, Angft und Schreden und wurde zu 
einem neuen Drud auf die Entjchließungen des Sultans. Am 
21. Januar rücdten die ruffiichen Truppen in Mdrianopel ein, aber 
erſt am 31. Januar fam der Waffenftillftand nebjt Friedenspräli— 
minarien zu Stande. Die türfiichen Bevollmächtigten fügten fich 
in den lebteren unbedingt den Forderungen Rußlands: Bulgarien 
Toffte danach zu einem wefentlich unabhängigen, bloß tributpflichtigen 
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FürftentHum erhoben werden, deſſen Umfang vorerjt noch offen ge 
laffen wurde; Rumänien, Serbien und Montenegro follten vollftändig 
unabhängig werden und überdieß anfehnliche Vergrößerungen er: 
halten; Bosnien und der Herzegowina jo wie allen andern chrift- 
lichen Provinzen der europäifchen Türkei jollte die Pforte autonome 
Adminiftration mit genügenden Garantien ertheilen und ſchließlich 
Rußland für feine Kriegskoſten entjchädigen. Wie tiefgreifend der 
Friedensſchluß für die Türkei ausfallen werde, ließ fich bereits aus 
diefen Präliminarien erkennen. Bevor indeß der Waffenftillitand 
von beiden Theilen ratifizirt fein würde, rüdten die Rufen unauf: 
baltfam vor und weiter Gonftantinopel zu. Bi8 um die Mitte 
Februar ftanden diejelben unmittelbar vor der Hauptftadt des Eul- 
tans, von dem fie nur noch die letzten Verſchanzungen, welche zum 
Theil in aller Eile aufgeworfen worden waren, unter fich nod 
keineswegs feit zufammenbhingen und überdieß von den Türfen nur 
mit einer ungenügenden Truppenzahl bejeßt werden fonnten, trennten. 
Dahin, nach St. Stefano, verſetzte denn auch der Großfürft Nikolaus 
am 22. Februar jein Hauptquartier. Die Befehung auch Gon: 
ftantinopel3 lag ohne allen Zweifel ganz in der Hand der Auflen 
und der ruffiiche Reichskanzler, Fürft Gortichatoff, zeigte denn aud) 
den Großmächten durch Telegramm an, daß es möglich fei, daß die 
ruffiichen Truppen fi) veranlaßt jehen könnten, Gonftantinopel 
vorübergehend zu bejeßen. Die Türkei lag vollfommen zu den 
Füßen des Giegerd, der Sultan bereitete fich jchon vor, auf die 
afiatifche Eeite der Meerengen fich zurüd zu ziehen und die Pforten: 
regierung, von den Mächten im Stiche gelaffen, dachte ernitlich daran, 
fi), wie Server Paſcha offen gejtand, Rußland in die Arme zu 
werfen und mit demfelben eine Allianz abzufchließen, die natürlich 
von einer Allianz nur den Namen getragen hätte. Rußland jah 
fih am Ziel feiner Wünſche. 

Die AM das ließ Europa gejchehen, ohne eine Hand zu rühren. 
een Daß die Türkei mit ihrem ſchwachen Sultan und ihrer durch und 
Mäcpte Durch corrupten Regierung allfeitig aufgegeben war, lag auf ber 
Oeſter Hand und ließ fich begreifen; aber daß Europa die reichen Pro— 
nolanp Dingen derjelben in Europa ohne Schwertftreich den Ruſſen anheim— 

fallen laſſen würde, das ließ fich doch nicht begreifen. Oeſterreich, 
dag im Grunde am allernächjten betheiligt war und fich durch eine 
fo radicale Veränderung an jeiner Südoftgrenze fo zu jagen un: 
mittelbar bedroht fah, erklärte zwar dem rujfichen Gabinet jehr be: 
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ftimmt, daß es alle ſeparaten Abmachungen zwifchen Rußland und 
der Pforte als nicht geichehen, ala null und nichtig betrachte, To 
weit fie von den Mächten nicht ausdrücdlich janctionirt fein würden 
und daß es demgemäß die Beſtimmungen des Parifer Friedens von 
1856 als noch immer zu Recht bejtehend betrachte. Aber es niachte 
nicht die mindejten Eriegerifchen Rüftungen, um feiner Erklärung 
Nachdrud zu geben und feine Intereſſen nöthigenfall3 mit Gewalt 
zu wahren. Es begnügte fich, unter dem 3. Yebruar die Groß» 
mächte zu einer Gonferenz in Wien behufs Regelung der orientali= 
ſchen Frage durch ein gemeinfames Einverftändniß einzuladen. Es 
fonnte dieß Rußland unter den obwaltenden Umständen nicht allzu 
binderlich fein: gleich allen anderen Mächten erklärte es fich denn 
auch alsbald zu einer jolchen Gonferenz bereit, nur ſuchte e8 den 
Zujammentritt derjelben hinauszufchieben, indem es vorerst einen 
andern Gonferenzort al3 gerade Wien wünjchte, jeine Einwendungen 
gegen die Competenz derjelben dagegen vorerjt noch für jpäter fich 
vorbehaltend. Aber Eine Macht trat in diefem entjcheidenden Augen— 
blit doch in den Riß und diefe Macht war England. Wie ein 
Blitzſchlag fuhr die drohende Annäherung der ruſſiſchen Streitkräfte 
an Gallipoli und an Gonjtantinopel in die bisher unfichere, unent= 
ihiedene öffentliche Meinung diejes großen Landes, das nunmehr 
fih als Weltmacht emporrichtete und Rußland mit einer Energie 
entgegen trat, an die Europa ‚allerdings jeit lange nicht mehr ge= 
wohnt war. Die entjchlojlenen Elemente des Gabinettes, die ſich an 
Lord Beaconzfield angefchloffen, gewannen das Uebergewicht über die 
bisher ſchwankenden und zurüdhaltenden, Garnarvon und Derby 
traten freiwillig zurüd, Salisbury zu jenem über und im Parla— 
ment errang das Gabinet eine Mehrheit, die es bisher nicht beſeſſen 
hatte. Schon am 23. Januar ertheilte die englifche Regierung der 
Mittelmeerflotte Befehl, in den Bosporus einzufahren, nahm indeß 
den Befehl vorerft noch am gleichen Tage wieder zurüd. Aber jchon 
am folgenden Tage kündigte fie dem Unterhaufe an, daß fie von 
ihm einen Rüftungs:Credit von 6 Mill. Pfd. St. verlangen werde 
und am 27. Januar ließ fie die Flotte wirklich in die Meerengen 
einlaufen. Die Öffentliche Meinung des Landes erklärte ſich damit 
einverftanden: die bisherigen Friedensmeetings hörten auf und wo 
derartige Demonstrationen doch noch verjucht wurden, jchlugen fie 
wiederholt in gerade Gegentheil deffen um, was ihre Veranftalter 
beabfichtigt Hatten. Rußland mußte fich zu dem Verſprechen herbei— 
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laſſen, Galfipoli nicht zu befegen, da hiedurch der englifchen Flotte 
die Rücktehr aus den Dardanellen abgejchnitten worden wäre. Eng— 
land und Rußland ftanden fich vor Gonjtantinopel einander gegen= 
über und von einer Beſetzung Gonftantinopels Seitens der Ruffen, 
auch nur don einer vorübergehenden, war feine Rede mehr. Die 
Flotte allein war indeß für Conftantinopel und die großen Intereſſen 
Englands im Mittelmeer fein genügender Schutz wider die Pläne 
Rußlands, die jegt jelbit für diejenigen, welche noch immer ſich durch 
die jo jchön Elingenden Worte von Beſchützung der Chrijten in der 
Türfei und don der rein humanen Abficht Rußlands, ihnen zu 
einem menjchenwürdigen Dafein zu verhelfen, hatten täufchen laſſen 
oder ihre Augen mit Gewalt gegen die wahren Abjichten Rußlands 
verfchloffen, nicht mehr zweifelhaft fein fonnten: Gngland ging 
weiter. Sobald daher am 8. Februar das Unterhaus nach einer 
großen und denfwürdigen Debatte, die jchon am 28. Januar be- 
gonnen Hatte, der Regierung den von ihr geforderten Gredit mit 
328 gegen bloß 124 Stimmen, alſo mit der unerhörten Majorität 
von mehr ala 200 Stimmen, bewilligt hatte, rüftete die Regierung 
mit faft fieberhafter Eile. Zwei Erpeditionscorps, jedes von 35,000 
Mann mit allem Zubehör, wurden organifirt und jofort auch jchon 
Lord Napier of Magdala zu ihrem Oberbefehlshaber, mit General 
Wolſeley ala feinem Generaljtabschef, defignirt. Selbſt die bisher 
conſtant nicht allzufreundliche Haltung Englands gegenüber dem 
kleinen Griechenland und feinen großen Ajpirationen wurde momentan 
bei Seite gelegt. Als diejes nämlich angeficht3 des drohenden Zus 
jammenbruch3 der europäifchen Türkei und, um dabei auch feinen 
Theil an’ dem muthmaßlichen Erbe in Anspruch zu nehmen, am 
1. Februar auch feinerjeit® der Pforte den Krieg erklärt und feine 
Truppen in Theflalien und Epirus hatte einrücden lafjen, bewog es 
zwar England im Verein mit den anderen Mächten, diejelben wieder 
zurüd zu ziehen, aber es verſprach ihm zugleich, fich der griechifchen 
Intereſſen aufs Eräftigite anzunehmen und war wenigjtend augen: 
blielich entjchieden geneigt, fi) im Nothfall auf die jo zahlreichen 
griechifchen Elemente in Macedonien und Thracien zu ftüßen und 
dieje gegen die von Rußland beſchützten ſlaviſchen Elemente als 
jeine natürlichen Bundesgenoffen vorzufchieben. 

Unterdeſſen unterhandelte Rußland in St. Stefano durch den 
ebenfo gewandten als verfchlagenen und rückſichtslos vorgehenden 
Grafen Ignatieff mit der Pforte über die definitiven, bdetaillirten 
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Friedensbedingungen und brachte am 3. März daſelbſt auch wirklich 
einen Vertrag zu Stande, der vollkommen geeignet war, auch die 
ſchlimmſten Beſorgniſſe Englands und aller derjenigen, die ganz und 
gar nicht geneigt waren, die europäiſche Türkei der ausſchließlichen 
Herrſchaft Rußlands zu überantworten, zu rechtfertigen. Dieſer 
Vertrag von St. Stefano, zu dem die Pforte die Hand bot und in 
ihrer Noth die Hand bieten mußte, führte die Andeutungen der 
Präliminarien vom 31. Januar weiter aus und war von Rußland 
und der Türkei ohne alle Rückſicht auf die anderen Mächte und ſo 
zu ſagen hinter ihrem Rücken, indem ſie über den Fortgang der 
Unterhandlungen mit Abſicht ſorgfältig im Dunkeln gelaſſen wurden, 
abgeſchloſſen worden. Die wichtigſten Beſtimmungen betrafen die 
nähere Abgrenzung des neuen Fürſtenthums Bulgarien und die Ab— 
tretungen der Pforte in Aſien. Jenes ſollte von der Donau bis 
an das ägäiſche Meer hinunter auf der einen und von Sofia bis 
ans Schwarze Meer auf der andern Seite reichen. Dadurch wurde 
die europäijche Türkei mitten entzwei gejchnitten und die öftlichen 
und wejtlichen Provinzen derjelben von dem neuen unter ruffiichem 
Einfluffe jtehenden Staatsgebilde völlig von einander getrennt. Die 
Türkei wäre fortan in Europa faum mehr lebensfähig gewejen, zu— 
mal fi) Rußland und zwar jich allein auch die Mitwirkung bei 
der Einführung von Reformen in den der Pforte noch verbleibenden 
Provinzen ausdrüdlich vorbehalten und gefichert Hatte. Und das 
war auch die Abfiht und der Plan Rußlands: die öffentliche 
Meinung des übrigen Europa war darüber feinen Augenblid in 
Zweifel. Außerdem trat die Pforte in Europa die Dobrudicha und 
in Afien rejp. Armenien ein ziemlich großes Gebiet mit den Städten 
Batum, Ardahan, Kars und Bajafid ab und verpflichtete fich, der 
ruffiichen Regierung eine Kriegsentſchädigung von 300 Mill. Rubel 
zu zahlen und dafür Bürgfchaft zu leiften, eine Summe, von der 
es zum Voraus feſt ftand, daß die ohnehin banferotte Türkei fie 
niemals würde zahlen können und die daher Rußland die Augficht 
bot, fi fortwährend in die inneren Verhältniſſe desfelben einzu= 
mifchen, jo oft fich ihr dazu Veranlaffung bieten möchte. Diele 
Beitimmungen ſämmtlich wurden ohne alle Rüdficht auf die Inter— 
effen der übrigen Großmächte und Europas getroffen. Bezüglich 
des Bosporus und der Dardanellen jollte dagegen alles wejentlich 
im Alten bleiben. Blieb es bei diefen Abmachungen des Vertrags 
von St. Stefano, jo Hatte Rußland immerhin Alles erreicht, was 
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e3 für einmal erreichen konnte und wollte. Nur der letzte Stof, 
die Bejegung Gonftantinopel3 und die Zurüdwerfung der Türken 
über den Bosporus nach Afien blieb ihm noch für die Zukunft 
übrig und vielleicht für eine ziemlich nahe Zukunft, wofern fi dazu 
eine günjtige Gelegenheit zeigen follte. 

Allein wenigſtens England und Defterreih waren entichlofien, 
diefe Abmachungen von St. Stefano nie und nimmer zu Recht 
werden zu laffen, nur mit dem Unterjchiede, daß Dejterreich Feine 
Sintereffen und feine zum Schuße desjelben erforderlichen, eingeftan- 
denen und nicht eingeftandenen, Zwede auf einer europäilchen Con— 
ferenz und durch dag Mittel der übrigen Mächte, England dagegen 
die feinigen nöthigenfall® durch Waffengewalt zu wahren entjchloffen 
war, Gngland verlangte daher jofort aufs bejtimmtefte und jogar 
noch ehe es auch nur den Wortlaut des vor ihm jo lange wie 
möglich geheim gehaltenen Vertrages kannte, daß derjelbe in allen 
einzelnen PBuncten ohne Ausnahme der Prüfung und Entjcheidung 
der europäifchen Mächte unterftellt werden müſſe und machte jeine 
Beteiligung an der Gonferenz von dem dießfälligen Zugeſtändniß 
Seitens Rußland: abhängig. Rußland jchlug jedoch das Begehren 
rund und nett ab; das Zuftandefommen der europäiſchen Gonferenz 
wurde daher vorerjt wieder jehr zweifelhaft. England aber fette 
feine Rüftungen energifch fort. Am 23. März war ein erſtes Er: 
peditionscorps desjelben, 35,000 Dann jtark, volljtändig organifirt 
und ein zweite® von derjelben Stärke beinahe mobilifirt. Am 27. 
März verlangte da Gabinet vom Parlament die Einberufung der 
Nejerven und um die Mitte April faßte e8 den weittragenden Be— 
ſchluß, eventuell auch die Militärkräfte feiner Golonien in einem 
Kriege mit Rußland Herbeizuziehen und demgemäß zunächit ein in— 
dijches Contingent, das zum größeren Theile aus eingebornen Truppen 
bejtehen jollte, nah Malta überführen zu laſſen, welcher Befehl 
wenigſtens von den friegerifchen muhamedanifchen Bevölferungen 
Indiens mit lautem Jubel aufgenommen wurde, während andere 
Colonien, wie 3. B. Ganada, ausgeſprochener Maßen bereit- 
willig des Augenblids Harrten, wo auch fie aufgerufen werden 
würden. Auch in England jelbjt fand die Regierung die gehoffte 
Unterftügung ihrer energijfchen, nunmehr ausgejprochenen kriegerischen 
Politit: das Parlament genehmigte die Einberufung der Referven 
mit 319 gegen bloß 64 Stimmen und verwarf eine Reſolution gegen 
die Verwendung indilcher Truppen in Europa mit 347 gegen 226 
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Stimmen. Auch Oeſterreich Hatte inzwifchen einen bedeutjamen 
Schritt vorwärts gethan, indem am 24. Februar von einem großen 
Kriegsrath unter dem perjönlichen Vorſitze des Kaiſers beſchloſſen 
wurde, von den Delegationen einen Gredit von 60 Mill. Gulden 
zu verlangen, um damit eventuell eine Truppenmobilifirung ing 
Werk jeßen zu fünnen. Rußland Hätte ſich dadurch allein am weis 
teren Vorgehen und in feinem Widerjireben gegen jeden Gingriff 
der Mächte faum abhalten laffen; aber an dem Ernſte Englands 
fonnte es unmöglich länger zweifeln. Die Maßregeln und die 
Sprache der Regierung im Parlament entjprachen und ergänzten 
fich und fie konnte jowohl auf die volle und Herzliche Zuftimmung 
der Königin ala auf die bereitwilligjte Unterftüßung des weit über— 
wiegenden Theild der öffentlichen Mleinung des Landes feſt zählen. 
Zu einem Kriege mit England war aber Rußland weder vorbereitet, 
noch war es einem jolchen in diefem Augenblicde gewachjen: es be= 
gann daher einzulenfen. Der ruffiiche Botjchafter in London, Grafguptand 
Schumwaloff, der das Vertrauen feines Kaiſers genießt und einer maß= beginnt 
vollen, unter Umftänden vermittelnden Politit auf Grund der gegebe- Fr 
nen Zuſtände zuneigt, während der Reichsfanzler Gortjchakoff feit dem 
Ausbruch des Krieges fich von der panflavijtiichen Strömung der 
Öffentlichen Meinung Rußlands beeinfluffen ließ, ging mit Ermäch— 
tigung des Kaiſers Mlerander nach St. Peteräburg, um einen Aus— 
gleich mit England wenigjtens zu verjuchen. Seine Bemühungen 
blieben nicht ohne Erfolg. E3 wurde eine Yormel für die Ein— 
berufung de3 Congreſſes gefunden, welche der Forderung Englands 
ein Genüge that, ohne der Eigenliebe Rußlands zu nahe zu treten 
und außerdem brachte er Anftructionen und Wollmachten zurüd, 
welche eine Berjtändigung mit England bezüglich derjenigen Ver— 
änderungen de3 Bertrags von St. Stefano ermöglichten, die das 
Intereſſe Englands gebieterifch zu fordern fchienen. Am 30. Mai Lerftän- 
kam eine förmliche Convention zwijchen beiden Mächten zu Stande, — 
Die wichtigſte Beſtimmung desſelben ging dahin, daß Rußland in as 
eine Zweitheilung des von ihm geplanten Bulgariens nördlich und und 
ſüdlich des Balkans einwilligte und auch darein, daß Süd-Bulgarien Rubland 
oder Dftrumelien der Herrſchaft der Pforte verbleiben und das 
ägäifche Meer nicht berühren follte, jowie daß die Occupation ders 
jelben nicht, wie der Vertrag von Gt. Stefano wollte, noch zwei 
volle Jahre dauern dürfe, fondern daß der Gongreß darüber be— 


ſchließen ſolle; überdieß gejtand Rußland neuerdings daß die 
Schulthess, Europ, Geſchichtelalender. XIX, Bd. 


Con⸗ 
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Durchfahrt durch die Dardanellen und den Bosporus in statu quo 
verbleibe.. Damit war erreicht, daß die Herrichaft der Pforte in 
Europa vorerjt noch möglich war, wenn auch feine Macht der Erbe 
im Stande ijt, fie auf die Dauer lebensfähig zu erhalten. England 
jah das jo qut ein al3 Rußland, nur mit dem Unterjchiede, daB 
England den unausbleiblichen Zerfall des türkifchen Regimentes 
diesfeit3 der Meerengen möglichſt Hinauszufchieben, Rußland dagegen 
nach Kräften zu bejchleunigen bemüht ift. Eben darum machte 


vention England an denifelben Tage, an dem es jene Convention mit Ruß— 


zwiichen 
Gnglanb 


land abjchloß, dem Sultan den geheimen Vorſchlag, e3 wolle ihm 


und der jeine aſiatiſchen Befiungen, Kleinafien, Syrien und Mejopotamien 
Fiorte. gegen weitere Angriffe von Seite Rußlands garantiren, wenn er 


Der 


ihm die Inſel Eypern, die für Englands Machtſtellung im öftlichen 
Mittelmeere und zum Schube des ihm abjolut nothwendigen Suez— 
canals äußerft bequem gelegen war, abtreten und fich überdieß zu 
Reformen in jenen Provinzen unter jeinem Schuß und feiner Bei— 
hülfe herbeilafje, um dadurch die Pforte wenigitens als aſiatiſche 
Macht wirklich und auf die Dauer Tebensfähig zu machen. Die 
Pforte ging auch alsbald darauf ern und die dießfällige Konvention 
wurde jchon am 4. Juni abgejchloffen und ratifizirt: jene that es, 
um nur jchnell der ihr daraus erwachjenden Anjprüche theilhaftig 
zu werden, ohne, nach ihrer Gewohnheit daran zu denfen, auch ihrer= 
ſeits die ihr dadurch auferlegten VBerbindlichkeiten zu erfüllen; wenig— 
ſtens blieb die Convention bis Ende des Jahres 1879 ein todter 
Buchjtabe, außer daß die Inſel Eypern etwas jpäter England aller= 
dings überliefert und von diefem in Befit genommen wurde. Die 
Türken find und bleiben diefelben, die fie von jeher waren; ent— 
widelt haben ſie fich nicht, fortgefchritten find fie im Grunde in 
feiner Weife: zu Reformen nach dem Bedürfnifje der Zeit und ihrer 
ganzen Umgebung und im Intereſſe der Bevölferungen jehlt ihnen 
der gute Wille und offenbar auch die Fähigkeit und die Kraft. 
Für eine Gonferenz oder einen Gongreß der Großmächte, wie 


Berliner ihn Defterreich fort und fort in feinem Intereſſe wünſchte und für 


Gongref. 


dejjen Zuftandefommen es fich inzwifchen fortwährend bemüht hatte, 
waren nunmehr die Wege geebnet. Und bald war man alljeitig 
einig: es ſollte nicht eine bloße Konferenz, fondern ein fürmlicher 
Gongreß, alſo unter Theilnahme der leitenden Miniſter der ver— 
Ichiedenen Regierungen, fein und derjelbe jollte in Berlin zuſammen— 
treten. Die deutjche Regierung lud unter dem 2. Juni die Groß» 
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mächte nach der zwijchen England und Rußland vereinbarten Formel 
ein und am 13. Juni fand jchon die erjte Sigung ftatt. Beacons— 
field und Gortſchakoff mit Schumaloff, Andraſſy und Bismarck ver— 
traten die entjcheidenden Mächte, Bismard führte den Vorſitz. Die 
Berhandlungen dauerten bis zum 13. Juli, an welchem Tage die 
Ichließliche Tertirung des neuen Friedensvertrages von Berlin feſt— 
gejtellt wurde. Es famen nach und nach alle einzelnen Puncte oder 
Fragen, deren Gefammtheit man als die orientalifche Frage zu be= 
zeichnen gewohnt ift, zur Debatte und wurden ohne allzugroße 
Schwierigkeiten, wenigjtens ohne gefahrdrohende Differenzen erledigt, 
da. die Convention zwiſchen Rußland und England vom 30. Mai 
einer Berjtändigung wejentlich) vorgearbeitet hatte. Doch famen 
auch einige neue und zwar bedeutjame Fragen zur Berathung und 
Erledigung. Die Hauptfrage war und blieb die bulgarifche,; die ZYul- 
neu aufgetauchten Fragen bejchlugen Bosnien und die Herzegowina, MM 
Griechenland und Rumänien. Die bulgarifche Frage wurde nach 
der zwijchen Rußland und England eingetretenen Verftändigung er= 
ledigt, aber mit einer Reihe wichtiger Detailbeftimmungen. Das 
Bulgarien des Friedens don St. Stefano wurde demgemäß in zwei 
Theile zerlegt, von denen der eine ein autonomes Fürſtenthum unter 
der Suzeränetät des Gultans, ungefähr wie bisher Serbien und 
Rumänien, bilden und fi) von der Donau bis zum Balkan er— 
jtreden joll. Der Fürſt von Bulgarien foll frei von der Be— 
völferung gewählt und die Wahl ſowohl von der Pforte ala von 
den Mächten genehmigt werden. Die Würde ift nicht erblich: Jo 
oft der Thron erledigt Jein wird, ſoll die Wahl eines neuen Fürften 
unter denjelben Bedingungen und Formen vorgenommen werden, 
Eine nach Tirnowa berufene Berfammlung der Notabeln des Yürften- 
thums ſoll vor ber Wahl des Fürften einen Regierungsplan d. h. 
eine Berfaflung des Fürſtenthums feitjtellen. Bis dahin foll die 
vorläufige Organifation durch einen ruffiichen Commiſſär geleitet 
und diefem eine internationale Commiſſion an die Seite geftellt 
werden. Das Fürſtenthum hat dem Sultan einen jährlichen Tribut 
zu zahlen und einen angemefjenen Theil der türkifchen Staatzjchuld 
zu übernehmen. Alle bisherigen Feſtungen de3 Landes, namentlich 
alſo Ruſtſchuck und Siliftria, Schumla und Varna, follen binnen 
einem Jahre gejchleift und neue dürfen — im Intereſſe des freien 
Berkehrs auf der Donau — nicht errichtet werden. Südlich des 
Balkans wird eine Halb=-autonome Provinz errichtet und Oſt— 
33* 
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Numelien genannt; fie bleibt unter der unmittelbaren militärijchen 
und politiichen Botmäßigfeit des Sultans, erhält aber eine auto- 
nome Verwaltung und einen chriftlichen Gouverneur. ine inter- 
nationale Commiſſion ſoll die nähere Organifation diejes Oſt-Ru— 
meliend ausarbeiten. Die ruſſiſche Occupationsarmee in Bulgarien 
und Oft:Rumelien ſoll fortan nicht mehr als 50,000 Mann betragen 
und die Occupation nicht länger als 9 Monate nach Auswechslung des 
Vertrages dauern; die ruſſiſche Regierung ift verpflichtet, in weiteren 
drei Monaten auch Rumänien und damit das ganze Gebiet der bis— 
herigen europäifchen Türkei zu räumen. Der ruffiiche Staatsfanzler 
Fürſt Gortſchakoff hatte, wegen Unmwohlfein, an den Verhandlungen und 
Beichlüffen des Gongrefjes feinen Antheil genommen; Schwvaloff erflärte 
indeß die Zuftiimmung zu den [eßteren im Namen Rußlands. In der 
folgenden Situng erfchien jedoch Gortjchafoff mieder, um zu erflären, 
daß dieſe Zugeftändnifle weit diejenigen überjchritten, welche Ruß— 
land urfprünglich zu machen gedacht Habe: Rußland habe dieje 
Opfer nur aus Liebe zum Frieden gebracht und um zu zeigen, daß 
es Wahrheit gewefen ei, wenn es jowohl vor als nad) dem Sriege 
erklärt habe, daß es diejen nur geführt, un den Chriften des Orients 
zu helfen, und daß es, nachdem es jo große Opfer gebracht habe, 
lediglich für das Chriſtenthum und die Givilifation, nunmehr gezeigt 
habe, daß es im Stande fei, auch Opfer zu bringen für die Wieder- 
berjtellung des Friedens. „Sch glaube, Niemand wird den Ruhm 
„der ruffiichen Armee, welche die glänzenditen Siege errungen Hat, 
„in Frage ftellen; aber Rußland wünſcht, daß es offenkundig jet, 
„daB e3 die Yorbeeren de3 Sieges, die mit dem £ojtbarften Blut er— 
„rungen find, gegen die Palme des Friedens vertaufchen möchte.“ 
Lord Beaconäfield überjchüttete im Namen Englands den ruffiichen 
Bevollmächtigten für dieje friedlichen Gefinnungen mit jeinem Xobe. 
Wie weit Rußland, der ruſſiſche Reichskanzler und die panſlaviſtiſche 
Partei diefe Lobeserhebungen twirklich verdienten, darüber war Lord 
Beacongfield ficherlich für fich ganz im Klaren und ebenjo auch bie 
Öffentliche Meinung Europas: Kaiſer Alerander will den Frieden 
aufrichtig, Rußland oder wenigjtens diejenige Strömung in Rußland, 
diejenige Partei, die den Kaiſer zum Kriege gegen die Türkei ver- 
anlaßt und getrieben hat, will ihn nicht oder will ihn nur, wenn 
und jo weit fie von Europa dazu gezwungen wirb. 

Außerdem wurde vom Berliner Gongreß die ſchon im Frieden 
von Et. Etefano von Rußland ausbedungene und von der Pforte 
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zugeſtandene vollftändige Unabhängigfeit Rumäniens, Serbiens und au. 
Montenegros janctionirt, jedoch an die Bedingung geknüpft, daß die Minen, 
jelben den Befennern der verjchiedenen Religionen und Gonfeffionen * 
die volle politiſche Gleichberechtigung zugeſtänden. Dieſe Beſtimmung Monte 
war hauptſächlich gegen Rumänien gerichtet, das den allerdings ſehr "P- 
zahlreichen Juden ſeines Gebietes dieſe Gleichberechtigung bisher 
verweigert hat. Rumänien wurde überdies gezwungen, das ihm Ru— 
durch den Pariſer Frieden zugetheilte Ruſſiſch-Beſſarabien wieder an" 
Rußland abzutreten und dafür die Dobrudicha einzutaufchen. 
Rumänien, die Regierung und beide Kammern hatten fich dagegen 
bebarrlich geiperrt und einmüthig gegen diefe Vergewaltigung 
proteftirt. Rußland bezeigte fich darin gegen Rumänien, das ihm 

vor Pletvna die wejentlichtten Dienjte geleiftet, jehr undankfbar, und 
Europa ließ es feinerjeits im Stich: Deutfchland nahm fich feiner 

zu Gunften Rußlands troß der dynaftiichen Verwandtſchaft mit dem 
Hürften Karl nicht an und die übrigen Mächte folgten Deutfchland, 
obgleich alle ein Intereſſe gehabt hätten, Rußland nicht wieder bis 

an die Donaumündungen vorrüden zu laflen. So erhielt Rumänien 
allein feine Gebietövergrößerung, während folche Serbien und Montes 

negro zuerkannt wurden. 

Wichtiger noch waren die Beſchlüſſe des Berliner Gongreffes Bosnien 
bezüglich Griechenlands und Bosniens. Auf das letztere hatte, wie edge 
alle Welt wußte, Defterreich jchon feit Tängerer Zeit fein Auge ge= gowina. 
worfen, und darüber hinaus auf den Sandſchak Novi-Bazar und 
Rascien, da3 Serbien und Montenegro von einander trennt, fo tie 
auf den langen von der Eifenbahn durchjchnittenen Kandftrich über 
Mitroviga hinaus bis nach Salonichi am ägäiſchen Meere. Die 
erjteren bilden da3 natürliche Hinterland für die öfterreichiichen 
Provinzen an der Adria, in Rascien bedarf es einer militärischen 
Stellung gegenüber Serbien und Montenegro, da beide befannter 
Maßen zu Rußland Hinneigen, obgleich fie ſchon geographijch 
in den Intereſſenkreis Oeſterreichs, nicht Rußlands, fallen; end» 

lid würde ihm der Beſitz de3 Landſtrichs von Mitrovitza bis 
Salonichi, zwiſchen Albanien und dem neuen Bulgarien, eine einfluß- 
reiche Stellung neben Rußland auf der Balkanhalbinjel gewähren, 
was augenfcheinlich in feinem eigenen Intereſſe wie in demjenigen 
Europas läge. Vorerſt ijt das freilich nur eine Frage der Zukunft 
und muß diefer überlaffen bleiben, wenn die Türkei ihrem weiteren, 
Berfalle in Europa überantivortet bleibt, woran freilich Faum zu 
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bezweifeln ift. Bosnien und die Herzegowina hätte dagegen Oeſter— 
reich längjt haben können, wenn es ſich Rußland im Kriege gegen 
die Türkei angejchloffen hätte, wozu es auch von Rußland eingeladen 
worden war. Dejterreich hatte dieß indeh jeinerjeit3 und aus guten 
Gründen abgelehnt; aber Bosnien hoffte e8 doch zu erhalten und 
zwar mit Hülfe dev Mächte und vielleicht mit der eigenen Zuſtim— 
mung der Pforte. Das letztere war nun freilich nicht der Fall; 
dagegen verjtändigte ſich Defterreich darüber mit England. In 
Berlin aljo regte Defterreich die Frage an, was mit Bosnien und 
der Herzegowina anzufangen ſei, da es an der Ruhe diefer beiden 
Nachbdrprovinzen jelbjtverjtändlich in hohem Grade intereffirt, die 
Pforte aber erfahrungsgemäß außer Stande fei, die Ruhe und 
Drdnung in denjelben jelbjt aufrecht zu halten. Offenbar verabre— 
deter Maßen ging England auf die Anregung Oeſterreichs ſofort 
ein und einmüthig übertrug der Congreß die Occupation und Wer: 
waltung der beiden Provinzen Defterreich. Nur die Pforte ſelbſt 
proteftirte gegen dieſe Quafi-Bertheilung ihrer ſelbſt, obgleich ihr die 
Souveränetät nominell belaffen wurde, freilich eben nur nominell; 
denn daß Oeſterreich diefe Provinzen der Türkei niemals wieder 
zurüdgeben würde, lag auf platter Hand. Schließlich mußte ſich 
die Pforte doch der Anordnung des Gongrefjes fügen und fügte fich 
derjelben dadurch, daß fie den Berliner Frieden auch ihrerjeits rati- 


Griehen-fizirte. — Griechenlands nahm fich in Berlin eigentlich nur Frank: 
and. reich, aber diefes allerdings nachdrüdlich und mit großen Eifer an, 


Urs 


da England dasjelbe, jobald es feiner nicht mehr bedurfte, wieder 
fallen ließ, weil es in den unternehmenden und thätigen Griechen 
im Orient viel mehr Handelörivalen als Bundesgenofien fieht. 
Auf Frankreichd Betrieb wurde dagegen Griechenland eine nicht 
unbedeutende Gebietserweiterung in Theflalien und Epirus mit der 
Stadt Janina nicht zugelprochen, aber doch in Ausſicht geftellt. 
Denn die näheren Beftimmungen diefer jog. Grenzberichtigung wur— 
ben tweiteren Unterhandlungen zwifchen der Pforte und Griechenland 
vorbehalten und die Mächte ficherten dabei Griechenland nur ihre 
guten Dienfte zu. Die Pforte Hatte bei diejer Form des Gongreh- 
beichlufjes feine Veranlaſſung, gegen denfelben förmlich zu proteftiren, 
aber für fich war fie von vorneherein entjchloffen, Griechenland nichts 
oder doch nur jo wenig als möglich zu bewilligen, ſofern fie micht 
durch die Mächte dazu geziwungen werden jollte. 

So erhielt Rußland im Berliner Frieden für feine gewaltigen 
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Anftrengungen und Opfer in Guropa von der Türkei unmittelbar 
eigentlich nichts, ala die Dobrudicha, um fie gegen Beſſarabien ein= 
taufchen zu können und die Ausficht auf eine Kriegsentichädigung 
Seitens der Pforte, von der e8 zum voraus feſt jtand, daR der ohne= 
hin banferotte Staat fie nie und nimmer werde bezahlen können. 
Dagegen erhielt e& in Afien einen guten Theil Armeniens, das durch 
feine Lage ihm allerdings jehr werthvoll ift, doch ohne die Haupt 
ftadt Erzerum, wohl aber mit der Hafenftadt Batum. Dieſe Ruß- 
land zu überlaffen, fiel England nicht ohne gute Gründe jchwer und 
Rußland erhielt fie auch nur unter der ausdrüdlichen Bedingung 
oder wenigſtens Beitimmung, fie zu einem Freihafen zu machen, der 
hauptjächlich für den Handel bejtimmt jei. Rußland wird aber 
ohne Zweifel Batum, jobald es fann, zu einem Bollwerk an der 
Südküſte des jchwarzen Meeres erweitern, wie es fich ein beſſer 
gelegenes und fefteres faum würde wünjchen können. 

Veberblidt man die in den Protofollen niedergelegten Ver— Refut- 
Handlungen und die Beſchlüſſe des Berliner Congreſſes ala Ganges, nr 
jo wurde durch denjelben allerdings jo viel erzielt, daß die orien= Kon. 
talifche Frage vorläufig gelöft oder vielmehr momentan erledigt greſſes. 
wurde. Rußland hat die Schaffung eines neuen bulgarifchen Staates 
erreicht, der natürlich ganz und gar unter jeinem Einfluffe ftehen 
wird: aber es bleibt doch unmittelbar noch von der Balkanhalbinfel 
ausgejchlofjen ; die Pforte wurde ala ein möglicher Weile in Europa 
lebensfähiger Staat erhalten und ſowohl Dejterreich als Griechen- 
land in den Stand gejeßt, den Bejtrebungen der Slaven und den 
Plänen Rußlands für die Zukunft ein Gegengewicht zu bilden. 
Hält fih Rußland aufrichtig und gewiffenhaft an den Berliner 
Frieden, jo könnte die orientalische Frage für einmal und für eine 
(längere oder kürzere Reihe von Jahren von der Tagesordnung ver— 
ſchwinden. Wahrjcheinlich ift es nicht. Gelöft wurde die ſchwierige 
Frage durch den Berliner Congreß nicht: neue Bewegungen und 
neue Kämpfe innerhalb der Baltanhalbinfel, denen die Mächte viel- 
leicht nicht fremd bleiben fönnen, jtehen von vorne herein in ziemlich 
ficherer Ausficht; darüber konnte ſich Europa unmöglich täufchen 
und täufchte fich auch nicht. Nur jo viel jteht feit, daß die jehr 
complicirte Frage nicht von Rußland allein, das jehr ideale Zwecke 
vorjchiebt, aber jehr reale im Auge hat, gelöjt werden darf. Die 
ganze Frage iſt zu einer definitiven Löſung überhaupt noch nicht 
reif. Die Herrichaft der Türken in Europa it auf die Dauer offenbar 
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abfofut unhaltbar geworden. Das türkische Volk zeigt zwar, darüber 
find die genaueften und unbefangenften Kenner der Yuflände der 
Balfanhalbinfel einig, viele vortreffliche Charaktereigenfchaften, und 
die Türken find darin gerade den Slaven weit vorzuziehen und ver— 
dienen, don Nages und religiöfen Sympathien abgejehen, rein menfch- 
lich vielfach entjchieden unfere Theilnahme: aber einer Entwidelung, 
einer gründlichen Reform nach den Anforderungen europäiicher Eultur 
icheinen fie unfähig au fein und ihr Staatswejen, das Regiment des 
Sultans und feiner Paſchas und Effendis in Konftantinopel und in 
den Provinzen ift ein durch und durch verrottetes und corrupteg, 
ein geradezu unverbefferliches. Wenn jedoch die Rufen die Hoff: 
nung begten, fchon jet die Türken nach Afien zurüd zu werfen 
und das Kreuz auf der Hagia Sophia aufzupflanzen, jo haben fie 
jich getäufcht. Die definitive Losreißung Rumäniens, Serbiens und 
Montenegro von der Pforte, die Anfrichtung des Fürſtenthums 
Bulgarien und die Gonftituirung der Autonomie Dftbulgariens und 
noch mehr fat die Ueberantwortung Bosnien und der Herzegowina 
an Dejterreich wie die bejchloflene anfehnliche Vergrößerung Griechen 
lands haben dem Beſtande der Türkei einen neuen fchweren Stoß 
verfeßt. Die innere Auflöjung des türkiſchen Neich® in Europa ift 
bereit3 eingetreten und der Anfang einer Theilung bdesfelben durch 
die Mächte hat begonnen. Aber e3 wird allem Anfchein nach doch 
noch Jahrzehente dauern, bevor ſein Schickſal fich vollendet haben 
wird. Die chriftlichen Bevölferungen der Balkanhalbinſel find 
größeren Theils zur Freiheit und Selbjtändigfeit noch nicht reif 
und werden e3 erjt allmälig werden. Die jog. bulgarijchen Gräuel, 
erit die der Türken gegen die Bulgaren und dann die der Bulgaren 
gegen die Türken, haben hinreichend bewiefen, daß man es mit 
Barbaren oder doch Halbbarbaren auf der einen wie auf der anderen 
Ceite zu thun hat. Die verjchiedenen Nationalitäten find dort zu— 
dem vielfach jo durch einander gewürfelt, daß die Ruhe und eine 
friedliche Entwidelung überall nur möglich ift, wenn die verichie- 
denen Racen und Gonfeffionen ich gegenfeitig dulden lernen, wozu 
e3 noch längerer Zeit bedürfen wird. Jedenfalls wird mit dem 
Fortgang der Dinge und bei einer definitiven Löſung der vrientalis 
chen Frage das überall in jenen Gegenden jo zahlreich vertretene 
griechiiche Element ganz anders in die Wagfchaale fallen und be= 
rücfichtigt werden müſſen, als es von Seite der Mächte im J. 1878 
gejchehen ift. Die vorläufige Erledigung der aufgehäuften Schwierig: 
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feiten erfolgte eben durch den Berliner Congreß nur nach den augen 
blidlichen Intereſſen der verjchiedenen daran betheiligten Mächte 
und jelbjt die Durchführung des Berliner Friedensvertrages ijt noch 
keineswegs gefichert. 

Die Thätigkeit der Negierung ſowohl ala das Intereſſe der 
öffentlichen Wleinung wurden in England und Defterreich von diejen 
orientalifchen Dingen fajt ganz abforbirt. In Frankreich und Deutjch- 
land war dieß in jehr viel geringerem Grade der Fall. Beide 
waren vielmehr im %. 1878 von innern politifchen Kämpfen und 
Strömungen in Anfpruch genommen, welche indeß wenigftens in 
Frankreich bis zu Ende des Jahres zu einem gewillen Abjchluß 
famen, während fie in Deutjchland ich exit zu entwideln anfingen Seut- 
und zwar zunächjt aus der jog. Kanzlerkrifis, mit welcher das Jahr Ka 
1877 abgejchlofjen hatte. 

Diefe Hatte ihren Ausgangspunkt in dem Entlaffungsgefuche, Die 
das der Reichefanzler im April des vorhergehenden Jahres in Folge Kauler- 
feiner längjt erjchütterten Gefundheit dem. Kaifer eingegeben hatte. — 
Der Kaiſer war darauf, wie zu erwarten ſtand, nicht eingegangen, Stellver— 
hatte dagegen dem Kanzler einen Urlaub auf unbejtimmte Zeit Ber 
theilt, wa8 nothwendig nähere Beſtimmungen bezüglich jeiner Stell: —— 
vertretung nach ſich ziehen mußte. Darüber nun hatte ſich Streit 
erhoben. Der Reichskanzler wünſchte die Frage lediglich innerhalb 
des Rahmens der beſtehenden Reichsverfaſſung zu erledigen; die 
Fortſchrittspartei dagegen wollte ſie dazu benützen, um die alleinige 
und ausſchließliche Verantworklichkeit des Reichskanzlers zu beſeitigen, 
der Reichsregierung eine mehr oder weniger definitive Organiſation 
zu geben, und zu dieſem Ende hin förmliche Reichsminiſter, die nicht 
unter, ſondern neben dem Reichskanzler ſtänden und dem Reichstage 
jeder für ſein Reſſort verantwortlich wären, aufzuſtellen. Die Frage 
hatte zu wiederholten, einläßlichen Debatten im Reichstage geführt, 
ohne jedoch entjchieden zu werden. Die Yortjchrittspartei war dabei 
von der allerdings unläugbaren Ihatfache ausgegangen, daß die 
diesfall3 bejtehenden verfaflungsmäßigen Beltimmungen doch im 
Grunde nur proviforifche feien und ſich gänzlich auf die Perſönlich— 
feit des Reichskanzlers ftüßten, mit feinem Abgange aber, der ja 
früher oder jpäter doch unausweichlich erfolgen müfle, durchaus un— 
haltbar fein würden, und hielt es für angemefjen, jchon jeßt dafür 
Vorſorge zu tragen und die Neichöregierung demgemäß jofort nach 
richtiger conjtitutioneller Iheorie zu organifiven. Und die Fort— 
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Ichrittöpartei ftand darin nicht ganz allein: auch die maßoebende 
nationalliberale Partei neigte ſich wenigſtens theilweife ähnlichen 
Anfchauungen zu, wenn auch nicht ohne allerlei Bedenken. Der 
Reichskanzler aber war feinerfeit3 entichieden gegen eine Aenderung 
der Verfaflung und überhaupt gegen die Aufjtellung von verantwort- 
lichen Reichsminiſtern. Wiederholt fette er dem Neichätage in aus— 
führlichen Darlegungen auseinander, daß der Bundesrath dadurch 
in feiner bisherigen Stellung und feinem bisherigen Einfluffe eine 
ſchwere Einbuße erleiden würde und daß die Regierungen der Ein» 
zelftaaten darum dem Plane jchwerlich zuftimmen würden, daß, 
jelbft wenn dieſer Widerftand überwunden werden könnte, mit der 
Aufitellung von Reichsminiftern gar nichts geholfen wäre, daß bie 
Reichsregierung dann erjt recht machtlos gewiffermaßen in der Luft 
ftände, der Einfluß der Reichsidee, die Kraft der NReichäregierung 
aljo dadurch nicht gejtärkt, fondern vielmehr entjchieden geſchwächt 
würden. Ungzweifelhaft habe das Reich in der kurzen Spanne Zeit, 
da es bejtehe, in feiner Entwidelung und Ausbildung große Fort— 
Schritte gemacht, aber darum dürfe man nicht verfennen, daß es 
wejentlich ein föderales Gebilde ſei und jene Fortſchritte nur durch 
die freie Zuftimmung der Einzelregierungen hätten erzielt werden 
fünnen. Wenn die Fortjchritte nicht größere und raſchere geweſen 
feien, jo liege die Erklärung darin, daß manches an dem Wider: 
jtreben eben diejer Einzelregierungen, an dem vielfach durch und 
durch particulariftifchen Wejen der Nation gejcheitert ſei. Diejer 
particularijtiiche Zug werde nur mit der Zeit gemildert und über» 
wunden twerden können. Ihn durch Neichäminifter vor den Kopf 
zu jtoßen, würde ihn zunächſt ficher nicht fchwächen, ſondern nur 
ftärfen. Der Neichsfanzler bat daher dringend, die Beitimmungen 
der Reichsverfaſſung bezüglich jeiner ausschließlichen VBerantwortlich- 
feit zu belaffen und nur für feine Stellvertretung nach dem augen— 
Pläne blilichen Bedürfniß beforgt zu fein. Inzwiſchen war jedoch aud) 
a er, und das im Grunde mehr noch al irgend welche politifche 
tanzlers, partei, bemüht, die Kraft der Reichsregierung zu ftärken und ihren 
Einfluß zu vermehren, und wenn er, dem Wunſche feines Eaiferlichen 
Herrn entiprechend, darauf verzichtet hatte, fich von den Gefchäften 
völlig zurücd zu ziehen, jo war e& nur unter der ausdrüdlichen oder 
ftillfchweigenden Bedingung gefchehen, daß ihm dieß möglich gemacht 
würde. Aber im Gegenfake gegen die Ideen der FFortjchrittöpartei 
juchte er diejes Ziel vielmehr von der gerade entgegen gejeßten Seite 
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her zu erreichen: ftatt die Particularftaaten durch ein conftitutionelleg 
Reichsminiſterium auf Koſten des Bundärathes vor den Kopf zu 
ftoßen, verfolgte er den Plan, ohne Beränderung der Reichsver— 
fafjung, innerhalb des Rahmens derjelben die Einzeljtaaten in ihren 
Snterefien vom Reiche abhängig zu machen und dadurch in den 
Dienst des Reiches gewiflermaßen zu zwingen. Zu diefem Ende hin 
hatte er ſchon früher die Idee einer Erwerbung der jämmtlichen 
deutjchen Staatsbahnen für das Reich in Anregung gebracht und 
in Preußen dafür ſchon die einleitenden Schritte getroffen; der 
Miderftand der übrigen Particularjtaaten aber hatte ihn genöthigt, 
das Project wenigjtens für einmal wieder völlig ruhen zu laſſen. 
Dagegen ergriff er jeht mit dem ihm eigenen Fyeuereifer und einer 
Energie, die feinen Widerftand kennt, den Plan einer durchgreifenden 
Finanz- und Steuerreform, die dazu dienen follte, nicht nur das _ 
Reich durch Befeitigung der ſog. Matricularbeiträge finanziell von 
den Ginzelitaaten unabhängig zu machen, fondern durch Entwidelung 
des indirecten Steuerſyſtems dem Reiche Jo ergiebige Mehreinnahmen 
zuzuführen, daß dasjelbe im Stande wäre, auf jene Matricular« 
beiträge zu verzichten und jogar noch den Einzelftaaten erfledliche 
Summen für ihre jpeziellen Zwede und Bedürfniffe zu überlaffen, 
jomit aljo das bisherige Verhältniß geradezu umzukehren, und die 
Ginzeljtaaten finanziell vom Reiche abhängig zu machen. In diefem 
Sinne warf er neben einer Uebertragung der gefammten Stempel= 
jtenern auf das Reich, neben der Einführung einer Börfenfteuer 
u. dal. namentlich das Project auf, das Tabakmonopol, das in 
Frankreich, Defterreich und Stalien bereits bejtand und im erſt— 
genannten Lande der Regierung jährlich über 300 Mill. Franken 
abwarf, auch in Deutfchland einzuführen. Wenn dasjelbe in Deutjch- 
land, two doch noch ungleich mehr geraucht wird ala in Frankreich, 
auch nur annähernd jo viel eintrug wie in frankreich, jo würde 
dem Reichskanzler diefe Eine indirecte Steuer genügt haben, um alle 
jeine Zwecke zu erfüllen. Die Regierungen der Eingelftaaten konnten 
gegen das Project eigentlich nicht allzuviel einwenden, da es ihnen 
große finanzielle Vortheile verfprach und ihren particularen Rechten 
und ihren Ansprüchen in feiner Weife zu nahe trat. Die öffent» 
lie Meinung dagegen nahm es fat durchweg jehr ungünftig auf, 
jumal durch dasſelbe ein blühender Jnduftriezweig, der viele Taufende 
intelligenter und arbeitfamer Leute beichäftigte, erbarmungslos hätte 
bingeopfert werden müſſen, wenn fie auch zugab, daß eine höhere 
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Beiteuerung des Tabaks als eines unziweifelhaften Luxusartikels, 
ernithaft ins Auge gefaßt werden möge, um dadurch der drüdenden 
Matricnlarbeiträge los zu werden. Der NReichskanzler beharrte in- 
deß auf Jeinem Plan und verfolgte ihn unentwegt weiter, überzeugt, 
wie er war, daß er ihn ſchließlich doch durchjegen werde, wenn auch 
möglicher Weife allerdings nicht auf den erften und nicht auf Einen 
Schlag. Um feine Zwecke zu erreichen, bedurfte er aber zwei bis brei 
hundert Millionen Mark jährlicher Einnahmen mehr für das Reich 
als bisher und dieje gewaltige Summe konnte nur durch das Mittel 
der indirecten Steuern bejchafft werden: und dieſes Ziel ließ er von 
diefem Augenblid an nie mehr aus den Augen. Doch konnte auch 
er fich nicht verhehlen, daß es ihm, der gegen eine fo gewaltige 
Mehrbelaftung energifch widerftrebenden öffentlichen Meinung gegen 
über, jchwer fallen würde, den Bundesrath und den Reichstag da— 
für zu gewinnen. Um nun den Widerftand der Einzelregierungen 
zu überwinden, dachte der Reichskanzler wenigftens einen Augenblick 
daran, die Reichsregierung mit dem preußifchen Staatäminifterium, 
diefem Hauptparticularijten, twie er e8 nannte, in eine nähere Ver— 
bindung zu bringen, in dem Sinne, daß den Leitern gewifler Reſſorts 
der Reichöverwaltung diejelben Reſſorts auch als preußiichen Mi— 
niftern im preußiichen Staatsminifterium vom Kaifer übertragen 
werden follten; und um feine Pläne im Reichstag durchzufeken, 
dazu follte die Bildung einer feften Majorität für die Regierung 
dienen, die er mit Hülfe dev nationalliberalen Partei zuwege zu 
bringen hoffte, indem er zu diefem Ende Hin diefer den Eintritt 
einiger ihrer hervorragenditen Führer in die Neichsregierung und 
zugleich in das preußifche Minijterium in Ausſicht ftellte.e Der 
lan war bis Ende des Jahres 1877 ſchon fo weit gediehen, daß 
der anerkannte Führer der Nationalliberalen, dv. Bennigfen, fich zu 
Weihnachten jenes Jahres nach Barzin begab, um mit dem Reichs: 
fanzler über die Ausführung desfelben zu unterhandeln. Wie weit 
beide ſich verjtändigten, ift nicht befannt geworden; aber allgemein 
wurde angenommen, daß eine vorläufige Verjtändigung jedenfalls 
zu Stande gefommten fei, wenn man fich auch nicht verhehlen konnte, 
daß noch allerlei, und zwar zum Theil tief greifende Differenzen 
zurück geblieben fein müßten. Genug, man gab fich der Hoffnung 
hin, daß ein gemeinfamer Boden für eine weitere und umfafjende 
Vereinbarung gewonnen, und daß eine Löfung all der verwickelten 
ragen, welche das Jahr 1877 für Deutjchland aufgeworfen Hatte, 
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im allgemeinen Intereſſe und unter allgemeiner Zuftimmung in 
Ausſicht getreten jei. 

Das Jahr 1878 Hat diefe Hoffnung nicht beftätigt. Die 
Stelfvertretungsfrage wurde, zwar nicht ganz, aber doch im Wefent- 
lichen nach den Wünſchen des Reichskanzlers durch die Unterſtützung 
der nationalliberalen Partei erledigt. Dagegen fam die in Ausficht 
genommene weitere VBerjtändigung und feitere Verbindung zwijchen 
dieſer und dem Reichskanzler nicht nur nicht zu Stande, Jondern 
Tchlug big zum Ende des Jahres jogar ins völlige Gegentheil um. 

Als die Stellvertretungsfrage, jo ziemlich ein Jahr, nachdem Die 
fie aufgeworfen worden, zur Entjcheidung reif war, jtand es bereite. 
fejt, daß die dee von verantwortlichen Reichsminiftern nach den srage. 
Wünſchen der ortjchrittzpartei eine Majorität im Reichstage nicht 
finden werde. Dagegen erhob fich wider die Abfichten des Reichs— 
fanzlers von anderer Seite Widerftand. Nach dem Borjchlage des 
Reichskanzlers follte „die ihm durch die Verfaffung und die Geſetze 
des Neiches übertragene Xeitung in der Verwaltung, Beauffichtigung 
und Bearbeitung der Reichtangelegenheiten, ſowie die zur Gültigkeit 
der Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers nothiwendige Gegen 
zeichnung durch Stellvertreter wahrgenommen werden fünnen, welche 
der Kaijer auf Antrag des Reichskanzlers für die Fülle dev Be— 
binderung desjelben aus andern Wlitgliedern des Bundesraths im 
Allgemeinen oder für einzelne Amtszweige ernennt.“ In dem An— 
trage war Vorſorge getroffen ſowohl für einen Stellvertreter des 
Kanzlers bezüglich aller feiner Gejchäfte, alfo einen fürmlichen Vice— 
fanzler, als für die Etellvertretung des Kanzler bezüglich einzelner 
Nefjort3 oder Gejchäfte, und ferner ſowohl für die eigentlich Leitende 
als für die bloß beauffichtigende Aufgabe des Kanzlers. Unter allen 
Umftänden aber blieben die Stellvertreter vom Kanzler abjolut ab» 
hängig, jtanden unter, nicht neben ihm, jo daß diejer befugt fein 
jollte, in jedem Augenblide, two er fich nicht mehr für behindert anjad, 
jelbjt in das Refjort einzugreifen und divecte Anordnungen zu treffen. 
Der Bundesrath Hatte gegen die Vorlage nichts einzuwenden und 
genehmigte fie einjtimmig, doch mit der bezeichnenden Einjchränfung, 
daß jede Stellvertretung ausgeſchloſſen ward für diejenigen Nemter, 
bei welchen der Schwerpuntt der Gejchäfte in die Beauffichtigung 
der Bundesjtaaten fällt, ald namentlich für die Juſtiz, das Eiſen— 
bahnamt und einen Theil des Reichskanzleramtes, nämlich die 
Finanzen, in jo fern ſie nicht die Reichsfinangen umfafjen, weil die 
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Regierungen darin eine Beeinträchtigung ihrer Stellung zu erkennen 
meinten. Der Reichskanzler, immer bemüht, die Particularregierungen 
zu jchonen, gab auch fofort nach und verzichtete infofern auf jeine 
Vorlage. Bedeutungslos war der Verzicht indeß keineswegs. Die 
engere Verbindung zwijchen der Reichsregierung und dem preußilchen 
Staatsminijterium, wie fie der Neichsfanzler geplant, war dadurd) 
two nicht unmöglich gemacht, wenigjtens jehr erjchwert. Von einem 
preußiſch-deutſchen Jujtizminifter konnte nicht wohl mehr die Nede 
fein und noch weniger von einem preußijch-deutichen Eiſenbahn— 
minifter, faum noch von einem preußifch = deutjchen Reichsfinanz— 
miniſter. Die ganze Gtellvertretungsfrage war dadurch in ihrer 
Tragweite jehr zuſammengeſchrumpft. 

Die Der Reichöfanzler aber jah ſich für die Stärkung des Reichs 
— und der Reichsgewalt, der alle ſeine Sorgen zugewendet waren, auf 
Wirth. Die Finanz- und Wirthſchaftsreform zurückgeworfen, die er aller— 
ſchafte dings jchon bisher feinen Augenblid aus den Augen gelaffen Hatte 
reform und die er aber jet immer energifcher, immer dringender in Angriff 

nahm und nachgerade auch immer umfangreicher und tiefgreifender 
auögeftaltete. Um den Gang der Dinge, der für Deutjchland 
Schließlich wirthichaftlich und politijch geradezu verhängnißvoll wer: 
den follte, zu verftehen, darf nicht aus den Augen gelafjen werden, 
daß der Reichskanzler von Anfang an als jein Biel die Befeitigung 
der bisherigen Wtatricularbeiträge ins Auge gefaßt Hatte, um das 
Reich von den Einzelſtaaten finanziell unabhängig zu machen und 
als Mittel dazu die jtärkere Ausbeutung der indirecten Steuern, 
um dadurch dem Reiche eine Mehreinnahme von 2 big 300 Mill. 
Mark zu verichaffen, den Ueberfchuß über den Betrag der Matri— 
cularumlagen ganz oder doch zum Theil den Einzeljtaaten zu über: 
weifen und jo diefe vom Weiche finanziell mehr oder weniger ab» 
hängig zu machen. Da3 war fein Plan, fein Ausgangspunkt und 
jein Ziel und blieb e8 auch ohne Zweifel bis zuleßt. Zuerſt dachte 
er dasſelbe auf einen Schlag durch Einführung des Tabatmonopols 
zu erreichen, und wenn ihm diejes jofort zugeftanden worden wäre, 
jo hätte er zunächjt wohl nicht an die Herbeiziehung noch anderer 
und zwar immer mehr und mehr Stenerobjecte gedacht oder, wenn 
er daran gedacht hätte, Jo würde wohl verzweifelt wenig Ausſicht 
bejtanden haben, im Reichstag noch mehr Steuern durchzuſetzen 
und das ganze bisherige Wirthichaftsjyftem der Nation über den 
Haufen zu werfen, auch wenn er, wie es jpäter gejchab, die jo wirt 
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ſamen Schlagwörter einer dringend nothwendigen Hülfe für bie 
furchtbar bedrängte Yandwirthichaft und eines ausgiebigen Schutzes 
der nationalen Arbeit gegen die Goncurrenz und unerträgliche Aus— 
beutung des Auslandes ins Feld geführt hätte. Erjt ala das Tabaf- 
monopol auf einen eben jo lebhaften ala zähen Widerſtand ſtieß, 
al3 namentlich die bisher im Neichdtag maßgebende nationalliberale 
Partei als jolche in einer Fractionsverſammlung fich entjchieden 
dagegen ausſprach, als der Reichskanzler fich überzeugen mußte, 
daß er jelbjt im beiten Falle nur nach und nach, nur ftufenweife 
zum Tabakmonopol gelangen werde, als die Majorität des Reichs— 
tags entſchieden nicht geneigt jchien, in Bewilligung neuer Steuern 
über den Betrag der Dlatricularbeiträge hinauszugehen und Viele 
aus conftitutionellen Gründen jelbjt gegen die vollftändige Beſeiti— 
gung diejer Bedenken trugen, ald in der öffentlichen Dteinung und 
in der Majorität des Reichstags erfichtlich wenig Neigung obwaltete, 
Telbjt bezüglich einer Erhöhung der Tabafjteuer über einen jährlichen 
Ertrag von 50 höchſtens 60 Millionen Hinauszugehen, weil die 
Zabafindujtrie nicht mehr tragen fünne, ohne in ihrem geficherten 
Fortbeſtande erjchüttert und dadurch für das Monopol reif gemacht 
zu werden, ala der Neichsfanzler die Wahrjcheinlichkeit vor jich Jah, 
die 2 bis 300 Mill..A Mehreinnahme für das Reich, an.der er 
ſeinerſeits fejt hielt, vom Neichätage auf höchitens 75 Mill. herab- 
gemindert zu ſehn; — da erſt lied er den Klagen der landwirth- 
Ichaftlichen Bevölterung und den Einflüjterungen einiger jehr ein— 
flußreicher Jnduftriebranchen ein geneigtes Ohr. Ohne Zweifel war 
er ſchon früher davon überzeugt, daß die landwirthichaftlichen Ge— 
werbe in Steuerſachen den indujtriellen gegenüber benachtheiligt 
ſeien und ebenſo mag er jchon früher überzeugt gewejen fein, daß 
Deutjchland in Herabjegung und totaler Abjchaffung der Eingangs— 
zölle auf die Producte und Yabricate des Auslandes vielfach zu 
weit gegangen jei; auch Andere in ziemlich weiten Streifen neigten 
mehr und mehr der Anficht zu, daß eine Entlaftung der überbür- 
deten Landwirthichaft nachgerade geboten ſei und daß einzelnen wirk— 
lich notHleidenden Induſtriezweigen unter die Arme gegriffen werden 
müfje: aber von da bis zu Getreide» und Viehzöllen und bis zu 
einem volljtändigen Schutzzollſyſtem für faſt alle nur möglichen 
Sinduftriegiveige war doch ein gewaltiger Schritt. Erſt als der 
Reichskanzler fich durch das Scheitern des Tabakmonopols dazu ge= 
drängt jah, in den Steuerobjecten weiter auszugreifen, um jeine 
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2 bis 300 Mill. .A Mehreinnahmen für das Reid) voll zu machen, 
arbeitete er fich immer mehr und immer tiefer in die Schußzollidee 
hinein und das um jo mehr, als die Agrarier und die großen In— 
duftriellen ihm um die Wette ihre Unterftügung anboten, eine Unter: 
jftüßung, die auch politifch im Intereſſe der eingetretenen con— 
jervativeren Strömung verwerthet werden fonnte, und fich ihm 
gleichzeitig die Möglichkeit aufthat, jogar die ultramontane Partet 
entweder zu fprengen oder aber wenigſtens zum Theil und bis 
auf einen gewillen Grad heranzuziehen und jeinen Zwecken dienft- 
bar zu machen. 

Die Dinge entwidelten ſich indeß naturgemäß nur allmälig. 


neben bead ie ganze Finanz, Etener: und Mirthichaftsfrage war für Deutid- 


Plans 


mit denland im Jahre 1877 eigentlich erſt gejtellt worden, wurde im Jahre 
National1878 zu einer fürmlichen Krifis und dieje ſoll erſt 1879 mit alien 
Liberalen; gyen weitreichenden und ſchwerwiegenden materiellen und politijehen 


Gonfequenzen gelöft werden. Man darf wohl annehmen, daß der 
Reichskanzler zu Ende des Jahres 1877 über feinen Plan im Detail 
mit fich jelbjt noch keineswegs ganz im Reinen war, wenn ihm aud 
das Ziel Kar vor Augen ftand. Der Gedanke des Reichsfanzlers, 
ſich über denjelben mit der im Reichsſstage maßgebenden Partei der 
Nationalliberalen zu verjtändigen und ihn mit ihrer Unterſtützung 
im Reichstage durchzujegen, war für jenen offenbar nur eine 
erste Phaſe. Er wurde allen Anjchein nach von ihm jchon im 
Laufe des Januars 1878 wieder gänzlich fallen gelaſſen. Die 
practifche Ausführung desjelben hätte von feiner Seite die ſchwer— 
wiegende Gonceffion einer Art parlamentarijchen Regimentes ver: 
langt, wie e& weder feinen monarchiſchen Anjchauungen entiprochen 
hätte, noch mit jeiner herriſchen Natur verträglich geweſen wäre. 
Daß die nationalliberale Partei ihm nach dem bisherigen Syſtem 
der Gompromifje von Fall zu Fall, möglichit entgegen kommen 
werde, davon fonnte er ohnehin überzeugt fein. Im übrigen aber 
war er entjchloffen, jein Ziel weiter zu verfolgen, auch jeinerjeits 
two möglich mit, nöthigenfall® aber auch ohne, ja jogar gegen bie 
nationalliberale Partei. 

Unter diejen Umftänden wurde am 6. Februar die Seffion 
des Reichstags im Auftrage des Kaiſers durch den Vicepräfidenten 
des preußifchen Staatsminijteriums und Yinanzminijter Gamphaufen, 
eröffnet. Ihre Haupttractanden bildeten, außer manchem Anderen, 
die Erledigung des Stellvertretungsgejeßes, des Budgets für 1378/79 
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und die bei den Gteuervorlagen betr. Erhebung von Reichsſtempel- Gr. 
abgaben und betr. Erhöhung der Steuern und Zölle auf Tabak. Den fung 
Angelpunft der ganzen Situation bildete unzweifelhaft das Budget, — 
das nach der Vorlage der Regierung ein Defizit von nicht weniger tage. 
al3 28 Mill. auswied. Der Reichstag nahm es denn auch jchon 

am 16. Yebruar in Angriff und erledigte die erſte Lefung in Einer 
Sitzung, indem er den größeren Theil der Berathung im Plenum 
vorbepielt und nur einen fleineren der Budgetcommiffion überwies, 

um jenes Defizit zu prüfen und nach Möglichkeit herabzumindern. 

Am 14. Februar war auch der Reichskanzler in Berlin eingetroffen 

und am 21. Februar gelangten die Steuervorlagen zur erjten Leſung 

und führten alsbald zu einer großen Steuerdebatte, die drei volle 
Zage in Anfpruch nahm und für die ganze Trage der ſog. Finanz— 

und Steuerreform einen entjcheidenden, verhängnißvollen Ausgang 
nahm. Da die Stempeljteuervorlage vom Bundesrathe ſtark be= 
Iichnitten worden war, jo daß ihr Ertrag für die große Yinanzfrage 

nur mehr in jehr uutergeordnetem Maße ins Gewicht fallen Eonnte, 

jo drehte fich der Kampf faſt ausſchließlich um die vorgefchlagene 
Zabafjteuer. Der Reichäfanzler, der jeinerjeit3 auf dem Monopol zabat. 
beharrte, aber dasfelbe bisher weder in der preußifchen Regierung feuer. 
noch im Bundesrath durchzuſetzen vermocht Hatte, überließ die Ver— 
theidigung der Vorlage dem preußijchen Finanzminiſter Gamphaufen 

als dem eigentlichen Urheber derjelben. Das Monopol zählte in 

der Öffentlichen Meinung wohl einige eifrige, ja geradezu übereifrige 
Adepten wie 3. B. Moriz Mohl, aber die Regierungen, wenn auch 
einige, wie 3.38. Heſſen und Württemberg, fich demjelben zuneigten, 
hielten im Allgemeinen augenjcheinlic) und ausdrüdlich zurüd und 
betrachteten die Frage vorerjt noch als eine offene, und im Reichs— 

tage fchien fie auch nur allenfalls auf die Gonfervativen und jelbft 

auf diefe nicht ohne Ausnahmen zählen zu können. Die Majorität 

des Reichsſtags wollte entjchieden nichts davon willen und brachte 
fogar der Vorlage des Bundesrathes eine unverfennbare Abneigung 
entgegen. Der preußijche Finanzminiſter hatte daher für die Ver— Kamp» 
theidigung derjelben ſchon an fich feinen Leichten Stand und ent« baufen. 
ledigte fich feiner Aufgabe überdieß mit nicht allzugroßem Geſchick. 

Mit Recht hob er zunächjt hervor, daß die Vorlage nicht bloß ihre 
Bedeutung habe für das vorgelegte Budget und das von demjelben 
ausgewieſene ſtarke Defizit, jondern auch an ſich und ohne Rückſicht 

auf das augenblidliche Bedürfniß. Dann trat er auf . — der 

Schulthess, Europ. Geſchichtslalender. XIX, Bd. 
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Befeitigung oder doch wejentlichen Einjchränfung der Matricular: 
umlagen ein und betonte die Nothwendigkeit, diefelben unter allen 
Umftänden nicht noch höher zu fchrauben. Sobald man aber das 
wolle, bleibe nichts anderes übrig, als die indirecten Steuern ftärfer 
ala bisher heranzuziehen und unter diefen namentlich den Tabak 
ala einen Gegenjtand von unzweifelhaften Luxus. Und Hiebei hob 
Gamphaufen jehr richtig hervor, daß das ganze, neu einzuführende 
Eyftem von imdirecten Steuern fich natürlicher Weiſe verjchieden 
geitalten würde, je nachdem man fich für das Monopol oder für 
eine hohe Fabrikatjteuer oder für eine erhöhte Gewichtjteuer entjcheide. 
Se mehr man aus dem Tabak zu ziehen gedenke, je mehr man da= 
raus herauszuſchlagen vermöge, defto weniger andere, vielleicht 
läftigere indirecte Steuern werde man zu Hülfe ziehen müflen. Co 
ſchien Camphauſen feinen bisherigen Anſchauungen treu geblieben 
zu fein, indem er das Tabakmonopol verwarf und die Mohl'ſchen 
„Phantafiegebilde“ über die alabald zu erwartende ungeheure Ertrag: 
ſamkeit desjelben als jolche fennzeichnete, auf der andern Seite aber 
boch gerade den Tabak als geeigneten Gegenjtand einer möglichjt 
hohen Beſteuerung Hinjtellte, ausdrüdlich um nicht genöthigt zu fein, 
andere umentbehrliche Bedürfnijje durch jog. Finanzzölle herbeiziehen 
zu müflen. Auch darin jchien Camphauſen feiner bisherigen An- 
Ihauung treu geblieben zu fein, daß er in dem Betrage der durch 
indirecte Steuern überhaupt zu erzielenden Mebreinnahme für 
das Reich nicht über den Betrag der Matricularbeiträge hinaus» 
gehen, ja ſogar diejelben nicht einmal ganz befeitigen, ſondern nur 
auf dasjenige Maß zurüdführen wollte, welches fie im Jahre 1876 
hatten. Dazu aber hätte die vorgejchlagene Tabatjteuer vollfommen 
genügt und wären weitere indirecte Steuern gar nicht mehr nöthig 
gewejen. So weit konnte aljo Gamphaufen jeine Vorlage mit gutem 
Gewiſſen vertheidigen, ohne feinen bisherigen Ueberzeugungen untreu 
zu werden. Unglüdlicher Weile blieb er aber dabei nicht jtehen, 
jondern meinte gegenüber den Anhängern des Tabakmonopols, daß 
die Vorlage auch für fie ala „vorbereitender” Schritt jehr annehmbar 
fein dürfte; und als der Reichskanzler fpäter ganz unumtmwunden 
erklärte, daß er ſeinerſeits mit dev Vorlage nicht einverjtanden jei, 
vielmehr auf dem Monopol beharre, ließ fi) Camphaufen zu dem 
Geftändniß verleiten, daß auch er das Monopol als das Ziel be= 
trachte und daß er dasjelbe jchon in einer Denkjchrift vom 17. Febr. 
1877 als folches bezeichnet Habe. Damit ging aber Camphauſen 
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jelbft über den öffentlichen Standpunct de3 Bundesrathes hinaus 

und wurde von ihm der bis dahin verhülfte Zielpunct bei Ein- 
bringung der Tabakvorlage in einer Weife enthüllt, die auf bie 
Mehrheit des Reichstags einen überaus jchlechten Eindrud machen 
mußte. Die nächjte Folge davon war, daß die Majorität des Ab 
Reichstags und namentlich) die nationalliberale Fraction, obwont"r"a 
entjchieden gegen das Monopol, zwar nicht gerade die Abweiſung Zabat- 
der Vorlage von der Schwelle, fondern nur Verweifung der Vor— Heuer. 
berathung an die Budgetcommilfion bejchloß. Aber diefe Verweifung 

hatte doch unzweifelhaft den Einn einer rüdfichtsvollen Ablehnung 

der Vorlage, indem die Nationalliberalen von allen Seiten darüber 
feinen Zweifel ließen, daß fie diejelbe, jo wie fie bejchaffen fei und 

ohne Ergänzungen bHinfichtlich der beabfichtigten weiteren Gteuer- 
reform jo wie ohne die fog. conftitutionellen Garantien, als unan- 
nehmbar erachteten. Der Reichskanzler antwortete darauf mit einer ZTabat- 
Vorlage an den Bundesrath, nach welcher umfafjende Erhebungen kuauete. 
über die Tabaffabrication und über den Handel mit Tabakfabri- 
caten angejtellt werden jollten, Erhebungen, welche augenfcheinlich 
dazu dienen follten, die Einführung des Monopol3 vorzubereiten 

und zu erleichtern. So weit wollte der Bundesrath indeß noch 
nicht gehen: er genehmigte die Vorlage nur in dem Ginne, daß die 
Einführung de Tabakmonopols von der einzufegenden Commiſſion 
neben allen anderen Steuerſyſtemen bez. des Tabaks wohl geprüft, 

aber vorerft doch noch ala eine offene Frage behandelt werben 
jolfe. Der Reichskanzler gab fich damit zufrieden, da er auch Jo 
feinen Zweck im Wejentlichen doch erreichte. Ebenſo fügte er fich 

dem Bundesrathe, als dieſer in ber Vorlage über feine Gtellver- Die 
tretung alle diejenigen Beftimmungen ausmerzte, nach welchen In een 
der Reichskanzler auch in denjenigen Functionen, die wejentlich in frage 
der Beauffichtigung der Einzelftaaten beftanden, durch einen Gtell- 
vertreter hätte erſetzen Lafjen können, obgleich dadurch feine dee 
einer engeren Verbindung zwilchen der Neichsregierung und dem 
preußifchen Staatsminifterium zwar nicht unmöglich gemacht, aber 

doch jehr erjchivert wurde. Im Reichstage ftieß die Vorlage mit 
fammt diefer Beſchränkung auf feinen allzugroßen Widerftand mehr, 

da ihre mögliche Tragweite nachgerade auf die Bedeutung eines 
bloßen Nothbehelfes zufammen gejchrumpft war. Die Yortichritt3- 
partei brachte zwar nochmals ihre Jdee von verantiwortlichen Reichs— 
miniftern zur Sprache, wurde aber darin nicht nur vom Reiche: 

34 * 
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fanzler, ſondern auch von den Bevollmächtigten Bayerns und 
MWürttefibergs bekämpft — welche letztere rund und nett erklärten, daß 
ihre Regierungen niemals auf dieje Idee und die daraus nothiwendig 
folgende Bejchränfung der gegenwärtigen Gompetenz des Bundes- 
rathes eingehen würden — und von den Nationalliberalen im Stiche 
gelafien. So wurde die Vorlage am 11. März ohne Veränderung 
in der Faſſung des Bundesrathg in dritter Leſung mit 171 gegen 
101 Stimmen genehmigt. Dem Bedürfniß des Augenblids war 
damit ein Genüge gethan; die engere Berbindung der Reichsämter 
mit den preußijchen Minifterien aber wurde vom Reichskanzler 
wenigjteng für einmal gänzlich fallen gelafjen. Aufgegeben wurde 
die Idee von ihm indeß wohl keineswegs und das um jo weniger, 
als feine Stellung in und zum preußijchen Staatsminifterium ans 
erfanntermaßen feine ganz befriedigende war. Die preußijchen Mi— 
nifter jtanden nicht wie die Chefs der einzelnen Reichgämter unter, 
fondern, durch ihre eigene Verantwortlichkeit gededt, vielmehr neben 
dem Reichöfanzler als preußifchem Minifterpräfidenten, und Diejer 
fand don ihrer Eeite für feine Beitrebungen, Abfichten und Pläne 
bezüglich der Reichsintereſſen nicht immer diejenige Unterftügung, 
die er von ihnen beanspruchte und deren er unumgänglich bedurfte, 
um fie mit dem erforderlichen Nachdrude und dem ihm ſonſt fehlen— 
den Rückhalte weiter zu verfolgen und ins Leben zu führen. Zwi— 
Ichen dem Reichsfanzler und mehreren preußijchen Miniftern beſtand 
daher, wie man allgemein willen wollte, jchon jeit längerer Zeit 
eine mehr oder weniger intenfive Spannung, und nicht ohne Grund 
hieß es bald von diejem, bald von jenem preußifchen Minifter, daß 
Preuß. jeine Stellung erjchüttert fei. Nun aber trat um dieje Zeit und 
Minifterin Folge der oben angeführten Vorgänge und Verhandlungen im 
preußiſchen Minijterium eine Kriſis ein, die zu einer wenigjtens 
theilweifen Neubildung desjelben führte. Die in Angriff genommene, 
aber bisher nur in einigen Provinzen durchgeführte Verwaltungs» 
reform war, da fie entweder überhaupt oder doch in ihren bis— 
berigen Refultaten dem Gejchmade des Reichskanzlers nicht entjprach, 
ſchon feit einiger Zeit ins Stoden gerathen und blieb darin troß 
wiederholter Mahnungen der liberalen Majorität des preußijchen 
Landtags. Da aber der Minifter des Innern, Graf Eulenburg der 
Aeltere, fich in diefer Beziehung dem preußifchen Landtage gegen= 
über für gebunden evachtete, jo hatte er jchon im verfloffenen Jahre 
um feine Entlafjung nachgefucht, vorerft jedoch nur einen längeren 
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Urlaub erhalten, indem ſeine Entlaſſung für einen geeignetern Augen— 
blick vorbehalten wurde. Nun aber gaben nach einander auch der 
VBicepräfident des Staatsminiſteriums und Finanzminifter Camp— 
hauſen und der Handelaminifter Achenbach ihre Entlaffung ein. 
Der erftere hatte es fchon ſeit längerer Zeit mit dem Reichskanzler 
verdorben, da er fich geweigert hatte, die Einführung des Tabak: 
monopol3 offen ala fein Ziel zu erklären, entjchieden in Die 
Hand zu nehmen und den Widerjtand, der fi) von Geite der 
zunächſt Betheiligten, von Seite der Öffentlichen Meinung und von 
Seite der Mehrheit des Reichdtages dagegen erhoben, nöthigenfalla 
einfach zu brechen; in der Steuerdebatte des Reichdtagd vom 21. bis 
23. Februar verdarb er e8 aber auch mit diefem und der öffent: 
lichen Meinung, indem er fich fchließlich doch zu Gunjten des Mo— 
nopol3 befannte, nur daß er dasjelbe nicht auf Einen Schlag, ſon— 
dern blos nad) und nach einführen wollte; feine Stellung war da— 
durch unhaltbar geworden und er juchte daher ſchon am 27. Febr. 
feine Entlafjung nad), die ihm auch nicht verweigert wurde. Bald 
nachher aber ſprach fich der Reichskanzler gelegentlich über das 
preußijche Eiſenbahnweſen, das zum Reflort des Handelaminijters 
gehört, jo abfällig aus, daß auch Achenbach ſeine Entlafjung gab 
und erhielt. So waren gleichzeitig das PVicepräfidium des Minis 
ſteriums und die Minifterien des Innern, der Finanzen und des Hans 
dels neu zu beießen. Die neuen Ernennungen zogen fich einiger= Löfung 
maßen in die Länge, erfolgten aber jchließlich nach dem Bedürfniſſe Pa 
des Reichskanzlers: dad BVicepräfidium des Staatsminijteriums und 
die allgemeine EStellvertretung des Reichskanzlers erhielt der bis— 
herige Botjchafter in Wien, Graf Stolberg, das innere aber wurde 
dem bisherigen Oberpräfidenten von Hannover, Graf Eulenburg dem 
Süngeren, einem entjchiedenen Gonfervativen, die Finanzen dem bis- 
herigen Oberbürgermeijter von Berlin, Hrn. Hobrecht, einem homo 
novus, von dem fich der Reichskanzler wohl eine unbedingte Unter: 
ftüßung feiner finanziellen und wirthichaftlichen Pläne verfprach, 
das Handelaminifterium endlich Hrn. Maybach, der in die Eijen- 
bahnpläne des Reichskanzlers eingeweiht war und ganz der Dann 
dazu jchien, fie in Preußen und fchließlich auch im Reiche zur Gel: 
tung zu bringen, übertragen. Irgend welche Rüdficht auf die Be— 
ftrebungen oder die Wünſche der Liberalen Majorität des preußi- 
chen Landtags oder des Reichsſtags war in diefen Ernennungen 
allerdings nicht zu erkennen, aber ebenjo wenig Hatten dieſe Urfache, 
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den neuen Miniftern, mit einziger Ausnahme allenfall® desjenigen 

des Innern, mit befonderem Mißtrauen entgegen zu fommen. Der 
Reichskanzler aber hatte damit erfichtlich in Preußen freiere Hand 

ala bisher gewonnen; wenigſtens hatte er nun von diejer Geite nicht 
mehr jenes Widerjtreben zu gewärtigen, über das er wiederholt ſich 

fo jehr beflagt hatte und das ihm für die weitere Verfolgung feiner 

Die Pläne allerdings im höchſten Grade Hinderlich gewejen war. Diele 
Fläne ließ er troß der ungünftigen Augfichten keineswegs fallen; im Gegen- 
** theil er verfolgte ſie mit nur um ſo größerem Eifer und griff, da 
tanzlers ihm das Tabakmonopol für einmal verweigert wurde, nunmehr nur 
um ſo weiter aus und zwar nach einer Seite, von der er ſich der 
lebhafteſten und nachdrücklichſten und zudem unbedingten Unter— 
ſftützung zum Voraus verſichert halten durfte. Schon bisher hatten 
Schut fich ihm die Schußzöllner und die ſog. Agrarier als ſtets bereite 
ve und twillige Hülfstruppen angeboten, wenn er auf ihre Ideen und 
agrarierihre Anterefjen eingehen wolle. So lange er jedoch einige Ausficht 
zu haben glaubte, das Tabakmonopol zu erlangen, bedurfte er ihrer 
nicht, da er fich der Hoffnung bingab, aus diejer Steuerquelle allein 

die 2—300 Millionen Mehreinnahmen für das Reich, die er for- 
berte, herausfchlagen zu können. Als dagegen dieſe Ausficht ſchwand, 
wenigſtens entjchieden in größere Werne rüdte, lieh er ihnen ein 
offenereg Ohr. Schon früher hatten die Schußzöllner aus allen 
Gegenden Deutjchlands unter der Führung der großen Eifeninduftri- 

ellen und Spinnereibefiger einen Berein zur Yörderung ihrer ge= 
meinfamen Intereſſen gebildet und in diefem den Entwurf eines 
neuen autonomen Zolltarif3 für Deutichland ausgearbeitet, der ihren 
Intereſſen entſprach und zugleich auch dem Reiche eine ganz erfled- 

liche Mebreinnahme in Ausficht ftellte. Jetzt thaten fie fich auch 

im Neichstage unter der Führung des gewejenen württembergifchen 
Minifterd dvd. Varnbüler zufammen und gründeten in bentfelben, 
vorerit 60 Mann jtark, eine neue Partei unter dem Namen volfs» 
wirthichaftliche Vereinigung, die ganz geeignet war, weitere Anhänger 

aus den verjchiedenen Fractionen an fich zu ziehen und als eine Art 

von Keil in das bisherige mehr oder weniger feſte Gefüge derjelben 
hineingetrieben zu werden. Unterdeſſen Hatte der Reichdtag das 

Dad Budget für 1878/79 in einer Weije erledigt, die den Plänen des 
vudget. Reichskanzlers nicht gerade förderlich war: das von der Negie- 
rung aufgeftellte große Defizit von 28 Millionen war durch Be- 
ſchränkung der Ausgaben und durch Herbeiziehung von verfügbaren 
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Reſtbeſtänden verjchtedener Kaſſen un nicht weniger ala 22 Mill. 

bi3 auf den Betrag von ca. 6 Mill. herabgemindert worden, welche 
Eleine Summe nicht mehr geeignet jein fonnte, befondere Beforgniffe 

zu erregen. Die Nothiwendigkeit, dem beftändigen, alljäbrlichen An— 
wachen der Matricularumlagen im Intereſſe der Finanzen der 
Einzelftaaten Schranken zu jegen, und der Wunjch, diefe Umlagen 
überhaupt gänzlich oder doch zum größeren Theile zu befeitigen und 
durch eigene Einnahmen des Reichs aus indirecten Steuern zu er— 
ſetzen, blieb darum freilich doch beftehen; aber dazu allein war es 

doch nicht nöthig, die GSteuerlaft des Volkes um zwei bis drei— 
hundert Millionen zu vermehren. Um diefe zu erzielen, mußte ber 
Reichskanzler nothwendig noch andere Factoren, andere Mächte, an— 

dere Intereſſen in® Spiel ziehen. Dennoch ging er in diefer Be— 
ziehung vorerſt noch langfam vor. Zunächſt begnügte er fich, beim Eifen- 
Bundesrath auf die Einfegung einer Commiſſion behufs einer ein- a 
gehenden Enquete über die Nothlage der Eifeninduftrie und etwas gnauete, 
ipäter auch auf eine ſolche behufs Prüfung der gleichfalls noth— 
leidenden ZTertilinduftrie anzutragen, welchem Antrage der Bun— 
desrath ohne Bedenken entſprach. Damit war für die Wiederein- 
führung eines umfaſſenden Schubzollfyftems für Anduftrie und 
Landwirthichaft wenigitena ein Anknüpfungs- und Ausgangspunkt ge= 
mwonnen. Die Frage hatte Zeit, zu reifen, da die ganze Aufmerf- 
ſamkeit der Nation, der Regierungen und des Reichstags inzwiſchen 
gewaltfam nach einer andern Geite gelenkt und vollauf in Anfpruch 
genommen wurde. 

Am 11. Mai, als der Kaiſer mit feiner Tochter, der Groß Attentat 
herzogin von Baden, von einer Spazierfahrt nach dem Palais zurück- Pödel 
fuhr, wurden unter den Linden mehrere Revolverjchüffe mitten aus 
der ihn ehrfurchtsvoll begrüßenden Menge auf ihn abgefeuert. Er 
blieb glüdlicher Weije vollftändig unverleßt, der Thäter aber wurde 
fofort ergriffen. Es war ein gewiljer Hödel, ein ehemaliger Klempner» 
gejelle, der jedoch, ein ganz verfommenes Subject, feine urfprüng- 

Liche Thätigfeit aufgegeben hatte, fich zu Jozialsdemofratifchen Grunde 
fäten befannte und in letzter Zeit durch Colportage jozial-demo- 
£ratifcher Blätter und Brojchüren feinen Lebensunterhalt zu verdienen 
gefucht Hatte. Die That machte auf die Nation einen furchtbaren 
Gindrud. Der Kaiſer genoß in allen Kreifen der Nation einer 
unbedingten Achtung und Verehrung, eines Zutrauend und einer 
Liebe, wie fie fich ein Herrjcher nur wünſchen kann, und hatte zu 
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einer fo Jchändlichen That auch nicht die mindefte Veranlaffung, 
nad) feiner Richtung und in feiner Weije, gegeben. Die That glich 
daher einem Blitzſtrahl in finfterer Nacht, der die Nation plößlich 
darüber aufflärte, daß fie und zwar ſchon feit einiger Zeit am 
Rande eines furchtbaren Abgrunds geftanden habe und noch ftehe, 
ohne daß es ihr zum vollen, Klaren Bewußtfein gefommen twäre. 
Seit den erften Jahren des verfloffenen Jahrzehentes hatten fich die 
fog. Arbeiter unter der Führung Laſſalle's als foziale und politifche 
Partei organifirt und diefe war feither ftätig aber nachgerade faft 
unaufhaltjam gewachien: in allen Theilen Deutjchlands ohne Aus— 
nahme hatte fie Vereine unter den verjchiedenften Namen gegründet, 
ihre Anhänger zählten nach Hunderttaufenden und fie gebot bereits 
über eine ftattliche Anzahl kleiner Blätter, welche ihre Anjchauungen 
und Grundfäße verfochten und verbreiteten, und deren Einfluß durch 
zahlreiche Broſchüren unterftüßt wurde. Durch die Wahlgeſetze ge— 
hemmt, Hatte diefe Partei, die fich die ſozial-demokratiſche nannte, 
bisher nicht vermocht, in den Landtagen der Einzelftaaten Fuß zu 
faffen, dagegen zählte fie in fyolge des allgemeinen Stimmrechts im 
Reichdtage bereit? nicht weniger als 12 ausgeſprochene Vertreter 
ihrer Beftrebungen und namentlich in Sachlen und am Rhein war 
fie mehr oder weniger zahlreich auch in die Gemeindevertretungen 
eingedrungen. Ihren Grundfäßen gemäß negirte fie vollftändig die 
Grundlagen der bejtehenden fozialen und politifchen Staatsordnung 
und war eifrig bemüht, deren ficherfte ‘Pfeiler, die religiöfen Ueber- 
jeugungen, die Rechte des individnellen Eigenthums, die Heiligkeit 
der Ehe und der Familie in dem Bewußtjein ihrer Anhänger zu 
zeritören und darüber hinaus in immer teiteren Sreifen zu er= 
Ichüttern und zu untergraben. Zufrieden mit ihrer von Jahr zu 
Sahr größeren Ausbreitung hütete fie fich dagegen vor Exceſſen, in 
der zuverfichtlichen Hoffnung, daß es ihr dereinjt mit Einem Schlage 
gelingen werde, fich der Gewalt zu bemächtigen. Allem Anfchein 
nach war es eben dieß, was die große Mehrheit der Nation bisher 
über die Größe und über die Nähe der Gefahr getäufcht hatte: fie ver— 
ließ fich Faft blind auf die Stärke der Staatögewalt, daß diefe unter 
allen Umftänden im Falle fein würde, jeden freveln Verſuch augen 
blieflich gewaltfam zu Boden zu fchlagen; bloße Grundfäße, bloße 
Theorien aber, wie irrig und wie gefährlich an fich fie auch fein 
möchten, müßten der öffentlichen Discuffion überlaffen bleiben, die 
ihnen jchon ihr Recht werde angedeihen laffen. Die Frevelthat 
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gegen da3 geheiligte Haupt des Kaiſers mußte jedoch diefe Illuſionen 
mit unerbittlicher Hand zerreißen; denn jo viel lag auf der Hand, 
daß fie in Wahrheit nicht dem Kaifer als Perſon, fondern als der 
Spitze und dem Repräjentanten der bejtehenden Staatsordnung ges 
golten Hatte. | 

Der Reichskanzler Tieß daher ohne Verzug einen in aller Eile Grfter 
durch die preußifche Regierung ausgearbeiteten Geſetzesentwurf gegen Sosia- 
die Agitation und die Ausfchreitungen des Sozialdemofratismus an 
den Bundesrath zur Vorlage an den eben am Echluß feiner Seffion entwurf. 
angelangten Reichstag zugehen. Der Bundesrath beeilte fich gleich- 
fall3 mit feiner Prüfung und jo fam der Entwurf fchon am 20. 
Mai an den Reichstag. Darnach jollten Drudichriften und Vereine, 
welche die Ziele der Sozialdemokratie verfolgen, vom Bundesrath 
verboten und das Verbot öffentlich befannt gemacht werden, über 
welches demnächit der Neichdtag zu befichließen Habe ſollte. Die 
Verbreitung von Drudjchriften an öffentlichen Orten, auf Straßen 
und auf Öffentlichen Pläßen jollte von der Orxtspolizeibehörde vor— 
läufig verboten werden dürfen, wenn die Drudjachen Ziele der be- 
zeichneten Art verfolgen, und das Verbot erlöfchen, wenn nicht inner= 
halb vier Wochen die Drudichrift vom Bundesrath verboten werde. 
Auch ſollte jede Berfammlung von der Ortöpolizeibehörde verboten 
oder nach ihrem Beginne vom Bertreter derjelben aufgelöjt werden 
dürfen, wenn Thatjachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, 
daß die VBerfammlung fozialdemokratiichen Zielen diene. Die Ver— 
breitung einer verbotenen Drudjchrift jollte mit Gefängniß bejtraft 
werben, die Beichlagnahme der Drudjchrift ohne richterliche Anord— 
nung erfolgen dürfen. Die Betheiligung an einem verbotenen 
Vereine oder einer verbotenen Berfammlung jollte mit Gefängniß, 
nicht unter drei Monaten für die Leiter, beftraft werden. Das Geſetz 
follte nur für die Dauer von drei Jahren gelten. Die in dem 
uriprünglichen preußifchen Entwurfe enthaltene Beftimmung, nach 
welcher jeder, der Öffentlich durch Rede oder Schrift es unternimmt, 
in Verfolgung der fozialdemofratifchen Ziele die bejtehende rechtliche 
und fittliche Ordnung zu untergraben, mit Gefängniß nicht unter 
drei Monaten beftraft twerden follte, war vom Bundesrath aus dem 
Entwurf entfernt worden. In den Motiven wurde inZbejondere be= 
tont: die jtarfe Ausbreitung der Sozialdemokratie in Deutjchland, 
die planmäßige Agitation und die Organifation des ihr bienen- 
ben Bereinswejens habe offenbar den Zwed, Unzufriedenheit in die 
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Reiches 
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befitlofen Klaſſen zu bringen und dadurch werde zweifelächne die 
wirthichaftliche Entwidelung, das Gemeinwohl und der öffentliche 
Friede auf das empfindlichfte gejchädigt. Alles dieß habe das gegen 
den Kaifer verübte Attentat in den Vordergrund geftellt und es 
liege darin ſomit ein erneuerter Anlaß zu Gegenmaßregeln, nach— 
dem die NReichäregiernng vergeblich bei Gelegenheit der Vorlage des 
Gejeges über die Preffe und in der Seſſion von 1875/76 durch Ab- 
änderungen im Strafgejfeßbuch mit Vorjchlägen zur Befferung heran 
getreten ei. 

Lag darin bereit3 ein entjchiedener Vorwurf der Regierung 
gegenüber der Majorität des Reichsſtags, Jo wurde derjelbe noch 


und die wejentlich verftärkt in den Aeußerungen, welche die offizielle Prov.- 
—7 Korr. an den Geſetzentwurf knüpfte, und weit überboten von den— 
mepegeielenigen, die fich die jog. freiwillig gouvernementalen Blätter bei 


diefer Gelegenheit erlaubten und die geradezu den Eindrud machten, 
ala ob die Regierung durch die Vorlage nicht bloß ein Vorgehen 
gegen die fozialdemofratijche, ſondern ebenſo jehr, ja vielleicht 
noch mehr gegen die liberalen Parteien beabfichtigte. Auf Seite 
diefer mußte das natürlicher Weiſe ſchon von vorneherein eine ge= 
wiſſe Mipjtimmung hervorrufen, und zwar um jo mehr, ala der Vor— 
twurf ein durchaus unbilliger und ungerechter war. Ohne Zweifel 
war es ein großer und verhängnißvoller Mißgriff gewelen, die 
Sozialdemokratie und die furchtbare Gefahr, die für den Staat und 
alle die höchjten und heiligften Güter der Gejellichaft in ihr lagen, 
nit jehenden Augen jozufagen ohne Gegenwehr in diefer Weile an— 
wachlen zu laflen; aber die VBerfchuldung traf billiger Weile die 
Regierung nicht minder ala die liberalen Parteien: beide Hatten 
fich über die jpezifiiche Gefahr, welche in der Agitation der Sozial— 
demofratie lag, jo ziemlich in gleicher Weile und in gleihem Maße 
getäujcht und erjt durch das ruchloje Attentat auf den Kaifer fielen 
die Sllufionen der einen wie den andern wie Schuppen von den 
Augen. Gegenjeitige Recriminationen tvaren unter diefen Umjtänden 
am wenigjten am Platz. Jetzt da die Gefahr endlich in ihrer ganzen 
Größe erfannt ward, konnte es fich vernünftiger Weile nur darum 
handeln, daß Reichsregierung und Reichstag fich aufrichtig die Hand 
boten, der Gefahr in richtiger und genügender Weife energijch ent- 
gegen zu treten. Die Regierung ihrerfeit3 machte nur Gebrauch von 
dem ihr auftehenden Rechte und genügte nur einer ihr gleichmäßig 
obliegenden Pflicht, indem fie dem Reichsſtage ohne allen Verzug 
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einen Geſetzentwurf gegen die fozialdemokratifchen Ausfchreitungen 
nicht nur, fondern gegen die jozialdemofratifche Agitation an fich 

zur Erwägung und Beichlußfaffung vorlegte. Gegen die VorlageBedenten 
aber, fo wie fie war, erhoben ſich von vorn herein, Hauptfächlich din 
zwei Bedenken: einmal nämlich, daß fie ein Ausnahmegeſetz verlange tiren. 
gegen eine einzelne Partei, gegen eine fpezielle und zudem jehr zahl= geſetz. 
reiche Glafje von Staatsbürgern, und dann, daß ber $ 1 bderjelben 

die Sozialdemokratie in fo unbeftimmter und ungenüger Weiſe des 
finire, daß die Regierung aus dem ganzen Geſetz machen könne, was 

fie nur wolle, da durch dasſelbe nicht nur unberechtigte und ſtraf— 
bare, jondern auch volltommen berechtigte Beſtrebungen getroffen 
werden fönnten, jobald es der Regierung und ihren Organen beliebe. 

Das eritere Bedenken entbehrte meines Erachtens der zutreffenden 
Begründung, das lebtere dagegen war nur zu begründet. Eine 
Partei, deren Doctrin die jämmtlichen rechtlichen und moralischen 
Grundlagen der beftehenden jozialen Ordnung und des gefammten 
bejtehenden Staatsweſens negirt und fie vorerft nur darum beftehen 
läßt, weil fie fich 3. 3. noch nicht ſtark genug fühlt, fie offen über 

den Haufen zu werfen, und fie nur thatfächlich und nur in dem 
Sinne anerfennt, um fie in jeder Weife zu untergraben und zu 
unterwühlen, ftellt fich felbft virtuell außerhalb des Geſetzes und 
nimmt jelbjt eine Ausnahmsſtellung ein, der nur durch ein Aus— 
nahmsgeſetz begegnet werden fann. Dagegen darf ein folches Aus 
nahmsgeſetz auch nur diejenigen treffen, die es treffen will und joll, 

und bedarf daher ganz unumgänglich der ſchärfſten und jorgfältigften 
Begrenzung. Einer jolchen aber entbehrte die Vorlage gegen die 
Sozialdemokratie ganz und gar, da der Begriff derjelben im $ 1 

nur ungenügend oder eigentlich gar nicht definirt war, ſomit der 
Willkür der Verwaltungsbehörden in der That Thür und Thor ge— 
Öffnet waren. Diefer Anficht war denn auch die große Mehrheit 

des Reichstags, ala der Gejeßesentwurf am 24. Mai feiner Ent- 
fcheidung vorlag. Die nationalliberale Partei namentlich erklärte 

fi einmüthig gegen die Annahme desjelben in der vorliegenden 
Faſſung, dagegen ganz bereit, der Regierung in ber Herbitjiung die 
Hand zur Abhülfe wider die auch von ihr volllommen anerkannte 
Gefahr auf Grund einer beffer vorbereiteten Vorlage zu bieten. 

Der 8 1 der jegigen Vorlage wurde daher mit 251 gegen bloß 57 as. 
Stimmen abgelehnt, worauf die Regierung auf die weitere Be— lehnung. 
ralhung derjelben verzichtete. Umd noch an demjelben Tage ver- 
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fündete der Präfident des Neichdfanzleramtes im Auftrage des 
Kaifers den Schluß des Neichdtages. Die Regierung war offenbar 
fehr verftimmt und fichtlich bemüht, dieſe ihre Verftimmung auch 
deutlich an den Tag zu legen; die offiziöfen Organe derfelben fuhren 
fort, die liberale Partei und zwar namentlich die Nationalliberalen 
aufs bitterjte zu befehden, indem ihre Bereitwilligkeit, zu einer wohl- 
überlegten Maßregel gegen den Sozialdemofratismus die Hand zu 
bieten, für gar nicht geachtet wurde, da fie fich der Regierung nicht 
unbedingt zur Verfügung gejtellt Hatten. 

Neued Diefe Stimmung wurde natürlicher Weiſe noch verftärft, als 

Attentatam 2, Yuni ein neues Attentat auf den Kaiſer erfolgte und wieder 

aifer unter den Linden. Aus dem zweiten Stock eine® Haufes dieſer 
Straße fielen nach einander zwei Schüffe aus einem mit Schrot ge= 
ladenen Doppelgewehre. Der Thäter wurde jofort ergriffen, doch 
erſt nachdem er fich ſelbſt durch einen Revolverſchuß eine gefährliche 
Wunde am Kopf beigebracht hatte. Er war ein dreißig Jahre alter 
Dr. Nobiling aus Poſen, der aljo den gebildeten Ständen angehörte 
und von dem zunächſt nur fo viel conjtatirt werden konnte, daB 
auch er ſozialdemokratiſchen Anfchauungen gehuldigt habe. Dießmal 
aber wurde der Kaifer, bei feinem hohen Alter nicht ungefährlich, 
verlegt und zwar am Arm, am Hals und am Kopf. Dieje neue 
Frevelthat erzeugte einen wahren Auffchrei des Schmerzen? und der 
Wuth im Herzen der Nation. Das Verlangen nach einem ener= 
gilchen Vorgehen gegen die fozialiftiichen Wühlereien wurde jebt 
immer lauter und immer allgemeiner und das mit allem Rechte, 
obgleich es auf der Hand lag und Hiftorifch erwieſen ift, daß gerade 
folche Frevelthaten durch die ftärkjte Reprejfion nicht verhindert, 
fondern im Gegentheil eher noch veranlagt werden. Aber Thatfache 
war ed, daß in Folge diefer wiederholten Attentate gegen das ge= 
heiligte Haupt des Reiches die allgemeine Stimmung in den weiteften 
Kreiſen zu den jchärfiten Reprejfivmaßregeln wider die ſoziale Ge— 
fahr nicht nur bereit war, fondern fie geradezu verlangte. Die 
confervativere Strömung in den Neigungen der Nation, die fich 
Ichon ſeit einiger Zeit bemerklich gemacht hatte und bei den Wahlen 
gelegentlich unverkennbar zu Tage getreten war, erhielt jo neue 
Nahrung und der Reichöfanzler, mit dem Reichstag und zwar nicht 
Bloß wegen der Ablehnung des Sozialiftengejeßes nicht zufrieden, 
war raſch entjchloffen, diefe ihm günftig Jcheinende Lage zu benüßen. 
Er trug im Bundesrath auf eine Auflöfung des Reichstags an und 
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diefe wurde am 11. Juni einftinmig bejchloffen. Die Neuwahlen F 
ſollten am 30. Juli erfolgen. In die Zwiſchenzeit bis dahin fiel he 
die im ganzen keineswegs erquidliche Wahlagitation und der Zu— Keichs- 
jammentritt des Congreſſes der Großmächte in Berlin, der —— 
neuen Glanz auf das junge deutſche Reich und ſeinen bewährten p, neuen 
Kanzler warf. Dennoch entſprach das Refultat der Reichstags-Wahlen. 
wahlen den Erwartungen des lebteren wohl nur halb. Die ver- 
Ichiedenen confervativen Fractionen der Feudalen, der Deutſch-Con— 
jervativen und der Freiconjervativen gingen zwar anfehnlich ver= 
jtärkt, die liberalen Fractionen, Nationalliberale und Fortſchritts— 
partei, entjchieden gefchwächt aus ihnen hervor, aber die national- 
liberale Partei blieb doch die zahlreichjte und damit die mehr oder 
weniger maßgebende auf die Mehrheit des nenen Reichstags, und 

die Verjtärfung auch der ultramontanen Partei namentlich durch 
welfiiche Elemente konnte der Reichskanzler vorerjt doch unmöglich 

al3 einen Gewinn für feine Beftrebungen anjehen, da gerade dieſe 
Bartei ſ. 3. einmüthig das Gozialiftengefeg verworfen Hatte und 

ſich auch jeßt wieder zum voraus unzweideutig gegen alle Ausnahms— 
gejeße und Ausnahmsmaßregeln wider die Sozialdemokraten ausſprach. 

Die GConfervativen aller Echattirungen bildeten noch lange feine 
Majorität im Reichstage: zu einer folchen bedurfte der Reichsfanzler 

doch wieder der Nationalliberalen und ſchien daher aufs neue auf 

dieje angewiejen zu fein, jo wenig ihm dieß auch conveniren mochte. 
Angeſichts des auf den 9. Sept. einberufenen Reichstags wurden 
denn auch im Laufe de3 Monats Auguft die Anfechtungen gegen 

bie Nationalliberalen von Seite der offiziöfen Preſſe fichtlich er— 
mäßigt. 

Der Reichstag war ausdrücklich lediglich zur Berathung und zuſam— 
Beſchlußfaſſung über ein neues, dießmal jorgfältiger vorbereiteteg, mentritt 
Geſetz wider die Umtriebe der Sozialdemokratie einberufen und für — 
dieſe Aufgabe konnte der Reichskanzler auf die Unterſtützung der tage. 
Nationalliberalen zum Voraus im Allgemeinen zählen. Die Er: 
Öffnung erfolgte durch den Stellvertreter des Reichskanzlers, den 
Grafen Stolberg und die Eröffnungsrede bezeichnete das Begehren 
der Regierung und des Bundesrathes in ebenjo gemäßigter als zu— 
treffender Weije dahin, daß „die verbündeten Regierungen nad) wie 
vor der Anficht feien, daß es außerordentlicher Maßregeln bedürfe, 
um der weiteren Ausbreitung des Webels Einhalt zu thun und den 
Boden für deſſen allmälige Heilung zu gewinnen. Sie hielten an 
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der Auffaffung feit, daß durch die zu mwählenden Mittel die ſtaats— 
bürgerlichen Freiheiten im Allgemeinen zu jchonen und nur dem 
Mißbrauch derjelben zu verderblicher Agitation entgegen zu wirken 
Zweiterfei“. Der diefem Standpunkt entjprechende Gejeßesentwurf ging 
En dem Reichstag ohne Verzug zu. Derjelbe war urjprünglich wieder 
gefeg. von der preußifchen Regierung und zwar dießmal mit großer Sorg— 
entwurf.falt bearbeitet und dein Bundesrathe vorgelegt worden. Ber Inhalt 
diejes erjten Entwurfs war folgender: Vereine, welche jozialdemo- 
fratifchen, fozialiftifchen oder communiftifchen, auf Untergrabung der 
bejtehenden Staat3= u. Gejelljchaftsordnung gerichteten Beſtrebungen 
dienen, find zu verbieten. Den Vereinen gleich ftehen Berbindungen 
jeder Art, insbefondere Genoſſenſchaftskaſſen behufs Förderung obiger 
Beitrebungen. Das Bereinävermögen ift zu bejchlagnahmen und 
den Ortsarmenfafjen zu überweifen. Als Recursinftanz wird ein 
neue? Neichsamt für Vereinsweſen und Prefje vorgejchlagen, das 
aus 9 vom Bundesrath gewählten und vom Kaijer ernannten Mtit- 
gliedern, von denen wenigjtens 5 dem Richterftand angehören jollen, 
bejtehen und jeinen Sitz in Berlin haben joll. Berfammlungen, 
von welchen anzunehmen ift, daß fie dem in $ 1 bezeichneten Zwecke 
dienen, find zu verbieten und, wenn dieje Bejtrebungen zu Tage 
treten, aufzulöjen; ebenjo öffentliche Feſtlichkeiten und Aufzüge. 
Drudjchriften mit denjelben Bejtrebungen find zu verbieten, bei Zeit— 
Schriften das fernere Erjcheinen zu verhindern. Dann folgen Straf= 
vorjchriften gegen diejenigen, welche fi) an verbotenen Vereinen in 
irgend einer Weiſe betheiligen, ſowie gegen die Verbreiter verbotener 
Drudichriften. Perfonen, welche fich ſozialdemokratiſche Bejtrebungen 
zum Gejchäfte machen, jollen ausgewieſen, der Gewerbebetrieb von 
Buhhändlern, Buchdrudern, Leihbibliothefen und Schanfwirthen, 
die ſolche Beftrebungen fördern, unterfagt werden fünnen. Für Be— 
zirfe und Ortjchaften, in denen durch jene Bejtrebungen die öffent- 
liche Sicherheit bedroht wird, erhalten die Gentralbehörden des be= 
treffenden Bundesjtaats die Befugniß, anzuordnen, daß Verſamm— 
lungen nur mit vorhergehender polizeilicher Genehmigung jtattfinden 
bürfen, und die Verbreitung von Drudichriften an öffentlichen Orten 
zu verbieten. Arbeitsloje Perfonen find auszuweilen und der Beſitz, 
das Tragen, die Einführung und der Berfauf von Waffen fann 
verboten verden. Zuftändig für alle diefe Maßregeln find die Orts- 
polizeibehörden, die Gentralbehörden der Einzelftaaten, das neue 
Reichsamt. Die die Grundzüge des urjprünglichen preußijchen 
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Entwurfs. Neu darin war aufer genanerer Specialifirung der ein— 
zelnen Strafbejtimmungen die weſentlich ſchärfere und deutlichere 
Bezeichnung des Begriff3 der polizeilich zu unterdrüdenden und 
ftrafrechtlich zu verfolgenden Tendenzen, ferner das neue Reichdamt 
für Vereinsweſen und Preſſe ala Recursinftanz und endlich die Ein- 
führung des fog. Kleinen Belagerungszuftandes als Ausnahmagefet 
für beſonders gefährdete Bezirke und Ortjchaften. Der Bundesrath 
unterwarf den Entwurf dießmal jeinerjeit3 einer jehr ſorgfältigen 
Prüfung, doch in ziemlich einfeitiger Richtung, indem er die Er— 
Örterung derjenigen Puncte, welche jelbjtverjtändlich mehr oder 
weniger ftarfe Einfchränfungen der durch Berfaffung und Geſetz 
gewährleijteten Freiheitsrechte der Bürger enthielten, jo zu jagen 
gänzlich dem Neichdtage überließ und fich faſt ausfchließlich auf die 
Berathung des vom Reichskanzler vorgejchlagenen neuen Reichgamtes 
beichränfte, in dem er eine Beeinträchtigung der Rechte der Einzel: 
ftaaten erblidte. Dasjelbe wurde denn auch verworfen und durch 
einen fiebengliedrigen Bundesrathsausſchuß erjeßt, der jedoch ftändig 
fein und zwar im Namen, wenn auch ohne Zuftimmung des Bun— 
desrathsplenums entjcheiden ſollte. Preußen reſp. der Reichskanzler, 
immer -rüdficht3voll gegen die Bedenken der Einzelregierungen, ließ 
feinen Borjchlag ohne Widerjtand fallen. Der Reichstag war mit 
der Anjchauung des Bundesrathes nicht ganz einverftanden und 
unterzog ben ganzen Entwurf in allen jeinen Theilen einer jehr 
forgfältigen und gewifienhaften Prüfung. Regierung und Reichs— 
tagamehrheit waren indeß aufrichtig bemüht, eine Berjtändigung zu 
erzielen. Der neue conjervative preußijche Minifter des Innern, 
dem e3 übertragen war, den Entwurf im Neichdtag au verfechten, 
entledigte fich diefer Aufgabe mit unverfennbarem Gejchid, mit 
Mäpigung und einem anerfennenswerthen Entgegentommen. Aber 
auch die nationalliberale Partei vergaß die ihr von Geite der Re— 
gierungsprefje zu Theil gewordene Behandlung und begnügte fich, 
ihre ſehr bejcheidenen Bedingungen für die Annahme des Geſetzes An. 
zu stellen, das denn auch ala Compromiß ſchließlich am 19. October nabme 
mit 221 gegen 149 Stimmen zu Stande fan. Die von den Na— — 
tionalliberalen geforderten und von der Regierung zugeſtandenen 
Modificationen beſtanden in einer noch etwas ſchärferen Begriffs— 
beſtimmung im $ 1 des Geſetzes, in einem gewiſſen Schutze der ein— 
getragenen Genoſſenſchaften und Hülfskaſſen für den Fall ihrer Auf— 
löfung, in der wenigſtens theilweifen Wiedereinführung des richter— 
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Yichen Elements in die Recursinſtanz und endlich in der Beichränfung 

der Dauer des Gejehes bis zum 31. März 1881. Die Regierung 

fonnte damit gar wohl zufrieden fein, war e8 aber allem Anjchein 

doch nicht ganz. Dieß ging aus der Rede hervor, mit welcher der 

Reichstag vom Reichskanzler noch am gleichen Tage gejchlofien 

wurde, und in der er erklärte, die Regierungen feien entjchlofien, 

den aufrichtigen Verſuch zu machen, mit den Mitteln, welche das 

Geſetz ihnen gewähre, die Krankheit, die das Gemeinwejen ergriffen, 

zu heilen; jei dieß nicht der Fall, jo würden fie fich aufs Neue an 

ben Reichötag wenden, was in Bezug auf die bejchloffene Zeitdauer 

der Gültigkeit des Gefeßes ohne Zweifel der Fall fein werde. Am 

Sie 21. October wurde das Gejeh vom Bundesrath genehmigt und vom 

Maß Kronprinzen unterzeichnet. Sofort begann eine anjehnliche Zahl 

ncncn piefogialbemofratifcher Vereine und Blätter, ihre Thätigkeit freiwillig 

Eoyiat einzuftellen, fich aufzulöjen, ihre Kaflen zu verteilen. Am 23. bes 

—— gannen die Maßregeln der Behörden gegen die Sozialdemokraten, 

ala Auflöfung von Vereinen und Berbot ſowohl von Zeitichriften 

als Broſchüren ſozialdemokratiſcher Richtung, Maßregeln, welche fich 

in langer Reihe nunmehr bis zum Schluffe des Jahres fortjegten 

und von der preußilchen Regierung durch Verhängung des fogen. 

Kleinen Belagerungszuftandes über Berlin nebjt Umgegend und die 

Ausweilung der hervorragendften und thätigjten Leiter der Bewegung 

vervollitändigt wurden. Bon Widerjtand war feine Rede und bis 

Ende des Jahres verichwand das fozialdemofratifche Treiben wenig: 

ſtens von der Oberfläche fajt volljtändig, freilich eben nur von der 

Oberfläche; darüber machte man ſich wohl allfeitig feinerlei Illu— 

fionen. Immerhin ift damit jchon etwas ſehr wejentliches erreicht: 

der Boden ijt damit für pofitive Maßregeln wenigjtens frei, wenn 

auch allerdings noch keineswegs geebnet. Die furchtbare Gefahr 

bejteht indeß nach wie vor und ift vorerft lediglich von einer nur 

dünnen Schicht Ajche bededt; aber darin ſteht Deutjchland nicht 

allein, dasjelbe ijt in größerem oder geringerem Grade der Fall für 
Jämmtliche Staaten Europas ohne alle und jede Ausnahme. 

au Ceit der Ablehnung der Tabafjteuervorlage und dem erjten 

Finanz ⸗ Attentat auf den Kaiſer, alſo jeit dem Mai hatte die ſozialdemo— 

— kratiſche Frage den Reichstag und die öffentliche Meinung faft aus— 

—— ſchließlich, wenigſtens ganz vorwiegend beſchäftigt und ſchien die 

Frage der Finanz- und Steuerreform entſchieden in den Hinter— 

grund getreten zu ſein. Indeß es ſchien nur jo: der Reichskanzler 
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hatte fie feinerjeit3 feinen Augenblid aus den Augen gelaſſen und Satief- 
war jchließlich zu einem feſten Entjchluffe gefommen, wie er es IT, 
greifen wollte, um zu feinem Ziele zu fommen. Da die National gig. 
liberalen vom Tabaksmonopol nichts wiflen wollten und es über=tanzters 
haupt mehr als zweifelhaft war, ob fie überhaupt geneigt feien, un, a 
ihm zu einer Mehreinnahme für das Neich von mehr ala hundert Steuer. 
Millionen d. h. zu mehr als zu Befeitigung der Matritularumlagen reform. 
nothwendig war, die Hand zu bieten; da diefe Partei ihm über- — 
haupt wie bisher nur eine bedingte Unterſtützung zu gewähren be— zolten- 
reit war, jo entjchloß er fich, diejelbe ganz fallen zu laſſen und fick tens und 
wenigſtens zunächit und vorübergehend auf die Schubzöllner Ude 
Agrarier zu ftüßen, die ganz bereit waren, ihm, wenn er ihren tanen. 
München entjpreche, alles zu bewilligen, was er nur verlangen 
möchte, und die ihm zudem Ausficht boten, die beiden bisher ſtärkſten 
Fractionen des Reichstags, die Nationalliberalen und das ultra= 
montane Gentrum in ihrem inneren Zuſammenhalt zu Iodern, viel- 
leicht ganz zu ſprengen und fich eine neue gefügigere und zugleich 
conjervativere Majorität im MNeichttage zu ſchaffen. Zu dieſem 
Ende Hin Hatte er durch den Bundesrath vorerft die Vornahme um— 
faffender Enqueten über die Lage der ZTabakinduftrie, der Eiſen— 
industrie und der Zexrtilinduftrie veranlaßt, an deren Reſultat fich 
weitere, umfafjendere Vorſchläge würden anknüpfen laſſen, und war 
mit dem gewejenen württembergijchen Minifter v. VBarnbüler, dem 
Führer derjenigen, die darauf ausgingen, die Majorität des Reichs— 
tags mehr und mehr für jchußzöllnerifche Jdeen und Intereſſen zu 
gewinnen und in jchußzöllneriiche Bahnen zu Leiten, in nähere Ver- 
bindung getreten. v. Varnbüler ließ es ſeinerſeits an Thätigkeit 
nicht fehlen und die ſog. volkswirthſchaftliche Vereinigung unter 
den Mitgliedern des Reichstags, die ſich im Frühjahr erſt 60 Mann 
ftark zufammen gethan Hatte, war nach und nad) bis auf 204 Mit- 
glieder angewachjen, die alfo wirklich bereit? eine Mehrheit des 
Reichstags darftellten und im Uebrigen den verjchiedenjten politifchen 
Parteien oder Yractionen angehörten. Dieje 204 Mitglieder des 
Neichstags nun erließen unter dem 17. October eine Erklärung 
rejp. ein Programm über die nach ihrer Anficht von Deutjchland 
einzujchlagende Handelspolitik, die an Klarheit und Bejtimmtheit 
in der That nichts zu wünfchen übrig ließ, indem fie dahin ſchloß, 
daß die Unterzeichner „Angefichts der Handelspolitik der meijten 
Deutjchland umgebenden Länder — in Erfennntniß der den Volks— 
Schulthess, Europ. Geichichtätalender. XIX, Bd. 35 
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wohljtand jchädigenden Mängel des deutjchen Bolltarif und bei 
der Fyortdauer der auf der deutjchen Gewerbethätigfeit und Land— 
wirthichaft laſtenden Kriſis — eine auf das Reſultat jorgfältiger 
Prüfungen und fachgemäßer Abwägungen gejtüßte Reform des 
deutſchen Zolltarifs für nothwendig hielten und demgemäß ent- 
ſchloſſen ſeien, für diefelbe in der nächjten ordentlichen Seſſion des 
Neichetags einzutreten.“ Die 204 Unterzeichner diefer Erklärung 
bejtanden aus 87 Mitgliedern des ultramontanen Gentrums, 36 
Gonfervativen, 39 Freiconjervativen, 27 Nationalliberafen und für 
den Reit aus Mitgliedern der verjchiedenen Eleineren Fractionen. 
Die Majorität der Vereinigung bildeten alfo bereits die beiden con— 
jervativen Parteien und das Gentrum. In diefer Thatfache und 
der weiteren, daß das ultramontane Gentrum in einer Hauptfrage 
des Öffentlichen Lebens fich an die Seite der die Regierungspolitit 
jtüßenden Yractionen ftellte, lag unzweifelhaft die große, allgemeine, 
weit über den augenblidlichen Zwed des Programms hinausreichende 
Bedeutung desjelben. Gleichzeitg Jcheint fich der Reichskanzler auch 
der Zuftimmung der Einzelvegierungen verfichert zu haben. Auf 
feine Veranlaflung fand vom 5. bis 8. Auguft eine Gonferenz der 
Finanzminiſter derjelben unter dem Vorſitze des Reichskanzleramts— 
präfidenten in Heidelberg ftatt. Von ihren Bejchlüffen wurde wenig- 
jten® jo viel befannt, daß fie jich einftimmig für Bejeitigung der fo 
Schwer auf ihnen laftenden Matricularumlagen dur Erhöhung der 
indirecten Steuern ausfprachen, welche Erhöhung, da die Tabakſteuer 
momentan außer Frage ftand, fich zunächjt nur auf Finanzzölle und 
auf Schußzölle aller Art beziehen konnte. Aus diefen allein ließen 
fich freilich zwei bis dreihundert Millionen entjchieden nicht heraus— 
ichlagen, aber daneben blieb ja noch eine bereit? ins Auge gefaßte 
Grhöhung der Braufteuer und der Branntweinfteuer, namentlich 
aber der Tabafjteuer, welche leßtere mit der Zeit fajt unausweichlich 
doch zum Monopol führen muß und auch wird und von dem fich 
der Reichskanzler allein einen jährlichen Ertrag von mehr als 
200 Mill. M glaubt verfprechen zu dürfen. Nachdem jo vom Reiche- 
fanzlev Alles und nach allen Seiten gehörig vorbereitet war, ging 
er am Schluß des Jahres raſch und energijch, wie man es von 
ihm gewohnt ift, auf fein Ziel zu. Auf feinen Antrag bejchloß der 
Bundesratd am 12. December eine Commilfion von 15 Mitgliedern 
behufs Revifion des 3. 3. beftehenden deutjchen Zolltarifs nieder: 
zufegen. Dieſer Beſchluß ſah ziemlich unfchuldig aus, zumal aus 
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den Motiven dazu die jchußzöllnerischen Anfchauungen und Ten— 
denzen des Neichsfanzlers von Bundesrath entfernt worden waren. 
Das Schwergewicht lag jedoch in der Zufammenfegung der Com— 
miſſion, die, gegen die bisherige Gepflogenheit, Preußen und Bayern 
von borneherein die Majorität von 8 gegen 7 Gtimmen ficherte. 
Die Vermuthung lag nahe, daß der Neichäfanzler fi) mit der 
bayerijchen Regierung verftändigt haben möchte und auf die Stim— 
men der bayerischen Mitglieder für feine ſchutzzöllneriſchen Pläne fo 
ziemlich Jicher zählen könne. Die VBermuthung war wohl auch nicht 
ungegründet. Allein es bedurfte diefer Tpeziellen VBerftändigung nicht 
einmal: ala die Gommilfion zujammentrat, ergab es fich, daR aud) 
alle anderen Regierungen, mit einziger Ausnahme der Hanfeftädte 
und etwa noch Diedlenburgs, die von ihnen bezeichneten Mitglieder 
in jchußzöllneriichem Sinne gewählt Hatten. Der Reichskanzler 
hatte fich auch ihrer augenscheinlich zum Voraus im MWefentlichen 
derfichert. Um aber über feine Anfchauungen und Abfichten der 
öffentlichen Meinung gegenüber feinerlei Zweifel zu lafjen, legte der 
Reichskanzler in einem Schreiben vom 15. Dec. an den Bundesrath 
zu Handen ber Tarif-Revifionscommiffion fein zoll- und fteuerpoliti= 
ſches Reformprogramm vor, nach welchem außer den eigentlichen 
Finanzzöllen auf Tabak und auf Petroleum, Zuder, Cafe, Wein, 
Thee xc. ein Schutz- und Finanzzoll auf die Einfuhr aller aus— 
ländifchen Erzeugniffe von 5 bis 10 Prozent gelegt werden Jollte, 
deflen Ertrag für den Reichsfiscus auf ca. 70 Mill. M berechnet 
wurde. Damit war das Programm des Reichskanzlers bez. ſeiner 
Finanz und Eteuerreform für das Jahr 1879 geftellt und zwar 
als vollftändige Rückkehr von den bisher befolgten Grundjäßen des 
Freihandelſyſtems zu denjenigen eines vollftändigen Schutzſollſyſtems 
im Gegenfate gegen die Refultate der Wifjenfchaft der politifchen 
Deconomie und der Praris in ganz Mitteleuropa jeit mehr ala 50 
Sahren. Das merkwürdige Schreiben redete entjchieden die Sprache 
eines überzeugten und jogar begeifterten Anhängers der Echußzoll- 
ideen, ließ aber zugleich) Elar durchleuchten, daß der Reichskanzler 
die von ihm angeftrebten Schußzölle doch nicht ſowohl als folche, 
- denn als Finanzzölle betrachtete, durch welche dem Reich eine ſehr 
beträchtliche Mehreinnahme verjchafft werden ſollte. Immerhin lag 
darin ein weiterer Echritt zum Bruch des Neichstanzler mit der 
bisherigen Majorität des Reichstags, deren Kern, die National- 
liberalen, in ihrer großen Mehrheit aus ebenfo überzeugten Frei— 
35* 
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händlern beftand, die ohne die äußerjte Charakterlofigkeit dem Reichs— 
fanzler in dieſen Beftrebungen unmöglich folgen konnten, jondern 
ihn vielmehr aufs äußerfte befämpfen mußten. Dagegen boten fi 
ihm auf diefem Wege als Erſatz und neue Hülfstruppen, wie wir 
ichon gejehen haben, die Ultramontanen, das fog. Centrum, an, die 
dazu überdieß noch andere Veranlaffung hatten. 
Tod des An Rom und in Italien waren jchon ſeit Anfang des Jahres 
Königs tief eingreifende Veränderungen vor fich gegangen. Am 9. Januar 
estalien ftarb König Victor Emanuel ziemlich unerwartet und wenige Wochen 
und des nachher folgte ihm auch der Bapft Pius IX. nicht minder unerwartet 
Fapfte. ins Grab nach. König Victor Emanuel konnte in den letzten Augen- 
blicken jeines Lebens mit Befriedigung auf dasjelbe zurüdbliden. 
Die Aufrichtung des Königreich! Italien war doch vor Allem fein 
Merk, wenn er auch dabei durch eine bejondere Gunft der Umftände, 
durch einen eminenten Staatsmann wie Graf Gavour und in Gari- 
baldi von einem volfsthümlichen Helden jeltener Art unterjtüßt 
worden war. Obgleich es noch Jahrzehente bedürfen wird, bis das 
nene Königreich in allen feinen urjprünglichen Beitandtheilen feſt 
zufammen gejchweißt und diefe völlig in einander gewachjen jein 
werden, jo trat doch in denſelben bei dem Tode des erjten Königs 
troß ihrer jo ſehr verfchiedenen Hiftorifchen Vergangenheit feinerlei 
Bejtreben, ſogar keinerlei Neigung zu Tage, nunmehr wieder aus— 
Europa, einanderzugehen. Der Kronprinz Humbert folgte ihm als König 
Italien Umberto I. ohne jede Schwierigkeit, ohne jeden ernitlichen Wider- 
und der ſpruch, und leiſtete am 19. gl. M. dem verſammelten Parlament 
König den feierlichen Eid auf die Verfaſſung. Die europäiſchen Mächte 
Umbertofjeßen den neuen König durch eigene Abgejfandte beglüdwünfjchen 
und diefe, namentlich die Vertreter des deutjchen Reichs, Defterreichs 
und Franfreichd wohnten auch der Eidegleiltung mit großem Glanze 
bei. Deutjchland war dabei von dem Kronprinzen des deutjchen 
Reiches und von Preußen ſelbſt vertreten und derjelbe wurde dabei 
von der Bevölkerung Roms und Italiens überall ganz bejonders 
gefeiert. Wiederholt machte fich ein wahrer Enthufiagmus für den 
Repräjentanten Deutjchlandse, den künftigen deutjchen Kaiſer Luft: 
dag italienifche Bolt fühlte inftinctiv, daß Italien von dem neuen 
deutjchen Reiche nichts zu fürchten Habe, im Nothfall aber auf 
feinen mächtigen Schuß ficher zählen könne. Nur der Papit im 
Datican nahm gegenüber dem verjtorbenen wie gegenüber dem neuen 
König eine mehr oder weniger unfreundliche Haltung ein. An dem 
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großartigen Leichenbegängniß des erjteren dom Quirinal ins Pan— 
theon betheiligte fich die Kirche mit ihrem Pompe nicht — bloß 
einigen untergeordneten Geiftlichen wurde die Betheiligung gejtattet, 
obgleich der König al3 gläubiger Katholit geftorben war — und 
der Papft hielt es ſogar für angemeffen, an demfelben Tage, den 
17. Januar, durch feinen Gardinal-Staatsjecretär Simeoni gegen 
die „Ufurpation“, den „Raub“ des ehemaligen Kirchenftaats und 
Roms Seitens de3 Königreichs Italien und feines erften Königs 
neuerdings zu proteſtiren. Der Proteft machte an maßgebender 
Stelle nirgends auch nur den mindeften Eindrud. Das Aufhören 
der weltlichen Herrichaft des Papftes ift eine vollendete Thatjache, 
die nie mehr rüdgängig gemacht werden wird; Rom felbft ijt all- 
mälig ein ganz anderes geworden, ald da es noch unter den Päpften 
Stand, und betrachtet felbjt eine Rückkehr in den alten Zuftand ala 
ganz und gar undenkbar. Pius IX. felbft ſank im Ganzen vongius ıx. 
den Gläubigen wenig beweint in® Grab. An feinen Schidfalen und ber 
kann man menjchlich einen mitleidigen Antheil nehmen; der fatho= Bar 
Lifchen Kirche hat er tro Syllabus und Unfehlbarfeit oder vielmehrDie Lage 
gerade durch fie die ſchwerſten Schläge bereitet: wahrlich mehr ln Dee 
eigene ala durch fremde Schuld Hinterließ er fie faſt überall in 
arger Verwüjtung und in fehwerer Bedrängniß. Der Zug der Zeit 
iſt im Allgemeinen zum Bedauern aller Einfichtigen unläugbar dem 
Mirken der Kirche nicht günftig und dag um fo weniger, je mehr 
fie an uralten Anfprüchen feſt Hält und über ihr wahres Gebiet 
hinausgreift. Das Verhältniß zwijchen Staat und Kirche ift überall 
ein anderes geworden. Der Staat Hat in feinem eigenen Intereſſe 
alle Urfache, die Kirche zu ſchützen und fie in der Verfolgung ihrer 
eigenften Aufgaben nicht nur nicht zu hemmen, fondern im Gegen 
theil nach Kräften zu unterftügen und zu fördern; aber er will ihr 
entichieden nicht mehr bloß dienen und jeder Verſuch Seitens der 
Kirche, ihn gegenüber veraltete Anfprüche aufrecht zu erhalten und 
zu erneuern, jchlägt regelmäßig nur in das Gegentheil um, ledig» 
lich zum Schaden der Kirche. Ebendarum Hat faum irgend ein 
Menjch gerade der katholifchen Kirche mehr Schaden zugefügt, ala 
ihr berufenfter Vertreter Papft Pius IX. Obgleich er dag Gar= 
dinalacollegium bis auf einige wenige Glieder ganz aus jeinen Grea- 
turen zufammengefeßt zurüdließ, jo dämmerte doch offenbar jelbjt 
in dieſem das Gefühl auf, daß der Verftorbene eine faljche Bahn 
betreten habe. Die anfängliche dee, die ganz den Fußſtapfen 
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Pins IX. folgte, die neue Papſtwahl nicht in Rom, ſondern irgendwo 
außerhalb Italiens vorzunehmen, wurde raſch befeitigt: das Car— 
dinalcollegium trat am 19. Februar in Rom dazu zufammen und 
ihon am folgeuden Tage ging aus ihr der Gardinal Pecci als 
neuer Papſt hervor, der den Namen Leo XIII. annahm. Pecci 
hatte es als Erzbiſchof von Perugia verftanden, mit den Etaats- 
behörden, ohne fich etwas zu vergeben, doch gut auszukommen, und 
hatte als Gardinal nicht gerade zu den bejonderen Günftlingen 
Pio IX. gehört. Bei der Papftwahl war er der Gandidat der Ge- 
mäßigten gewefen, doch da auch die Strengeren gegen ihn nichts 
Beftimmtes einzuwenden hatten, jo vereinigte fich die Mehrheit 
Schon im dritten Wahlgange auf ihn. Gelehrt und fromm und den 
Traditionen des Papftthums durchaus ergeben, aber zugleich welt- 
Hug und gewandt, war er der richtige Ausdrud jener, die ihn 
wählten: ohne formell irgendivie den verlorenen Rechten des Bapit- 
thums zu entfagen, follte doch mit dem Gefchehenen kluger Weiſe 
gerechnet werden, um nicht noch mehr zu verlieren, im Gegentheil 
dag Verlorene vielleicht wenigjtens theilweife wieder zurüd zu ge— 
winnen. 
Der neue In der That war es dazu die höchſte Zeit und der neue 
era, Popit verfannte es auch nicht. Noch am Tage feiner Wahl zeigte 
fand, EC diefelbe in einem freundlichen Echreiben dem deutſchen Kaifer an, 
indem er beifügte: „Da wir zu unjerem Bedauern die Beziehungen, 
welche in früherer Zeit fo glüdlich zwilchen dem Hl. Stuhle und 
Ew. Majeftät bejtanden, nicht mehr vorfinden, jo wenden wir ung 
an Ihre Hochherzigkeit, um zu erlangen, daß der Friede und die 
Rube des Gewiflens dieſem beträchtlichen Theil Ihrer Unterthanen 
wiedergegeben werde.“ ine Beilegung des Kulturkampfes war da= 
mit wenigjteng in Anregung gebracht. Freilich lag fie noch in 
weiter Ferne: zu Gonceffionen in der Sache war der Papſt jelbit 
nicht geneigt und jelbjt Gonceffionen in der Form twurden ihm durch 
feine Gegner, die jtarren Anhänger des Syſtems Pius IX., die ihn 
im Datican felbft von allen Seiten umgaben, jehr erjchwert. Der 
Papſt mußte jehr vorfichtig fein und ſich damit begnügen, nur fehr 
allmälig vorzugehen. So jah er fich veranlaßt, die Fiction von 
einer „Gefangenſchaft“ des Papftes im Vatican aufrecht zu halten 
und auch den Sommer über in der ungefunden Luft Roms zu 
verharren und ebenjo die dem Papfte als Entjchädigung für feine 
Verluſte ausgeſetzte Jahresdotation von 2 Mill. Fr. auch jeinerjeits 
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nicht anzunehmen, obgleich ihm jenes ſehr läſtig fiel und er dieſe 
gar wohl hätte brauchen können. Denn die unter Pius IX. fo 
reichlich fließenden Gaben des Peterspfennigs fingen überall an, 
viel Jpärlicher zu fließen, jobald ein Papft auf dem Throne jaß, 
der nicht wie diefer mehr fluchte al3 fegnete, nicht fortwährend die 
Leidenschaften wider die angeblichen Feinde der Kirche aufftachelte 
und offenbar dieje Lieber zum Frieden als zum Kampfe zu führen 
geneigt war; die Bebürfniffe der Curie aber waren groß und die 
Mittel des neuen Papftes, fie zu befriedigen, zum mindeſten jehr 
fnapp. Daher erlaubte er auch den italienischen Bifchöfen ohne 
weiteres, den bisher verweigerten gejeßlichen Forderungen zu ge— 
nügen, um in den Genuß der weltlichen Einkünfte ihrer Bisthümer 
zu gelangen. Im Ganzen blieb fein Berhältniß zu Italien ein 
unbeftimmtes, nicht gerade feindjeliges, aber auch nicht freundliches; 
mehr fonnte er in manchen Beziehungen nur von ber Zeit und dem 
allımäligen Zuricdtreten der Yeidenfchaften von der einen und von 
der anderen Eeite erwarten; was er Pofitives thun konnte, beftand 
im Grunde nur darin, daß er alle Provocationen, wie fie Pius IX. 
geliebt und gefucht hatte, im Gegentheil vermied, vielmehr jede gute 
Gelegenheit im Sinne des Friedens und freundlichen Entgegenkom— 
mens gern ergriff. So auch gegenüber Deutjchland. Auf das erjte 
freundliche Schreiben des Papftes vom 19. Februar hatte der deutjche 
Kaiſer unter dem 24. März ebenjo freundlich geantwortet und auch 
jeinerjeits den Wunfch freundlicher Beziehungen zu dem neuen Pon— 
tifer ausgedrückt, aber doch dabei leife auch die für ihn unerläßliche 
"Forderung betont, daß die der geijtlichen Pflege des Papites bes 
fohlene Bevölferung den Geſetzen de3 Landes, in dem fie wohne, fic) 
fügen müſſe. Der Papft ließ den Faden darum nicht fallen und 
Ichrieb am 17. April neuerdings an den Kaiſer und drüdte in dem 
Briefe wieder die Hoffnung aus auf Erneuerung des früher bejtan- 
denen guten Ginvernehmeng, ging aber nunmehr auch jeinerfeits 
einen Schritt weiter und bezeichnete ala Mittel zu einem jolchen 
die Abänderung verjchiedener in Preußen beftehender verfaflungs- 
mäßiger und gejeßlicher Beftimmungen. Bald darauf ergriff er die 
Gelegenheit der jchändlichen Attentate Hödels und Nobilings, um 
dem Kaiſer jeine Theilnahme zu bezeugen. Der Kaijer, der in 
Folge der erlittenen Verwundungen außer Stande war, zu unter= 
zeichnen und außerdem der Ruhe und Schonung dringend bedurfte, 
hatte jeine Stellvertretung auf unbeftimmte Zeit dem Kronprinzen 
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übertragen und dieſer antwortete dem Papfte am 10. Juni in einem 
denfwiürdigen Schreiben dahin: „Dem vom Papfte am 17. April 
ausgefprochenen Verlangen, die Verfaffung und die Geſetze Preußens 
nach den Sabungen der römijch = katholifchen Kirche abzuändern, 
werde fein preußifcher Monarch entjprechen können, weil die Un— 
abhängigfeit der Monarchie eine Minderung erleiden würde, wenn 
die freie Bewegung ihrer Gejehgebung einer außerhalb derjelben 
ftehenden Macht untergeordnet werden ſollte. Wenn es daher nicht 
in feiner und vielleicht auch nicht in der Macht des Papftes ſtehe, 
jet einen Principienftreit zu fchlichten, der feit einem Jahrtaufend 
in der Gefchichte Deutjchlands fich mehr als in der anderer Yänder 
fühlbar gemacht habe, jo fei er doch gerne bereit, die Schwierig- 
keiten, die in dem Gonflicte für beide Theile lägen, in dem Geifte 
der Liebe zum Frieden und der VBerföhnlichkeit zu behandeln, die 
das Ergebniß feiner chriftlichen Ueberzgeugungen ei.“ Offenbar 
mußten ſich beide Theile überzeugen, daß eine principielle Löſung 
des Streites nicht möglich fei, aber ebenjo offenbar fuchten beide 
Theile nah Antnüpfungspunkten, um wenigjtens zu einem erträg- 
lichen modus vivendi zu gelangen. Inzwiſchen war aber der Staat 
unläugbar in einer ungleich günftigeren Stellung als die Kirche. 
Beide leiden zwar unter den Folgen des Streites, aber doch die 
Kirche viel mehr als der Staat. Der Staat fann warten, ohne 
daß fich ſeine Stellung wejentlich verjchlechtert: inzwijchen ift er im 
Befi der gejehlichen Mittel, den Gehorfam widerjpenftiger Priefter 
nöthigenfalls zu erzwingen. Die Kirche dagegen hat jchwere Ein- 
bußen erlitten und diefe Einbußen vermehren fi) von Jahr zu 
Jahr: bis jeßt find bereits 8 Biſchofsſtühle theils durch jtaatliche 
Abſetzung theil® durch Todesfall verwailt, mehr als 400 Pfarreien 
ohne Pfarrer, die geiftlichen Orden jämmtlich aufgehoben, der er= 
bebliche Beitrag des Staates an die Bedürfniffe des fath. Cultus 
ijt eingeftellt, an die Stelle der bijchöflichen Autorität find die un— 
verantwortlichen Umtriebe der jog. Hetzkapläne getreten, die Heerde 
ſelbſt iſt durch dieſe Agitation vielfach verwildert und auf Abwege 
gerathen. In allem dem mochte die Kirche in der That Anlaß und 
Grund genug finden, den Frieden zu juchen, und als daher der 
Reichskanzler nad) dem Schluffe des Berliner Congreſſes am 18. 
Yuli zur Badecur nach Kijfingen ging, fand fich alsbald auch der 
päpftliche Nuntius in München dajelbft ein. Es ift außer Zweifel, 
daß zwifchen beiden Verhandlungen über einen aufzufindenden modus 
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vivendi gepflogen wurden, aber auch außer Zweifel, daß ein folcher 
bi3 zur Wiederabreife des Reichskanzlers nicht gefunden twurde. 
Sie wurden indeß nicht abgebrochen, ſondern auch ſpäter noch fort= 
geſetzt, führten aber bis zum Schluffe des Jahres zu feinem Re— 
fultate. Selbft eine Verftändigung über einen bloßen modus vivendi 
feßt Gonceffionen von beiden Seiten, namentlich aber von Geite der 
Kirche, voraus und dazu Jcheint fie vorerjt noch nicht geneigt zu fein. 
Dhne folche aber wird der Staat, wie wenigſtens der Gultminifter 
Falk noch am 11. December im preußijchen Abgeordnetenhaufe be= 
ſtimmt erklärte, feine günftige Stellung nicht aufgeben. Eine bal- 
dige Berftändigung jtand demnach auch am Schluffe des Jahres 
nicht in Ausficht. 

Aehnliche Unterhandlungen des Papftes mit Rußland bezüglich 
der Lage der Fatholifchen Kirche in Polen fcheiterten ſogar noch vor 
Jahresſchluß definitiv und wurden abgebrochen. Im Laufe des» 
felben erlitt Jogar die Gurie oder, wenn man Lieber will, der Cleri— 
calismus eine ſchwere Niederlage und zwar in Belgien, dem einzigen 


Sturz 


Lande in Europa, wo die Glericalen feit einer Reihe von Jahren’ Her 
das Regiment in Händen gehabt Hatten. Die Erneuerungswahlengapinetz 


zur Kammer und zum Senat machten im Juni auch diefem cleri= 
calen Regimente ein Ende: die Liberalen errangen bei denjelben die 
Majorität ſowohl in der Hammer ald im Senat und das clericale 
Gabinet Malon Jah fich genöthigt, zurüdzutreten. Der König nahm 
die ihm angebotene Demiffion ohne Bedenken an und febte das 
neue Gabinet nicht mehr ausſchließlich aus der fog. doctrinären, 
fondern aus den verfchiedenen Schattirungen der Liberalen Partei 
unter dem Präfidium Frère-Orbans zufammen. Schon die Zus 
fammenfegung des Gabinet3 zeigte, daß die liberale Partei ent= 
Ichloffen war, ihr früheres Zwitterfyften nicht wieder aufzunehmen, 
fondern diegmal eine entjchiedene und durchgreifende Stellung gegen 
die clericalen Beitrebungen zu ergreifen: zum erften Mal befand fich 
unter den Miniftern auch ein eigener Minifter des öffentlichen Unter— 
richts, wie es einen ſolchen bisher in Belgien nicht gab; ein könig— 
liches Decret verordnete daher die Bildung eines ſolchen Minifteriums. 
Es war Klar, daß es fich darum Handelte, das Volksſchulweſen, das 
jeit dem Jahre 1842 ganz in den Händen de3 Clerus war, dieſem 
zu entreißen und die Rechte des Staats auf dasſelbe energifch in 
Anfpruch zu nehmen und durchzuführen. Nur langfam Hatte fich 
in den leßten Jahren der Umſchwung gegen die clericale Herrfchaft 


in 
Belgien, 
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und zu Gunſten Liberaler Anfchauungen und Beftrebungen vollzogen 

und erit ein im Mai von den Kammern unter dem Drud der 

öffentlichen Meinung bejchloffenes neue® Wahlgeſetz, das den im 

Großen betriebenen clericalen Wahlfälfchungen einen Riegel ftieh, 

hatte ihm zum Durchbruch verholfen. Auch die in den October 

fallenden allgemeinen Gemeinderathswahlen, die in den Städten 

jowie in allen größeren Ortichaften einen weſentlich politifchen 

Character trugen, fielen im Großen und Ganzen zu Gunften der 

Xiberalen aus. Dieje fühlten nunmehr feften Boden unter fich und 

al3 die Kammern am 12. November zufammen traten, jprach fich 

in der Thronrede zum erften Mal ein belgifcher König unummunden, 

ohne Rüdhalt und ohne Verblümung über die belgiiche Yebensfrage, 

die Loslöſung des Unterrrichtäwejens von der bisherigen clericalen 

Bevormundung, dahin aus: „Die geijtige Cultur eines Volkes if 

gegenwärtig mehr denn je die Hauptquelle feines Aufblühens. Durd 

die Schöpfung eines Tpeziellen Unterrichtsminifteriums hat die Re— 

gierung hinreichend ihre Abficht fundgethan, mit bejonderer Sorg— 

falt über diefes edle und große Sntereffe zu wachen. Der auf Koften 

de3 Staats zu ertheilende Unterricht muß auch unter die ausſchließ— 

liche Xeitung und Aufficht der Givilbehörden geftellt werden.“ Die 

an diefe Thronrede fich knüpfende Adreßdebatte drehte fich gleichfalls 

hauptjächlich um die Schulfrage und wurde Jchließlich mit 67 gegen 

54 Stimmen, d. h. von der geſammten Linken gegen die gefammte 

Rechte, angenommen. Wie die Dinge Liegen, ijt die Löſung der 

Schulfrage im Sinne einer vollen Inanfpruchnahme der Rechte des 

Staats gegenüber den Anfprüchen und dem thatjächlichen Beſihſtand 

der Kirche für Belgien fo ziemlich außer Zweifel; aber fie wird 

ichwerlich ohne bittere, ſogar leidenfchaftliche Kämpfe erfolgen. Noch 

im December erließen die Jämmtlichen belgischen Bijchöfe einen ge— 

meinfamen Hirtenbrief an die Gläubigen, worin fie dev Abficht der 
Regierung von vorneherein den entjchiedenften Krieg anfündigten. 

Franl. Und ſchon drohte dieſelbe Gefahr, dieſelbe Maßregel der römi— 

na Dane Gurie und dem Eatholifchen Clericalismus noch von einer an— 

Starze dern Seite ber auf einem viel größeren Gebiete, als dem kleinen 

des Melgien, nämlich in Yranfreih. Das Jahr 1877 Hatte mit dem 

Bragtie Sturze des monarchifchereactionären Gabinets BrogliesfFourtou und 

dem Siege der Republit über ihren Präfidenten, den Marſchall 

Mac-Mahon, geendet. Das neue republifanifch-conferpative Gabinet 

Dufaure ftüßte fih auf die große und feit zuſammenhaltende 
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Majorität der Kammer, der Marjchall » Präfident aber mit 
ſammt der fleinen Mehrheit von nur wenigen Stimmen im Senat 
war fortan machtlos und mußte gefchehen laſſen, was er nicht hin— 
dern und nicht ändern konnte. Die erjte Sorge des neuen republi— 
kaniſchen Regiments war, fich gegen neue reactionäre WVerjuche von 
dieſer Seite ber zu fichern und die Verwaltung von den unter 
Broglie in diefelbe eingedrungenen reactionären Elementen wieder zu 
reinigen. Das Iebtere erfolgte mit Maaß und Ziel und theilweife 
nur jehr allmälig, aber mit Umficht und Beharrlichkeit; zu den 
erjteren Maßregeln bot fogar der Senat die Hand, indem die Or— 
leaniften unter dem noch frifchen Eindrude der jüngjten Ereigniffe 
fich dafür auf die Seite der republifanifchen Minderheit jtellten. 
So lange die Hammer dieje Sicherheit nicht Hatte, behielt fie das 
Budget für 1878 in ihrer Hand und bewilligte e8 der Regierung 
mit ihrer eigenen Zuftimmung nur ftüdweije von Monat zu Monat 
und erft als fie ficher zu fein glaubte, nahm fie ed ala Ganzes in 
Angriff, erledigte es aber dann auch raſch und zu allgemeiner Zu— 
friedenheit. Die Reaction war fortan ohmächtig und fühlte es felbft 
gar wohl. Aus der Regierung verdrängt, im Parlament und in 
der Nation jelbjt mehr und mehr nur eine, allerdings anjehnliche, 
Minderheit, war fie in fich in Yegitimiften und Bonapartiften, die 
fich unter einander gelegentlich aufs bitterjte befämpften, zerfpalten 
und fand ihren Einigungspunft lediglich in dem beiden gemeinfamen 
Haß gegen die Republit. Im Bewußtfein ihrer Schwäche ſuchten 
daher beide einen Stüßpunft in der Macht der Kirche und dem 
Einfluß des Glericaliamus. Die republifanifche Partei ſah das Bie 
ſehr wohl ein, aber auch zugleich, daß das Mittel geſetzlicher Meritate 
Mapregeln gegen die Umtriebe der Glericalen ihr nicht zu Gebote als 
ftänden, jo lange nicht der Präfident der Republik ihr angehöre und 
fo lange fie nicht auch über die Majorttät des Senats verfügen 
würde. Die verfafjungsmäßige Amtsdauer des Senats dauerte aber 
noch bis in den Anfang des Jahres 1879, diejenige des Marfchall- 
Präfidenten noch bis in den Anfang des Jahres 1880: jo Lange 
mußte fie fich noch gedulden. Nur den ärgiten Ausjchreitungen der 
Bilchöfe oder der clericalen Partei konnte die Regierung entjchloffen 
entgegen treten und that es auch wiederholt und mit Erfolg. Da— 
gegen entwidelte fich in der Öffentlichen Meinung und in den Ge— 
meinden jeit dem Anfange des Jahres 1878 eine Bewegung zu 
Gunſten des Zaienunterrichts, die für die clericale Partei jehr be— 
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denflich war. Immer mehr und mehr Gemeinden fingen an, ihre 
Öffentlichen Schulen den geiftlichen Lehrern zu verfchließen und die— 
jelben mit weltlichen Lehrern zu befeßen, und gegen Ende des Jahres 
machte Paris den Verſuch, diefe Maßregel auf alle feine zahlreichen 
Elementarfchulen auszudehnen und die Gongregationen, in deren 
Händen fie bisher gewejen waren, von ihnen ganz auszufchließen. 
Doch das war alles nur vorläufig. Erſt wenn im Januar 1879 
die Wahlen zum Senat werden ftatt gefunden haben und die Re— 
gierung auch in diefem auf eine Majorität wird zählen können, ſoll 
die Schulfrage in Frankreich wie in Belgien gejtellt werden. Der 
Ausgang dürfte auch in Frankreich faum zweifelhaft fein. Allein 
allem Anfchein nach wird fi) aus demfelben eine Art von „Kultur 
fampf“ entwideln, der an Leidenfchaftlichkeit dem deutſchen nicht 
nachftehen, vielleicht denjelben noch übertreffen dürfte. Worerft ftand 


Stelungdie Aufnahme diefer Frage noch in einiger Ferne. Zunächit waren 


ber re⸗ 


pußtita. negierung und Kammermehrheit vielmehr einträchtig bemüht, der 
niſchen Öffentlichen Meinung die Meberzeugung beizubringen, daß der Friede, 


Regie 


zung und 


„pie Ordnung und ein ungehinderter Gang der Gejchäfte, überhaupt 


Partei ine ruhige Entwidelung unter der Republik am beften gefichert 
und iheefeien und daß es nicht die republifanifchen Beitrebungen feien, twelche 


Maf- 
regeln. 


die Gefellfchaft in fortwährender Unruhe zu erhalten bemüht wären, 
jondern im Gegentheil die ewigen Umtriebe ihrer Gegner, der Bona= 
partiften, Zegitimiften und Glericalen. Die Behauptung war in der 
That nicht ohne Grund und entſprach der augenblidlichen Sachlage. 
Der Umstand, daß dem Marjchall-Präfidenten, wenn er auch dem 
ausgefprochenen Willen der ungzmweifelhaften Mehrheit der Nation 
fi Hatte fügen müſſen, immerhin nicht zu trauen war, daß die 
reactionären Parteien überaus thätig und eifrig waren und die 
Mehrheit des Senates für fi) hatten, zwang die verfchiedenen 
Fractionen der republifanischen Partei, eng zufammen zu halten 
und fich der größten Vorficht, der möglichiten Mäßigung zu be— 
fleißigen, wenn fie nicht dem Gegner, der nur auf Mißgriffe von 
ihrer Seite jpeculirte, gelegentlich neuerdings getwonnene® Spiel 
geben wollten. Und in diefem Beftreben ift es, daß der Volksmann 


Sam Gambetta der Regierung Dufaure und der Republif die wefent- 


betta, 


lichſten Dienfte Teiftete, indem er allen feinen Einfluß gerade auf 
die radicaliten Elemente aufbot, um ihnen fort und fort Einigkeit 
mit den übrigen Fractionen, Klugheit und Mäßigung zu predigen, 
und darin auch fo ziemlich einen vollftändigen Erfolg erzielte. 
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Zugleich gab fich die Regierung alle Mühe, der öffentlichen Meinung 

zu beweijen, daß fie die Intereſſen der Bürger feinen Nugenblid 
außer Augen lafle und daß die Republik allem aufbiete, diejelben 
aufs energijchefte zu unterjtüßen und zu fördern. Zu diefem Zwecke 
war jchon vor dem BZwilchenfall des Gabinet? Broglie die dee 
einer allgemeinen Weltinduftrieausjtellung in Paris aufgegriffen und Tie 
nach dem Sturze Broglie’3 auch jofort twieder mit aller Macht in eg 
Angriff genommen worden, um fie am 1. Mai 1878 eröffnen zuſtellung 
fönnen. Die republifanifche Partei betrachtete das Unternehmen 
als ihr Werk und da es über Erwarten gelang, jo fam der Erfolg 
allerdings auch jehr wejentlich ihr zu Gute. Franfreich jah darin, 
und nicht mit Unvecht, zugleich auch eine Art Rehabilitation feines 
Anſehens in Europa, eine Art Beweis, daß es fich von feinem Un— 
glüd und jeiner Erniedrigung wejentlich wieder erholt Habe. DiejesStellung 
Gefühl machte ſich auch in den Beziehungen zum Auslande geltend. * 
Auf dem Berliner Congreſſe nahm Frankreich zum' erſten Dial wieder an 
unter den Großmächten Europas Plaß und es läßt fich nicht be— 
ftreiten, daß es von jeinem neuen Minifter des Auswärtigen, Wad— 
dington, bejcheiden und doch würdig vertreten wurde. ine leitende, 
oder irgendwie tonangebende Stellung fonnte es in der orientali= 
jchen Frage nicht anfprechen und hielt fich im Ganzen wie bisher 
möglichſt zurüd. Dagegen nahm es fich in erjter Linie der Griechen 

an und verjchafite denjelben auch wirklich die Ausficht auf eine jehr 
erhebliche Grenzerweiterung in Theflalien und in Epirus. Gewiß 
lag darin eine fluge, auf die Zukunft berechnete Politik: die Griechen 
find jedenfalls im weiteren Fortgang der orientalijchen Dinge be— 
rufen, eine jehr bedeutjame Rolle zu fpielen und werden dann» 
zumal Frankreich für das dankbar fein, was dasjelbe jebt für fie 
gethan hat. Für jeßt aber ijt die Zeit noch nicht gekommen, 
Frankreichs Gewicht entjcheidend in die Wagjchaale Europas fallen 

zu lafjen. Bis feine neue Staatsform feſt gegründet und im Stande 

fein wird, eine nach innen und außen, nach rechts und Links, ſtarke 
Regierung zu tragen, bedarf es noch einer Reihe von Jahren und 
ebenjo umfichtiger al3 beharrlicher Arbeit. Auch die Reorganijation 

der Armee hat zwar unläugbar große Fortjchritte gemacht, ijt aber 

doch noch lange nicht vollendet. Die Befejtigung der inneren Zus 
ftände und die Hebung der inneren Wohlfahrt des Landes wird 
noch lange das Hauptaugenmerk der Regierung und der republi— 
fanifchen Partei jein und bleiben müffen. In diefer Beziehung aber 
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Groß faßte das neue Miniftertum Dufaure noch im Jahre 1878 einen 
artige wahrhaft großartigen Plan, indem der Bautenminifter de Freycinet, 
project. ein anerkannter Fachmann, ihm und mit feiner Zuftimmung aud) 
den Kammern das Project einer umfaffenden Vervollfländigung des 
franzöſiſchen Eiſenbahnſyſtems und des franzöfifchen Ganalnetes vor: 
legte, woran fich der Ankauf einer Anzahl kleinerer, nothleidender 
Vicinalbahnen, ſowie die Schiffbarmachung der Seine von Havbre 

bis Paris und der Ahone von Marfeille bis Lyon anfchließen Toll. 
Das ganze großartige Project Joll mit einem Aufwande von mehr 

als 4 Milliarden Franes ins Werk gejeßt, aber allerdings auf eine 
längere Reihe von Jahren vertheilt werden, um es ohne eine allzu 
große Belaſtung des Budgets ausführen zu können. Dasjelbe wurde 
fowohl von den Kammern als von der Öffentlichen Meinung überaus 
günftig aufgenommen, wenn es auch bis Ende des Jahres von den- 
jelben noch nicht definitiv genehmigt werden konnte. Zunächſt wur: 

den die Regierung und die Öffentliche Meinung in erjter Linie von 

. den bevorjtehenden Wahlen zum Senat in Anfpruch genommen, die 
Senatz. der Republik endlich auch in diefem das Uebergewicht fichern jollen. 
wahlen. Schon jeit Anfang des Jahres waren alle Grgänzungswahlen zur 
Kammer und zwar in fichtlich jteigendem Maße zu Gunſten der 
Republik ausgefallen und die Gegner der Nepublit mußten erfennen 

und offen zugeftehen, daß es augenblidlich für fie ſchwer, ja fait 
unmöglich fei, wider den Strom zu jchwimmen: das allgemeine 
Stimmrecht gab entjchieden den Ausſchlag für die Republik. Für 

die Senatswahlen aber Tagen die Dinge doch etwas anders: der für 
diejelben verfafiungsmäßig feitgeftellte ziemlich complizirte Wahl- 
förper ließ den Ausgang jedenfalls noch ungewiß ericheinen, zumal 

es außer Zweifel jtand, daß beide Parteien Allem aufbieten, und 

für diefen leßten und entjcheidenden Kampf auch ihre leiten Kräfte 

ins Feld führen würden, wozu fich beide jchon feit dem Juni ge 
rüjtet hatten. Erſt am 8. October unterzeichnete Diac Mahon das 
Decret, welches die Vorwahlen zum Senat auf den 27. October, 

die eigentliche Wahl der Genatoren auf den 5. Januar 1879 an 
ſetzte. 75 Senatoren ſollten erneuert und außerdem noch 8 einzelne 
Nachwahlen vorgenommen werden und unter diefen 83 Ausgejchie 
benen waren 60 Gonfervative oder überhaupt Gegner der Republif. 
Dem Rejultat der Vorwahlen vom 27. October wurde darum von 
beiden Seiten mit der äußerjten Epannung entgegen gejehen. Es 

war den Republifanern günftiger ala ihren Gegnern und lieferte 
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den unumftößlichen Beweis, daB die Nepublif auf der breiten Unter: 
lage der ca. 33,000 Gemeinden Frankreichs feſte Wurzeln gefaßt 
babe. Der Ausfall der Wahlen am 5. Januar 1879 war dadurch 
im Ganzen für die Republik gefichert und nur dag blieb noch 
zweifelhaft, ob die künftige Mehrheit des Senats für die Republik 
eine größere oder Ffleinere fein werde. Der republilaniichen Partei 
fiel damit ein Stein vom Herzen, mit Recht und mit Unrecht, wie 
man will. Mit Recht in jo fern, ala der Ausbau der Verfaſſung 
auf Den einmal anerfannten und von der großen Mehrheit ge- 
tragenen Grundlagen jo wie der Fortichritt der Gejehgebung nad) 
allen Geiten des Staat3lebens durch den Gegenjaß zwiſchen Kammer 
und Cenat gehemmt, ja jogar zum Gtilljtand verurtheilt war; 
mit Unrecht dagegen in jo fern, ala eben die Furcht vor dem Prä— 
fidenten und vor der Mehrheit des Senat? die nur zu zahlreichen 
radicalen Elemente der republifanifchen Partei bisher gezwungen 
hatte, fich zu mäßigen und fich den bejonneneren und conjervativeren 
Strebungen unterzuordnen, während es zweifelhaft war, ob dieß 
nachher auch noch und in welchem Grade der Fall fein würde. 
Zum mindejten aber für eine längere Zeit bleibt das Wort Thiers’ 
eine Wahrheit, daß die Republik troß aller Anfechtungen die Ver— 
jafjungsform Frankreich® bleiben würde, wenn die Republik eine 
conjervative ſei — wo aber nicht, nicht. 

Italien und Spanien jpielten während des ganzen Jahres 
1378 im Grunde eine jehr untergeordnete Rolle und noch mehr war 
das bezüglich der Staaten dritten Ranges, wie der Schweiz. Bel: 
giens, Hollands und Ecandinaviens der Fall. Als in Italien gtatien 
König Humbert den Thron feines Vaters bejtieg, fand er die Linke und die 
des Parlament? am Ruder der Negierung vor und beftätigte fin." 
ohne Anstand in diefer Stellung Da fie in der zweiten Kammer Parla- 
die entjchiedene Mehrheit beſitzt und die conjervativsliberale Partei "ent 
Sella-Minghetti in die entjchiedene Minderheit gerathen ift, jo er— 
bielt fich die Linfe noch das ganze Jahr am Ruder. Daß fie auf 
die Dauer regierungsfähig fei, hat fie bisher nicht bewiejen: fie zer: 
fällt in mehrere Fractionen, die bald zufammenhalten, bald wieder 
augeinandergehen, nicht nach politifchen Principien, Jondern Lediglich 
nach den perjönlichen Intereſſen ihrer Führer Depretis, Gairoli, 
Crispi, Nicotera, und ihre bisherigen Maßregeln, die Abjchaffung 
der Mahliteuer, wie die von ihr in die Hand genommene Wahl- 
reform und Vervolljtändigung des Eijenbahnneßes, find nicht gerade 
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geeignet, ihnen bei den bejonneneren Freunden Italiens bejonderen 
Gredit zu verſchaffen; radicalen Thorbeiten, wie der Agitation für 
die Italia irredenta und den vepublifanifchen Beitrebungen des alten 
Garibaldi, wird fie ganz anders ala bisher entgegen treten müſſen, 
wenn fie nicht wenigſtens im Auslande allen Credit verlieren will. 
Vollends thöricht iſt die Unzufriedenheit vieler Italiener, daB auf 
dem Berliner Congreſſe nicht auch für fie wie für Tefterreich irgend 
etwas abgefallen ift. Wenn Stalien, wie es behauptet, mit Leiter: 
reich auf gutem Fuße ftehen will, jo muß es auf Trieft und Wälſch— 
tyrol und auch auf gewifje Zettelungen in Albanien, die doch feine 
Ausficht haben, zu irgend einem Erfolg zu führen, Dejterreich aber 
Spaninnothwendig erbittern, gänzlich verzichten. Spanien erregte während 
des ganzen Jahres im übrigen Europa wenig Aufmerkſamkeit und 
noch weniger Theilnahme. Der junge König hat fortwährend den 
beiten Willen, aber jein Premierminifter Ganovas del Gajtillo muB 
reactionären und clericalen Strömungen und Anfprüchen mehr nad): 
geben al3 gut ijt; von der Oppofition aber weiß Niemand, was jie 
eigentlich will. Alles bewegt fich in Ertremen und eine vernünftige 
Mittelpartei, die beide im Zaume zu halten im Stande wäre, fehlt 
gänzlich. Doch gelang es der Regierung in diefem Jahre, den Auf- 
jtand auf Guba, freilich mehr durch Bejtechung ihrer bisherigen 
Führer als durch Waffengewalt, zu unterdrüden und die Perle der 
Schweiz Antillen für Spanien noch einmal zu retten. In der Schweiz ge 
riet) das große Unternehmen der Gotthardbahn in Folge irriger 
Voranjchläge in ein momentan jehr bedenfliches Gedränge.. Das— 
jelbe mußte nicht unmwejentlich bejchränft werden und doch mußten 
die zunächſt betHeiligten Staaten, außer der Schweiz jelbjt Jtalien 
und Deutjchland, neuerdings wieder mit anjehnlichen Subventionen 
vor den Rip treten. Doch jcheint die Ausführung der Bahn damit 
jeßt gefichert zu fein. In der franzöfiichen Schweiz wurde jogar 
bereit ein zweiter Alpendurchitich, derjenige des Simplon, ernjtlich 
in? Auge gefaßt und wird dabei auf die Unterjtühung wiederum 
Italiens, dann aber namentlich Frankreichs — wie es in der That 
jcheint, nicht ohne Ausfiht — gehofft. Gegen Ende des Jahres 
wurde die Aufhebung der bei der lekten Revifion der Bundesver: 
fafjung durchgejeßten gejeglichen Abjchaffung der Todesſtrafe an« 
geregt und jchließlich, wenn auch nicht ohne Widerjtreben, von 
beiden Räthen der Bundesverfammlung dem Volksentſcheid unter- 
ftellt, der jedoch erjt im Jahre 1879 erfolgen wird. An fich ein 
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Rückſchritt in cultureller Beziehung wäre fie dieß noch mehr, wenn 
e3, wie gefürchtet wird, nur der erjte Keil eines föderaliftilchen An— 
ſturms gegen die Bundesverfafjung fein ſoll. Der möglichjt Jouveräne 
Particularismus der doch mit wenigen Ausnahmen fo Kleinen ein— 
zelnen Glieder des Ganzen, der Kantone, hat fich in unferer Zeit 
doch wahrhaftig völlig überlebt und ihm wird auch von dem Waadt- 
Lande jchwerlich wieder das Uebergewicht verjchafft werden können. 
Holland verharrte in feinem relativen Stillleben. Die Confeſſions- golland. 
Lofigkeit der Volksſchule hielten gegen einen Anfturm der Ultra- 
montanen und der proteftantifchen Orthodoren beide Kammern auf: 
recht; die Vermählung des jchon bejahrten Könige mit einer blut- 
jungen Prinzeffin von Walde erregte, zumal bei den im Königs— 
hauſe obwaltenden mißlichen Yamilienverhältnifien, Auffehen und 
fand nur eine jehr theilweife Billigung. Bon Belgien und dem 
bedeutjamen Umſchwunge der öffentlichen Meinung gegen das cleri= 
cale Regiment iſt ſchon die Rede gewejen. In den fcandinavifchenzie fcan- 
Staaten machte fich die ſog. Bauern» und Landmann-Partei tie dinadi- 
Ichon in den legten Jahren auch in diefem wieder bemerflich. ——— 
Dänemark iſt dieſelbe mit politiſch-radicalen Elementen und Be— 
ſtrebungen verquickt und ſpaltete ſich daher 1878 in einen mehr ge— 
mäßigten und einen mehr radicalen Flügel, wodurch das Mini— 
ſterium Esmarch, das im Folkething ſonſt nur auf wenige Stimmen 
zählen konnte, ſich dagegen auf die große Mehrzahl des Landsthings 
ſtützte, vorerſt wenigſtens wieder Oberwaſſer erhielt. In Schweden 
hat dieſelbe Partei den Plan des Königs, die Armee einer weſentlichen 
Reorganiſation zu unterſtellen, in den letzten Jahren zu Fall gebracht 
und legte in dieſem Jahre nunmehr dem Reichstag einen eigenen Plan 
zu demſelben Zwecke vor, ohne jedoch damit durchdringen zu können. 
Die Nothwendigkeit einer ſolchen Reorganiſation läßt ſich nicht be— 
ſtreiten, aber ſie iſt ohne bedeutende finanzielle Opfer von Seite des 
Landes nicht zu erzielen und gerade die Finanzen Schwedens ſind 
neuerdings ohnehin in eine nicht unbedenkliche Bedrängniß gerathen, 
während die Fortſetzung des Eijenbahnbaues in dem betriebjamen, 
aber nur dünn bevölferten Lande ein reelles Bedürfniß ift, aber 
auch anfehnliche Summen in Anfpruch nimmt. 

Die orientalifchen Dinge und die verjchiedenen Fragen, in die 
fie fich zerlegen oder die fich mit ihnen verknüpfen, nahmen Eng- 
fand und die zunächſt an ihmen betheiligten Oftmächte, Rußland 
und Defterreih, auch nach dem Schluſſe des Berliner Congrefles 
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Die mehr in Anfpruch als ſelbſt die inneren Angelegenheiten. Es zeigte 
a 19 bald, daß der Berliner Friede feine definitive, ſondern unter 
Frage allen Umftänden nur eine proviforifche Löſung der jog. orientaliichen 
nach denFrage war und Jogar für die nächite Zukunft jchien ſeine ungejchmälerte 
er Durchführung jeden Augenblid wieder in Frage geftellt werben zu 
arefje. wollen. Es ging die fajt unausweichlich aus der Stellung Ruß- 
lands und der Pforte, die ſich in der europäiſchen Türkei vorerft 

noch immer gegenüber jtanden, hervor. Rußland hatte in Berlin 

nach jeiner Anficht eine Niederlage erlitten, in die es fih nur ſehr 

age derungern fügte; bezüglich der Türkei aber hatte dort thatjächlich un— 
Zürfei. läugbar eine erjte Theilung derjelben ftattgefunden. Eerbien, Ru- 
mänien, Montenegro waren ihr gänzlich entriffen und in dem neuen 
Bulgarien, ja Jogar in dem ihr wieder zugefprochenen Oftrumelien 

ein neuer Pfahl ins Fleiſch geftoßen worden. Doch konnte das ala 

eine natürliche Folge des Krieges und ihrer Niederlage angejehen 
werden. Aber der Gongreß Hatte überdieß Defterreih mit Bosnien 

und der Herzegowina, Griechenland mit einem erheblichen Gebiets- 
zuwachs in Thejlalien und Epirus bedacht, ohne daß diejelben am 
Kriege Theil genommen Hatten; und an England hatte die Türkei 
außerdem Gypern abtreten und eine gewiſſe Protection über Klein 

afien, Syrien und Mefopotamien einräumen müfjen. In Berlin 
waren die Vertreter der Pforte überhaupt mit jehr geringen Rüd- 
fichten von allen Seiten, England nicht ausgenommen, als die Ver— 

treter einer Macht behandelt worden, über welche fortan Guropa zu 
verfügen habe. Dadurch in ihrem Selbſtbewußtſein, in ihrer Actions- 
fähigkeit nicht blos erjchüttert, ſondern tief niedergedrüdt, glich fie 

um jo mehr einem ſchwankenden Rohre, als ihr bei ihren ohnehin 
deplorabeln finanziellen Berhältniffen und unmittelbar nach einem 
unglüdlichen Kriege, der ihre letzten Kräfte erſchöpft hatte, alle 
materiellen Mittel fehlten, um fich wieder emporzurichten. Was 

noch an Gteuern 20. einging, wurde von dem in feiner Weije be- 
Ichränften Haushalte des Sultans und von den Gonftantinopeler 
Paſchas und Effendis ſowie von dem ganzen Troß nichtanußiger 
höherer Beamteter in Beſchlag genommen, die nicht daran dachten, 

fih das Mindefte abzubrechen; für die jo dringend nothwendige 
Reorganifation der Armee blieb blutwenig übrig, felbft die unzu— 
reichenden Reſte hielt nur die Naturalverpflegung zufammen, der Sold 

war um viele Monate im Rüdjtand; die niedern Beamten aber 
wurden mit faſt werthlofem Papiergeld bezahlt und fonnten ungern 
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ober waren, wenigftens in den Provinzen, auf Erprefjungen an— 
gewiefen. Die ruffiichen Truppen jtanden immer noch vor den 
Thoren von Conftantinopel und zogen fich erft im October wenigſtens 
nad Adrianopel zurüd, wo fie jedoch blieben, indem Rußland jede 
weitere Räumung vom Abſchluß eines definitiven Friedens über die 
vom Berliner Congrefje nicht berührten Puncte des Vertrags von 
St. Stefano abhängig machte. In Bulgarien betrachteten fich die 
Rufen al3 die abjoluten Herren und jelbft in Oftrumelien jeßten 
ihre Gewalthaber allen Schritten, welche die Ausführung der Ber— 
liner Bejchlüffe anbahnen follten, allen nur möglichen, bald offenen 
bald verdedten, Widerftand entgegen; in Macedonien herrjchte offene 
Snjurrection und Albanien blieb jo jehr fich ſelbſt überlaffen, daß 
die Albanefen eine Liga jchloffen, die fich auf mehr ala 50,000 
bewaffnete Männer ftüßte und ſowohl gegen die Mächte als gegen 
die Pforte gerichtet war, jo daß der Marfchall Mehemed Ati, 
der zur Beichtwichtigung dahin geichieftt worden war, von den wilden 
Albanefen im September mit ſammt feiner Escorte von 20 Mann 
jchmählich ermordet wurde. So waren der Pforte ſelbſt für das 
ihr noch gebliebene Gebiet Hände und Füße gebunden. Die Aus— 
führung des Berliner Friedens blieb gänzlich der Sorge der Mächte, 
namentlich Englands überlaffen. England that auch fein möglichftes gngtand 
und erklärte wiederholt bejtimmt, daß es feinerjeit3 auf der ftricten und 
Ausführung des Berliner Friedens felbſt auf Gefahr eines Krieges sand 
beharren werde. Kaiſer Alerander gab jeinerjeit3 die biündigjten 
Zuficherungen; aber die Sprache und die Handlungen feiner Generale 
widerjprachen denjelben häufig ganz handgreiflih und am Schlufie 

des Jahres war e8 vielleicht wahrfcheinlich, aber doch in feiner 
Weile jicher, daß der Berliner Friede jchließlich wirklich zur Aus— 
führung fommen werde. 

England that in der europäijchen Türkei, wie gejagt, fein song 
Möglichites gegen Rußland, aber e& war diefem gelungen, demfelben > 
in weiter Ferne, in Afghaniftan, einen Krieg an den Hals zu hängen, ;n 4 
der ſein Intereſſe augenblicklich im erſter Linie in Anſpruch nahm. abani« 
In Afghaniſtan, einem der ſchwachen Punkte feiner indiſchen Herr- fat 
Ichaft, hatte Rußland jchon im Frühjahr, zur Zeit da ein Krieg mit 
England bdemfelben ernftlich drohte, mit dem Emir des Landes, 
Schir Ali, deſſen Beziehungen zu England ſchon feit einiger Beit 
ziemlich gejpannte waren, angefnüpft und ihm die eventuelle Hülfe 

Rußlands gegen Indien in Nusficht geftellt. Wirklich erfchien im 
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Sommer eine zahlreiche ruſſiſche Gefandtichaft in Kabul. Die Yeind- 
ichaft des Afghanenfürften an fich konnte den Engländern nicht jehr 
gefährlich fein, aber das hörte von dem Augenblide an auf, wo 
Rußland notorifch Hinter ihm ftand, ihn hetzte, eventuell unterftüßte. 
Das brittifche Gabinet nahm daher die Sache jehr ernjt und ver— 
langte von Schir Ali in erfter Linie die Aufnahme auch eines brit- 
tiichen Geſandten in Kabul, der zu feinem Schuße von einem ganzen 
Regiment begleitet werden ſollte. Schir Ali lehnte die Zumuthung 
ab und verweigerte dem Gejandten die Weiterreije, ala er an der 
Grenze des Landes erſchien. Diefe Schmach fonnte England um 
feines Anſehens in Indien und ganz Mittelafien willen nicht auf 
fich ſitzen laffen und nach einigen weiteren Verhandlungen, die über 
die Gefinnungen des Emir feinen Zweifel mehr ließen und während 
welcher England in Indien ein ſtarkes Erpeditionscorps ausrüftete, 
erklärte e8 jenem den Krieg. Ein folder war aber für England 
fein Kleines Unternehmen: ein folcher Krieg ift für dasſelbe er— 
fahrungsgemäß bei der Natur des Landes und der Gigenart jeiner 
Bewohner ein entjchiedene® Wagniß und nicht ohne Gefahr. Deu— 
noch ließ er fich dießmal für England jehr glüdlich an. Seine 
Truppen foreirten und bejeßten noch im December alle drei Zu- 
gangspäfle zu dem feindlichen Land und rüdten bis Dichellalabad 
vor. Schir Ali jelbft hielt e8 für gerathen, Kabul zu verlafien 
und fich auf ruffifches Gebiet zurückzuziehen: die Rufen Hatten ihn, 
da fich die Sachlage inzwijchen verändert hatte, nach ihrer Gewohn- 
heit im Stiche gelaffen. Die Engländer haben indeß, was fie zu» 
nächſt beziwedt hatten und was fie zur Sicherung Indiens haben 
müſſen und nicht wieder herauszugeben gedenken. Der Beſitz ift 
aber unficher und gefährdet, jo lange es ihnen nicht gelingt, mit 
Schir Ali oder, da er bald darauf ftarb, mit jeinem Sohne und 
Nachfolger neuerdings in ein freundfchaftliches und Vertrags-Ver— 
hältniß zu treten, da8 aus dem Afghanenfürften eine Art indijchen 
Vaſallenfürſten macht: und das Stand am Schlufje des Jahres 1878 
noch in weitem Felde. Und jchon drohte ihnen zu derjelben Zeit 
ein weiterer Krieg in Südafrika zum Schuß ihrer dortigen Colonien 
gegen die wilden ZulusKaffern, der fich möglicher Weife noch ge= 
fährlicher gejtalten könnte und feine geringen militärischen Kräfte 
zu Land noch mehr in Anfpruch nehmen möchte. Ja fogar ein 
dritter Krieg, in Hinterindien, mit dem jungen Könige von Birma, 
ftieg wenigftend als Möglichkeit im Hintergrunde auf. So mochte 
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England in nächiter Zeit alle Hände voll zu thun haben. Es ift 
erwwiejen, daß das Torycabinet diefe Kriege nicht gefucht und nicht 
verjchuldet hat und fich alle Mühe gab, benjelben auszuweichen. 
Aber für die Oppofition war es immerhin Waffer auf ihre Mühle ;Engtand 
fie fchrieb alles dem unverbeflerlichen Hange der Tories zu Friege- = F— 
riſchen Unternehmungen in die Schuhe und machte fie für dieption im 
ſchweren Kriegäkoften, die in Ausſicht ftanden, verantwortlich. Den Parla- 
noch ift e8 nicht wahrfcheinlich, daß die Whigs jo bald wieder ftatt eut. 
der Tories and Ruder gelangen werden. Sie find unter fich nichts 
weniger al3 einig und ihre Oppofition ift vielfach eine kleinliche, 
nergelnde und ſogar taktlofe; ein Theil der Partei ging ſelbſt fo 
weit, daß er im Solde Rußlands zu fein fchien, wenigjtens Hätte 

er fich faum anders geberden können, wenn das der Tall gewejen 
wäre. Co viel ift dagegen richtig, daß die Entwidelung der heimi— 

Ichen Geſetzgebung von den auswärtigen Fragen im höchjten Grade 
beeinträchtigt wurde und faft ganz zum Gtillftand fam, was den 
Tories allerdings convenirte, aber den Intereſſen der Liberalen nicht 
entſprach. Indeß zunächit beunrubigte das die Mehrheit der Nation 
nicht, die es offenbar zufrieden war, daß ihr Anjehen in der Welt 

im Sinne Altenglands wieder einmal mit Fräftigem Arm hoch ge= 
halten wurde. 

Auch Defterreich wurde im Laufe des Jahres 1878 von den Oefter- 
auswärtigen Fragen mehr in Anfpruch genommen, als für feine tid- 
innere Entwidelung wünfchenswerth war. Zwar bis zum Schluffe —— 
des Krieges zwiſchen Rußland und der Türkei und bis zum Ber— Aus 
liner Congreſſe blieb Oeſterreich davon verſchont, activ in die orien— — 
taliſchen Dinge hineingezogen zu werden, da es ſich geweigert Hatte, beiden 
mit Rußland in Beraubung der Türkei zufammen zu gehen und um der Reid. 
fog. Dreifaiferallianz willen auch nicht gegen Rußland vorgehen konnte, balften. 
Erſt als Rußland den Vertrag von St. Stefano abſchloß und damit 
deutlich feine Abficht zu erkennen gab, feine Hand über die ganze 
Balkanhalbinfel zu fchlagen, proteftirte Defterreich und ſchlug den 
Zufammentritt einer Gonferenz der Großmächte vor, die denn auch 
jchließlich zu Stand fam, aber nicht ala Conferenz, Jondern als Gongreß 
und nicht in Wien, jondern in Berlin. Diefe ganze erſte Hälfte 
bes Jahres ging für Defterreich wejentlich darüber Hin, den Aus— 
gleich mit Ungarn zu Stande zu bringen, über den ſchon feit faft 
zwei Jahren ohne Erfolg verhandelt worden war. Ungarn ver= 
langte dafür noch wejentlich günftigere Bedingungen als biäher, 
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ohne darum auf jeine rechtliche Gleichjtellung und thatjächliche 

Präponderanz in den gemeinfamen Angelegenheiten verzichten zu 

wollen. Da indeß eine höhere Belaftung Oeſterreichs zu Gunjten 

Ungarns von jenem entjchieden abgelehnt wurde und in der That 

geradezu unmöglich fchien, Jo waren beide Regierungen darauf ver— 

fallen, den Ausfall in einer Erhöhung der Schutz- oder Jnduftrie- 

und der Finanzzölle auf Petroleum, Café u. dergl. zu juchen. 

Anfangs widerjtrebte zwar jenen Ungarn, diefen Defterreich; aber 

am Ende gejtanden fie beide zu und wurde der neue Ausgleich endlich 

Ein nach zwei und einhalbjähriger Arbeit perfect. Wie dann der Ber: 

— liner Congreß Oeſterreich Ungarn die Occupation und Verwaltung 

Rosnien, Bosniens und der Herzegowina übertragen und von dieſem an— 

die Parzgenommen wurde, iſt Jchon angedeutet worden. Die Pforte prote- 

vn line zwar gegen diefe neue Beraubung ziemlich energifch, allein der 
eles : e 

gationenGongreß ging über ihren Proteft einfach hinweg und am Ende blieb 

pi F ihr nichts anderes übrig, als ſich zu fügen. Selbſt England hatte 

tie die Erhaltung der Integrität der Pforte vollftändig aufgegeben und 

Meinunghoffte Lediglich mehr, daß beiten Falls eine wejentlich verkleinerte 

Türkei füdlich) des Balkan den weiteren Uebergriffen Rußlands 

vielleicht werde widerftehen können. Defterreich nahm das Mandat 

alsbald an: es hatte dasſelbe ja ſelbſt unter der Hand längſt gefucht 

und vorbereitet. Aber Defterreih war dabei in einer ganz andern 

Lage ald Rußland. Die ruffiiche Regierung wurde in ihrem Vor— 

gehen gegen die Türkei von der ruffifchen Nation nicht nur unter- 

ftüßt, jondern war von ihr dazu förmlich gedrängt worden. Oeſter- 

reich dagegen fand für fein bosnifches Unternehmen wenig Ber- 

ftändniß und noch weniger Beifall weder diesjeit3 noch jenjeits der 

Leitha und fie war daher in nicht geringer Verlegenheit, wie fie 

dasjelbe den Delegationen plaufibel machen follte. Die einen waren 

dagegen, weil fie in der Türfei noch immer den beiten Schutzwall 

gegen Rußland zu erkennen wähnten und wenigſtens nicht ſelbſt 

noch an ihrer Beraubung Theil nehmen wollten, die anderen, weil 

fie die vorausfichtlichen großen Kojten der Occupation fcheuten und 

noch andere, weil fie die Angliederung noch weiterer flavifcher Ele: 

mente von vornherein perhorrescirten. Die Regierung ihrerfeits 

juchte darin in erjter Linie einen Erſatz für die Verlufte, welche 

dag Reich in den letzten Decennien in Italien und Deutichland er— 

litten hatte, und zugleich ein Hinterland und eine Sicherung für 

Dalmatien, in zweiter Linie aber ein Gegengewicht gegen die Prä- 
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ponderanz, welche Rußland jüdlich der Donau erworben Hatte und 
die nothwendig ſchwer auf Defterreich drüden mußte. Aber weder 
da3 eine noch das andere konnte fie offen eingeftehen und jo blieb 
ihr denn nur dag wirklich ſchwache Argument übrig, daß die Pforte 
doch nicht im Stande fein würde, die Ordnung in diefen Provinzen 
aufrecht zu Halten, was für die angrenzenden öfterr. Kronländer 
ſchwere Unzukömmlichkeiten ſchon gehabt habe und noch haben würde. 
Indeß es gelang ihr Ichließlich doch, die beiden Delegationen zur 
Bewilligung von 60 Mill. Gulden zu bewegen und jobald der Ber: 
liner Friede alljeitig ratifizirt war, ertheilte fie ihren Truppen Be— 
fehl, in die beiden Provinzen einzurüden. Zu diefem Zwecke Hatte 
fie 100,000 M. mobilifirt und den Oberbefehl dem %.3.M. Philip: 
povich, einem geborenen Groaten, übertragen. Es jchien das mehr 
als genügend zu fein, da die Öfterreichifche Regierung fich der Hoff: 
nung bingab, die Bejegung werde eine ganz unblutige fein. Allein 
die Hoffnung erwies ich al3bald ala Täufchung: die Muhamepaner 
jeßten fich überall zur Wehre und die Griechifch-Katholifchen ſchloſſen 
fi) ihnen größeren Theild an. So ging es anfänglich nicht ohne 
einige jehr empfindliche Schlappen für das öſterreichiſche Militär 
ab, das Land mußte ſozuſagen Schritt für Schritt erobert werden 
und Oeſterreich mußte das Erpeditionscorps durch eine weitere Mo— 
bilifirung bis auf ca. 150,000 Mann erhöhen, um damit fertig zu 
werben. Bis um die Mitte Oftober war indeß doch jo ziemlich 
da3 ganze Land in den Händen der Dejterreicher. Der Widerjtand 
war definitiv gebrochen: die Stärke des Occupationscorps konnte 
jet um 60,000 Mann vermindert werden, General Philippovich 
wurde feines Obercommandos enthoben, der Herzog v. Württemberg 
zum Givil- und Militärgouverneur des Landes ernannt und die 
Einleitung getroffen, um eine regelmäßige Verwaltung in Gang zu 
bringen. Dieje Aufgabe war indeß feine Eleine. Das Land ift überaus 
fruchtbar, aber die türkifche Regierung hatte für dasjelbe bisher 
nicht3, gar nichts gethan: es fehlte an allem Möglichen, fogar an 
nur irgend brauchbaren Wegen und Straßen für den Verkehr wie 
für dag Militär; e3 fehlte an irgend einem geordneten, gejeßlichen 
Finanz- und Steuerweſen, an irgend einer Rechtöpflege, die auch 
nur von Ferne diefen Namen verdiente, an allen Einrichtungen für 
Kirche und Schule: Alles war primitiv und rein.willfürlich. Die 
Türkei hatte fi) begnügt, Menfchenmaterial für die Armee und 
Steuern daraus nach Gonjtantinopel zu ziehen: im Uebrigen Tieß 
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fie die Begs, Serben von Geburt, die ſ. 3. fih zum Islam be— 
fehrt hatten, fchalten und walten und diefe drüdten und plünderten 
gemeinfam mit den von der Regierung dahin gejchidten Paſchas Die 
Rajahs nach Belieben aus. Die öfterreichifche Regierung hielt nun— 
mehr wenigjten® die Ruhe mit ftarfer Hand aufrecht, wehrte den 
größten Ungerechtigkeiten und fchaffte zum mindeften eine gewilie 
Ordnung; und ſchon dag war für dag arme Land eine große Wobi- 
that und man hat feither nichts mehr von einem weiteren Wider: 
itand, von gewaltfamem Widerjtreben gehört. Dagegen zeigte es 
fich bald, daß der Berliner Congreß Oefterreich mit feinem Mandat 
eine ſchwere Laft auf die Schultern gelegt hatte: nicht nur der Unter: 
halt des Militärs erforderte und zwar auf unbejtimmte, jedenfalls 
längere Zeit hinaus große Opfer; wenn die Öfterreichiiche Regierung 
ihrer Gulturaufgabe nur irgend genügen wollte, wenn ihre Ver— 
waltung des Landes diejen Namen allmälig verdienen, wenn das 
Land mit der Zeit auch nur feinen eigenen Bedürfniffen genügen 
jollte, jo erforderte das große Geldmittel, deren Betrag auf viele 
Millionen berechnet werden mußte. Die öfterreichiiche Regierung 
betrachtete den Befit freilich, entgegen dem Wortlaute des Berliner 
Beichluffes, nicht als bloße Dccupation, ſondern als bleibende An- 
nerion und dachte nicht daran, die beiden Provinzen dem Sultan 
als ihrem rechtmäßigen Herren je twieder aurüdzugeben; aber die Be- 
völferungen hatten darum doch zu fo großen Opfern feine Luft, 
weder diesfeit3 noch jenſeits der Leitha, am allerwenigften in den 
deutjchen Provinzen des Reichs. Die beiden Regierungen kamen 
dadurch ihren Parlamenten gegenüber einiger Maßen ins Gedränge. 
In Ungarn ging indeß der Minifterpräfident Tisza bald völlig auf 
die Intentionen der gemeinfamen Regierung und Andraſſy's ein 
und z0g die Mehrheit des Neichstages nach fich, wenn auch dabei 
feine bisherige Majorität arg zuſammenſchmolz; nur der Finanz: 
minifter Sell entledigte fich feiner WVerantwortlichkeit und nahm 
feine Entlaffung. In Defterreich dagegen beharrte der Minifter- 
präfident Fürft Auersperg und mit ihm bie Mehrheit des Gabinets 
auf feiner ſchon vorher geforderten Entlaffung und es ergab fich 
bald als jehr fchwierig, ein neues Minifterium zu bilden, das auf 
der einen Geite der verfafjungstreuen Mehrheit des Reichsraths ent- 
Iprochen und zugleich auf der andern dem boanifchen Unternehmen 
feine Unterftüßung gewidmet Hätte. Die Folge war eine längere 
Minifterkrifis, die der gemeinfamen Regierung jehr ungelegen war, 
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zugleich aber auch das parlamentarifche Regime in feiner ganzen 
Schwäche blos legte, indem die verfaflungstreue Majorität des Reichs— 
rathes unter fich jo wenig einig war, wie gegenüber der Regierung. 
Eine Einigung war um fo fchwieriger zu erzielen, ala es auf der 
Hand lag, daß ein völlige® Wiederabftehen von dem bosniſchen 
Unternehmen einfach unmöglich, alfo ganz und gar ausgejchloffen war. 
Die Delegationen traten unter diefen Umftänden im November unter 
ſehr ungünftigen Ausfichten in Peſth zuſammen. Die gemeinjame 
Regierung forderte von denjelben für das bosniſche Unternehmen 
noch pro 1878 einen Nachtragscredit von nicht weniger ala beinahe 
42 und pro 1879 einen Gredit von falt 34 Millionen Gulden, wo— 
bei e3 mehr als zweifelhaft war, ob ſelbſt diefe Summen ausreichen 
würden. Da die Delegationen diesſeits und jenjeit® der Leitha 
nach verjchiedenen gejeglichen Normen gewählt werden, jo konnte 
die Regierung von vornherein auf die Zuflimmung der ganzen unga= 
rischen Delegation zu ihren Forderungen, bezüglich der öfterreichifchen 
Delegation nur auf eine Majorität von ca. 30 gegen ca. 23 Stim— 
men rechnen. Diefe Minderheit machte unter Leitung des Abg. 
Herbft der Regierung eine ebenfo energijche als zähe Oppofition und 
zwang Andraſſy, die Nachtragsforderung für 1878 vorerft zurüd- 
zuziehen und fich für die Yortdauer der Occupation mit 20 Mill. 
zu begnügen, welche ihn beide Delegationen noch vor Ende des 
Jahres bewilligten. Offenbar fann die Regierung mit diefen 20 
Millionen nicht weit reichen, unmöglich ausfommen; ein viel größerer 
Betrag war vielmehr thatfächlich ſchon ausgegeben. Das Jahr 
ſchloß daher ſowohl für die Öfterreichifche Regierung als für den 
Öfterreichifchen Reichgrath ſehr unbefriedigend. Namentlich Tag die 
Herftellung des Gleichgewichtd in den Budget? beider Reichshälften 
wiederum erfichtlich in weiter Ferne. 


Noch viel unbefriedigender als in Defterreich war freilich dieguptand 
Finanzlage in Rußland. Wiederholte Verfuche, eine größere Anleihe und ber 


im Auslande zu Stande zu bringen, twaren gejcheitert und die Hoff- 


nung, eine ſolche jchließlich doch noch zu ermöglichen, mußte amſchlag in 
Ende ganz aufgegeben werden. Rußland fah fich genöthigt, die ges * 
waltigen directen und indirecten, Koſten ſeines Krieges gegen Die grieges, 


Türkei ſelbſt aufzubringen, theils durch Vermehrung des Papier— 
geldumlaufs, theils durch Anlehen im Innern. Dagegen war die 
Stimmung der Nation eine ganz andere, geradezu entgegengeſetzte 
wie in Oeſterreich. In Oeſterreich Hatte die Regierung mehr unter: 
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nommen und erreicht, als der öffentlichen Meinung zujagte, m 
Rußland dagegen hatte fie nicht alles durchzufegen vermocht, was 
diefe von ihr verlangt und erwartet Hatte. Die Nation hatte die 
gewaltigen Opfer, die von ihr verlangt worden waren, willig ge= 
bracht, aber fie wollte fie auch nicht umfonft gebracht Haben. Die 
Öffentliche Meinung, jo weit in Rußland von einer öffentlichen 
Meinung die Rede fein kann, hat ſich angewöhnt, auf das ganze 
übrige Europa, jo weit e& nicht ruffiichen Sweden dienen will, gar 
feine Nüdficht zu nehmen und bildet fich ein, daß das HL. Rußland 
ſich jelbjt volltommen genüge und im Nothfall ganz Europa ge— 
wachen jei. Das Zurüdiweichen von dem Vertrage von Gt. Ste— 
fano Hatte daher einen mächtigen Rüdjchlag auf Rußland ſelbſt zur 
Folge. Die panflaviftifche Partei war darüber jehr unzufrieden 
und nicht nur diefe Partei allein. Man darf wohl annehmen, dag 
Kaijer Alexander, nachdem er einmal den Vereinbarungen des Ber 
liner Gongrefjes zugeftimmt, auch bereit war, fein gegebenes Wort 
einzulöfen. Aber er hatte einen fchweren Stand: weder feine Re— 
gierung in St. Petersburg, noch ſeine militärischen Gewalthaber in 
der Türfei waren damit einverftanden und ihre Handlungen mie 
ihre Sprache waren bei jeder Gelegenheit der Art, als ob es fich 
nicht darum handelte, den Berliner Frieden, jondern vielmehr den 
Vertrag von St. Stefano ins Werk zu ſetzen. Da aber England 
fortfuhr, eine jehr entichloffene Haltung zu beobachten, und auch 
feine der anderen Großmächte Luft hatte, die ganze Sache wieder 
von born anzufangen, wurde es nach und nach doch immer wahr- 
icheinkicher, daß ſich Rußland fchließlich twerde fügen müffen. Die 
Folge davon war ein allgemeine® Gefühl von Unbefriedigtfein in 
den wweiteften Kreifen der ruffiichen Gejellichaft, da8 von den Längjt 
beftehenden geheimen Vereinen nach Kräften gegen die Regierung 
ausgebeutet wurde Ganz Rußland ift ſchon feit längerer Zeit von 
folchen geheimen revolutionären Genoflenjchaften überzogen und unter- 
wühlt, die fich tief in die Beamtenmwelt hinein und in diefer hoch 
hinauf, jelbjt biß in die Nähe des Kaiſers verzweigen, ja jogar 
ſchon in die Armee eingedrungen find. Auf die große Mafje der 
Bauern Fann ich der Kaifer freilich ziemlich unbedingt verlaffen; 
aber in allen höheren Klaſſen ift der patriarchalifche Abfolutismus 
des Garen ein völlig überwundener Standpuntt. Dieſen Klaffen 
iſt die Willkür und die Beftechlichkeit der Beamten nachgerabe ganz 
unerträglich geworden und fie verlangen einen Antheil an der Re— 
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gierung ihres Landes, wie ihn Rußland ja ſelbſt in dem Vertrage 
von St. Stefano den kaum befreiten Bulgaren und der Berliner 
Gongreß ſogar dem unter die türkifche Herrſchaft zurüdgeziwungenen 
Dftbulgarien zugejtanden hat. So entwidelte fi) ganz allmälig 
eine bis gegen Ende de Jahres fichtlich fteigende Gährung in allen 
großen Städten Rußlands, die dasſelbe allem Anfchein nach ſchon 
für die nächte Zukunft mit ſchweren Gefahren bedroht. 

Es ift das unzweifelhaft eine dev Folgen des Krieges gegen Sie 
die Türkei, an denen auf diefe Weife Rußland fajt nicht weniger Zirkei, 
zu leiden hat, als die Türkei ſelbſt. Diefe ift freilich jeither Mann: 
noch viel jchlimmerer Lage und es ift kaum abzujehen, wie fie ji) Lage, 
aus derfelben wieder ſoll emporrichten fünnen. Der Berliner Con— = 
greß that fein Möglichites für fie, indem er ihr wenigſtens das 
weite und fruchtbare Gebiet füdlich des Balkans zu retten und da= 
durch zu fichern fuchte, daß er ihr eine fejte militärijche Stellung 
längs der Balfankette einräumte. Allein das neue Oftrumelien ift 
ein ſehr zweifelhaftes, auf die Dauer kaum haltbares Gebilde und 
die Verjchmelzung desfelben mit dem neuen Fürftenthun Bulgarien, 
nad dem urfprünglichen Plane Rußlands, ift offenbar doch nur 
eine Frage der Zeit. Es war ein Verfuch, der kaum gelingen wird, 
faft notwendig fcheitern muß. Die Bulgaren, die Majorität der 
Bevölkerung, wollen entjchieden nicht wieder unter die Herrjchaft 
der Pforte zurückkehren und diefe hat nicht die Kraft, dieje Herr- 
Ichaft nöthigenfalls mit Gewalt zu erzwingen. Ihr Hauptgebrechen 
ift die völlige Zerrüttung ihrer Finanzen, die geradezu troſtlos iſt 
und die Regierung in jeder freien Bewegung hemmt. Gin Anlehen 
in Europa ift abjolut ausgefchloffen: die Pforte ift ohne allen und 
jeden Gredit. Eine Beflerung ihrer Finanzlage ift daher nur mög- 
lich als Folge einer durchgreifenden Reform ihres ganzen Verwal- 
tungsſyſtems. Die Pforte Hat fich auch zu Reformen durch die Be— 
jchlüffe des Berliner Gongrefjes gegenüber. Europa, durch den Ver— 
trag vom 4. Juli gegenüber England förmlich verpflichtet. Aber 
die Durchführung gründlicher und umfaflender Reformen in den 
Provinzen ift nur möglich unter Aufwendung außerorbentlicher Geld» 
mittel, die doch eben erſt durch ſolche Reformen befchafft werden 
follen. Sie bewegt fich jo in einem circulus vitiosus, aus der es 
in der That ſchwer fein dürfte, einen Ausweg zu finden, um jo mehr, 
als die Kaimes-Wirthſchaft und die in letzter Zeit von der Regie— 
rung gemachten Verfuche, diefelbe zu befeitigen, Handgreiflich gezeigt 
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haben, daß es ihr an den elementarften Kenntniffen in der politi- 
Ichen Oekonomie und in der Finanzwirthichaft fehlt. Der einzig 
denfbare Ausweg wäre, daß fich die Pforte wenigftend für ihre 
Finanzen und für die Reform ihrer Berwaltung ganz unter 


Aegypteneuropäiſche Vormundſchaft ftellen würde. Aegypten ift ihr darin 


— 


im Jahre 1878 vorangegangen. Auch dort ſah ſich der Khedive 
außer Stande, die Zinſen ſeiner Staatsſchuld vollſtändig zu be— 
zahlen. Er ordnete daher eine umfaſſende Enquete über die ge— 
ſammte Finanzlage ſeines Landes an und auf die Reſultate dieſer 
Enquete geſtützt oder vielmehr durch dieſelben genöthigt, entſchloß 
er ſich, ob freiwillig und aufrichtig, blieb freilich dahin geſtellt, die 
Verwaltung feines Landes ſo zu Jagen directe unter die Obhut Eng— 
lands und Frankreichs zu ftellen, ein Reformminifterium unter dem 
Vorſitz Nubar Pafchas einzufegen, das Finanzreſſort darin dem 
Engländer Wilfon, das der öffentlichen Arbeiten dem Franzofen 
De Bligneres zu übergeben und fogar auf feine Privatbomänen zu 
verzichten. Einen ähnlichen Schritt der Selbftverläugnung müßte 
auch der Sultan thun. Allein dazu ift er noch viel zu hochmüthig, 
dagegen ſperrt fih aus Eigennuß das ganze nichtänugige Beamten- 
beer der Pforte. So werden die Dinge in der europäilchen Türke 
wie bisher weiter gehen, wie fie mögen und fo lange fie mögen. 
Die innere Zerfeßung und Auflöfung aber wird ihren ungehemmten 
Fortgang nehmen, bis die Gefchide fich erfüllen. 


Regiſter. 


Reben der Seitenzahl find die Monate mit römiſchen, die Monatstage mit arabiſchen 
Biffern bezeichnet. 


Baden: ©. 35—218: 1 22 (die ultram. Partei), 23 (Differenz mit Rom), 
Vi 12 (Berwaltungsgerichtähof). 


Bayern: ©. 35—218: I 8—9 (Simultanfchulen), 17 (Verwaltungsgerichts⸗ 
hofs⸗Frage; Zerſehzung der ultram. et 25 (die Ulttam. und das 
Budget), 28 (DVerwaltungsgerichtshof); I 1 (die Ultram. und das 

Budget), 9 (Ultramontanes), 14 (da3 Budget), 18 (Simultanjchulen), 

21 Budget; die Ultramontanen); 111 12 (d. fath. Volkspartei Sigl’s); 
IV 30 (Bilchofsernennung), VI 11 (Bifchofsernennung), VII 6 (Partei 
Siegl), 16 (Militäretat), 18 (Schluß des Landtags), IX 3 (Inſpektion 
des deutjchen Kronprinzen), X 8 (Partei Siegl), 20 (Biichofgernen- 
nung), XI 15 (Hirtenbrief zu Gunften des Peteräpfennigs), 21 (Alt: 
fatholifches), All 4 (Sieg der Ultramontanen in München), 20 (die 
Seſſion der Landräthe), 22 (die ———8 

— XI 15 (Hirtenbrief des Erzb. v. Bamberg bez. Peterspfennig) 

. 181. 


Belgien: ©. 422—426. 


Braunfchweig: S. 35— 218: I 31 (Sozialdemokratifches), XII 13 (der Land: 
tag und die Erbfolgefrage). 


Gongreß, Berliner: S. 97—127: VI 2 (Einladung dazu), 13 (Erſte Sitzung, 
Namen der Mitglieder), 20 (Borverhandlungen), 21 (bulgarifche Frage), 
28 (Bosnien und die Herzegowina), 29 (Griechenland), VII 1 (Rumä- 
nien, Serbien, Montenegro), 2 (Bismarck u. Gortichatoff), 10 (Batum), 
13 (Friedensvertrag dv. Berlin), VIII 3 (Ratifikationen), IX 1 (Ber: 
juch des deutjchen Reiches), 10 (Biamard und Gortjichatoff). 

Aktenſtücke: VI 2 (Bereinbarte Einladungsformel) S. 97; VII 13 (Wort: 
laut des Friedensvertrags don Berlin) S. 114. 

Gurie, die päpftliche: S. 401—408. 

Attenſtücke: I 17 (Proteft bei der Thronbefteigung des K. Umberto 1.) 
S. 401; 11 20 (Schreiben des neuen Papftes an den deutjchen Saifer) 
©. 403; VI 27 (Schreiben de3 Papftes an den Gardinal-Staats: 
—— Nina) S. 407; X 4 (dev Cardinal-Staatsſecretär Nina über 
en Peteröpfennig) ©. 407. 


Dänemarf: S. 430-433, 
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Deutfhes Reih: ©. 35— 218: 1 1 (Kriegäftärte des deutichen Heeres und 
Beitand der beutjchen Flotte) (die jog. Kanzlerkriſis) (Gewerbeord⸗ 
nung und Gemwerbegerichte), 15 (deutjcher Landwirthichaftsrath gegen 
Getreidezölle) (NReichseifenbahnfrage; Kijenbahntarifreform) (Tabat: 
fteuerfrage), I 22 (Reichäftempelfteuer), 23 (NReichshaushaltzetat für 
1878/79), 25 (Vorlage bez. Stellvertretung des Kanzlers), 31 (ber 
neue franz. Gejandte St. Vallier). 

11 6 (Eröffnung des Reichstags), 7 —— beſetzt ſein Bureau, 
die Stellvertretungsvorlage), 12 (Budgetfrage), 14 (der Reichskanzler), 
16 (Lebensmittelpoligeigejeh, Budget), 19 (Unterfuchung der Lage der 
beutjchen Gifeninduftrie) (Reichstagsdebatte über die orient. Frage: 
Reden Bennigiens und Bismarcks), 21 (Zweiter Congreß der Schuß: 
zöllner), 21 (Stellvertretungsfrage), 21—23 (große Steuerbebatte des 
Reichstags, Gamphaufen), 23 (der Reichslanzler und die Nat.Yiberalen). 

111 2 (Gewerbeordnung und Getwerbegerichte), 3 (Bejuch des öfterr. 

Kronprinzen), 5 (Stellvertretungsfrage, Rede Bismards), 6 (Bethei: 
ligung an der Pariſer Hunftausitellung), 8 (Stellvertretungafrage), 
11 (Annahme des ENTER 12 (Bildung einer Schub: 
ollpartei im NReichätage), 14 (Nicaragua), 15 (Tabak-Enquete) (Fre: 
Fungsgiel um Straßburg) (der neue Papft und die Ultram.) (die 
ozial-democratifche PBarteiprefie), 18 (die Tabak-Enquete), 19 (die 
Stellvertretung des Reichsfanzlers), 20 (Xebensmittelpolizeigejeb), 22 
(Geburtätag des Kaiſers), 24 (Brief des neuen Papftes an den Kaiſer) 
(Delegirtentag der Handels- und Gewerbefammern), 25 (Nacdjtragsetat 
zum Budget für 1878/79), 30 (Nicaragua). 

IV 3 (Zabafenquete), 5 (Beichluß des Reichstags über die — 
Erſparniſſe), 7 (die Handelskammern gegen das Tabaksmonopol), 1 
(die nat.lib. Partei gegen das Tabatsmonopol), 12 (Beziehung zu 
Holland) (Budget, ftarke Ermäßigung), 20 (die Herbjtmanöver), 25 
(Sotthardbahn). 

V 1 (die conftitut. Garantien bei der Steuerreform), 2 (die Ta: 
batzenquetevorlage), 3 (Gewerbeordnung und Gewerbegerichte), 6 (Stell: 
vertretung des Reichskanzlers), 7 (Seehandelspläße gegen Tabakmono— 
pol), 10 (Zabafenquetevorlage), 11 (Attentat Hödel), 14 (Handels: 
vertrag mit Rumänien) (die chriftlichjoziale Agitation), 16 (Kron— 
bring) (Spielmartenftempel und Te) 17 (Borlage gegen 

ie on) (Zabafenquete) (Gotthardbahn), 19 (Gewerbe: 
geſetz, Gewerbegerichte), 20 (Sozialiftengefeg), 22 (da3f.), 23 (dasj., 

Schluß des Reichstags), 28 (Panzergejchwader), 30 (Untergang des 

großen Kurfürften). 

vi 2 (Attentat Nobiling), 4 (Stellvertretung des Kaiſers durch 
ben Kronprinzen), 6 (Auflöfung des Reichstags), 7 (offiz. Preffe gegen 
Sozialdemokratie und gegen Xiberalismus), 11 (Auflöfung des Reiche: 
tags), 13 (alttath. Synode hebt das Gölibat auf), 16 (Beginn der 
Wahlagitation), 27 (Prov.:Korr. über die Wahlen), 28 (Offiz. Preſſe 
gegen die Nat.:Liberalen), 30 (Kaiſer-Wilhelmsſpende). 

VIE 1 (Briefe des Kaiſers und des Stronprinzen an ben neuen 
Papit), 2 (Tabakenquete), 4 (die Samoainſeln) (Tabafenquete), 15 
(Graf Stolberg Bicefanzler), 17 (Tabafenquete), 18 (diefelbe) (Reiche: 
fanzler in KHiffingen), 22 (dev Kaifer), 24 (Baummollenquete), 29 
We Kaifer) (dev Nuntius in KHiffingen), 30 (Reichstaggwahlen, Re 
ultate). 

vıI 2 (Prinz Reuß nah Wien) (dev chriftliche Sozialismus), 
5 (Conferenz der Finanzminiſter in Heidelberg), 13 (Neuer Entwurf 
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eines Sozialiſtengeſetzes), 15 (Reichzeifenbahnamt), 16 (Hödel ent 
hauptet), 18 (Reichskanzler nach Gajtein, der Nuntius), 20 (Berein 
für Völkerrecht in Frankfurt). 

IX 1 (Boltswirthichaftlicher Gongreß in Posen), 9 (dev große 
Kurfürft), 9 (Zufammentritt des Reichstags, Thronrede, Vorlage de3 
Sozialiftengejeges), 10 (Nobiling ftirbt), 11 (Bureaumwahl des Reichs: 
tags), 11 (deutfche Naturforjcher und Aerzte) (die Abjchaffung des 
Gölibats), 13 (dev Große KHurfürft, Arbeiter-Alterverforgungs: und 
Invalidenkaſſen), 14 (dev Kaifer), 15 (Haifer-Wilhelmätpende), 15 
(die Schußzöllner des Reichstags) (Congreß deutjcher Kaufleute), 16 
(dev Große Kurfürſt) (Erfte Lejung des Sozialiftengejeßes), 18 (So: 
ialiftengefeß), 20 (der Kaifer), 26 (VBerfammlung der Sozialdemo: 

aten in Fürth), 27 (der neue Papft), 28 (der Kaijer) (dad Sozia— 
liftengejeb). 

X 1 (da3 ———— Reſultat der Commiſſionsberathung), 
9 (Zweite Leſung des Sozialiſtengeſetzes) (deutſcher Proteſtantentag), 
13 (Congreß der Gewerbävereine), 14 (ſozialdemotratiſche Kundma—⸗ 
hung), 15 (Biceadmiral Werner), 17 (Compromiß bez. des Sozia- 
liſtengeſetzes) (Programm der Schubßzöllner des Reichstags), 18 (dritte 
Leſung des ie ag er des Reichskanzlers, 
Parteiſtatiſtik), 21 (Soztaliftengejeß, die Sozialdemokraten), 30 (deut: 
icher Handelätag in Berlin) (Cijenbadntariffrage), 31 (der Kaifer) 
(der große KHurfürft). 

X1 1 (Handelsvertrag mit Defterreich), 5 (die Zollangelegenheiten), 
11 (da3 Marinedepartement), 12 (der Reichskanzler regt beim Bundes: 
rath eine Revifion des allg. Zolltarif3 an), 15 (die Ausführung des 
Sozialiftengefeßes), 19 (die Tabakenquete), 20 (der Große KHurfürft), 
22 (die Schußzollfrage), 24 (die Se rittspartet), 25 (Handeläver: 
trag mit Italien), 27 (die Kaiſer-Wilhelmsſpende), 30 (die biöherigen 
Mapregeln gegen die Sozialiften) (die Zoll: und Steuerreformfrage). 

Xi 5 (Rüdtehr des Kaiſers nach Berlin), 12 (Niederjegung einer 
Kommilfion für Revifion des Zolltarifs), 13 (Ausweifung von ©o- 
zialdemofraten) (Anſprache des Kaiſers) BRAIN), 15 
(Schreiben des Neichakanzlerd an den Bundesrath über die Schub: 
zollfrage), 16 (Beichlüffe der Tabakenquete-Commiſſion) (Handelsver: 
trag mit Defterreich), 21 (die Marine), 27 Zujammenfegung der Zoll: 
tarifcommisfion), 30 (das Schreiben des Kanzler? v. 15. d. M.), 31 
(Hanbeläverträge mit Belgien und ber Schweiz gekündigt). 

Altenjtüde: I 25 (Erfte Vorlage und Motive betr. die Gtellvertretung 
des Reichskanzlers) S. 45; 11 19 (Darlegung des Reichskanzlers 
betr. die Stellung Deutjchlands zur orient. Frage) ©. 53; Ul 11 
(Wortlaut des Selehes betr. Stellvertretung des Reichskanzlers) ©. 73; 
V 17 Erſter preuß. Entwurf eines Sozialiftengejeges) ©. 89; VI 27 
(Wahlprogramım der offiz. Prov.:Gorr.) ©. 103; VII 1 (Schreiben 
des Kaiſers dv. 24. März und des Kronprinzen dv. 10. Juni an den 
Papft) ©. 111; VI 13 (Zweiter preuß. Entwurf eines —— 
eſetzes) ©. 128; IX 9 (Thronrede) S. 131; IX 9 Worlage des 
— für ein Sozialiſtengeſetz) ©. 133; X 1 — * 
bericht warze über die Sozialiſten-Geſetzworlage) ©. 143; X 9 
(Refolution und Grflärung des Ulten deutfchen Proteftantentages) 
S. 159; X 14 (Kundmachung des joz.:demoer. Gentralcomite an die 
Parteigenofjen) ©. 166; X 17 (Erklärung reip. Programm der Schuß: 
zollpartei des Reichstags) S. 167; X 18 (Erklärung des Reichskanz-⸗ 
lers über das vom Reichstage bejchlofjene Sozialiftengefeg) ©. 169; 
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X 25 (Erſte ſchutzzöllneriſche Erflärung des Neichsfanzlerd, an Herrn 
v. Barnbüler) S. 173; XI 12 (Antrag des Reichskanzlers betr. Re: 
vifion des allg. Zolltarifs) ©. 179; XII 15 (Schreiben des Reiche: 
fanzlers an den Bundesrath bez. Revifion des allg. Zolltarif3 u. Wieder: 
einführung von Schußzöllen) ©. 205. 


Elfaß-Roihringen: S. 35—218: 11 27 (die Optanten), III 30 (militärijche 
Derhältniffe im Reichslande), VIII 7 (Landesausfhuk für Tabaf: 
ne 31 (Umtriebe der Proteftpartei), IX 22 (Gnadenerlaß des 

aiſers). 


Sranfreih: S. 339--383. 
Attenftüde: IV 10 went be3. Schulhausbauten) ©. 359; IX 18 (das 
fog. Programm Gambetta’3 von St. Romans) ©. 371. 


Griechenland: S. 488-491. 

Großbrittannien: ©. 232 — 338. 

Arctenftüde: 1 17 (Thronrede) ©. 284; I 15—29 (Depejchenwechjel mit 
Rukland) S. 295; II 10 (Telegramm Gotichatoffs bez Konſtanti— 
nopel) ©. 297; IV 1 (Rundichreiben Salisbury über Englands 
Stellung zu Rußland) S. 302; IV 8 (Rede Beaconsfield's über Die 
orient. Yrage) ©. 306; V 30 (Geheimer Antrag Englands an bie 
Türkei bez. Sleinafien und Gypern) ©. 312; V 30 (Bereinbarung 
mit Rußland bez. des Vertrages von ©. Stephano) ©. 317; VI 4 
(Konvention mit der Türkei bez. Hleinafien ꝛc. und Cypern) ©. 314; 
vi 13 (Dep. Salisbury’3 über die Refultate des Berliner Congrefies) 
©. 320; VII 18 (Rede Beaconäfield’3 über die Reſultate des Ber: 
Iimer Gongreffes) S. 322; XT 9 (Rede Beaconäfield’s beim Lord— 
majorsbantett über die Ausführung des Berliner Friedens) ©. 332; 
XII 31 Glaubuch über Reformen in Kleinafien 2.) ©. 337. 


Heffen: ©. 35 — 218: 1 18 (Bisthum Mainz), 11 25 (die Givillifte), VI 13 
(diejelbe), IX 24 (Landtagswahlen). 
Holland: S. 427—429. 


Italien: S. 384—400. 
Attenftüde: MI 7 (Thronrede Umberto I) ©. 387; III 26 (Programm des 
Minifteriums Gairoli) ©. 388, 


Medlenburg: ©. 35— 218: I 15 (Berfoftungöfkage), XI 7 (Zandtag und die 
Bus). XI 22 (Zandtagsbeihluß bez. Verfaffungsfrage). 


Oeſterreich-Ungarn: S. 219-271. 

Aktenſtücke: I11 9 (Expoſé Andraffy’3 zu Begründung der Greditforberung 
von 60 Mill. ©.) ©. 223; VII 29 (Proclamation an die Bewohner 
Bosniend und der Herzegowina) ©. 237; XI 10 (Anſprache reip. 
Thronrede des Kaiſers an die Delegationen) ©. 258; XI 14 (Ant: 
toortsadrefje des ungarijchen Reichstags) ©. 260; XI 30 (Darlegung 
Andrafiy’s bez. das bosnifche Unternehmen) S. 264; XI 8 (Erflä- 
gg einer muhamedanifchen Deputation Bosnien? an den Kaifer) 
>. 266. 


Pforte: ottomannijche: S. 453 —487. 
Altenftüde: 131 (Friedenspräliminarien zwiſchen Rußland und der Pforte) 
©. 456; 111 3 (Vertrag von ©. Stefano mit Rußland) S. 461, 
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Preußen: S. 35—218: 1 4 GEimultanſchulen), 12 (Antwort Falk auf kath. 
Mafjenpetition), 16 (Marpingen), 23 (Abg.:Haus weist ultromontane 
Beſchwerden ab), 25 (die chriſtlich-ſoziale Agitation der Hofprediger: 
partei), 31 (biichöfliche Vermögensverwaltung). 

11 5 (Oberlandesgerichtäfrage), 6 (Gerichtsfikgejeh), 7 (Amtstracht 
ber Richter), 9 (Gerichtsverfafjungsgejeh), 27 (Gamphaufen tritt zurüd). 

I 16 (Gerichtöverfaffungsgefeh), 18 (Berliner Stadteifenbahn), 
19 (Gerichtäverfaffungsgefeß), 22 (Graf Eulenburg, Graf Stolberg), 
23 Machtrags-Etat für 1878/79, Gerichtsverfaſſungsgeſetz), 25 (Achen: 
bad) tritt zurüd), 27 (Hobredjt und Maybach Minifter), 30 (Schluß 
des Landtags). 

IV 12 Worgehen des Oberkirchenraths gegen freiſinnige Pfarrer), 
25 GBiſchof dv. Culm). 

V 3 (Oberfirchenrath3:Präf. Hermann entlaffen), 18 (die Pro: 
vinzialiynoden, die fgl. Ernennungen und Minijter Fall), 24 (das 
Entlaſſungsgeſuch Falks). 

VI 1 Generalſynode), 12 Tod des Ex-Königs don Hannover), 
30 (die welfiiche Partei). 

vi 10 (Schreiben des Ex-ſtronprinzen don Hannover an den 
König), 30 (Bilchof von Osnabrück ftirbt). 

VIl 2 (Defizit im Etat von 1877/78), 17 (Unruhen in ee: 

IX 26 (dev Kaiſer) (Forkenbeck, Oberbürgermeifter von Berlin). 

X 1 (die Maigefebe), 2 (die Ultramontanen und die Verband: 
lungen mit dem Papft), 19 (Ledochowsky verurtHeilt), 23 (Ausführung 
des Sozialiſtengeſetzes), 31 (Berliner Stadtiynode.) 

XI 6 (die ultramontane Partei umd der Ausgleich mit Rom), 
7 EEedochowsky verurtheilt), 9 (Reſcript des Minifters Falk), 11 (die 
Büſte Jacoby’s), 13 (die Frage des Unterrichtägejehes), 19 Eröffnung 
des Landtags, Thronrede, das Herrenhaus, die Sozialdemokratie), 
20 (das Budget für 1879), 22 (die Neichsjuftizgefehe), 20 (Nord: 
ichleswig), 27 (Erſte Lejung des Budgets), 28 Verhängung des fog. 
fleinen Belagerungszuftandes über Berlin) 29 (Ausweilung von So: 
ztaldemofraten), 30 (Sozialdemokratifches), (die Einftellung der Leift: 
ungen an die kath. Kirche) 

XI 1 (die welfiiche Partei in Hannover), 2 (die Yyinanzlage) 
(die Vorlage bez. Beränderungen in den Refjorts der Miniſter), 
3 (bie Wucerfrade), 4 (da3 evangelifche Hirchenregiment) 5 (Minifter 
Maybad) über jeine Gijenbahnpolitit), 7 (Anſprache des Kaifers), 
9 (Minifter Eulenburg über die Verhängung des jog. fleinen Be: 
lagerungäftandes über Berlin), 10 (Gommunaljtenergejeßesvorlage), 
11 (Anträge der Ultramontanen, Rede des Minifters Falk), 13 (die 
Verwaltungsreformfrage), 14 (Stedbrief gegen Ledochowsky), 17 (das 
Staatsbahnweſen), 18 (die Borlage bez. Reffortverhältniffe der Minifter), 
20 (Gommunalftenergejeß), 21 (die Vermählung des hannoverſchen 
Thronprätendenten) 24 (dev Papft an den abgeſetzten Erzbiſchof von 
Köln), 28 (Errichtung eines Eifenbahnrathes), 30 Ernennung von 
zwei Hofpredigern zu Oberfirchenräthen, Miniiter Falk). 

Aftenftüde: I 12 (Antwort Falk auf eine Mafjenpetition jchlefischer Katho— 
liten) ©. 38; VII 10 (Schreiben des hannöverichen Kronprätendenten 
an den König von Preußen) ©. 113; X1 9 (Refjeript Falks bez. Be: 
ſchwerden ber Katholiken) ©. 178; XI 19 (Thronrede) ©. 182; 
X1 28 (Verfügung der Regierung betr. VBerhängung bes kleinen Be: 
lagerungszuftandes über Berlin) ©. 188; XI 29 (Abjchiedserklärung 
der ausgewieſenen Sozialdemokraten an ihre Parteigenoffen) ©. 189; 
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XI 11 (Rebe Falks über die Aufrechthaltung der Maigefeke) ©. 195; 
X 7 u. 13 (Anfprachen des Kaiſers an die Vertreter Berlin, der 
Geiftlichkeit und der Volksſchullehrer) S. 193 u. 202; XII 21 (Welfen: 
adrefje an den hannoverſchen Sronprätendenten) ©. 213. 

Neuß a. 8.: ©. 35— 218: IX 19 (Landtagswahlen), XI 18 (der Landtag). 

Rußland: S. 439---452. — 

— ng 4 (Schreiben de3 neuen Papjtes und Antwort des Kaiſers) 

. 441. 

Sadjfen: ©. 35—218: 13 (Barochiallaftengefeh), 11 20 (Einkommensteuer: 
geſetz), V 26 (dasſ.), VI 20 (Jubiläum de3 Königspaares), VII 15 
(Eijenbahnen), 23 (dief.), XII 15 (die Sozialdemokraten). 


Sadhfen:Weimar: ©. 35 — 218: II 18 (Domänenfrage), VII 9 (Regierungs: 
jubiläum des Großherzogs), XII 29 (die Landesſynode). 


Schweden u. Norwegen: ©. 434—438. } 

Schweiz: ©. 409--421. 

Actenftüde: 11 20 (Schreiben des neuen Papftes an den Bundesrath) S.410; 
IV 5 (Antwort de3 Bundesrathe) ©. 411. 

Spanien: ©. 277—281. 

Vereinigte Staaten von Nordamerifa: S. 495 500. 


Württemberg: S. 35 —218: XI 13 (dev König bejucht den Kaijer). 
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